Leo  Baeck  Institute 

Hirschland  Bank  and  Family 

Collection 
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JDR.  HERZFELD-ESSEN 

L Vorsitzender  des 

I 3üdischen  Central-Vereins 


be’rlin  W15,  den;  24*.August  1938. 

EMSER  STRASSE  42 


V 


Herrn  ' ■ \ I I ^ , 

Dr.  Georg  Hirachland  • f 

i/v" 

Essen 

Lindenallee  7/9 


> • 

r 


'# 


Sehr  geehrter  Herr  Dr .Hirschland ! 

Ich  bestätige  den  Empfang  Ihres  gefl.  Schreibens  vom 
22.d.M.  und  spreche  Ihnen  meinen  besten  Dank  für  *die 
Erfüllung  meiner  Bitte  aus. 

Mit  verbindlicher  Empfehlung 
bin  ich 

Ihr  ergebener 


h^lr 


éi 


• I 


August  1938 


■«Jr.  "erzfeld, 

Ich  bestätige 
IS  Berlin  vom  2.  d.Mts.  Ihrei 
ahresbeltrag  für  I937  »„d  1< 
/*  2.000.^  ^ / 


lanicend  den  Empfang, 
Wunsche  entsprechend 
8 mit  je  H 1.000.-. 


Anderkpn^  bei  meiner  Firma 


Mit  freundlichen  Empfehlungen 
Ihr  ergebener 


Herrn 


Rechtsanwalt  Dr 


Schubertstrass 


y^/// 

^ ^ <^t^<ytyy^yy 

/ ï^,  :>:  X 

^ Pf  ' y//y-tyt^,  - 

XX  ^ yc^.^ 

% 

DR.  HERZFELD-ESSEN 

Vorsitzender  des 
Düdischen  Central-Vereins 


Vertraulich! 


Herrn 

Dr.  Georg  Hirschland 


BERLIN  W 15,  DEN  2.  8.  1938. 

EMSER  STRASSE  42 


^ ^ / 

Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

Im  Jahre  1937  hatten  Sie  dem  Jüdischen  Gentralver- 
ein  einen  Beitrag  in  Aussicht  gestellt , dessen  Höhe  gelegent- 
lich noch  besprochen  werden  sollte.  Infolge  anderweitiger 
Inanspruchnahme  bin  ich  leider  bisher  nicht  dazu  gekommen, 
darüber  mit  Ihnen  zu  sprechen. 

Da  gegenwärtig  einige  Entschlüsse  von  grösserer 
finanzieller  Tragweite  bei  uns  zur  Erörterung  stehen, wäre 
ich  Ihnen  ausserordentlich  dankbar, wenn  Sie  die  Güte  hät- 
ten,uns  Ihre  Zuwendung  für  die  Jahre  1937  und  1938  nun  zu 
beziffern. 

Den  Betrag  bitte  ich  meinem  Anderskonto  bei  Ihrem 
Bankhause  gutschreiben  zu  wollen. 

Falls  Ihnen  eine  Rücksprache  erwünscht  ist, stehe 
ich  gern  zur  Verfügung. 

Mit  verbindlichster  Empfehlung 
bin  ich 

Ihr  sehr  ergebener 


/ / 


I 


Essen,  den  27.  April  1938. 


Herrn 

Dr.M.  Schweizer 
Büro  der  Synagogengemeinde  , 

Essen 


Alfredistrasse  2 


In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen  ein  Schreiben  des  Vor- 
sitzenden des  Jüdischen  Central— Vereins,  Dr.  Herzfeld,  Essen, 
vom  26.  d.Mts.  mit  der  Bitte,  das  Notwendige  zu  veranlassen. 

Hochachtungsvoll 


« « 


* Abschrift- 

Dr,  Herzfeld -Essen 
Vorsitzender  des 
Jüdischen  Centra-Vereine 


Berlin  W 15 
Emser  Strasse  42 
Essen,  den  26.  April  1938 


An  den 


Herrn  Vorsitzenden  des  Vorstandes  der 
Synagogen-^emeinde  Essen 
Herrn  Dr.  Georg  Hirschland, 

Essen 


Vertraulich. 

Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschland  ! 

Die  Synagogen-Gemeinde  Essen 

hat  dem  Jüdischen  Centra-Verein  für  1937/38  und  1938/39  einen 
Betrag  von  je  M l.OOOj^-r—  in  Aussicht  gestellt. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Vor- 
sitzenden unseres  Verwaltungsausschusaes,  Herrn  Alfred  Panifsky 
zu  Berlin,  bitte  ich  den  Gemeindevorstand,  diese  Beihilfe  jetzt 
zu  gewähren  und  den  Betrag  meinem  Anderskonto  bei  dem  Hankhause 
Himon  Hirschland  in  Essen  zu  überweisen. 

Ich  gestatte  mir,  den  wärm- 
sten Dank  der  Vereinsleitung  für  das  uns  erwiesene  Wohlwollen 
auszusprechen  und  zeichne 

mit  vorzüglicher  Hochachtung 
gez.  Dr.  Herzfeld 


Jüdi«cher  Centralverein 


Essen,  14 »Februar  193Ö 


An  die 

Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe 
Essen 


Unsere  nächste  Vorstandssitzung  findet  am 
iviontagjden  14  »Februar  er.  abends  2o^  Uhr  statt. Heute  ! 

Hochachtungsvoll! 


I.A.  Ur»  Plaut 


! 


I 


1 


X 


i,.  - . ' »•=-■■  ■ 


Bssen,  den  5.  Februar  1938. 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Herzfeld,  . 

( 

Jüdischen  Central-Vareln,  Berlin, 
pfing  Ich  einen  Duroheohlag  dee  Berichtes,  den  Sie  über  Ihre  Herbst- 

fahrt  nach  Palästina  erstattet  haben  und  danke  Itaen'für  die  freund- 
liehe  Übersendung. 

Mit  verbindlicher  anpfe^lung 
Ihr  ergebener 


Herrn 


Reohteanoalt  Br.  Herzfeld, 
Basen 


Sohubertstrasse  41 


JÜDISCHER  CENTRAL-VEREIN  E.V. 


Postscheckkonto:  Berlin  30472 


BERLIN  W 15,  EMSER  STR.  42' 


Fernsprecher:  92  81  41 


Berlin  r den  ']  2*  Februar  1938 


Sehr  geehrter  Herr 


In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen  einen  Durchschlag  des 
Berichtes,  den  ich  über  meine  Herbstfahrt  nach  Palästina  erstattet 


habe  ■ 


Ich  lege  V/ert  darauf,  dass  dieser  Bericht  - auch  nicht 


auszugsv/eise  - vero 


Kenntnisnahme' 


ff  entlieht  v/ird,und  bitte  deshalb  um  vertrauliche 


Mit  verbindlichster  Empfehlung  bin  ich 


Ihr  ergebener 


Jüdischer  Central-Verein  e.  V. 

Landesverband  Rheinland  -Westfalen 


Der  Syndikus 

Postscheck-Konto:  Essen  24592 
Bankverbindungen:  Simon  Hirschland,  Essen 

p /'ii  Meyer  <&  Windmüller,  Essen 

90/9 

Tgb.  Nr 


ESSEN,  den lü-».o.e.p.t.ejtub-e.r.  193  7 

Hindenburgstr.  75 
Fernsprecher  31212 

Sprechzeit:  Montag  bis  Freitag  11  bis  13  Uhr 
Sonst  nach  vorheriger  Vereinbarung 


Betrifft: 


Pexsönlich ! 


Herrn 


ur. Georg  h i r s c h 1 a- n d , 


' H s s e n 

Selir  geehrter  Herr  Doktor  ! 

Nach  -tvülauf  des  jüdischen  jahres  pflegen 
Sie  für  das  laufende  Kalenderjahr  um  zav.öndung  Ihres 
Seitrages  zu  bitten.  V/ie  Sie  vvissen,  treten  v.ir  schon 
seit  Jahren  mit  sondervmnschen  an  unsere  Mitglieder 
ausserhalb  der  re5elmässij_,,en  Deitragszahlungen  nicht  mehr 


heran . 


unter  Derücksichtigung  des  iuiesverhältnisses 


zwischen  den  gesteigerten  .^nf  orderungeti  an  -uns  und  der 
schwindenden  wirt schalt liehen  Doistungsiahigkeit  des 
deutschen  Judentums  im  allgemeinen!  uitten  wir  ^ie  ^ uns 
jn  diesem  jahr  in.  mögliciist  grosszügigerijfeise  zu  fördern. 

Mit  bestem  pank  im  Voraus  und  verbindlichsten 
Empfehlungen  des  inii^r zeichneten  begrüg^n  wir  Sie 


mit  vorzüglicüy^r  Kachaeixtung 

Jüdischer  CenpfaigVerein  e.  V. 

L.  V.  Rhemiaii/-'0%stialen 


hr .p laut . 


1 . XI  • 


JÜDISCHER  CENTRAL-VEREIN  E.V. 

BERLIN  W15,  EMSER  STRASSE  42 

Fernspr.:  92  81  41-46  / Telegramm-Adr..-  Centralglauben  Berlin  / Postscheckkonto:  Berlin  30472 
Bankkonten:  Gebr.  Arnhold,  Berlin  W 8,  Kreditverein  für  Handel  und  Gewerbe  G.m.b.H.,  Berlin  C 2 

Herrn. 

Dr.  Georg  Hirsohland 
i.Pa,  Simon  Hirsch land 
Essen 

Lindenallee  7/9 

IM«  ZttCHEN  IHRE  NACHRiOHT  VOM 

25.5. 

B£TR 

Sehr  geehrter  Herr  Doktor  Hirschland, 

das  Problem  der  Hypothekenablösungen  beschäftigt,  wie 
Sie  wissen,  die  jüdischen  Gremien  sch  cm  seit  einiger  Zeit.  Es 
ist  bisher  der  federführenden  Zentralstelle  für  jüdische  Darlehns 
kassen  nicht  gelungen,  eine  Lösung  zu  finden.  Die  öffentlichen 
jüdischen  Mittel  reichen  für  derartige  Ablösungen  in  keiner 
Weise  aus  und  eine  anderweitige  Beschaffung  im  Einzelfall  begeg- 
net den  gleichen  Schwierigkeiten,  aus  denen  heraus  meistens  auch 
die  Kündigungen  erfolgt  sind.  Wir  haben  auch  Ihre  Anfrage  mit  dem 
Sachbearbeiter  der  Zentralstelle  für  jüdische  Darlehnskassen 
Dr.Eppstein  besprochen.  Er  bestätigte  auch  für  diesen  Einzelfall 
die  negativen  Möglidikeiten  seitens  der  jüdischen  Öffentlichkeit, 
^ nannte  aber  in  diesm  Zusammenhang  einen  Bankier  Eugen  Schwarz- 
haupt aus  München,  Llaximilianstr.  20 , der  sich  dem  Hilf svereL  n 
für  derartige  ICreditablösungen  angeboten  hat.  Dr.  Eppstein  hat 
den  Leumund  des  Herrn  Schwarzhaupt  noch  nicht  nachprüfen  können. 
Wir  nennen  Ihnen  diesen  Hamen  nur  deshalb,  weil  Ihnen  vielleicht 
. Herr  Schwarzhaupt  und  seine  Beschaffungsmöglichkeiten  bekannt 


UNSER  ZEICHEN  TAG 

26.  Mai  1937 


sein  könnten. 


Der  Centralverein  selbst  hat  dieses  Problem  mit  seinen 
allgemein-  wirtschaftlichen  Auswirkungen  mehrfach  dem  V/irtschafts- 
ministerium  verge  tragen.  Das  Reichswirtschaftsministerium  v eirtritt 
auch  gmndsätzlich  die  Auffassung,  daß  Kreditkündigungen  aus 
anderen  als  rein  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  zulässig  seien. 

In  diesem  Sinne  ist  uns  bereits  auf  eine  Intervention  im  Jahre 
1933  vom  Ministerium  gemäss  Anlage  geantwortet  worden.  Im  Jahre 
1935  ist  unter  I 24  450/35  mit  Datu.m  11.  September  ein  ähnliÄer 
Erlass  des  Reichswirtschaftsministeriums  ergangen,  der  uns  im 
Wortlaut  nicht  vorliegt,  in  dem  aber  gleichfalls  den  Kreditinsti- 
tuten aufgegeben  ist,  Kündigungen  aus  ausserwirtschaftlichen 
Gründen  nicht  vorzunehmen.  Entsprechend  dieser  Auffassung  hat 
auch  das  Ministerium  in  einem  von  uns  vorgetragenen  Pall,  in  dem 
das  Kreditinstitut  seine  Kündigung  schriftlich  mit  der  nicht - 
arischen  Abstammung  des  Kreditnehmers  begründete,  zunächst  einen 
iiris  tauf  schub  von  einem  Jahr  erwirkt. 

Für  eine  Intervention  in  diesem  Rehmen  im  Reichswirc^^ 
schaftsmini st eri -um  stehen  rdr  selbstverständlich  zur  Verfügung. 

Einen  Lösungsversuch,  der  Ihnen  walirschelnlich  genauestens 
bekannt  ist,  möchten  wir  nur  noch  andeuten:  In  sehr  vereinzelten 
Fällen  ist  es  durch  Privat- Initiative  gelungen,  den  Inhaber  eines 
Sperrguthabens  für  die  Ablösung  einer  erststelligen  Hypoliiek  zu 
interessieren.  Die  Genehmigung  der  Devisenstelle  v;ar  danach  zu 


erreichen . 


In  vorzüglicher  Hochachtung 

Jüdisoher  Geotral-Vdroin  E,  V, 


Anlagen 


Dr.  Reichmann 


Abschrift, 

Der  Reichswirtschaftsminister 
II  B 22212/33 


Berlin  W 35,  den  12.12.1933 
Viktoriastr .34 


An  den 

Zentralverein  Deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens 
Berlin  W 15 


Auf  die  Eingaben  vom  28,  und  29»  vorigen  Moats. 

8.  September  habe  ich  an  den  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstag  in  Berlin  das  abschriftlich  beigefügte  Schreibai  ge- 
richtet, das  den  Regierungen  der  Länder  zur  Kenntnisnahme  zugeganger 
ist,  'Has  in  diesem  Schreiben  bezlü-ich  der  Unterscheidung  zwischen 
arischen  und  nichtarischen  Rixmen  inneihalb  der  Wirtschaft  ausge- 
fülirt  ist,  gilt  auch  für  die  Belassung  von  zur  Verfügung  gestell- 
ten Krediten  und  von  der  Gevvährung  neuer  Kredite. 

Im  Auftrag 
gez,  Y/aldeck 
STELIPEL : 

Reichs Wirtschaftministerium 
Beglaubigt 
gez . Hohenwald 

Ministerial  -Kanzlei Sekretär 


'7 


Abs chrift  zu  II  B 22212/33 


Der  Heichswirtschaf tsminister  Berlin  35,  den  8,  September  33 

H.G. 11093/33  Viktoriastr. 34 

An  den 

Deutschen  Industrie-  und  Handels tag 
Berlin 

Betr:  Judenfrage, 

Auf  das  gefällige  Schreiben  vom  27.ds*Mts.  -VI  225/33- 
erwidere  ich  ergebenst,  daß  ich  eine  Unterscheidung  zwischen  art 
sehen  und  nichtarischen  oder  nicht  rein  arischen  Firmen  inner- 
halb der  Vfittschaft,  insbesondere  bei  dem  Eingehen  geschäftliche 
Beziehungen,  nicht  für  durchführbar  halte,  ^ine  solche  Unter- 
scheidung mit  dem  Zwedke  einer  Boykottierung  nichtarischen  Fir- 
men müsste  notwendig  zu  erheblichen  Störungen  des  wirtschaftli- 
chen Wiederaufbaus  führen,  da  ungünstige  Rückwirlcungen  auf  den 
Arbeitsmarkt  durch  Betriebseinschränkungen  der  von  dem  Boykott 
betroffenen  Firmen  und  nachteilige  Folgen  für  die  Lieferanten 
dieser  Firmen  und  deren  Arbeitnehmer  urvemeidbar  wären.  Im 
übrigen  bin  ich  ebenso  wie  der  Herr  Reichsminister  für  Volks- 
aufklärung imd  Propaganda  der  Auffassung,  daß  keine  Veranlassung 
besteht,  gegen  eine  Firma  vorzugehen,  solange  ihre  Inhaber 
nicht  gegen  gesetzliche  Vorschriften  oder  gegen  die  Grunde  tze 
der  kaufmännischen  Ehre  v erstes sen. 

Berlin,  den  8, September  33 
gez.Dr.ßchmitt 


Essen,  den  25.  Mai  1957. 


Sehr  geehrter  Herr  Dr,  heichmann. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Unterhal- 
tung, die  ich  heute  mit  Ihrer  Gattin  geführt  habe,  möchte  ich  in  fol- 
gender Angelegenheit  Ihre  Ansicht  hören* 

Ein  Kaufmann  in  Lünen  hat  bei  der  1 
Städtischen  Sparkasse  eine  I.  Hypothek  in  Höhe  von  ca.  m 58.000.—. 

Das  örundatück  soll  wesentlich  mehr  wert  seini  es  liegt  ein  erheblich 
höheres  Verkaufsgebot  vor.  Die  Sparkasse  will  aber  aus  naheliegenden 
Gründen  ihr  Geld  Zurückgaben.  Der  Kreditnehmer  will  in  der  Lage  sein, 
von  Verwandten  m 10.000. — aufzubringen,  er  will  ferner  in  der  Laga 
sein,  M 2.000.—  jährliche  Amortisation  neben  den  üblichen  Zinsen  zu 
leisten.  Gibt  es  eine  Organisation,  die  die  Möglichkeit  hat,  dem  Mann  \ 
zu  helfen?  Ich  habe  früher  schon  bei  den  verschiedensten  Gelegenhel-  f 
ten  danach  gefragt  und  nie  eine  genügende  Antwort  bekommen.  Der  Besuch  | 
Ihrer  Gattin  gab  mir  Veranlassung,  mich  an  Sie  zu  wenden.  Die  Angaben  ^ 
des  Kreditnehmers  sind  von  mir  nicht  nachgeprüft  worden,  machen  aber 
einen  glaubwürdigen  Eindruck.  Die  Sache  kommt  erat  ziemlich  spät  an 
mich,  weil  der  Kreditne^mier  versucht  hat,  sich  mit  der  Sparkasse  zu  ( 
einigen,  wie  sich  jedoch  herausstellt,  ohne  Erfolg. 

Ihrer  freundlichen  Rückäusserung  ent-  ' 
gegensehend,  zeichne  ich  ] 

hochachtungsvoll 


Merrn 

Dr.  Reichmann 
Jüdischer  Central  - Verein  e.V., 

Berlin  WI5 


Emserstrasse  42 


Tsrililr. 


betrifft 


' ^ f eat^  ^-(f_/L 


Oezeraent  . 


Vorgelegt  am  erledigt 


betrl 


Dezeraent  . 

Vorgelegt  aa  erledigt  aa 


Jüdischer 


Essen,  1937 


An  die 

Yorstandscaitgli  eder  der 


rj 


:.  p,  B e n. 


Unsere  nücnsie  /orsiandssiiznng  i'inci.e"fc  ciin  Monisg, 
den  12«Anril  cro  abenüs  2o^  Unr  sisü" 


Hochachtungsvoll ! 
I»A.  pr. plant. 


»ääv/  J 


M/i 


, . -1  I 

>& ' . Jl 


I 


18*febpuar  1957# 


Herrn 


Walter  S t e 1 n » 

Münster 


iA* 

Bamaierstraase  41  a 


Zoüibeetätige  den  Sapfang  Ihres  gefälligen  Schreibens 
▼om  16 »d« Mts.  und  möchte  Sie  freundliohst  bitten t sich  ln  der  Ange- 
legenheit mit  dem  Jüdischen  fentral  - Yereln  e.T.  in  Verbindung  au 
setaen.  Sollte  dieser  keine  Ortsgruppe  ln  Münster  haben»  so  können 
Sie  sich  an  den 


Jüdischen  Central  - Verein  e.V* 

Lande srerband  Rheinland-Westfalen» 

Essen»  Lreilindenstrasse  24  I 

wenden.  Ich  selbst  möchte  aus  grundsätzlichen  Erwägungen  Ihre  Anfrage.t 

nicht  beantworten« 


i 


■■ 

.:! 

• J 

V- 

'i 


Ho ohao h tungsro 11 


I 


Intentional  Second  Exposure 


WALTER  STEIN 

Getreide  i_ind  Puittermittel 

BANKKONTO: 

Dresdner  Bank,  Münster 

Telefon  22526 


An  äie 


MUNSTER  I.W.,  den  16,  Pebr.  37- 

Harnmars tr.  4i  a 


Horren  Inhaber  dor  Pirr^ia 
Simon  Hirschland,  Bani:f_;esohaf t , 

H s s o n , 


Vertraulich . 


Lindenallee  7 


Hit  Crecenr7ärtit,;em  erlaube  ich  mir  höfl.,  Sie 
um  eine  G-efulli^i^ke it  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ich  bin  als  Jude  seit  lar]^::en  Jéihron  Aufsichtsrat 
mitglied  der  ^Anno  lies  e'',  Port  land -Gamont-und  Wasserlralk- 
woruG  A.a.  Enni^-erloh  I/Vestf .Uer  Vorstand  der  O-esellschaft  tritt 
an  mich  mit  dem  Ersuchen  heran,  mein  Aufsichtsratsnandat  niedwr- 
zulegon.  Hierbei  stutzt  er  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  noch 
meijier  Ansicht  unrichti^-ia  Behauptung,  dad  es  in  ganz  Westdeutsch- 
land keine  Gesellschaft  melir  gebe,  in  d-^ren  Aufsichtsrat  sich 
noch  Nichtarier  befinden. 

Nieser  Baliauptunf:  wirksam  v;idersprechen  zu 
können,  habe  ich  leider  zu  wenig  Erfahrungen  gesammelt.  Es  wäre 
mir  daher  sehr  an^^enehm,  wenn  Sie  mir  auf  Grund  Ihrer  weitrei- 
chenden Beziehungen  oder  sonstigen  Keiintnisso  die  Ihnen  bekannten 
’./ostdeutschen  Pirmen  nennen  würden,  deren  Aufsichtsrat  noch  heute 
Nichtarier  ongeboren.  Nor  Vollständigkeit  halber  halte  ich  es 
für  sehr  zweckmäßig,  wenn  ich  von  Ihnen  neben  der  Pirmonbeze ich«« 
nung  auch  die  Namen  dieser  nichtar ischen  Karren  erfah^’en  könnte, 
sov/ait  es  Ihnen  m.öglich  ist. 

Pur  Ihre  Bemühungen  danke  ich  Ihnen  im  voraus 
verbindlichst^  und  bin  ich  zu  Gegendiensten  stets  gern  bereit. 

Einen  Preiumschlag  gestatte  ich  mir  be iziifi^-ien. 


Anbei  1 Preiumschlar . 


Hochachtun£;svoll! 


Jüdischer  Central  - Verein 


Landesverband  Rheinland  / Vi/estfalen 


Essen,  29.hezeinber  1936 
Dreilindenstrasse  24 


Sehr  geehrter  Herr  ! 


Mit  den  besten  wünschen  zum  Jahreswechsel  gestatten 
wir  uns,  Ihnen  die  beiliegende  Veröffentlichung  unserer 
Organisation  zu  überreichen. 

In  vorzü(^//cher  Hochachtung 


r 

— * 


1 


Essen,  den  3o.Hovember  1936 


Jüdischer  Central- Verein  e.V. 
Landesverband  Rheinl jnd-West falen, 

Essen 


Lreilindenstr.  24,1 


Ich  teile  Ihnen  liierdurch  höf liehst  mit,  dass  ich  unter 
Bezugnahme  auf  die  Unterhaltung  mit  Herrn  Dr.  11 aut  Ihnen 

/m  1.500.-  ij0\ 

auf  Ihrem  Konto  bei  meiner  l'irma  gutgeschrieben  habei 

Hochachtungsvoll 

M/A 

/ 


Jüdischer  Central-Verein, 
Landesverband  Rheinland/Westfalen 


Essen,  lO*Dezember  1936. 

An  unsere  Ortsgruppen  ! 

Wir  hatten  Veranlassung , beim  Herrn  Regierungspräsidenten 

in  Düsseldorf  Beschwerde  wegen  Nichtzulassung  jüdischer  Lehrlinge 

zu  einigen  Berufsschulen  zu  erheben. 

Der  H®rr  Regierungspräsident  hat  die  Stellungnahme  des 

Herrn  Reichs—  und  preussischen  Ministers  für  Wissenschaft  , Erziehung 
und  Volksbildung  eingeholt,  -^r  teilt  uns  mit  Zuschrift  - U IV  1566 
am  25. November  die  Verfügung  des  Herrn  Reichsministers  - SV  No. 4002  - 


wie  folgt  mit  ; 

"Di©  Berufsschule  ist  Pf licht schule.  Eine  gesetzliche 
Neuregelung,  nach  der  die  Berufsschulpflicht  für  Juden 
aufgehoben  werden  sollte,  ist  bis  auf  weiteres  zurüc  :ge- 
s teilt  V, 'Orden.  Danach  besteht  die  Pflicht  zum  Besuch  der 
Berufsschule  auch  für  Juden  fort.” 

Wir  bitten,  die  Betriebe,  die  jüdische  Lehrlinge 


beschäftigen,  und  sonstige  Interessenten  mit  der  Entscheidung  bekannt- 
zumachen  und  dabei  darauf  hinzuweisen,  dass  es  sich  nicht  nur  um  ein 
Recht,  sondern  auch  um  eine  Pflicht  zum  Berufsschulbesuch  handelt. 

Bei  etwa  örtlich  auf tauchenden  ochwierigkeiten  kann 


auf  die  Verfügung  in  vollem  Umfang  Bezug  genommen  werden. 


in  vorzüglicher  Hochachtung 
Jüdischer  Central-Verein 
Lande sverband  Rheinland/ »‘estf alen 

I.^.  Dr.  p 1 a u t ♦ 


/ 

/ 


/ 


Jädi scher  Centralverein 


Essen,  11  .Dezember  1936 
Dreilindenstrasse  24  I. 


An  den 

Vorstand  der  Ortsgruppe 
D s s 0 n. 


Die  nächste  Vorstandssitzung  findet  am 
Montag,  den  14 .Dezember  ds.Js.  2o  V2  Uhr, 
Steelerstrasse  29,  I.  statt. 


I.A. 


Jlii: 


Intentional  Second  Exposure 


r 


Jüdischer  Centralverein 


Essen,  11  .Dezember  1936 
Dreilindenstrasse  24  I. 


An  den 

Vorstand  der  t^rtsgrappe 
Ü s s e n« 


Die  nächste  Vorstandssitzung  findet  am 
Montag,  den  14 .Dezember  ds.Js.  2o  V2  Uhr, 
Steelerstrasse  29,  I.  statt. 


I.A. 


4' 


' ‘»S  Ä. 


Jüdischer 'Central-Verein  e.  V. 

Landesverband  Rheinland-Westfalen 


Der  Syndikus 

Postschedc-Konto : Essen  24592 
Bankverbindungen:  Simon  Hirschland,  Essen 

,,  Meyer  & Windmüller,  Essen 

Tgb.  Nr.  2/4-2  - 


ESSEN,  den  .1  ...f.lJ.e.zember 

Oreilindenstraße  241- 
Fernsprecher  31212 

Sprechzeit:  Montag  bis  Freitag  11  bis  13  Uhr 
Sonst  noch  vorheriger  Vereinbarung 


19  36 


Betrifft: 


Herrn 


Hr.  Georg  h i r s c h 1 a n d , 


H s 3 e n . 


3ehr  geehrter  n^rr  Hokt  or  ! 

Hür  die  uns  überwiesenen 
K,i  1.500*-  ( Hi  nt  aus  endftinf  hundert  lui) 

sprechen  wir  Ihnen  unseren  verbindlichsten  Hank  aus. 

J 

m yorzüg;Uci^Si4nchachtung 

V . f I 

t*A.  0'  ' t^r.riaut 


c.v 


Am  Mittwoch,  den  2.  Dezember  1936,  20,30  Uhr,  spricht  im 
großen  Saal  des  Jugendheims 

Dr.  Hans  Reichmann,  Berlin 

Geschäftsführender  Syndikus  des  Jüdischen  Central-Vereins,  Berlin 

über 

„Jüdisches  Schicksal  - jüdische  Aufgaben.” 

Zu  dieser  Veranstaltung  laden  wir  Sie  und  Ihre  Angehörigen 

hierdurch  ein. 


Ortsgruppe  Essen  des  C.V. 

D r.  K r o m b a ch 
Vorsitzender 


EsQen,  den  3o.Uoveraber  1936 


Jüdischer  Central- Verein  e.V. 
Landesverband  Rheinl  rnd- ’'est falen, 

Essen 


Lreilindenstr . 24 , I 

Ich  teile  Ihnen  ij.erdurch  hSfliohst  mit,  daso  ich  unter 
ßezu^hme  auf  die  Unterhaltung  mit  Lerm  Ur.  Plaut  limen 

Ril  1.500.- 

auf  Ihrem  Konto  bei  meiner  Flrmn  gutgesohrieben  habe. 

Hochachtungsvoll 


É 


Cc ‘ al -Verein 
t,;:jidcsver^:^n(l  Rhein] and -Westfalen 


P/W  Tpib. No. 242/11 


■ibissen,  1 9 «Koveraber  1935 


Herrn 


Dr.G-eorg  Hirschland, 


Essen. 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor  ' 


/ / / 

i IA/ 

ii/'l  ■ 


Für  die  freundliche  Ueberweisung  des  Betrages  von 
RM  1.000.-  (Eintausend  Rfl  ) 


sprechen  wir  Ihnen  unseren  verbindlichsten  Dank  aus. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 

o , / / 

Cental  4 V erein 

Landcsverbaafl  Ri^i^^a.Wlesl^u 


I .A. 


r .Plaut . 


# 


Herrn  Dr«  Hirschland 

erklärt  Schweizer  telefonisch 

Herrn  b;;h::3c1:; 

.ass  es  fur  ihn  -inrH:ir:;X":er”"^ss":e\\^";ek“^^^^^ 

.weckentsp;echer.er. 


\ 


Herrn  Dr. Hirschland . 


Herr  Dr. Plaut  war  jetzt  nicht  mehr  zu  erreichen,  er  ist  verreist; 

ich  kann  ihn  erst  morgen  früh  gegen  10  Uhr  erreichen.  Ich  gebe  dann  umgehend  i 
Bescheid  über  die  Unterhaltung. 

J 


(I 

V 


) 


Essen,  den  18.  November  1935. 


Oentral-Verein 
Landesverband  Rheinland-Westfalen, 

Essen. 


Dreilindenstrasse  24  I 


Im  Besitze  Ihres  gefälligen  Schreibens  von  13.d.Kts. 
Ihnen  höflichst  mit,  dass  ich  Ihnen  heute  i 


RM  l.COO.^ 


/ 

auf  Ihrem  Konto  bei  meiner  Firma  gutgeschrieben  habe. 

Hochachtungsvoll 


teile  ich 


Central-Verein  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens 

Landesverband  Rheinland -Westfalen  und  Ortsgruppe  Essen 


Postscheck-Konto;  Essen  24592 

Bankverbindungen:  Simon  Hirschland,  Essen 
p Meyer  Windmüller,  Essen 


Tgb.  Nr. 


BetriflFt: 


ESSEN,  den  Oktober 
Dreilindenstraße  24  i- 
Fernsprecher  31212 


19  35 


Herrn 


I^r.^^eorg  Hirs  chland  , 


s s e n 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor  ! 

Wir  haben  davon  abgesehen,  Sie  um  Ueberweisung 
Ihrer  Beiträge  für  die  Jaliire  I934  und  ig3!5  zu  bitten,  da  Sie 
uns  freundlicherweise  am  14 .November  1934  einen  bonderbeitrag 
von  Ril  1500. — überwiesen  hatten. 

Damals  hatte  der  Unterzeichnete  bei  Ihnen  vorge- 
sprochen und  Ihnen  mitgeteilt,  dass  die  finanzielle  Fundierung 
imserer  stets  umfangreicher  werdenden  Arbeit  nur  dann  einiger- 
massen  gesichert  sei,  wenn  die  bedeutenden  Unternehmungen 
innerhalb  des  Landesverbandes  uns  jährlich  sehr  erhebliche 
Summen  zur  Verfügung  stellten.  Wir  konnten  damals  zu  unserer 
Genugtuung  darauf  hinweisen  - und  unsere  Angaben  treffen  mit 
gewissen  ^Einschränkungen  innerhalb  einiger  von  der  Krise  be- 
troffener Sinzeihandeisunternehmungen  auch  heute  noch  zu  -, 
dass  unserer  Bitte  innerhalb  der  grösseren  Unternehmungen 
unseres  Landesverbandes  überall  mit  sehr  viel  Verständnis 
entsprochen  wurde. 

Nunmehr  sind  durch  die  Hochsomraerkrise  verschiedene 
Elnzelhandelsunternehmungen  so  schwer  betroffen  worden,  dass 
auch  wir  gewisse  unseren  Etat  gefährdende  Einbussen  erleiden 


b ./ w. 


müssen,  ‘»ir  müssen  daher  insbesondere  an  die  Grosszügigkeit  der 
von  den  Vorgängen  doch  nicht  so  unmittelbar  betroffenen  Bank- 
und  Industrieunternehmungen  appellieren. 

Wir  rjditen  daher  auch  an  bie,  sehr  geehrter  Herr 
Doktor,  die  ergebene  Bitte,  uns  mit  dem  bei  Ihnen  von  uns 
stets  dankbar  anerkannten  Interesse , auch  für  das  Jahr  1935 
den  Ihnen  angemessen  erscheinenden  Bonderbeitrag  durch  Gut- 
schrift auf  das  in  Ihrem  Hause  geführte  -ilonto  zukommen  zu 
1 assen. 


In  vorzüglicher  /^/chachtung 

nr-  ■ 


JU^D  I bC  lEE  CE ITTR  ALVEEE  IN 
Lands s v e x b and  R he i ^ ;.I ai:- d - 3 s t f al e n 


Essen,  9, Oktober  1936. 
Dreilindenstxasse  24  I. 


An  unsere  Ortsgruppen  zur  Weiterleitung  an  die 
jüdischen  ninzelhandelsfirmen  und  andere  interessierte 
Firnen. 


Als  Ergebnis  einer  entsprechenden  Eingabe  von  uns 
hat  der  Herr  Reichs-  un.d  Preussische  Wirtschaftsminister  ent- 
schieden, dass  auch  jüdische  Lehrlinge  des  Einzelhandels,  die 
bei  jüdischen  Leiiiherien  ihre  Ausbildung  geniessen,bei  der 
zuständigen  Industrie-  und  riandel.slvanmer  in  die  Lehrlingsrolle 
einziitragen  und  zur  Kaufnannsprüfung  zuzulassen  sind  .Der  Herr 
Reicbs'^/irtschaftsmäiiister  hat  V7eiterhin  mitgeteilt,  dass  er 
Absclnrift  seines  Bescheides  der  A.rbeitsgemeinschaf t der  Industrie- 
und  Handelskammern  übersandt  habe. 

Bei  etïïa  noch  auf  tauchenden  Schwierigkeiten  kann  auf 
diese  Verfügung,  V 2o9o9/36,  unter  Berufung  auf  uns, Bezug  genommen 
V7  erden. 


Jüdischer  Centralverein 
L and  e s v e r b and  R he i nl and-We  s t f al e n 
i .A.  Dr  o P 1 a u t . 


JUEDISCHER  CENTRAL  - VEREIN 


Essen,  g.ü^^tober  1936. 
Lj.eilindenstxasse  24  I* 


An  die 

Damen  und  He^rxen  des  Voxstandes 
der  üxtsgxuppe 

Essen. 


Nach  Ablauf  dex  Sommermonate  und  der  ü esttagswochen 

„■erden  »ir  unsere  Winterarbeit  in  der  gelohnten  «eise  vvieder  aufnetinen. 

Abgesehen  von  der  Versammlungstätigkeit  , über  die  Sie  noch  näheres 

h^-iren  „-erden,  wird  der  Ortsgruppenvorstand  wie  stets  am  zv eiten 

Montag  einesjeden  Monats  zusammentreten. 

unsere  Absicht,  bereits  eine  Vorstandssitzung  am 

12.Ö’ctober  einzuberufen,  können  v.ir  zu  unserem  Bedauern  nicht  aus- 

führen, da  beide  Syndici  an  diesem  lag  an  einer  Konferenz  in  Berlin 

teilnehmen  müssen. 

V/pr  bitten  Sie, aber  schon  jetzt  sich 
q. November  für  die  dann  fällige  Vorstandssitzung  vormerken  zu 


wollen . 


/O 

3/ri^gl  i 


jn  vOyX^ï^gl  iohex  HQChachtung 
JUEDÏ^HER  CENTRAL-VEREIN 


K ^ 


Abschrift 

/ 

An  die  Vertriehsabteilung 
der  C.V, -Zeitung 

Allgemeine  Leitung  des  Judentums, 

berlin  V/  15 


Emser  Strasse  42 


Antwortkarte 


Senden  Sie  mir  ab  1. Oktober  bis  auf  Widerruf  die 
C . -V  .Zeitung,  die  S-ebühr  von 

Pfennigen  für  drei  Monate 

werde  ich  bei  Vorlage  der  Postquittung  an  den  Briefträger  zahlen. 


Name  Dr. Georg  Hirschland 
^rt  Essen-Werden 
Strasse  Pranzenshöhe 


Datum 


8. Oktober  1935 


V.  Jè^  ' 


ESSEN,  den 2.*....0kt9ber^  1 

Akten-Notiz 

Betrifft:  


Herr  Dr.  Plaat  war  hier,  um  einen  Jahresbeitrag  für 
den  Central— Verein  zu  erbitten.  Voriges  *^ahr  hatten  wir  unseren  Beitrag 
von  RM  1.500. — auf  RM  1.000. — ermässigt.  Er  bittet,  den  Beitrag  - nach- 


dem sehr  viele  Zahler  ausgefallen  sind  - erheblich  zu  erhöhen.  Ich  habe 
ihm  nach  meiner  Rückkehr  Antwort  versprochen* 


Herr  Dr^  Plaut  rief  soeben  an  und  bat,  Herrn  Dr.  Hirschland 
zu  sagen,  wenn  er  sich  vor  seiner  Urlaubsreise  noch  f»**  eine  halbe 
Stunde  für  Herrn  Dr.  Plaut  für  eine  diesem  sehr  wichtige,  aber  doch 
nicht  äusserst  dringliche  Sache  frei  habe,  so  würde  er  es  begrüssen. 
Er  bat  aber  ausdrücklich  dabei  zu  sagen,  dass  Herr  Dr.  Hirschland 
sich  nicht  die  Zeit  dafür  stehlen  sollte,  wenn  es  eben  nicht  ginge, 
müsste  er  warten.  Gegebenenfalls  bäte  er  Herrn  Dr.  Hirschland  eine 
^eit  zu  bestimmen,  zu  der  Herr  Dr.  Plaut  zu  ihm  kommen  dürfe. 


11.8.36 


rschland 


Herr  Dr. Hahn  sagt  folgendes  durch: 

Herr  Dr .Eromhachhat  das  Amt  des  Vorsitzenden  für  die 
in  der  letzten  Vorstandssitzimg  beschlossene  Kommission  übernommen. 

Er  wird  heute  nachmittag  mit  mir  die  Richtlinien,  nach  denen  er  ver- 
gehen will,  ausarbeiten.  Für  morgen  beabsichtigt  er  dann,  die  beiden 
Beisitzer  (Herr  Dr. Westfeld,  Herr  Dr. Melchior)  zu  einer  konstituierenden 
Sitzung  einzuberufen. 


' IX 


■oxj.xnc 


n'  0-  r.  » ‘ 

■ ^ J.  —W'w- 


“y  ^'T.  C 


cfi- 


An  den 

Vorstand  der  Ürts>jruppe 
S G s e i: 


Die  nächste  Vor standssitzuny  findet  ani  i.i  o 21  t a g , 
den  15  Juli  ds.Js.2Üy  Uhr , St  eolerstrasse  29  »I*  statt. 


1^:^* . ^ 


An  die 

Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe 
Besen» 


unsere  am  Blenatag,  den  aS.ds.Ms»  statt findende 
Versammlung  1st  die  einelge  Veranstaltung  dieses  Winters  ln 
Basen.  Vor  Ihrem  Abschluss  wird  ln  kurzer  Jform  die  Beuwahl 
des  Vorstandes  durchgeführt  werden,  wir  dürfen  aus  beiden 
Gründen  erwarten,  dass  die  Vorstandsmitglieder  mit  Ihren 
Angehörigen  vollsëhlig  erscheinen,  wir  bitten  fernerhin  auch 
in  Ihrem  Bekanntenkreis  für  starken  Besuch  der  Versammlung  zu 


werben. 


In  vorzüglicher  Hochachtung 
Ortsgruppe  Basen  des  C.V. 


ä/  Kj 


-/ 


Vorsitzender. 


o 


c.v. 


Essen, 6, Mär 2 1936 


An  die  Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe  Essen  ! 


Unsere  nächste  Vorstandssi tzung  findet  am 
Montan  , den  9. März  er.  abends  20  Vp.  ub-t: 


statt 


Mit  vor^gy.c.lier  Ilechachtunig 


A 

:!  r 


♦ 


* # 


C.Y. 


Essen,  10.  Januar  1936 


An  die  Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe  Essen  ! 


Unsere  nächste  Vorstandssitzung  findet  am 
Montag,  den  13^aniiar_c^  abends  2o  VZ  Uhr 


statt • 


Mit ^rzügli eher  Hochachtung 

I fl 


ESSEN,  den  .. .J?.ßz.em.b.e.r^...l^^ 


Akten-Notiz 


für  Herrn  Dr. Georg  Hirschland 


Betrifft 


Abschrift 


Essen,  den  19.  November  1934, 


Aktennotiz  für  S üb  ermann 

Betrifft:  "Kreis  fördernder  Freunde  des  Centralvereins"' 


Herr  Dr.  Hirschland  hat  am  19 . November  1954  Herrn  Dr.  Brodnitz 
für  1935  einen  monatlichen  Beitrag  von  HM  50, — in  obiger  Angelegenheit  ^ 
zugesagt.  Durch  die  Zahlung  von  HM  1.500. — am  13.11.1934'  soll  aber  der 
zugesagte  Betrag:  für  12  Monate-  sowohl  für  Herrn  Dr.G-.H.  als  auch  für  Iferrn 
Har ff  bezahlt  sein. 

Ab  1.  Januar  1936  müsste  dann  Herr  Dr.  G.H.  entsprechend  der  abge-^ 
gebenen  Erklärung  für  obige  Angelegenheit  'i 

monatlich  EM  50. — 


zahlen. 


gez.  G. 


f 


Abschrift. 


Essen,  den  19 . November  1934. 


An  den  Vorstand 

des  Central Vereins  deutscher 
Staatsbürger  jüdischen  G-laubens, 

Emser  Strasse  42, 

Berlin  W 15 

Sehr  geehrte  Herren, 

Ich  trete  dem  "Kreis  fördernder  Freunde  des  Central- 
vereins" bei  und  werde  im  Jahre  1935  einen  monatlichen  Beitrag  von  RM  50.* 
zahlen. 

Hochachtungsvoll 
gez.  Dr.  Greorg  Hirschland 


Abschrift. 

Essen,  den  19.  November  1934. 

Sehr  geehrter  Herr  Justizrat, 

Ich  bestätige  den  Empfang  Ihres  gefälligen 

Schreibens  vom  12. d. Mts.  und  überreiche  Ihnen  in  der  Anlage  die  gewünschte 

Erklärung.  ^ 

Nachdem  ich  gerade  veranlasst  habem  dass  ein 

Betrag  von  RM  1.500. — für  meine  Firma  gezahlt  worden  ist,  die  ich  der 

hiesigen  Ortsgruppe  zur  Verfügung  gestellt  habe,  nehme  ich  an,  dass  dadurc 

der  Beitrag  meines  Sozius  Harff  und  mein  Beitrag  für  12  Monate  erledigt 

sein  dürften. 

In  hochachtungsvoller  Empfehlung 
gez.  Br.  Georg  Hirschland 

Herrn 

Justitrat  Br.  Julius  Brodnitz 

Vorsitzender  des  Centralvereins 

Deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  E.V. , 

_Berlin-Wilmersdorf 
Prinzregentenstrasse  94 


P7*  Dezember  1935. 

für  Herrn  Dr, Georg  Hirechland. 

Kreis  fördernder  Freunde  des  C.V, 

Am  18. 11,19 3Ä  haben  Sie  dem  C,V, 

m.  l.CX)0.— 

überwiesen. 

Unter  dem  19.11.1934,  liegt  eine  Aktennotiz  laut  Anlage  vor; 
gleichzeitig  füge  ich  Abschrift  eines  Schreibens  vom  gleichen  Tage  an 
Herrn  Juotizrat  Brèdnitz  bei,  sowie  Kopie  Ihrer  Erklärung  vom  lSLll.1934 
an  den  Vorstand  des  C,V,  in  Berlin. 

Mit  Rücksicht  auf  die  am  18.11,1935  vergüteten  RM  1,000.— 
möchte  ich  vorsorglich  anfragen,  ob  ich  die  in  der  Aktennotiz  erwähnten 
monatlichen  Zahlungen  von  HM  50, — ab  1,1,1936  für  den  "Kreis  fördernder 
Freunde  deaC.V.  leisten  soll. 


>1 


.r- 


/ 

/ : ‘ 

/ X ,fy 


'lij 

f! 


0,/ 

]• 


Central  - Verein 


üssen,  Ib.Ülctüber  1955- 
Irei  linde  ns  trass©  2^-  ^■ 


An  die 

Vorstandsmitglieder  der  ^tsgruppe 


B s s e n 


Die  Jüdische  Winterhilfe  Basen,  Trägerin  bynagogen- 

geraeinde,  schreibt  uns  wie  folgt  • 

”2ur  Durchführung  der  «Jüdischen  Winterhilfe  werden  eine 
Anzahl  von  ehrenamtlichen  Helfern  benötigt.  Wir  hoffen  gern, 
dass  sich  aus  dem  Kreis  Ihrer  ^•'itglj.eder  Hataen  und  herren 
für  diesen  Dienst  zur  Verfügung  stellen  und  zwar  zunächst 
für  die  erste  auf  Sonntag,  den  festgesetzte^ 

Bin tonf Sammlung.  Wir  waren  Ihnen  sehr  vcrbunpn,v/enn  oie 
uns  umgehend  eine  Liste  von  etwa  15  Helfern  be.'annt  geben 
würden,  an  die  wir  uns  dann  direkt  wegen  der  Sinzelheiten 
wenden  können." 

Wir  nehmen  aes  als  selbstverständlich  an,  dass  sich  diejenigen  unserer 
Freunde,  die  hierzu  irgend  im  Stande  sind,  für  diesen  Zweck  zur  Ver- 
fügung stellen  und  bitten  höflichst,  uns  möglichst  umgehende  schrift- 
liche oder  iitindliche  entsprechende  Mitteilung  zukommen  zu  lassen. Es 
ist  natürlich  durchaus  denkbar, dass  auch  freunde,  die  nicht  latglieder 
des  Vorstandes  sind,  sich  beteiligen.  Es  ist  dann  jedoch  erwünscht »dass 
es  Persönlichkeiten  sind,  die  in  etwas  schwierigeren  Fällen  beim 

Sammeln  die  nötige  Energie  besitzen. 

V/ir  bitten  darauf  zu  achten, dass  die  llitteilung  an 

uns  geht, damit  wir  die  Meldung  gesammelt  der  Gemeinde  überreichen 


können . 


In  vorzüglicher  Hochachtung 


I.A.Dr .Steinberg. 


W»  uH^etc  £e^ef! 

^ Die  .C.»V.»ZeHunQ'  erscheint  wiederl 


Ihr  Postamt  meldet  uns,  daß  Sie  versäumten,  Ihr 
Abonnement  zu  erneuern  Wir  nehmen  an,  daß  Sie 
vielleicht  verreist  waren  oder  die  Einlösung  der 
Postquittung  irrtümlich  unterließen. 

Teilen  Sie  uns  auf  der  beigetügten  Karte  mit,  ob 
wir  Ihnen  die  „C.-V. -Zeitung“  ab  1.  Oktober  wieder 
regelmäßig  liefern  sollen. 

Wenn  Sie  aber  Ihr  Abonnement  absichtlich  nicht 
erneuerten,  so  haben  Schriftleitung  und  Verlag  der 
„C.-V.-Zeitung“,  da  sie  ihre  Arbeit  in  stetem  Kontakt 
mit  der  Leserschaft  leisten,  ein  besonderes  Interesse 
daran,  die  Gründe,  die  Sie  zur  Abbestellung  ver- 
anlaßten,  zu  erfahren. 

Unterziehen  Sie  sich  bitte  auf  jeden  Fall  der 
kleinen  Mühe  und  senden  Sie  uns  die  Antwortkarte 
' wieder  zu. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 

CENTRAL-VEREIN-ZEITUNG  • VERTRIEB 

AllgemeineZeitung  des  Judentums 


^ 


C.V. 


Essen,  27. September  1935 


An  die  Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe  Essen  I 


Unsere -nächste  vorstandssit2ung  findet  am 
Montag  , den  SO.Sentemner  cr.  abends  20  V2  Uhx 
statt. 


Mit  vorziigl/qhér  Hochachtung 


^ /f 

• /l/  ' - - 


Essen, 16, Jali  1935 


In  der  Ihnen  bekannten  schon  lange 
anhängigen  Angelegenheit  der  Essener  jüdischen  Fleisch 
grosshändler  haben  wir  heute  den  anliegenden  Bescheid 
des  Herrn  Regierungspräsidenten  erhalten. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
Central-Verein 
• Ortsgruppe  Ess©n 


Abschrift 


Düsseldorf, den  15. Juli  1936 

Postfach 

Pernruf  36011 


Aktenzeichen:  L I.  2066 


den  2entralverein  deutscher 
Staatsbürger  Jüdischen  Glaubens 


Beschwerde  vom  31  .Mai  1935  Nr.  358/5 


Der  Herr  Oberbürgermeister  in  Essen  hat  mir 
berichtet, dass  er  die  Eleischgrosshändler 
Leopold  Berg, 

Helix  Kahn, 

Albert  Meyer. 


David  Markus 

zum  Betreten  des  Schlacht—  und  Viehhofes  zulassen  v/erde 
Die  Genannten  werden  durch  den  Herrn  Oberbürgermeister 
entsprechend  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 


CENTRALVEREIN 

DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.  V. 


Postscheckkonto:  Berlin  30472  BERLIN  W15,  EMSER  STR.  42*^  Fernsprecher:  J2  Oliva  8141-45 

♦ 


Berlin»  den  12»  Juli  1935 


Sehr  geehrter  Herr! 


Kenntnis 


zu 


Wir  gestatten  uns,  Ihnen  in  der  Anlage  einige  Mitteilungen  mr 
geben,  die  wir  als  vertraulich  su  behandeln  bitten. 


V 

In  vorzüglicher  Hochachtung 

Centralverein  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens  E.V. 


i sAo 


Dr*  Hirschberg 


Anla  ge» 


Bank-Konto:  Drasdnsr  Bank,  Depositen-Kassa  18,  Barlin-WilmersdorT,  Hohaniollerndamm  196 


] 
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Das  Verbot  der  CjV»  -•  Zeitungi 


Durch  eine  Verfügung  der  Staatspolizeistelle  Berlin  vom  26*  Juni  ist  die 
"C.V*-Zeitung"  bis  einschliesslich  25»  September  1935  verboten  worden* 


Mangel  an  Arbeit  ? 


Oft  hören  wir  von  Freunden,  mit  denen  wir  in  C*V*-Sachen  zu  sprechen  hatten,  am 
Schlüsse  der  Unterhaltung:  "Jeder  C^V.er  müsste  wissen,  vra.s  Sie  für  ihn  und  das 
gesamte  deutsche  Judentum  leisten*  Was  in  der  Berliner  Hauptgeschäftsstelle  und 
was  in  den  Syndikaten  geschieht,  ist  die  beste  Rechtfertigung  der  Existenz  das 
C.V«  Aber  was  sollen  die  Ort sgruppenvor stände , v/as  sollen  die  einfachen  Mitglie- 
der an  praktischer  CvV«-Arbeit  leisten?" 


Diese  Frage  enthält  den  Vorwurf,  dass  vielleicht  nicht  mit  genügender  Eindring- 
lichkeit und  Deutlichkeit  von  seiten  der  leitenden  Vereinsstellen  den  Orts- 
gruppen und  Landesverbänden  Arbeitsvorschläge  gemacht  wurden,  die  auch  das 
einzelne  Mitglied  zur  Mitarbeit  und  Mitverantwortung  heranziehsn*  Es  gibt  zu- 
treffende Begründungen  für  diese  Unterlassung*  Inhalt  und  Ausmass  unserer 
Arbeit  waren  und  sind  auch  heute  noch  so  gross,  dass  alle  verfügbaren  hauptamt- 
lichen Kräfte  sich  hierauf  zu  konzentrieren  haben*  Aber  daraus  darf  sich  keine 
bedauernswerte  und  bedenkliche  Teilung  zwischen  passiven  Mitgliedern  und  akti- 
ven amtlichen  und  ehrenamtlichen  Funktionären  ergeben* 


Die  Vereinsleitung  verzeichnet  mit  Befriedigung  die  mittelbaren  und  unmittelbaren 
Vertrauen sbeweise , die  durch  ideelle  und  vor  allen  Dingen  auch  materielle  Be- 
kundungen  bei  ihr  eingehen«  Diese  ermöglichen  ihr  eine  Tätigkeit,  die  von  all 
zu  drückenden  materiellen  Sorgen  befreit  ist  und  gestatten,  dass  das  notwendige 
Tun  im  notwendigen  Umfange  geschieht*  Aber  die  Vereinsleitung  braucht  mehr  als 
sichtbare  und  unsichtbare  Vertrauensbev/eise*  Sie  muss  verlangen  dürfen,  dass 
eine  nennensv/erte  Zahl  der  Mitglieder  auch  prak  tisch  etwas  von  dem  verwirklicht, 
was  die  tragende  Idee  unserer  Bewegung  ist*  Es  muss  gefordert  werden  dürfen,  dass 
sich  möglichst  viele  unserer  Freunde  in  dem  ihnen  durch  Beruf  oder  Neigung 


& 
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vertrauten  Gebiete  des  Gemeinschaftslebens  als  C«V,er  betätigen  und  bewähren« 

Für  uns  gilt  hier  eine  andere  Beurteilung  als  innerhalb  dos  Zionismus«  Das  ist 
diesmal  nicht  weltanschaulich  gemeint,  sondern  soll  ganz  praktisch  erklärt  worden. 
Im  zionistischen  Sinne  ist  bereits  oino  grosso  Leistung  vollbracht,  v/enn  z.B*  je- 
mand die  Patenschaft  für  ein  Kind  übernimmt,  das  in  Palästina  aufv/achsen  soll, 
oder  eine  Summe  ependet,  durch  die  drüben  Land  gekauft  v/erden  kann,  und  welches 
die  Verwendungsmöglichkeiten  der  Palästinafonds  sonst  sein  mögen»  Da  aber  der 
Zionismus  nicht  verlangt  und  verlangen  kann,  dass  alle  seine  Anhänger  selbst  nach 
Palästina  gehen,  so  liegt  die  Versuchung  nahe,  dass  die  Spende  zu  leiner  Ablösung 
für  tatsächlichen  Einsatz  führt.  Diese  Teilung  zwischen  Konto  und  Einsatz  ist 
dort  möglich,  denn  es  liegen  einige  tausend  Kilometer  zv/ischen  beiden«  Aber  hier, 
innerhalb  unserer  Auf gabenkroiso , ist  der  Abstand  zwischen  dem  Gedanken  und  der 
Möglichkeit,  ihn  durch  persönlichen  Einsatz  seiner  Verv/irklichung  nahe  zu  bringen, 
sozusagen  nur  ein  Schritt,  eine  Strassenbahnfahrt , ein  Telefongespräch« 

Was  meinen  v/ir  im  Einzelnen?  Einige  Beispiele  aus  der  Fülle  unseres  jüdischen 
Lebens  seien  herausgegriffen!  Es  tobte  ein  Streit,  nach  welchen  Grundsätzen  die 
jüdische  Schule  sich  ausrichten  solle*  Die  Zionisten  meinen,  sie  habe  für  Palästina 
vorzubereiten.  sind  der  Auffassung,  sie  habe  sich  zu  einer  Erziehungsstätte 
zu  entv/ickeln,  für  die  die  Tatsache  unseres  Daseins  in  Deutschland  ein  wesent- 
licher Faktor  ist»  Es  werden  nun  für  und  vfider  Artikel  geschrieben,  Reden  gehalten, 
Resolutionen  angenommen  - aber  wer  ist  einmal  auf  den  Gedanken  gekommen,  in  die 
Schule  selbst  hineinzugehen,  das  Aussehen  der  Räume,  den  Zustand  der  Schulbänke, 
die  gähnende  Leere  in  den  Bibliotheksschränkon  der  Lehrer-  und  Schülerbüchereien 
kennen  zu  lernen;  zu  erfahren,  dass  die  notv/endigsten  Gegenstände  für  den  An- 
schauungsunterricht fehlen,  dass  der  Turnunterricht  sich  mit  den  notdürftigsten 
Geräten  - manchmal  fehlen  auch  diese  - behelfen  muss!  \7er  hat  sich  schon  erkundigt, 
v/ie  es  in  den  Klassen  aussieht,  v/enn  einmal  neue  Hefte  gekauft  worden  müssen  oder 
ein  Buch  für  goraeinsame  Lektüre  ango schafft  werden  muss;  oder  - für  viele  Klassen 
ein  V/unschtraum,  an  dessen  Vcrvärklichung  monatelang  gearbeitet  v/ird,  und  doch 
bleibt  er  für  viele  ein  Traum  - ein  Ausflug  für  einen  Tag  ins  Freie!  Aber  woher 
die  dreissig  Pfennig  Fahrgeld,  woher  das  Butterbrot,  woher  der  Groschen  für  ein 
Glas  Milch?  Wer  aus  unseren  Reihen  kümmert  sich  von  den  an  der  Weltanschauung 
der  Schulen  so  Interessierten  darum?  Wir  wollen , dass  unsere  jüdische  Schule 
nicht  nur  Gesinnungsschule  und  Durchgangsstation  ist,  sondern  ein  fester  ruhen- 
der Pol  inmitten  der  Neugestaltung  des  Daseins  der  Hunderttausende  jetzt  und  in 
der  kommenden  Generation*  » Wir  v/ünschen  nichts 

Behelf smässigös , sondern  etwas  in  jeder  Beziehung  Y/üi’diges  für  unsere  Kinder« 

Hier  bieten  sich  Aufgaben  für  Menschen  aus  unseren  Reihen«  Hier  ist  echte,  un- 
bürokratische, unmittelbar  den  Anhänger  der  Idee  an  die  Verwirklichung  der  Idee 
heranführende  neue  C.V.-Arbeit«  Die  C »V .-Ortsgruppen  werden  sehr  bald  zusaramen- 
zutreten  haben,  um  zu  überlegen,  v/ie  an  den  einzelnen  Orten  für  die  Verwirklichung 
gesorgt  werden  kann«  Es  müssen  Patenschaften  geschaffen  v/erden»  die  für  Büchereien, 
die  für  Lehrmittel,  .jene  für  Ausflüge  mittelloser  Kinder«  Der  C«V«  hat  einen 
kleinen  Beginn  gemacht,  indem  er  sein  Liebermann-Gedenkblatt  für  die  zur  Schul- 
entlassung koirdnonde  Jugend  zur  Verfügung  stellte,  indem  er  neuerdings  den  Schulen 
das  Philo-Lexikon  kostenlos  anbietot,  indem  er  die  C «V«-V/andorbüchereien  für  den 
Bund  Deutsch- Jüdischer  Jugend  ins  Loben  rief  und  fortführt« 

Wer  in  unseren  Reihen  spräche  nicht  bei  jeder  Gelegenheit  von  der  Lage  der 
jüdischen  Jugend»  Teils  mit  Bedauern,  teils  mit  Skepsis,  teils  mit  Resignation« 

V/er  aber  hat  sich  schon  einmal  das  Heim  angesehen,  in  dem  sein  Junge,  sein 
tfö.del  die  Freizeit  verbringt?  Nicht  um  zu  kontrollieren,  sondern  um  zu  sehen, 
wie  man  mit  wenig  Mitteln  noch  etwas  mehr  Schönheit  in  diese  Räume  bringen  könnte  - 
sofern  Räume  da  sind-.  Und  wo  sie  fehlen  - waxnim  wird  nicht  der  geringe  Betrag 
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HHiHgsSisIlff-i-.- 

Hat  «.n  sich  „och  nie  Gedanhen  darUhec  SSef  uSdlrw^teh 

I“::h3u„fer„0h.„„.0„.  Dac'-Hauo  Berta’'  dos  RJF  son  „„3  ^ 

;:f  “:„f:t::”^  r z::^Äro!r/^h;ti-^ 

zeichnune  zur  Verfügung  gestellt  und  beschlossen,  den  Jugendfonds,  der 
tSïfSf  eirer  fUnffteufgen  Ziffer  in  Etat  steht,  erheblich  zu  erhöhen.  Es  ist 

“Jugendpfennig  des  C«V»'' 

geschaffen  worden,  eine  Erinnerungsgebühr  an  die  grossen  unmittelbaren  Pflichten 
in  der  Nähe,  die  jeder  C»V.er  zu  erfüllen  hat  - -^) 

"n  unsere  Fremde  ergeht  hierdurch  die  Aufforderung«  Helft  uns  auch  in  unserer 
Arbeit  für  die  Jugend!  Gebt  uns  Uittel,  diese  wichtigen  Aufgaben  auszubauen.  So 

oanohem  Jungen  und  so  manchem  Ädel  kBnnto  noch  das  Erlebnis  ler  Mittel 

des  Sommerurlaubs  armSglioht  werden,  wenn  unsere  Freunde  zur  Aufbringung 
V ™,üw.,i8vj.  riBchalb  ist  schnelle  Hilfe  doppelte  Hilfe.  Wir  hoffen,  dass  die 

irpfBngerdU^e?  Rundbriefe  ihre  enge  Verbundenheit  mit  unserer  Idee  ^uren 

zum  Aufdruck  bringen,  dass  sie  uns  bei  der  Verwirklichung 

vnch  besten  Kräften  unterstützen.  Wir  bitten  ferner  unsere  Mitarbeiter  hierdurch, 
in  ihren  Ortsgruppen  und  unter  ihren  sonstigen  Bekannten  für  den  Jugendp  enn  g 

zu  werben. 

wie  sie  andeutungsweise  in  wenigen  Sätzen  zitiert  worden  ist,  den  Ael toren  in 

r)  Vgl.  hierzu  auch  den  in  diesem  Rundbrief  abgedruckten  Briefwechsel  auf  S.  10. 

Ueberweisungon  bitten  wir  auf  das  Konto  des  Cohtralvoroins  deutscher  Staats- 
bürger jüdischen  Glaubens,  Berlin  W 15,  Emser  Strasse  42,  Berlin  30472  mit 
Kormwcrti  “ Jugondpfonnig"  vorzunohinen . 
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einer  Betätigung»  wie  sie  ein  Freund»  der  an  leitender  Stelle  in  der  Sozialarbeit 
der  Jüdischen  Gemeinde  Berlin  steht,  als 

"Ferien  vom  Alltag" 

charakterisiert  hat«  Hierunter  ist  eines  nicht  zu  verstehen*  Es  handelt  sich  um 
keine  V/ohlfahrtsangelegenheit , sondern  was  beabsichtigt  v/ird»  ist»  dass  Menschen, 
iie  die  Schwereder  Zeit  aus  einer  gerneinsarjen  Gesinnung  heraus  zu  tragen  bereit 
sind,  auch  die  helleren  Seiten  ihrer  Lebensmöglichkeiten  gemeinsam  erleben  zu 
lassen*  Es  soll  nichts  neben  den  Kulturbünden  und  ähnlichen  Institutionen  ge- 
schaffen werden*  Aber  es  soll  dafür  gesorgt  werden,  dass  unsere  Menschen  mehr  von 
ihnen  haben,  gleichgültig  ob  sie  aus  Eigenem  die  Mittel  dazu  aufbringen  können, 
oder  ob  sie  innerhalb  der  Gesinnungsgemeinschaft  beschafft  werden»  Y/ie  wenige  in 
unseren  Reihen  haben  sich  schon  Gedanken  darüber  gemacht,  wie  der  Angestellte  mit 
160  Mark  seinen  Abend  verbringt  oder  v/as  er  aus  seinem  YVochenende  macht*  Es 
existieren  hierüber  grosse  theoretische  Untersuchungen»  Aber  nur  wenige  haben  die 
Pflichten  der  Nähe  sich  klar  gemacht«  Das  soll  sich  ändern* 

Die  objektive  und  allen  zur  Verfügung  stehende  praktische  Arbeit  unserer  Organi- 
sation hat,  manchmal  auch  aus  Gründen  der  Ueberfülle  anstrengender  Aufgaben  des 
Tages,  vergessen  lassen,  dass  wir  nicht  nur  eine  Zweckgemeinschaft  sind,  die  allen 
Juden  zur  Verfügung  steht,  sondern  auch  eine  Ge sinnungs gerne in schaf t für  einen 
engeren,  wenn  auch  zahlenmässig  sehr  grossen  Kreis»  V/ir  wollen  versuchen,  und  wir 
sind  uns  der  unendlichen  Schwierigkeiten  dieser  Bemühungen  durchaus  bewusst,  eine 
unmittelbare  Beziehung  von  Menschen  eines  Gesinnungskreises  zur  Betätigung  dieser 
Gesinnung  zu  finden« 

V/ir  können  von  dieser  Stelle  aus  nur  immer  v/ieder  hinweisend  die  Fragen  auf  zeigen* 
Die  Kleinarbeit  muss  in  der  Organisation  dos  CoV»  von  den  Ortsgruppen  über  die 
Landesverbände  bis  zu  den  Dezernenten  der  Zentrale  durchgoführt  werden*  Immer 
unter  dem  Gesichtspunkte,  das  Nächstliegende  als  erstes  zu  tun* 

A.H* 

-o-o-o-o-o-o-o-o-o-o- 

V/ohin  die  Badereise  ? 

Die  VVahl  des  Badeaufenthalts  stellt  die  deutschen  Juden  mitunter  vor  eine  nicht 
'an z leicht  zu  beantwortende  Frage«  Auf  der  einen  Seite  wird  ihnen  verübelt,  wenn 
sie  ihre  Erholungs zeit  im  Ausland  verbringen,  andererseits  v/iederum  hat  sich  eine 
Reihe  von  deutschen  Orten  gegen  den  Besuch  von  Juden  ausgesprochen*  Zunächst  muss 
entgegen  einzelnen  Pressenotizen  zur  Vermeidung  von  Missverständnissen  darauf 
hingowiesen  werden,  dass  die  Zahl  derjenigen  Juden,  die  es  sich  wirtschaftlich 
leisten  können,  Badereisen  ins  Ausland  zu  unternehmen,  relativ  und  absolut  gering 
ist«  Die  jüdischen  Sozial-  und  Wohlfahrtsämter  vor  allem  der  Grosstädte  wissen 
nur  zu  gut,  v/ie  vielen  Zehntausenden  nicht  ein  einziger  Tag  der  Erholung,  ge- 
schweige denn  Auslandsreisen  möglich  sind« 

Es  sei  aber  offen  zugegegeben,  dass  bei  jüdischen  Erholungs-  und  Kurbedürftigen 
auch  Gedanken  psychologischer  Art  bei  dem  Entschluss  mitwirken,  wo  man  seine 
Soraraerf erien,  d*h.  die  einzige  Zeit  im  Jahre,  die  die  Mehrzahl* für  die  Wiederher- 
stellung der  Körper-  und  Nervenkraft  zur  Verfügung  hat,  verbringt«  Die  Liebe  zur 
deutschen  Landschaft  ist  in  unseren  Menschen  ausserordentlich  stark,  und  sicherlich 
möchten  die  meisten  nichts  anderes,  als  ohne  v/eitere  Erwägung  nach  Gewohnheit  oder 
Neigung  Mittelgebirge,  Alpen,  Ost-  und  Nordseestrand  auf suchen  zu  können«  Es  dürfte 
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jief 'fu^oue^f  MS*:“  s:e“:i:i::L"g2:e''S£« 

sind  ■ 

selbstverständlich  gibt  es  Sfttf  Zed^rii^r^^^^^herl:?:' 

lands,  in  denen  ein  Besuch  durch  jüd  * mitEeteilt  hatten,  ist  unsere 

Jie  v/ir  bereits  in  ^’^^erra^  let  zten  Rundbrie  ( • genommenon  Aufenthalts- 

Hauptgeschäftsstelle  bereit,  bei  Nennu  g ^ Ortes  Bedenken  bestehen  oder 
crtos  mitzutoilen,  ob  gegen  einen  es  j„co  ^ia  Feststellung,  ob  der  Aufent- 

„isht.  Allerdings  darf  nicht  --f ^^'Ticit , ausser- 
halt  jüdischer  Gaste  in  doni  angefragto  „ tf.  auf  Grund  ausdrücklicher 

ordentlich  schwierig  ist.  Heben  denjenigen  0^*""’  f ® fachei^n,  gibt  es  auch 
Verlautbarungen  für  Ltretungsverbete  ein  Besuch  durch 

solche,  in  denen  trotz  des  ^eh  e Viovi^-ist.  Hinzu  kommt,  dass  in  gewissen 

Jüdische  Gäste  als  anzusehen  ist.  Hinzu^koc«^^^^ 

Landschaften  nur  gewisse  Orte  f j..  1 1 , Auch  hieraus  können  sich 

Kurverwaltungen  ergeben« 

Wir  glauben  aber,  dass  Schwierigkeiten,  M^e  aus  solchen  GrUnden^her^^^ 

auch  durch  das  Verhalten  'ifj  %3i  einzelnen  Zwischenfällen  die  Schuld 

Wenn  es  auch  nicht  immer  möglich  sei  ’ „.„iiaioht  erreicht  werden,  wenn 

:irrrtL:\:f  rt^jh:: 

hoisetreterei  gloichzusetien 

ist,  ubon  vmrden. 

-0-0- 0-0- 0-0-0- 

AUS  D ER  FRA  K_  T__£  S_  C__H  £ H ARB  j_ 

vorbemoj-icunö.  Es  wird 

dass'die  hier  folgenden  Notizen  keinen  auch 

weisen  Tätigkeitsbericht  darstellen  sollen.  Es  handelt 

sich  lediglich  um 

der  Fülle  der  Arbeit  unserer  verschiedenen  Dezernate. 

' Eine  umfassende  Darstellung  unserer  gesamten  Tätigkeit 
vnirde  den  Rahmen,  der  diesen 
unverhältnismässig  Übersteigen  müssen. 

einer  Organisation,  die  in  einem  Monat  durchschnittlich 
6000  schriftliche  und  otvra  1200  mündliche  Beratunpn 
durchführt,  lassen  sich  nicht  in  wenigen  Zeilen  wieder- 

geben . 


1 ^ Hi* vor  .jüdischen  .Go schälten «. 


Vor  einem  Jüdischen _ Geschäft  in  B«  («e-n)  stand  ei^^^^^ 

Personen  photographierte,  die  das  Geschäft  zu  botroTicn  oe 

Gleiche  war  in  U»  (Hessen)  der  Fall* 

Auf  Eingaben  unseres  zuständigen  Landesverbandes  vmrde  das  Photographieren 
üiugo  stellt » 
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2«  Juden  feindliche  Transparente. midjlajcat^ 

a)  In  L,  und  M.  (Mitteldeutschland)  waren  Transparente  über  die  Strasse  ge- 
zogen» die  folgende  Aufschriften  trugen* 

'‘Deutsche,  kauft  nur  bei  Deutschen,  lasst  Juden  bei  Juden  kaufen"« 

"Parteigenossen,  kauft  nicht  bei  Juden" 

"Die  Juden  sind  unser  Unglück" * 

Auf  Grund  einer  Eingabe  des  zuständigen  Landesverbandes  an  die  Kreis- 
haupt mann  sc  ha  ft  sind  die  Transparente  entfernt  worden«  Der  gleiche  Erfolg 
konnte  in  einer  Reihe  von  anderen  Orten  durch  die  zuständigen  Landesver- 
bände erzielt  werden« 

b)  In  5.  (Hessen)  war  quer  über  die  Hauptstrasse  ein  Transparent  gespannt 
mit  der  Aufschrift  auf  der  einen  Seite*  "Sage  mir,  wo  Du  kaufst,  und  ich 
sage  Dir,  wer  Du  bist";  auf  der  anderen  Seite  standen  die  Worte* 

"Jetzt  Und  Dauernd  E^rledigt" 

Die  Anfangsbuchstaben  dieser  Worte  waren  farbig  hervorgehoben,  sodass 
sie  jedem  als  "Jude"  erkennbar  waren« 

Auf  Eingabe  des  zuständigen  Landesverbandes  beim  Regierungspräsidenten 
ist  das  Transparent  entfernt  v/orden« 

c)  In  L.  (Hessen)  v/aren  an  "Stürmer" -Aushängen  Zettel  befestigt,  auf  denen 
mit  Schreibmaschinenschrift  Personen  angegeben  waren,  die  bei  Juden  ge- 
kauft haben» 

Unser  Landesverband  richtete  eine  Eingabe  an  den  zuständigen  Landrat.  Die 
Anschläge  v/urden  entfernt. 

d)  In  Sch./Westf.  hing  unmittelbar  vor  dem  Rathaus  ein  Transparent  mit  der 
deutlich  sichtbaren  Aufschrift* 

"Bopzen  und  Juden  ans  Schafott  1 
Hier  wirbt  die  HJ!" 

Auf  unsere  Eingabe  hin  ist  umgehend  unter  dem  21«  Mai  vom  Bürgermeister 
folgender  Bescheid  ergangen* 

"Auf  Ihre  Vorstellung  teile  ich  mit,  dass  die  H.J«  aufgefordert  ist,  das 
Transparent,  das  selbstverständlich  ohne  Mitv/irkung  amtlicher  Stellen 
angebracht  wurde,  zu  entfernen«" 

Das  Transparent  ist  auch  tatsächlich  entfernt  v/orden« 

e)  In  den  Geschäftsräumen  der  Allgemeinen  Ortskrankenkasse  in  D«  waren  an 
fast  allen  Schaltern  Zettel  mit  folgender  Aufschrift  angeklebt» 

"Wer  bei  Juden  kauft,  ist  ein  Volksverräter"« 

Auf  Eingabe  des  zuständigen  Landesverbandes  wurden  die  Zettel  entfernt« 


- 7 - 


3«  Ortaverbote. 


Am  Eingang  eines  Industrieortes  bei  Sch«  (Sachsen)  befand  sich  ein  Schild  mit 
der  Aufschrift!  "Juden  sind  in  diesem  Ort  unerwünscht"« 

Der  zuständige  Landesverband  machte  eine  Eingabe  an  das  Sächsische  Ministerium 
des  Innern« 

Die  Schilder  sind  nunmehr  teils  entfernt,  teils  mit  weisser  Leinwand  über» 
klebt  worden • 

4«  Lichtbildreklame  .jüdischer  Unternehmer» 

In  einem  Schreiben  des  Reichswirtschaftsministers  vom  27«4«35  an  eine  Gesell» 
schaft,  die  sich  mit  Lichtbild-  und  Tonreklame  befasst,  heisst  es  u«a«i  "Auf 
Ihre  Anfrage  vom  23*4«  teile  ich  ergebenst  mit,  dass  jedes  Unternehmen,  welches 
gewillt  ist,  am  Aufbau  der  deutschen  V/irtschaft  mitzuarbeiten,  aus  wirtschafts- 
und  auch  aus  arbeitsmarkt-politischen  Gründen  die  Möglichkeit  haben  muss,  die 
für  die  Aufrechtorhaltung  notv/endige  V7erbung  zu  treiben«  Der  (jüdischen  D«R«) 
Firma  X«  darf  daher,  unbeschadet  des  Uj^undsat  zes  der  Vertragsfreiheit,  im 
Interesse  eines  gesunden  V/ottbewerbes  auch  nicht  die  Möglichkeit  genommen 
werden,  wie  andere  Unternehmen  durch  Lichtbildroklame  für  den  Absatz  ihrer 
Waren  zu  v/erben"  « 

5«  Getrennte  Aufführuns  jüdischer  Aerzte  im  Arztverzeichnis 


In  M«  (Baden)  lagen  in  der  Allgemeinen  Ortskrankenkasse  Arztvor zeichnisse 
aus,  die  nach  Ariern  und  Nichtariern  getrennt  waren« 

Auf  unsere  Eingabe  beim  Reichs-  und  Proussischen  Minister  der  Arbeit  erging 
die  Anweisung  an  die  Kassen,  entsprechend  dom  Erlass  des  Arboitsministors 
vom  9*1.1935  II  a Nr«  11216/34  zu  verfahren  und  die  ausliogondon  Kassenarzt- 
Verzeichnisse  zu  ändern« 

® * Finstellunp:  von  Jugendlichen  unter  25  Jahren« 

Das  Arbeitsamt  in  G.  (V/estfalen)  hatte  aus  Anlass  eines  Einzelfalles  den  grund- 
sätzlichen Standpunkt  vertreten,  dass  die  Genehmigung  zur  Einstellung  von  jü- 
dischen Angestellten  und  Arbeitern  unter  25  Jahren  erst  dann  erteilt  werden 
könne,  v/enn  sämtliche  Arbeitslosen  unter  gebracht  seien« 

Unser  Landesverband  Rheinland-Westfalen  hat  v/egen  dieser  Sachlage  beim  Landes- 
arbeitsamt in  D«  vorgosprochen  und  hierbei  auf  den  Erlass  des  Herrn  Präsidenten 
der  Reichsanstalt  an  die  Reichsvertrotung  der  Deutschen  Juden  verwiesen,  den 
v;ir  bereits  in  Nr.  4 unserer  Ortsgruppenrundbriefe  (S«7  Ziff«9)  erwähnt  hatten, 
und  nach  dem  bei  Jugendlichen  jüdischen  Arbeitskräften  unter  25  Jahren,  die  be- 
sondere Eignung  besitzen,  die  Möglichkeit  besteht,  eingestellt  zu  werden« 

Auf  Grund  der  Besprechung  zv/ischen  dem  Vertreter  unseres  Landesverbandes  und 
dom  Herrn  Präsidenten  des  Lande  sc  erhielt  unser  Landesverband  fol- 

genden Bescheid! 


1 
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"Cer  Präsident  den  29«5.1935 

des  Landesarbeit Samtes 
Westfalen 

Geschäftszeichen  5 A 5063/9 
An  den 

Centralverein,  Landesverband  Rheinland 


Betr»  Anordnung  über  die  Verteilung  von  Arbeitskräften 


Ihr  Schreiben  vom  29 «4 «1935  - Tgb»Nr«  346/4  - 50 


Unter  Bezugnahme  auf  die  Besprechung  mit  Ihnen  teile  ich  Ihnen  mit,  dass 
ich  das  Arbeitsamt  G.  veranlasst  habe,  der  Firma  auf  Anforderung  die 

beiden  Aushilfskräfte  .....  zuzuv/eisen»  Im  übrigen  habe  ich  den  Arbeits- 
ämtern meines  Bezirks  das  mir  in  Abschrift  zugeleitete  Schreiben  des  Herrn 
Präsidenten  der  Reichsanstalt  an  die  Reichsvertretung  der  Deutschen  Juden 
in  Berlin-Charlottenburg  2 bekanntgegeben» 


Heil  Hitler 

Im  Aufträge 

gez»  Unterschrift". 


Zwei  jüdischen  Angestellten  eines  im  Oktober  1934  in  nichtjüdische  Hände 
über gegangenen  Einzelhandelsgeschäfts  in  B»  war  wegen  ihrer  jüdischen  Ab- 
stammung gekündigt  v/orden»  Auf  ihre  Klage  wurde  der  Inhaber  der  Firma  verur- 
teilt, die  Kündigung  zu  v/iderrufen  oder  eine  Abfindungssumme  zu  zahlen*  In  der 
Begründung  wird  u.a*  ausgeführt i 


"Dass  eine  V/iderrufsklage  auch  nichtarischen  Beschäftigten  zusteht,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein.  Denn  das  Gesetz  zur  Ordnung  der  nationalen  Arbeit 
macht  insov/eit  keinen  Unterschied  zwischen  arischen  und  nichtarischen  Be- 
schäftigten» Auch  der  Sinn  und  Zweck  der  rassengesetzlichen  Rechtsordnung 
steht  der  Erhebung  einer  Kündigungswiderrufsklage  durch  einen  jüdischen 
Beschäftigten  gegen  einen  deutschen  Unternehmer  nicht  entgegen»  Der  Führer 
hat  wiederholt  sich  zu  dem  Grundsatz  bekannt,  dass  die  Erkenntnis  der  Be- 
deutung des  eigenen  Volkstums  die  Achtunfj  auch  des  fremden  Volkstums  in  sich 
schliesst.  Der  Reichsv/irtschaftsminister  Schacht  hat  am  4»3»ia35' auf  der 
Leipziger  Messe  erklärt i (' Wenn  der  Nationalsozialismus  mit  Recht  das  Sich- 
breitmachen  fremdrassigen  V/esens  in  Staat  und  Kultur  ausmerzt,  so  heisst  das 
noch  nicht,  unterschiedslos  jeden  Juden  vernichten./ 


Die  Entlassung  trifft  die  Kläger  zweifellos  sehr  hart*  Der  eine  Kläger  ist 
zwar  noch  kaum  zwei  Jahre  im  Betriebe  der  Beklagten  beschäftigt,  ist  aber 
verheiratet  und  hat  zwei  Kinder.  Die  andere  Klägerin  ist  schon  etwa  22  Jahre 
im  Betriebe»  Beide  Kläger  sind  gute  Verkäufer» 


Ein  betriebswirtschaftlicher  Grund,  die  Kläger  zu  entl^ssen,  kann  jedenfalls 
unter  den  vorliegenden  Umständen  nicht  anerkannt  veerden,  da  die  Durchhaltung 
oer  jüdischen  Angestellten  der  Beklagten  durchaus  zumutbar  ist»  Sie  hat  im 
Oktober  1934,  also  zu  einer  Zeit,  als  die  Erkenntnis  der  Bedeutung  der  Rasse 
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schon  Allgemeingut  des  deutschen  Volkes  geworden  war,  ein  jüdisches  Geschäft 
aufgekauft  und,  allerdings  unter  einer  neuen  Firira,  weitergefuhrt.  Sie  hat 
dabei  auch  die  jüdischen  eingestellten  übernommen,  obgleich 

mals  sagen  musste,  dass  unter  Umständen  gewisse  Kreise  der  Kundschaft  an  den 
jüdischen  Verkäufern  i^nstoss  nehmen  pnnten.  Sie  hat  dies  aber  offenbar  ge  an, 
weil  sie  die  eingearbeiteton  jüdischen  Kräfte  nicht  entbehren  zu  können  glaubte. 

Dass  die  Kundschaft  aber  wirklich  so  erheblich  an  den  Klägern  Anstoss  nimmt , 
ist  nicht  einzusehen,  da  sich  dies  sonst  bei  den  Tageslosungen  der  Klager  be- 
merkbar  nachen  würde,  vmis  aber  nicht  der  Fall  ist.  Mit  dem  Ausscheiden  der 
Kläger  würde  die  Beklagte  umgekehrt  die  gesamte  jüdische  Kundschaf t verlieren. 
Jedenfalls  mag  die  Beklagte  den  Kunden,  die  an  dem  Verbleiben  der 
Verkäufer  Anstoss  nehmen,  wenn  sie  will,  unter  Vorlage  dieses  Urteils,  sagen, 
dass  es  unritterlich  und  damit  undeutsch  ist,  dem  Ange^dripn  eines  Gastvolkes, 
der  innerhalb  der  Rechtsordnung  in  ehrlicher  abhängiger  Arbeit  den  Kampf  ums 
Dasein  führt,  lediglich  deshalb  sein  Brot  zu  nehmen,  weil  er  nicht  Angehöriger 
des  Wirtsvcllcos  ist  " 

8 . Arbeit srechtl iche  Entsj:Jieijiun£e^ 

Unsere  arbeitsrechtliche  Entscheidungssammlung  ist  um  einige  erfolgreiche  Wider- 
rufsklagen jüdischer  Angestellter,  die  wegen  ihrer  jüdischen  Abstammung  ent- 
lassen werden  sollten,  erv/eitort  worden. 

Die  vollständigen  Urteilsfassungen  stehen  auf  Wunsch  zur  Verfügung. 

9 . Härteklauselrenten  für  B e h'd  r de  nan  go  stellte  dejl- BerUtw 

Einigen  ehemaligen  jüdischen  Beh'irdenange stellten  sind  in  letzter  Zeit  auf 
Grund  von  Eingaben,  die  wir  gefefligt  haben,  Härteklauselronten  vom  Staats- 
-kommissar  der  Stadt  Berlin  bewilligt  worden.  Hohe  der  Rente  etwa  RM  63.-  . 

10.  Bezeichnung  "Jude"  in  einpm_j.aijjcJ:;ie^^ 

In  M.  (’Westfalen)  v/urde  unsorm  Mitglied  X,  seitens  des  Landrats  ein  Bauschein 
erteilt,  der  folgenden  Text  aufwies; 

"Dem  Juden  X.  wird  »••••'' 

Hiergegen  verwahrte  sich  der  zusfändige  Landesverband  in  einer  Eingabe  an  den 
Herrn  Regierungspräsidenten,  in  der  es  u.a.  heisst; 

"Herr  Xo  erblickt  in  seiner  Zugehörigkeit  zum  Judentum  keine  ihn  herabsetzen- 
de Eigenschaft  und  wünscht  sie  nicht  zu  verheimlichen.  Die  hier  gewählte 
Form  der  Anrede  verstösst  aber  gegen  alle  bestehenden  Gepflogenheiten.  Es 
ist  nicht  üblich,  eine  behördliche  Verfügung  "dem  Protestanten  X , dem 
Katholiken  Y" , oder, wenn  man  die  Juden  vorwiegend  als  eine  Rassegemeinschaft 
ansehen  will,  etwa  "dem  Arier  Z.‘'  auszustellen.  Es  bleibt  leider  für  die 
hier  gewählte  Form  nur  die  Erklärung,  dass  der  hierdurch  he  ra- 

gewürdigt werden  sollte-  Wir  sind  überzeugt,  dass  es  nicht  die  Billigung  des 
Herrn  Regierungspräsidenten  finden  wird,  wenn  die  amtliche  rtoilung 
Bauscheines  in  einer  Form  erfolgt,  die  den  Antragsteller  und  dessen  Gemein- 
schaft in  ihrer  Ehre  verletzten  muss 

Hierauf  erging  folgender  Bescheid; 

"Ihre  Beschwerde  ist  ordnungsgemäss  erledigt  worden". 

-o-o-c-c-o-c- 
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Dank  für  die  C»V»-Y/anderbücherei« 
a ) Schreiben  der  Mittelstelle  für  .jüdische  Erwachsenenbildung» 

Betr»  Jugenddezernat» 

Mit  verbindlichstem  Dank  bestätigen  wir  den  Empfang  des  Schreibens  Ihres  Jugend- 
dozernats»  Wir  möchten  bei  dieser  Gelegenheit  zum  Ausdruck  bringen»  dass  wir 
die  WanderbUcherei-Arbeit  des  C«V,  für  sehr  v/ortvoll  und  vorbildlich  halten» 
und  bitten  darum,  uns  auch  in  Zukunft  das  etv/a  erscheinende  Material  Uber  den 
Fortgang  Ihrer  Arbeit  zu  ü*bersenden« 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
Ihr  ergebener 
gez«  Prof«Dr*  Kantorowicz 

Frankfurt  a»Mo  < 


b)  Eine  .jüdische  Familie  eines  hessischen  Dorfes  bedankt  sich« 

Centralverein  deutscher  Stastsbürger  jüdischen  Glaubens»  Frankfurt  a*M« 

Ich  danke  Ihnen  sehr  für  die  gesandten  Bücher»  besonders  unser  Junge»  der 
13  Jahre  alt  ist,  ist  Ihnen  sehr  dankbar«  Da  er  als  einziges  jüdisches  Kind  hier 
in  unserm  Dorf  ist,  hat  er  so  gar  nichts,  was  Kindern  not  tut#  Er  kann  nicht, 
spielen  und  fröhlich  sein  mit  andern  jüdischen  Kindern«  - 

Bitte  senden  Sie  uns  v/ieder  Lesestoff,  auch  für  uns  Grosse»  es  ist  ja  unsere 
einzige  Ablenkung« 


Nochmals  vielen  Dank 


gez«  Unterschrift 


-o-o-o-o-o-o- 


Ein  Briefv/echsel  zwischen  der  Bundesleitung  und  Herrn  Justizrat  Brodnitz» 

V/ir  geben  im  Folgenden  Kenntnis  von  einem  Briefv/echsel  zwischen  der  Bundesleitung 
des  "Bundes  Deutsch- Jüdischer  Jugend"  und  dem  Vorsitzenden  dos  Centralverains 
Justizrat  Dr«  Brodnitz« 

Zur  Vermeidung  von  Missverständnissen  wird  betont»  dass  bei  aller  Billigung  der 
Grundeinstellung  der  teilv/eise  in  jugendlicher  Radikalität  einseitig  betonte 
Standpunkt  des  Bundes  sich  nicht  in  allen  Einzelheiten  mit  der  Auffassung  des  C«V« 
deckt«  Die  mitunter  etwas  überscharfen  Formulierungen  mögen  durch  die  subjektive 
Erregung  der  Führer  des  Bundes  üher  den  Anlass  des  Schreibens  bedingt  und  verständ- 
lich sein« 


a ) Schreiben  der  Bundesleitung« 


Sehr  verehrter  Herr  Justizrat! 


Berlin,  den  29«6«1935 


Der  freundschaftliche  Rat  und  die  tatkräftige  Hilfe,  die  v/ir  bei  Ihnen  bisher 
stets  gefunden  haben,  geben  uns  den  Mut  zu  hoffen,  dass  Sie  die  nachstehenden 
Zeilen  mit  dem  gleichen  gütigen  Verständnis  aufnehmen  werden,  das  Sie  bis  zum 
heutigen  Tage  unseren  Sorgen  und  Zweifeln  bezeigt  haben« 

Im  Hauptblatt  der  Jüdischen  Hundschau  Nr.  51,  Jahrgang  40»  findet  sich  auf 
Seite  2 eine  Notiz,' die  im  Fettdruck  zum  Ausdruck  bringt,  dass 
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Ci-  -ipV,  nffiziell  ZU  Palästina  bekannt  haben  und  im  Verlauf  ihrer  Aus- 

SnlIche^Ertl-ïu^ge.  abgegeben  worden  sind,  ^ber  es  hat  och  sexn  bedondoree 

Gewicht,  wenn  eine  derartige  Ueinung  nicht  7"  äte  Existcrz 

dem  Vorsitzenden  der  Bewegung  kundgetan  wird,  die  sich  d g 

des  deutschen  Judentums  zur  Aufgabe  gemacht  hat. 

s;r  r,  r 

Jugend  sich  mit  besonders  starken  Porten  für  die  „v, -«S  ti  p mit  der  Nach- 

tiffe  Verlautbarungen  erreichen  unsere  Menschen  etvra.  g , ^ j t 

r fht!  daac  TFinanziärung  ihrer  Sonderfahrten  7^™-  die 

Jüdischen  Gemeinde  Berlin  statt  eines  beantragten  Betrages  von  RM  736. 

Summe  von  RM  255.—  zur  Verfügung  gestellt  hat* 

Gesinnung  zu  festigen  oder  gar  zu  starken. 

Wenngleich  wir  ein  autonomer  Bund  sind,  der  als  hBchste  In  stans  die  Ebb^bei- 

rie=r4rvÄ:; 

litcritM  derPeJsSnlichkeiten,  die  sie  prägten,  auch  bei  unseren  “».f» 

uns1ägUcfunfstSnriS^fgeh;u;e“phrsischfunfptychUcS''Anstrengungen,  uns^ 

: -èd“g!:Scd:^YehrupT^^ 

aucrfort  if  Opposition  zu  denjenigen  zu  treten,  die  nicht  nur,  wie  7"®"- 

1 • vi  -lif  nn=;a-pr  “^eite  standen,  sondern  deren  Führung  v/ir  selbst  die 
frkertS  vcrlefRiftlgreU  ff  ros  Weges  verdanken.  Wenn  vAr  uns  heute  an  6:0 
fff  so  le scf eht  es  nicht,  um  eine  Kampfansage  ahzugeben,  sondern  um  Sie 
durch  f e Erstellung  unserer  Situation  dringlich  zu  veranlassen,  bei 
Aeusserungen  zu  bedenken,  ob  sie  nicht  geeignet  = ^nd,  unsere  eigene  Au  a g 

fte-refrMrnrhefdS Ta:f f rs- f f 

0 sif  weltanschaulich  zu  ihm  bekennen,  respektieren,  .Ar  von  unseren 
fenschef docS  fordern  mussen,  dass  sie  alle  Leistungen,  die  sie  aufzubrihgen 
fähig  sLf  unserer  eigenen  Sache  zuwenden.  Schliesslich,  das  Hemd  iet  une 

näher  als  der  Rock. 

Die  Fraee  Palästina  kann  für  uns  nur  als  eine  soziale  Leistung  existieren,  die 
uf  ef  Ifftf  wenn  überhaupt,  erst  in  dem  Moment  heanspruchen  darf,  an  dem 

ffr  an  ft  uf  Stelle  alles  geschehen  ist,  was  üf Tit 

Existenz  zu  sichern.  Was  aber  ist  hierfür  schon  geschehen.  stellen  mit 

grosser  Erbitterung  fest,  dass  die  Leistungen,  der  der  fff 

Generation  zugewandt  werden,  dio  für  alle  Institutionen,  die  sieh  um 
ExisteL  des  deutschen  Judentums  bemühen,  gespendet  werden,  in  bf"®"  f ^half is 
tu  def enigen  stehen,  die  das  Palästinawerk  ln  seine  verschiedenartigen  Etats 
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einbezogen  hat*  V/ir  wissen,  dass  der  überv/iegende  Teil  der  Gelder  des  Zentral- 
ausschusses für  Hilfe  und  Aufbau  nicht  nach  Deutschland  geht,  sondern  für 
Hachscharah-  und  Alijahzv/ecke  verwandt  wird*  V/ir  wissen,  dass  die  Spenden  aus 
privaten  Quellen  ausreichend  nach  Palästina  und  in  dem  verschwindendsten  Masse 
nach  Deutschland  fliessen*  V/ir  wissen,  dass  auf  deutsch- jüdischer  Seite  den 
Sammlungsaktionen  der  Zionisten  auch  nichts  annähernd  Vergleichbares  bis  zum 
heutigen  Tage  entgegengesetzt  worden  ist*  Wir  machen  die  Erfahrung,  dass  sogar 
die  Eltern  unserer  Menschen  bereitwilligst  für  den  KKL  und  den  Keren  Hajessod 
spenden,  aber  nichts  in  die  Kassen  unseres  Bundes»  Der  Vater  eines  unserer 
Jungens  spendete  kürzlich  dem  KKL  einen  Betrag  von  mehreren  tausend  Mark»  Wir 
baten  ihn,  doch  auch  etv/as  für  unsere  Sache  zu  tun*  Er  erklärte  sich  in 
loyaler  Form  bereit  und  dedizierte  dem  Bund  50  Pfg*  Wir  schildern  Ihnen  diesen 
Fall,  weil  wir  glauben,  dass  er  symptomatisch  ist*  Das  Ökonomische  und  poli- 
tische Risiko  in  Palästina  wird  vielleicht  von  den  wenigsten  verkannt,  aber  man 
riskiert  trotzdem  dort  Tausende  und  hier  Pfennigbeträge»  Wir  behaupten,  dass 
diesei Proportion  nun  doch  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Risikoproportionen  Pa- 
lästina und  Deutschland  steht* 

Warum  ist  das  alles  möglich?  Nicht  etwa,  das  wissen  wir,  weil  das  gesamte  deut- 
sche Judentum  zionistisch  v/äre,  aber  bestimmt  dewegen,  weil  es  nicht  deutsch- 
jüdisch ist»  Es  lohnt  sich  nach  Auffassung  der  meisten  anscheinend  nicht  mehr, 
für  unsere  Sache  etv/as  zu  tun»  Unsere  Generation  wird  gewis sermas sen  und  ab- 
schliessend als  die  Generation  der  verlorenen  Söhne  angesehen*  Es  lohnt  sich 
nicht  mehr,  für  uns  Schulen  zu  bauen,  in  denen  Menschen  in  unserem  Sinne  er- 
zogen werden,  es  lohnt  sich  nicht  mehr,  für  uns  Heime  zu  errichten,  es  lohnt 
sich  nicht  mehr,  für  uns  Bücher  zu  schreiben,  es  lohnt  sich  nicht  mehr,  für 
unsere  körperliche  Erholung  auf  Fahrten  und  Lagern  zu  sorgen,  es  lohnt  sich 
nicht  mehr,  für  unsere  geistige  Schulung  in  Führer  Seminaren  etv/as  zu  tun, 
es  lohnt  sich  nicht  mehr,  sich  für  unsere  Siedlungsprojekte  oder  für  unsere 
Landschulheime  zu  interessieren*  Es  lohnt  sich  nicht  mehr  *....* 

J/Ö-t  ganz  V/ enigen  Ausnahmen,  zu  denen  v/ir  die  Bemühungen  des  RJF  betreffs 
Ferienverschickung  und  Heimgründung  (Haus  Bertha)  sowie  die  Unterstützungen 
des  C*V»  (Wanderbibliothek'.)  rechnen,  sind  v/ir  ganz  auf  uns  gestellt»  Mit  den 
RM  0*10  Beträgen  unserer  Mitglieder  müssen  wir  alles  das  bezahlen,  was  eigent- 
lich von  der  älteren  Generation,  v/enn  sie  uns  zu  unterstützen  bereit  wäre, 
geschehen  müsste* 

Verehrter  Herr  Justizrat,  Sie  schreiben,  man  komme  nicht  mit  den  Bedenken,  wir 
hätten  hier  in  Deutschland  genug  zu  tun»  Ja,  ist  denn  nur  im  Entferntesten 
bisher  genug  getan  worden?  Ist  von  allen  den  Plänen,  die  v/ir  in  den  Taschen 
haben  und  jederzeit  vorlzulegsn  bereit  sind,  auch  nur  ein  Bruchteil  in  Angriff 
genommen  worden,  oder  sind  Sie  nicht  aus  dem  Grunde  zur  Abgabe  einer  derartigen 
Erklärung  in  der  Lage  gewesen,  weil  bisher  eben  nicht  genug  getan  v/orden  ist? 
Wäre  auch  nur  etwas  von  dem  bisher  geschehen,  was  zu  tun  notwendig  ist,  so 
könnte,  sehr  geehrter  Herr  Justizrat,  Ihre  Aeusserung  in  der  Erkenntnis  der 
Wahren  Proportion  nicht  gefallen  sein»  So  aber  v/ird,  wie  wir  fürchten,  die 
junge  Generation  verwirrt  und  die  ältere  in  ihrer  indolenten  Haltung  durch 
Ihre  ViTorte  bestätigt. 

Bei  unserem  letzten  persönlichen  Gespräch  gab  Ihnen  einer  von  uns  zu  ver  - 
stehen,  dass  v/ir  uns  mit  unseren  Forderungen  und  Bedürfnissen  unglaublich 
vereinsamt  und  verlassen  verkommen*  Nach  Ihren  neuesten  Erklärungen  haben  wir 
das  Gefühl,  dass  man  uns  und  unsere  Arbeit  nicht  ernst  genug  nimmt*  Wir  wissen, 
dass  wir  hiermit  den  schwersten  pädagogischen  Vorv/urf  aussprechen,  den  man 
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überhaupt  erheben  kann,  aber  wir  glauben,  es  liegt  nur  an  Ihnen,  ihn  zu  ent- 
ki*äften*  Einstweilen,  verehrter  Herr  Justizrat,  bleibt  uns  nichts  anderes 
als  die  resignierende  Erkenntnis  einer  wachsenden  Distanz  zwischen  uns  und  den 
Aelteren  und  die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit,  unsere  Menschen  auf  diese 
Distanz  aufmerksam  zu  machen.  Es  handelt  sich  hierbei  um  einen  Akt  echterNot- 
wehr.  Täten  wir  dies  nicht,  so  würden  wir,  wie  wir  meinen,  der  Baptellisie- 
rung  unserer  Arbeit  durch  die  ältere  Generation  lediglich  Vorschub  leisten. 

Diffi  alles  schreiben  wir  Ihnen  in  dem  aufrichtigen  Y/unsche,  durch  eine  mündliche 
Rücksprache  mit  Ihnen  Klärung  schaffen  zu  dürfen.  Dazu  freilich  wäre  es  höchste 

Zeit« 


Y/ir  begrüssen  Sie 


ergebenst 

mit  dem  Gruss  unseres  Bundes 
Bereitschaft  ! 

Die  Bundesleitung 

gez  • Heinz  Kellermann  gez*  Günter  Friedländer 

gez.  Kurt  Julius  Riegner  gez.  Gerhard  Silbermann 


b)  Antwort  des  Herrn  Justizrat  Dr«  Brodnitz.« 

Berlin-V/ilmersdorf 5 den  2.7.35 
An  die  Bundesleitung  des  Bundes  Deutsch-Jüdischer  Jugend 
Berlin  W 50 
Tauentzienstrasse  19a 

Sehr  geehrte  Herren! 

Ihr  heute  eingegangener  Brief  vom  29.6.  ist  mir  in  die  Klinik  nachgeschickt, 
in  der  ich  mich  zu  ganz  kurzer  Behandlung  aufhalte  und  die  ich  morpn  schon 
zu  verlassen  hoffe.  V/ie  sehr  mir  Ihre  Sorgen  am  Herzen  liegen,  wollen  bie  da- 
raus ersehen,  dass  ich  Ihren  Brief  ohne  jode  Verzögerung  sofort  von  hier  aus 

boantv/orte . 

Die  Berichterstattung  der  Rundschau  war  selbstverständlich  tendenziös.  Ich  habe 
keinen  Zweifel  darüber  gelassen,  dass  unsere  Sorge  in  erster  Linie 
Deutschland  verbleibenden  Juden  gilt,  dass  aber  daneben  wir  mit  Dank  die  Arbeit 
begrüssen,  die  in  Palästina  geleistet  \7ird  und  dass  wir  in  heutiger  Zeit  den 
Begriff  des  jüdischen  Opfers  so  weit  spannen  müssen,  dass  er  sowohl  die  Arbeit 
in  Deutschland  wie  in  Palästina  umfasst,  dass  es  deshalb  unangebracht  sei,  sich 
auf  Opfer  irgend  welcher  Art  heute  in  dem  Sinne  zu  beziehen,  dass  man  daraus 
eine  Fernhaltung  von  anderen  notwendigen  Opfern  zu  begründen  sucht.  Welche  Zu- 
rückhaltung ich  persönlich  übe,  haben  Sie  ja  daraus  ersehen,  dass  ich  den  von 
mir  erbetenen  Eintritt  in  den  Council  der  Agency  abgelehnt  habe.  Was  ich  prokla- 
miert habe  sind  Grundsätze,  die  ich  in  letzter  Zeit  stets  proklamiert  habe. 

Ich  habe  - ebenso  wie  Ikx  Warburg  - betont,  und  zwar  sicherlich  nicht  zur 
Freude  extremistischer  Zionisten,  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nie  zu  verpssen, 
dass  man  keinerlei  ideologische  Opfer  von  uns  verlangen  dürfe,  und  dass  iQh 
es  begrüsse,  wenn  das  Wort  "Nichtzionisten*'  durch  das  viel  zutreffendere  Wort 
"Palästinafreundo"  ersetzt  v/ird. 

Wie  dringend  mir  Ihre  Forderungen  erscheinen,  werden  Sie  aus  einem  Aufsatz 
an  der  Spitze  des  nächsten  Ortsgruppenrundbriefes  des  C.V.  ersehen,  der  sich 
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mit  den  Opfern  befasst,  die  v;ir  von  unseren  Mitgliedern  für  die  Juden  in  Deutsch- 
land und  insbesondere  die  Deutsch-Jüdische  Jugend  verlangen  müssen.  Ich  habe 
gerade  insbesondere  in  den  letzten  Wochen  im  engsten  Kreis  der  C.V.-Leitung  Uber 
diese  Fragen  eingehende  Besprechungen  gehabt  und. habe  persönlich  die  Anordnung 
getroffen,  dass  aus  Mitteln,  die  mir  der  Kreis  der  Förderer  des  C.V.  zur  Ver- 
fügung gestellt  hat,  einen  Betrag  zu  einer  Notaktion  für  die  Erfüllung  der 
dringendsten  Geg  enwart  sauf gaben  der  Deutsch- Jüdischen  Jugend  frei  gemacht  wir  • 
l.dt  der  Ausführung  dieser  Aufgaben,  für  die  auch  andere  Anregungen  noch  verlier, 
gen,  habe  ich  unseren  Freund  Dr.  Hirschberg  beauftragt. 

Sie  werden  aus  dem  Vorstehenden  ersehen,  dass  es  durchaus  nicht  angebracht  dst , 
einen  Gegensatz  zu  Ihnen  bei  mir  zu  vermuten.  Dagegen  sollte  ich  durch  die  Kennt- 
nis meiner  Persönlichkeit  gerade  in  Ihrem  Kreise  geschützt  sein. 

Auch  ich  habe  das  Bedürfnis  noch  vor  Antritt  meines  Urlaubs  Mitte  Juli  »ich  mit 
Ihnen  auszusprechen.  Ich  habe  eine  Anzahl  beabsichtigter  Besprechunpn  mit 
Rücksicht  auf  meine  ausserordentliche  Inanspruchnahme  vor  meiner  Reise  absagen 
müssen,  aber  die  Besprechung  mit  Ihrem  Kreise  möchte  ich  jedenfalls  vor  meiner 
Abreise  stattfinden  lassen. 

Indem  ich  mich  mit  Ihnen  in  dem  Grusse  Ihres  Bundes  '‘Bereitschaft"  vereinige, 
bin  ich 

Ihr 

treu  verbundener 
gez.  Dr*  Brodnitz 


- 0-0- 0-0- 0-0-0- 


ViTjchtige  Palästinazahlen. 


1-  Gesamtzahl  aller  Einwanderer-Kategorien. 

a)  Die  Gesamteinwanderung  nach  Palästina  betrug  im  Jahre  i9|3.  ca.  30  000 

Die  Gesamteinv/anderung  nach  Palästina  betrug  im  Jahre  ,1.9.3^ 

b)  Davon  Einwanderung  aus  Deutschland  im  Jahre  1933  (legal)  7 210 

Davon  Einv/anderung  aus  Deutschland  im  Jahre  1934_  (legal)  9 429 

Die  aus  Deutschland  stammende  Einwanderung  betrug  also 
in  den  Jahren  1933/34  ca.  24^  der  gesamten  Einwanderung. 

2.  Zertifikatseinwanderung  aus  Deutschland. 

Der  Teil  der  Einwanderung  aus  Deutschland  der  auf  Arbeiter- 
Zertifikat  Einwandernden  betrug  im  Jahre  1,932  ^ 


Der  Teil  der  Einwanderung  aus  Deutschland  der  auf  Arbeiter- 
Zertifikat  Einv/andorndon  betrug  im  Jahre  1934  < 

Der  Prozentsatz  der  auf  Arbeiter  Zertifikate  Einwandorn- 
den  aus  Deutschland  betrug  also  in  den  Jahren  1933/34 
zusammen  etwa  47,1^  der  gesamten  aus  Deutschland  her- 
rührenden Einv/anderung  in  diesen  Jahren.  Der  Rest  ging 
auf  sogenannte  Kapitalistenvisen  von  250  bezw.  1 000 
Pfund  ins  Land. 


4 082 
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3 1 Samte  Zertifika t s p inv/e.n de r un p; 

Die  gesamte  Zertifikatseim/anderung  betrug  irn  Jahre  1933  ca.  15  700 
Die  gesamte  Zertifikatseim/anderung  betrug  im  Jahre  1934  ca.  20  350 

Die  aus  Deutschland  herrührende  Zertifikatseinwanderung  betrug 
also  in  den  Jahren  1933/34  zusammen  20^  der  gesamten  Zertifikats- 
einwanderung nach  Palästina^ 

4 • Einwanderung  mit  1.000  Pfund-Visum 

Die  Zahl  der  mit  einem  1 000  Pfund-Visum  (Kategorie  A l)  einge- 
wanderten Juden  aus  Deutschland  betrug  im  Jahre  1933  55^ 

Die  Zahl  der  mit  einem  1 000  Pfund-Visum  eingewanderten 

Juden  aus  Deutschland  betrug  im  Jahre  1934  43^ 

aller  1 000  Pfund-Kapitalisten. 


1,  Die  Zahl  der  ausgegebenen  Zertifikate  ist  nicht  genau  festzustellen.  Die  unter 
12 ) und  3)  angegebenen  Zahlen  bezogen  sich  auf  die  Anzahl  der  Zertifikats- 
Einwanderer 5 nicht  der  ausgegebenen  Zertifikate*  Es  ist  anzunehmen»  dass 
durchschnit’tlich  auf  jedes  Zertifikat  zwei  Personen  einv/andern. 

Dis  .jüdische  Bevölkerung  Palästinas  beträgt  Uoer  300  000»  d.i*  25  ^ der  Ge- 
samtbevölkerung. Davon  sind  ca«  22  000  Juden  aus  Deutschland. 

3.  Die  Fassungskraft  Palästinas  wird  verschieden  ^schätzt.  Nach  einer  Schätzung 
rechnet  man  für  1950  damit,  dass  in  Palästina  1 100  000  Juden  und  1 500  000 
Araber  v/ohnen  v/orden*  Eine  andere  hat  kürzlich  für  das  Jahr  1960  eine  Ein- 
v/ohner schaf t von  je  anderthalb  Millionen  Juden  und  Araber  prophezeit.  Um 
diese  Zahl  zu  erreichen,  sei  eine  natürliche  Vermehrung  des  jüdischen  Bevölke- 
rungsteiles von  2 1/3^^  pro  Jahr  und  eine  jährliche  Einv/anderung  von  30  000 
notwendig. 

4.  Für  das  Jahr  1935  liegen  abschliessende  Zahlen  über  die  Einwanderung  noch  nicht 
vor.  Es  so'llen’ira  ersten  Vierteljahr  1935  insgesamt  16  836  Einwanderer  ins 
Land  gekommen  sein*  Davon  6 800  im  Ifiirzj  der  Monat  März  stellt  demnach»  da 
noch  277  Touristen  die  Niederlassung  nachträglich  gestattet  wurde»  ein  Rekord- 
raonat  seit  Beginn  der  jüdischen  Einwanderung  dar»  In  dem  gleichen  Monat  sind 
allerdings  auch  3 148  ehemalige  arabische  Einv/ohner  Palästinas  in  das  Land 
zurückgekehrt 

Eine  Aufteilung  der  Zahlen  für  1935  nach  Herkunftsländern  lässt  sich  zunächst 
noch  nicht  vornehmen <.■ 

-o-o-o-o-o-o-o- 

. Nochmals ïSpandauer  Gerne indewahlen » 

•Vir  hatten  das  Sigobnis  der  Spandauer  Repräsentantenwahlen  vorn  12«5»  in  der 
C.V.-Zoitung  Nrr  20  vom  16-5^35  mitgeteiit.  Inzv/ischen  wurde  von  zionistischer 
Seite  bestritten,  dass  die  Einlegung  des  Y/ahlprotestes » der  zu  einer  Ungültig- 
keitserklärung der^ersten  \/ahl  und  zu  einer  V/iederholung  des  V/ahlvorganges  ge- 
führt hatte»  durch  sie  erfolgt  sei* 


- IG  - 

Wir  erfahren  hierzu  aus  Spandau  folgendes» 

t. .....1..  ;.d.u «...  '™  "“'i.SS",“  «,  H.„.  ...... 

dieses  Schreibens  wurde  dann  die  erste  Wahl  für  ungültig  er  ar 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  die  Ungültigkeitserklärung  durch  dis  Zicnlstische  Var- 
einigung  verursacht  war« 

-o-o-o-o-o-o- 
M ITT  EILUNGEN» 

1.  An  die  Gross»Berliner  Lande sverb^  ndsvorstandsmitglie.d^eji» 

Nach  Mitteilung  der  Staatspolissistolls  Berlin  ist  die  Einschränkung  von  Vor- 
Sammlungen  während  des  Monats  Juli  erv/ünscht» 

Aua  diesem  Srunde  finden  im  Monat  Juli  keine  Vorstandssitzungen  statt. 

2»  Werbung  auf  Reisen» 

Unsere  Freunde  worden  sicherlich  auf  ihren  Sj^^l^Sereisen  nelegenheit  haben, 
mit  anderen  iUdischen  Badegästen  Bekanntschaften  zu  schliessen.  Erfahrungs 
ge^s  ergebt  sich  hierbe?  auch  zahlreiche  Untorhaltunpn  über  » 

Leonwartsfragen.  Es  entsteht  hierdurch  häufig  die  Möglichkeit,  auf  die  Au 
gaLn  und  dio\rboit  des  Oontralverolns  hlnzuwoison  und  dar  Bewegung  neue 

Freunde  zu  Zufuhren • 

Wir  hoffen,  dass  unsere  Freunde  in  rocht  umfangreichen  Masse  von  dieser  Mög- 
lichkeit Gebrauch  machen  v/erdon» 

3.  Beteilig^ing  an  Sport  voran  stajJ:jin£erw 

Wir  bitten  unsere  Freunde  dringend,  ihr  Interepe  auch  f “ 

ias«.  sie  Veranstaltungen  sportlicher  und  sonstiger  Art,  auf  denen  deutsch  ju 

dische  Jugendliche  oder  Erwachsene  mitwirken,  nach  Möglichkeit  beiwohnen» 

4 . Ein  wertvolles  Ortsgru pj;e nr e_f eraU 

Am  3.  Juni  referierte  auf  der  Delegiertentagung 

Dr.  KurHlnthus  Uber  das  Thema  "Jüdisches  Schicksal  in  der  neuesten  jüdischen 
uierärur-rDen  Inhalt  des  Vortrages  haben  wir  im  Berlipr  Blatt  der  G.V.- 
Zeitung  vom  6»  Juni  (Nr.  23)  wiedergegeben.  Der  Referent  behandelte  i 
sonders  plastischer  und  ausführlicher  Form  die  Frage,  in  welcher  Weise  ds 

Schicksal  der  deutschen  Juden  durch  jüdische  .f.f eine 

Referat,  das  den  Niederschlag  eingehender  Studien  bildete,  enthielt 

Fülle  von  Tatsachenmaterial  und  einzelnen  Beispie  en» 

Es  eianet  sich  ganz  besonders  für  Vortragsabende  von  Ortsgruppen.  Wir  würden 
es  dSr  berrüern,  wenn  die  Ortsgruppen  in  ihr  Vortragspregramm  für  den 
komenden  winter  auch  das  Referat  von  Dr.  Finthus  aufnehmen  wurden. 

Die  Ausführungen  dauern  etwa  70  Minuten,  können  atar  evtl,  auch  verkürzt  werde... 
■Wir  bitten  die  interessierten  Ortsgruppen, sich  wepn  der  Einzelheiten  zu  ge- 
gebener Zelt  mit  der  Hauptgeschäftsstelle  in  Verbindung  zu  eetzen. 


* ‘ *■'  • ” -F.  ■ -'  ' V ..  *.  ■’  *’ 

*>.  ‘.*'V  - 

Central-Verein  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens" 

Landesverband  Rheinland-Westfalen  und  Ortsgruppe  Essen 


Der  Syndikus 

Postscheck-Konto : Essen  24592 

Bankverbindungen:  Simon  Hirschland,  Essen 

Meyer  & Windmüller,  Essen 

P/W 

Tgb.  Nr.  227/6  Herrn 


ESSEN,  den  22 . 
Oreilindenstraße  24  i- 
Fernsprecher  31212 


Betrifft: 


Dr. Georg  Hirschland, 
Essen  - Werden 


^9  55. 


S6hr  geehrter  Herr  Doktor  ! 


In  dem  uns  seitens  des  Herrn  Abraham  vorgetragenen 
Anliegen  haben  wir  soeben  fernmündlichen  Bescheid  durch  unseren 
Landesverband  Mitteldeutschland  erhalten.  Der  Angefragte  führt 
tatsächlich  den  in  der  Presse  wiedergegebenen  Namen.  Sein  Vater, 
jetzt  gleichfalls  in  M.  ansässig,  stammt  aus  Bteinheim  i.W. 


In  vorzüglicher  Hochachtung 

Central-Verein  dej^^ber  Staatsbürjrer 
jüdische/  ^laubens. 
LandesvarLand  e^aleti . 


I . A. 


Dr .Hl aut . 


I * Joh  habe  Herrn  Dr.  Plaut  am  5.7.35  telefonisch  gebeten,  wegen 

'^es  an  Herrn  Dr, Hirschland  gerichteten  Schreibens  vom  21,6,  doch  einmal, 
wenn  er  in  der  Stadt  wäre,vorbeizukODmien,  Joh  sagte  ihm  weiter,  dass  auch 
Herr  Harff,  wenn  er  dann  gerade  frei  wäre,  ihn  in  dieser  Sache  sprechen 
würde.  Herr  Dr.  Plaut  erklärte,  dass  er  nicht  zu  uns  kommen  könne,  da  es 
ihm  dazu  an  Zeit  mangele.  Wir  sollten  ihm  entweder  schriftlich  antworten 
oder  die  Sache  anstehen  lassen,  bis  Herr  Dr.  Hirsohland  zurück  sei. 


f 


♦ 
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Central-Verein  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens 

Landesverband  Rheinland-Westfalen  und  Ortsgruppe  Essen 


Der  Syndikus 

Postscheck-Konto : Essen  24592 

Bankverbindungen:  Simon  Hirschland,  Essen 

Meyer  & Windmüller,  Essen 

Tgb.  Nr. 


Betrifft: 


Dr. Georg  Hirschlan^, 
Essen 


ESSEN,  den  21  »Juni 

Oreilindenstraße  24  •• 
Fernsprecher  31212 


19  55 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor  ! 

Uns  v;ird  von  Freunden  aus  Recklinghausen  berichtet, 
dass  in  den  Gebäuden  bzw. Werksanlagen  der  Zeche  Ewald  in  Herten 
Schilder  judenfeindlichsten  Inhalts  angeschlagen  seien.  Es  ist 
verschiedentlich  vorgekomnen,  dass  Arbeiter  der  Zeche  gegenüber 
unseren  Freunden  ihr  Missfallen  über  diese  Plakatierungen  ausge- 
sprochen haben. 

Wir  wären  Ihnen,  sehr  geehrter  Herr  Doktor,  ver- 
pflichtet, wenn  Sie  infolge  Ihres  Einflusses  bei  der  Verwaltung 

t 

den  geschilderten  Zuständen  einmal  nachgehen  w^den. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 

Caotmi-V^in  St^afc^ürg..- 

judicciicn  ^'aubcns. 
l^dosvorbauU 


I.A. 


Dr  .ïlaut . 


S'-— 


c.v. 


Essen, 21.  Juni  1935 


An  die  Vorstandsmitglieder  der  Ortsgruppe  Essen  ! 


Unsere  nächste  Vorstandssitzung  findet  am 
M o n t a g,  den  24.  Juni  er.  abends  20  V2  Uhr 


statt 


Mit  vor zur^^Oufier  Hochachtung 

. 


'I 


Justizrat  Dr.  Julius  Brodnitz 

Rechtsanwalt 

Sprechstunden;  Außer  Sonnabend  von  31/2-5  Uhr 

* Größere  Besprechungen  sind  mögl.  telefonisch  zu  vereinbaren 

Fernruf:  H 6 Emser  Platz  3020 
Postscheckkonto:  Berlin  30644 
Bank:  Dresdner  Bank,  Dep.-Kasse  19,  Kaiserallee  200 


Berlin-Wilmersdorf  i7.Ju.ni  l'JSö 

Prinzregentcnstr,  94,  nahe  Prager  Platz 
(Bitte  Fahrstuhl  benutzen) 


Herrn 


Dr. Georg  Hirsohland, 

z.Zt.  Berlin  W 6 
Unter  den  Linden 


Hotel  Bristol 


Sehr  geehrter  Herr  Dootor  1 


Ich  hin  morgen  sicher  zv;isGhen  y and  1 Uhr  und  nachmittags 
zwischen  4 and  7 Uhr  telephonisch  erreichbar .Ich  werde  mich  sehr 
freaen»wenn  wir  eine  Zeit  für  eine  Rücksprache  vereinbaren  könnten* 
i.Iit  freundlichen  Smpfehlangen  bin  ich 

Ihr 

sehr  ergebener 


f/,  !/  k 

//  " f l 

/ 

/ 

/ 


Telefonische  Mitteilungen  ohne  schriftliche  Bestätigung  unverbindlich. 
Cerichtskostenrechnungen  sind  mir  mit  Zahlungsnachweis  zu  übersenden. 


/ 


taeen,  den  15.  Juni  1935 


Sehr  geehrter  Herr  Justizrat, 

Ich  bin  zuversichtlich  Dienstag  und  Mittwoch, 
den  18.  und  19.d.M,,  in  Berlin  und  wäre  Ihnen  dankbar,  wenn  Sie  mir  an 
meine  Adresse  Hotel  Bristol  eine  kurze  Mitteilung  senden  würden,  wann  ich 
Sie  telefonisch  erreichen  kann,  um  über  Zeit  und  Ort  einer  Zusammenkunft 
eine  Verabredung  mit  Ihnen  zu  treffen. 

Mit  freundlichen  Empfehlungen 

Ihr  sehr  ergebener 


Herrn 


Justizrat  Dr.Brodnitz, 


Berlin-W ilmd  ersdorf 


Prinz  Regentenstr.94 


t 


i CENTRALVEREIN 

DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.  V. 

B.,lin  30472  B E R L I N W 1 5,  E M S E R STR.  421V  J 2 Oli,.  31 41-45 


Sehr  geehrter  Herr! 


Berlin,  den  31.  Ivlai  1935 


«/ir  gestatten  uns,  Ihnen  in  der  Anlage  einige  Liitteilungen  zur  Kenntnis 
zu  geben,  die  wir  als  vertraulich  zu  behandeln  bitten. 


In  vorzüglicher  Hochachtung 

Centralverein  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens  E.V« 


i.A. 


Hirse  hberg 


Anlage  * 

# 


B-nic-Konfoi  D,«dn.r  Bank,  D.po,ifen-K.,*.  18,  Berlin -Wilma, .doH,  Hohenxollerndamm  196 


1 

,4; 

t 


Kal  t u n « 


In  der  letzten  Zeit  haben  sich  eine  Reihe  entscheidender  Persönlichkeiten  über  die 
künftige  Regelung  des  deutschen  Staatsbürgerrechts  geäussert,  in  erster  Linie 
Reichsminister  Dr»  Frick  und  Ministerialdirektor  Dr*  Stuckart,  der  Leiter  der 
Verfassungsabteilung  im  Reichsministerium  des  Innern«  Nach  der  Erklärung  von 
Minister  Dr«  Frick  (Nachtausgabe  vom  27.4«35)  värd  die  Verleihung  des  Staatsburger- 
rechts an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft  v/erden,  ''unter  denen,  unseren  Grundsätzen 
entsprechend,  sich  auch  die  Bedingung  der  rassischen  Zugehörigkeit  zum  deutschen 
Volk  befinden  v/ird«"  Nach  Dr«  Stuckart  vöirden  "deutsche  Volksgenossen  mit  allen 
Rechten  und  Pflichten  der  Reichsbürgerschaft  nach  dem  neuen  Recht  nur  noch  deutsch- 
blütige  Menschen  sein  können«" 

Die  Zeitung  "Das  Schwarze  Korps"  vom  15«  Mai  1935  schreibt  zu  dom  gleichen  Themai 

"Man  hat  bei  den  Juden  sofort  erkannt,  dass  in  diesem  Gesotz  (dem  kommenden  Staats- 
bürgerrecht D«R«)  eine  Formulierung  gev/ählt  v/orden  ist,  die  in  ihrem  ent- 
scheidenden Teil  eine  Regelung  der  Judenfrage  in  staatsrechtlicher 
Hinsicht  darstellt«  Eine  Klarstellung  dos  Judenproblems  im  Staate  hat  man  in  den 
diesbezüglichen  interessierten  Kreisen  seit  längerer  Zeit  gewünscht;  nun  ist  sie 
Tatsache  geworden  und  ist  eine  klare,  unmissverständliche  Folgerung  aus  der  na- 
tionalsozialistischen V7eltanschauung{  deutscher  Staatsbürger  kann  nur  ein  arischer 
Volksgenosse  werden« 

Es  ist  nicht  anzunehroen,  dass  man  bei  den  Juden  eine  andere  Lösung  eiw/artet  haben 
könnte;  sicherlich  nicht  bei  den  Zionisten,  die  aus  ihrem  fremden  Volkstum  die 
anerkennensv/erto  Erkenntnis  gezogen  haben,  dass  sie  hier  in  Deutschland  ein  .j odor- 
zeit  kündbares  Gast  rocht  geniesson«. »" 

Ueber  den  Inhalt  der  deutschen  Staatsbürgerschaft  äussert  sich  Minister  Frick 
dahin,  dass  sie  "jedem  Deutschen  den  V/eg  zu  allen  öffentlichen  Aemtern  in  Partei 
und  Staat  öffnen  wird,  nur  ihr  Träger  v/ird  in  den  Kampf formationen  der  Bewegung 
und  als  Waffenträger  der  Nation  in  den  Ehrendienst  des  Volkes  und  Reiches  ein- 
treten  dürfen  und  nur  er  allein  v/ird  das  Wahl-  und  Abstimmungsrecht  ausüben  und 
dadurch  mittel-  oder  unmittelbar  an  der  Führung  des  Reiches  toilnohmon  können." 


J 
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In  der  bereits  vorliegenden  Beaintenge set zgebung  ist  ein  Teil  dieser  künftigen 
Regelungen  schon  heut  zum  Ausdruck  gebracht»  Juden  sind  aus  den  Repräsentations- 
stellen des  Staates,  den  Beanitenst ellungen  ausgeschlossen,  soweit  es  sich  um  die 
Neuernennung  von  Beamten  handelt»  Es  v;ird  gelegentlich  in  jüdischen  Kreisen  ver- 
kannt, dass  die  staatlichen,  politischen  und  kulturpolitischen  Rechte  und  Ehren- 
rechte bereits  heute  nicht  mehr  für  Juden  bestehen,  sodass  die  künftige  Codifi- 
kation  des  Staatsbürgorrechts  einen  Zustand  schriftlich  allgemein  fixiert,  der 
heute  schon  tatsächlich  vorhanden  ist.  Nach  den  vorliegenden  Aeusserungen  ist 
zwischen  Staatsbürgerrecht,  das  die  Ehrenstellungen  und  politischen  Repräsenta- 
tionsstellungon des  Staates  gov/ährt,  und  dem  Staatsangehörigkeitsbegriff  zu  unter* 
scheiden.  Dass  Juden  etwa  die  Staatsangehörigkeit  mit  der  Konsequenz  des  Ver- 
lustes  des  staats-  und  völkerrechtlichen  Schutzes,  der  wirtschaftlichen  Betätigungs- 
möglichkeit, der  formellen  Zugehörigkeit  zum  Staat  (Pass)  verlieren  sollen,  kommt 
in  den  vorliegenden  Aeusserungen  nicht  zum  Ausdruck« 

II. 

Zu  den  zionistischen  Resolutionen,  die  v/ir  in  der  "C.V.-Zeitung”  vom  9.5.1935 
veröffentlicht  und  die  v/ir  sofort  grundsätzlich  behandelt  haben,  geben  wir  noch 
folgende  Anschauung  zur  Kenntnis,  die  wir  vor  einigen  Tagen  einem  engeren  Mit- 
arbeiterkreis zugeleitet  haben: 

Die  Gründe,  die  die  Zionistische  Vereinigung  im  gegenwärtigen  Augenblick  zu  einem 
Vorstoss  veranlasst  haben,  sind  nicht  ohne  v/eiteros  klar»  Es  darf  vermutet  werden, 
dass  die  in  der  Abspaltung  der  revisionistischen  Union  von  der  zionistischen  Welt- 
organisation zum  Ausdruck  kommende  Radikalisierung  des  Zionismus  erhöhte  Propa- 
gandabedürfnisse erzeugt  hat»  Man  will  einerseits  über  den  Ernst  der  geaamtzio- 
nistischen  Lage  durch  erhöhten  Betrieb  innerhalb  Deutschlands  hinwegtäuschen, 
andererseits  den  Revisionisten  die  Stärke  der  zionistischen  Forderung  ornout  bo- 
v/oison»  In  zv/eiter  Linie  mögen  persönliche  V/ünsche  nach  der  Besetzung  einiger 
Dezernate  in  der  Berliner  Jüdischen  Gemeinde  und  anderer  zentraler  Gremien  den 
aktuellen  Anlass  gegeben  haben.  In  letzter  Linie  hat  man  den  V/unsch,  neben  Palästi- 
na die  Judenheit  eines  Diasporalandes  - und  zwar  vorzugsweise  die  intellektuell 
und  kulturell  qualifizierten  Juden  Deutschlands  - völlig  unter  zionistische  Führung 
zu  bringen«  Eine  Besetzung  der  Gemeindepositionen  pp»  v/ürde  eine  stärkere  Mobi- 
lisierung allgemeiner  jüdischer  Geldmittel  für  zionistische  Ziele  und  damit  eine 
Vernachlässigung  der  Arbeit  in  Deutschland  nach  sich  ziehen»  Eine  wirkliche  sach- 
liche Notwendigkeit  für  den  Führungsanspruch  dos  Zionismus  innerhalb  der  deut- 
schen Judenheit  im  allgemeinen  und  der  Berliner  Gemeinde  im  besonderen  besteht  nach 
objektivster  Betrachtung  nicht»  Charakteristisch  dafür  ist  u»a»,  dass  in  den  Reso- 
lutionen sachliche  Forderungen  überhaupt  nicht  zum  Ausdruck  kommen,  sondern  dass 
man  lediglich  phrasenhaft  davon  spricht,  "...»  dass  die  zionistischen  Erkennt- 
nisse als  Grundlage  einer  Neugestaltung  des  gesamten  jüdischen  Lebens  dienen”  sollai  : 

Diese  Situation,  die  selbstverständlich  hier  nur  andeutungsweise  dargestellt 
werden  kann,  veranlasst  uns  dazu,  dem  zionistischen  i^achtanspruch  entschiedenen 
Widerstand  entgegenzusetzen»  Eine  Fühlungnahme  mit  den  übrigen  auf  deutsch- 
jüdischem Standpunkt  stehenden  Organisationen  - Religiös-Liberale  Vereinigung, 

RJF  - ist  auf  genommen*  Wir  v/erdon  in  unserer  Abwehr  gegenüber  den  zionistischen 
Vorstossen  uns  in  erster  Linie  darauf  stützen,  dass  einer  innerjüdischen  Ruhe- 
störung im  gegenwärtigen  Augenblicke  stärkster  V/iderstand  entgegengesetzt  werden 
muss,  dass  wir  zv/ar  bereit  sind,  uns  an  gemeinsamer  Arbeit  in  jeder  - auch  verändere 
ter  Form  - zu  beteiligen,  dass  v/ir  aber  nicht  bereit  sind,  uns  einem  in  jeder 
Beziehung  unmotivierten  Führungsanspruch  zu  beugen»  Unsere  Bev/eisführung  wird 
sich  in  besonders  starken  I-iasse  auf  die  von  uns  vertretene  positiv-jüdische  Linie 
stützen  müssen,  die  uns  auch  ideell  das  Recht  gibt,  uns  den  Uebergriffen  des  Zio- 
nismus zu  widersetzen,  und  sie  v/ird  zv.dschon  Palästina,  dessen  Aufbau  wir  nach  wie 
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vor  bejahen,  und  dem  Partei  Zionismus , den  v/ir  in  der  gegenwärtigen  Phase  be- 
kämpfen, zu  unterscheiden  haben» 

Wir  halten  es  für  notv/endig,  dass  in  den  lokalen  C»V. -Gremien  die  Situation 
unter  Berücksichtigung  dieser  Unterlagen  durchgesprochen  v/ird,  und  dass  - sov/eit 
notwendig  - einem  sachlich  völlig  unbegründeten  inner jüdischen  Defaitismus  oder 
gar  einer  Resignation  gegenüber  den  zionistischen  Ansprüchen  kein  Raum  gev/ahrt 
v/ird»  Solange  der  C»V.  die  Möglichkeit  hat,  seine  inner  jüdische  Position  zu 
v/ahren,  ist  es  Pflicht  der  in  ihm  verantv/ortlichen  Menschen jihre  Kräfte  dafür 
einzusetzen,  dass  es  nicht  bei  der  Deklaration  einer  Gesinnung  bleibt,  sondern 
dass  die  Verv/irklichung  dieser  Gesinnung  in  aktivem  Tun  an  gestrebt  v/ird* 

-0-0-0- 0-0-0- 


AUS  DER  PRAKTISCHEN  ARBEIT. 


'Wirtschaftsde  zernat. 


Boykott . 


Boykottpropaganda  ist  in  vielen  Gegenden  spürbar  gev/esen;  zuv/eilen  5Z*B*  im 
Rheinland  und  in  Pommern  ,v/urden  dabei  grosse  in  den  Strassen  aufgestellte 
oder  herumgetragene  Transparente  verv/endet»  In  solchen  Fällen  gelang  es 
unseren  Vorstellungen,  die  Abste't^ung  zu  erreichen» 

Auch  in  verschiedenen  Berliner  bezirken  ist  zweitv/eise  eine  starke  Klebezettel- 
propaganda betrieben  worden ’ luch  hier  erreichten  wir,  dass  die  Polizei  dieses 
Vorgehen  abstellte»  In  einig .»•;  Stadtbezirken,  in  denen  jüdische  Geschäfte  durch 
Inschriften  besudelt  v/urden.,  ist  durch  Verstärkung  der  Polizeistreifen  ein  Auf- 
hören dieser  Vorgänge  erzi'/.t  worden»  Es  liegen  auch  direkte  Aeusserungen  von 
Polizeibehörden  vor,  dass  jegliches  unbefugte  Zettelankleben  und  Anbringen 
von  Inschriften  unterdrück  t v/ird» 


2 » Erlass  des  Polizeipräsi  i inten  von  Duisburg» 

Der  Polizeipräsident  von  Duisburg  hat  in  der  gesamten  dortigen  Tagespresse 
folgende  Veröffentlichung  vorgenommon: 

"Y/arnung  des  Poll coipräsidon ton  vor  Zusamraonrot tungon « 

Gestern  haben  an  vorschiodenon  Stellen  der  Stadt  Zusammenrottungen  statt- 
gefunden» Anscheinend  sollte  gegen  jüdische  Geschäfte  demonstriert  werden* 
Ich  v/arne  vor  jeder  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung»  Dia  Poli- 
zeibeamten 3ind  angev/iesen,  gegen  derartige  Ausschreitungen,  die  nicht 
im  Sinne  u.r  nationalsozialistischen  Staatsführung  liogen,  mit  allen  Mitteln 
vorzugehon « 

Duisburg,  den  7»5»1935 
Der  Polizeipräsident 
gez.  Knickmann  " 
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3 • Einstweilige  VerfügunK  v/e^^en  Bovkottauff orderung» 

In  D.....  (Unterfranken)  hatte  ein  christlicher  Futterraittelhändler  an  die 
Kunden  eines  jüdischen  Futterrnittelhändlers  Schreiben  gerichtet  5 in  denen  er 
darauf  hinwies»  dass  nach  deutscher  Auffassung  ein  Geschäftsverkehr  mit  Juden 
aus  Rassegründen  zu  unterlassen  oder  v/enigstens  zu  vermeiden  sei»  ferner  im 
Falle  weiteren  Kaufens  bei  einem  Juden  namentliche  Bekanntgabe  des  Käufers 
in  der  Tagespresse  ankündigto  und  solches  Kaufen  als  Schande  kennze ichneto  • 

Auf  Antrag  dos  jüdischen  Händlers  erging  gegen  ihn  durch  das  zuständige 
Landgericht  eine  einstv/eiligo  Vorfügungs  in  der  ihm  dieses  Vorgehen  bei  Mel- 
dung einer  Geldstrafe  in  unbeschränkter  Höhe  oder  einer  Haftstrafe  bis  zu 
6 Monaten  für  jeden  Fall  der  Zuv/iderhandlung  untersagt  v/urde« 

In  der  Begründung  der  einstv/eiligen  Verfügung  wird  ausführlich  dargelegt,  dass 
das  Verhalten  des  Händlers  sov;ohl  dem  Zwecke  als  auch  den  angov/andten  Mitteln 
nach  sittenv/idrig  sei  und  dass  daher  die  Voraussetzungen  des  Gesetzes  gegen 
don  unlauteren  V/ettbeworb  sov/io  dos  § 826  BGB  (Schädigung  durch  sittenwidri- 
ges Verhalten)  gegeben  seien.  Der  christliche  Händler  habe  sich  bei  seinen 
Einwirkungen  auf  die  Kunden  des  jüdischen  Händlers  nur  aus  Eigennutz  auf 
völkische  Ideenbelange  berufen  und  sich  deren  nur  als  Deckmantel  bedient. 

Anstössig  nach  Anschauung  kaufmännischer  Kreise  sei  das  Verhalten  auch  des- 
wegen, weil  es  bev/usstermassen  geeignet  sei,  sogar  die  wirtschaftliche  Ver- 
nichtung des  Konkurrenten  herbei zuführon,  auf  joden  Fall  dom  Konkurrenten 
einen  so  schweren  Nachteil  zuzufügen,  dass  dieser  zu  dom  vom  Handelnden 
angestrobten  v/irtschaft ichon  Vorteil  in  keinem  erträglichen  Verhältnis  stehe« 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  einzelne  Geschäfte  oder  Kategorien  von  Geschäften 
bestehen  dürften  oder  nicht,  könne  nicht  der  V/illkür  dos  einzelnen  in  der  Nach- 
b^schaft  tätigen  besonders  interessierten  Konkurrenten  anhoimge stellt  worden« 
Hierüber  hätten  nur  die  berufenen  Stellen  zu  entscheiden,  zumal  diese  allein 
imstande  seien,  auch  diejenigen  Gesichtspunkte  zu  berücksichtigen,  die  sich 
aus  den  Verflechtungen  des  Wirtschaftslebens  ergäben«  Dürfte  allgemein  der 
einzelne  Interessent  die  Existenz  eines  einzelnen  Geschäfts  in  Frage  stellen 
ohne  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Zusammenhänge,  so  würden  überdies  auch  an 
der  ^istenz  getroffen  solche  im  Wirtschaftsleben  stehenden  Personen,  die  der 
so  kämpfende  Interessent  garnicht  troffen  wolle,  nämlich  doutschstämmige 
Lieferanten,  Kreditgeber  und  Angestellte  seines  Geschäf tsgognors,  andere  ganz 
unbeteiligte  Kreise  v/io  z.B.  Hausbesitzer  v/ürdon  so  v/onigstons  geschädigt  wor- 
den « 

4«  Juden  feindliche  Zoi  tu  ngs  an  griffe . 

In  der  Lokalausgabe  einer  westdeutschen  Zeitung  v/aren  wiederholt  Angriffe  gegen 
bestimmte  jüdische  Firmen  gerichtet  v/orden. 

Auf  eine  Eingabe  an  den  zuständigen  Gauv/irtschaf tsborater  der  NSDAP  erging 
unter  dem  27»  April  folgender  Bescheid: 

"Ich  erhielt  Ihr  Schreiben  vom  15.  ds.  und  habe  die  entsprechenden 
Schritte  unternommen". 
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5 • Schild  “Deutsches  GeschäfV*,^ 

Der  •■VSlkisohe  Beobachter“  Nr.  116  von  26.4.1935  druckt  die  nachstehende  Mittel- 
lung  des  Deutschen  Nachrichtenbüros  ab: 

"Deutsches  Geschäft* 

'’°h  ‘’''^nit‘'dL'^RSl!rOT"ittor'‘ite^vöirsa™klarurg*'und  P^oÏi^nda  darauf 

rrLfs\^^Lfc^:rzrUvon  uncuet^ 

deren  Kennzeichnung  deutscher  Geschafte  au  S gUltigen 

dass  vor  Erlass  ein  e r d B e ^ 

R e g e 1 u n g/d  erartiger  Sch 
Zeichnungen  unerwünscht  ist. 

r die  willkürliche  Verwendung  Anfr-ipe  bezüglich  der 

Wir  haben  im  Anschluss  an  diese  Mitteilungen  unsere  ® . 

SchilLrprcpaganda  heim  ï/orherat  der  deutschen  .(irtschaft  wiederholt. 

6*  Getreidehandel». 

....  .....  *•; 


7.  Judonfeindlicho  Aufdrucke  auf  .Bxi^vm<L^^l:£^SSP- 


Die  Putmacherinnung  in  U.  (Württemberg)  Brlefum- 

schlagen,  die  sie  versandte,  einen  Stempelaufdruck 

"Der  V/eltjude  hetzt  gegen  Deutschland'' 

"Der  Deutsche  kauft  gedankenlos  beim  Juden  » 

Auf  eine  Eingabe  unseres  ^andesverbandea  teilt  das  Ministeri^^in^eei- 

rnfsLflLf  inl^rFrlfo^ef  refrdf^ng  nichtarischer  Firmen  in  der  Wirtschaft 
nicht  im  Einklang  stünden* 

-o-o-o-o~c-o-o- 

Dezornat  für  Arboits-  und  Sozialroc_ht. 

1.  Lage  der  .jüdischen  Arboitnohrao.rA 

Entlassungen  von  jüdischen  ersicrraeLt'’um”planraLsige  Gleich-_ 

zeichnen*  Bei  den  Grossbetrieben  n Entlassungen  besteht  nur  der  Kun- 

:Ä“r»“  - “:s;=  - rs““-  *“ 

Kündigung  nicht  durch  die  Botriebsvorhaltnisso  bedingt 

AUS  der  Rechtsprechung  zu  dieser  ’ 

lassungen  durch  Betriebsumstellungen  objektiv  notwendig  g 
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Auswahl  der  zu  Entlassenden  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  erfolgen  muss»  Bei 
ausserbotrieblichen  Einv/irkungen  ist  der  Betriobsführor  verpflichtet,  diesen 
unter  Berufung  auf  die  Virtschaftsgrundsätze  der  Reichsregierung  durch  geeig- 
nete Schritte  entgegenzutreten* 

In  neuerer  Zeit  sind  verschiedentlich  arische  Firmen  dazu  üborgogangen,  in  die 
Betriebsordnung  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  nach  der  nur  Mitglieder  der  Arbeits- 
front eingestellt  v/ordon  können*  Die  moralische  Pflicht  jüdischer  Arbeitgeber 
bei  Neueinstellung  auch  jüdische  Arbeitnehmer  zu  berücksichtigen,  bleibt  hier- 
von unberührt*  Selbstverstähdlich  ist  ein  Druck  auf  jüdische  Arbeitgeber  zur 
Aufnahme  einer  Bestimmung  des  angegebenen  Inhalts  unzulässig*  Hierbei  wäre  sinn- 
gemäss der  Erlass  des  Reichsarboitsministers  vom  24*11*  1933  - III  b Nr*  14872/3 
(s*unter  2)  herauszuziehen* 

2*  Die  rechtlichen  Moraussetzungon  . der  Einstellung  von  Jüdischen  Arbeitern  und 


Angostellten* 


Es  gelangen  an  uns  immer  wieder  Anfragen,  ob  für  die  Einstellung  von  jüdischen 
Arbeitern  und  Angestellten  besondere  Bestimmungen  bestehen* 

1*  Innerhalb  der  Organisation  der  gev/erblichon  ï/irt schaft  soll  nach  den  v/ieder- 
holten  Erklärungen  der  zuständigen  Reichsministerion  ein  Unterschied  zwischen 
Ariern  und  Nichtariern  nicht  gemacht  werden*  Es  bestehen  daher  auch  in  die- 
sem Rahmen  keinerlei  gesetzliche  Einschränkungen  für  die  Beschäftigung  und 
Einstellung  von  jüdischen  Arbeitern  und  Angestellten* 

Wir  bringen  folgenden  bereits  in  der  C.V. -Zeitung  Nr*  2 vom  11*1*34  ver- 
öffentlichten Erlass  des  Reichsarboitsministers  vom  24*11*1933,  III  b Nr* 
14872/33  in  Erinnerung,  in  dem  dieser  Grundsatz  klar  zum  Ausdruck  kommt { 

"Aus  verschiedenen  Teilen  des  Reichs  und  auch  von  Treuhänderseite  sind 
mir  zahlreiche  Fälle  bekannt  gev/orden,  in  denen  Betriebsvertretungen 
die  Entfernung  von  jüdischen  Arbeitnehmern  gefordert  haben  bezw*  die 
Einstellung  solcher  Arbeitnehmer  unterbunden  haben* 

In  anderen  Fällen  ist  die  Entlassung  sämtlicher  jüdischer  Angestellter 
vor  der  Entlassung  irgend  eines  arischen  Angestellten  verlangt  worden* 
Betriebs  Vertretungen  haben  ausserdem  versucht,  ihren  Forderungen  durch 
Androhung  körperlicher  Angriffe  Nachdruck  zu  verleihen* 

In  allen  diesen  Fällen  habenrdie  Betriebsvertretungen  gegen  die  v/ieder- 
holten  Verlautbarungen  der  Regierung  verstossen* 

Der  Herr  Reichswirt  schaf tsrainister  hat  sich  mit  seinem  Schreiben  vom 
2*  September  an  den  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  gegen  die  Boy- 
kottierung nichtarischer  Firmen  gewandt*  Hieraus  kann  ohne  v/eiteres  ab- 
geleitet v/erden,  dass  auch  den  ni9htarischen  Angestellten  und  Arbeitern 
der  Schutz  der  Regierung  zustoht* 

Der  Herr  Roichsministor  für  Volksaufklärung  und  Propaganda  hat  sich  in 
ähnlichem  Sinne  geäussort  und  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  ja  bekannt- 
lich auch  für  die  Juden  keinerlei  Ausnahme  ge sot z auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  bestehen* 

Endlich  verweise  ich  auf  die  Mitteilung  vom  21*0ktobcr  1933,  die  von 
dem  Herrn  Roichs^irtschaf tsministor  und  mir  im  Einvgrnohmon  mit  dem  Herrn 

Preussischen 


lüinister  des  Innern  erlassen  v/orden  ist,  in  dar  nochtaals  ausdrück- 
lich gegen  Eingriffe  von  unberufener  Seite  in  die  Verhältnisse  der 
einzelnen  Betriebe  Front  gemacht  v/ird» 

Die  oben  bezeichneten  Fälle  v/erden  hiervon  betroffen»  Im  Einvernehmen 
mit  dem  Herrn  Reichsv/irtschaf t sminister  ersuche  ich  die  Herren  Treu- 
händer der  Arbeit,  gegen  Eingriffe  der  geschilderten  Art  seitens  der 
Betriebsvertretungen  und  anderer  Stellen  vorzugehen  und  für  unbedingte 
Aufrechterhaltung  der  Ruhe  in  den  Betrieben  auch  v/eiterhin  zu  sorgen»“ 

2.  Eine  Erschwerung  in  der  Einstellung  von  jüdischen  Arbeitern  und  Angestellteh 
liegt  in  der  Anordnung  über  die  Verteilung  von  Arbeitskräften,  auf  die  v/ir 
schon  in  unserra  letzten  Ortsgruppenrundbrief  Nr»  4 hingev/iesen  haben» 

Die  Erschv/erung  besteht  darin,  dass  jüdische  Arbeiter  und  Angestellte  recht- 
lich nicht  in  der  Lage  sind,  den  freiv/illigen  Arbeitsdienst  oder  das  Landjahr 
durchzumachen,  und  dass  sie  daher  die  Vergünstigungen,  die  hieran  gemäss 
§ 13  der  genannten  Anordnung  für  die  Einstellung  von  Personen  unter  25  Jahren 
geknüpft  sind,  nicht  erlangen  können» 

Dass  hierdurch  aber  kein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  jüdischen  Arbeitern 
und  Angestellten  unter  25  Jahren  herbeigeführt  werden  soll,  haben  v/ir  in 
dem  schon  erv/ähnten  letzten  Ortsgruppenbrief  betont»  Wir  v/eisen  nur  noch 
darauf  hin,  dass  für  die  Erteilung  der  dort  erv/ähnten  Grenehmigung  nur  das 
amtliche  Arbeitsamt  - also  nicht  die  jüdischen  Arbeitsnachweise  - zuständig 
ist  • 

Ferner  bemerken  v/ir,  dass,  sov/eit  Angestellte  über  25  Jahren  in  Frage  kommen, 
die  Anordnung  über  die  Verteilung  von  Arbeitsplätzen  nur  auf  diejenigen  Ein- 
stellungen Anwendung  findet,  die  im  Rahmen  des  Arbeitsplatzaustausches  ge- 
schehen» V/erden  aber  in  einem  Betrieb  durch  natürlichen  Wechsel  Arbeits- 
plätze frei,  so  können  diese  vom  Unternehmer  mit  Angestellten  über  25  Jahren 
ohne  Benutzung  des  Arbeitsamtes  besetzt  v/erden»  Dies  v/ird  vom  Präsidenten 
der  Keichsanstalt  Dr»  Syrup  in  seinem  Kommentar  ausdrücklich  bestätigt» 


Eingriffe  in  Arbeitsverhältnisse» 


a)  In  einem  ostpreussischen  Seebade  sollte  eine  in  arischem  Besitz  befindliche 
Destillation  boykottiert  v/erden,  weil  in  ihr  ein  jüdischer  Angestellter  be- 
schäftigt war»  Der  Ortsgruppenleiter  drängte  den  Inhaber  der  Destillation, 
den  Angestellten  zu  entlassen  und  drohte,  er  v/erde  den  Gliederungen  der  Par  - 
tei  untersagen,  weiter  die  Destillation  und  das  in  gleichem  Besitz  befind- 
liche Hotel  aufzusuchon,  solange  die  Entlassung  nicht  erfolgt  sei» 


Mehrere  mündliche  und  schriftliche  Vorstellungen  bei  dem  Treuhänder  der 
Arbeit,  . die  sich  u»a»  auf  den  oben  zitierten  Erlass  des  Reichsarbeits- 
ministers vom  24»11»1933  stützten,  füVirten  zum  Erfolg»  Der  Treuhänder  der 
Arbeit  teilte  dem  Angestellten  unterm  7«5»35  mit,  dass  er  bei  den  in  Frage 
kommenden  Stellen  das  Erforderliche  veranlasst  habe» 

b)  Eine  jüdische  Angestellte  in  K»»»  sollte  von  einer  Firma,  bei  der  sie 
12  Jahre  beschäftigt  v/ar,  entlassen  v/erden. 

Die  Einreichung  einer  Klage  sov/io  eine  mündliche  Verhandlung,  bei  der  unser 
Syndikus  als  Beistand  auftrat,  führten  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Betriebs- 
führer die  Kündigung  zurücknahra» 
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Dezernat  für  kultur e 1 le  Berufe  (Reichsk ulturkammer) 

1»  Allgemeine  Lage» 

Die  jur istisch-v/irtschaf tliche  Beratung  von  Angehörigen  der  in  der  Reichs- 
kulturkammer organisierten  Berufe  nahm  in  den  letzten  Ii'onaten  verstärkten 
Umfang  an»  Neue  Anordnungen  namentlich  der  Reichspressekammer,  der  Reichs- 
schrifttumskammer sov/ie  der  Reichskamraer  der  bildenen  Künste  gaben  dazu  be- 
sondere Veranlassung»  Die  Arbeitsmöglichkeiten  von  Juden  in  den  der  Kulturkamner 
unterstellten  Berufen  v/erden  nach  und  nach  stärker  eingeengt*  Zahlreiche  Vor- 
gänge sind  noch  in  der  Schv/ebe*  Ueber  den  Ausgang  kann  noch  nichts  endgültiges 
ausgesagt  werden» 

2»  Verlags Vertreter» 

In  Heft  6 der  Zeitschrift  "Handelsvertreter  und  Handelsmakler" (Berlin)  vom 
16*  April  1935  heisst  es  in  einem  Aufsatz  "Die  Zugehörigkeit  zur  Fachgruppe 
ist  für  Handelsvertreter  und  Handelsmakler  gesetzliche  Pflicht!"  u.a.folgen- 
dermassen : 

"Von  V/ichtigkeit  wurde  in  letzter  Zeit  die  Frage  der  Organisations  Zugehörig- 
keit für  die  Verlagsvertreter  (Anzeigenvertroter) . Wie  schon  berichtet,  ist 
die  Ausgliederung  der  Verlagsvertrotor  aus  der  Reichsfachschaft  Deutscher 
T/7erbefachleute,  Fachverband  in  der  Eeichspre ssokamraor  - v/ohin  sie  bisher  ge- 
hörten - erfolgt»  Wohlin  gehören  sie  nun?  Wie  mit  Zustimmung  des  Leiters  des 
Organisationsamtes  der  Deut:.'chen  Arbeitsfront,  Pg.  Claus  Selzner,  festge- 
stellt ist,  ist,  soweit  sie  selbständig,  also  Handelsvertreter  sind,  die  Fach- 
gruppe Handelsvertreter  und  Hand elsiiak  1er"  die  zuständige  Zv/an gsorganisation 
auch  für  die  Verlagsvertreto r gov/orden» 

Die  Reichsfachschaft  Deutscher  Werbefachleute  (NSRDV/)  hat  hierüber  in  einem 
Rundschreiben  über  die  Uragliederung  der  Fachgruppe  Verlagswerber,  Sparte 
Verlagsvertreter,  folgendes  erklärt: 

Nach  einer  Rücksprache  am  29»  März  1935  mit  dem  Organisationsleiter 
der  DAF  Pg.  Selzner  teilt  uns  derselbe  mit: 

'Unbeschadet  der  Vereinbarung  vom  26 »März  1935  zwischen  dem 
Herrn  Roichsrainister  der  Schacht  und  dom  Herrn  Reichsministor 
Dr.  Scldte  mit  dem  Reichsorganisationsleiter  der  NSDAP  und 
dem  Leiter  der  DAF,  Pg»  Dr.Loy,  v;ird,  um  keinen  Zv/oifol  auf- 
koramcn  zu  lassen,  nachstehende  Anordnung  zu  vollziehen  sein»' 
Die  Fachgruppe  Handelsvertreter  und  Handelsraakler  in  der 
Wirtschaftsgruppe  Vermittlergev/erbe  ist  durch  Anordnung  des 
Reichsv/irtschaftsministers  vom  29*11»1934  als  Zv/an  gsorgani- 
sation errichtet  v/orden*  Der  Fachgruppe  sind,  v/ie  es  in 
der  Anordnung  des  Reichsv/irtschaf tsministers  heisst,  die 
Unternehmer  und  Untomehmungon  angeschlossen,  die  eine  Tätig- 
keit gern»  §§  84  und  93  HOB  ausüben*  Damit  haben  die  Handels- 
vertreter und  Handel smakler  ihren  Platz  der  ihnen  zukommendon 
Stelle  im  Aufbau  der  gev/orblichen  Wirtschaft  gefunden*' 

Für  die  Verlagsvertreter  hatte  die  Errichtung  der  Fachgruppe  bisher 
keine  Bedeutung,  v/eil  die  Verlagsvertreter  in  der  Reichsfachschaft 
deutscher  Werbefacnleute  Mitglieder  waren  und  damit  zum  Bereich  der 
Reichskulturkanner  gehörten.  Mit  dem  31.März  1935  erfolgte  die  Aus- 
gliederung der  Vorlagsvortreter  aus  der  Reichsfachschaft*  Mit  dom 
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gleichen  Augenblick  unterliegen  die  Verlagsvertreter,  soweit  sie  Handels- 
vertreter, also  selbständige  Kaufleute  sind,  dar  Anordnung  des  Reichs- 
wirtschaftsministers. Sie  sind  also  vom  1.  April  1935  ab  infolge  ge- 
setzlicher Bestimmung  Mitglieder  der  Fachgruppe  und  haben  der  Melde- 
pflicht, die  ebenfalls  in  der  Andirdnung  des  ReichsMrtschaftsministers 
vorgesehen  ist,  bei  der  Fachgruppe  zu  genügen. 

Es  darf  noch  ervrä,hnt  werden,  dass  die  Handelsvertreter  im  Verlagsge- 
schäft künftig  innerhalb  der  Fachgruppe  Handelsvertreter  und  Handels- 
makler in  einer  besonderen  Fachuntergruppe  zusaramengefasst  werden,  um 
in  dieser  Fachuntergruppe  ihre  fachlichen  Angelegenheiten  erledigen 
^ und  verfolgen  zu  können.  Die  Fachuntergruppe  Vorlagsvertroter  wird  ein 
grosses  Arbeitsfeld  vorfinden  und  zu  zeigen  haben,  dass  sie  zum  Nutzen 
ihrer  Mitglieder  und  zum  V/ohle  des  ganzen  Faches  tätig  ist.” 

Demnach  ist  festzustellen,  dass  ein  Teil  der  Verlagsvertreter  in  die  Fachgruppe 
fendelsvertreter  und  Handelsraakler  in  der  Wirtschaftsgruppe  Verraittlergewerbo , 
Berlin  68,  Rittorstrasse  48,  einzutreten  verpflichtet  ist.” 

-o-o-o-o-o- o-o-o-o- 


Aerztedozernat  . 

Beschwerde  über  eine  Allgómeihê  OrtskrankenkasSov 

In  einer  Stadt  in  Mitteldeutschland  haben  Schalterbeamte  der  Allgemeinen  Orts- 
krankenkasse Kassenraitglieder,  welche  Krankenscheine  jüdischer  Aerzte  vor- 
legten, darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  betreffenden  Aerzte  Juden  seien. 
Aul  eine  Beschv/erde  eines  jüdischen  Arztes  hat  das  zuständige  Versicherungs- 
amt folgenden  Bescheid  erteilt  i ® 


"Versicherungsarat  der  Stadt  .... 
K 222-  VA  35. 


14.  März  1935 


Ihre  Beschwerde  über  die  Allgemeine  Ortskrankenkasse  zu  ..  wegen  Ihrer 
Patientin  Frl...  haben  v/ir  geprüft» 

Der  Schalterbeamto  hat  erklärt,  dass  er  bei  Vorlage  dos  Krankenscheines 
^rl...  nur  darauf  aufmerksam  gemacht  habe,  dass  Sie  und  Dr...  jüdische 
Aerzte  seien. _ Frl.. . habe  sich  daraufhin  bei  dom  Beamten  bedankt  und  er- 
klärt, dass  sie  selbst  alte  Nationalsozialistin  sei  und  nicht  gewusst  habe, 
dass  es  sich  hier  um  jüdische  Aerzte  gehandelt  habe.  Sie  habe  dann  selbst 
aus  dem  ihr  vorgelegten  Arztverzeichnis  einen  anderen  Arzt  ausgewählt. 

Der  Leiter  der  Allgemeinen  Ortskrankenkasse  hat  uns  erklärt,  dass  er  eine 
Anweisung  für  ein  solches  Vorgehen  der  Schalte rboaraton  nicht  gegeben  habe: 
allerdings  hätten  ihm  die  Schaltcrbearaten , soweit  sie  alte  National  sozia- 
lsten seien,  erklärt,  dass  sie  sich  aus  inneren  Ueberzeugung  für  ver- 
pflichtet hielten,  die  am  Schalter  erscheinenden  Personen  aufmerksam  zu 
machen,  wenn  sie  Krankenscheine  für  einen  jüdischen  Arzt  verlangten.  Eine 
besondere  Einflussnahme  auf  die  Kassenmitglieder  sei  nicht  erfolgt,  viel- 
raehr  sei  den  Versicherten  der  Krankenschein  in  der  gewünschten  Form  ausge- 
stellt worden,  wenn  sie  darauf  bestanden  hätten. 

Leiter  der  AOK.  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  wir  ein  solches 
er  alten  der  ochalterbeamten  mit  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
er  R.v.O.  nicht  in  Einklang  bringen  könnten,  v/oil  der  letzte  Absatz  dos 
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§ 354  der  RVO.  den  Kassenangestellten  eine  politische  Betätigung  während 
ihrer  Dienstgeschäfte  ausdrücklich  untersagt. 

Darauf  hat  die  Kassenleitung  den  Schalte rbearaten  untersagt,  die  Mitglieder 
auf  die  Rassenzugohörigkeit  der  von  ihnen  begehrten  Aorzte  aufmerksam  zu 
machen. 

V/ir  sehen  dadurch  die  Beschv/erde  als  erledigt  an. 

gez.  Unterschrift 
Direktor  " 


2.  Medizinischer  Nachwuchs. 

Nach  der  Neuregelung  der  Prüfungsordnung  für  Aerzte  und  Zahnärzte  vom  5«Februar 
1935  sollen  die  Nichtarier  grundsätzlich  nicht  zu  den  Prüfungen  und  auch  nicht 
zur  Approbation  zugelassen  werden. 

Ausnahmen  können  nur  aus  besonderen  Gründen  durch  den  Reichsinnenminister 
be  zw.  durch  die.  ihm  madige  ordneten  Instanzen  erteilt  v/erden* 

Die  Frage,  v/ie  weit  die  bereits  im  Studium  befindlichen  jüdischen  Studenten 
auf  Grund  dieser  Ausnahmebestimmung  zum  Examen  zugelassen  werden,  ist  im 
Augenblick  dahin  geregelt,  dass  alle  diejenigen  Studenten,  die  bereits  im 
Sommersemester  1933  mindesten  im  zweiten  Semester  v/aren,  zur  Prüfung  zugelassen 
werden. 

Die  Approbationen,  die  bis  zum  Erlass  der  Verordnung  an  jüdische  Mediziner  nach 
• einem  numerus  clausus  erteilt  v/orden  v/aren,  v/erden  im  Augenblick  überhaupt 
nicht  erteilt. 

-o-o-o-o-o-o-  • 


Aus  unser  er  Postmappo. 


1.  Ein  Optiker  in  B...  schreibt* 

"Durch  Ihre  v/iedorholto  Inanspruchnahme  und  freundliche  Unterstützung  der 
Berliner  Zentrale  ist  es  mir  - v/ie  Sie  bereits  wissen  - gelungen,  auf  Anord- 
nung des  Herrn  Reichswirtschaf ts-  und  Arbeitsministers  v/ieder  uneingeschränkt 
zu  Kassenlieferungen  zugc lassen  zu  v/erden. 

Es  ist  mir  nun  eine  angenehme  Pflicht,  Ihnen  und  damit  dem  Centralverein  für 
die  erfolgreiche  Durchführung  meinen  herzlichen  Dank  auszusprechen.  Sie  dürfen 
überzeugt  sein,  dass  ich  Ihre  Bemühungen  stets  zu  schätzen  gewusst  habe,  die 
ich  - sobald  es  mir  v/irtschaf tlich  möglich  sein  wird  - durch  eine  Spende  weiter- 
hin unterstützen  v/ordo." 

2.  Ein  Augenarzt  schreibt; 

"Es  v/ar  mir  ausserordentlich  schmerzlich,  dass  ich  im  Drange  der  sich  türmen- 
den Arbeiten  nicht  in  der  Lage  war,  mich  von  Ihnen  persönlich  zu  verabschieden, 
und  ich  muss  Sie  daher  bitten,  mit  diesen  Abschiedszoilen , die  aus  dankbarem 
Herzen,  aber  auch  schmerzlichem  Gofühlo  kommen,  fürliob  nehmen  zu  wollen. 
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illll  ßlick  und  zielsicherem  Schritt  dem  neuen  Leben  ent- 

nt  ’ “ 

sen  sac"h:  z,ti:r  =-“»■»- 

" :"htrrJ5tnrs:sLuri::trLt:.tr='’’^““^  ™ 

"Beifolgend,  sendo  loh  Ihnen  die  mir  übergebenen  Unterlagen  mit  verbindlichstem 
Dank  curuck.  Sie  »aren  mir  für  die  Arbeit  auseercrdentflch  »ertvou! 

Um  meinen  Dank  nicht  nur  in  Worte  zu  kleiden,  gestatte  ich  mir,  beifolgend  für 
die  Zwecke  des  Centralvereins  den  anliegenden  Scheck  zu  überreichen."  ^ 

4.  Ein  Rechtsanwalt  schreibt» 

"Ich  habe  die  grosse  Freude,  Ihnen  folgendes  mitteilen. zu  können»  Aus  den  be- 
kannten Gründen  war  meine  Zulassung  zur  Rechtsanwaltschaft  im  Juni  1933  zurück- 
gezogen  worden,  obwohl  ich  als  Ruhr-  und  Separatistenkodmpfer  im  L^ne 
setzgebung  als  Frontkämpfer  zu  gelten  habe.  Da  amtliche  Ausweise  aus  der  dama- 
ligen  Zeit  nicht  zu  beschaffen  waren,  hatte  ich  beantragt,  u.a.  die  zuständi- 
gen Stellen  (Innenministerium  u.dgl.}  über  meine  Tätigkeit  zu  hören.  Dieö  ist 
seinerzeit  abgelehnt  worden.  Anfang  des  Jahres  1934  habe  ich  mich  mit  mainon  ll«+  r- 
lagen  an  den  Contralveroin  mit  der  Bitte  um  Vertretung  der  Sache  gewandu  “ 

. . p.,  allerletzte  Zeit  fortgesetzten  ständigen  Bemühungen  und 

Lsetzen!  Ich  satrïr  nunmehr  gelungen,  meine  Wiederzulasfung  durch- 

^ ^ r?  uïï  X ausserordentlichen  Bemühungen  des  Centralver- 

in  erstarLi^^^^’i''^^-  überzeugt  davon,  dass  dieser  Erfolg 

dingten  LLatz  Contralveroins  und  insbesondere  dom  unbe- 

aington  Einsatz  dos  Herrn  Dr...  zu  vordankon  ist. 

Mit  nochmaligem  besten  Dank  und  orgobonstom  Gruss." 

5.  Ein  V/iodoroingebürgortgr  schreibt» 

ich  vom  Polizoipräsidonton  die  Mittoilung,  dass  dio  AusbUrgo- 

bin  f''“''  “h  darüber 

nen’s^vH  ^ staatenlos  gelte  und  allen  damit  verbunde- 

nen Schwierigkeiten  ausgesetzt  bin.  Ohne  Ihre  sorgfältigsten  und  vielfachen 

wä«  difA’f^h  «™“'>s='’ten  Erfolg  ho?beigeführt  haben, 

Ware  die  Aufhebungsverfugung  ja  nicht  ausgesprochen  worden. 

Ich  bin  Ihnen  daher  unendlich  verpflichtet." 

“T"  Christlicher  Käufer  ln  Jüdischen  Oeschäften  ■ 

nter  Beschuldigung  des  Verrats  am  Deutschtum  öffentlich  angeprangert. 

dU  KäsUn^nuLl!  Landesverbandes  beim  Landrat  in  B.  „rden 

Unsere  Ortsgruppe  A.  schreibt  unserm  Landesverband  hierzu  folgendes» 

"Am  Samstag  gegen  11  Uhr  wurden  die  Kästen,  in  welchen  die  betr.  Bekanntmachun- 

Sicherlich  ist  dieser  Erfolg  auf  Ihre  prompte  Hilfe  zu- 
Aufnahraen"'^”'  sichtbares  Zeichen  unseres  Dankes  neun 


-o-o-o-o-o-o- 
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M I T T E I LUNGEN. 


1*  Bade  raus  kun  ft. . 


Wxr  weisen  darauf  hin,  dass  ein  umfassendes  Verzeichnis  aller  für  das  iüd^Q^v,« 

nicht  bostoht.  Dio 

niohtjudischon  HMusor,  in  donon  Juden  Aufnahme  finden  können 
int  naturgennas  unmöglich.  Aber  auch  die  .jü'diachon  HKuaer  aind  nuroïfaaïï 

wir  in  dar  O.V.-Zeitung'.  Nr.  16  vom  17.4.1935,  Beiblatt  5,  hingewieson  hatten. 

und  Privathäuaor  wurde  eine 

Zont^nl^r'^  umfanpoicho  Arbeit  notwendig  machen.  Die  hierfür  zuatöndigon 
aehen!  " <^'=''^■•«8™  Zuaammenstollung  abge- 

in  d«  Welae"  =<^^“==*“110  erfolgt  daher  die  Auakunftaertoilung 

Wird  i ^ Inseratenteil  der  .i.üdischen  Zeitungen  hingewiesfn 

v/ird  und  dass,  soweit  dies  möglich  ist,  die  Inserenten  dpr  C V ^ 

einzelnen  angefragten  Orten  genannt  worden!  C.V.-Zeltung  in  den 

Soweit  keine  Untorkunftamöglichkoiten  bekannt  sind,  vdrd  anheimgostollt  sich 

vorL;  n -1:  ' . ''f  ^®“hnis  der  jüdischen  Aorzto  in  doutachen  Kurorten 

von  dor  Roichavortretung  der  Deutschen  Juden  herausgogobon  worden). 

Verwendung  von  Verein .qgp  1 dnrr. 

gibt\'l''verrnf  Ei™ahmon  und  Ausgaben  dor  Ortsgruppen 

Sr  n r ^°^^"l^ssung,  auf  verantwortliche  und  sparsamste  FinanzgcLruL 

Verein^^^kTveraSsTaS  wdlnr“°®°''‘°’'  S--™daätzlich  nur  für 

bereits  vor  längerer  Zeit  ein  Rundschreiben  an  die  Ortsgruppen  er  - 

mlttoli  S’  hahagelegt  wurde,  dass  Subventionen  ete.  für  nicht  un- 

mittelbare Vereins  zwecke  nur  nach  Rückfrage  bei  der  Zentrale  oder  Wt  ^ 

verband  vorgonommon  worden  dUrfon.  In  iedem  FslllLrcr  L Landes- 

1 I ^ jccicnj  r 8.Xxo  ist  oin  ordnuncrsffGTnHQQOY' 

Boschluas  dor  zuständigen  Persönlichkeiten  notwendig.  '■'““S^gemassor 


ist 


-o-o-o-o-o-o-o-o- 


Sehr  geehrter  Herr  Justizrat , ^ ' 

% 

loh  bestätige  den  anpfang  Ihres  gefälligeii  * * 
Gohreibena  und  werde  bei  meiner  nächsten  Anwesenheit  in  Berlin  VeranlaifSunj 

nehmen,  mich  mit  Ihnen  in  Verbindung  zu  setzen«  * 

• e 

In  ausgezeiohne  ter  Hoohaohtung  i l|| 

Ihr  sehr  ergebener 


Horm 

Jhstierut  Dr«  Brodnitz, 

Vorsitzender  des  Centralvereins 

Deutscher  Staatsbürger  Jüdischen  Clauboaams  K.V 

Berlin 


DER  VORSITZENDE  - - 

DES  CENTRALVEREINS 

DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.V. 


Herrn 

Dr.  Georg  Hirschland, 
Basen  /Ruhr« 

Lindenallee  7/9 


BERLIN,  DEN 


mi  1935 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 


ich  würde  es  begrüssen,  wenn  Sie  es  mich  wissen  liessen,  wann 
Sie  in  der  nächsten  Zeit  wieder  in  Berlin  sind  und  für  diesen  Aufenthalt 
auch  eine  Besprechung  mit  mir  in  Ihre  Dispositionen  auf nähmen. 


In  freundschaftlicher  Begrüasung 


4^ 

/ //  • 


^ » 
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CENTRALVEREIN 

DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.  V. 


Postscheckkonto:  Berlin  30472 


BERLIN  W1  5,  EMSER  STR.  42'^ 


Fernsprecher:  J2  Oliva  8141-45 


Berlin,  den  16*  April  1935 


Sehr  geehrter  Herr! 


V/ir  gestatten  uns,  Ihnen  in  der  Anlage  einige  Mitteilungen  zur 
Kenntnis  zu  geben,  die  v/ir  als  vertraulich  zu  behandeln  bitten» 


In  vorzüglicher  Hochachtung 

Centralverein  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens  E»V» 


Dr»  Hirschberg 


Anlage 


Bank-Konto:  Drasdnar  Bank,  Depositan-Kasse  18,  Barlin -Wilmarsdorl,  Hohanzollarndamm  196 


Um  unsere  u'irklicVikeit  • 


Ein  Gesamtbild  von  der  Lage  des  deutschen  Judentums  zu  zeichnen,  ist 
heute  besonders  schv/ierig«  Die  Dingo  sind  in  ständigem  Fluss,  verschiedenartig 
sind  die  Probleme  in  den  einzelnen  Landesteilen  und  innerhalb  der  einzelnen 
Lebensbezirke  deutsch-jüdischen  Seins»  Vföhrend  in  einzelnen  Landstrichen  die 
Berufslage  der  jüdischen  Bevölkerung  schv/ierig  ist,  können  in  anderen  jüdische 
Menschen  ohne  besondere  Erschwerung  ihrer  Betätigung  nachgehen;  v/ährend  in 
einzelnen  Beruf szv/eigen  - insbesondere  in  den  unmittelbar  oder  mittelbar  in  den 
Bereich  der  Reichskulturkammcrn  fallenden  - eine  immer  stärker  werdende  Aus- 
schaltungstendenz spürbar  wird,  ist  in  anderen  eine  Einschränkung  v/eder  in 
rechtlicher  noch  in  tatsächlicher  Hinsicht  festzustellen» 

Die  Beurteilung  der  Situation  v/ird  aber  über  das  notv/endige  Llass  hinaus 
erschv/ert,  wenn  sie  mit  vorgefassten  Meinungen  erfolgt»  Die  einen  glauben,  an  den 
Schv/ierigkeiten  vorbeisehen  zu  können  und  vergossen  dabei,  dass  Schv/ierigkeiten 
nicht  dadurch  überwunden  werden  können,  dass  man  sie  ignoriert» 

Weit  schlimmer  aber  als  eine  primitive  Vogel-Strauss-Politik  ist  ein 
zv/eckbetonter  Pessimismus,  der  die  Schwierigkeiten  mit  einer  gev/issen  Genugtuung 
registriert,  v/eil  sie  vermeintlich  die  eigene  jüdische  V/eltanschauung  bestätigen» 
Eine  derartige  Betrachtungsweise  lähmt  jede  Aktivität»  Vfir  v/enden  uns  mit  Ent- 
schiedenheit dagegen,  dass  man  so  die  ohnehin  schon  bestehenden  Sorgen  verstärkt» 

Im  übrigen?  es  gibt  keine  jüdische  Weltanschauung,  aus  der  eine  Ver- 
elendungstheorie des  deutschen  Judentums  zwangsläufig  hergeleitet  werden  müsste» 
Der  deutsche  Zionismus  hat  vor  dem  Umschv/ung  in  der  gleichen  Weise  von  der  poli- 
tischen Gleichberechtigung  und  den  geistigen  und  v/irtschaf tlichen  Aufstiegsmög- 
lichkeiten innerhalb  Deutschlands  Gebrauch  gemacht,  v/ie  es  der  ausserdeutsche 
Zionismus  auch  heute  noch  in  denjenigen  Ländern  tut,  in  denen  dies  möglich  ist» 
V/arum  zieht  man  Profit  aus  der  ohnehin  schon  schv/ierigen  Gegonv/artslage?  V/arum 
konstatiert  man  in  Reden  und  Aufsätzen  mit  geradezu  freudigem  Unterton  die 
Schwierigkeiten,  und  zv/ar  mit  der  - ausgesprochenen  oder  unausgesprochenen 
Tendenz,  sie  als  ausv/ogslos  hinzustollen? 


Auch  v/ir  müssen  mitunter  in  unserer  Tätigkeit  einsehen,  dass  im  einzelnen 
Falle  oder  auf  einzelnen  Lebensgebieten  Aenderungen  oder  Milderungen  von  Er- 
schv/erungen  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erreichen  sein  v/erden»  Aber  eine  derartige 
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Einsicht  steht  für  uns  erst  am  Ende  eines  eindringlichen  Bemühens  und  nicht  an 
ihrem  Anfang.  Stünde  sie  am  Anfang,  würden  v/ir  von  vornherein  oder  nach  sehr 
kurzen  Versuchen  jede  einzelne  über  den  gesetzlichen  Rahmen  hinausgehende  Er- 
schwerung als  unabänderliche  Tatsache  betrachten,  so  wäre  es  uns  nicht  möglich 
gev/esen,  einzelnen  Menschen  und  Angehörigen  ganzer  Berufsgruppen  ihren  Arboits- 
und  Lobcnsraum  zu  erhalten,  wovon  die  beispielhaften  Informationen  in  diesen 
Rundbriefen  Zeugnis  ablcgon. 

Bestehende  Schwierigkeiten  zu  erkennen  - das  ist  auch  Voraussetzung 
für  unsere  Arbeit.  Unser  vVille  zur  Erhaltung  des  deutschen  Judentums  darf  uns 
nicht  blind  machen  gegen  das,  was  um  uns  geschieht.  Und  wir  wissen  nur  zu  gut, 
dass  gerade  im  Augenblick  die  Zahl  der  Sorgen  und  Probleme  des  deutschen  Juden- 
tums nicht  gering  ist.  In  zahlreichen  Fällen  vdrd  es  notv/endig,  unter  Berufung 
auf  die  wirtschaf tsberuhigonden  Erlasse  unsorn  Freunden  helfend  und  beratend 
zur  Seite  zu  stehen-  Die  Auskreisung  auf  dem  Gebiete  der  Reichskulturkammer 
wirkt  sich  auch  auf  Berafe  aus,  die  bisher  gesichert  zu  sein  schienen.  Neben 
offiziellen  Verlautbarungen  über  die  Gleichachtung  der  Rassen  vernehmen  v/ir, 
wie  unsere  Zeitung  wöchentlich  berichten  muss,  Aousserungen , durch  die  sich 
manche  unter  uns  in  ihrer  Ehre  gekränkt  fiihlen  und  die  auf  eine  stärkere 
Einengung  dos  jüdischen  Lobonsraums  in  Deutschland  abzielon* 

Es  ist  uns  auch  bekannt,  dass  innerhalb  des  deutschen  Judentums  Ge- 
rüchte kursieren,  nach  denen  mit  grundsätzlichen  Aenderungen  des  jüdischen 
Organisationsaufbaus  zu  rechnen  sei.  V/ir  betonen,  dass  sie  objektiv  unwahr  sind 
und  jeder  tatsächlichen  Grundlage  entbehren-  V/ir  wissen  auch  nur  zu  pt,  dass 
die  Ungeklärtheit  der  jüdischen  Situation  in  grundsätzlichen  Fragen  wie  denen 
der  V/ehrpflicht  und  dos  St aatsbürgerr echts  eine  gewisse  Unsicherheit  im  jüdi- 
schen Lager  erzeugen  können»  Während  diese  Zeilen  geschrieben  v/erden,  lässt 
sich  über  den  Stand  der  Hinzuziehung  zur  Wehrpflicht  nur  berichten,  dass  der 
Reichsbund  jüdischer  Frontsoldaten  auf  sein  Schreiben  die  Antv/ort  erhalten  hat, 
die  Entscheidung  über  diese  Frage  werde  durch  den  Führer  und  Reichskanzler  selbst 
erfolgen.  Zur  Frage  des  Staatsbürgerrechts  muss  entgegen  einer  anders  lautenden 
Pressemeldung  betont  v/erden,  dass  die  vor  kurzem  erschienene  Durchführungsver- 
ordnung zur  Reichsgeraeindeordnung  keine  Rückschlüsse  auf  Art  und  Zeitpunkt  der 
Regelung  des  Staatsbürgerrechts  zulässt.  Die  Bestimmung  der  Durchführungsver- 
ordnung, nach  der  Bürger  der  Gemeinde  "bis  zum  Erlass  eines  deutschen  Staats- 
bürgergesetzes jeder  deutsche  Staatsangehörige  ist,  der  die  übrigen  Voraussetzun- 
gen des  § 19  der  deutschen  Geraoindeordnung  erfüllt",  deckt  sich  in  ihrem  Inhalt 
mit  einer  bereits  im  Dezember  1933  erschienenen  Bestimmung  aus  der  Durchführungs- 
verordnung zum  Prcussischon  Gemcindovorfassungsgeset z-  Sie  besagt  lediglich, 
dass  ein  Staatsbürgorgoset z erlassen  v/orden  soll,  nicht  aber,  zu  welchem  Zeit- 
punkt dies  geschehen  v/ird- 

Es  wäre  leichtfertig,  alle  diese  Fragen,  die  den  deutschen  Juden  heute 
beschäftigen,  zu  verschweigen-  Trotzdem  brauchen  und  dürfen  sie  nach  unserer 
Ueberzeugung  nicht  zu  jener  Depression,  von  der  heute  manche  Freunde  befallen 
sind,  führen.  Unsere  Freunde,  insbesondere  im  Reiche,  sollen  wissen,  dass  es 
uns  nicht  um  billige  Boruhigungspar ölen  geht,  sondern  dass  unsere  Stellungnahme 
von  einem  tiefen  Voran twortungsbcvAisst sein  für  das  deutsche  Judentum  diktiert 
ist. 

Es  muss  nach  wie  vor  gefordert  werden,  dass  die  Nervosität  nicht  durch 
leichtfertige  Auswanderungsparolen  unnötig  gesteigert  wird-  Keinem  Menschen,  der 
sich  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  entschliesst  aus  zuwandern , werden  Vorhaltun- 
gen gemacht  werdeii  können-Abor  die  Auswanderung  und  die  Liquidation  des  deutschen 
Judentums  als  generelle  Forderung  auf zustellon , würdo  den  realen  Gegebenheiten 
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sov/ohl  innerhalb  als  auch  ausserhalb  Deutschlands  und  ebenso  dem  Interesse  der 
deutschen  V/irtschaft  v/ider sprechen« 

Frei  von  Illusionen,  aber  auch  frei  von  lähmendem  oder  zv/eckbetontem 
Pessimismus  v/erden  v/ir  im  Dienste  der  jüdischen  Gemeinschaft  in  Deutschland 
unsere  Arbeit  leisten« 

V/«  R-ck. 

-o-o-o-o-o-o- 


Aus  der  praktischen  Arbei  t » 


1«  Judenfeindliche  Plakate» 

a)  Schreiben  eines  Berliner  Polizeireviers 


..  Polizeirevier 


Berlin,  den  2«3«1935 


An  den 

Centralverein  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens  E.V« 

Berlin  Vf  15 
Emser  Strasse  42 


Auf  Ihr  Schreiben  vom  1«3.1935  teile  ich  ergebenst  mit,  dass  selbstver- 
ständlich .jedes  unberechtigte  Ankleben  von  Zotteln  und  sonstigen  Hinweisen 
durch  die  Polizeibearaten  verhindert  wird«  Naturgeraäss  werden  die  Verbreiter 
nicht  immer  betroffen  oder  ermittelt;  wo  dies  jedoch  der  Fall  ist,  werden 
die  Betreffenden  stets  zur  Anzeige  gebracht«  Ich  habe  veranlasst,  dass 
auf  die  von  Ihnen  benannten  Unzulässigkeiten  besonders  geachtet  wird  und 
etv/a  noch  vorhandene  Zettel  entfernt  v/erden« 


Heil  Hitler 


gez«  Unterschrift 
Hauptmann  der  Schutzpolizei 


b)  Orts  verbot ' 


In  H'.  (Hossen)  befanden  sich  an  den  Ortseingängon  zv/ei  Tafeln  mit  der 
Aufschrift  "Juden  sind  unorv/ünscht"  . 

Auf  Eingabe  unseres  zuständigen  Syndikats  beim  Kreisamt  0.  vnirden  die 
Schilder  entfernt« 


c)  Plakette  im  Ra thau s « 


Im  Rathaus  von  Meissen  vra.r  eine  Pledget te  mit  der  Inschrift  angebracht  * V/er 
beim  Juden  kauft,  ist  ein  Volksverräter"« 


r 
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Auf  Intervention  unseres  Syndikats  bei  der  Kreishauptrmnnschaft  vnirde 
diese  Plakette  entfernt» 

Die  Polizei  wurde  ferner  durch  die  Kreishauptmannschaft  angev/iesen,  darauf 
zu  achten»  dass  das  nächtliche  Zettelkleben  an  den  Schaufenstern  der  jü- 
dischen Geschäfte  aufhöre» 

2»  Absingen  von  Liedern« 

Der  Landesverband  Mitteldeutschland  hat  von  dem  Herrn  Regierungspräsidenten  in 
M.auf  eine  schriftliche  und  mündliche  Vorstellung  folgende  Antv;ort  erhalten: 


"Der  Regierungspräsident 
I 5 P.  Nr.  138 


M»,  den  S.Ivlärz  1935 


Auf  s Schreiben  vom  26 «Januar  1935  - S/B  271/35 

Der  Gruppenführer  der  Gruppe  Mitte  der  SA»  der  NSDAP»  teilt  mir  mit»  dass 
er  die  ihm  unterstellten  Einheiten  angev/iesen  habe»  von  dem  öffentlichen 
Singen  der  fraglichen  Lieder  Abstand  zu  nehmen. 

Da  die  gleiche  Anweisung  von  der  Gebietsführung  der  Hitlerjugend  bereits 
früher  gegeben  worden  ist  (v/ovon  ich  Sie  unter  dem  12»  Januar  1935  benach- 
richtigt habe)»  sehe  ich  die  dortigen  Vorstellungen  als  erledigt  an»  Wenn 
hier  und  dort  - v/ie  nach  Ihrem  Schreiben  vom  4»  März  1935  - kürzlich  in  0, 
in  Einzelfällen  noch  eines  der  fraglichen  Lieder  gesungen  wird»  so  scheint 
mir  doch  die  Gev/ähr  gegeben»  dass  sie  bald  auf  der  Strasse  nicht  mehr  zu 
Gehör  gebracht  v/erdon» 

Heil  Hitler! 
gez»  Unterschrift 

An  den  Regierungs-Präsident 

Landesverband  Mitteldeutschland  Stempel 

dos  Central Vereins  deutscher  Staats-  Beglaubigt 

bürgor  jüdischen  Glaubens  E»V»  gsz»  Unterschrift 

Leipzig  Kanzloiangestellto 

König  Johann  Str»  17 


3 • Boykott  < 

Auf  dem  Marktplatz  in  M»  war  ein  schwarzes  Brett  aufgcstcllt  worden,  auf  dem 
die  Namen  der  Kunden  jüdischer  Geschäfte  veröffentlicht  wurden»  Der  Regierungs- 
präsident gab  uns  auf  unsere  Intervention  den  nachstehenden  Bescheid: 


"A  2 Nr»  137/35 
Zur  Eingabe  vom  22»Febr» d» J « 


den  15»  Itirz  1935 


Wegen  der  mir  gemeldeten  V/irt  ngriff  e in  II»  habe  ich  das  Ar- 

forderliche  veranlasst» 

gez»  Unterschrift 
stellv»  Regierungspräsident"» 


Aus  M»  wird  uns  bestätigt»  dass  das  Erott  entfernt  worden  ist. 
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4.  vJ-i  A H«rbfi Schaffung  von  Be scheinip.unKsjMkh^Qi  für  Get rgidehändleji:. 

Im  Bezirk  des  Getreidewirtschaf tsvorbandes  Rhein-Main , Sitz  Frankfurt/M., 
wurde  Anfang  September  1934  einer  Anzahl  jüdischer  Getreidehändler  die  Aus- 
händigung der  sogenannten  Bescheinigungsbücher  verweigert.  Die  Bescheini- 
gungsbücher sind  auf  Grund  der  Verordnung  zur  Ordnung  der  Getreidewirt- 
schaft vom  14.  Juli  1934  nötig,  weil  jeder  Bauer,  der  bei  einem  Handler 
Pflichtroggen  abliefert,  dafür  eine  Bescheinigung  bekommen  muss,  die  nach 
Form  und  Inhalt  vorge schrieben  ist  (Bescheinigungsbuch).  Der  etreidewirt- 
schaftsverband  begründete  seine  Massnahnx)  damit,  dass  diese  iirmen  zum  amt- 
lichen Grossmarkt  (Börse)  nicht  zugclasson  seien. 

In  dieser  Angelegenheit  wurden  seit  diesem  Zeitpunkt  zahlreiche  schriftliche 
und  mündliche  Interventionen  im  Preussischen  Ministerium  für  Wirtschaft 
und  Arbeit  - wegen  der  Zulassung  zum  Grossmarkt  - sowie  bei  der  Hauptver- 
einigung der  deutschen  Getreidev/irtschaft , dem  Reichsgetreidekommissar  und 
dem  zuständigen  Gotreidevartschaftsverband  - wegen  der  Aushändigung  der  Be- 
sehe in  igungsbücher  - durchgeführt.  Diese  Interventionen  wurden  deshalb  ^raer 
schv/ieriger,  weil  seitens  des  Getreidewirtschaftsverbandes  wiederholt  mit 
Begründungen  gegen  die  in  Frage  komr.ienden  jüdischen  Firmen  Stellung  genomen 

vmr  de . 

Nunmehr  haben  alle  ausgeschalteten  Händler  die  Bescheinigungsbücher  erhalten. 

5.  Eierhandol. 

Ein  jüdischer  Eierhändler  v/ar,  trotzdem  er  in  der  gleichen  Stadt  seit  38  ^ 

Jahren  diesem  Beruf  nachgeht,  in  den  zuständigen  Eierverwertungsverband  nicht 
aufgenoimien  worden,  mit  der  Begründung,  dass  er  als  Staatenloser  die  Mit- 
gliedschaft nicht  erv/erben  könne«  Da  diese  Begründung  dem  Gesetz  nicht  ent- 
spricht, hat  der  Händler  mit  unserer  Hilfe  Beschwerde  geführt  und  nach  einer 
zweiten  Ablehnung,  die  mit  nicht  rechtzeitiger  Anmeldung  begründet  war,  den 
Tatsachen  aber  auch  nicht  entsprach,  die  Mitgliedschaft  im  Eieryerwertunp- 
verband  erreicht.  Nachdem  er  aufgenomraen  v/ar,  machte  man  ihm  bei  der  Belie- 
ferung mit  V/are  Schv/ierigkeiten , die  ebenfalls  mit  Hilfe  unseres  zuständigen 
Syndikats  aufgehoben  werden  konnten. 

Schliesslich  wurde  ihm  am  1.  März  1935  mitgoteilt,  dass  sein  Betrieb  vorüber- 
gehend stillgelegt  sei.  Unsere  direkte  Beschv/erde  bei  der  die  Stillegung  ver- 
fügenden Stelle,  nämlich  wiederum  dem  zuständigen  Eierverwertungsverband, 
blieb  erfolglos.  Darauf  v/urdon  wir  mündlich  und  schriftlich  bei  der  Hauptyer- 
einigung  der  deutschen  Eiorwirtschaf t vorstellig,  die  dio  Anordnung  auf  Still- 
legung aufhob.  In  der  Begründung  des  Aufhcbungsbcschoidos  heisst  es  u.a. 

..."Der  blosse,  durch  Tatsachen  nicht  näher  begründete  Hinweis  in  der 
Schliessungsverfügung  vom  S.Mdrz  1935,  dass  sich  der  •.  Eiorgross- 
handcl  v/ogon  seines  geringen  Umsatzes  in  einer  schweren  wirtschaftlichen 
Lage  befindet,  reicht  zur  Anwendung  der  angezogenen  Bestimmung  nicht 
aus.  Nach  § 16  der  Satzungen  haben  die  Mitglieder  der  Eierverv/ertungs- 
verbände  gleiche  Pflichten.  Dann  müssen  sie  auch  gleiche  Rechte  haben, 
da  keines  ihrer  Mitglieder  nach  der  Verordnung  mit  besonderen  Verpflic 
tungen  ausgestattet  ist. 

In  einem  solchen  Falle  ist  aber  kein  Raum  dafür,  dass  einzelnen  Mit- 
gliedern im  Verhältnis  zu  anderen  Mitgliedern  besondere  Erschwerungen 
auferlegt  werden.  Eine  solche  besondere  Erschwerung  v/Urdo  aber  die 
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vorläufige  Stillegung  des  Betriebes  des  Beschwerdeführers  bedeuten, 
wenn  nicht  gleichzeitig  auch  die  Betriebe  der  anderen  Eiergrosshand- 
1er  in  ...  stillgelegt  vmrdenc 

Bei  Festsetzung  der  Anordnungen  aus  dem  § 8 hat  daher  der  Grundsatz  ^ 
der  Gleichbehandlung  einzugreifen.  Entweder  sind  alle  Mitglieder  glaich- 
mässig  zu  belasten,  oder  alle  Mitglieder  bleiben  gleichmassig  unbe- 
lastet. 

Wenn  in  dem  Wirtschaftsbezirk  ....  infolge  der  geringen  Umsätze  die 
wirtschaftliche  Lage  eine  schlechte  ist,  so  mag  der  Eier verwertungs- 
verband gleichmässig  für  alle  Mitglieder  Anordnungen  trefien,  die  eine 
weitere  Verschlechterung  unmöglich  machen.  In  diesem  Zusammenhang  sei 
darauf  verv/iesen,  dass  die  Eierverwortungsverbände  nach  8 Zilier  ó 
Bestimmungen  treffen  können,  in  welcher  Weise  Mitgliedsbetriebe  über 
die  von  ihnen  erworbenen  Eier  zu  verfügen  haben.  Immer  muss  aber  diese 
Anordnung,  wie  auch  die  eben  angeführte  Bestimmung  ergibt,  sämtliche 
Mitgliedsbetriebe  gleichmässig  erfassen  " 

Den  Gesamtvorhandlungon  liegt  die  Zweite  Verordnung  Uber  die  Regelung  des 
Eiermarktee  vem  3.  Mai  1934  (RGBl.  I 1934  S.  355  ff)  zugrunde. 

6 • Verkehrs  vereine  und  Badepro  spekte.^ 

In  einem  Schreiben,  das  der  Bund  Deutscher  Verkehrsverbande  und  Bäder  E.V. 
Berlin  W 9,  Columbushaus  Potsdamer  Platz  1 am  21.  iJärz  an  uns  richtet,  heisst 

es } 

"Wir  haben  dem  Centralverein  Deutscher  Staatsbürger  Jüdischen  Glaubens 
unsere  Auffassung  dahin  mitgeteilt  gehabt,  dass  von  Seiten  oxriea 
Verkehrsveroins  in  der  Aufnahme  von  Mitgliedern  kein  Unterschied 
zwischen  den  ortsansässigen  Ariern  und  Nichtariern  gemacht  werden  soll. 
In  gleicher  V/eise  sollen  die  Werbeschriften  ebenso  die  arischen  wie^ 
die  nichtarischen  Aerzte,  Pensionen  etc  enthalten,  schon  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  damit  jeder  Fremde  weiss,  wohin  er  am  liebsten  seine 
Schritte  nach  freiem  Ermessen  lenken  möchte." 

7.  Aus  dem  Aerztedezernat. 

a)  Im  "Deutschen  Aerzteblatt"  (Heft  13  vom  30.  I-ärz  1935,  _S.  316)  ( 
Bekanntmachung  des  Leiters  der  Kassenär ztlichen  Vereinigung  Deutschlands, 
Dr.  Grote,  vom  26.  Uirz  1935  über  die  ärztliche  Versorgung  Hilfsbedürfti- 
ger veröffentlicht.  Danach  ist  die  ärztliche  Versorgung  der  Hilfsbedürfti- 
gen nach  l^ssgabe  der  jetzt  bestehenden  Regelung  fortzuführen,  bis  Herr 
Dr.  Grote  neue  Anweisungen  hierüber  ergehen  lässt.  Oertliche  Verhandlungen 
und  Vertragsabschlüsse  haben  bis  auf  weiteres  zu  unterbleiben. 

Wie  wir  erfahren  haben',  ist  mit  Rücksicht  darauf  z.B.  in  Hamburg  von  einer 
Neuregelung  der  wohlfahrtsärztlichen  Versorgung  zunächst  Abstand  pnom.men 
worden.  Die  bisher  als  Wohlfahrtsär zto  tätigen  nichtarischen  Aerzte  werden 
dort  weiter  zur  ärztlichen  Versorgung  Hilf sbedürftiger  zugozogen. 

b)  Der  Reichskommissar  für  die  Allgoraoino  Crtskrankenkasse  Hamburg  hatte  durch 
Verfügung  vom  4.  Februar  1935  das  Israolitischo  Krankenhaus  in  Hamburg 

von  der  Behandlung  arischer  Mitglieder  und  Familienangehöriger  von  Mit- 
gliodern  der  Kassen  ausgeschlossen.  Wir  haben  diesen  Sachverhalt 
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komraissar  durch  Schreiben  J -Einschreiben"  übermittelte  Verfügung 

r ro.:r;r.r.t;r;rso  r. 

der  Behandlungsbedürftigen  erfolgen  dürfe. 

rr  , V „ = 00  Vint  uns  für  die  Bemühungen  in  dieser  Sache 
Die  Verwaltung  des  Krankenhauses  hat  uns 

besonders  gedankt. 

8.  Aus  dem  Anv/altsde  zerr^,». 

Ein  uns  befreundeter  Bechtsanv/alt  teilt  uns  mit: 

■•Z..  .UndUchen  Vertändlung  eines  r^oSunfn!  “r^ren 

Instanz  varen  beide  - t3„.  vor  Eintritt  in  die  mUndllche  Vor- 

rndLrrermrttLfvfrritzcnde  dos  Gerichts  etwa  folgendes. 

•Bio  nichtarischen  Parteien  Lfparre“: 

Anwälte  freigestellt,  das  Gericht  war 

ihrer  Prozessbevollraachtio  einer  ausreichenden  Anzahl 

jedoch  zunächst  wegen  des  Bericht  von  der  hier  ge- 
ien nichtarischen  Anwälten  beim  .^^^^'^L^endet  und  möchte 

troff  enen  Auswahl  der  dfss  die  Parteien 

zum  Ausdruck  bringen,  dass  Tericht  gegenüber  jüdischen 

etwa  die  Auffassung  objektive  Haltung  bei  der 

Prozessbe vollraächtigten  niCi  0 g , arischen  Prozossbovoll- 

Entscheidung  einnohnen  -.vUrdo  v,iq  gegenüber  arischen 

mächtigton . * 

9,  Aus  dom  arbeitsrochtlichem  Dozornatj, 

a)  Anordnung  übejL^i^rJ^iljmc  von  Arbeitskräften. 

E>sx.rurr£.r;rr.;:.:=^^^ 

bestehen. 

Wir  weisen  darauf  hin,  ^ass  ein  ^ ^undent  zliche^usschluss  der  Sins tellun^ 

jüdischer  Angestellter  und  Arbeiter  jugendlichen  jü- 

bL1:b:iSrt?::n  raSJ^n^re  bü^n^rr:  Klgninl  besitzen, 

Ile  Möglichkeit  besteht,  eingestellt  zu  werden. 

, ••  die  Genehmigung  beim  Arbeitsamt  zu  beantragen,  ist 

Der  zweckmassige  Veg,  die  Gene  . Q_gUj^ij,ung  zur  Einstellung  eines 

der,  gleichzeitig  rni  der,  “^"f^rgLigneten  jugendlichen  An- 

jugendlichen  Angestellten  unte  ^phtift  ist  usmentlich  anzufordern, 

gestellten,  dessen  Einstellung  '’^abetobtig  ^^t  Angestellten 

Boi  den,  Antrag  musste  die  Hotwonolgk  ® . geeignethett  des  anzufordarn- 

unter  25  Jahren  überhaupt  einzustellen  und  die  Geeignet 
den  Angestellten  besonders  hervorgehoben  werden. 
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.)  jüdisch, 


.1  ..  /I 

1 ^ r'-;  + f-1 -i  prtpr  dor  früheren  ^e- 

Wir  habon  Über  die  'i“''  j“  y_.2gj,tu„g"  wiederholt  berich- 

TeU  Zusl™:nfaseend  iet  folgendes  zu  sagen  = 

Dadurch,  dass  die  Deutsche  ƒ h' tfhonnïen  dufe^etontlich  mit 

früheren  Gewerkschaften  ^ früheren  Vorhände  noch  gegen  die  Arbeits- 

Erfolg  weder  Ansprüche  gegen  dre  jade  „bar- 

front  geltend  " “.^tli„ben  Mitglieder  in  die  Arbeitsfront  über 

Begründung  ab,  dass  sie  =;;!‘,’;"°iaht  mefr  gewährten.  Zudem  "“h 

fuhrt  hätten  und  «isene  Leistungei  ausdrücklich  ausgeschlossen, 

ihren  Satzungen  der  Rechtsweg  fu  v/eil  die  Antragsteller  nicht 

Die  Arbeitsfront  wies  die  ^ Ansprüche  gegen  sie  nicht  gelten 

Mitglied  der  Arbeitsfront  früheren  Mitgliedes  des  Ge 

nacLn  könnten.  Auf  Grund  Karmas rgericht  für  eine  Klage 

Werkschaftsbundes  ® Angestellten  auf  Bewilligung 

gegen  den  Gewerkschaf ^sbund  der  - Rechts  Verfolgung  für  aussichtsvoll 

rente  das  Armenrecht  bewillig  ^^^ggleich  bürgerlich-rechtlicher  An- 

erklärt.  Durch  das  S-  1235  -,  das  im  § 8 «f 

Sprüche  vom  13®  Dezember  193  a^Vii nqqfrist  gibt,  war  eine  Prüfung 

machung  gewisser  ^g^^tnten  Ansprüche  bis  zu  dieser 

notwendig,  ob  auch  die  S»an  t P festgesetzte  Trist 

lu  machen  sind.  Dies®,  Durchführung  des  Gesetzes  Uber  den 

ist  durch  die  zweite  AMprUche  vom  27.  März  1935  " 

Ausgleich  bürgerlich-rechtliche  ^^^Xg^n^ert  worden.  Inzwischen  1st 

Nr.  34  - Klage  erhoben, 

einigen  Fällen  sowohl  gegen  oen  ^e  um  Bewilligung  des  Armen- 

L sLer  Anzahl  von  Fällen  -f  .‘If  Dovt^'^en  Arbeitsfront  in 

rechts  eingereicht  worden,  ^oi  “er  Tag  g Arbeitsfront,  Dr. 

Leipzig  hat  der  ten  mit  einer  gesetzlichen  Regelung 

Bähi-en,  erklärt,  dass  in  einigen  ‘f"borL  Gewerkschaften  zu  rechnen  sol. 
der  Einziehung  dos  Vormoguns  de.  . Voraussicht  nach  bei  diese 

Diese  Ausführungen  lasser,  enhen.  ’ t nr  zu  troffen  beabsichtigt  ist,  die 

gesetzlichen  “rer  4re‘n  des  Gcwcrkschaf tsvormögen  herbeiführen 

eine  Klärung  von  Forderungun 
soll. 

• •n*  Vinn  KitP-liedor  der  früheren  Gewerk- 

Bei  dieser  ^®^®Q,.3'’Kntwicklung  abwarten. 

schaften  vorerst  die  weiteie 

X.  Einzelfalle  stehen  wir  zu  weiteren  Auskünften  gern  zur  Verfügung. 


„ n-iUT.^  crVio-i  ArVqi  trnhmers.. 

c)  Wiedereinstellun- 

r-«  1 


WiedereinsLB  L.i  uu-  ■ v-  J hre 

iDsVii'ernirinlSruL^'HäDd^n^ffirdU^^  beschäftigt 

war,  wiodor  oingostcllt  worden. 

, n.p  deutsche  Arbeitsfront  Einspruch.  Der 

ISil srsLS 

ro'd:trdfriuri:ch:\rt:irnfhïïfnr,z,ohf::ïre's^^ 

- 0“0"  O'*  0*'  O '* 
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Zur  inner.i  üdi sehen  Auseir.anderset  zunp;. 


Der  C.V.  hat  seit  1933  den  inner  jüdischen  Burgfrieden  ausnahmslos  gev;ahrt  • V/o  die 
ideologische  Darstellung  des  eigenen  Standpunktes  vorgenomraen  v/urde,  geschah  das 
stets  in  rein  positivem  Sinne,  also  ohne  auch  nur  die  geringste  Herabsetzung 
der  gegnerischen  Auffassung,  der  v/ir  - im  Gegenteil  - immer  aufrichtig  unsere 
Achtung  bezeugten»  Die  praktische  Palästinaarbeit  hoben  v/ir  regelmässig  ausdrück- 
lich aus  den  inner jüdischen  Meinungsverschiedenheiten  heraus  und  betonten,  dass 
v/ir  sie  alle  aus  materiellen  und  ideellen  Gründen  bejahen. 

Dieser  Standpunkt  besteht  grundsätzlich  unverändert  fort»  Leider  hat  allerdings 
die  Berliner  Zionistische  Vereinigung  durch  ihre  im  März  veranstaltete  Kundgebung 
mit  dem  Titel  "Irrv/ege  jüdischer  Politik.  Führung  oder  Verführung?"  den  Burg- 
frieden ihrerseits  durch  heftige  Angriffe  auf  die  deutsch- jüdische  Richtung  ge- 
brochen» Wir  haben  auf  diesen  Friedensbruch  mit  einer  deutlichen  Brandraarkung 
der  dadurch  herbeigef ührten  Ruhestörung  durch  den  Artikel  von  Frau  Dr .Reichmann- 
Jungmann  in  Nr.  11  der  C.V. -Zeitung  reagiert.  Die  "Jüdische  Rundschau"  hat  diesen 
Artikel,  der’  viel  stärker  durch  die  Tatsache  des  Friedensbruchs  selbst  als  durch 
die  einzelnen  Ausführungen  der  Redner  veranlasst  worden  war,  nun  offenbar  absicht- 
lich missverstanden,  und  ihn  ihrerseits  als  inner jüdische  Kampfansage  hingestellt» 

Für  den  Fall,  dass  eine  derartige  Auffassung  auch  unsern  Freunden  entgogenge- 
halten  werden  sollte,  betonen  v/ir  nochmals  deutlich,  dass  uns  lediglich  die 
seitens  der  Berliner  Zionistischen  Vereinigung  erfolgte  Friedensstörung  aus 
unserer  Zurückhaltung  hervorgerufen  hatjund  dass  wir  lediglich  im  Dienste  der 
innerj  üdi  sehen  Solidarität  das  V/ort  ergriffen  haben»  Wie  man  sich  bei  einer 
nochmaligen  Durchsicht  der  entsprechenden  Vorgänge  mit  Leichtigkeit  überzeugen 
kann,  trifft  der  V'orwurf  des  Friodonsbruchs  einzig  und  allein  die  andere  Seite* 

Anregungen  zur  Ort sgrupponar beit. 


Der  Vorsitzende  einer  Berliner  v/estlichen  Ortsgruppe  übersendet  uns  folgende 
Ausführungen; 

Durch  die  Ortsgruppenrundbriefe  ist  eine  stärkere  Bindung  zv/ischen  der 
Hauptgeschäftsstelle  des  C.V.  und  den  Mitarbeitern  geschaffen  v/o r den  • Wenn 
diese  Bindung  oft  nicht  fest  genug  ist,  so  liegt  dies  nicht  zuletzt  daran, 
dass  ein  grosser  Teil  der  Arbeit  in  den  Büros  der  Zentrale  und  der  Landes- 
verbände durch  geschulte  Kräfte  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  geleistet 
v/ird»  0m  diese  Tätigkeit  auch  den  freien  Mitarbeitern  sinnfällig  vor  Augen 
zu  führon,  schlage  ich  vor,  dass  in  den  Orten,  in  denen  der  C.V.  Geschäfts- 
stellen unterhält,  die  Vorstandsmitglieder  und  Vortrauonsloute  in  der  Ge- 
schäftsstelle zusararaenkommon  und  dort  durch  Vortrag  von  Akten  einen  erweiter- 
ten Tätigkeitsbericht  erhalten-  Hierdurch  könnte  auch  erreicht  v/ordon,  dass 
einzelne  Teilnehmer  der  Zusammenkünfte  dazu  angeregt  v/erden,  ihre  Sach-  und 
Personenkenntnisse  in  dem  zur  Erörterung  stehenden  Fall  nutzbar  zu  machen» 

Die  Ausgestaltung  der  eigentlichen  Ortsgruppenarbeit  hängt  vor  allem  von 
der  Wohngegend  und  sozialen  Schichtung  der  einzelnen  Ortsgruppe  ab.  Bei  uns 
im  V/esten  z.B.  sind  viele  Menschen  durch  Lehrhaus,  Kulturbund,  Sportklub  etc- 
so  ausgefüllt,  -dass  sie  nicht  h’ufig  Versammlungen  besuchen. ( Erfreulicher- 
v/eise  trifft  diese  Charakterisierung  nicht  mehr  in  vollem  Umfange  zu.  Die 
in  der  letzten  Zeit  im  Westen  veranstalteten  Versammlungen  v/aren  vielmehr 
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gut  besucht.  Doch  niusste  relativ  betrachtet,  d.h. 

zahlreichen  jüdischen  Einwohnerschaft,  die  Besucherzahl  in  g 

sein») 

Andererseits  können  aber  gerade  in  unsorn  Bezirk  die  Juden  sehr 
«zwunLnen  privaten  Besuchen  zusammen.  Hierbei  entspinnen  sich  oft  frucht 
bare  Diskussionen,  die  für  die  Vertiefung  unserer 

die  Verbreitung  unserer  praktischen  Leistungen  wertvoll  sein  kennen 

die  der  "Morgen"  wertvolle  Anregungen  oieten  konnte» 

In  diesen,  Zusammenhang  möchte  ich  vorschlagen,  den  "Morgen"  unter  unsern 
Freunden  stärker  als  bisher  kursieren  zu  lassen» 

Für  die  grundsätzliche  Einstellung  erscheint  mir  folgender  Gesichtspunkt 
erheblich: 

Wir  müssen  uns  davor  hüten,  dass  die  bisherige  ®erufSschlchtung 

ration  nur  aus  Handwerkern  und  - wonn  dies  überhaupt  für  Deutschland  in  trage 

...  Vvna+oVif  wird  sich  erst  bei  deren  Kindern  ausv/irkon»  Ich 
kommt  - Landwirten  besteht,  v/ira  si  , ^ , VorrJ-Viv+fin  Tradition  der 

bin  davon  Uborzeugt,  dass  bol  der  durch  Jahrtausende  bewahrten  Iradltion  d 

Juden  dann  wieder  eine  Umschichtung  eintritt. 

Eine  wichtige  Funktion  unserer  engeren  Freunde  liegt  im  Augenblick  n.E.  darin, 
d“r  allgemeinen  Panikstimmung  zu  begegnen.  Das  Bedürfnis  nach  Informationen 
irt  SiSrretH  unter  der  Lutschen  Judenheit  verständlicherweise  stark. 

In  diesem  Zusammenhang  möchte  ich  darauf  hinwalsen,  dass  die  C.V.-Zeitung 

dem  Einzelnen  als  Informationsblatt  heuto  “fof '>®’'^“L®”°jLscrLr!h- 
zwoimaliges  wöchentliches  Erschoinon  wäre,  falls  os  sich  technisch  du 

führen  liosse,  sehr  zu  bcgrlisscn» 

- 0-0“ o-o-o-o- 

.•rar-  n • - qj-.-.-o-'i  üst  di«  Absicht,  in  seiner 

Dor  Philo  Verlag,  Berlin  v/  15,  Pariser  SoxasoO  4.,  hat  ’ Arbeiten 

neueeschaffenen  Philo-Bücherei  - jedes  Bändchen  kostet  Ru  1.10  die  ^rDeite 

zeitgenössischer  jüdischer  Schriftsteller  dem  Publikum  zugänglich  zu  machen. 

Es  ist  peplant,  hauptsächlich  die  Belletristik  zu  pflegen»  Die  ersten  drei 
Bändchen  sind  in  geschmackvoller  Ausgestaltung  soeben  erschienen,  und  zwa 


Hermann  Sinsheimer: 
Leo  Hirsch» 
wlax  Samtor» 


Rabbi,  Golem  und  Kaiser, 

Gespräch  im  Nebel  (Leibniz  besucht  Spinoza) 
Der  Gast  (Eine  Erzählung)» 


Im  Vielehen  Verlag  erschoint  nach  Erfüllung  dor  gesotzton  SJbskriptlonszahl 
änf  LditMlaLzMLg  dor  durch  ihre  «tarboit  an  der  C.V.-Zoltung  bekannten 


Hilde  Marx: 


Drciklang- 


Subskr iptionsprois  boträgt  RM  ca»  1»50 


Vorkauf sprois 


RM  ca»  1»80 


Subskriptionen  sind  an  den  Verlag  zu  senden» 
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ORTSGRUPPENRUNDBRIEFE  DES  CtV. 

Herausgegeben 

von  der  Hauptgeschäftsstelle 

des  Centralvereins  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  E.V. 
Berlin  1/  15,  Emser  Strasse  42 


No.  3 


25«  Marz  1935 


Die  Reichsvertretung  der  deut3cJh^en_Juj^jL^.-^AAQJJP-i^A^^A^iL^^^ 

Die  Reichsvertretung  der  deutschen  Juden  hat  dem  Herrn  Reichsv/ehr- 
rainister  die  nachstehende  Eingabe  zugehen  lassen.  An  ihrer  Abfassung  war  die 


.tung  des  Cen tralvereins  beteiligt 


25»  März  1935 


Die  deutsche  Reichsregiorung  hat  am  16.  März  1935  das  Gesotz 
für  den  Aufbau  der  Yifchrmacht  erlassen. 

"Der  Dienst  in  der  Wehrmacht  erfolgt  auf  Grundlage  der  allgemeinen 
'Wehrpflicht."  Die  'Wehrpflicht  bedeutet  das  Rocht,  deutscher  Soldat  zu 
sein.  Diese  Pflicht  und  dieses  Recht  nehmen  auch  die  deutschen  Juden 
in  Anspruch.  Im  Hinblick  auf  die  Ariergesetzgebung  ist  es  für  die 
Reichsvertretung  der  deutschen  Juden  ein  Gebot,  Ihnen,  Herr  Reichswehr- 
minister, der  Sie  mit  der  Ausarbeitung  der  ergänzenden  Gesetze  beauf- 
tragt sind,  dies  besonders  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Zwölftausend  deutsche  Juden  haben  im  'Weltkrieg  für  Deutschland 
ihr  Leben  hingegeben.  Im  Gedenken  an  diese  Toten,  als  Sachwalter  der 
Lebenden,  für  uns  und  unsere  Kinder  erklären  wir. 

Wir  deutschen  Juden  crv;artcn,  dass  uns  die  gleichberechtigte 
Teilnahme  am  Y/ehrdionst  nicht  verweigert  v/ird» 

Die  Roichsvertretung  der  deutschen  Juden 

goz.Bacck 

An  seine  Exccllcnz  den  Herrn 

Rcichsv/chrministcr  Generaloberst  von  Blomberg 
Berlin  W 35,  Bondlcrstr.  13-14 

'Wir  verpflichten  joden  Empfänger,  die  Tatsache  und  den  Y/ortlaut  dieser 
Eingabe  nicht  in  die  Oef fentlichkeit , insbesondere  nicht  in  die  Presse  zu 
bringen.  Selbst versfändlich  sollen  die  Vereinsgremien  informiert  werden. 


Diese  Rundbriefe  erscheinen  in  einer  Auflage  von  300  Exemplaren  für  den  Mit- 
arbeiterkreis. Sie  enthalten  lediglich  Vereinsmitteilungen , dienen  nur  zur 
persönlichen  inferraatien  der  Vorstandsmitglieder  und  Vertrauensleute  des  C. 
Veröffentlichung,  auch  auszugsweise,  ist  untersagt. 


ORTSGhUFFENRUNDBRIEFE  DES  C.V. 

Herausge  geben 

von  der  Hauptgeschäftsstelle 

des  Centralvereins  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  E.V. 
Berlin  W 15,  Emsr-r  Strasse  42 


1^0.  2 ö*  1935 


Der  C.V.  als  Gemeinschaft . 


Die  gerne  in  schaf  t sbildende  Kraf  t einer  Idee  bev/oist  sich  erst  dann, 
wenn  sie  sich  im  Loben  der  vielen  Einzelnen  verwurzelt.  Es  kann  im  Führorkreis 
des  C.V.  in  ruhiger  und  vornusschauender  Selbsterkenntnis  ausgesprochen  werden, 
dass  es  in  vergangenen  Jahren  hieran  oft  gefehlt  hat.  So  stark  es  gelang,  diti 
deutschen  Juden  der  C.V. -Idee  zuzuführen,  so  sehr  es  möglich  v/ar,  ihre  Zu- 
stimmung und  ihr  Vertrauen  für  das  V/ork  der  juristisch-v/irtschaf tlichen  Betreuung 
zu  erlangen  — über  die  Lektüre  der  C.V. —Zeitung  und  über  die  pünktliche  Zahlunj^i 
des  ilitgliedsbeitrages  konnte  sich  ihre  innere  Beteiligung  nur  in  seltenen 
Fällen  C7rheben. 

Heute  zeigen  sich  stärker  als  irgendv/ann  die  Gefahren,  die  in  diesem 
System,  - das  in  anderen  Zeiten  zu  Recht  bestand  - lagen.  Der  sichere  oder 
doch  scheinbar  sichere  Hintergrund,  vor  dem  das  Leben  deutscher  Juden  sich  voll- 
zog, ist  nicht  mehr  vorhanden.  'Venn  heute  mitunter  eine  Haltungslosigkeit  und 
mangelnde  Selbstsicherheit  jüdischer  ï'enschen  festzustellen  ist,  so  deshalb, 
weil  ihnen  die  tfdglichkeit , sich  an  einer  sie  bejahenden  und  sic  einordnenden 
Umgebung  zu  orientieren  und  auszurichton, abhanden  gekommen  ist. 

Es  ist  bish'^’r  üblich  gewesen,  Mitglieder  einer  C.V. -Ortsgruppe  einige 
Male  v/.'lhrend  der  V/intersaison  zu  grösseren  Kundgebungf’n  und  Veranstaltungen 
zusammen  Zuruf  en . Da  vmrde  dann  eine  umfassende  Uebcrschau  über  das  Werk  des 
C.V.  und  seine  tragende  Ideologie  gegeben?  das  gab  Anregungen,  aber  es  zcrflattor 
te  in  seiner  Wirkung,  es  blieb  ein  Eindruck  unter  vielen.  Es  kam  nicht  zu  einer 
zentralen  und  elementaren  Erfassung  der  Menschen,  eben  weil  diese  Erfassung 
nicht,  oder  wenigstens  nicht  sofort  durch  das  grosse  Bekenntnis,  durch  den  ein- 
maligen, v/enngleich  überv/ältigendon  Eindruck  geschehen  kann*  V/er  Menschen  ge- 
v/innen  und  halten  will,  muss  vielmehr  damit  beginnen,  sie  mit  kleinen  Mitteln 
zu  interessieren,  ihre  Wünsche  und  Neigungen  aufzuspüren  und  in  seine  Berech- 
nung einzustellen. 

In  Berlin  sind  seit  einigen  Monaten  Äussenboamte  der  Geschäftsstelle 
tätig,  die  die  einzelnen  Mitglieder  aufsuchen,  um  ihre  pt^rsönlichen  Sorgen  be- 
fragon,  ihnen  Rat  und  Auskunft  geben  und  so  von  der  eigenen  Person  hör  ihren 
verstärkten  Einsatz  für  die  grosse  Sache  gev/innen.  Das  ist  ein  Weg  von  vielen» 


Diese  Rundbriefe  erscheinen  in  einer  Auflage  von  3C0  Exemplaren  für  den  Mit- 
arboitc rkre  is . Sie  enthalten  lediglich  Voreinsmitteilurigen , dienen  nur  zur 
persönlichen  Information  der  Vorstandsmitglieder  und  Vertrauensleute  des  C.V. 
Veröffentlichung,  auch  auszugsweise,  ist  untersagt. 
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Nicht  nur  das  Bedürfnis  nach  Rat  und  Hilfe  ist  heute  stark,  sondern  auch  der 
Wunsch,  in  einem  Kreis  gleichgesinnter  und  gleichgestimmter  Menschen  Entspannung 
und  Anregung  zu  finden.  ¥o  man  in  C.V. -Ortsgruppen  versucht  hat,  Vorträge  über 
allgemein  interessierende  Sachgebiete  halten  zu  lassen  und  die  Mitglieder  in 
dem  kleinen  Kreis  beispielsweise  einer  Hau sveran stal tun g an  der  Aussprache  teil- 
nehraen  zu  lassen,  da  haben  sich  gute  und  nachhaltige  Erfolge  gezeigt.  Vereinzelt 
ist  cs  auch  gelungen,  auf  dem  Umv;eg  über  Vorträge  künstlerischen,  wissenschaft- 
lichen oder  unterhaltenden  Inhalts  einen  grösseren  Mitglioderkreis  zur  zahlen- 
niässig  und  innerlich  starken  Beteiligung  an  grossen  C .V. -Kundgebungen  heranzu- 
ziohen«  Itn  allgemeinen  empfiehlt  es  sich  jedoch,  v/enigstons  in  grösseren  Städten, 
in  denen  Kulturbünde  und  Lehrhäuser  tätig  sind,  von  Darbietungen,  die  etwa  eine 
Konkurrenz  zu  diesen  Institutionen  darstellen,  Abstand  zu  nehmen.  Aber  auch  hier 
w^ird  es  möglich  sein,  in  einer  Reihe  von  Haus  Veranstaltungen  Aussprache-Abende 
abzuhalten,  die  von  allgemein  bev/egenden  Dingen,  z .B . pädagogischen  oder  sozia- 
len Kragen,  allmählich  zur  C.V. -Arbeit  Vordringen.  Ausgangspunkt  können  hier 
die  Sitzungen  dos  um  erst  v/enige,  dann  immer  mehr  und  immer  andere  Vertrauens- 
leute erweiterten  Ortsgrupponvorstandes  sein»  dabei  wird  der  Gesichtspunkt 
sehr  stark  ins  Gewicht  fallen,  dass  die  innere  Bev/egthoit  und  Intensität  der 
Arbeit  in  dem  gleichen  Masse  v/uchst,  in  dem  der  Einzelne  glaubt,  in  vermeint- 
liche Intimitäten  der  Vereinstätigkeit  eingeführt  zu  v/erden.  Ueb«rhaupt  muss  es 
Arbeitsziel,  wenn  auch  vielleicht  unerreichbares  Ideal  der  gesamten  Ortsgruppen- 
tätigkeit sein,  jedes  einzelne  Mitglied  zu  erfassen  und  in  die  Arbeit  zu  ziehen* 
Die  in  Berlin  jetzt  begonnene  Teilung  in  Untergruppen,  nach  der  in  den  Orts- 
gruppen C.V. -Obleute  für  einzelne  räumlich  engo  V/ohnbezirko  geschaffen  veerden, 
ist  ein  gutes  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles- 

Doch  ist  es  wünschenswert  und  ratsam,  neben  der  zu  erstrebenden  Ver- 
stärkung der  Anteilnahme  an  den  sachlichen  und  ideellen  Fragen  unserer  Arbeit 
auch  das  gesellschaftliche  Leben  innerhalb  einer  Ortsgruppe  zu  fördern«  Gerade 
unter  den  Menschen,  die  uns  nahestehen  und  die  ein  ausgeprägtes  Gefühl  für 
Takt  und  V/ürde  haben,  besteht  ein  Bedürfnis  nach  Geselligkeit  in  ansprechenden 
Formen  und  angemessenem  Rahmen.  Auf  diesem  Gebiet  liegt  zweifellos  eine  soziale 
Aufgabe  und  eine  Y/irkungsmöglichke it  allerersten  Ranges.  Aus  den  Kreisen  unserer 
Freunde  hört  man  oft  bev/egliche  Klagen  über  den  ?,fengel  an  Form  und  Einfühlungs- 
vermögen, der  vereinzelt  oder  häufiger  an  Juden  zu  beobachten  ist.  Und  die  Forde- 
rung v;ird  laut,  hier  in  gfeignet^-'r  Weise  Einhalt  zu  gebieten.  Der  Y/eg  über  die 
C.V. -Zeitung  ist  aber  versperrt«  Gelegentlich  ist  zv/ar  auch  von  hier  aus  ver- 
sucht worden,  zu  Uebelständen  und  ge’wissen  krisenhaften  Erscheinungen,  wie 
sie  sich  in  dem  äusseren  Auftreten  mancher  Juden  zeigen,  ein  kritisches  V/ort 
zu  sagen;  aber  es  ist  begreiflich,  dass  diese  Methode  leicht  zu  Missverständ- 
nissen und  falschen  Verallgeneinerun'gen  bei  der  Umwelt  führen  kann.  V/esent- 
licher  als  negative  Kritik  ist  daher  hier  der  positive  Besserungsvcrschlag« 

YVenn  man  im  C.V. -Kreis  die  Möglichkeit  schafft,  dass  Menschen  in  zurückhalten- 
der Form  und  in  aufgeschlossener,  gelöster  Stimmung  Zusammenkommen,  um  fröhlich 
zu  sein,  so  ist  ein  grosser  Teil  der  zu  bemängelnden  Erscheinungen  von  seiner 
Ursache  her  behoben.  Die  Forderung  nach  der  "neuen  Geselligkeit",  die  zur  Formung 
eines  neuen  Typs  des  deutschen  Juden  gehört,  darf  nicht  nur  ein  Wort  bleiben« 

Y/o  man  es  nicht  bei  der  blossen  Erwägung  gelassen  hat,  sondern  zur  Verwirklichung 
dieser  Vorstellungen,  die  C.V«-Aufgabe  sind,  geschritten  ist,  hat  sich  neben 
einer  menschlich  erfreulichen  Atmosphäre  auch  eine  starke  Y/erbewirkung  für  den 
C.V«  ergeben.  Hier  spürten  die  Menschen,  dass  von  der  C.V. -Idee  eine  beträcht- 
liche, in  ihr  Alltagsdo sein  ausstrahlende  Kraft  ausging.  Das  zog  sie  in  die 
Verpflichtung  und  machte  sie  geneigt,  Opfer  zu  bringen  und  sich  als  Gemeinschaft 
zu  fühlen.  V/o  solche  Aufgeschlossenheit  herrscht  und  erweckt  v/ird,  da  erst 
wird  die  C.V. -Ortsgruppe  zu  einem  lebendigen,  fruchtbaren  Organismus* 


K«J  .K. 
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MITTEILUNGEN 


1 • Flaggenve  rbote  « 

In  einzelnen  Bezirken  des  Reiches  ist  von  den  zuständigen  Polizeibe- 
hörden den  jüdischen  Einv/ohnern  untersagt  worden,  am  1.  März  schwarz-weiss- 
rote Fahnen  aufzuziehen«  Die  Ortspolizei  berief  sich  dabei  auf  Anordnungen 
höherer  Stellen«  Eine  Rückfrage  bei  der  zuständigen  Roichszantralstalle  ergab 
zunächst,  dass  ein  allgemeines  Verbot  von  dieser  nicht  erlassen  sei«  Die 
zahlreichen  Mitteilungen  über  örtliche  Flaggonverbote  Hessen  abor  erkennen, 
dass  es  sich  andererseits  auch  nicht  um  eine  Massnahme  handelte,  die  nur 
auf  einzelne  Orte  beschränkt  v/ar«  Das  Verbot  vAirde  in  verschiedenen  Orten 
am  28«  Februar  wieder  aufgehoben,  ist  dann  aber  am  1«  März  v/iederum  mit  der 
Begründung,  dass  eine  höhere  Stolle  angev/iesen  habe,  erneuert  worden,  sodass 
es  in  verschiedenen  Orten  z.Zt«  wieder  besteht«  Die  Interventionen  bei  den 
Berliner  Zentralbehörden  laufen  noch,  ihr  Ausgang  wird  abzuv/arten  sein« 

iVir  bitten,  in  all  den  Fällen,  in  denen  die  Angelegenheit  aus  irgend 
einem  örtlichen  oder  allgemeinen  Anlass  akut  wird,  uns  über  den  jeweiligen 
Stand  anzufragen« 

2«  Versammlung  Stätigkeit « 

Seit  ungefähr  14  Tagen  geht  die  Abv;icklung  unserer  Versammlungstätigkeit 
in  den  einzelnen  Landesteilen  nicht  in  der  üblichen  reibungslosen  Art  und 
Weise  vor  sich.  Teilweise  erfolgen  Verbote  der  Versammlungen,  "weil  zu  be- 
fürchten ist,  dass  in  ihnen  für  das  Verbleiben  der  Juden  in  Deutschland  Propa- 
ganda gemacht  Vi^ird",  teils  v/erden  bei  Beginn  der  Veranstaltung  an  die  Vor- 
sitzenden oder  Redner  Anordnungen  unterbreitet,  etv/a  des  V/ortlauts,  "es  darf 
nicht  geduldet  'werden,  dass  im  Rahmen  der  Veranstaltungen  in  irgend  einer 
Form  für  das  Verbleiben  der  Juden  in  Deutschland  geworben  v/ird«"  Teilweise 
ist  ganz  generell  den  Ortsgruppenvorsit zenden  für  vorkommende  Fälle  von  dieser 
Anordnung  Kenntnis  gegeben  worden«  Rückfragen  haben  ergeben,  dass  diesen  An- 
ordnungen ein  allgemeiner  Erlass  des  Geheimen  Staatspolizeiamtss  vom  10«2.1935 
-II  1 B 2 60934/K  191/35  - zugrundeliegt,  der  sich  an  alle  jüdischen  Orga- 
nisationen richtet«  Auswirkungen  dieses  Erlasses  sind  bisher  in  Preussen  , 
Mecklenburg  und  Sachsen  zu  beobachten  gewesen« 

Im  Hinblick  auf  dieso  Erscheinungen  ist  folgendes  zu  berücksichtigen» 

1«  Wenn  eine  Versammlung  nur  unter  Hinweis  auf  don  Erlass  verboten  wird,  ist 
mit  der  zuständigen  Staatspolizeistelle  Verbindung  aufzunehmen,  damit  etwa 
durch  Verlegen  des  Monuskriptos  u.ä«  dio  Versammlung  na.chträglich  oder 
auf  erneuten  Antrag  genehmigt  v/ird« 

2«  Soweit  keine  lokalen  Anordnungen  bestehen,  ist  in  der  Vorsammlungsarbeit 
fortzufahren.  Denn  es  ist  keine  generelle  Anv/eisung  erteilt  worden,  die  wir 
unseren  Landesverbänden  und  Ortsgruppen  verbindlich  hätten  weitergeben 
müssen« 

3«  V/ir  empfehlen,  die  Versammlungstätigkeit  auch  schon  im  Hinblick  auf  die  ohne- 
hin  vorgerückte  Jahreszeit  tunlichst  einzuschränken« 

«/ir  werden  uns  bemühen,  eine  authentische  Interpretat icn  des  uns  bisher 
im  iJortlaut  nicht  bekanntes  Erlasses  zu  erhalten,  um  unsere  Redner  bei  der 
Gestaltung  des  ideologischen  Teiles  ihrer  Ausführungen  beraten  zu  können« 
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3.  Jugendarbeit . 


Der  in  der  letzten  Nurcr.er  angekündigte  Aufsatz  über  den  'Bund  Eeutsch- 
Jüdischer  Jugend”  erscheint  aus  Raumgründen  erst  in  der  nächsten  Nummer  der 
Rundbriefe-  Auf  felgende  im  Zusammenhang  mit  der  Jugendarbeit  bestehenden 
Notwendigkeiten  sei  jedoch  bareits  heute  hingewiesen- 

1.  Es  hat  sich  in  letzter  Zeit  herausgestellt,  dass  die  Zusammenarbeit 

zwischen  dem  C.V.  und  dem  Bund  Deutsch- Jüdischer  Jugend  noch  nicht  so  eng 
gestaltet  ist,  wie  das  möglich  und  wünschenswert  wäre-  Aus  diesem  Grunde 
v/ird  dringend  darum  gebeten,  in  den  Landesverbänden  und  Ortsgruppen  au 
die  Durchführung  folgender  Massnahmen  zu  achten: 

a)  Bestellung  von  Jugendcbleuten  - Hierunter  sind  - nicht  dem  Bund  anc- 
hor ige  - Vorstandsmitglieder  zu  verstehen,  die  die  Verbindung  zu  der 
am  Orte  befindliche  Ortsgruppe  des  Bundes  herstellen-  Jir  hatten  auf 
die  Bestellung  dieser  Obleute  bereits  wiederholt  hingewiesen.  Soweit 
die  Stellen  noch  nicht  oder  nicht  mehr  besetzt  sind,  bitten  wir  tun- 
lichst bald  für  Abänderung  dieses  Zustandes  Sorge  zu  tragen- 

b)  Knoptatien  Jugendlicher  in  die  Vorstände.-,  v^ir  hatten  bereits  wieder- 
holt darauf  hingev/iesen , dass  den  Vorständen  der  Landesverbände  und 
Ortsgruppen  Mitglieder  des  Bundes  als  Jugendvartreter  angehören  sollen- 
Soweit  dies  an  einzelnen  otellen  nicht  der  Fall  ist,  bitten  wir,  für  die 
Besetzung  der  Vakanzen  Sorge  zu  tragen - 

2 - C «V.-Y/anderb'ic  he  reien  - 

Der  C.V.  wird  in  seinen  Landesverbänden  C -V .-Vanderbüchereien  schaffen, 
die  dem  Bund  Deutsch-Jüdischer  Jugend  zur  Verfügung  gestellt  werden  - Es  sind 
zunächst  18  Y/anderbüchereien  vorgesehen,  die  im  Eigentum  des  Centralvereins 
bleiben  und  jev/eils  70  Bände  umfassen  - VYir  bitten,  diese  Mitteilung  als 
vcrt-aulich  zu  b-handeln,  da  sie  erst  in  wen  igon  Wochen  in  der  Presse  ver- 
öffentlicht werden  wird- 

. Aerztefragen ♦ 

a ) Mp.dizinischer  Nachv/uchs- 

Nach  einer  Verordnung  des  Reichs-  und  Freussischen  Innenministers  vom 
5-  Februar  1935  ist  in  Zukunft  die  Zulassung  zu  den  medizinischen  Prufunpn 
und  die  Erteilung  der  Approbation  vom  Nachweis  der  arischen  Abstammung  a 
hängig  zu  machen-  Ausnahmen  hiervon  können  nur  aus  besonderen  Gründen  ge- 
stattet werden-  Wir  hatten  Gelegenheit,  mit  dem  zuständigen  Referenten 
dos  Rpichsinnen^iinistoriums  über  die  praktische  Auswirkung  dieser  Ver- 
ordnung für  die  jüdischen  Medizinstudenten  Rücksprache  zu  nehmen-  Es  ist 
anzunohmen,  dass  jedenfalls  die  höheren  Semester  zu  den  Prüfungen  noch 
zugelassen  werden-  In  Einzelfällen  bitten  wir,  sich  mit  unserer  Hauptge- 
schäftsstelle in  Verbindung  zu  setzen. 

b)  Jüdische  Aerzte  in  Palästina^-_ 

In  der  Pressekonferenz,  die  die  Zionistische  Vereinigung  für  Deutschland 
anlässlich  der  Anwesenheit  des  zurzeit  in  Tel-Aviv  lebenden  Arztes, 

Dr.  Kanowitz,  des  früheren  Generalsekretärs  der  ZVFD,  abhielt,  berührte 
Dr-  Kanowitz  auch  die  Frage  der  Einwanderung  jüdischer  Aerzte  aus  Deutsch- 
land- Er  führte  in  diesem  Zusammenhang  etvm  folgendes  aus; 
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Es  sind  in  den  letzten  zv^ei  Jahren  insgesamt  600  Aerzte  in  Palästina 
eingewandert.  Davon  stammen  etwa  80^  aus  Deutschland»  Damit  hat  sich  die 
Zahl  der  vor  zwei  Jahren  in  Palästina  lebenden  Aerzte,  die  man  mit  etwa 
500  zu  beziffern  hat,  um  über  100^  erhöht.  Trotzdem  kann  man  von  etwa 
40^  der  neu  zugewanderten  Aerzte  sagen,  dass  sie  bereits  ein  Existenz- 
niiniraum  gefunden  haben.  Für  die  ca.  60  restlichen  Prozent  ist  die 
Existenzfrage  noch  nicht  gelöst*  Es  sei  bedauerlich,  dass  unter  diesen 
restlichen  60^^  die  Neigung  zur  Umschichtung  ausserordentlich  gering  sei, 
das  sei  aber  wiederum  verständlich,  v/eil  es  gerade  Angehörigen  des  ärzt- 
lichen Berufes,  die  bei  einer  verhältnismässig  grossen  Anzahl  ihrer 
Kollegen  fest  stellen  können,  dass  sie  sich  beruflich  durchgesetzt  haben, 
besonders  schvi/er  fällt,  die  Hoffnung  auf  eine  schliesslich  doch  zu 
erzielende  wirtschaftliche  Existenzgründung  in  ihrem  eigenen  Beruf  auf- 
zugeben» Immerhin  deute  schon  die  Tatsache  der  noch  nicht  zur  Lösung 
ihrer  Existenzfrage  Gelangten  darauf  hin,  dass  Palästina  zur  Zeit  für  einen 
neuen  Zuzug  von  Aerzten  nicht  aufnahmefähig  sei»  V/enn  also  eine  etwaige 
Verschärfung  der  hiesigen  Arierbestimmungen  oder  eine  Einwandercrwolle 
aus  Oesterreich  oder  Polen  ointrete,  so  v/ürdo  das  eine  Katastrophe  be- 
deuten» Dass  es  überhaupt  einer  verhältnismässig  sehr  grossen  Anzahl 
deutscher  Aerzte  gelungen  sei,  sich  in  Palästina  in  ihrem  Beruf  einiger- 
raassen  über  Wasser  zu  halten,  sei  dem  guten  Ruf  der  in  Deutschland  aus- 
gebildeten Aerzte  zu  verdanken»  Aber  auch  diese  Berufsausbildung  habe, 
wie  ausgeführt,  nicht  ausgereicht,  allen  aus  Deutschland  kommenden 
Aerzten,  ja  auch  nur  der  Hälfte,  ein  auskömmliches  Einkommen  zu  sichern» 

5»  Dose:  "Sind  500  000  Juden  ein  deutsches  Problem?** 

In  Nr»  8 der  "C »V.- Zeitung"  haben  wir  in  der  Notiz  "Nach  Frankfurt  a»M." 
auf  diese  Neuerscheinung  hingev/iesen , die  in  ihrer  Tendenz  betont  judon- 
feindlich  ist,  obv/ohl  vor  Erscheinen  durch  Vorlegen  eines  später  nicht 
veröffentlichten  Manuskripts  bei  der  Sammlung  von  Subskriptionen  der 
Eindruck  erweckt  v/orden  war,  dass  es  sich  um  ein  für  die  deutschen  Juden 
v/ichtiges  objektivfs  Aufklärungsbuch  handle* 

Der  Verlag  des  Buches,  Franz  Paling,  Köln-Kalk,  hat  nun  an  v/irkliche  und 
angebliche  Besteller  anderer  Bücher,  deren  Empfang  verv/eigert  wurde.  Schreiben 
gesandt,  die  einen  verhüllt  erpresserischen  Inhalt  haben,  um  die  Empfänger 
doch  noch  zur  Abnahme  und  Bezahlung  zu  veranlassen.  Deshalb  sind  nach  uns 
gev/ordenen  Mitteilungen  strafrechtliche  und  ehrengerichtliche  Schritte  ein- 
geleitet worden. 

Dazu  erfahren  wir  weiter,  dass  Dose  eine  Zeitlang  im  Aufträge  des  Deutschen 
Fichtebundes  e.V»  (Reichsbund  für  den  Kampf  gegen  Versailles),  Hamburg, 
Bestellungen  auf  Bücher  oder  Broschüren  des  genannten  Verlages  gesammelt 
hat.  Freunde  des  Fichtebundes  haben  nunmehr  vom  Verlag  Paling,  Köln-Kalk, 
die  Aufforderung  erhalten,  einen  Posten  bestellter  Bücher  abzunehmen»  Dabei 
hat  sich  herausgestellt,  dass  Bestellungen  nicht  vcrliegen»  Der  Fichte- 
bund bittet  seine  Freunde,  die  vorhandenen  ünterlagon  an  die  Kriminalpolizei 
zu  senden» 

Wir  machen  von  diesem  Vorgang  zur  allgemeinen  Unterrichtung  Mitte ilung» 
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der  Deutschqn,^b,eU.sfr ont . 


Angriff  veröffentlicht  in  Nr»  49  vom  ?7  p lo'ac;  p ^ 
des  Hauptamtsleiters  der  Arbeitsfront i * felgende  Bekanntmachung 

Keine  v/ild&n  Kragebogsn 
Organisationsamt  der  DAT  genehmigt 

Bas  Hauptorganisationsamt  Abteilung  II  H.a  ir  r^nc.  d • v. 
Organisationsleiters  der  N »S »D.A^Ïf  .ibt  ^ des  Rexchs- 
lässig  folgend,  Anordnung  beta  J.  " 

■Auf  Anordnung  dos  Roichsorganlsationslolters  sind 

eJeii  / R ° s <=  ".  »dluhe  von  den  Di.nst- 
stellen  der  Deutschen  Arbeitsfront  und  deren 

weui::rTe%”  b°rro°„f^“'’‘=‘ 

Auspnomisen  von  diesem  Verbot  sind  nur  die  vom  Organi- 

nerFallf  b “'’f  Arbeitsfront  ln  jedem  einzel- 

nen  ^alle  ^ehmigten  Fragebogen»' 

ge  z » Claus  Selzner 

Hauptaratsleiter »" 


.Vergebung  öffentlicher  Auf trh- tro_.  ' 

i'hbrtarrit  taers'u  “ng!1a?re  hjnf  ""h®  Aufträge  durch 

ln  der  latsten  Zeit  über^ngentorLn  ^“Ammen  gearbeitet  hatte, 

Stützung  an  das  Reichevir?r?roT  • unserer  Unter- 
auf  den  starken  Export 'ihres  S “"d  '»ies  hierbei  besonders 

genden  Bescheid.  Unternehmens  hin.  Sie  erhielt  daraufhin  fol- 


Der  Reichswirtschaftsminister 
und  Rreussische  Minister  für 
V/irtschaft  und  Arbeit 

R A St. 509/35 


Berlin,  den  8»  Februar  1935 


kanntgegeben^rRÏchtUnïen  Ier 

auf  meinen  Erlass  v?m  1«  B 

bevorzugte  Berücksichtigung  von  Firm»n,  die  Z 

treiben,  bei  Vergebung  «ffentllcher  lufträgeT  ® 


gez  . Unterschrift 


c 

c 
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Die  Firma  wandte  sich  mit  diesem  Schreiben  an  den  zuständigen  Gauv/irt- 
schaf t sberater  und  erhielt  hierauf  folgende  Antv/crti 

Gauleitung  den  20»Februar  1935 

Der  Gauwirtschaftsberater 

In  Beantwortung  Ihres  Schreibens  vom  14*dsj  bitte  ich  Sie,  sich  doch 
direkt  unter  Vorlage  des  Schreibens  de s Reichswirtschaf tsministeriuras 
mit  den  betreffenden  Stellen  zwecks  Berücksichtigung  in  Verbindung  zu 
setzen 

gez-  Unterschrift 


8 . Essener  Handelsvertreter. 

In  Essen  erhielten  die  jüdischen  Handelsvertreter  die  nach  der  Gewerbe- 
ordnung notwendigen  Legitimationskartsn  von  der  Stadtverwaltung  nicht  aus- 
gestellt. Sie  v/urden  sämtlich  als  unzuverlässig  betrachtet,  ohne  dass 
Tatsachen,  die  ihre  Unzuverlässigkeit  im  einzelnen  begründet  hätten,  an- 
gegeben v/urden  • Die  Unzuverlässigkeit  wurde  anscheinend  in  der  nichtarischen 
Abstammung  gesehen  ■« 

Das  Syndikat  Essen  des  C.V-  v/urde  wiederholt  beim  Regierungspräsidenten 
in  Düsseldorf  vorstellig,  der  die  Angelegenheit  v/egen  ihrer  grundsätzlichen 
Bedeutung  an  das  RWM  weiterleitete* 

Wir  verhandelten  mit  dem  Reichsv/irtschaf tsministerium.  Es  vertrat  den  Stand- 
punkt, dass  jüdische  Abstammung  nicht  generell  Unzuverlässigkeit  (im  Sinne 
der  Gewerbeordnung)  begründen  könne.  Es  leitete  diese  Meinung  an  das  Re- 
gierungspräsidium weiter  - Die  Stadtverwaltung  Essen  vertrat  aber  daraufhin 
den  Hechtsstandpunkt,  dass  sie  an  die  Entscheidungen  der  Örtlichen  politi- 
schen Leitung  gebunden  sei  und  stellte  zunächst  Legitiraationskarten  auch 
v/oiterhin  nicht  aus«  Erneute  Vorstellungen  beim  RW-1  führten  dazu,  dass  die 
Essener  jüdischen  Handelsvertreter  die  Legitiraationskarten  erhielten  und. 
nunmehr  sämtlich  ihrer  Tätigkeit  wieder  nachgehen  können» 

® * .^üL  Ausge  staltung  .de.r_  Rundbriefe  . 

V/ir  haben  in  dieser  Nummer  vorv/iegend  für  unsere  Mitarbeiter  wichtige 
Informationen  veröffentlicht.  Einen  umfassenden  Bericht  über  unsere  Arbeits- 
ergebnisse v/ährend  der  letzten  Zeit  werden  wir  in  der  nächsten,  in  etwa 
4 Wochen  erscheinenden  Nummer  bringen«  Die  nächste  Nummer  wird  ferner  grund- 
sätzliche Fragen  unserer  Arbeit  zur  Erörterung  stellen« 

Bereits  in  dem  Einführungsaufsatz  unserer  ersten  Nummer  hatten  v/ir  um 
Anregungen  und  Vorschläge  aus  unserer  Leserschaft  gebeten»  V/ir  wiederholen 
heute  diese  Bitte*  Der  Leitartikel  dieser  Nummer  z.B*  wird,  wie  wir  bestimmt 
annehmen,  einen  geeigneten  Ausgangspunkt  für  eine  Diskussion  innerhalb 
unseres  Mitarbeite rkreisos  bilden  können « 


-o-c-o-o-o-ü-- 


Vorstandsf?itznng  findet  an 


Bssen,  den  l^.Feoruar  19>5 
LreiliiicenGtraGse  24 


An  uneere  ■ 

Lurc'.h  die 

"Ai-.ordnun,"  i;>jer  die  VerteilunK  vcn  Arbeitslrräf ten'' 
.-on  PS.A'arust  193^  sind  beGor-dere  Problene  lur  jeuiscn,  ....  ...iv  ..  ... 


'_-uïf.-etüucn,.  j^uatausoh  von  .irbeltsplHtzon  . 

. T + _,.v-Tr--  + r-ciV'’  nip  r-^it  Personen  nnter  2o  < 

jlprerbÏÏeisr^ni'^sLf  naoh^deï!.‘&^  allgemein  ansoer  Betracht 

l!  vt?helra;et.ê  rrr 

2.  Arbeiter  und  V ^ T ecpt  t i-B''  bsi7ntTap:3n  haben 

ITr.terV.altnne  vor.  cjer  das 

3.  Arbeiter  und  Anre3tel.to,  d*  . _.-^^__^^^  -..esniet  haben. 

Lehrverhadtnio  Arbsitpant  Lat  der.  zur  En«-S3SU0.T  Ivonnonden 

Arbeitern  und  Angestellten  aneere  r^'ei-Äiill ien  \irhoit 3- 

1.,.,^+  V or-m-apT  p in  der  Lare\^/ir  ooCdit^. ..  i , 

*^r*VirHx*  lj0bOij-Uoio  xii  . T >1  . ^ ^ v^ ^ n 4- o Iv  v P *i  vi  i 1 o f"»  i>i 

vjU'  y T B3 1-  4 1 4-*  r'  >>  P T V','  P i 1'  1 i Ci  011  xii  0 O t vx  x i.»  w ..i  -lu  >j~  x 

dienet  oder  jn  der  “rli e , ^ bcr^^ei  Pi ^ . ^, 

der  Kausv.’irtGchaa.t,cii*^rU.ji  2^  Jahren  die  ex-^ipen 

etelluny  von  3 tal'  elhlthtle,:-.  Ei  Jnst  '.ou3  ,der3.-ehr..ra=ht 

be'  orzunt  'ceraeii  Aenxnen,^i._^np^v  . - ^ Juden  vuu-.jrbngii-hen 

auGjesohieden  sind  if-  Preiniiligan,  xlrbeits- 

-erbenden  ai^cehoren,  oaer^oi-.oe.^c  ^ind , ont etefct  i-.r  die 

dienat  ooer  g*  t.r  ijjv  Erare,  tie  pie  naoh  einer 

j1idiaohen_^;.n.enter  unu_j  „uGtauscho  von  ArbsittplEtsen 

fillnete  StrhunJi-rnd'eh  Bekanntlioh  bind  Freiv.illi-r.er  ...xoeito- 

tïxi-^  ii  »j  2 orn  ■^.  01’ c c ]''lo b C: 0x1  • 

dienüt  und  XTrte^^  dieseu  Unstiluden  i^?t  von  grundle.^ender 

Bedeutung  f.  , ^^d:;ie  TTa-nichrne' dar!  nicht  zu  einer  Verminderung 

de-  Ge-'olrnchait  oder  zu  einer  unfreiwilligen 
ArbeitsloGigheit  der  zur  Entlassung  konr".e-naen 

■ . t ^ .-.io"'ïp?^FS''pïLideS'dêr  Reichsanstalt  für_^  Arbeit s- 

Das  ’ |.‘  .^uZitsloGenverGicheiung  v-iederholt  erklärt  ha., 

vermittln.-...,  uiKl  - -,^..n-rx.-ohprie  Avgeitnehmer  erst  da.T.n  ent- 

daso  der  für  aon  g*« V.ttg-  - Be Itgr.t  ihn  eine  beotinrtc  andere 
laesen  teroen  dai-,'.'e.Ji  - o '!‘U  . ,..,.1+  auob  -^ür  j'",.ii-o;rb  „rboltneLner . 

V-rt  -i,.-  nbxr  ovvi'.'h’.iteu  oouot  l,•lO)^il''l.eIl  huoLte..  o ..r  e...e 

Mithin  srn.l  Jbo^oben  .ry-^n..  ..vG-er:  ichen.  her  Kerr  pii^tiaent 

Ilf^^h™?hlfkh;i:i^Gvertitbuny  und  .,rt 

:;:Ler^räüh:dirSlddert:;:-;;b:1--v-Abo  . GiVerneoteEdt  i 3t , 


• ' cr.AX' -rr- 


Intentional  Second  Exposure 


E;3sen,  den  15-i^s’oruar  19'^ 5 
Lreilincenstrasse  24 

An  uneere  CrtsgrupAen  ! 

Lurc’h  die 

..Ar.ordnuniT  I'oer  die  Verteilung 

.on  PS.Aurust  195^^  .md  besondere  Probleoe  iur  jaoi.cne  ....r.n.nner 

oui,etaucht.  Au.t^seh  von^..rbeltogBtzen 

nei  der  PreirndePun^  von  , t..,^  . ^ ellgeaein  ausser  Betracht 

Jahren  beee^-L:t  sinn,  Binu 

zu  lasF.en  u.a.^  plicae  Arbeiter  und  Angestellte 

1.  verheiratete  niwn-lic..e  a ihren  Arbeitsverdienst  zur 

0.  A-rteiter  und  vepcntlioh  beizutragen  haben 

Unterhaltung  von  Fatrali^  - Tehrverhaltnis  stenen  oder  cas 

3.  Arbeiter  und  Anrestelu-tw , _^7  j^vr  beenieb  haben. 

lehrverhUltnis  ®^■=l.h'hhïb^a■^t"^ét  de'n'zur  Entle3sun,T  könnenden 

. .»?ten  -rdere’ot'iene  Arreitsfiatzo  in  Ser  '.ürt- 

1. rbaltern  und  Anoeste^l.en  ^no  i--  - .frelvvillisen  nrholt:;- 

Bohaft,  besonders  tn  der 

dienst  oder  in  oei  Lano  i-t-^  endeisiseits  bei  3cr  Beaein- 

der  Hausv-'i rt schaf t^ai-.ubi et jahrar.  aie.-;ehi,/en 

Btellunt;  vor.  V“®h,Un‘t‘h‘'rhl  ehrenvolle., Eienst  aus  Ser  ïïehrnao.it 
be-orzupt  nereeu  ’ U'  U^L,.  netionalen  iSr  Juder.  •;:.za,cin,,aa/'hen 

ausreschieden  sind  nd®h  b®;:U.hter.-  ein  Jahr  in  Vreiniilipsn  hrbelts- 

'•erbiniden  anpehoren  oaer  uiroe  teu  oind, entsteht  fir  die 

dienst  oder  in  cer  ^-"‘■hrehelltèn  die  hrape,  '.vie  sie  noch  einer 
,iiiai.schen  -vU  nUhihb^'oes  „ustauschs  von  .erbeltsplätsen 

®"''’"--’"hehhthnhf?nfleh  hhanntlioh  sind  Frei'oilll.rer  .roeits- 

dienst  und  Lariohil^e  'J,-.  .„ständen  ist  von  grundlecenaor 

Bedeutung  5 , “'’“lg  t,hèhue'darf  nicht  zu  einer  Verninderung 

,‘t*  '^l'olrschaft  oder  zu  einer  unfreiv.illigon 
Ai-boitölosiiieit  der  zur  Entjassung  koat-snaen 

. /tphhxb’fwisi^^S’ber  Helchsanstalt  für  Arbeit s- 
Das  bedeute^  , ^^lo  h "J A^n  o-euv^r  ohexung  v^iederhclt  erhaart  hao, 
veraittlun.p  und  Ar"i.ito.Ooe.  ÄrOeitnehtrier  erst  dann  ent- 

dass  der  für  aon  Austau.-w-  . -.nj,--  • testiaatc  andere 

la.^sen  nerden  darf  .uero.  eas  auch  für  lO'dlscne  „rbeitnehcr.er . 

/vr'^eitsstela.e  angO'H.ton  .•'-n-'t  [aor'“' i'^'nen  haohteiJe  ivr  e^ne 

Mithin  sind  die  oben  -Achen.  Der  herr  Piroiüent 

spätere  U.hrhbtl-unp  und  -hbeit.loser  voi  rid  er  onr 

der  Heiclisanstalt  v--!  'r ^ ci'^  ti i-h  der  jiiC.io'-he*.  KilOa  ■- 

auch  ingi-lhi^Satdehrhadtell-Uhs  f sicherrestellt  ist, 
nelirrier  er  iclart , das^i.  ouic.n  - - .. 


iV-«>»:n 


dass  der  Arbeit splatzaustaacch  ment  sa  . ^ 

ArbeitslGsipbeit  der  sur  Entlassung  kommenden  ^r oe itskra.te 

f ühren  darf’unr:  dass  die  AiÜ.rlionteit en  oor  ander  ,e..  oipen  unr.ex- 
brinruncr  i'Mi'^^kei  Arbeiter  oder  oesoxiiraini . sxni. 

biingun,,  J-^^rEinstollun^  von  .roeitorn  uni  Ankestellben 

onter  2?  Jahren  - 

■^ir«  sol'^he  Einstellung  darf  irrundsiit-.zlion  nur  ni  t ^ ■'/or ’.o  t’ij’-or 
Zustirïimun^s  des  zuständigen  Arboihsamtes  2'^- , 
ii^h  i'^t  die  Zustinnunn  bei  der  Einstellun?^  voix  i/e.— -Liune-.,  xo_e^x 
mit  diSsen'ein  erdnunpsmö sniver  sohrift lioner  LehrvornraA  ^on^  ^ 

mindestens  z ei^ahriner  lauer  abrosonlosoen  -s  soxcr n uox  .onluo,^ 
bin^^en  ^ V/ochen  noch  Be.ii'nn  der  lahroeiu  /ero..noar  .•  •’onu  duren 

wird. Lie  in  allen  andern  Fallon  erlordo-^r.Liene  .usrxim.nng 
fei  A^beitsants  kann  insbesondere  an  ^ii^^^edrnuun,^ 

da^s  bei  der  Einst ellunu  yoiz  rensonen  un  .er  es  Jansen  r.. - 

vorzuÄen  sind,  die  den  oereits  eben  1)  genarnir;en  dr  ip-Den  , za  aeu-en 

•uden  keinen  Zsiuan^;  naren,  anx^eiid-.-  ^.u  ^ ^ 

uiex'^’i  hat  der  herr  prüs;.  nein,  ier  PeionocTi,-,  ^.ci- ■.  x ..x 

jTbeltavsr-nlï+xhl  Arrol  X-,-l0oÄv3/  X/’.h.-:rvAg  ^Hinsic  ifc  X-’,h  ^ 

lUdlkfef  AÏbeltr.ih’ner  erklärt,  . lArrräf  So 

Is  äen  Srfcrdfcrrust 'ir.  Jo;-  potïj.eJoo  ® -'0 F'^t'-O-b;,  .fl  „„ 

r7,.v-oi"eonk^en  der  G>:'ondsatz  der  Eign-mo-,  bson  dann  zu  o j t -.Fxoa^,,r.u0n 

zu  eine^’  Linstelhuv/  an  eine  oonse  d-niinnun/- 
istjV.eir-  uo-u  T,.^  ^ O'-  au'‘'h  '’O“'!  ■'U'T:eud'’;.,L"'beri  ILidisohen 

^eknüuft  ist  und  nass  aies«  ^ t.-- r 

Arb  ?rt  sx.i  „ - ' r 5 ^-/r  _ fJ  „J  .•■■’”  hr.--. i.i '--An’.  s^-nJ  bei  et'^vUixsen  lerhoa'ii- 


y JL4  0 


,i  de:ien 


r 't  •<  •’1  '. y c.  • 1 i--  t ■• 


7er  hand- 


yi  nf n i ur.  X .-.X  Ul.  ■ X .A  k.  J _ v_  - V L-  

lur‘^en*mit  den”  uus  LvindA.Aan  iroei  team  tern  .urm/n  zu  ooruorsj -.n  .xpen. 
lun^un  Eiustplluns  von  Arbei'iern  und  _ Anses'iO- ujen 

unter  25  Jahren  kann  man  sieh  der  zuo’cändi jen  jiiuisonen  ^ruextznaou- 
weise  j^^^^^^JJte^'^^rop-tsnao^iueises  in  i;  ö 1 n,  Huoensstr.d^ 

oder  des  vohlfahrtsverbandes  , Aoteilun-  Arbeitsnaoh- 

v;8is  in  r’uppertal  - E 1 b e r 'f  e 1 d, 

^ ^ r->  ^ r-i  0 ••’*  0 4*  1'’  <J3  P *7 

^ 0 iil  w V eil**  - •-  dL  b O tf  -i  ^ ^ a_ 

^ '^iur  ir'-eiid  vvelohe  Ani'ragsn  tibor  Einzelheiten  atenu 

das  Büro  des  Landesverbandes  zur  -/eriuEun,.;.  . 

Landesverband  PLiiCinLand/v/esti alen  des  G.7* 


t e i n D ■■•  r s. 


DER  VORSITZENDE 
DES  CENTRAL  VEREINS  DEUTSCHER  STAAT3BUERGER 
JUEDISCHEN  GLAUBENS  E.V. 


BERLIN  V/  15,  den  11  .Februar  193b- 
EMSER  STRASSE  42 


Sehr  geehrter  Herr! 


A 


Es  liegt  mir  daran,  unsern  Freunden  ein  ungefähres  Bild  zu 
geben,  v/elche  Leistungen  vom  Centralverein  laufend  vollbracht  und  v/alche 
Erfolge  täglich  erzielt  werden  können,  damit  sie  nicht  nur  durch  ihre 
materielle  Unterstützung,  sondern  auch  durch  'J/eiterverbre itung  an  vertraute 
Freunde  werbend  für  uns  zu  v/irken  in  der  Lage  sind* 

Ich  gestatte  mir  daher.  Ihnen  als  Anlage  die  soeben  er- 
schienene Nummer  unseres  Ortsgruppen-Rundschreibens  zu  überreichen,  die 
Ihnen  auszugsweise  einen  Einblick  in  die  vielfältigen  Fragen  und  Aufgaben, 
die  an  uns  herantreten,  und  die  es  zu  bewältigen  gilt,  gibt.  Ich  würde  es 
freudig  begrüssen,  wenn  auch  die  Rundschreiben  zu  ihrem  Teil  dazu  beitragen 
v/ürden,  das  Band  zv;ischen  all  denen,  die  sich  mit  der  Arbeit  des  C.V.  ver- 


bunden fühlen,  immer  fester  zu  knünfen. 

Ich  betone,  dass  diese  Rundschreiben  nur  r.n  einen  kleinen 
Kreis  von  Freunden,  die  Verständnis  für  unsere  Arbeit  haben,  versandt  werden 
Für  Anregungen  jeder  Art  v;ird  Ihnen  die  Vere insl.e itung  stets  verbunden  sein« 


In  vorzüglicher  Hochachtung 


Vorsitzender 


Anlr.  ge . 


C h T S G R u P P E k R U K D B R I E F E DES  C*  V. 


Heraus  gegeben 

von  der  Hauptgeschäftsstelle 

des  Centralvereins  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  E.V. 
Berlin  W 15,  Enser  Strasse  42 


ƒ No . 1 


11*  Februar  1935 


Zur 


inführun 


_ Einheitlichkeit  der  Arbcitsgrundlage  und  Einheitlichkeit  des  Arbeits- 

zieles sind  seEE^e^stEdliche  Voraussetzungen  für  die  förderliche  Entwicklung 
E^er  emeinschax  tsarbeit.  Aber  diese  Voraussetzungen  reichen  höchstens  aus,  um 
das  reibungslose  und  technisch-einwandfreie  Funktionieren  einer  Organisation  -n 
g.wahrloiste..  V/enn  aus  dieser  Organisaties  aber  BeHosung  veordon-ïSrf^aln 
Ei'standesmaEig  nicht  erfassbares  Drittes  hinzutreteni  Vertrauen,  menschliches 

Kein  "'Grundstoff  i^dungen  bedürfen  der  Bestätigung  und  der  Sicherung, 

ein  Grundstoff  k^n  ^ i’^'^sch  verbraucht  werden  wie  Vertrauen,  aber  auch  nichts 
ist  so  schwer  wieder  herzustellen  -io  verloren.^s  Vertrauen. 

In  ^ner  so  verzweigten  Organisation  wie  im  Ccntralvcroin  ist  es  den 
&nachen  an  der  Spitze  der  Bewegung  physisch  und  finanziell  unmöglich,  innerhalb 
e^es  nicht  ^ S'^ossen  Zeitraumes  jedem  der  im  L^nde  leitenden  Freunde  persönlich 
g .gcEbcrEstehen  , um  mit  ihnen  in  ernstem  frc-undschaf  tlichon  Gespräch  die 
Probleme  der  Arbeit  unter  den  Gesichtspunkten  taggebundener  wifuCeiU  eher 
Weitung  zu  erörtern.  Auch  die  "C  .V. -Zeitung"  k^nn  Aufgabe  nur  Ldingt  er- 

llen;  denn  sie  will  alle  Fragen  in  einem,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  jfden- 

Aurh%f  ? Tt  Sinn  an  die  Leser  und  Mitglieder  heranbringen, 

^ch  Vortrage  u^  Besprechungen  reichen  nicht  aus,  einmal,  weil  sie  nur  in  ^ 
beschranktem  Umfange  stattfinden  können,  zum  andern,  weil  sie.  wenn  «-ir. 


+ irr-  1 . wuxj.  o XU , vt/enn  sie  nacn- 

bissof  - bcsti™.tan  bl.ron  Krgab- 

Leitung  innerhalb  der  Methode,  die  zv/ischen 

Lotung  ^d  Freundeskreis  im  Lande  eins  enge  Verbindung  horstellen  soll.  Denn 

' bleLn  '‘b*  empfunden,  dass  es  eine  Reihe  von 

beorhJï^r  ^ eindeutiger  Entschiedenheit  von  vornherein  zu 

bearbeiten  s^d,  sondern  um  die  von  vielen  Seiten  her  mit  ehrlichem  Bemühen 
gerungen  werden  muss.  Diese  Arbeit  soll  nach  Möglichkeit  nunmehr  gemeinsam 
erfolge^  Unsere  Freunde  und  Mitarbeiter  sollen  mitteilnehmen  an  den  lusJin- 
znnpn,  die  Praxis  und  Idee  der  Arbeit  bei  ernsten  und  strebenden 

hältn  machen.  Und  hierdurch  soll  das  menschliche  Vortrauensver- 

haltnis  wachgehalten  und  verstärkt  worden,  auf  das  die  Leitung  des  Central- 
oins  als  v/esentlichc s Gut  höchsten  Wert  legt. 


njboitorkren'''Lo''on?b‘!’r  für  den  Mit- 

w r t’  l enthalten  lediglich  Vereinsmitteilungc-n , dienen  nur  zur 

LröffeJtUchJn^°T^i‘'"  und  Vertrauensleute  des  C.V, 

veroiicntlichung,  auch  a uszugs-eise , ist  untersagt. 


Drs  Mittel  hierzu  sollen  die  Ortsgruppenrundschrei 
b e n sein.  Sie  werden  pus  der  praktischen  Arbeit  berichten,  nohr  als  die 
Zeitung  bringen  kann,  und  sie  werden  aus  der  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Idee 
berichten,  in  anderer  Form,  wie  es  für  die  Zeitung  in  Frage  kommt.  Die  Orts  - 
gruppenrundschroiben  sollen  nicht  nur  entgegengenommen , sie  sollen  auch  gelesen 
und  verarbeitet  v/orden  und  Gegenstand  von  Besprechungen  und  Arbeiten  innerhalb 
^ der  Ortsgruppen  ® in . Sie  müssen  rbor,  sollen  sie  ihre  Aufgf.be  v;irklich  erfüllen, 
'vor  allem  nuch  Echo  finden,  auf  des  wir  sorgfältig  hören  werden,  um  bei  der 
Ausgestaltung  der  nächsten  Rundschreiben  dar.auf  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  Ortsgruppenrundschreiben  sind  sin  Versuch;  ob  er  glückt,  hängt  in 
gleichem  Masse  von  denen  ab,  die  sie  empfangen,  wie  von  denen,  die  sie  schreiben. 


•H. 


- 0-0- o-o-o-o- 


Deutsch- jüdische  Erneuerung. 


Es  ist  bei  unserer  Arbeit  entscheidender  Wert  darauf  zu  legen,  dass 
unsere  praktische  Arbeit  nicht  blosse  Notstandsarbeit  ist,  sondern  dass  sie 
im  Dienste  einer  Idee  erfolgt.  Diese  Idee  ist  die  Erhaltung  des  deutschen  Juden- 
tums. Sie  steht  an  Grösse  und  Heroismus,  nach  denen  ja  vor  allem  die  Jugend 
fragt,  wenn  sie  vor  der  Entscheidung  ihres  Einsatzes  steht,  nicht  hinter  der 
Palästina -Idee  zurück.  I‘''re  Verwirklichung  geschieht  keinesv/egs  auf  der  Linie 
des  geringsten  'Widerstände s , sondern  sie  erfolgt  sozusagen  gegen  alle  Gedanken 
und  Realitäten  der  Gegenv/art,  sie  fordert  Opfer  und  - Begeisterung.  Solche  Be- 
geisterung für  deu t sch- j üd ische  Zukunft  ist  heute  nicht  leicht  zu  wecken.  Aber  wenn 
es  uns  wirklich  ernst  ist,  dann  wird  sich  zeigen,  dass  gerade  die  Nachdenk- 
lichen, die  Qualitäten,  diejenigen,  die  nicht  im  breiten  Strome  schv/immen,  auf 
unserer  Seite  sind.  Das  Jahrhundert  der  Emanzipation,  das  es  - allen  mehr  oder 
minder  verderblichen  Randerscheinungen  zum  Ti’otz  - fertig  gebracht  hat,  dem 
deutschen  Judentum  unbe strittsnormassen  die  jüdische  Hegemonie  innerhalb  der 
jüdischen  Welt  zu  erringen,  bietet  Leistungen  genug,  auf  die  wir  uns  mit  Stolz 
berufen  können.  Ein  Blick  auf  die  übrigen  westliclien  Judenheiten  lehrt  uns, 
in  v/elcher  spezifischen  Weise  es  nur  dem  deutschen  Judentum  gelungen  ist,  abend- 
ländisch, deutsch  und  doch  jüdisch  zu  sein.  Ein  Vergleich  mit  den  ausserdeutschen 
Lntwicklungsmöglichkaiten , unter  denen  als  jüdisch- zukunftsvoll  überhaupt  nur 
Palästina  in  Betracht  kommt,  zeigt,  dass  neben  und  sogar  gerade  in  lebendiger 
Beziehung  zu  Palästina  deutsches  Judentum  weiter  leben  muss»  Wäre  unser  deutsch- 
jüdischer Lebenswille  nui’  Gruppenegoismus  - wir  vrurden  uns  freudig  zu  ihm  als 
zu  otv/as  ursprünglich  Kreatürlichem  bekennen.  Aber  er  ist  mehr!  er  ist  um  des 
jüdischen  Fortbestandes  selbst  willen  gefordert. 


Das  ist  selbstverständlich  nicht  mehr  als  ein  Idoenaufriss  und  ein 
Arbeitsthema,  das  jeder  in  eigener  Arbeit  stofflich  unterbauen  muss.  YiTer  sich 
die  Vertiefung  und  Verbreitung  dieser  Gedanken  angelegen  sein  lässt,  der  wird 
dazu  helfen,  dass  wir  das  v/erden,  wozu  wir  heute  vor  allem  anderen  legitimiert 
sind»  Träger  einer  umfassenden  und  vorwärtstragenden  deutsch-jüdischen  Be- 
v/egung  in  Zeichen  des  C.V. 


-o-o-o-o-o-o-o- 


E.R.-J. 
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ORGANISATION  UND  V/  £ R B U ]j  G 


Wir  brauchen  freie  Mitarbeiter! 

Gedanker.  zur  Ortsgruppenarbeit. 

Während  früher  einzelne  Auigaben  des  C.V»  ( z «B  • Arbeiten  auf  dem 
Gebiet  des  Rechtsschutzes)  z.T.  durch  ehrenamtliche  Mitarbeiter  miterledigt 
wurden,  kann  dies  heute  deshalb  nicht  mehr  im  alten  Umfange  geschehen,  weil  die 
berufliche  Belastung  des  Einzelnen  so  stark  ist,  dass  er  sich  selten  intensiv 
Busserberuflichen  Aufgaben  widmen  kann,  weil  ferner  das  Arbeitsgebiet  der  Or- 
ganisation ungeheuer  angewachsen  ist  und  weil  die  Erfahrung,  die  für  die  Ueber- 
nahme  praktischer  C.V. -Auf gaben  notwendig  ist,  vielfach  nur  durch  systematische 
tägliche  Kleinarbeit  erworben  werden  kann.  Es  ist  zu  prüfen,  in  welcher  Form 
Gino  stärkere  Heranziehung  freier  Mitarbeiter  möglich  ist.  Denn  der  C.V.  ist 
eine  lebendige  Bewegung  im  I/iteresse  der  Schaffung  eines  deutschjüdischen  Lebens- 
raumes. Daher  kann  die  C.V. -Arbeit  nur  in  dauerndem  Kontakt  mit  den  Massen  der 
jüdischen  Menschen  in  Deutschland  geleistet  v/erden« 

So  unbestritten  ist  es,  dass  beamtete  Mitarbeiter  ihr  Bestes  für  die 
Sachehorgeben,  so  selbstverständlich  ist  es,  dass  die  Initiative  von  Menschen, 
die  einen  stärkeren  Abstand  zur  täglichen  Kleinarbeit  haben,  oine  Beroicherunc 
im  Dienste  des  Ganzen  darstellt.  ° 

Di«  Zeiten,  in  denen  die  Mitarbeit  in  jüdischen  Organisationen  zuweilen 
einen  mehr  dekorativen  Charakter  haben  konnte,  sind  vorbei.  Heute  geht  es  um  mehr. 

1. )  Ein^besonderswichtiges  Arbnitsgebiet  für  freie  Mitarbeiter  ist  die  Beratung 

Berufs-  und  Standesf rji_genj.  Der  C.V.  kämpft  heute  für  die  Existen zorhaltun 
der  deutschen  Juden.  Er  kommt  also  täglich  in  die  Lage,  Angehörigen  einzelne 
Berufsgruppen,  oeren  Rechte  bedroht  zu  sein  scheinen,  zu  helfen.  V/enn  hier- 
bei  für  jeden  Berufszweig  Mitarbeiter  mit  ihren  Erfahrungen  und  Kenntnissen 
zur  Verfügung  stehen,  so  wird  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert.  Es  kommt 

darauf  an,  dass  sich  die  einzelnen  Freunde  für  derartige  Mitarbeit  gegebenen  - 
tails  bereit  halten. 

2. )  Mitarbeit  ln  den  OrUiaumgn.-.  Des  Ueborhendnehmen  der  bUronässigetl  Arbeit  hat 

gebrecht,  dass  ein  lebendiges  Leben  in  den  Ortsgruppen 
lehlt.  Es  fehlt  oft  an  einem  echten  Ceraeinschaf tsgefühl,  es  fehlt  sehr  häufig 
an  Menschen,  die  weltanscheulich  so  gefestigt  sind,  dass  sie  wirklich  Führer 
einer  Ortsgruppe  sein  können»  Die  Reorganisierung  der  Ortsgruppen  muss,  wo 
notwendig,  im  Vorstr nd  beginnen.  Die  Ortsgruppenvorstände  müssen  durch  regel- 
mässige Zusammenkünfte  über  den  Stand  der  praktischen  C.V.  Arbeit  laufend 
unterrichtet  werden»  Gleiches  gilt  für  die  Information  auf  weltanschaulichem 
una  geistigem  Gebiet.  Zu  den  Vorstandssitzungon  sollen  von  FffL  1 zu  Fall  andere 
in  eressierte  Freunde  (’’Vertrauensleute")  heran  ge  zogen  worden.  Je  grösser  der 
i^reis  der  für  die  Ortsgruppe  verantwortlichen  Menschen,  deszo  grösser  die 
geistige  Stesskraft  der  Ortsgruppe. 


bO  p. 
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?>•)  Der  Kontakt  zu  den  Mitgliedern  wird,  soweit  sie  nicht  zu  Vorstandssitzungen 
hcrangezogen  werden,  vor  Rllem  geschaffen  durch  Abhaltung  von  Hausveran- 
staltungen und  von  Versammlungen • 

In  den  Haus Veranstaltungen , bei  deren  Anberaumung  und  Anmeldung  die  örtlichen 
Polizeivorschriften  zu  beachten  sind,  v/ird  es  möglich  sein,  in  einem  Kreis 
von  If  bis  30  Menschen  auf  die  Fragen  und  Sorgen  der  einzelnen  Mitglieder 
einzugehen.  Das  Ideal  ist,  dass  in  der  einzelnen  Ortsgruppe  durch  mehrere 
parallel  laufende  "Untergruppen"  in  regelmässigen  Hausveranstaltungen  der 
grösste  Teil  der  Mitgliedschaft  erfasst  v/ird«  Derartige  Veranstaltungen 
setzen  wiederum  das  Vorhandensein  geschulter  Mitarbeiter  voraus,  die  in 
der  Lage  sind,  einleitende  Referate  zu  halten«  Hierin  liegt  eine  beachtens- 
Y/erto  Betätigungsmöglichkeit  für  freio  Mitarbeiter« 

'>V  a s tut  not? 

Heranziehung  neuer  Mitglieder« 

Rückv/f.-rbung  ausgetre  trn'rr  Mitglieder. 

Heranziehung  neuer  Mitarbeiter 

Notv/endig:  ist  die  Erhaltung  und  darüb-^r  hinaus  die  Vermehrung  dos  Mitglie- 
dorbc Standes! 

4«)  V/ir  brauchen  die  Adressen  von  Menschen,  die  für  unsere  Arbeit  interessiert 
sind  oder  interessiert  werden  können«  Wir  brauchen  Freunde,  die  bereit  sind, 
diese  noch  abseits  Stehenden  für  uns  zu  gev/innen« 

Der  C«V«  will  nicht  nur  Organisation,  sondern  lebendige  Bev/egung  sein«  Er 
ist  die  Gemeinschaft  von  Menschen,  die  um  deutschjüdische  Wirklichkeit 
ringen  und  die  mit  diesem  Ringen  bereits  deutschjüdische  Wirklichkeit 


scha: 


Rck« 


-0-0- 0-0- 0-0- 0-0- 
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AUS  DER  PRAKTISCHEN  ARBEIT  DES  C>  V» 

Die  Arbeit  der  Juristisch-V/irtschaftlichen  Beratungsstelle  das  Central- 
vereins ist  ausserordentlich  vielgestaltig.  Die  in  Folgendem  auf gef ührten  Einzel- 
heiten sollen  keinen  umfassenden  Arbeitsbericht  der  Juristisch-Uirtschaftlichen 
Beratungsstelle  des  Centralvereins  darstellen*  Sie  sollen  nur  beispielhaft  einen 
Ausschnitt  aus  der  Fülle  der  Arbeit  und  der  grossen  Zahl  der  Erfolge  geben. 

• I . V/irtschaftsdezernat . 

1*  Eingliederung  in  die  'üfirtschaf  tsverbände . 

Die  Eingliederung  von  Juden  in  die  'Jirtschaf tsverbände  beschäftigt  den 
Centralverein  seit  langer  Zeit.  Diese  Arbeit  wird  durch  ein  an  ihn  gerichtetes 
Schreiben  der  Hauptgruppe  IX  der  deutschen  Wirtschaft  (Handel)  abgeschlossen, 
in  dem  der  Führer  dieser  Gruppe  im  Aufträge  des  Reichsv/irtschaf tsministeriums 
mitteilt,  dass  im  Zuge  der  Neuorganisation  der  Wirtschaft  Arierparagraphen  aus 
den  Statuten  der  in  Frage  stehenden  Wirtschaftsverbände  gestrichen  werden*  Da- 
durch sind  be ispielsvi/eise  die  Makler,  die  Handelsvertreter,  die  Auskunftei- 
gev/erbler  und  die  ambulanten  Händler  wieder  in  die  deutsche  Wirtschaft  einge- 
gliedert . 

Ein  Versuch  des  Ambulan ten-Verbandes , Gau  Berlin,  die  Mitgliedskarten 
von  Juden  mit  dem  Zusatzstempel  "Gruppe  Nichtarier'*  zu  versehen,  konnte  vom 
Central  verein  abgefangen  v/erden. 

2.  Land handel  * 

Im  Landhandel  (Vieh,  Getreide,  Eier,  Butter,  Milch,  Käse,  Kartoffeln, 
Hopfen)  hat  der  Centralvcrein  viele  Einzel-  und  Gesamtintarventionen  durch- 
gefUhrt.  Z*Zt.  sind  die-  Juden  gesetzlich  gleichber-^chtigte  Mitglieder  des  Reichs- 
nährstandes* Ihre  Ausschaltung  beispielsv/eise  aus  dem  Eierhandel  konnte  ver- 
hindert werden* 

Die  Arbeit  für  den  Viehhändler  kennzeichnet  ein  Schreiben  des  Reichser- 
nährungsrainisters  vom  25.9.34  an  den  Re ichskemmissar  für  die  Vieh-,  Milch- 
und  Fettv/irtschaf t , in  dem  erklärt  ist,  dass  es  nicht  zulässig  ist,  Anträge 
von  Ariern  und  Nichtariern  unterschiedlich  zu  behandeln*  Für  E*  beispiels- 
7/eise  wurde  durch  Angehen  der  Zentralstellen  erreicht,  dass  das  Verbot  der 
Koschermilchlieferung  aufgehoben  v/urde*  Neue  Schv/ierigkeiten  im  Getreide-  und 
Futtermittelhandel  haben  di©  Jüdischen  Gross-  und  Landhändler  zu  engster  Zu- 
sammenarbeit mit  dem  C.V.  veranlasst. 

3*  Judenfeindliche  Plakate* 

In  letzter  Zeit  wurden  in  verschiedenen  Orten  Transparente  angebracht. 
Diese  sind  nach  Intervention  durch  uns  bezw.  die  Geschäftsstellen  unserer 
Landesverbände  entfernt  worden»  Folgende  Beispiele  seien  erwähnt» 

a ) Im  Kreise  S.  (Prov*  Sachsen)  v/aren  Tafeln  mit  der  Aufschrift  "Juden  sind 
hier  nicht  erv/ünscht"  aufge  stellt  worden.  Der  Landrat  hat  unserm  Syndikat 
auf  dessen  Beschv/erdc  Ende  Dezember  mitgeteilt,  dass  die  Tafeln  entfernt 
sind  . 
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b)  Ira  Kreise  B«  (Schlesien)  und  in  B»  selbst  v/aren  Transpn-rente  rait  juden- 
gegnerischera  Inhalt  angebrrtcht.  Die  Stcat spolizeistelle  hnt  dem  sich  be- 
schwerenden Syndikat  des  C.V.  telefonisch  die  Mitteilung  geraacht,  dass  dis 
Transparente  gemäss  Verfügung  der  Staatspolizei  entfernt  worden  sind« 

c)  In  J.  (Oldenburg)  waren  Transparente  gespannt  mit  der  Aufschrift»  "Deutsche 

* Volksgenossen,  kauft  nicht  in  jüdischen  Geschäften,  kauft  nicht  bei  jü- 
dischen Fabrikanten!  Die  Juden  sind  und  bleiben  unser  Unglück!"  Uns^r  zu- 

^ ständiges  Syndikat  hat  Beschwerde  eingeleitet«  Die  Transparente  sind  da- 

nach entfernt  worden.  Der  Amtshaupt mann  der  Stadt  J.  hat  unserem  Syndikat 
von  der  Entfernung  offiziell  Mitteilung  gemacht« 

d)  In  B«  (Westfalen)  war  am  Josef-Wagner-Haus  ein  grosses  Plakat  angebracht, 
auf  dem  christliche  Käufer  jüdischer  Geschäfte  namentlich  aufgeführt  waren« 
Unser  Syndikat  beschwerte  sich  telegraphisch  beim  Regierungspräsidenten« 

Am  gleichen  Nachmittag  ist  unserra  Vertrauensmann  in  B«  vom  Landrat  telefonisch 
mitgeteilt  worden,  dass  der  Regierungspräsident  auf  Veranlassung  "Ihres 
Verbrndes*  die  Entfernung  an  geordnet  habe«  Der  Regierungspräsident  gab  noch 
am  gleichen  Tage  auf  das  Telegramm  nachstehende  Antv/ort;  "Nach  einer  mir 
erteilten  fernmündlichen  Auskunft  ist  das  Plakat  inzv/ischen  beseitigt 
v/orden « 

4 • Boykot t in se rat o « 

Unserm  Landesverbandssyndikat  teilte  der  zuständige  Regierungspräsident 
in  K.  (Rheinland)  auf  eine  Beschv/erde  gegen  Boykottinserate  jüdischer  Firmen 
folgendes  mit»  Die  in  Ihrer  Eingabe  erhobene  Beschwerde  darüber,  dass  im  ••«. 
.......  .blatt  Inserate  erscheinen,  in  denen  Sie  einen  Boykott  jüdischer  Ge- 
schäfte erblick&n,  habe  ich  geprüft«  Dem  blatt  ist  aufgegeben,  Inse- 

rate der  beanstandeten  Art  künftig  nicht  mehr  auf zunehmon «" 

, b«  Insera tansperre « 

Das  Inserieren  jüdischer  wirtschaftender  Menschen  in  den  einzelnen 
Zeitungen.  u«a«  auch  die  Aufnahme  von  Synagogennaeh:richt0n(  sog.  Insera  ten- 
sperren)  beschäftigte  den  Contralverein  seit  ca«  li  Jahren  in  '»usserordont- 
lichon  Ifesse  rait  v/echselndera  Erfolg« 

6 • Kreditkündigungen « 

Von  der  Bezirkssperkasse  in  F.  wurde  d-n  jüdischc-n  Kreditnehmern  Anfang 
des  Jahres  1934  der  Kredit  gekündigt;  es  haben  sofort  eingfjhendo  Verhandlungen 
unseres  Syndikats  eingesetzt«  Von  der  Zentrale  sind  die  zuständigen  Zentral- 
instanzen angegangen  ’worden« 

Die  Angelegenheit  ist  jetzt  in  dem  Sinne  erledigt,  dass  in  fast  allen 
Fällen  eine  Einigung  rait  der  Sparkasse  erfolgt  ist« 

7«  Wohlfahrtslieferungen  « 

In  einer  grossen  Reihe  von  Kommunen  ist  es  durch  die  Tätigkeit  des 
Centrnlvereins  gelungen,  die  Zulassungen  jüdischer  Geschäfte  zu  Wohlfr.hrts- 
lieferungen  wieder,  zu  erreichen« 


- 8 - 

Es  sind  auch  die  notaendigon  Anweisungen  ergangen,  die  Wledarholurur 
von  Ans-uralungen  usw.  vor  dem  Kaufhaus  W.  zu  vcrhinLrn.  ® 


gez.  Unterschrift 


An  den 

Gen tr-~  1 verein  deutscher 
ötf'.Rtsbürger  jüdischen  Gl.-ubens  e.V. 
H ni  b u r g 

b)  Schreiben  der  Ortsgruppe  B.  des  C.V. 

Cantrnlyersin  deutscher  St;at sbürger 
jüdischen  Glaubens 
Ortsgruppe  B. 


den  2*Januar  1935 


An  den 

Landesverband  des  C.V. 

L s 3 c n 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
Ortsgruppe  B.  des  C.V. 

gez.  Unterschrift. 

- 0-0- 0-0-0- 0-0- 


II.  Dezornat  für  Arbeits-  und  Sozi  a 1 rPf.v.f  . 


An. ge s te  11 1 en en t la s sun gen  auch  bis  in  dip  viAnco+  u-  ■ 

"...^r:iv\^:r:rro:s:riich. 

CU  orroichen.  “«reichen  FUlen  gelungen,  Weiterbeschdf tigung  bezw.  Abfindung 

cur  Orähunf d^f Sc^ 

veranlassten,  die  Unterstützung  dos  Contralver^'i^rL^f  “^^hTn^ete^ó."^^ 

Auch  bei  Aufstellung  der  Be_t.rlebsordnun g erfolgte  eingehende  Beratung. 


-o-o-o-o-o-o-o- 


- <-J  ~ 


III*  Dezernat  für  Ausbürgerungen. 

Durch  Einzelberatung  und  Rücksprache  mit  den  zuständigen  Behörden 

ist  der  Widerruf  vieler  Auebürgerungen  erreicht  v/orden» 

- o-o-o-o-o-o- 

^ IV.  Aer ztode  zernat » 

1.  Rechtsberatung  .lüdischer  J^erzte. 

Die  Rechtsberatung  jüdischer  Aerzte  hat  einen  Jdc  sonders  grossen  Umfang 
angononraen,  da  die  neuere  Gesetzgebung  eine  Anzahl  von  Zweifelsfragen  aufge- 
worfen hat.  Unser  Dezernat  stand  zugl-'ich  der  Reichsvertretung  der  deutschen 
Juden  zur  Verfügung,  in  deren  Aufträge  wir  für  die  Gesamtheit  der  deutschen 
Juden  Verhandlungen  mit  den  Zentralbehörden  geführt  und  Rechtsberatung  ausge- 
übt haben. 

2 . Au5_s_chluss  der  kassenärztlichen  Tätigkeit. 

Noch  bis  in  die  letzten  Tage  hin  hatten  v^ir  uns  mit  Beschv/erdan  jü- 
discher Aerzte  gegen  den  Ausschluss  der  kassenärztlichen  Tätigkeit  zu  befassen. 
In  etv/a  40/=  der  Fälle  haben  die  beim  Reichsarbeitsrainisteriura  eingelegten  Be- 
schwerden Erfolg  gehabt.  Zur  Zeit  schv;eben  noch  einige  Wiederaufnahmeverfahren. 
Beraten  vuurden  etwa  900  Aerzte. 


-o-o-o-o-o-o-o- 


^ * Dezernat  für  Anwälte. 

i>  _ unserm  Anwaltsdezernat  v/aren  wir  bemüht,  den  Anwälten  und  Notaren, 

die  durch  die  Ariergesetzgebung  ausgeschaltet  wurden,  soweit  es  irgend  ging, ihre 

.Zulassung  zu  erhalten  - Es  ist  uns  dies  in  mindestens  150  Fällen  gelungen. 

» 

V/ir  unterstützen  ferner  die  Anwälte  in  allen  für  sie  wichtigen  Berufs- 
fragen, 30  insbesondere  in  der  Frage  des  Armenrechts* 

Von  grosser  Bedeutung  ist  das  Gesamtverzeichnis  der  nichtarischen  An- 
wälte, das  in  diesen  Tagen  herausgekomnen  ist.  Dieses  Verzeichnis  ist  notwendig 
geworden,  nachdem  die  nichtarischen  Anwälte  in  das  allgemeine  Anwaltsverzeichnis 
nicht  aufgenommen  v;orden  sind. 


VI . Dezernat  für  Beamte  und  Behb'rdenangest eilte. 

Der  Krtis  der  durch  das  Berufsbeamtengesetz  betroffenen  Beamten-  und 
Behordenangestellten  ist  sehr  gross.  Mehrere  hundert  Beamte  und  Behördenangestellte 
sind  in  den  letzten  20  Monaten  mündlich  oder  schriftlich  vom  Centralverein  be- 
ra ten  worden.  Zum  Teil  konnten  sie  auf  Grund  der  Sondervorschriften  ihre  Stellungen 
behalten,  zn  einem  anderen  Teil  wurden  sie  bei  der  Regelung  ihrer  Pansionsbczüge° 
oder  Uebcrgangsgelder  beraten* 


-Ü-O-O-O-O- 0-0-0- 
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VII.  De^n_at  fur  kulturelle  R.r„f.  (Relch5kulturkar,n,a.K 
kuUarkammergaset2  gestU?“t  a».h  hL  h ^ ^“'■rtfahrungsvarordnung  zum  Relchs- 

fa„dig.„  steiud,  u.3o„de.3  .ai  a::!  "^i^ief  LirH:s::is:.i^r3LïJig"" 

wurde,  3eiI„°\f:a"„u:rs^1™??:ï’lL"r'i:Hrïnrn^=^  “r  ?•"•  «tig 

Anzeigenmittler  (AnnoncenexreditionAri  a ■ Verlog. rj  Zoitungshändler, 

Leihbüchereien,  LeeezirkelbLitzer  üueiker^fcr  B^^ioherworberi  Buchhändler, 
Graphiker,  Architekten  u!“^  ““=«<»•.  Schauspieler,  Bildhauer,  Maler, 

Fresse-  und'’wertew:::Clbe^taJp?r " 

-o-o-o-o-o-o-o- 

VIII.-  Schul-  und  Hochschulde  zernat . 

1 . Diefstal  lung  .iüdischp.r 

nung,  dass  Benachteili^ngen^der^einra^l^^^^ Kultusninisterium  eine  Verord- 
bleiben  hätten.  Dieser  Erlass  v sssenon  Studierenden  zu  unter- 

2 • ll^dizinische  Promotion. 

I erteilt  werden.  Dies^Retflung  v/^rde^Lhirgenil^eK"^ "Lsf 

io  Ausland  erteilt  wl^d.  “’’«"S'  »“«  >>ei  Fortsetzung  des  Studiums 

-0- 0-0-0 -0-0- 0-0- 


IX .  Aunc^är_ungsarbe  it . 

fcrtgeset  tt"lu''dan'fiL^“®L"^u3Lwht"''-"%'  Z«iterfcrdernls3en 

Guttmann  "Enthüllte  Talmud  Zitate"  f MichaerGuttL°nr"Darj  ï'"'?®" 

Ali  Munk  "Nichtjuden  im  jüdischen  Haligiensr-ht"  ges  \ 

die  Broschüre  "Zur  Hltunlmerdbeschuldigung"!’  Bauerscheinung 

-O-C-0-0-0-0-0-0- 

^ • Erf  ol;:e  unserer  Baratunr. 

keit  der  weUere'n  Be%';?fa^:»ufg®:u^^l'ue\""äglLh“;“te^^  “'n“'^*’- 


I 
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in  denen  diese  Erfolge  von  Menschen,  denen  'r/ir  helfen  konnten,  dankbar  anerkannt 
Vierden.  Folgende  Beispiele  seien  h'^rausgegrif  fen : 

Ein  Notar  aus  Breslau  schreibt: 

"Mit  Gegenwärtigen  fühle  ich  mich  verpflichtet,  dem  Centralverein 
meinen  aufrichtigen  und  herzlichen  Dank  für  die  Hilfeleistung  aus- 
I zusprochen,  die  mir  durch  den  Centralvorcin  bc-i  V/iodererlaneune  des 

Notariats  zuteil  geworden  ist..."  ^ ^ 

Ein  Beamter  schroibt: 

"Für  Ihre  Nachricht  sage  ich  Ihnen  meinen  besten  Dank.  Lcidor  muss 
ich  Ihnen  Rocht  geben,  dass  unter  den  gegebenen  Umständen  eine 
günstigere  Regelung  als  sie  der  Meinung  des  Referenten  entspricht, 
kaum  zu  erwarten  ist...  Immerhin  ist  auch  diese  Beendigung,  wie  die 
Dinge  einmal  liegen,  ein  beachtenswerter  Erfolg,  den  ich  zum  wesenV 
liehen  Teil  der  Hilfe  des  G.V.  und  vor  allem  Ihren  unermüdlichen 
.'.id  geschickten  Bemühungen  verdanke.  Es  bleibt  mir  nun  noch  übrig. 
Ihnen  und  dem  G.V.  meinen  herzlichen  Dank  für  die  gewährte  Hilfe  zun 
Ausdruck  zu  bringen." 

Ein  Kaufmann  aus  Üstpreussen  schreibt: 

"Ich  bestätige  mit  herzlichstem  Dank  Ihr  letztes  Schreiben , au s welchem 
ich  ersehen  habe,  dass  Ihre  Bemühungen  von  Erfolg  begleitet  sind.  Ih 
ist  eine  grosse  Boruhi.gung  zu  v/issen,  dass  Sie  tatkräftig  eingrei- 
fen  und  erwirbt  Ihnen  ausserordentlich  viel  Sympathie..." 

Äin  Angestellter  aus  Berlin  schreibt: 

■'Sie  habet)  es  durch  Ihre  freundliche  Fürsprache  ermSglicht,  dass  Ich 
meine  Stellung  vorläufig  behaltet)  kann.  Erlauben  Sie  mir.  Ihnen  auf 
diesem  Wege  meinen  aufrichtigsten  Dank  für  Ihre  schnelle  un^  wir- 
kungsvolle Hilfe  auszusprechen i . ." 

Eine  Lehrerin  aus  Berlin  schreibt: 

/Jir  freuen  uns,  Ihren  mitteilen  zu  können,  dass  wir  heute  die  frohe 
Nachricht  erhalten  haben,  dass  mein  Mann  wieder  seinen  Beruf  ausüben 

glauben  nicht,  wie  glücklich  wir  sind,  wieder  eine  Existenz- 
raoglicnkeit  zu  haben.  Zu  einem  grossen  Teil  verdanken  wir  es  Ihnen, 
da  Sie  meine  Einbürgerung  durchgesetzt  haben  und  dadurch  erst  das 
zweite  Gesuch  ermöglichten.  Für  Ihre  stete  Hilfsbereitschaft  und 
Anteilnahme  danken  wir  Ihnen  herzlichst." 

Ein  Vertrauensmann  aus  C.  (Hessen)  schreibt: 

f 

"Offene  persönliche  Belästigungen  von  Kunden  beim  Eintritt  in  jü- 
dische Geschäfte  oder  beim  Herauskommen  aus  solchen  sind  nicht  mehr 
vorgekommenj  auch  die  Kontrolle  in  jüdischen  Geschäften  wurde  nicht 
mehr  aus  ge  übt. 

Der  Obelisk  ist  nicht  v/ieder  aufgestollt.  Schilder,  die  an 
öffentlichen  Gebiäuden  oder  der  Stadt  gehörenden  Plätzen  angebracht 
waren,  sind  entfernt. 
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'^ir  sind  nit  den-,  Erfolge  Ihrer  Bemühungen  zufrif'den  und  danken 
Ihnen  nochr.^-ls  für  Ihre  Arbeit.  V/ir  werden  unsere  Dankbarkeit 
dqdurch  be-weisen,  d^ss  v/ir  versuchen  werden,  die  Nichtraitglie der 
für  den  C.V.  zu  gewinnen*  Denn  wir  wissen,  dnsa  der  C.V*  die 
einzige  Orgrnisrtion  ist,  die  unsere  Interessen  vertreten  kqnn*" 

Eine  Betriebswerberin  schreibt* 

"Dass  ich  Ihnen  dies  schreibe  ist  eigentlich  der  äussere  Anlass; 
der  Wahre  Grund  ist,  Gelegenheit  zu  nehmen.  Ihnen  für  Ihre  ganz  be- 
sondere Liebenswürdigkeit  zu  danken  ...  man  ist  ja  gern  dankbaV 
für  freundliche  Bereitwilligkeit  auch  in  Auskunftsstellen..." 

Ein  Mitglied  schreibt* 

"Trotz  Ihrer  aufreibenden  Arbeit,  deren  Zeuge  ich  für  einige 
Stunden  sein  durfte,  fanden  Sie  Zeit,  sich  für  mich,  der  ich 
Ihnen  völlig  fremd  v/nr,  zu  interessieren.  Diese  wenigen  Stunden 
zeigten  mir  nicht  nur  die  bestehende  Net,  sondern  auch  im  be- 
sonderen Liasse  die  Arbeit  der  Verantwortlichen.  Dass  Sie  trotz 
dieser  Schwierigkeiten  sich  mir  gefällig  erwiesen,  verpflichtet 
mich  zu  Eussercrdentlichem  Dank." 


•c-o-c-c-c-o-o-c- 


M I T TEILUNGEN 


1.  Archiv. 


In  der  Hauptgeschäftsstelle  des  Centralvereins  ist  ein  Zeitungsaus- 
schnittsnrchiv  eingerichtet  worden,  in  dem  alle  für  die  Tätigkeit  der 
t-  Juristisch-Wirtschaftlichen  Beratungsstelle  und  dar  übrigen  Dezrrnpte  dos  C.V. 

wesentlichen  Materialien  gesammelt  werden.  Die  Sammlung  begann  etwr,  mit  dem 
I 1.  Februar  1933-  Das  Archiv,  das  auf  Grund  eines  sorgfältig  durchge prüften 
Systems  nach  den  wichtigsten  Beratungsgebieten  aufgebaut  ist,  wird  nicht  nur 
von  den  beamteten  Mitarbeitern  des  C.V.  in  Berlin  und  im  Reich,  sondern  auch 
von  den  Mitarbeitern  anderer  grosser  jüdischer  Organisationen  und  zentraler 
Körperschaften  ständig  benutzt.  Es  ist  die  einzige  Einrichtung  dieser  Art  im 
Bereich  der  Arbeit  jüdischer  Verbände* 

2 . Phi.lo-Lexikon . 

Tr  Exemplare  in  8 Wochen  v/urden  vom  Philo-Lexikon  verkauft.  Das 

16.  bis  20.  Tausend_ist  für  die  Auslieferung  vorbereitet.  Das  Lexikon  ist 
ur  joden,  der  im  jüdischen  Leben  steht,  unentbehrlich. 

Die  Presse  urteilt* 

kleine  Wunderv/erk  ...  Das  ganze  Wissensgebiet  auf  800  Spalten  um  - 
ressen,  nichts  von  Bedeutung  übergehen,  d"s  ist  eine  Kunst,  die  man 
bewundern  muss  ...  Moi.'terl iche  Bildv/iederp-abe  ... 


(C.V  .-Zei  tung) 
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Die  Aufgabe  wurde  ausgezeichnet  gelöst 


(Jüdische  Rundschau) 


Es  fehlt  nichts!  Auf  keine  Frage  bleibt  es  die  Antwort  schuldig... 

Hundert  Kenner  haben  sich  vereinigt  und  ein  Wunderwerk  geschaffen... 

I (Der  Schild) 

f 

Mehr  als  ein  verdienstvolles  ’Werk,  eine  Notv/endigkeit . . . 

Wortkarg,  aber  in  der  Synthese...  gewissenhaft  waltet  das  Lexikon 
seines  Amtes • . . 

(Jüdische  Allgemeine  Zeitung) 
3.  Beachten  Sie  den  beiliegenden  Prospekt  des  "Morgen”. 

nächste  Rundschreiben  erscheint  in  6 V/ochen.  Es  wird  ausser  dem 

Bericht  über  die  praktische  Vereinsarbeit 
u.a.  folgende  Beiträge  enthalteni 

Der  Centralverein  und  die  Neuorganisation  des  deutschen  Judentums, 

Die  Jugendarbeit  des  C.V.  - Der  "Bund  Deutsch-Jüdischer  Jugend". 


-0-0- 0-0- 0-0- 0-0-0- 


Kssen,  den  16*  Januar  1935 


Sehr  geehrter  Herr  Dr*  Hirsohberg, 

Von  Ihrem  freundlichen  Schreiben  vom 
ll.d.Mts.  habe  ich  mit  Interesse  Kenntnis  genommen.  Ich  muss  Ihnen  aber 
gestehen,  dass  Ihr  Vorschlag  sich  mit  dem  von  mir  öeraelnten  kaum  deckt. 
Ich  neige  immer  noch  zu  der  Auffassung,  dass  das  Buch, lediglich  mit 
einer  kurzen  erklärenden  Einleitung  versehen,  am  besten  für  sich  selbst 
spricht.  Herr  Dr.  %n  wird  voraussichtlich  ln  der  kor.raenden  ^oohe  ln 
Berlin  sein  und  CJelegenhelt  nehmen,  mit  Ihnen  die  Einzelheiten  zu  bespr« 
chen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
ihr  sehr  ergebener 


Herrn 

Dr.  Alfred  Hlrnohberg, 

Centralverein  Deutscher  Staatsbürger  Jüdischen  Glaubens 

Berlin  W 15. 


. Nach  nochmaliger  Durchsicht  des  Briefes  von  Hirschberg  möch- 
te ich  doch  gern,  bevor  ich  endgültig  zu  seinem  Vorschlag  Stellung  nehme, die 
von  ihm  erwähnte  Schrift  von  Segall  einsehen*  Ich  würde  deshalb  vorschlagen, 
dass  Sie  ihm  antworten,  seine  Idee  sei  nach  Ihrer  Aufassung  nicht  sehr  glück- 
lich und  darauf  hinweisen,  dass  ich  in  der  kommenden  Woche  voraussichtlich 

in  Berlin  bin  und  Gelegenheit  nehmen  werde,  die  Einzelheiten  mit  ihm  durchzu- 
sprechen. 


gez.  Dr.  Hahn 


S.  9.  2.  33.  6000 
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CENTRALVEREIN 

DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN 

BRIEF-ANSCHRIR:  centralverein.  Berlin  w is.  emser  str.  42 

GLAUBENS  E.  V. 

Fernsprecher:  ] 2 Oliva  8141  — 8145 

Herrn 

Telegramni'Adr. : Centralglauben  Berlin 

Dr. Georg  Hirschland, 

Bonkverbindung : Dresdner  Bank,  Depo- 

Essen-Ruhr 

sitenkasse  18,  Berlin-Wilmersdorf  1 

Hohenzollerndamm  19& 

• 

Postscheckkonto:  Berlin  Nr.  304  72 

IHR  ZEICHEN  IHRE  NACHRICHT  VOM  UNSER  ZEICHEN  TAG 


Hi/G  11. Januar  1936 


Sehr  verehrtër  Herr  Doktor  I 


Ich  habe  ausserordentlich  bedauert,  dass  ich  Sie  in 
der  kurzen  Mittagspause  der  Sitzung  des  Haushaltsausschusses 
nicht  noch  einmal  erreicht  habe.  Ich  wollte  nämlich  das  fol- 
gende mit  Ihnen  besprechen: 

Auf  Grund  Ihrer  Anregung  bei  unserm  gemeinsamen  Freund 
Hahn  und  Ihres  Schreibens  vom  23. November  habe  ich  mir  die 

V 

Studien  zum  Mythos  des  20. Jahrhunderts  zunächst  besorgt  und 
mit  brennendem  Interesse  gelesen.  Ich  habe  sodann  auch  die 
wirtschaftlichen  Voraussetzungen  für  die  Durchführung  Ihrer 
Anregung  geprüft.  Es  ergeben  sich  bei  einer  Auflage  von  1000 
Exemplaren  ca.  M 1.500.-  Ausgaben. 

Ich  möchte  nun  verschlagen,  dass  Ihre  Anregung  etwas 


modifiziert  wird,  dass  nämlich  nicht  eine  wortgetreue  Ueber- 
setzung  des  Buches  vorgenoramen  wird,  sondern  dass  man  die 
zwei  Bogen  Parallel-Druck  aus  dem  1924  erschienenen  und  in 


den  genannten  Studien  sehr  rühmend  erwähnten  Buch  von  Segel 
(ich  habe  22-24  sehr  intensiv  bei  dieser  Arbeit  mitgewirkt) 
neu  herausbringt  und  durch  eine  dritte  Parallele  ergänzt, 
nämlich  durch  den  französischen  Originaltext,  Ich  schätze 

a • 

diese  Ausgabe  auf  etwa  M 500.-  bis  M 600”.-,  zumal  man  ja  auch 
einige  Abbildungen  der  Titelseite  einarbeiten  müsste. 

Halten  Sie  es  für  möglich,  diesen  Betrag,  der  bei  uns 
ausseretatsmässig  wäre,  von  befreundeter  Seite  uns  zur  Ver- 
fügung zu  stellen  ? ^ 

Ich  würde  mich  sehr  freuen,  wenn  Sie  gelegentlich  einer 

Ihrer  nächsten  Reisen  für  mich  im  Bristol  wieder  eine  kurze 
« 

Stunde  Zeit  hätten  und  begrüsse  Sie  in  bekannter  Hochschätzung. 

Ihr  sehr  ergebener 


« N- 
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Bemerkungen  i 


(omple: 


R«9istra4ureii  und  Orgsnisal^drt 
Crkh  Ptoeren&Co.  Kom  -O^s.  B«tiel  ê.  Rti. 

Gwnttral^V/^rtralwr^B 

F.  Flothmmnn  G.  m.  to  H.  Essers 


GMM»t«}N(Buch*ta!»« 


KURT  H.  GRUNEBAUM 

transfile  #9 


Intentional  Second  Exposure 


Gemeinsame  Sitzung  des  Vorstandes,  der  Repräsentanten,  des 
Rabbinats  und  der  Vertreter  des  R.J.P.am  5*XI«1929 


im  Sitzungssaals  des  Bankhauses  Simon  Hirschland. 
^8.45  Uhr 

Anwesend:  Die  Herren:  Kurt  Hirschland,  Dr. Georg  Hirschland, 

S. Hoffmann,  Josef  Passmann,  Richard  Herz,  Gustav  Nassau, 
Max  Aliel,  J. Geldern,  D.Salm,  H. Rosendahl,  Gustav  Blum, 
Dipl. Ing. Finger,  Conrad  Leyser,  S.Eendix,  B.Margulies, 

D* Samson,  A.RathM,  Max  Kugelmann,  Rabbiner  Dr. Samuel, 
Rabbiner  Dr.Hahn,  Dr, Gottschalk,  Emil  Romberg. 


Herr  Kurt  Hirschland  eröffnet  die  Sitzung  und  begrüsst 
die  Anwesenden  und  erteilt  das  Wort  Herrn  Dr. Georg  Hirschland,  der 
als  erster  Vorsitzender  des  Vorstandes  den  Verlauf  der  bisherigen  Ver- 
handlungen in  der  Denkmalsangelegenheit  schildert.  Er  verweist  auf 
den  Beschludé  der  Repräsentanz  vom  6. Januar  I927  , 

verliest  dann  das  Protokoll  der  Denkmalskommission  vom  12. Juni  1929» 
in  der  ein  neuer  Vorschlag  unterbreitet  wurde,  an  Stelle  eines  Denk- 
mals zur  Erinnerung  an  die  im  Kriege  gefallenen  Glaubensb rüder 
Synagoge  ein  Jugendheim  als  Kriegergedächtnisstiftung  zu  errichten, 

Herr  Kurt  Hirschland  schlägt  vor,  die  Verhandlungen  in 
folgender  Wei^e  zu  fuhren:  Die  Versammlung  solle  zunächst  beide  Vor- 
schläge durchsprechen.  An  die  Aussprache  soll  sich  dann  eine  Abstim- 
mung anschliessen,  die  für  die  Mitglieder  dieses  Gremiums  auch  in  Zu- 
kunft bindend  sein  soll.  — Nach  einer  längeren  Geschäftsordnungsdebat— 

te  wird  dieser  Vorschlag  einstimmig  angenommen  und  in  die  Di<av,-, 

j-öicussion 
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eißget  reten. 

Herr  Richard  Herz  spricht  sich  gegen  die  Anbringung 
eines  Denknals  an  der  Vorderseite  der  Synagoge  an,  da  alle  bisherigen 
Vorschläge  nur  als  Verlegenheitslösimgen  betrachtet  werden  können. 

gi'bt  zu  erwägen,  ob  man  nicht  eine  Bronzetafel  mit  den  Namen  der 
(Gefallenen  im  Innern  der  Synagoge  anbringen  könne».  Er  berichtet  wei- 
ter, dass  er  mit  einer  Reihe  von  Hinterbliebenen  der  Gefallenen  ge- 
sprochen habe,  die,  wie  er  selbst,  der  Meinung  sind,  dass  die  Errich- 
tung eines  Jugendheims  die  würdigste  Ehrung  für  die  im  Kriege  gefal- 
lenen Soldaten  unserer  Gemeinde  sein  würde. 

Herr  Rechtsanwalt  Abel  vertritt  den  Standpunkt,  dass 
TtiftTi  nur  den  im  Kriege  Gefallenen  eine  Ehrung  erweisen  dürfte,  mit  der 
die  auf  dem  Felde  der  Ehre  Gestorbenen  selbst  einverstanden  wären, 
wenn  sie  ihr  Urteil  abgeben  könnten.  Er  ist  überzeugt,  dass  die  Er- 
richtung eines  Jugendheims  zur  Kräftigung  der  kommenden  Generation 

ganz  T ^ Sinne  der  Frontkämpfer  wäre. 

Herr  Hoffmann  befürwortet  in  längerer  Rede  die  Errich- 
tung des  Denkmals  auf  dem  Synagogenvorplatz,  damit  vor  allem  auch 
die  nicht  jüdisch®  Öffentlichkeit  Gelegenheit  nehmen  könne,  sich  dar- 
von  zu  überzeugen,  ein  welch  hoher  Prozentsatz  im  Kriege  ihr  Leben 

lassen  musste. 

Herr  Recht sanv/alt  Dr. Gott schalk  gibt  zur  Kenntnis,  dass 
er  sich  an  den  Beschluss  des  R.J.F. halten  müsse,  der  die  Errichtung 

des  Denkmals  auf  dem  Vorderplatz  der  Synagoge  fordere. 

Herr  Dr,Hahn  zerstreut  ein  Missverständnis;;  als  ob  die 
Vertreter  des  Jugendheim-Gedankens  nicht  ebenso  sehr  wie  die  Denkmals- 
Befürworter  für  die  Ehrung  der  Gefallenen  eintreten  vo  Ilten.  Er  tritt 

dafür  ein,  dass  das  Jugendheim  im  Mittelpunkt  der  Stadt  errichtet 
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werden  soll,  dass  aber  auf  der  Stirnseite  dieses  Hauses  eine  Erinne- 
rungstafel anzubringen  sei,  in  der  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht 
wird,  dass  dieses  Haus  für  die  jüdische  Jugend  gestiftet  sei  im  An- 
denken an  die  72  im  Weltkriege  gefallenen  jüdischen  Soldaten  unserer 

Gemeinde  »Auf  diese  Weise  seien  beide  Projekte  aufs  Beste  miteinander 

im 

verbunden,  man  hätte  Andenken  an  die  Kriegsgeneration  ein  Werk 
für  die  Zukunft  des  Judentums  geschaffen  und  gleichzeitig  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  dass  auch  dis  nicht  jüdische  Bevölkerung  von  dem 

Sinne  dieses  Werkes  Kenntnis  bekäme, 

Herr  Margulies  tritt  mit  beredten  Worten  für  die  Er- 
richtung des  Jugendheims  ein,  dass  vor  allem  ein  Haus  sein  soll,  in 
dem  der  Gedanke  des  Priedens  im  Andenken  an  die  Opfer  des  Krieges 
gepflegt  werden  soll, 

Herr  Geldern  bittet  bald  zur  Abstimmung  zu  kommen, 

Herr  Dr, Samuel  tritt  für  das  Denkmal  im  Vorhofe  der 

Synagoge  ein, 

Herr  Gustav  Blum  gibt  zu  erwägen,  ob  der  Gedanke  der 
Bronzetafeln  in  der  Synagoge  nicht  bald  zur  Ausführung  gebracht  wer- 
den könne, 

Herr  Rath  schliesst  sich  den  Rednern  an,  die  ein  Ju- 
gendheim befürworten, 

Herr  Adolf  Koch  verliest  einen  Artikel  des  Herrn  Will- 
. ner,  der  selbst  zwei  Bvüder  im  Kriege  verloren  hat,  den  er  am  1, De- 
zember 1928  im  Hakoah  veröffentlichte  und  in  dem  er  im  Namën  der 
Hinterblfebenen  für  die  Errichtung  eines  Jugendheims  als  Kriegerge- 
dächtnisstiftung warm  eintritt,  Herr  Koch  selbst  schliesst  sich  die- 
sen Ausführungen  voll  und  ganz  an, 

Herr  Dr.^^^^g  Hirschland  gibt  zu  bedenken,  dass  er 
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noch  nicht  den  Vorsi^  ^Cane  hatte  , als  der  Beschluss  der  Repräsen- 
tanz, ein  Denkmal  in  der  Synagoge  zu  errichten,  gefasst  wurde.  Für 
•ihn  sei  die  ganze  Frage  eine  Gewissensfrage.  Er  findot  ee  deghalh 

^ Afigelégëiahe it  èTBB  Majoxisiertas^  Torgaa^femen. 

Er  gibt  zu  bedenken,  dass  wir  in  unserer  Gemeinde  wenige  soziale 
Anstalten  besitzen  und  dass  es  sicherlich  von  allen  Gemeindemitglie- 
dem  freudig  begrüsst  würde,  wenn  der  Gedanke  des  Ju^ndheims  yerwirk- 
licht  würde.  Er  teilt  bei  dieser  Gelegenheit  mit,  dass  die  Istiak  und 
Henriette  Hirschland  Stiftung,  Jüdisches  Kinderheim  G.m.b.H.,  in  ab- 
sehbarer Zeit  ausgebaut  würde,  sodass  in  Zukunft  die  doppelte  Anzahl 
der  Kinder  dort  Unterkunft  fänden  könne.  Im  Anschluss  an  eine  Stelle 
in  der  Hagadah  weist  er  darauf  hin,  dass  wir  Juden  nie  Freunde  von 
Denkmälern  aus  Stein  und  Erde  gewesen  sind,  sondern  dass  wir  es  als 
unsere  Pflicht  erachteten,  in  Zeiten  der  Not  die  Bitternis  unseres 
Erlebens  durch  Opfer  an  Geldmitteln  zu  beheben.  Er  sei  der  Überzeu- 
gung, dass  der  Gedanke,  das  Haus  für  die  Jugend  zu  bauen  in  Erinnerung 
an  die  Kriegsopfer,  am  ehesten  geeignet  sei,  die  nicht  unbeträchtli- 
chen Geldmittel  frei  zu  machenéée,  die  zur  Errichtung  eines  Heimes 
notwendig  sind.  Er  selbst  erklärt  sich  bereit,  das  Seinige  zur  Auf- 
bringung der  Kosten  zu  tun. 

Herr  Hermann.  Rosendahl  fordert  den  R.J.F. anlässlich 
dieser  Erklärung  auf,  von  ihrem  ursprünglichen  Gedanken  abzusehen  und 
für  das  Jugendheim  einzutreten, 

Dr. Gott schalk  erklärt,  dass  er  persönlich  für  das  Ju- 
gendheim sei,  glaubt  aber  den  Mitgliedern  des  R.J.F.  nur  dann  diesen 
Gedanken  plausibel  machen  zu  können,  wenn  hier  eine  Erklärung  ab- 
gegeben werden  könne,  bis  wann  man  wohl  mit  der  Fertigstellung  des 
Jugendheims  rechnen  dürfe. 
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Herr  Kurt  Hirschland  erklärt  darauf,  dass  man  überzeugt 
sein  könne,  dass  das  Jugendheim  bis  zum  5*IJezöi3aber  19^1  unter  Dach 


und  Pach  sei. 


Herr  Dr.Grott schalk  glaubt  daraufhin  keinen  Grund  mehr 


sehen  zu  sollen,  um  die  Porderong  des  R.J.P,  aufrecht  zu  erhalten 
und  stimmt  dem  Gedanken  der  Errichtung  des  Jugendheims  vollinhaltlich 


Herr  Dr. Samuel  und  Herr  Hoffmann  ziehen  darauf  ihre 
Anträge  ebenfalls  zurück  und  erklären  sich  mit  der  Errichtung  des 
^Jugendheims  als  Kriegergedächtnisstiftung  einverstanden 

Die  Abstimmung,  die  hierauf  der  Vorsitzende  der  Versamm- 
lung Herr  Kurt  Hirschland  vornehmen  lässt,  ergibt  einstimmige  Annahme 
des  Antrages  , ein  Jugendheim  zur  Ehrung  der  72  im  Weltkriege  gefal- 
lenen Soldateuu  der  Synagogengemeinc^  Essen,  zu  errichteij^-Ü^ü^  (^co 


>•  aenen  poxauj^^sn  aer  oynagogengemeinc^  ^aaen.  zu  erricnuen^^^-,- y 

Herr  Dr. Georg  Hirscfiland  spricht^^näöh  der  Abstimmung 
/^ry^-u Dr.Hahn  einen  herzlichen  Dank  des  Vorstandes  für  die  tatkräfti- 
ge  Förderung  des  Jugendheim-Gedankens  aus,  er  bittet  es  bei  diesem 
^ Beschluss  nicht  bewenden  zu  lassen,  sondern  sofort  an  die  Arbeit  zu 
t/  gehen.  Er  schlägt  vor,  ihm  einen  Arbeitsausschuss  zur  Seite  zu  stel- 
len,  dem  neben  dem  Vorsitzenden  des  Vorstandes  folgende  Persönlich- 
tcuc^  ^sbIlXqti  angehören  sollen:  Die  Herren; 

~ Dr.Hahn,  Dr,  Gott  schalk,  Reek^aeg^wa^»  Dr.Rinteli 
Dr, Mendel,  Frendenberg,  Herz,  Blum. 


bleiben^“ 


Diesem  Gremium  soll  das  Recht  der  Kooptation  Vorbehalten 


Herr  Geldern  spricht  im  Namen  der  Versammlung  den  Herren 


Hirschlond  den  herzlichsten  Daknk  für  ihr  warmes  Interesse  und  ihre 


tatkräftige  Unterstützung  für 


das  Wohl  9SäBS/[-  der  Gemeinde 
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betreffende  Arbeiten  aus, 

Herr  Kurt  Hirschland  spricht  im  Hamen  seiner  Familie 
dem  Senior  der  Versammlung  Jien  besten  Daik  für  seine  anerkennenden 
und  dankenden  Worte  aus  und  schliesst  die  Versammlung  mit  Dankes- 
worten, 

Schluss  der  Sitzung  11,30  uhr. 


Synag  ogerjgeme  inde 
Essen 
Alfredistrasse  2 


Essen,  den  7»  Januar  1930 


An  das 


Sekretariat  des  Bankhauses  Simon  Hirschland, 
z.Hd.von  Präulein  Silhermann, 

Essen, 


Lindenallee  7/9» 


Wunschgemäss  wird  Ihnen  in  der  Anlage  der  für  das 
Protokoll  notwendige  Auszug  aus  dem  Protokoll  der  Repräsentan- 
ten-Sitzung  vom  6. Januar  1927  überreicht. 

a-L 


Anlage . 


Gesehen: 

Herr  KURT  HIRSCHLAND 

Dr.  GEORG  HIRSCHLAND 
GUSTAV  HARFP 

. ^ ..  ADOLF  HECKMANN 
S.  lOOno 


CecGlnonme  Liitaung  deo  VorstondoSf  der  Repräoentnnteiit  dos 
H;lt>inats  und  der  Vertreter  dos  fia  ö.  11*  19*^9  iß  »^iiï  *• 

zimgsBö^ae  des  Jyj.nkhaiißea  ^Inon  Illrschland,  Koo^ifUm  8,45  Uhr. 


inwooend:  die  Herren:  Kurt  Hirsohland,  Dr,  Oeorg  Hiroohlond,  ötlloff  - 

mfmiif  Jooef  Paosm  nnt  Rieh  rd  HerZt  Ouuttäv  Noo- 
SetUf  Max  AT^olf  J#Greldomf  D«  üüXßf  H^Rosend^-^hlf 
Guctov  Blum,  ])lpl*-lng.  Finger,  Conrad  Loyser, 
ö.  Bendix,  B.  MßtgulloG,  B.  öami^on,  A.  Rath, 
üax  ungeto  nn,  Rebblner  Br.  Beauel,  Rabbiner  Br. 
Hohn,  Br.  Gottcchalk,  Bail  Rexaberg. 

Herr  Kiirt  hirsohland  eröffnet  die  wltaung  und  begrüsjst  die 
Jmveßondon  und  erteilt  das  bort  Uerm  Br.  Georg  Hirsohland, der  als 
erster  Vorsitzender  dos  Vorettndes  den  Verlauf  der  bisherigen  Vcrtiand- 
i\mson  in  der  i^onknialsi ngelegenheit  schildert.  Er  venweist  auf  den 
Beochlu-o  der  Reprfisentfinz  vora  6.1.1927  i 

”jLunkt  5 hhrenzaal.  Sur  Besprechung  dieser  Angologenhoit  waren 
Herr  Rabbiner  Br.  liarauel  sowie  der  Vorstand  dos  R.J.F#  er  - 
DOhienen.  Hach  eingehender  Debatte  wurde  betreffs  der  Platz  - 
frage  folgender  Beoohltiss  gefasst: 

Bes  i:hron*al  für  die  Gefallenen  wird  vor  einem  der  Bögon 
an  der  linken  Seite  des  YorhoXs  naoh  neuf  nzufertigenden  Kodell 
iufgeotellt.  Zwischen  BOgen  vnd  Benknal  soll  ein  rngomossener 
Abotand  verbleiben,  " 

verliest  dann  das  Protokoll  der  Bcnkmalskomnioolon  vom  12. Juni  1929, 
in  der  ein  neuer  Vorschlag  untorbroitot  v/urdo,  Mi  Stolle  clnos  ^enk-» 
üK^ls  sw  Erinnerung  an  die  io  Kriege  gefallenen  OlaubcnobrUder  ein 
Jugendheim  f lo  Kriegergedacl  tnisotiftung  zu  erriohton. 

Herr  Kurt  Hiroohlond  schlügt  vor,  die  Verhandlungen  in  f öli- 
gen der  V^eise  SU  f Uhr  on:  Die  Vorocoolung  solle  sunächst  beide  Vor  - 

durchsprochen.  -.n  die  AUi38j>racho  soll  sich  dann  eine  Abotlo» 
oung  cn CO hiio OSO  11,  die  für  die  Mitglieder  dieses  Brcniuciß  in 

Zukunft  bindend  sein  soll.  - Rach  einer  längeren  ^occhÄftsordnungß  - 
dobatte  wird  dieser  Vorschlag  einst isimlg  angenomnen  und  ln  die  Bißkucoioi 
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elngiet  reten* 

Uorr  Rlcshard  Horz  spricht  sich  gegen  tile  Anbringung  oinos 
j-^enlnnJAlo  der  Vorderseite  der  synagoge  eua#  de  eile  biuherlgon 
Vorscliläge  nur  als  Veaäogonticitalööiingon  betrachtet  werden  können. 

*.r  gibt  au  erw  gentOb  man  nicht  eine  Bronsotafol  mit  den  Kmon  der 
Goiallonen  im  Innern  der  ..ynagoge  anbringen  könne.  Kr  berichtet  wel- 
ter, dass  er  mit  einer  hoihe  von  Eintor  blieb  «lon  der  Oefnllenen  gespro- 
chen habe,  die  wie  er  selbst  der  Meinimg  sind,  dass  die  Krrichtung 
eines  Jugondlieims  die  würdigste  Ehrung  für  die  im  Kriege  gefallenen 

..oldsten  unserer  Gemeinde  sein  würde. 

Herr  Rechtsanwalt  Abel  vortritt  den  .^tJ'ndpunktt  dass  man 
nur  den  ln  Kriege  Gefi^llcncn  eine  Ehrung  cr?/cloon  dürfte, mit  der  die 
auf  den  Felde  der  Ehre  Geotoebenen  selbst  einVerstondon  würen,  wenn 
eie  ihr  Urteil  ab  geben  könnten.  Kr  ist  überzeugt,  dass  die  J:.i*richtung 
eines  jugendheineo  sur  Kräftigung  der  kommenden  Generation  gtnz  ln  Ginne 

der  Frontkttmpfer  wire. 

Herr  noffmir*n  befürwortet  in  längerer  Rede  die  Errichtung 
des  Denkmals  auf  dan  jpnagogenvorplats,  damit  vor  ollen  auch  die 
nicht  jüdische  Oof fentliohkeit  Oolegonhoit  nehmen  kösno,  sich  üvon 
SU  überzeugen,  ein  v/elch  hoher  Irozontoat^  im  Kriege  ihr  Loben  lassen 

musste. 

Herr  Reohtoanwalt  Dr.  Gottsohalk  gibt  zur  Kenntnis, dass  er 
sich  an  den  hoochluso  des  R.J.F.halten  müsse,  der  die  Errichtung  des 
enkmalo  auf  den  Vordorplata  der  «ynagogo  fordere. 

Herr  Dr.  Hahn  zerstreut  ein  Elsöverctiindnis}  als  ob  die  Ver- 
treter des  Jugondhoim-Gedi^nkono  nicht  ebenso  sehr  wie  die  Dontoels  - 
Belürworter  für  die  Ehrung  der  Gefallenen  cintreten  wollten.  Kr  tritt 
dofür  ein,  dass  das  Jugendheim  im  hittolpunkt  der  ütadt  errichtet  werden 
soll, dass  aber  auf  der  stimöeite  dieses  Hauses  eine  Erinnerungstafel 
finzubrlngen  sei,  in  der  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  dass  die  - 
80S  lla\u3  für  die  jüdisolie  Jugend  gestiftet  sei  im  Andenken  an  die  72 
in  Weltkriege  gefallenen  jüdioohon  Eoldaten  unserer  Oenoinde.  Auf  die  • 
oe  Weise  seien  beide  Projekte  aufo  beste  miteinander  verbunden, non 
hätte  im  Andenken  an  die  Kr io go gone ration  ein  Werk  für  die  Zukunft 
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dcD  JudentiTiO  geeohaffcm  und  eleichzoltig  die  iuö&LlchJceit  gei^ebenpäiioe 
ouch  die  nicht  jüdische  h^völkcrung  von  dem  . inno  dlcoea  Workeo  Kennt  - 
nie  bckiSine« 

liorr  i^ergulieö  tritt  mit  beredten  ¥/orten  2lir  die  liJfrichtunc 
dos  .ugendheinoe  ein,  das  vor  ellam  ein  Heues  ein  eoll,  in  den  der  Go  - 
denkt  dos  Friedens  in  Andenken  an  die  Opfer  doo  Kriogeo  gepflegt  wer- 
den ooll« 

Herr  Geldern  bittet  bald  zur  Abstiianung  zu  können. 

Herr  Dr.  ijoauel  tritt  für  dos  I^nknua  im  Vorhof o der  Oynagoge 

ein. 

Herr  Gustav  Blum  gibt  zu  erwi  gen,  ob  der  Gedctnke  der  Bron- 
zetofeln  in  der  Synagoge  nicht  bald  zur  Aui:fUhrung  gebracht  worden 
könne. 

Herr  Rath  ochliesöt  sich  den  Hednem  ein, die  ein  Jugendheim 
befürworten. 

Herr  Adolf  Koch  verliest  einen  . rtlkel^  doo  Horm  Wlllner, 
der  selbst  2 Brüder  ln  Kriege  verloren  hat,  don  er  tm  l.Beaomber  1928 
im  Hakoah  veröffentlichte  und  in  dem  er  in  Hamen  der  1 * int  ert)  lieb  enen 
für  die  Brriohtung  eines  Jugondholmec  als  Kriogorged’  chtniootiftung 
wem  e intritt.  Herr  Koch  selbst  Boiiliosst  sich  dioson  A^iführungen 
voll  und  gons  an. 

Ilt.rr  Br.  Georg  Hlrschland  gibt  zu  bedenken, dass  er  noch 
nicht  den  Vorsitz  dea  ^^ynagogeitvorstandeo  innohatto,  als  der  Beschluss 
der  Reprheentans,  ein  Denkmal  ln  der  Synagoge  zu  errichten,  gofeoot 
wurde.  Für  Ihn  sei  die  ganze  iVage  eine  Gewissens  frage.  Kr  gibt  zu 
bedenken, dass  wir  in  unserer  Gemeinde  wenig  soziale  Anstalten  besitzen 
und  dfosc  03  sicherlich  von  allen  Gemein donit gliedern  li*oudig  bogrUsst 
würde,  wenn  der  Gedanke  des  Jugendheims  ver^vJUPklicht  würde.  Er  teilt  bei 
dieser  Gelegenheit  mit,  dass  aus  privaten  Dtiftungsnitteln  die  Isaac 
und  Ilonrlettc  liirachli.nd  -Stiftung,  Jüdisches  Kinderheim  G.ia.b.H.  in 
obsehbaror  Zeit  aus^ebaut  würde,  so  dass  in  Zukunft  die  de  polte  An  - 
zahl  der  X index  dort  Unterkunft  finden  könno.  ln  Anschluss  m eine 
btclle  in  der  Hagadah  weist  er  darauf  hin,  dnus  wir  Juden  nie  Freunde 
von  Denkmillom  cus  utein  und  Erde  gewesen  sind,  sondern  dass  wir  os  als 
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unsere  Villoixt  erachteten,  in  Zeiten  der  iiot  die  Bittemie  imscres 
Jürleheno  durch  Opfer  an  öoldmltteln  su  beheben,  rir  ooi  der  Uobor  - 
seugung,  dass  der  ^^edanke,  das  Haus  für  die  Jugend  zu  bauen  in 
Lrinnerung  on  die  Kriegoopfor,  on  ehesten  goeignet  ooi,  die 
nicht  unbeträchtlichen  Oeldmittel  frei  zu  nöchon,dic  zur  lirr iohtung 
elnee  heims  notwendig  sind,  hx  oelbot  erklärt  sich  bereit,  das  boini- 


go  zur  Aulbringung  der  Kosten  zu  tun. 

}ie~r  Hermann  I^osendahl  fordert  den  H.J.f.  anlhsolich 


dieser  Krklürung  auf,  von  ihrem  uroprUngliot'^en  öedrnken  ebzugohen 
und  für  das  Jugendheim  einzut roten. 

Dr.  Gottßohalk  erklärt,  daso  er  x^crsünlioh  für  das  Jugend- 
heim sei,  glaubt  aber  den  ilitgliedem  des  R.J.F.  nui’  dc^i  diesen  Go  - 
danken  plausibel  naohen  zu  kün.ien,woni  hier  eine  KrkHirxmg  ohgogeben 
werden  könne,  bis  warn  man  wotl  mit  der  Fertigstellung  dos  Jugend- 
heims reoiincïi  dürfe. 

iierr  Kurt  hiroohland  erklärt  dorouf,  dass  msn  Überzeugt 
sein  könne,  daac  das  Jugendheim  bis  sum  5.  Bezeiabcr  1931  unter  ^aoh 
land  loch  sei. 

Herr  Br.  Gottschclk  glaubt  daraufhin  keinen  Grund  mehr  sehen 
CU  sollen, um  die  Fordcrving  des  H.J.F.  aufrecht  su  erhalten  und  stimmt 


dem  Gedanken  der  Errichtung  doo  Jugendheims  vcllinheltlich^u  « 

iierr  Dr.  Büifiuel  und  Herr  Hoffmiinn  ziehen  dara\if  ihre  ;.n- 
träge  ebenfalls  sun?ok  und  erklären  eich  mit  der  Errichtung  des  Ju  - 
gendholas  eis  Kriogergcdachtnlsstiftung  oinvorot mden. 

Üe  /.bf  tiramung,  die  hierauf  der  Vorsitzende  der  Vorsamm- 
lung,Herr  Kurt  ilirochland,  vornelimen  lasst,  ergibt  e ins timmige. 

;nn.  ixme  des  Antrages,  ein  Jugendheim  zur  Bhruxig  der  72  in  Welt  - 
kriege  gofcllonen  üoldaton  der  Gynogogengomeindo  Ecoon  zu  errichten 
und  den  Plan  der  IFrriohtung  eines  3::hr8nmGlc  im  Vorhof  der  Eynfigoge 
fallen  zu  lassen,  ks  wird  olsdaxm  noch  von  veroohiedonen  . eiten  der 
Wunsch  zum  Ausdruck  gdracht,  ln  Inn  com  der  Synagoge  eine  Krinncrungs- 
tJ  fei  vinzubr Ingen. 

Herr  Dr.  Georg  Hiroohland  spricht  noch  der  Abstlnraung 
Horm  Dr.  liahn  einen  herzlichen  Dank  des  Vorstandes  für  die  tat  - 
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kräftige  Förderung  dos  Jugendheims  - Gradisnkens  ou^t  or  bittot 
os  bei  diosoa  boschluso  nicht  bewenden  su  IßOBon,  sonder  sofort 
an  ölo  /ii^olt  zu  gehen*  hx  schlägt  vori  Ute  clren  ArboitDQUncclïUu^s 
-ur  ^olte  zu  ßtollon,den  neben  de  Vorcltsendon  dos  Vorstandes  folgen- 
de Persönlichkeiten  irngkhören  sollen j Pie  ïlerren: 

Br,  ilftlin*  Br*  Gottsohelk,  Br*  Rinteln*  Br.  MendoltPrcuderiborg, 

Hera*  Blum  • 

Piesom  Grealisa  soll  das  ^moht  der  Kooptation  Vorbehalten 

bbiben* 

Herr  Geldern  spricht  Im  Hamen  der  Vorsommlung  den  Herren 
Klroohlend  den  horzllchsten  Senk  für  ito  wormos  Intcarosoe  \mä  ihre 
tatkr!  ftlgo  UntorstUtzung  fur  dao  lokl  der  Oooelnde  tetref fände 

arbeiten  aus  • 

Herr  Kurt  hirschland  spricht  in  Hamon  seiner  Famllio 
dem  Genior  der  Versa  mlung  den  besten  Penk  für  seine  {anerkennenden 
tind  denlcenden  Worte  aus  und  ochllesot  die  Versarjalung  mit  Ponkes  - 
warten* 

nchluos  der  ölt  sung  11#  3o  hr  . 
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Fernruf  21644  und  21645 

An  Sonn-  und  gesetzlichen  Feier- 
tagen sowie  Sonnabend  nach- 
mittags von  1*/,  Uhr  an  ist  unser 
Büro  geschlossen 


Max  Abel,  Dr.  Herzfeld  I,  Dr.  Krombacht 

: Rechtsanwälte  und  Notare  9 


! Essen,  den 

Hentahaut  am  Hauptbahnhof.  ZImmar  36 — 46 


5.  Dezember  1929  H/J 


Postscheck-Konto : 
Amt  Essen  12920 

Herrn  Bankier  Kurt  Hirschland, 

Essen. 


Durch  Boten! 
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: der  heutigen  Sitzung  teilzunehmen, bin  ich 

leider  verhindert.  Ich  bitte, mein  Fernbleiben  daher  zu 
entschuldigen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
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Gemeinsame  Sitzung  des  Vorstandes,  der  Repräsentanten,  des 
Rddbinats  imd  der  Vertreter  des  R#J.P.  am  5,11*1929  im  Sit  - 
zungssaale  des  t^ankhauses  Simon  Hirschland,  Essen, um  8,45  Uhr, 


Anwesend:  die  Herren:  Kurt  Hirschland,  Dr.  Georg  Hirschland,  S.Hoff  - 

mann,  Josef  Passmann,  Richard  Herz,  Gustav  Nas- 
sau, Max  Abel,  J. Geldern,  D,  Salm,  H. Rosendahl, 
Gustav  Blum,,  Dipl, -Ing.  Finger,  Conrad  Leyser, 

S.  Bendix,  B.  Margulies,  D.  Samson,  A.  Rath, 

Max  Kugelmann,  Rabbiner  Dr.  Samuel,  Rabbiner  Dr. 
Hahn,  Dr.  Gott schalk,  Emil  Romberg. 

Herr  Kurt  Hirschland  eröffnet  die  Sitzung  und  begrüsst  die 
Anwesenden  und  erteilt  das  Wort  Herrn  Dr.  Georg  Hirschland, der  als 
erster  Vorsitzender  des  Vorstandes  den  Verlauf  der  bisherigen  Verhand- 
lungen in  der  Denkmalsangelegenheit  schildert.  Er  verweist  auf  den 
Beschluss  der  Repräsentanz  vom  6.1.1927  : 

"Punkt  5 Ehrenmal.  Zur  Besprechung  dieser  Angelegenheit  v/aren 
Herr  Rabbiner  Dr.  Samuel  sowie  der  Vorstand  des  R.J.P.  er- 
schienen. Nach  eingehender  Debatte  vmrde  betreffs  der  Platz  - 
frage  folgender  Beschluss  gefasst; 

Das  Ehrenmal  für  die  Gefallenen  wird  vor  einem  der  Bögen 
an  der  linken  Seite  des  Vorhofs  nach  neuanzufertigendem  Modell 
aufgestellt.  Zwischen  Bogen  und  Denkmal  soll  ein  angemessener 
Abstand  verbleiben,  " 

verliest  dann  das  Protokoll  der  Denkmalskommission  vom  12, Juni  1929, 
in  der  ein  neuer  Vorschlag  unterbreitet  wurde,  an  Stelle  eines  Denk- 
mals zur  Erinnerung  an  die  im  Kriege  gefallenen  Glaubensbrüder  ein 
Jugendheim  als  Kriegergedächtnisstiftung  zu  errichten*- 

Herr  Kurt  Hirschland  schlägt  vor,  die  Verhandlungen  in  fol- 
gender Weise  zu  führen:  Die  V0rssmmlung  solle  zunächst  beide  Vor  — 
schlage  durchsprechen.  An  die  Aussprache  soll  sich  dann  eine  Abstim- 
mung anschliessen,  die  für  die  Mitglieder  dieses  Gremiums  auch  in 
Zukunft  bindend  sein  soll.  - Nach  einer  längeren  ^ecchäftsordnungs  - 
debatte  wird  dieser  Vorschlag  einstimmig  angenommen  und  i n die  Diskussion 
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eingetreten# 

Herr  Richard  Herz  spricht  sich  gegen  die  Anbringung  eines 
Henkinals  an  der  Vorderseite  der  Synagoge  aus,  da  alle  bisherigen 
Vorschläge  nur  als  Vesäegenheit slösungen  betrachtet  werden  können. 

Ar  gibt  zu  erwägen, ob  man  nicht  eine  Bronzetafel  mit  den  Hamen  der 
Gefallenen  im  Innern  der  Synagoge  anbringen  könne.  Er  berichtet  wei- 
ter, dass  er  mit  einer  Reihe  von  Hinterbliebenen  der  Gefallenen  gespro- 
chen habe,  die  wie  er  selbst  der  Meinung  sind,  dass  die  Errichtung 
eines  Jugendheims  die  würdigste  Ehrimg  für  die  im  Kriege  gefallenen 
Soldaten  unserer  Gemeinde  sein  würde. 

Herr  Rechtsanwalt  Abel  vertritt  den  Standpunkt,  dass  man 
nur  den  im  Kriege  Gefallenen  eine  Ehrung  erv;eisen  dürfte, mit  der  die 
auf  dem  Beide  der  Ehre  Gestorbenen  selbst  einverstanden  wären,  wenn 
sie  ihr  Urteil  abgeben  könnten.  Er  ist  überzeugt,  dass  die  Errichtung 
eines  Jugendheimes  zur  Kräftigung  der  kommenden  Generation  ganz  im  Sinne 
der  Frontkämpfer  wäre. 

Herr  Hoffmann  befürwortet  in  längerer  Rede  die  Errichtung 
des  Denkmals  auf  dem  Synagogenvorplatz,  damit  vor  allem  auch  die 
nicht  jüdische  Oef fentlichkeit  Gelegenheit  nehmen  könne,  sich  davon 
zu  überzeugen,  ein  welch  hoher  Frozentsatz  im  Kriege  ihr  Leben  lassen 
mus  st  e . 

Herr  Rechtsanwalt  Dr.  Gottschalk  gibt  zur  Kenntnis , dass  er 
sich  an  den  Beschluss  des  R.J.P. halten  müsse,  der  die  Errichtung  des 
uenkmals  auf  dem  Vorderplatz  der  Synagoge  fordere. 

Herr  Dr.  Hahn  zerstreut  ein  Missverständnis;  als  ob  die  Ver- 
treter des  Jugendheim-Gedankens  nicht  ebenso  sehr  wie  die  Denkmals  - 
Befürworter  für  die  Ehrung  der  Gefallenen  eintreten  wollten.  Er  tritt 
dafür  ein,  dass  das  Jugendiieim  im  Mittelpunkt  der  Stadt  errichtet  werden 
soll, dass  aber  auf  der  Stirnseite  dieses  Hauses  eine  Erinnerungstafel 
anzubringen  sei,  in  der  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  dass  die  - 
ses  Haus  für  die  jüdische  Jugend  gestiftet  sei  im  Andenken  an  die  72 
im  Weltkriege  gefallenen  jüdischen  Soldaten  unserer  Gemeinde.  Auf  die  - 
se  'Weise  seien  beide  Projekte  aufs  beste  miteinander  verbunden, man 
hätte  im  Andenken  an  die  Kriegsgeneration  ein  Werk  für  die  Zukunft 
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des  Judent-ums  geschaffen  und  gleichzeitig  die  Möglichkeit  gegeben, dass 
auch  die  nicht  jüdische  -Bevölkerung  von  dem  Sinne  dieses  V/erkes  Kennt  - 
nis  bekäme. 

Herr  Margulies  tritt  mit  beredten  Worten  für  die  Errichtung 
des  Jugendheimes  ein,  das  vor  allem  ein  Hausasin  soll,  in  dem  der  Ge  - 
danke  des  Friedens  im  Andenken  an  die  Opfer  des  Krieges  gepflegt  wer- 
den soll. 

Herr  Geldern  bittet  bald  zur  Abstimmung  zu  kommen. 

Herr  Dr.  Samuel  tritt  für  das  Denkmal  im  Vorhofe  der  Synagoge 

ein. 

Herr  Gustav  Blum  gibt  zu  erwägen,  ob  der  Gedanke  der  Bron- 
zetafeln in  der  Synagoge  nicht  bald  zur  Ausführung  gebracht  v/erden 
könne. 

Herr  Rath  schliesst  sich  den  Rednern  ein, die  ein  Jugendheim 
befürworten. 

Herr  Adolf  Koch  verliest  einen  Artikel  . des  Herrn  V/illner, 
der  selbst  2 Brüder  im  Kriege  verloren  hat,  den  er  am  1. Dezember  1928 
im  Hakoah  veröffentlichte  und  in  dem  er  im  Namen  der  Hinterbliebenen 
für  die  Errichtung  eines  Jugendheimes  als  Kriegergedächtnisstiftung 
v/arm  e intritt.  Herr  Koch  selbst  schliesst  sich  diesen  Ausführungen 
voll  imd  ganz  an. 

Herr  Dr.  Georg  Hirschland  gibt  zu  bedenken, dass  er  noch 
nicht  den  Vorsitz  des  Synagogenvorstandes  innehatte,  als  der  Beschluss 
der  Repräsentanz,  ein  Denkmal  in  der  Synagoge  zu  errichten,  gefasst 
wurde.  Für  ihn  sei  die  ganze  Frage  eine  Gewissens frage . Er  gibt  zu 
bedenken, dass  wir  in  unserer  Gemeinde  wenig  soziale  Anstalten  besitzen 
■und  dass  es  sicherlich  von  allen  Gemeindemit gliedern  freudig  begrüsst 
würde,  wenn  der  Gedanke  des  Jugendheims  verwirklicht  würde.  Er  teilt  bei 
dieser  Gelegenheit  mit,  dass  a'os  privaten  Stiftungsmitteln  die  Isaac 
und  Henriette  Hirschland  -Stiftung,  Jüdisches  Kinderheim  G.ra.b.H.  in 
absehbarer  Zeit  'ausgebaut  würde,  sodass  in  Zukunft  die  doppelte  An  - 
zahl  der  Kinder  dort  Unterkunft  finden  könne.  Im  Anschluss  an  eine 
Stelle  in  der  Hagadah  weist  er  darauf  hin, dass  wir  Juden  nie  Freunde 
von  Denkmälern  aus  Stein  und  Erde  gewesen  sind,  sondern  dass  wir  es  als 
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unsere  Pflicht  erachteten,  in  Zeiten  der  l^ot  die  Bitternis  unseres 
Erlehene  durch  Opfer  an  G-eldinitteln  zu  beheben.  Er  sei  der  Ueber  - 
Zeugung,  dass  der  G-edanke,  das  Hau.s  für  die  Jugend  zu  bauen  in 
Erinnerung  an  die  Kriegsopfer,  am  ehesten,  geeignet  sei,  die 
nicht  unbeträchtlichen  Geldmittel  frei  zu  machen, die  zur  Errichtung 
eines  Gleims  notwendig  sind.  Er  selbst  erklärt  sich  bereit,  das  Seini- 
ge  zur  Aufbringung  der  Kosten  zu  tun. 

Herr  Herma.nn  Rosendahl  fordert  den  R.J.F.  anlässlich 
dieser  Erklärung  auf,  von  ihrem  ursprünglichen  G-edanken  abzugehen 
und  für  das  Jugendheim  einzutreten. 

Br.  Gott schalk  erklärt,  dass  er  persönlich  für  das  Jugend- 
heim sei,  glaubt  aber  den  Mitgliedern  des  R.J.P.  nur  dann  diesen  Ge  - 
danken  plausibel  machen  zu  können, wem  hier  eine  Erklärung  abgegeben 
werden  könne,  bis  wann  man  wohl  mit  der  Fertigstellung  des  Jugend- 
heims rechnen  dürfe. 

Herr  Kurt  Hirschland  erklärt  darauf,  dass  man  überzeugt 
sein  könne,  dass  das  Jugendheim  bis  zum  5.  Dezember  1931  unter  Hach 
und  Fach  sei. 

Herr  Br.  Gottschalk  glaubt  daraufhin  keinen  Grund  mehr  sehen 
zu  sollen, um  die  Forderung  des  R.J.F.  aufrecht  zu  erhalten  und  stimmt 
dem  Gedanken  der  Errichtung  des  Jugendheims  vcllinhaltlicl^éu  . 

Hern  Br.  Samuel  und  Herr  Hoffmann  ziehen  darauf  ihre  An- 
träge ebenfalls  zuiück  und  erklären  sich  mit  der  Errichtung  des  Ju  - 
gendheims  als  Kr iegergedächtnisstiftimg  einverstanden. 

Die  Abstimmung,  die  hierauf  der  Vorsitzende  der  Versamm- 
lung, Herr  Kurt  Hirschland,  vornehmen  lässt,  ergibt  einstimmige 
u-nnalime  des  intrages,  ein  Jugendheim  zur  Ehrung  der  72  im  Welt  - 
kriege  gefallenen  Soldaten  der  Synagogengemeinde  Essen  zu  errichten 
und  den  Plan  der  Errichtung  eines  Ehrenmals  im  Vorhof  der  Synagoge 
fallen  zu  lassen.  Es  wird  alsdann  noch  von  verschiedenen  Seiten  der 
V^unsch  zum  Ausdruck  gëracht,  im  Innern  der  Synagoge  eine  Erinnerungs- 
tafel anzubringen. 

Herr  Br.  Georg  Hirschland  spricht  nach  der  Abstimmung 
Herrn  Br.  Hahn  einen  herzlichen  Bank  des  Vorstandes  für  die  tat  - 
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kräftige  Förderimg  des  Jugendheims  - Gedanlcens  aus,  er  "bittet 
es  "bei  diesem  Beschluss  nicht  bewenden  zu  lassen,  sondern  sofort 
an  die  Arbeit  zu  gehen,  hr  schlägt  vor,  ihm  einen  Arbeitsausschuss 
zur  Seite  zu  stellen, dem  neben  dem  Vorsitzenden  des  Vorstandes  folgen- 
de Persönlichkeiten  angehören  sollen:  Die  Herren: 

Dr.  Kahn,  Dr.  Gott schalk,  Dr . Rinteln,  Dr.  Kendel, Freudenberg, 
Herz,  Blimi«, 

Diesem  Gremium  soll  das  i^echt  der  Kooptation  Vorbehalten 

bfe  ib  en . 

Herr  Geldern  spricht  im  Namen  der  Versammlung  den  Herren 
Kirschland  den  herzlichsten  Dank  für  ihr  warmes  Interesse  und  ihre 
tatkräftige  Unterstützung  für  das  Uohl  der  Gemeinde  betreffende 
■‘'•rb eiten  aus  . 

Herr  Kurt  Hprschland  spricht  im  Namen  seiner  Familie 
dem  Senior  der  Versauimlung  den  besten  Hank  für  seine  anerkennenden 
und  danlcenden  V/orte  aus  und  schliesst  die  Versammlamg  mit  Dankes  - 


; i’’ 


Kntvmrf  • 

Betrifft:  Sitzung  der  Denkmal skomtni esion  am  12. Juni  1929 


S 2=  B XX  S 


S X3  SS 


St  B SX  BS 
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Abwesend  waren  die  Herren 

Rabbiner  Dr.  Samuel, 

S.  Hoffmann, 

Rechtsanwalt  Dr .Gott schalk  , 

Romberg, 

Leyser , 

Baurat  Finger 

als  Gast:  Rabbiner  Dr.  Hahn  und  gegen  Schluss  der 
Sitzxmg  Herr  Adolf  Sohürmann 

der  Vorsitzender  der  Kommission:  Herr  Kurt  Hirschland 

Ohnö  Entschuldigung  fehle:  Herr  Rektor  Abrahaiji. 

Die  Sitz\ing  wurde  am  6,45  Uhr  eröffnet  und  die  Entwürfe 
von  Benno  Elkaui  und  Frau  Hai  m-v<  ent  scher  vorgelegt. 

Sin  Entwurf  des  Herrn  Elkan  hat  ziemlichen  Beifall 
gefunden,  aber  es  bestand  seitens  der  Rabbiner  gerade  gegen 
diesen  Entwurf  ein  gewisses  Bedenken, sodass  die  Vorschläge 

des  Herrn  Elkan  abgelehnt  wurden. 

Die  Entwürfe  von  Frau  Hain-Wentsoher  wurden  als  neu 
und  eigenartig  bezeichnet  und  es  soll  der  Verwaltung  vorgesohla- 
gen  werden,  entweder  Entwurf  I oder  Entwurf  VI  eventuell 

ZU  lassen«  Der  Entwurf  VI  hat  einigen  llitgliedem 
der  Kommission  besonders  gut  gef allen, während  von  einer  Seite 
darauf  aufmerksam  gemacht  wurde,  dass  er  vielleicht  zu  schlicht 
sei.  Hiergegen  wurde  gesagt,  dass  gerade  die  Schlichtheit  einen 
besonderen  Eindruck  machen  würde.  Was  den  Entwurf  I anbetrifft, 
so  wurde  der  Vorschlag  unterbreitet,  statt  des  Helaenkopfes 
vielleicht  eine  weinende  Mutter  oder  klagende  Jungfrau  hienèinzu 
set zen, während  wieder  von  anderer  Seite  Bedenken  gegen  den  Helden 
köpf  nicht  vorgebracht  wurden  sondern  dieser  besonders  schön 
gefunden  wurde.  Hierüber  muss  noch  mit  Frau  Haim-W ent scher 
Fühlung  genommen  werden.  Die  Mehrzahl  der  Komaission  sprach 
sich  wohl  für  den  Entwurf  I aus. 


2 


Sohlleaslioh  'braoht©  Herr  Rabbiner  Dr»  Hahn  noch  einen 
neuen  früher  allerdings  schon  erwogenen  Gedanken  vor, das 
Denkmal  in  der  Synagoge  ganz  fallen  zu  lassen,  aber  im  Anschluss 
an  die  Kriegergedächtnis Stiftung  ein  Jugendheim  zu  errichten, 
das  unseren  gefallenen  Helden  gevvidmetbsein  solle  und  in  dem 
an  führender  Stelle  das  Denkmal  von  Prau  Haim~v;  ent  scher  eventuell 
angebracht  werden  könnte.  Hierüber  entspann  sich  eine  längere 
Diskussion  und  eine  Einigkeit  wurde  nicht  erzielt.  Der  Vorschlag 
wurde  aber  nicht  fallen  gelassen  und  soll  bei  der  Verwaltung 
noch  einmal  vorgebracht  werden.  Die  Verwaltung  wird  gebeten, 
bei  Verhandlungen  über  die  gesamten  Punkte  von  Seiten  des 
Grontbundes  auch  die  Herren  Dr.  Gottschlak  und  Romberg  hinzu- 


zuziehen. 


A h 

/ 'KJ  ^ 


Knoeiifdttn  Xo»JUnl 


• >tl 


Hittrduroh  boohr«  ioh  adoh  argabonat^  Qt@  su  ^inmx 
Sltaun^;  der  DenkaialakosBmleßloit  ij^uf 

Mlttvvooh,  dan  I2»Juni,  6 1/2  Uhr 
is  Sitaungeaiaaar  das  Bankhaaaaa  Sison  Uiroohland 
elnaul  idan« 

Ioh  raohno  gam  »it  Xhra«'3  i>reohalnan  undrosaiohna 

boahachtungevolX 


Dr,  Samuel 
Rektor  Abraham 
Sal. Hoffmann 
Dr,  Gottschalk 
Hmil  ^i>emberg 
Conrad  keyser 
Saurat  Finger 
A.Schurmann 


(als  Gast) 


Rabbiner  Dr.  Haii>v  ( als  Gast) 


Sssen^den  11»  März  1929* 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Gottaohalk, 

Beaten  D?ink  für  Ihre  freundlichen 
teilen  vom  7 «da, Mts.  lie  Angelegenheit  ist  intensiv  in  Arbeit  und 
ich  hoffe  bald  ln  der  Lage  zu  sein,  von  mir  hören  zu  lassen.  Ich 
stehe  mit  Frau  Haim  - Wentscher  in  laufender  korrespon  isnz  und  habe 
namentlich  einen  Entwurf,  der  mir  ganz  besonders  gut  gefallen  hat, noch 


etwas  umëndera  lassen. 


Mit  verbindlichen  Grüssen 
Ihr  sehr  ergebener 


Herrn 


Hechtsanwalt  und  Hotar  Dr,  jur.  Alfred  GottscJJalk, 

Essen. 


Z .eigertotrasse  37  . 


' v dibr'- 


Quittungen  O^Bbezahlte  Gerichtskosten  bitte  ich  mir  sofort  einzusm^en. 


Oledifsanwait  und  ^oiar  Q)r.  Jur.  Alfred  ddottstdald 


BOrostunden: 

8Vs — 12V*  Uhr  vormlffags,  3 — 7 Uhr  nadimlftags 

Spredistunden  des  Anwalts: 

4—7  Uhr  nadimlttags 

Samstags  nachmittags  sowie  Sonntags  sind  die 
Büros  der  Essener  Rechtsanwälte  geschlossen 

Fernspreciier  409  73 

Bankkonten: 

Essener  Credit-Anstalt 
Filiale  der  Deutschen  Bank 
Depositenkasse  Rüttensciieid 
Beamtenbank  Essen,  e.  G.  m.  b.  H. 
Essen,  Bismardcstraße  2 


Assert,  den  ^ 
Zweigertstraße 


r • * 


S ' 


üsseiijden  25.  Februar  1929* 


.•  - \ 


Sehr  Terehrte  Frau  Haiin—Went scher, 

! iint schuldigen  Sie,  dass  ich 

I 

Ihnen  erst  heute  meine  Ansicht  über  die  Entwürfe  mitteile,  doch 
bin  ich  erst  heute  von  einer  längeren  Reise  zurückgekehrt.  Je  länger^ 
ich  mich  mit  den  verschiedenen  Entwilrfen  beschäftige , umsomehr  ge- 
•fällt  mir  als  ganzes  Ihr  Projekt  2), weil  ich  finde,  dass  der 
so  geformte  Stein  sehr  organisch  in  die  Rische  hÉAenpasst.  Kur  kann 
ich  mich  mit  dem  Relief,  selbst  wenn  es  - wie  ich  nicht  zweifle  - 
noch  so  schön  ausgeführt  würde,  nicht  recht  befreunden, da  die  ganze 
Symbolik  mit  Engeln  u.s.w.mich  als  modernen  idenschen  fremd  anmutet, 
tieses  Gefühl  haben  auch  viele  meiner  Freunde , mit  denen  ich  darüber 
sprach,  könnte  man  nun  nicht  auf  einen  Stein,  der  in  den  Ausmassen  | 
dem  Projekt  2)  entspräche,  nur  die  Aufschrift  in  monumental  ge- 
formten Biocklettem  anbringen, sodass  also  von  der  Inschrift  als 
solcher  die  Wirkung  ausgeht?  Die  Leuchter  rechts  und  links  finde 
ich  sehr  schön  iind  wirkungsvoll  angebracht,  um  so  dem  Stein 

gesteigerte  Aufmerksamkeit  zu  sichern. 

Ich  hoffe,  bald  Ihre  Ansicht 

über  diesen  Vorschlag  zu  hören, und  bin  inz.vischen  mit  herzlichen 
GrUssen  von  uns  allen  für  Sie  und  Ihren  Gatten  j 


Ihr 


Frau 


Tina  Haim-« ent scher , 


Berlin  ÜTA'  23 
ui-gmundshof  11 


L 


A/e 


&eoê6 

C7(lAliS,ßL£.*‘  ‘I,  fXLC^  7) 


AecLHX  yes 


iC-Ä- 


feW'm 


Assindia-Steliihefter 

F.  Flothmann  G.  m.  b.  H. 

Ei6  se  D 

A4otl  HllUnitr.  46  Undi!iiallce73/7S 
FerimiJ  MM54/55 

Hr  Dciu4ttlli6n-  BOrob«d«rt 


IfM  la  M 
Atslndla  Stehhefter. 
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Essen,  den  27«  September  1938, 
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Reichsvertretung  der  Juden  ln  Deutschland, 
Berlin  - Charlottenburg  2 


Xantstrasse  158 


Ihr  Zeichoni  l/Dr*Li/Mo* 


■ét 


4* 


' Ich  bestätige  den  Empfang  Ihres  freundlichen  Schrelbaps 

vom  23*  d.Mts*  und  teile  Ihnen  höf liehst  mit,  dass  es  mir  zu  meinem 
Bedauern  nicht  möglich  ist,  an  der  zwei  Tage  vor  Jaum  Kippur  in  Frank- 
furt,a/ll«  stattfindenden  Sitzung  teilzunehmen*  bitte  Sie,  mein 
feMibl eiben  zu  entschuldigen*  * 

- * Hochachtungsvoll  , 
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REICHSVERTRETUNG  DER  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 

BERLIN-CHARLOTTENBURG  2 / KANTSTRASSE  158  / SAMMELNUMMER  91  9141 


Bitte  bei  der  Antwort  angeben  i 

Unser  Zeichen . ABT.  l/j;)r  . Ll/lvIO  . 


^ c~1  /; 

' ■ / i 
A/  . 


DEN  25.9.1938 


An  die 

LIitglieder  und  stellvertretenden  fütglieder 
des  Haushaltsausschusses 


Wir  laden  .Sie  zu  einer  Sitzung  des 

Haushaltsausschusses  ein  auf 

Montag«  den  3»Qkto'ber  1958, 

vormittags  91 A ?rank-  " 

furt  am  Main,  im  Yervvaltungsg'e~~~ 
häude  der  Israelitischen  Gemein^ 
de,  Frankfurt,  Fahrgasse  145.  ~ 

V/ir  werden  in  der  Sitzung  den  Plan 
eines  einmaligen  Hotopfers  der  Juden  in  Deutsch- 
land vorlegen,  das  der  zusätzlichen  Erfüllung 
der  ihnen  gestellten  Aufgaben  dienen  soll. 


Reichsvertretung  der  Juden  in  Deutschland 

!•  ■ t-,. 

(Divliili  enthal ) . 


BANKVERBINDUNGEN:  A.E.  WASSERMANN,  BERLIN  WB,  WILHEIMPLATZ  7 
E.J.  MEYER.  BERLIN  WB,  FRANZÖSISCHE  STR.  47  / M.M.  WARBURG  & CO.,  HAMBURG 


REICHSVERTRETUNG  DER  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 

BERLIN-CHARLOTTENBURG  2 / KANTSTRASSE  158  / SAMMELNUMMER  91  9141 


Bitte  bei  der  Antwort  angeben  : 

Unser  Zeichen  I ABT.  Dr.H/O. 


oeN  22.9.1938 


Herrn 

Dr.  Georg  Hirschland 
i/Pa.  Simon  Hirschland, 
■hissen 

Lindenallee  7/9 


Sehr  verehrter  Herr  ür.  Hirschland, 

ich  möchte  nicht  versäumen.  Ihnen  und 
durch  Sie  Ihrer  Gemeinde  unseren  herzlichsten  Uank 
für  die  Gutschrift  des  Betrages  von  M lo.ooo,-  als 
Teil  des  Ah lösungshe träges  für  1938  zum  Ausdruck  zu 
bringen. 

Mit  den  best^  Griissen  wie  immer 

Ihr 


(l>r.  Otto  Hirsch) 


BANKVERBINDUNGEN!  A.E.  WASSERMANN,  BERLIN  W8,  WIIHELMPIATZ  7 
E.  J.  MEYER,  BERLIN  W8,  FRANZÖSISCHE  STR.  47  , M.  M.  WARBURG  i CO.,  HAMBURG 


Ihr 

0P^0l^«nj»p. 

/ 


L.  ® Co.  15000.  6.  37 


Bmil  Oettin^vp  i.Pa. 


19#Sept«r,b»r 


0«/M 


Harm 


l^inlatapialrat  Dr.  Otto  H 1 p a c h 

Beplin  - Chaplottanbupg  2. 


Sahr  geehptap  Harp  Dp.  Hli»aeh, 

Ich  hoffe,  daas  Sla  von  Ihpar  Londo- 
ner Raisa  gaannd  und  befpladlgt  lurSckgaXoRran  sind  und  auch  etwas 
tpóatliohea  für  die  sehr  grosse  Zahl  von  Auawanderuntjskandidaten 
hierher  ». itbringen  konnten. 

Veranlassung  2U  ceineEs  heutigen 

Brief  gibt  ulp  der  von  der  Reichaverband  p. ituntarzeichneta  Aufruf 
des  Keren  Kajereth.  Wir  sind  Ja  beide  Schwaben  und  Sie  werden  da- 
her die  AufriohtigKeit  nicht  nissyerstehen,  r.lt  dar  ich  Ihnen  nein 
Unverständnis  für  diese  Haltung  Ihrerseits  erkl&ra.  In  einer  Zeit, 
wo  Sie  daran  denken,  eine  besondere  Notopf araktion  zu  Gunsten  der 
Reiohavertretunc  ainzuleiten,  ur  die  ausaargewohnl ichen  Bedürfnis- 
se zu  decken,  die  für  dringendste  Notlagen  in  Deutschland  aufzu- 
bringen sind,  geben  Sie  Ihre  üntarachrift  ^ür  einen  Aufruf  her, 
der  ausgesprochen  in  Wettbewerb  tritt  rit  allen  Jüdischen  Einrich- 
tungen, die  in  Deutschland  unter  schwersten  Bedingungen  ihren  Auf- 
gaben n aohzukonren  suchen. 

Nach  meiner  Dafürhal|enj^iaben  Sie 
und  unser  verehrter  President,  Herr  Dr.  Baeek,  afJLeeAA««  politi- 
schen Notwendigkeiten  hier  ein  Opfer  gebracht,  das  sachlich  nicht 
zu  verantworten  ist.  Wenn  der  Zionismus  glaubt,  unter  den  gegen- 
wärtigen Verh*lltniaaen  in  PalAstina  und  den  Aussichten  für  die  Zu- 
kunft dlesee  Landes  die  Verantwortung  Cbernehren  zu  k^^nnen,  inner 


Herrn  Kinieterialrmt  Dr.  Otto  Hirsch, Berlin 


wieder  neue  Kapitalien  in  den  Ankauf  von  Grund  und  Boden  stecken 
*u  dßrfen,  so  lat  das  seine  Sache.  Alle  diejenicen  Kreise  in 
Deutschland  aber,  die  deir.  Zionismus  nicht  mit  Haut  und  Haar  sich 
ausgeliefert  haben,  haben  nach  meiner  üeberzeugunc,  die,  wie  Sie 
wissen,  nicht  erat  von  heute  stammt,  die  verdammte  Pflicht  und 
Schuldigkeit  dafffr  zu  sorgen,  dass  diejenigen  Plttel,  die  hier 
überhaupt  noch  aufzubringen  sind,  sei  es  von  Auswanderern  oder  von 
anderen,  für  die  Aufrechterhaltung  der  in  Deutschland  bestehenden  ! 

I 

Jüdischen  linrichtungen  verwandt  werden. 

Da  ich  damit  nur  meine  eigene  persönliche 
Meinung  ausspreche,  aber  der  Ansicht  bin,  dass  der  Haushai tsaus-  ' 
Schuss  ln  seiner  Gesamtheit  zu  diesem  wie  auch  anderen  Problemen 
der  Jetzigen  Zeit  Stellung  nehmen  sollte,  rSchte  ich  Ihnen  Vor- 
schlägen, den  Ausschuss  noch  ln  dieser  Woche  (vielleicht  auf  DonI 
nerstag  oder  Freitag)  einzuberufen. 

gefl  • RückKusserung  sehe  ich  mit 
Intep«**«  entg.csn  und  bin  mt  hoeh^ehtung.vollon  Ortissen 


sehr  ergebener 


An  die  Juden  in  Deutschland ! 


^ehntcusende  von  Juden  verlassen  das  Land.  Viele  jüdische  Gemeinden  in 
Deutschland  sind  in  der  Auflösung. 

Aber  sie  sollen  nicht  vergessen  werden.  Wir  wollen  für  kommende  Geschlechter 
das  Gedächtnis  an  diese  lange  und  ereignisschwere  Epoche  jüdischer  Ent- 
wicklung und  auch  an  die  Letzten,  die  sie  abschlossen,  bewahren.  An  der 
Schwelle  eines  neuen  jüdischen  Jahres  ruft  der  Keren  Kajemeth  Lejisrael  zu 
einem  schönen  und  großen  Werk: 

Die  Juden  Deutschlands  und  ihre  Gemeinden  sollen  sich  in  ein 

,,Buch  der  Erinnerung“  — Sefer  Sikaron 

eintragen  und  gleichzeitig  damit  die  Mittel  für  die  Erlösung  des  Bodens  schaffen, 
auf  dem  eine  neue  Siedlung  von  Juden  aus  Deutschland  in  Erez  Israel  stehen 
soll.  Sie  wird  den  Namen 

Tel  Sikaron  - „Siedlung  des  Gedenkens“ 

tragen.  Tel  Sikaron  - Siedlung  des  Gedenkens  - soll  der  Ausdruck  einer  ge- 
meinsamen Kraftanstrengung  sein,  durch  die  Vergangenes  bewahrt  und  zugleich 
ein  in  die  Zukunft  weisendes  Werk  geschaffen  wird. 

Wir  treten  diesem  Plan,  der  würdig  in  seiner  Absicht  und  kraftvoll  In  seinem 
Ziel  ist,  freudig  bei  und  machen  uns  die  Forderung,  die  der  Keren  Kajemeth 
Lejisrael  aus  diesem  Anlaß  an  die  Juden  in  Deutschland  richtet,  zu  eigen. 

Reichsveband  der  Juden  in  Deutschland 


gez.:  Dr.  Leo  Baeck. 


gez.:  Dr.  Otto  Hirsch. 


K.K.L 


An  die  Mitglieder  der  Synagogengemeinde  Essen! 

Der  Keren  Kajemeth  Lejisrael  als  das  finanzielle  Instrument  des  Bodenerwerbs  in  Erez 
Israel  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  mit  Hilfe  seiner  Rosch-Haschanah-Aktlon  eine 

Siedlung  des  Gedenkens^^ 

für  die  Juden  aus  Deutschland  In  Palästina  zu  schaffen.  Die  Namen  der  Gemeinden,  Or- 
ganisationen und  Einzelpersonen,  die  sich  an  der  Schaffung  dieser  neuen  Siedlung  für 
Juden  aus  Deutschland  beteiligen,  sollen  in  ein 

^^Buch  der  Erinnerung‘^ 

eingetragen  werden,  das  auf  dem  Skopusberge  in  Jerusalem  aufbewahrt  werden  soll. 

Der  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  hat  sich,  wie  Sie  aus  beigefügtem  Aufruf 
entnehmen  wollen,  an  die  Spitze  dieser  neuen  Werbung  für  die  Aufbringung  der  Mittel 
zur  Seßhaftmachung  von  Juden  aus  Deutschland  im  Heiligen  Lande  gestellt  und  empfiehlt 
diese  Arbeit  aufs  stärkste.  Wir  sind  überzeugt,  daß  auch  die  Mitglieder  der  Synagogen- 
gemeinde Essen  diesem  Ruf  sich  nicht  verschließen  werden.  Das  Aufbauwerk  in  Palästina 
muß  trotz  der  Unruhen,  die  noch  nicht  aufgehört  haben,  weltergehen,  damit  insbesondere 
der  jüdischen  Jugend  die  Möglichkeit  einer  neuen  Lebensexistenz  gewahrt  und  gesichert 
bleibt. 

Wir  geben  uns  daher  der  bestimmten  Hoffnung  hin,  daß  auch  Sie  dem  Beauftragten  des 
Keren  Kajemeth  Lejisrael  Ihre  Spende  überreichen  werden,  die  der  Größe  der  Aufgabe 
In  dieser  für  uns  Juden  so  schicksalsschweren  Zeit  angemessen  ist. 

Mit  beigefügtem  Luach  des  Keren  Kajemeth  Lejisrael  gestatten  wir  uns.  Ihnen  die  herz- 
lichsten Wünsche  zum  neuen  Jahre  zu  übermitteln. 

Jewish  Agency 

Rabbiner  Dr.  Hahn. 

Religiös  charitative  Arbeitsgemeinschaft  der  jüd.  Frauen  und  Wizo 

Aenne  Hahn.  Henny  Braunschweig. 


Zionistischer  Ortsverband  Essen 

Dr.  Westfeld. 


Keren  Kajemeth  Lejisrael 
S.  Rosenkranz. 


Herrn  Dr.  Hir scliland ! 


Anbei  sende  ich  Ihnen  die  Statuten  der  Reichs- 
vertretung mit  bestem  Dank  zurück, 

Kit  Herrn  Dr.  Herzfeld  habe  ich  die  von  Ihnen 
angeregte  Frage  noch  einmal  durchgesprochen.  Er  ist  der  Überzeu- 
gung, dass  das  von  Ihnen  gewünschte  Wahlverfahren  auch  im  Rahmen 
der  jetzigen  Statuten  möglich  ist.  Er  will  aber  die  Frage  noch 
einmal  studieren  und  gegebenenfalls  in  Berlin,  wohin  er  heute  ge- 
fahren ist,  die  Anregung  zur  Sprache  bringen.  In  jedem  Falle  h^l 
^ es  aber  für  möglich,  dass  bei  der  Einreichung  unserer  Statu- 
ten dieser  Passus  ohne  Schwierigkeit  in  den  Text  hineingebracht 
werden  kann. 

Essen,  den  21  . Juli  >4938.' 


Anlagen. 


'“fr. 


Die  Reichsvertretung  der  Juden 
in  Deutschland 


Berl in-Charlottenburg , 19 . Juli  I938 
Kant st rasse  I58 


An  die 


Mitglieder  des  Rats  bei  der  Reichsvertretunp;, 


Zu  einer  Sitzung  des  Rates  laden  wir  Sie  ein  auf 
Mittwoch, den  27. Juli  und  Donnerstag, den  28. Juli  1Q38. 

Die  Sitzung  findet  statt  in  der  Aüla  der  Schule 

Joachirüsthalerstr.13  Grths. 

Wir  bitten  Sie,  da  umfangreiche  Satzungsentwürfe 
durchzube raten  sind,  sich  einzurichten,  dass  die 
Sitzung  am  Donnerstag  nachmittag  fortgesetzt  werden  kann. 
Der  Donnerstag  vormittag  soll  Einzelbesprechungen 
Vorbehalten  bleiben, 

Tagesordnung. 

1)  Bericht 

2)  Satzung  für  die  Reichs  Vertretung  als 
Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland 

3)  Mustersatzung  für  die  ;]'üdischen  Gemeinden 

4)  Versorgung  der  Institutionen  mit 
Koscherfleisch 

5)  Verschiedenes, 

Die  Sitzung  am  IVIittwoch  beginnt  um  10,30  Uhr. 

■ry 

'CDr. Lilienthal ) 


Schiedsgerichtsordnung. 


Auf  Grund  der  Satzungen  des  Reichsverbandes  der  Juden  in 
^ Deutschland,  der  jüdischen  Bezirksorganisationen  und  der  jüdi- 
schen Kultusvereinigungen,  deren  Teil  sie  bildet,  wird  folgende 
Schiedsgeriohtsordnung  erlassen; 

§ 1. 

Schiedsgerichtsbarkeit. 

Beim  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  wird  für  die 
in  den  einzelnen  Satz'ongen  genannten  Fälle  ein  Schiedsgericht 
und 


1.) 

2.) 

3. ) 

4. ) 


ein  ODersohiedsgericht  gebildet. 


§ 2. 

Sitz. 


(1)  Das  Schiedsgericht  hat  seinen  Sitz; 

bei  Streitigkeiten  innerhalb  von  jüdischen  Kultusvereinigun- 
gen bei  ihrer  Bezirksorganisation;  wo  es  eine  solche  nicht 
gibt,  wird  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  für  -einen  vom 
Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  bestimmten  Bezirk 
an  einem  von  diesem  bestimmten  Ort  haben; 

bei  Streitigkeiten  innerhalb  von  jüdischen  Kultusvereini- 
gungen über  4000  Seelen  bei  dieser;  sie  kann  jedoch  auf 
das  Schiedsgericht  bei  ihr  verzichten;  in  diesem  Falle  gilt 
Ziffer  1);  ^ 

bei  Streitigkeiten  zwischen  jüdischen  Kultusvereinigungen 
derselben  Bezirksorganisation  bei  dieser  ; 

bei  allen  sonstigen  Streitigkeiten  beim  Reiohsverband  der 
Juden  in  Deutschland  zu  Berlin. 

(2)  Das  Oberschiedsgerioht  hat  seinen  Sitz  beim  Reichs- 
verband der  Juden  in  Deutschland  in  Berlin, 
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§ 3. 

Saohliohe  Zuständigkeit. 


Die  saohliohe  Zuständigkeit  des  Sohiedsgeriohts  ergibt  sich 
aus  den  Satzungen.  Der  ordentliche  Rechtsweg  ist  ausgeschlossen, 
es  sei  denn,  dass  die  Satzung  ihn  ausdrücklich  offen  lässt. 

§ 4. 

Örtliche  Zuständigkeit. 


Die  örtliche  Zuständigkeit  ergibt  § 2, 

§ 5. 

Das  Oberschiedsgericht . 


(1)  Gegen  die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  ist  Be- 
rufung an  das  Ouerschiedsgericht  zulässig; 

1.  ) bei  vermögensrechtlichen  Si^reitigkeiten,  wenn  der  Wert  des 

Beschwerdegegenstands  Reichsmark  100. — übersteigt; 

2. )  bei  Streit  über  die  Mitgliedschaft  bei  einer  jüdischen 

Ku-ltusvereinigung  oder  bei  einer  jüdischen  Bezirksorganisa- 
tion ; 

3. )  bei  ausdrücklicher  Zulassung  in  den  Satzungen; 

4. )  wenn  das  Schiedsgericht  seine  Entscheidung  ausdrücklich  mit 

Rücksicht  auf  die  Tragweite  oder  ihre  Grundsätzlichkeit  für 
berufungsfähig  erklärt. 

(2)  In  allen  anderen  Fällen  sind  die  Entscheidungen  des 
Schiedsgerichts  endgültig. 


§ 6. 

Zusammensetzung  des  Schiedsgerichts. 


(1)  Jedes  Bezirksgericht  besteht  aus  einem  Obmann  und  zwei 
Schiedsrichtern. 

(2)  Der  Obmann  kann  als  Einzelrichter  entscheiden: 

1. )  wenn  der  Streitwert  geringer  als  Reichsmark  100, — ist; 

2.  ) wenn  beide  Parteien  es  schriftlich  oder  durch  Erklärung  zu 

Protokoll  beantragen. 
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§ 7. 


Zusammensetzung  des  Oberschiedsgericiits, 

pt^ffrsohiedsgericht  besteht  aus  dem  Obmann  und  zv^ei 
Sohl  e d sri  Gilt  ern. 

§ 8. 

Beruiung  des  Schiedsgerichts  und  des  Oberschiedsgeriohts. 

i'ür  das  Obersohiedsgerioht  und  die  Obmänner 
Schiedsgerichte,  sowie  die  erforderliche  Zahl  von  Stell- 

Vorsitzenden  des  Reichsverbandes  der  Juden 
Bauer  von  zwei  Jahren  berufen,  soweit  der 
f i Deutschland  nicht  in  den  Fällen  des 

A Berufung  der  Bezirksorganisation  über- 

tragt, bei  der  das  Schiedsgericht  errichtet  ist. 

■i  Heranziehung  der  Stellvertreter  regelt  der  Obmann 

DeutschLnd^^^’^  Verhinderung  der  Reichsverband  der  Juden  in 


die 


(3)  Jede  Partei  benennt  einen  Schiedsrichter  aus  einer  Liste, 


Bei  Schiedsgerichten,  die  bei  einer  Bezirksorganisation  für 
juai sehe  Kultusvereinigungen  bis  4000  Seelen  und  für  Bezirks- 
organisationen errichtet  sind,  von  dieser; 

2. )  bei  Schiedsgerichten,  die  bei  jüdischen  Kultusvereinigungen 

errichtet  sind,  von  deren  Vorstand; 

3. )  bei  Schiedsgerichten,  die  beim  Reichsverband  der  Juden  in 

Deutschland  errichtet  sind,  von  diesem; 

4. )  beim  Obersohiedsgerioht  wie  zu  Ziffer  3.), 
aufgestellt  wird. 

§ 9. 

Die  Schiedsrichter. 


-i  V,  ^ Schiedsrichter  sind  nicht  Parteivertreter.  Sie  haben 

Pot«-;  übertragene  Amt  unparteiisch  und  nach  bestem  IVissen  und 

Ary+-  auszuuben.  Sie  dürfen  insbesondere  nach  Annahme  ihres 

es  ohne  Zustimmung  des  Schiedsgerichts  weder  eine  der  Parteien 
beraten  noch  mit  ihr  über  den  Streitfall  verhandeln. 


I 
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(2)  Jeder  Sohiedsriohter  ist  verpflichtet,  das  ihm  übertrage- 
ne .i-mt  unverzüglich  abzule.hnen,  wenn  er  vom  *i.usgang  des  Streits 
berührt  oder  wenn  er  sich  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  be- 
fangen fühlt.  Wer  nicht  in  der  Lage  ist,  das  Amt  des  Schieds- 
richters ohne  Verzug  auszuüben,  hat  es  in  gleicher  Weise  abzu- 
lehnen, 

(3)  Wenn  ein  Sohiedsriohter  für  eine  Partei  als  Berater  oder 
Gutachter  tätig  war,  ist  er  verpflichtet,  dies  der  anderen  Par- 
tei unverzüglich  nach  Eröffnung  des  Schiedsverfahrens  mitzutei— 
len. 

(4)  Die  Vorschriften  der  Absätze  1 Dis  3 gelten  für  den  Ob- 
mann entsprechend;  im  Falle  des  Absatzes  3 hat  er  die  Mittei- 
lung beiden  Parteien  zu  machen. 

§ 10. 

Ablehnung, 


(1)  Jede  Partei  ist  berechtigt,  einen  Oumtinn  oder  Schieds- 
richter, der  die  ihm  nach  § 9 obliegenden  Pflichten  verletzt, 
abzulehnen.  Jm  übrigen  ist  eine  Ablehnung  nur  aus  deh  Gründen 
und  unter  den  Voraussetzungen  zulässig,  die  nach  § 1032  Abs.l, 

2 und  3 Satz  1 x)  Z.P.O.zur  Ablehnung  eines  Schiedsrichters 
berechtigen. 

(2)  Will  eine  Partei  den  von  der  Gegenseite  benannten 

Schiedsrichter  ablehnGn,so  hat  sie  sich  innerhalb  einer  Frist 
von  einer  W'oohe  nach  Kenntnis  des  Ablehnungsgrundes  dem  Oumann  u. 
der  Gegenpartei  zu  erklären.  Die  .iblehnung  eines  Obmannes  ist 
gegenüber  dem  Sohiedsgeri cht ( O.jcrsohiedsgericht  -)zu  erklären. Fin-  ^ 
det  innerhalb  dieser  F'üst  eine  Sitzung  des  Schiedsgerichts  W 


x)  § 1032  Z.P.O. Abs.l,  2 und  3 Satz  1: 

Ein  Schiedsrichter  kann  aus  denselben  Gründen  und  unter  den- 
selben Voraussetzungen  abgelehnt  werden,  welche  zur  Ablehnung 
eines  Richters  berechtigen. 

Die  .iblehnung  kann  ausserdem  erfolgen,  wenn  ein  nicht  in  dem 
Schiedsvertrag  ernannter  Schiedsrichter  die  Eifüllung  seiner 
Pflichten  verzögert, 

4 

Minderjährige,  Taubstumme  und  Personen,  welchen  die  bürger- 
lichen Ehrenreclite  aberkannt  sind,  können  abgelehnt  werden. 


- ü -- 


Ablesung  spätestens 

Sitzung  erklärt  werden.  Werd^'n  die  Ablehnungsgründe 
der  ablehnenden  Partei  erst  während  der  Sitzung  des  Schiedsgerichts 

erklär t^werd In bekannt,  so  muss  die  Ablehnung  unverzüglich 

Der  .tblehnuugsgrund  ist  glaubhaft  zu  machen.  Zur 

Zeugnis  des  abgelehnten  Obmanns 

?ot  genommen  werden.  Jm  Falle  des  Absatzes 

glaubhaft  zu  machen,  dass  die  Ablehnungs- 
sind erst  spater  entstanden  oder  der  Partei  bekannt  geworden 

Ablehnung  eines  Solii eds richters  entscheidet 
Ob^^ann;  Uber  die  .Ablehnung  des  Obmannes  eines  Schiedsgerichts 
? «ies  übersohiedsgerichts,  und  über  die  Ablehnung  des 
Oberschiedsgerichts  der  Vorsitzendes  des  Reichsver- 
Juden  in -Deutschland.  Einer  Entscheidung  bedarf  es 
nicht,  wenn  der  Abgelehnte  die  Ablehnung  für  begründet  hält, 
r^,,v  , abgeleiinter  Obmann  darf  vor  Erledigung  des  Ableh- 

nungsantrages nur  solche  Handlungen  vornehmen,  die  keinen  Auf- 
scnub  gestatten.  ^ «-cxiicu 

§ 11. 

Fristen. 


(1)  Die  Beruf ungs-  und  Berufungsbegründungs-Frist  be- 

tragen einen  monat  und  beginnen  mit  der  Zustellung  des  ange- 
lüohtenen  Somedsspruohs  . ■ e & 

(2)  Gegen  die  Versäumung  von  Fristen  ist  die  Wiederein- 

Stand  entsprechend  den  Vorschriften  der 
9S  2ÜÜ  if  Z.P.O.  gegeben. 


Verfahr 


§•12. 

Der  Obrrann. 

dem  Obmann  obliegt  die  Aufgabe,  den  Rechtsstreit 
sachgomass  zu  leiten  und  den  Sachverhalt  erschöpfend  zu  klären. 

Möglichkeit  zu  gewähren,  dem  Schiedsge- 
richt den  Sachverhalt  vollständig  zu  unterbreiten. 

..«T  '5'  Der  Obmann  leitet  das  Verfahren^  insbesondere  er— 

sonliesst  er  die  mündlicne  vertiandlung  und  vernimmt  Zeu- 
^ oaonverstandige,  verkündet  den  Schiedsspruch  und  erlässt 
, > s Duroiif  jhrung  des  Verfahrens  erforderlichen  .Anordnungen 

und  Verfügungen. 
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^ 13. 

Zustellungen  . 

(l)  Verfügungen,  Ladungen,  Beso}ilüsse  und  Entscheidungen 
die  Sciir if t Sätze  der  Parteien  T^ïerden  durch  das  Schiedsge-_ 
zugestellt.  Es  kann  sich  hierzu  einer  Geschäftsstelle  bedie- 


sowie  die  Scnr if t Sätze  der  Parteien  T^^eraen  auron  ud.»  _ 

richt  zugestellt.  Es  kann  sich  hierzu  einer  Geschäftsstelle  bedie- 

(2)  Verfügungen,  von 'denen  der  Lauf  einer  bschlussf  rist 
abhängig  ist,  sind  durch  eingeschriebenen  Brief  zuzustellen,  im 
übrigen  entscheidet  der  Obmann  über  die  Form  der  Zustellung. 

§ 14. 

, Anrufung  des  Schiedsgerichts. 

(1)  Die  Anrufung  des  Schiedsgerichts  (Oberschiedsgerichts) 
geschieht  durch  Einreichung  der  Schiedsklage  (Berufung)  beim 
Schiedsgericht  (Ouerschiodsgericht  )]  zur  Vi/irksamkeit  genügt 
Adressierung  an  die  Organisation,  bei  der  das  Schiedst  rieht  er- 
rientet  ist.  Jst  das  angerufene  Schiedsgericht  zur  Entscheidung 
nicht  zuständig,  so  hat  der  Obmann  die  Klage  unverzüglich  an  das 
zuständige  Schiedsgericht  weiterzuleiten.  Bestehen  Zweifel  über 
die  Zuständigkeit,  so  hat  das  angerufene  Sciiiedsgericht  die  Ent- 
scheidung des  Ooerschiedsgerichts  herbeizuführen.  Diese  Entschei- 
dung trifft  der  Obmann  allein. 

(2)  Jn  der  Schiedsklage  (Berufung)  soll  der  Sachverhalt  so 
erschöpfend  wie  möglich  dargestellt  sein  unter  Benennung  des  Namens 
und  der  Anschrift  des  Schiedsrichters,  den  der  Schiedskläger  be- 
nennt, sowie  der  erforderlichen  Zeugen  und  Sachverständigen,  und 
unter  Beifügung  der  zur  Klärung  des  Sachverhalts  erf orderl i.ehen 
Urkunden  und  Belege.  Sie  muss  enthalten: 

1.  ) Die  Benennung  des  Schiedsbeklagl^en ; 

2/)  einen  bestimiuten  Sachantrag; 

3. )  die  Berufung,  ausserdem  noch  die  bestimmte  Bezeiciinung  der 

im  einzelnen  anzuführenden  Gründe  der  .».nfechtungC Beruf ungs- 
gründejsowie  etwaiger  neuer  Tatsachen  und  Bevjeismittel ; 

4. )  ist  in  der  Schiedsklage  ein  Schiedsrichter  nicht  benannt,  so 

hat  der  Obmann  den  Kläger  aufzufordern,  dies  binnen  einer  Wo- 
che nachzuholen. 

§ 15. 

Auf s ohi eb endo  vV i r ku ng . 

Die  vnrufung  des  Schiedsgerichts  gegen  iviassnahraen  der 
Vereine  hat  keine  auf  schiebende  Wirkung,  soweit  nicht  in  den 
Zungen  etwas  anderes  bestimmt  ist.  tf edoch  kann  der  Obmann  anord— ^ 
nen,  dass  die  Durchführung  einer  angefochtenen  kiassnahrao  einstwei- 
len Ui.torbleibt . 


¥ 
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§■  16. 

Schiedsbeklagter. 


Das  Schiedsgericht  stellt  die  Schiedsklage  der  Gegen- 
partei zu  mit  der  Aufforderung,  sich  innerhalb  bestimmter  Frist 
au  dem  Vorbringen  der  Schiedsklage  so  eingehend  wie  möglich  zu 
aussern  und 

1. )  einen  Schiedsrichter  zu  benennen. 

Dieser  iiuf forderung  hat  die  Gegenpartei  auch  dann  zu  entspre- 
chen, wenn  sie  den  zum  Scniedskläger  benannten  Schiedsrichter 
^ ablehnen  will. 

2. )  Die  zur  Klärung  des  Sachverhaltes  erforderlichen  Zeugen  und 

Sachverständigen  zu  benennen. 

3.  ) Die  zur  Klärung  des  Sachverhaltes  erforderlichen  Urkunden  und 

sonstigen  Belege  beizubringen. 

4. )  Einen  bestimmten  Saohantrag  zu  stellen. 

§ 17. 

(1)  Enthält  eine  Schiedsklage  die  in  § 14  Abs. 2 Satz  2 vorgese- 
henen Angaben  nicht,  so  kann  der  Oumann  dem  Kläger  eine  Frist  zu 
ihrer  Nachbringung  setzen.  Werden  innerhalb  dieser  Frist  die  An- 
gaben nicht  gemacht,  kann  der  Obmann  die  Klage  ohne  Weiteres  ab— 
weisen. 

(2)  Kommt  die  beklagte  Partei  einer  Aufforderung  nach  § 16 
innerhalb  der  bestimmten  Frist  nicht  nach,  so  kann  das  Schieds- 
gericht,  soweit  erforderlich,  nach  Bestellung  eines  Schiedsrichters 
tür  diese  Partei  gemäss  § 18  nach  Lage  der  Akten  entscheiden. 

§ 18. 

Sohiedsriohterbestellung. 


(1)  Macht  eine  Partei  innerhalb  der  vom  Obmann  bestimmten 
Frist  von  ihrem  Recht,  einen  Schiedsrichter  zu  benennen,  keinen 
gebrauch,  so  ernennt  der  Obmann  den  Schiedsrichter  iselbst  aus  der 
gemäss  § R Abs. 2 in  Frage  kommenden  Liste, 

(2)  Fällt  ein  Schiedsrichter  während  des  ^^erfahrens  fort,  so 
linden  die  Vorschriften  über  die  Schiedsrichterbestellung  entspre- 
cnende  Anwendung, 
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§ 19. 

Mündliche  Verhandlung. 


(1)  Vor  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  sind  die  Parteien 
zu  hören,  es  sei  denn,  dass  sie  auf  ihre  Anhörung  verzichtet  haben 
Jn  der  Regel  soll  der  Obmann  mündliche  Verhandlung  anberaumen, 
zu  der  die  Parteien  zu  laden  sind.  Von  einer  mündlichen  Verhand- 
lung kann  durch  Beschluss  des  Schiedsgerichts  abgesehen  werden, 
wenn  das  Erscheinen  der  Parteien  erhebliche  Schwierigkeiten  be- 
reiten würde. 

(2)  Der  Rechtsstreit  ist  unbeschadet  der  erschöpfenden  Auf- 
klärung des  Sachverhalts  nach  Möglichkeit  so  zu  beschleunigen, 
dass  der  Schiedsspruch  nach  einer  Verhandlung  gefällt  werden  kann. 

(3)  Das  Schiedsgericht,  in  dringenden  Fällen  der  Obmann,  kann 
Ausschlussfristen  setzen,  um  die  rechtzeitige  Abgabe  einer  Erklä- 
rung herbeizuf ühren,  und  Verhandlungstermine  auch  ausserhalb  des 
Sitzes  des  Schiedsgerichtes  anberaumen.  Das  Schiedsgericht,  in 
dringenden  Fällen  der  Obmann,  entscheidet  ferner  über  die  Anträge 
der  Parteien  auf  Vernehmung  -von  Zeugen  und  Sachverständigen,  Jm 
übrigen  bestimmt  das  Schiedsgericht  den  Gang  des  Verfahrens  nach 
freiem  Ermessen, 

§ 20. 

Ko sten Vorschuss. 


(1)  Das  Schiedsgericht,  im  vorbereitenden  ''^erfahren  der 
Obmann,  kann  die  Einleitung  oder  Fortführung  des  Verfahrens  von 

der  Leistung  eines  Kostenvorschusses  abhängig  machen.  % 

(2)  Wird  der  Kostenvorschuss  innerhalb  bestimmter  Frist  nicht 
geleistet,  so  kann  das  Schiedsgericht  die  Schiedsklage  zurückweisen 
oder  die  durch  die  Versäumnis  erwachsenen  besonderen  Kosten  dem 
säumigen  Teil  auf erlegen, 

(3)  Weist  eine  Partei  ihr  Unvermögen  zur  Leistung  von  Kosten- 
vorschüssen nach,  so  soll  das  Schiedsgericht  von  der  Leistung 
solcher  Vorschüsse  ganz  oder  teilweise  absehen,  wenn  es  die  Rechts- 
verfolgung oder  -Verteidigung  nach  der  jeweiligen  Lage  des  Rechts- 
streits für  sachlich  gerechtfertigt  an sieht. 

§ 21. 

Vertretung. 


(1)  Die  Parteien  haben  das  Recht,  sich  vertreten  zu  lassen. 
Personen,  die  gemäss  § 157  Z.P.O.  in  der  mündlichen  T^erhandlung 
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ausgeschlossen  wären,  sowie  Personen,  denen  die  Fähigkeit  zur 
saohgemassen  Vertretung  fehlt,  können  zurüokgewiesen  werden. 

^2)  Beim  Obersohiedsgericht  können  die  Parteien  sich  mir  rinrr'Vi 
Oudische  Rechtsanwälte  vertreten  lassen.  sich  nur  durch 

§ 22. 

Einigungsversuch. 

K Eintritt  in  die  Verhandlung  ist  ein  Versuch  zur 

Jerbeifuhrung  einer  gütlichen  Einigung  anzustellen  Er  kann  wäh 

ITtiTet  Wiederholt  wenn  sioi 'die\g?rohkli; 

ZU  ^iner  bchlichtung  des  Streits  ergibt. 

§ 23. 

Nichterscheinen. 


(1)  Erscheint  trotz  ordnungsmassiger  Ladung  eine  Partei  zu 
dem  angesetzten  Términ  nicht  odir  äussert  sie  sich  trotz  gILtzter 

Entscheidung  nach  Lage  der \kten 


(2)  Ein  oóhiedsurteil  darf  in  diesem  Falle  nur  in  einem  he— 

iii“atis  anzusetzenden  Termin  verkön- 
oder  der  pir?af  Schiedsgericht  hat  der  niohtorsohienenen  Partei 
hit  dnJeh  -^ussohlussfrist  geäussert 

E'bén  Die  ’Verkündungstermin  bekanntzu- 

fXr  a’  V y®rhundung  unterbleibt,  wenn  eine  solche  Partei  dies 

ii  dim  anaeart  beantragt  und  glaubhaft  macht,  dass  sie 

bLi  Siih  Termnn  ohne  ihr  ’Oerschulden  ausgebli4ben  ist 

aeusserung  naoh^uhilin!'''^  ^ dem  Anträge  ist  eine  versäumte 

§ 24. 

Sühiedsspruch. 

’Verhandlung  ist  ein  mit  Begründung 

zu  untp?ieiihSin'^uS’'dii  erlassen,  der  von  allen  SoMedsrifhtern 
Ltut  ...rzeicnnen  and  den  Parteien  zuzustollen  ist. 

§ 25. 

Niederschrift . 

den  wec!ent?i^hon^p  Sitzung  ist  eine  Niederschrift  auf  zunehmen,  die 
mann  iruiti?ii?oini^  der^ Verhandlung  ersehen  lässt  und  vom  Ob- 


I 
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§ 26. 

Berufung. 

(1)  Die  Berufung  kann  zurückge^Aiiesen  werden,  wenn  die  Beru- 
fung nicht  f ristgeiiüiss  eingelegt  oder  begründet  ist,  oder  wenn 
der  geforderte  Kostenvorschuss  nicht  innerhalb  der  festgesetzten 
Frist  geleistet  wird. 

(2)  Für  das  Verfahren  vor  dem  O^'orschiedsgerioht  gelten  die 
Vorschriften  des  Verfahrens  vor  den  Schiedsgerichten  entsprechend. 

§ 27. 

(1)  Das  Sv^hiedsgericht  kann  den  Streitwert  in  jeder  Lage 
Streites  festsetzen. 

(2)  Es  setzt  nach  i^iassgabe  des  Streitwertes  die  Kosten  fest 
und  bestimmt  nach  i’reiem  Ermessen,  in  welcher  Weise  sie  unter  die 
Parteien  zu  verteilen  sind  und  ob  und  inwieweit  aussergerichtliche 
Kosten  der  obsiegenden  Partei  von  der  Gegenpartei  ersetzt  werden 
müssen.  Die  Kosten  bestehen  aus  den  erwachsenen  Auslagen  und  Ge- 
bühren, für  die  der  Vorstand  des  Reichsverbandes  der  Juden  in 
Deutschland  nähere  Richtlinien  erlässt. 

(3)  Das  Schiedsgericht  kann  aus  Billigkeitsgründen  erwachsene 
Gebühren  ganz  oder  teilweise  niederschlagen. 


des 


§ 28. 

Niedorlegung. 


Der  Schiedsspruch  ist  bei  dem  für  den  Sitz  des  Schieds- 
gerichts örtlich  zuständigen  Amtsgericht  nioderzule gen , 

§ 29. 


Sonstige  Vorschriften. 


Auf  das  Verfahren  finden  im  übrigen  die  Bestimmungen 
des  zehnten  Buches  der  Zivilprozess-Ordnung  sowie  die  Vorschriften 
über  den  Urkundenprozoss  Anwendung. 

§ 30. 

Diese  Schiedsgericht sordnung  tritt  zugleich  mit  den 
Satzungen  des  Heichsverbandes  der  Juden  in  Deutschland,  der  jü- 
dischen Bezirksorganisationen  und  der  jüdischen  KultusArereinigun- 
gen  in  Kraft. 


t 


L 


•Jf 


A 

V/ahlprüfungsgericht . 


(1)  Das  WaJalprijf ungsgericht  wird  beim  Reiohsverband  der 
Juden  in  Deutschland  errichtet. 

(2)  Das  Wahlprüf ungsgericht  besteht  aus  einem  Obmann 
und  zwei  Schiedsrichtern!, 

(3)  Der  Oumann  und  seine  Stellvertreter  werden  vom  Vor- 
sitzenden des  Reichsverbandes  der  Juden  in  Deutschland  ernannt, 

(4)  Der  Obmann  ernennt  die  Schiedsrichter  aus  einer 
hierfür  beim  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  geführten 
besonderen  Liste. 

(5)  Jm  übrigen  finden  die  Vorschriften  der  auf  Grund  der 
Satzung  dos  Reichsverbandes  der  Juden  in  Dv^utschland  erlassenen 
Schiedsgerichtsordnung  entsprechende  Anwendung, 
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Name  and  Zweck. 


Die  im  Jahre  1933  von  den  jüdischen  ' gSildete’^ 

?"°ßircLÄt?ung°L“  JuLnIrDoaïsoSland-  ist  künftig  ein  einge- 
■t x’'it gene r Verein  mit  dem  Namen 

’»Reichsverhand  der  Juden  in  Deutschland  e.  K 

Der  Sitz  des  Aferbandes  ist  Berlin. 

§ 2. 

Äweok  des  Reiohsverbandes  ist  es,  ^“^^^^^ter'^Heranziehung 

•hrer  Eigenschaft  als  Juden  “relief  ff  alen 

aller  vorhandenen  Kräfte  ihre  religiösen  k^tureiien, 
and  sonstigen  Bedürfnisse  als  Juden  zu  fordern. 


Mi tgliedschaft  und  Glisderun^. 


Mitglieder  des  Reiohsverbojn  des  können  alle  im  Deutschen  Reich 
wohnhaften  Personen  jüdischen  Glaubens  sein. 


Der  Reichsvorband  ist  gegliedert  i«  f 

die  Juden  eines  Orts  oder  mehrerer  Orte  „usammenfas. e . 

Als  Gliedgruppen  fungieren  die  jüdischen  iinf  ft  sprechende 

f ngen) . Sie  werden  ’f  n lif  ftf  ihf  r Mit- 

•lestimiüung  in  ihre  Satzung  aufnehmen  und  den  Eintritt  ihre 

glieder  in  den  Reiciisverband  erklären. 

§ 5. 

Die  Mitgliedschaft  im  Heichsverband  wird  dadurch  erworben,  dass 

die  jüdischen  Kultusvereinigungen  für  ihre  Mitglieder 
zum  Reichsverband  erklären. 

Im  übrigen  wird  Mitglied,  wer  f 

Gliedgruppe  (Kultusvereinigung)  den  Beitritt  erkla  . 

§ 6. 

Derjenige,  f ffg^gf Inf frif ®Beiohs- 

nicht  befindet,  wird  Dlitglied  durch  Besirks- 

verband.  Per  Reichsverband  oder  die  -mg  als 

organisation  weist  den  Beigetretenen  einer  Kultusvereini^mg 

Gliedgruppe  zu,  deren  Mitglied  er  d'^i durch  wird. 
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§ 7. 


Die  Mitgliedschaft  im  Reichsverband  endet  _ ^ -u 

a)  durch  Austr ittserklärung  der  Kultusvereinigung  für  ihre 

Mitglieder,  _ . . 

b)  durch  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  in  der  Kultusvereinigung. 

Im  Falle  zu  a)  wird  der  Austritt  wirksam  2 -Jahre  nach  Eingang  der 
Austrittserklärung. 

§ 8. 

Zieht  ein  Mitglied  in  einen  Ort  mit  2 jüdischen  Kultusvereinigungen 
die  schon  am  31.3.1938  bestanden  haben  und  beide  Mitglieder  des _ 
Reichsverbandes  sind,  so  wird  es  durch  den  Verband  oder  falls  die- 
se von  ihm  beauftragt  ist,  die  Bezirksorganisation  einer  d.er  beiden 
Kultusvereinigungen  zugev/iesen,  falls  es  nicht  binnen  3 Monaten 
seit  seinem  Zuzug  erklärt  hat,  welcher  von  beiden  Kultusvereini- 
gungen es  angehören  will^  Zugehör igkeit  zu  beiden  Kultusvereinigun- 
gen ist  nicht  ausgeschlowssen. 


r 

Bei  Zuzug  in  einen  Ort,  der  keiner  jüdischen  Kultus Vereinigung  an- 
gehört, wird  das  Mitglied  vom  Reichsverband  oder  falls  diese  von 
ihm  beauftragt  ist,  von  der  Bezirksorganisation  einer  benachbar- 
ten Kultusvereinigung  zugewiesen;  seine  J'ünsche  sind  dabei,  wenn 
tunlich,  zu  berücksichtigen. 


§ 9. 

Die  Rechte  des  Mitgliedes  gegenüber  dem  Reichsverbandvverden  durch 
die  Kultusvereinigung  wahrgenommen,  der  er  angehört.  Der  Reichsver- 
band nimmt  seine  Rechte  gegenüber  den  Mitgliedern  durch  die  Kultus- 
vereinigung v/ahr.  Die  Kultusvereinigungen  haften  für  die  Erfüllung 
der  Pflichten  der  Mitglieder. 


Die  Mitglieder  sind  verpflichtet,  an  den  Reichsverband  denjenigen 
Beitrag'*'zu  zahlen,  der  durch  Verbandsbeschluss  festgesetzt  wird. 

Organe  des  Reichsverbandes. 

§ 11. 

Die  Organe  des  Reichsverbandes  sind*. 

1.  der  Präsident 

2.  der  Vorstand 

3.  der  Rat. 
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Per  Präsident 

§ 12. 

Der  PräGident  vertritt  den  Verband  nach  aussen. 
entsSet  be[1??le“gl5ch^lït!“""“^  Stit..recht . ' Er 

gewählt.  &ewählt"ist^^wer°y4''de^'^^b°®  Vorstands  und  Hats 

• durch  übereinsflmteLen^Bfsohlus'  von^v  widerrufen  werden 

’/4  Mehrheit  der  sti™bereoh?igt  en  TtJueTeT  ““ 

Vorstand. 

§ 13. 

festgesetzt!  des  Vorstands  wird  durch  Verbandsbesohluss 

Za!tI“1erp1äf!SL?\"un'  der 

kann  für  den  Hest'^der*Amtszeit*eine^E®^^t'^  ''“^Standes  aus,  so 
übereinstimmenden  Besohl^lf erfolgen  durch 
der  Zustimmung  des  Präsidenten.  ^ ^ ^ Vorstand;  die  Wahl  bedarf 

® § 14. 

das  25.’'  LebeSjlto'^TOllend^t  '^®se  der  Wahl 

§ 15. 

Nicht  wählbar  ist^  wer 

gestellt^ist^^^  unter  vorläufige  Vormundschaft 
befind!“^  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 

d!r?f?lust‘^d!r‘^bürS!rhhlf®Eh‘^‘'‘®  '^®"’‘^aohts  einer  Straftat  die 
die  Anklage  erhoben  so  ziehen  kknn, 

kräftigen  Beendigung  des  ^rffhrens!  ® reihts- 

verwandt^oder^^lrühwä!!«  nicht  bis  zum  2.  Grade 

Sohwägersohaft  im  Lauf!  d!r  Verwandtschaft  oder 

- mangels  einer  Einigung  der  an^Te)h  so  hat  einer  der  Beteiligten 

«jung  der  mn  LebensäL  ter  Jüngste  - auszusohiiden. 
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§ 16. 


verhindert  ist. 


läng« 


10  der  ■^Voraussetzungen 
ein  Vorst  and smit- 
■S  seohs  Monate 


Die  Bestellung  kann  vor  Ablauf  der  Wahlzeit  nur  widerrufen  werden 

vorliegt;  ein  solcher  Qrund  Ist  Lsbosonèere 
Unfähigkeit  zur  ordnungsmässigen 

UeS^  210.  Feststellung,  dass  ein  nichtiger  Grund  vor- 

legt^  bedarf  eines  mit  einer  Mehrheit  von  drei  "^Vierteln  der 

vorvoIIlSr^DrEf“”^^."'^''’*  sofassten  übereinstimmenden  Beschlusses 

§ 17.  , I 

Der  Vorstand  ist  für  alle  Angelegenheiten  zuständig  für  die  nicht 
olganäf  geglberLt?''''  “tzuständigkeit  eines  anderen  Verbands- 

§ 18. 

seine  Amtszeit  aus  seiner  Mitte  ein 
geschal  tsf  Uhr  end  es  "^Vorstandsmitglied . 

Vorstandsmitglied  ist  gleichzeitig  der 
bteil Vertreter  des  Präsidenten. 

§ 19. 

Hoo  Vorstandsmitglied  leitet  die  Verwaltung 

■erbandes  und  die  Erledigung  der  laufenden  Angelegenheiten. 

Ee  stellt  die  für  die  Verwaltung  erforderlichen  Angestellten  an.  ^ 

§ 20. 

dScr^^VoJ  rechtgeschäftlioh  vertreten  gemeinsohexf tli oh 

verhin^r?  soweit  es  nicht 

verhindert  ist,  das  geschaft sf uhrende  Vorstandsmitglied  sein. 

abgogefir^Iden?^®  Erklärungen  für  den  Verband  müssen  schriftlich 

§ 21. 

Der  Vorstand  gibt  sich  eine  Geschäftsordnung. 


ö 


Rat 


§ 22. 

Lie  den  Mitgliedern  des  V3r'bandes  im  Verband  zustehenden  Rechte 
werden  für  sie  durch  den  Rat  ausgeübt;  auf  ihn  finden  die  Vor- 
schriften üDer  Vereinsmit gl ied erversammlüngen  Anwendung, 

§ 23. 

ler  Rat  besteht  aus  29  Mitgliedern. 

§ 24. 


In  den  Rat  entsenden: 

,1.  die  Jüdische  Gemeinde  Berlin  . . . 
die  Jüdischen  Gemeinden  Breslau 

F r an  k f u r t/Ma i n 
Hamburg 
Köln  . . 

2.  die  jüdischen  Gemeinden  Bayerns 

Badens 
Hessens 
.Sachsens  . 
V/ürtt  emberg  s 
Ostpreussens 
und  I^ommerns 
zu  1.  bereits 


ferner 


5 Mitglieder 

1 Mitglied 
1 

1 

1 " 

2 Mitglieder 
1 Mitglied 

1 " 

1 

1 ” 


3. 


und,  soweit  sie  nicht 
vertreten  sind, 

Rheinland  und 
Westfalens  . . . 
Schlesiens , 
Brandenburgs , 
Mecklenburgs  und 
Schlesw .-Holsteins 
die  übrigen 
Gemeinden 

der  Jüdische  Central-Verein  . . , 
der  Reichsbund  jüd.  Frontsoldaten 
die  Staat szionist sehe  v^pQ 
die  Unabhängige  Orthodoxie  . . . 
die  Zionistische  Vereinigung  f.  Deutschld. 


1 

1 

1 

X 

1 

1 


n 

M 

W 

*> 


Soweit  die  unter  2.  auf  geführten  Kw.ltusvereinigungen  in  einer 
Bezirksorganisation  mit  vom  Rei chsverband  genehmigter  Satzung 


zusammengof as st  sind 
durch,  diese. 


S 

V.  V , erfolgt  die  ±)estimmung  der  Vertreter 


Für  jedes  der  unter  Abs.l  genannten  Mitglieder  kann  ein  Stell- 
vertreter benannt  werden,  der  im  Behinderungsfalle  oder  in  ein- 
zelnen Angelegenheiten  an  die  Stelle  des  ordentlichen  Mitgliedes 
tritt. 
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§ 2o. 

Wählen  durch  übereinstimmenden  Beschluss 

§ 26. 

Nie,nand  kann  gleichzeitig  tutglied  des  Vorstandes  and  des  Hats  sein. 

§ 27. 

Die  5§  14-16  finden  auf  die  Mitglieder  des  Hats  Anwendung. 

§ 28.  ^ 
Der  Hat  überwacht  die  Finanzgebarung  des  Heichsverbandos . 

blndls^irgSlatllicherpr^"“^  b'tellungnahrre  des  Reiohsver- 
einigungL^berüSer  ?i  ®®°i  welche  die  Arbeit  der  Kultusver- 

gehöft  werden!  ^ anderen  grundsätzlichen  Fragen  soll  er 

gL'unfKeïchs^JlS!  zwischen  Kultusvereinigun- 

§ 29. 

Soweit  diese  Satzung  nähere  Bestimmungen  über  den  Bat  nicht  pct 
die  durch  vLSndsblsch^isl  f es^geslLr^v^rd.^/""*  geschaffen, 

■"!hl!2°nayr24lSf’'i’  . 

weichend  von  den  Gnt-Pr;ch;tnkv,  ^.^'^'^^^^e^Qï^zungen  der  Bezirke  ab-  4 
werden.  " politischen  Bezirken  vorgenommen 

vorsehen."^^^  Bildung  eines  Haushaltsausschusses 

VerbandsbeschlüssR. 


§ 30. 

ergA3hen  durch  übe 

Vorstand  und  Hat. 


reinst itnmenden  Beschluss  von 


""l!\!e:?se1lunfdll  Angclegenhei. 

t A^^rir  l^agf^lstigcnMnl^ih!!!'^®'^' 

■ anspä!rf"jrSndel"'"  Anwartschaft  auf  einen  v.rsorgungs- 


Finanzen. 

§ 31. 

Die  Geldbedürf ni sse  des  Heiohsverbandes  müssen  für  jedes  Ge- 
schäftsjahr in  einem  Haushaltplan  voraus  veranschlagt  werden. 
Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

§ 32. 

Die  Beiträge  der  Mitglieder  werden  in  Prozentsätzen  ihrer  staat- 
lichen Steuern  oder  in  Kopfbeiträgen  erhoben. 

Bteuerma-sstab  und  H^he  des  Prozentsatzes  werden  jedes  Jahr  durch 
Verbandsbeschluss  festgesetzt. 

Näheres  kann  durch  eine  Beitragsordnung  geregelt  werden.  Sie 
ergeht  durch  Verbandsbeschluss. 

Auf  ^:abQn. 

§ 33. 

Der  Reichsverband  vertritt  alle  .Angelegenheit on  der  jüdischen 
Gesamtheit  in  Deutschland,  insbesondere  gegenüber  den  deutschen 
Behörden  und  den  jüdischen  Hilfsorganisationen  des  Auslandes. 

§ 34. 

Dem  Heiohsverband  liegt  ob  die  Planung  der  jüdischen  Gesamtarbeit 
in  Deutschland. 

§ 35. 

Der  Rei chs verband  soll  insoweit,  als  das  zur  Ei-'fi^llung  der  Auf- 
gaben der  jüdischen  .Arbeit  in  Deutschland  erforderlich  ist,  ge- 
meinschaftliche Einrichtungen  und  Anstalten  schat fen  und  unter- 
halten oder  unterstützen,  insbesondere  auf  den  Gebieten  der  Er- 
ziehung, Berufsausbildung,  Berufsumschichtung  und  der  'Pohufahrt. 

§ 36. 

Der  Reichsverband  hat,  auf  die  Kultusvereinigungen  gestützt,  ’ 
im  gegenseitigen  Geben  und  Nelimen,  die  Aufgabengebiete  der  Kul- 
tusvereinigungen in  Deutschland  mit  Hat  und  Hilfe  zu  oetreuen. 


L.  , 


- - 


Beim  Reichs  verband  wird  ein  Schiedsgericiit  errichtet,  das  als 
satzungsmässig  angeordnotes  Schiedsgericht  zuständig  ist  für 
Streitigkeiten  zwischen  den  Mitgliedern  dos  Reiohsverbandes 
einerseits  und  dem  Reichsverband  uder  den  Kultusvereinigungen 
andererseits  in  Angelegenheiten  des  Reichsverbandes  oder  der 
Kultusvereinig’ungen;  eingeschlossen  in  die  Zuständigkeit  des 
Schiedsgerichts  sind  Streitigkeiten  über  die  Mitgliedschaft 
selbst  und  die  G-ültigkeit  der  Satzungen  sowie  über  Beiträge 
und  Benut zungseutgelte.  Für  die  Mitglieder  ist  der  Rechtsweg 
ausgeschlossen.  ^ 

Das  Schiedsgericht  ist  ferner  zuständig  für  Streitigkeiten, 
in  denen  auf  beiden  Seiten  Reichs verband,  Kultusvereinigungen 
oder  Bezirksorganisation  beteiligt  sind,  aus  Rechtsverhältnissen, 
die  sich  durch  die  Eingliederung  in  den  Reichsverband  ergeben. 

Der  Rechtsweg  ist  ausgesohlossen. 

Die  der  Satzung  als  Anlage  beigefügte  Schiedsgericht sordnung  ist 
mit  ihren  §§1-  11  Teil  dieser  Satzung.  Die  übrigen  Bestimmungen 
können  durch  Hauptbeschluss  geändert  werden. 

Wahlprüfungsgericht . 

§ 38. 

Beim  Reichsverband  wird  ein  Wahlprüfungsgericht  gebildet,  das 

als  s>a.tzungsmässig  angeordnotes  Schiedsgericht  zuständig  ist 

für  Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  von  Vi/ahlen,  die  unmittelbar 

von  den  Mitgliedern  vorgenommen  werden,  insbesondere  von  Vertreter- 

Versammlungen  der  Kultusvereinigungen.  Der  Rechtsweg  ist  ausge-  ^ 

schlossen. 

Die  dieser  Satzung  als  Anlage  beigefügto  Ordnung  des  V/ahlprüfungs- 
gerichts  ist  Teil  dieser  Satzung, 


GliederuT 


Kul t US V e r einigungen 


§ 39. 

Den  jüdischen  Kultusvereinigungen  obliegt  neben  der  Erledigung 
ihrer  eigenen  örtlichen  Aufgaben  ( § 40;  die  Ausführung  der  vom 
Reichsverband  zentrcil  geregelten  Angelegenheiten. 


é 

s 


% 40. 

Die  Kultusvereinigungon  erledigon  selbständig  und  als  eigene  Aufgaben 
diejenigen  ^..ngelegenheiten^  die  AusTVirkungen  über  den  Kreis  der 

nicht  haben  und  die  ihrer  Natur  na«h  unter 
lokalen  Gesichtspunkten  zu  entscheiden  sind,  soweit  sie  si^  aus 
eigener  finanzieller  Kraft  erfüllen. 

§ 41. 

Den  Kultusvereinigungen  wird  die  Selbständigkeit  der  Regelung  der 
religiösen  Angelegenheiten  gewährleistet.  ^geiung  acr 

§ 42. 

Äßoweit  die  Voraussetzungen  der  §§  40  und  41  nicht  vorliegen . sind 
le  Kultusvereinigungen  an  die  Richtlinien  und  grundsätzlichen 
Regelungen  dos  Reichsverbandes  gebunden. 

Die  Ausführung  obliegt  auch  in  diesen  Angelegenheiten  den 

Kultusvereinigungen,  soweit  nicht  die  Ausnahmen  der  61  und  62 
eingreifcu.  c.- 

§ 43. 

verpflichtet,  Hau  shaltplan , Abgabe^ 
cochluss  und  Rechnungsabschluss  alsbald  nach  Feststellung  dem 
Röiohsverbcind  mitzuteilen.  ^ 

§ 44. 

sollen  vor  Vermögonsverf ügungen  erheblicheren 
Reichsverband  Gelegenheit  zur  gutachtlichen  Äusserung 
gcDcn.  Kultusvereinigungen  untc3r  1000  Sepien  bedürfen  für  die 
^orfugung  über  Vermögen,  soweit  sie  sich  nicht  im  Rahmen  der 
^rledigung  der  laufenden  Angelegenheiten  hält,,  der  vorherigen 


Zustimmung  des  Reiohsvorbandes,  oder 
beauftragt  ist,  ^er  Bczirksorganisat a 


falls  d' ose  von  ihm 


lon. 


§ 45. 


Kultusyoroinigungen  sollen  einer  der  inliegenden 
Mus ter .^at Zungen  entsprechen.  ° 

mit  der  Mustersatzung  übereinstimmen  in  den  §§  3,5  6 
40-54  oder  in  den  §§  der  Mustersatzungen  für  kleinere  ^ ^ ' 

Kultusvereinigungen;  3,  5,  6,  32-44. 

Kultusvereinigungen  mit  weniger  als  5oo  Seelen  müssen  in  ihrpn 

satzüS?''?nv^kl^.L^^  letzter  Absatz, 41  deriiustpr- 

^ kleinere  uultusvereinigungen  haben,  Kultusvereinigungen 
mit  weniger  als  1000  Seelen  den  § 41  dieser  Mukersatzun^ 


wird  noch  mitgetei: 


10  - 
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§ 46. 

Eie  Mitglieder  können  von  den  Leistungen  des  Reiohsverbandes  ausge- 
schlossen 7jerden,  wenn  die  Kultusvereinigung,  der  sie  angchören, 
ihre  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Reichsverband  nicht  erfüllt, 
insbesondere  diejenigen  aus  den  §§  9 Satz  3 und  45. 

§ 4’". 

Wenn  in  einer  Kultusvereinigung  die  Vermeidung  eines  Wahlkampfes 
aus  übergeordneten  Gesichtspunkten  erf orderli cli  erscheint,  so 
kann  durch  den  Reichsverband  die  Zusammensetzung  des  zu  wählenden 
Organs  der  Kultusvereinigung  nach  Massgabe  des  Abs. 2 festgesetzt 
werden,  ^ 

Eie  erforderlichen  Beschlüsse  ergehen  durch  einen  besonderen  Ausschics 
von  5 Mitgliedern,  der  durch  übereinst irmaenden  Beschluss  von 
Vorstand  und  Rat  auf  2 Janre  gewählt  wird.  Seine  sachlichen  Beschlüsse 
bedürfen  einer  zwei  Drittel-Mehrheit.  Eie  Ratsmitglieder,  die  von 
der  betreffenden  Kultusvereinigung  oder  von  dem  Bezirk,  der  sie 
angehört,  gewählt  sind,  müssen  gehört  werden.  Gegen  die  Stellungnahme 
dieses  Ratsmitgliedes  oder  der  Mehrheit  dieser  Ratsmitglieder  kann 
das  Vorlicgen  der  Voraussetzungen  für  ein  Eingreifen  des  Rei chsver- 
bandes  (Abs.l)  nur  einstiinrnig  festgestellt  werden. 

Revisions st eile. 

§ 48. 

Beim  Reichsverband  wird  zur  Durchführung  von  Revisionen  eine 
Revisionsstelle  unter  der  Bezeichnung 

“Revisionss teile  beim  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland’’  | 
errichtet . 

§ 49. 

Eie  Revisionsstelle  steht  den  Verwaltungen  der  Kultusvereinigungen 
und  Bezirksorganisationen  sowie  allen  sonstigen  jüdischen  Orga- 
nisationen einschliesslich  der  Stiftungen  und  Anstalten  zur  Verfügung. 
Ihre  Auigabe  ist: 

1.  ) die  fachmännische  Durchführung  von  Ordnungsprüfungen, 
insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Einhaltung  der  von  den  zuständigen 
Organen  beschlossenen  Haushaltpläne  und  die  Sicherung  des  Kassen- 
und  Rechnungswesens  sowie  der  Buchführung; 

2. )  die  fachmännische  Durchführung  von  Organ  i sat io ns- 
prüfungen  unter  Prüfung  der  \/irtschaftliohkeit , Zweckmässigkeit  und 
'Sparsamkeit  der  VerwäL  tung; 

3.  ) die  fachmännische  Erstattung  von  Spargutachten. 


t 
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§ 50. 

Lie  Leitung  der  Revisionsstelle  erfolgt  durch  einen  '^^ervväüungsaus- 
ausschuss  von  5 Mitgliedern,  die  durch  Verbandsbeschluss  auf 
2 Jahre  bestellt  werden. 

Ler  Verwaltungsausschuss  bestellt  aus  seinen  Mitgliedern  einen 
Vorsitzenden. 


§ 51. 

Die  Kultusvereinigungen  und  Bezirksorganisationen  sollen  regelmässig 
bei  sich  Revisionen  unter  Inanspruchnahme  der  Revisionsstelle  vor- 
nehmen lassen,  und  zwar  mindestens  alle  2 Jahre.  Zum  Erreichen  der 
Einhaltung  der  Frist  kann  die  Revisionsstelle  erforderlichenfalls 
von  sich  aus  an  sie  herantreten. 


§ 52. 

Rei chsverband , Bezirksorganisationen  und  Kultusvereinigungen  sollen 
auf  die  jüdischen  Crganisationon  einschliesslich  der  Stiftungen  und 
Anstalten  dahin  einwirken,  dass  sie  sich  ebenfalls  regelmässig  einer 
Revision  unterziehen.  Subventionen  an  derartige  Stellen  sollen  nur 
nach  Durchführung  einer  Revision  gewährt  werden. 

§ 53. 

Auf  Antrag,  können  die  Empfehlungen  der  Revisionsstelle  durch 
Verbandsbesc il.uss  gegenüber  der  revidierten  Stelle  für  verbindlich 
erklärt  werden. 

§ 54. 

Aufgabe  der  Revisionsstcllc  ist  es  auch,  unter  Auswertung  der 
Früfungsorgebnisse  Vorschläge  für  Richtlinien  für  Etatisierung, 
Besoldung,  Buchführung  etc.  auszuarbeiten. 

§ 55. 


Im  übrigen  wird  die  Tätigkeit  der  Revisionsstelle  durch  die  vom 
Verwaltungsausschuss  aufzustellenden  Richtlinien  geregelt.  Sie  sind 
dem  Vorstand  und  dem  Rat  des  Rei chsverbandes  mitzutoilen.  Sie  können 


durch  Verbandsbeschluss  geändert  werden. 


Bezirksorganisat ionen. 


§ 56. 


Der  Reishsverband  soll  anstreben,  Deutschland  für  die  jüdische 
Arbeit...in  mittelgrosse  Bezirke  einzuteilen,  in  welche  eine  Bezirks- 
Organisation  die  Fürsorge  für  alle  Zweige  der  Gcuieindearbeit  in 
sich  vereint. 


\ 
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§ 5T. 

Eie  bostehenden  die  Voraussetzungen  des  § 5ó  erfüllenden  Verbände 
bleiben  als  Bezirlcsorganisation en  bestehen. 

öie  sollen  sich  ins  'T’ereinsregister  eintragen  lassen,  soweit  sie 
Vermögen  besitzen. 

§ 56. 

Die  untc3r^  Eingliederung  der  bestehenden  Synagogen-  und  Sozial- 
Proyinzialverbände  neu  zu  sohafi enden  Bezirksorgani sationen  sollen 
sich  grundsätzlioh  an  die  grösste  Kultusveroinigung  ihres  Bezirks Ä 
anlehnen.  Sie  sollen  keine  Vermögen  erwerben  und  infolgedessen 
nicht  eingetretgen  werden. 

§ 59. 

« 

Da  wo  für  einen  genügend  grossen  Bezirk  eine  einzige  Kultusvereini— 
gebildet  wird,  soll  von  der  Bildung  einer  Bezirksorganisation 
abgesehen  worden.  Die  Kultusveroinigung  steht  in  diesem  Fall 
einer  Bezirksorganisation  gleich. 

Das  gilt  ohne  weiteres  für  die  Gemeinde  Berlin. 

§ 60. 

Die  Bezirksorganisationen  haben  für  die  Durchführung  der  Hicht— 
linien  und  Regelungen  des  Reichsverbandes  in  den  Kultusvereinigungen 
ihres  Bezirks  zu  sorgen. 

§ 61.  • 

Die  Bezirksorganisationen  sollen  die  Arbeit  der  in  ihrem  Bezirk 
befindlichen  Kultusvereinigungen,  die  zur  eigenen  Erledigung 
ihrer  Angelegenheiten  nicht  in  der  Lage  sind,  auf  allen  Gebieten 
betreuen. 

öie  können  tür  kleine  Kultusvereinigungen  die  Erledigung  der 
sozialen  Arbeit  ganz  oder  teilweise  unmittelbar  überneiimen. 

§ 62. 

)• 

Im  übrigen  wird  das  Verhältnis  der  einzelnen  Bezirksorgani sation 
zu  den  Kultusyereinigungen  ihres  Bezirks  nach  Massgabe  der 
örtlichen  Bedürfnisse  unter  Berücksicht ig’ung  der  Wünsche  der 
Kultusvereinigungen  durch  die  Satzung  der  Bezirksorganisation 
geregelt.  Dieselbe  bedarf  der  Zustimmung  des  Heichsverbandes. 

Die  Satzungen  der  bestehenden  Bezirksorgani sationen  gelten  als 
genehmigt,  soweit  sie  dieser  Satzung  nicht  widersprachen. 


t 

\ 


- 13  - 

§ 63. 

Durch  Verbandsbeschluss  des  Hoichsverbandes  kann  für  Bezirksorga- 
nisationen bestimmt  werden,  dass  alle  Zuständigkeiten,  für  die'^eine 
Ubertragungsmöglichkcit  in  dieser  Satzung,  in  den  Mustersatzungen 
des  Keichsverbandes  i^’ür  Kultusvereinigungen  oder  in  sonstigen 
Ordnungen  des  Reichsverbandes  vorgesehen  ist,  als  auf  sie 
übertragen  gelten. 

Die  Aufhebung^ eines  solchen  Beschlusses  bedaff  der  Zweidrittel- 
Mehrheit  der  hrschienenen  in  beiden  Gremien, 

§ 64. 

Auf  die  Bezirksorganisation  finden  die  43,  44  Satz  1 entsprechende 
Anwendung. 

§ 65. 

Der  Verband  kann  durch  Verbandsbeschluss  aufgelöst  werden.  Der 
Beschluss  bedarf  in  jedem  der  beiden  Organe  einer  Mehrheit  von 
Ireiviertel  der  Mitglieder, 

Auf  die  Liquidatoren  finden  die  Vorschriften  über  den  Vorstand 
Anwendung.  Übereinstimmung  der  Liquidatoren  ist  für  ihre  Beschlüsse 
nicht  erforderlich. 

§ 66, 

Las  Vermögen  des  Verbandes  fällt  bei  der  Auflösung  an  die 
Gemeinde  Berlin. 


Satzungsänderungen. 

Satzungsänderungen  erfolgen  durch  Haupt boschluss.  Der  Beschluss 
bedarf  in  ,iedem  der  beiden  Organe  einer  Mehrheit  von  Zweidrittel 
der  Mitglieder.  Zu  einer  Änderung  des  Zwecks  (§  2)  ist  eine 
Mehrheit  von  Dreivuertel  der  stimmberechtigten  Mitglieder 
erforderlich. 


\ 
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Üb  er  sb  c s t iiLuiang  an . 

1 

§ 68. 

Lie  zur  Zeit  im  Amt  befindlichen  Organe  der  Reichsvertretung  bleiben 
als  Organe  dec  Reicheverbandes  im  Amt  mit  der  Massgabe,  hass  der 
bisherige  Fräsidialausochuss  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Satzung 
fungiert. 

Lie  Amtszeit  des  Präsidenten  Lr,  Baeoh, ist  unbefristet. 

Lie  Amtszeit  des  Prasidialausschusses  endet  -im  31.12.1940. 

Lie  Amtszeit  des  Rates  endet  6 Monate  nach  Inkrafttreten  dieser 
Satzung . 


/ 

I 


Geschäftsordnung  für  den  Vorstand. 


1.)  Der  Vorstand  tritt  alle  4-6  Wochen  zusaminen. 

2. )  Eine  Vorstandssitzung  muss  binnen  10  Tagen  einberufen 

vjexdeu,  wenn  mindestens  5 Mitglieder  unter  Angabe  des 
Zwecks  es  schriftlich  verlangen. 

3. )  Der  Vorstand  entscheidet  mit  Stiimüenmehrheit , soweit 

nicht  in  der  Satzung  etwas  anderes  bestimmt  ist. 

4. )  Wahlen  finden  in  geheimer  Abstimmung  statt,  falls  nicht 

einstimmig  einer  V/ahl  durch  Zuruf  zugestimmt  wird, 

5.  ) Der  Vorstand  kann  einzelne  in  Berlin  ansässige  Mitglieder 

mit  Referaten  betrauen.  Die  mit  Referaten  betrauten 
Vorstandsmitglieder  sollen  sich  kollegial  mit  den 
beamteten  Sachbearbeitern  des  Reichsverbandes  laufend 
an  den  Arbeiten  ihres  Fachgebiets  beteiligen. 


Mustersatzung  für  kleinere  Gemeinden. 


Sitz  und  Name. 

5 1. 

Die  jüdische  Kultusvereinigung;  ist  gemiss  Reichsgesetz 

vom  28. Marz  ein  eingetragener  Verein.  Sie  hat  ihren  Sitz 

in  


§ 2. 

Die  Kültusvereinigung  führt  den  Namen: 

Hier  ist  einzufügen  der  bisherige  Name  mit  dem  Zusatz 

"S.V.” 

Vereinszweck. 

§ 

Zweck  der  Verei.nigung  ist  die  Förderung  der  religiösen,  kultu- 
rellen, sozialen  und  sonstigen  Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder 
als  Juden. 

Zur  Erfüllung  dieser  Zv/ecke  soll  die  Vereinigung,  soweit  sie 
nicht  Sitz  eines  Rabbinats  und  einer  Lehrerstelle  ist,  einem 
Bozirkr.-Rabbinst  und  einem  Lehrerbezirk  angeschl'^ssen  sein. 

Vercansbezirk  und  Mitgliedschaft, 

a 

v>  ~ * 

Die  Vereinigung  urelasst  dc'is  Gebiet  der  Stadt  (der  Orte,  des 
•Kreises,  des  Regierunpubezirks ) 

§ 5. 

Mitglied  der  Vereinigung  sind  alle  Personen  jüdischen  Glaubens, 
die  bei  Jnkraf ttreten  des  Reichsgesetzes  vom  28. März  1933  Mit- 
glieder der  S.vnagogengemeinde(T])  innerhalb  des  Bezirkes  der 
Vereinigung  waren. 

( s. Erl- iute rung) 

Jm  übrigen  erfolgt  der  Beitritt  von  im  Bezirk  der  Vereinigung 
v/ohnhaften  Personen  jüdischen  Glaubens  durch  Erklärung  gegen- 
über der  Vereinigung.  Die  Erklärung  kann  auch  in  einer  schlüssi- 
gen Handlung  liegen,  z.3.  in  der  Benutzung  von  Einrichtungen  der 
Vereinigung. 

Es  wird  verriiutet,  dass  die  Beitrittserklärung  sich  auch  auf  die 
von  dom  Erklärenden  gesetzlich  vertretenen  Kinder  scwle  auf  sei- 
ne Ehefrau  bezieht.  Diese  Vermutung  kronn  nur  widerlegt  werden 
durch  eine  ausdrückliche  Erklärung,  die  binnen  eines  Monats  seit 


Abgabe  der  Beitrittserkl'irung  von  dem  Erklärenden  selbst  oder 
binnen  eines  Monats  nach  Kenntnis  durch  die  von  der  Beitritts- 
erklärung Betroffenen  abgegeben  wird,  wenn  diese  bei  Aogabe  der 
Beitrittserklärung  selbst  b^est immungsberechtigt  waren. 

§ 6. 

Dei"  Austritt  aus  der  Vereinigung  erfolgt  durch  schrii tliche _ 
Erklärung  gegenüber  dem  Vorstand  der  Vereinigung}  er  wird  wirk- 
sam zwei  Jalire  nach  Eingang  der  Austrittserklärung.  Der  Austritt 
kann  nicht  durch  Bevolimächtigte  erklärt  werden. 

Jm  Falle  der  Auswanderung  erlischt  die  MitgliedscViaf  c späte- 
stens 2 Jahre  nach  Aufgabe  des  inländischen  V\?ohnsitzes. 

Bei  Umzug  in  einen  anderen  Ort  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
endigt  die  Mitgliedschaft  mib  Ablauf  des  Geschäftsjahres,  in 
clem (s  .Erläuterung)  . 

Liegt  dieser  Zeitpunkt  im  letzten  Viertel jahr_ des  Geschäftsjah- 
res der  alten  Vereinigung,  so  endet  die  Mitgliedschaft  erst 
nach  Ablauf  dei*  ersten  hälfte  des  neuen  Geschäftsjahres. 

S 7. 

Jedes  Mitglied  ist  zur  Teilnaiimo  an  allen  Einrichtungen  und  An- 
stalten berechtigt,  sofern  nicht  gemäss  Hauptbeschluss  (§  A3) 
besondere  Bedingungen  gelten.  Es.  kann  durch  den_ Vorstand  von 
der  Teilnahme  ausgeschlossen  werden,  wonn^es  seinen  Verpflich- 
tungen gegenüber  der  Vereinigung  nicht  erfüllt  hat, 

§ 6. 

Ehrenämter  kann  ein  Mitgkied  nur  aus  wichtigen  Gründen  ableh— 
nc-n;  ebenso  kcinn  cs  nur  aus  wichtigen  Gründen  sein  Ausscheiden 
aus  einem  Ehrenamt  verlangen.  Als  wichtiger  Grund  gilt  nament- 
lich: 

1.)  Altei“  über  ?0  Jahre, 

2 . )aTihaltende  Krankheit, 

3. )häufige  und  langandauernde  Abwesenheit. 


§ 9. 

Ehrenämter  verpü’ lichten  zur  Verschv/iogerfieit  . Das  Mitglied 
darf  die  Kenntnis  von  Angelegenheiten,  über  die  es  verschwie- 
gen zu  sein  hat,  nicht  unbefugt  verwerten;  dies  gilt  auch, wenn 
das  Ehrenamt  beendigt  ist. 


§ 10. 

Das  Mitglied  darf  im  Ehrenamt  nicht  bei  Entscheidungen  mibwir- 
ken,die  iluri  selbst,  seinem  Ehegatten,  seinem  Ver/zandten  oder 
Verschwägerten  bis  zum  zweiten  Grade  «der  einer  von  ihm  kraft 
Gesetz  oder  Vollmacht  vertretenen  Person  einen  unmittelbaren 
Vorteil  oder  Nachteil  bringen  können.  Das  gilt  auch, wenn  das 
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Mitglied 

1. )  in  der  Angelegenheit  ein  Gutachten  abgegeben  hat  odei'  sonst 

tätig  geworden  ist,  es  sei  denn,  dass  es  im  Aufträge  der 
Vereinigung  oder  sonst  in  V/ahrnelrmiung  allgemeiner  jüdischer 
Jnteressen  geschehen  ist; 

2. )  gegen  Entgelt  bei  Jemand  beschäiftigt  ist,  der  an  der  Ent- 

scheidung der  Angel'-'genheit  ein  umnittel bares  persönliches 
oder  wirtschaftliches  vereinsfremdes  S’onderinteresse  hat. 

Diese  Vorschriften  geiuen  nicht,  wenn  das  Mitglied  durch  die 
Entscheidung  der  Angele  ge  ritie  it  lediglich  nis  Angehöriger  seines 
Berufs  oder  einer  ailgemeine  jüdische  Jnteressen  wahrnehmenden 
Gruppe  berührt  WLrd. 

V e re in i gu  ng  s or gane . 

§ 11. 

Organe  der  Vereinigung  sind? 

1.  Der  Vorstand 

2.  Die  Mitgliederversarimilung. 

Vorstand 

§ 12. 

Der  Vorstcund  besteht  aus  3 Mitgliedern  und  2 Stellvertretern, 
die  von  der  Mitgliederversammlung  gexvählt  werden.  Stellvertre- 
ter können  an  jeder  Sitzung  r&it  beratender  Stiïïime  teilnehmen. 

Von  den  Stellvertretern  ist  bei  Verhinderung  eines  ordentlichen 
VörstandSiT-itglicdes  zunächst  der  vVahlä.ltere , bei  gleichem  Wahl— 
alter  der  an  Lebensjahren  Altere  einzuberufen, 

§ 13. 

Wählbar  zum  Vorstajid  sind  alle  Mitglieder  ^),die  am  Tage  der 
V/ahl  das  23. Lebens jahr  vollendet  haben.  Wählbar  ist  in  besonde- 
ren Bällen  auch  ein  Nichtraitglied , falls  der  Reichsverband  der 
Juden  in  Deubschla.nd  oder,  wenn  der  Reichsverband  die  zuständige 
Bezirksorganisation  dainit  beauftragt  hat,  diese  ihre  Zustimmung 
gibt. 


x)  Jn  Gemeinden,  in  denen  das  dem  bestehenden  Lustand  entspricht, 
kann  zv/ischen  die  Worte  ’’alle”  und  "Mitglieder”  eingefügt 
werden j "männlichen” 
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§ 14. 

I'Jicht  wählbar  ist , wer 

1,  entmündigt  oder  unter  vorläuiige  Vormundschaft 
gestellt  ist, 

. 2.  sich  nicht  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
befindet. 

vVird  gegen  den  Gewählten  wegen  des  Verdachtes  ei  ner  Straftat, 
die  den  Verlust  der  Bürger- ' chen  Ehrenrechte  nachsich  ziehen 
kann,  die  Anklage  erhoben,  so  ruht  die  Ausübung  des  Amtes  ; 
bis  zur  re  entskräftigen  Beendigung  des  Verfahrens. 

Vorstandsmitglieder  dün'en  miteinander  nicht  bis  zum  2. Grade 
verwandt  oder  verschwägert  sein;  entsteht  die  Verv/andt schaft 
oder  Schwäger  schaft  im  Laufe  der  V/ahlzeit,  so  hat  einer  der 
Beteiligten  - mangels  einer  Einigung  der  an  Lebensalter  Jüng- 
ste - auszuscheiden. 

§ 15. 

Lie  Vorstandsmitglieder  werden  auf  4 Jahre  gewählt.  Bis  zum 
Amtsantritt  des  neugewählten  Vorstandes  führt  der  bisherige 
Verstand  die  Geschäfte. 

Scheiden  mehr  als  zwei  Vorsteher  oder  Stellvertreter  aus,  so 
soll  binnen  einem  Monat  eine  "Ersatzwahl  stattfinden. 

§ 16. 

Die  Mitgliedschaft  im  Vorstand  endet,  sobald  eine  der  Voraus- 
setzungen des  § 14  Abs.  1 eintritt.  Sie  endet  ferner,  wenn 
ein  Vorstandsmitglied  an  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  länger 
als  6 iMonate  verhindert  ist. 

Die  Bestellung  kann  vor  Ablauf  der  ..V/ahl zeit  nur  widerrufen 
werden,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt;  ein  solcher  Grund 
ist  insbesondere  grobe  Pflichtverletzung  oder  Unf^lhigkeit 
zur  ordnungsmässigen  Geschäftsführung.  Die  Feststellung,  dass 
ein  wichtiger  Grund  voriiegt,  bedarf  eines  mit  einer  Mehrheit 
von  drei  Vierteln  der  stimmberechbigten  Mitglieder  gefassten 
Beschlusses  der  mitgliedeiversammlung  und  der  Zustimmung  der 
nicht  betroffenen  Vorstandsmitglieder, 

§ 17. 

Der  Vorstand  wählt  seinen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertre- 
ter, Der  Vorsitzende  verteilt  die  Geschäfte  unter  die  Mitglie- 
der des  Vorstandes. 
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§ 18.  - 

Der  V^jrstand  verwaltet  die  Vcreïinigung  und  vertritt  sie  nach 
aussen. 

Die  Vereinigung  wird  rech tsgeschaitl ich  vertreten  durch  den 
Vorsitz(?nden  des  A^orstandes  oder  dessen  Stellvertreter  gemeinsani 
niit  einem  v/eiteren  iviirglied  des  Vorstanoes.  Rechtsgeschäftliche 
ürklärungen  für  die  ‘'.Bereinigung  müssen  schriftlich  abgegehen 
werden.  Die  Gültigj:cit  von  Eochtsge schäften  gegenüber  Dritten 
wird  dadurch  nicht  berührt,  ci<ass  die  erlbrderliche  Zustimmung 
der  Mitgliedorversa'iinlung  nicht  vorliegt, 

§ 19. 

Der  Vorstand  ist  für  alle  Angelefc,enheiten  zuständig,  füi-  die 
nicht  die  Zugehörigkeit  «der  Mit Zuständigkeit  eines  anderen 
Organes,  insbesondere  der  A^ertreterversammlung,  begründet  ist. 

5 20. 

Der  Vorsitzende  des  '/orstandes  beraumt  dessen  Sitzungen  nach 
Bedarf  an;  auf  schriftlichen  Antrag  der  beiden  anderen  Mitglieder 
muss  er  eine  Sitzung  abhalfcen. 

Beschlussfähigkeit  erfordert  ordnungsmässige  Ladung  der  Mitglie- 
der und  Vertreter  sowie  Anwesenheit  v»n  mindestens  einem  weite- 
ren Mitgliede  ausser  dem  ‘'/ors  it  zenden  oder  dessen  Vertreter. 

Der  Vorstand  entscheidet  mit  Otimnienmchrheit ; bei  Stimmengleich- 
heit gibt  die  Stimrae  des  arnti(?r enden  Vorsi* ätzenden  den  Ausschlag. 

g 21. 

Jst  ein  Kultusbeainter  vorhanden,  so  nimmt  er  an  den  Vorstands- 
sitzungen mit  beratender  Stiirime  teil^).  Der  zuständige  Bezirks- 
rabbiner und  ßezirkslehrer  können  verlangen,  dass  Angelegenhei- 
ten ihres  Auft;abengebietes  in  ihrer  Gogenv;art  in  einer  Vorstands- 
sitzung beraten  werden.  Sie  sind  einzuladen,  wenn  solche  Angele- 
genheiten auf  der  Tagesordnung:  stehen. 

§ 22. 

Die  Sitzungen  des  Vorstandes  sind  nicht  öffentlich. 

Die  gefassten  Beschlüsse  sind  durch  Niederschrift  zu  beurkunden. 


x)  Jn  Gemeinden,  in  denen  die  Teilnahme  des  Kultusbeamten  an  den 
Vorstandssitzungon  bisher  nur  bei  V)estinimten  Beratungsgegen- 
st.’oiden  üblich  ist  (z.B.in  religiösen,  unterrichtlichen)  kann 
ein  entsprechender  Zusatz  gemacht  werden. 
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Zur  Toilnahine  und  StiirmiabgabG  in  der  Mitgliederversanimlung 
berechtigt  sind  al|.e  volljährigen  Mitglieder. 


§ 24. 


Die  Mitgliederversammlung  tritt  mindestens  einmal  jährlich 
zusammen.  Sie  ist  vom  Vorsitzenden  des  Vorstandes  einzuberufen. 

Auf  schriftlichen  Antrag  von  mindestens  einem  Drittel  der 
stimmberechtigten  Mitglieder  unter  Angabe  des  gewünschten  Be- 
ratungsgegenstandes muss  eine  Mitgliederversammlung  anberaumt 
werden  und  zwar  sc,  dass  sie  spätestens  zwei  Wochen  nach  Ein- 
gang des  Antrages  stattfindot. 


Zur  Mitgliederversammlung  sii'xd  alle  orusanwesenden  stimmbe- 
rechtigten Mitglieder  einzuladen.  Die  Einladung  kaitn  in  orts- 
üblicher Weise  erfolgen.  Jn  der  Regel  soll  eine  Frist  von  einer 
W«che  innegehalten ^werden;  in  dringenden  Fällen  kann  hiervon 
abgesehen  werden;  über  die  Dringlichkeit  entscheidet  die  Ver- 
sammlung. 


§ 26. 

Der  Vorsitzende  des  Vorstandes  leitet  die  Mitgliederversammlung. 

Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  sind  niederzuschreiben.  Die 
Niederschrift  müssen  der  Vorsitzende  und  der  Schriftführer 
unterzeichnen;  die  Versammlung  muss  sie  genehmigen. 

Die  Niederschrift  muss  enthalten: 


1.  die  Feststellung,  in  welcher  Weise  die  Ladung  erfolgt 
ist, 

2.  die  Zahl  der  Anwesenden  und  die  Gesamtzahl  der  stimm- 
berechtigten Mitglieder, 

3.  die  beratenen  Anträge  und  die  Vorgänge  zur  Kenntnis- 
ricihine, 

4.  die  gefassten  Beschlüsse. 

§ 27. 


Die  Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  mehr  als  die  Hälfte 
der  stimiriberechtigten  Mitglieder  anwesend  ist,  ferner,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Erschienenen,  wenn  eine  Versacmilung 
zufi  zweiten  Mal  für  denselben  Beschlussgegenstand  einberufen 
ist,  weil  die  erste  Versammlung  nicht  beschlussfähig  war;  bei 
der  Einberufung  muss  auf  diese  Bestimmung  ausdrücklich  hinge- 
wiesen werden. 


i| 


§ 28. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  der  Mehrheit  dor  abgegebenen  Stimmen 
gefasst,  soweit  ment  in  dieser  Satzung  etwas  anderes  bestiimnt 
ist.  Bei  Stiramcngleichneit  gilt  der  Antrag  als  ahgelehnt;  bei 
Wahlen  entscheidet  das  Los. 

Abgostimmt  wird  durch  Handaufheben  oder  durch  Erheben  von  den 
Platzen,  auf  Antrag  von  einem  Dx’itbel  der  Anwesenden  durch 
Stimmzettel . 

Anträge  auf  Aonderung  oder  Aufhebung  eines  Beschlusses  können 
öhne  mustimmung  des  Vorstandes  erst  nach  drei  Ivl«naten  wieder 
e i ng  e b !•  a c ht  w o rd  e n . 

§ 29. 

Die  ivlitglicdervcrsamralung  beschliesst  über  den  Rechnungsab- 
schluss und  Uber  die  Entlastung  des  Vorstandes. 

Der  Vorstand  ist  verpflichte t , der  Versammlung  über  aie  Vereins- 
angeleg-' nhu j t en  Auskunft  zu  erteilen.  Auf  Verlangen  muss  die 
Auskunft  mündlich  ereeilt  werden.  Seine  ivlitglioder  sind  berech- 
> __ Sil  _den  Sitzung, en  der  Versammlunp;  teilzunehmen  und  jeder- 
zeit Geher  zu  verlangen. 

§ 30. 

Sow'eit  in  diesei"  Satzung  nicht  nähere  Bestimmungen  über  die 
iviitgln evdt.::rvu r Sammlung  enthalten  sind,  können  sie  durch  beson- 
dere  Ordnung  gutroffen  weerden;  das  gilt  auch  für  die  von  der 
xv:itglied<*rvorsr-u'!'mlung  vorzariuhmend«- n Wahlen,  insbesondere  die 
dos  Vorstandes. 

Hauptbc Schlüsse 
§ 51. 

Zu  einem  liaup-tbeschluss  ist  ein  übereinstimmender  Beschluss 
des  Vorstandes  und  der  iWitglicdorversammlung  erforderlich. 

nines  Haup tbeschlusses  bedarf  es  in  folgenden  Angelegenheiten: 

1.  Festsetzung  des  Haushaltsplanes, 

2.  Festsetzung  der  Beitrage  (Abgaben)  der  Mitglieder, 

5.  Erv/orb,  '/eraussorung,  Belastung  eines  Grundstückes, 

4.  Aufnalimo  einer  Anleihe,  soweit  es  sich  nicht  um 
eine  kurzfristige  Massnahme  im  Rahnien  einer  »rdent- 
1 i Chen  Ges chäf t sf  ührung  hand  eit, 

3 . Gebiilireno rdnungen , 

6.  aussox'  plonnässigo  Gcldausgabcn, soweit  nicht 
ohne  neue  Ab  gab  one  rhe  bung;  und  ohne  Vormögens- 
yerfügung  Deckung  vorhanden  ist, 

7.  Berufunj-,  eines  Rabbiners  oder  sonstigen  Kultus- 
beaiuten, 

5.  Aondeiung  des  bestehenden  Kultus, 
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Beschlüsse  zu  Nr.  7 bedürfen  einer  Zweidrittel-Mehrheit. 

I'urch  Beschluss  der  Mitglieder-Versanunlung,  der  einer  Mehrheit 
von  zwei  Dritteln  der  Erschienenen  bedarf,  können  die  in  Abs. 2 
auf  geführten  Aufgaben  ganz  odor  teilv/eise  dem  Vorstand  zur 
selbständigen  Erledigung  übertragen  werden. 

Finanzen. 


§ 32. 

Die  Geldbedürfnisse  der  Vereinigimg  müssen  für  jedes  Ge- 
schäftsjahr in  einem  Haushaltsplan  voraus  veranschlagt  werden. 
Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr.  ^ 

Die  Ausgaben  werden  durch  Einkünfte  aus  dem  Vermögen,  durch 
Benutzungsentgelte  und  durch  Geldbeiträge  der  Mitglieder 
gedeckt. 

Der  Entwurf  des  Haushaltsplanes  wird  acht  Tage  an  öffentli- 
chem bekanntgeioachtem  Ort  zur  Einsicht  der  Mitglieder  ausge- 
legt, 

§ 33. 

Jedes  Mitglied  ist  nach  seinem  veranlagten  Einkommen  und 
Vermögen  oder  nach  anderen  Massstäben  zu  Geldbeiträgen  (Ab- 
Gaben)verpriichtet.  Ein  Ehegatte  zahlt,  sow'eit  die  Ehegatten 
zu  der  zugrunde  gelegten  staatlichen  Steuer  gemeinsam  veran- 
lagt  werden,  nur  die  halben  Abgaben,  wenn  der  andere  Ehegatte 
einer  anderen  religiösen  Vereingung  angehört. 

Der  Vorstand  veianlagt  durch  schriftliche  Abgabebescheide. 

Das  Näht;re  regelt , soweit  in  dieser  Satzung  keine  Bestimmung 
getroffen  ist,  die  Abgabenordnung , die  durch  Hauptbc Schluss 
festgesetzt  wird.(§  31  Nr. 2). 

Durch  sie  ist  insbesondere  auch  zu  bestimmen: 

a)  ob  Zuschläge  zur  Einkoiniuen- , Vermögens-  und  Grund- 
verraögenssteuer  erhoben  und  ob  und  wie  die  Zuschlä- 
ge zu  den  verschiedenen  Steuern  gegenseitig  ange- 
rechnet werden, 

b)  ob  neben  Zuschlägen  ein  gleiches  oder  gestaffeltes 
Kopfgeld  «der  ein  bestimmter  Hundertsatz  der  Miete 
oder  des  Mietswertes  erhoben  wird. 

Die  Höhe  der  Zuschläge  ist  für  jede  Abgabenperiode  durch 
Haupt beschluss  zu  bestimmen. 

Die  Abgabenordnung  bedarf  der  Zustimmung  des  Reichs verbandes 
oder,  falls  diese  vom  Reichsverband  beauftragt  ist,  der  zustän- 
digen Bezirksorganisation. 
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§ 34. 

abi^olaufenen  Haushaltsjahres  können  im  neuen 
omem  bestimmten  Hundertsatz  vom 
Vorauszahlungen  erhoben  werden.  Diese  Vorauszah- 

iiche  Abgaben  Festsetzung  der  neuen  Abgaben  als  ordent- 

§ 33 

_ ist  zu  den  erforderlichen  Erklärungen  und  Nach- 
üteuorverhältnisse  sowie  zur  Vorlage  der 
bteuerbescheide  verpflichtet.  Logt  das  Mitglied 
^ nach  Aufforderung  die  staatlichen  Steuerbe- 

der  Vorstand  die  Abgaben  im  V/ege 
b!sGhe?d^  bekannten  letzten  Steuer- 
gabenordnung! zugrunde.  Das  Nähere  regelt  die  Ab- 

Die  Mitglieder  ermächtigen  durch  diese  Satzung  den  Vorstand, 

sonstigen  zuständigen  Steuerbehör- 
den lUx  totcuei- boll  iiiitteilcn  zu  lassen. 

§ 36. 

naphV? kann  das  titgllud  binnen  eines  Monats 
nach  iViitteilung  Einspruch  beim  Vorstand  erheben.  Ueber  den 
E nspruch_  encsche.idet  der  Vorstand.  Einwendungen,  die  nicht 

vorgebrachtsind,  können  von  dem 
Mitglied  auch  im  Prezesswege  nicht  geltend  gemacht  werden. 

ist  auf  das  Rechtsmittel  und  auf  diese 
Rechtsfolge  aui merksam  zu  machen. 

§ 37. 

Jedes  Mitglied,  das  ehrenamtlich  oder  besoldet  an  der  Beitrags- 
Festsetzung  oder  -Einziehung  mitwirkt,  ist  besonders  auf  Ve?- 
schwiegonheit  zu  verpflichten. 

§ 38. 

ÏÜÏ*  Benutzung  von  Einrichtungen  können  besondere  Entgelte 
erhoben  werden.  Das  Nähere  regelt  ein  HauptbeschlusL  Eine 
BuiuCiLsicntigung  Nichtbomittelter  ist  nicht  ausgeschlossen. 

S 39. 

nach^Ahlqug^^‘^^^S*^^S^T-^'^  spätestens  zwei  Monate 

und^der^mtpu^  Vorstand  fertigzustellen 

und  dei  Mitgii.iderversa-ncauue  zur  Prüfung  zuzuloiten. 
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§ 4Ü. 


Haushaltsplan,  Al^gabanbeschluss  und  Rechnungsabschluss  sind 
nach  VeraT» Schiebung  dein  Reichoverband  mitzuteilen. 


§ 41. 


Die  Voräusserimg  von  Vermögensbestandteilen  bedarf  der  Geneh- 
migung  des  Reichsverbandes  oder,  wenn  diese  vom  Reichsverband 
beauftragt  ist,  der  Bezirksorganisation. 


Auflösung:. 


§ 42. 


Die  Vereinigimg  kann  durch  Hauptbeschluss  aufgelöst  werden.  Zu 
dem  Beschluss  ist  sowohl  im  Vorstand  wie  in  der  Mitgliederver- 
samilung  ^ne  Mehrheit  van  drei  Vierteln  der  erschienenen  Mit- 
glieder erforderlich. 


Die  Liquidatoren  werden  vom  Reichsverband  der  Juden  in  Deutsch- 
land  ader,  wenn  der  Reichsverband  die  Bezirksorganisation  damit 
beauftragt,  von  dieser  bestellt.  Bis  zur  Bestellung  sind  die 
ribherigen  Varstandsmitglitider  Liquidatoren. 


TJebereinstimriiung  aller  Liquidatoren  ist  für  ihre  Beschlüsse 
nicht  erlordei lieh.  Die  Vorschriften  über  den  Vorstand  finden 
auf  die  Liquidatoren  Anwendung. 


§ 43. 


(Anfall  des  Vermögens  bei  Auflösung) 

Schied  sr^ericht . 


§ 44. 


Füi  nxle  Streitigkeiten  zwischen  Mitglied  und  Vereinigung  in 
Anplegenheiten  der  Verpnigung,  auch  solche  über  die  Mitglied- 
schaft  selbst  und  die  Gültigkeit  der  Hauptsatzung,  der  sonsti- 
gen Ordnungen  und  Hauptbeschlüsse,  sowie  über  Abgaben  und  Be- 
ptzungsentgelte  wird  bei  dem  Reichsverband  der  Juden  in  Deutsch- 
Ipd  zu  Berlin  ein  Schiedsgericht  errichtet.  Für  die  Vereinsmit- 
giieder  ist  der  Rechtsweg  ausgeschlossen. 
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Satzungsanderunp;en. 

§ 45. 

Satzungsänderungen  bedürfen  im  Vorstand  sowie  in  der  Vertreter- 
Versammlung  der  Zustimmung  von  mindestens  Zweidritteln  der  stimm- 
■^erechtigten  Mitglieder.  Zu  einer  Aenderung  des  Zweckes  ist  eine 
Mehrheit  von  Dreivierteln  der  stimmberechtigten  Mitglieder  er- 
forderlich. 

Uebergangsbestimmungen. 

§ 46. 


Die  bisherigen  Organe  bleiben  in  ihrem  derzeitigen  Mitglieder- 
bestand und  mit  ihrer  derzeitigen  Amtsdauer  als  Organe  des  ein- 
getragenen Vereins  v/eiter  im  Amt. 


1 ustersatzunp;  für  Bezirksgemeinden  . 

Jn  d©r  Satzung  für  grössere  Gemeinden  sind  vor  don  Bestiinmungen 
ü^er  Finanzen,  also  hinter  § 39»  folgende  Vorschriften  oinzu- 
fügen: 

Ortsausschüs  se 
§ 30  a. 

Wenn  in  einem  0r%  «der  mehreren  nahe  beieinander  liegenden  Orten 
innerhalb  des  Bezirkes  der  Kultusvereinigllng  mindestens  40  Mit- 
glieder ansässig  sind,  wird  zur  'Wahrnehmung  der  örtlichen  Son- 
derinteressen  der  Mitglieder,  die  in  diesen  Orten  wohnen,  ein 
örtlicher  Sonderausschuss  aus  3 Mitgliedern  gebildet. 

§ 39  b. 

Dem  Sonderausschuss  gehören  diejenigen  Mitglieder  des  Vorstandes 
und  der  Vortreterversamml-ung  der  Vereinigung,  die  ah  den  Orten, 
für  die  er  bestellt  ist,  wohnen,  ®hne  Weiteres  an.  Jm  übrigen 
werden  die  Mitglieder  des  Sonderausschusses  in  der  Versammlung 
der  vollo?ihrigen  Mitglieder  der  betreffenden  Orte  gewählt.  I^s 
Nähere  regelt  der  Hauptbeschluss  der  Vereinigung  über  Ortsaus- 
schüsse und  Vertrauensleute. 

§ 39»  c« 

Die  Zuständigkeit  des  Ortsausschusses  wird  durch  den  Hauptbe^ 
Schluss  der  Vereinigung  über  die  Ortsausschüsse  und  Vertrauens- 
leute geregelt.  Sie  muss  umfassen: 

1.  die  Einrichtung  und  Ausgestaltung  des  örtlichen  Gottes- 
dienstes im  Fahmen  der  zugewiesenen  Mittel, 

2.  die  Befugnis,  Anträgu  an  die  zuständigen  Organe  der 
Vereinigung  zu  richten. 

Dem  Ortsausschuss  kann  durch  Hauptbeschluss  die  laufende  Ge- 
schäftsführung für  örtliche  Einrichtungen  übertragen  werden. 


V©r  Beschlüssen  der  Organe  der  Vereinigung,  die  sich  lediglich 
auf  die  Orte  beziehen,  für  die  der  Ortsausschuss  bestellt  ist, 
ist  dieser  zu  hören.  Weichen  die  Beschlüsse  wesentlich  von  der 
Stellungnahme  des  Ortsausschusses  ab,  so  bedürfen  sie  der 
Form  des  Hauptbeschlusses. 


Jn  Orten,  in  denen  die  Voraussetzung  für  die  Bildung  eines 
Ortsausschusses  nicht  '/©rlicgt,  können  die  volljährigen  Mit- 
glieder einen  Vertrauensmann  wählen,  der  die  örtlichen  Jnte- 
ressen  gegenüber  den  Organen  der  Vereinigung  wahrnimmt. 

Das  Nähere  regelt  der  Hauptbeschluss  (§  39  Seite  3)» 


2 - 


II.  § 23  erhäl't  folgende  Fassung: 

Die  Vertreterversainmlung  besteht  auc  25  Mitgliedern. 

III.  Die  Uebergangs-Be Stimmungen  (§  57)  erhalten  folgende  Fassung: 

§ 57. 

Dic^  erste  Vertreterversammlung  wird  aus  Vertretern  der  inner— 
halo  des  Bezirkes  der  Vereinigimg  vorhanden  gewesener.  Synag»- 
gen-C-emeinden  gebildet.  V/ieviel  Vertreter  von  jeder  der  bishe- 
rigen Synagogen-Gemeinden  zu  benennen  sind,  bestimmt  sich  nach 
dem  Veriiältnis  der  Seelenaahl  der  beteiligten  Synagogen-Gemeir- 
den  am  1.  I938. 

Kleine  Gemeinden  werden  für  die  Wahl  derart  zusainmengef asst , 
dass  auf  die  zusajaraengef assten  Gemeinden  ein  Vertreter  fällt. 

Die  Benennung  der  Mitglieder  der  Vertreterversammlung  «rfolgt 
durch  übereinstimmenden  Beschluss  der  bisherigen  Organe  der 
betreffenden  Synagogen-Gemeinden  aus  den  Mitgliedern  dieser 
Organe.  Bei  Zusammenfassung  von  Gameijide.^i  erfolgt  die  Wahl 
durch  die  vereinigten  Vorstände. 

§ 58. 

Die  gemäss  § 57  gebildete  Vertreterversam.mlung  bestimmt  die 
Zahl  der  Mitglieder  des  ersten  neuen  Vorstandes  der  Vereini- 
gung und  v/ahlr  den  neuen  Vorstand. 

§ 59. 


Die  Organe  der  bisherigen  Synagogen-Gemeinde  des  Gitzes  der 
Vereinigung  führen  die  Geschäfte  der  Vereinigung  bis  zur  Kon- 
stituierung der  neuen  Org^-iine. 

Der  bisherige  Vorstan.d  m.eldet  den  Verein  auf  Grund  dieser 
Satzung  zur  Eintragung  an.  Er  hat  die  Konstituierung  der  vor- 
läufigen Vertreterversairmlung  binnen  eines  Monats  nach 
Inkrafttreten  dieser  Satzung  zu  veranlassen. 

Vtr  Am.tsantritt  der  neuen  Organe  sollen  Massnahmen  mit  Wir- 
kung ausserhalb  des  Sitzes  der  Vereinigung  nur  getroffen 
werden,  soweit  dieselben  einen  Aufschub  nicht  dulden.  Wenn 
tunlich  sollen  die  Vorstände  der  betroffenen  bisherigen  Syna- 
gogen-Gemeinden gehört  ’werden. 

§ 60. 

Die  Organe  der  bisherigen  Synagogen -Gerne inden, ausserhalb  des 
Sitzes  der  Vereinigung,  führen  ihre  Geschäfte  bis  zum  Amtsan- 
tritt  der  neuen  Organe  der  Vereinigung  zur  notwendigen  Erledi- 
gung ertlicher  Angelegenheiten  fort. 

§ 61. 


Bei  Meinungsverschiedenheiten  über  die  Anwendung  der  Ueber- 
gangsbestimmungen  steht  den  Beteiligten  die  Anrufung  des  Vi^ahl- 
prüfungsgerichts  beim  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  zu. 


Sitz  und  Naine. 

§ 1. 

Die  jüdische  Kultusvereinigung  ist  gemäss  Reichs- 

gesetz vom  28.  März  1958  ein  eingetragener  Verein.  Sie  hat 
ihren  Sitz  in  


§ 2. 

Die  Kultusvereinigung  führt  den  Namen: 

Hier  ist  einzufügen  der  bisherige  Name  mit  dem  Zusatz  "E.V," 

Vereins zweck. 

§ 5. 

Zweck  der  Vereinigung  ist  die  Förderung  der  religiösen,  kultu- 
rellen, sozialen  und  sonstigen  Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder  als 
Juden. 

Vereinsbezirk  und  Mitgliedschaft. 

§ 4. 

Die  Vereinigung  umfasst  das  Gebiet  der  Stadt  (der  Orte,  des 
Kreises,  des  Regieiungsbezirks ) 

§ 5. 

Mitglied  der  Vereinigung  sind  alle  Personen  jüdischen  Glaubens, 
die  bei  Jnkrafttreten  des  Reichsgesetzes  vom  28.M'^.rz  1958  Mit- 
glieder der  Synagogengemeinde(n)  innerhalb  des  Bezirks  der  Ver- 
einigung waren. 


Jm  übrigen  erfolgt  der  Beitritt  von  im  Bezirk  der_ Vereinigung 
wohnhaften  Personen  jüdischen  Glaubens  durch  Erklärung  gegen- 
über der  Vereinigung.  Die  Erklärung  kann  auch  in  einer  schlüssi- 
gen Handlung  liegen,  z.B.  in  der  Benutzung  von  Einrichtungen  der 
Vereinigung. 

Es  wird  vermutet,  dass  die  Beitrittserklärung  sich  auch  auf  die 
von  dem  Erklärenden  gesetzlich  vertretenen  Kinder  sowie  auf 
seine  Ehefrau  bezieht.  Diese  Vermutung  kann  nur  widerlegt  wer- 
den durch  eine  ausdrückliche  Erklärung,  die  binnen  eines  Monats 
seit  Abgabe  der  Beitrittserklärung  von  dem  Erklärenden  selbst  oder 
binnen  eines  Monats  nach  Kenntnis  durch  die  von  der  Beitritts- 
erklärung Betroffenen  abgegeben  wird,  wenn  diese  bei  Abgabe  der 
Beitrittserklärung  selbst  bestimmungsberechtigt  waren. 
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Der  Austritt  aus  der  Vereinigimg;  erfolgt  durch  schriftliche 
Erklärung  gegenüber  dem  Vorstand  der  Vereinigung;  er  j.vird 
wirksam  zwei  Jahre  nach  Eingang  der  Austrittserklärung.  Der 
Austritt  kann  nicht  durch  Bevollmächtigte  erklärt  werden. 

Jm  Falle  der  Auswanderung  erlischt  die  Mitg.ied schaft  spätestens 
zwei  Jahre  nach  Aufgabe  des  inländischen  Besitzes. 

Bei  Umzug  in  einen  anderen  Ort  innerhall»  des  Deutschen  Reiches 
endigt  die  Mitgliedschaft  mit  Ablauf  des  Geschäftsjahres,  in 
dem (s.Erläuterung) . 

Liegt  dieser  Zeitpunkt  im  letzten  Vierteljahr  des  Geschäfts- 
jahres der  alten  Vereinigung,  so  endet  die  Mitgliedschaft 
erst  nach  Ablauf  der  ersten  Hälfte  des  neuen  Geschäftsjahres. 

§ 7. 

Jedes  Mitglied  ist  zur  Teilnahme  an  allen  Einrichtungen  und 
Anstalten  berechtigt,  soiern  nicht  gemäss  Hauptbeschluss 
( § 3G  ) besondere  Bedingungen  gelten.  Es  kann  durch  den  Vor- 
stand vonder  Teilnahme* ‘ausgeschlossen  werden,  wenn  es  seine 
Veipflichtungen  gegenüber  der  Vereinigung  nicht  erfüllt  hat. 

§ 8. 

Ehrenämter  kann  ein  iViitgliod  nur  aus  wichtigen  Gründen  ableh- 
nen; ebens®  kann  es  nur  aus  wichtigen  Gründen  sein  Ausscheiden 
aus  einem  Ehrenamt  verlangen.  Als  wichtiger  Grund  gilt  nament- 
lich; 

1.  Alter  über  70  Jahre, 

2.  anhaltende  Krankheit 

3.  häufige  und  langandauernde  Abwesenheit. 

§ 9. 

Ehrenämter  verpflichten  zur  Verschwiegenheit.  Das  Mitglied 
darf  die  Kenntnis  von  Angelegenheiten,  über  die  es  verschwie- 
gen zu  sein  hat,  nicht  unbefugt  verwerten;  dies  gilt  auch, 
wenn  das  Ehrenamt  beendigt  ist. 
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§ 10. 

Das  Mitglied  darf  im  Ehrenamt  nicht  bei  Entscheidungen  mitwir- 
ken,  die  ihm  selbst,  seinem  Ehegatten,  seinem  Verwandt e^O  oder 
Verschwägerten  bis  zum  2. Grade  oder  einer  von  ihm  kraft  Gesetz 
oder  Vollmacht  vertretenen  Person  einen  unmittelbaren  Vorteil 
oder  Nachteil  bringen  können.  Das  gilt  auch,  wenn  das  Mitglied 

1. )  in  der  Angelegenheit  ein  Gutachten  abgegeben  hat  oder 

sonst  tätig  geworden  ist,  es  sei  denn,  dass  es  im  Auf- 
träge der  Vereini^ng  oder  sonst  in  Wahrnehmung  allge- 
meiner jüdischer  Jnteressen  geschehen  istj 

2. )  gegen  Entgelt  bei  jemand  beschäftigt  ist,  der  an  der 

Entscheidung  der  Angelegenheit  ein  unmittelbares  persön- 
liches oder  wirtschaftliches  vereinsfremdes  Sonderinte- 
resse hat. 

Diese  Vorschriften  gelten  nicht,  wenn  das  Mitglied  durch  die  Ent- 
scheidung der  Angelegenheit  lediglich  als  Angehöriger  seines  Be- 
rufs oder  einer  allgemeine  jüdische  Jnteressen  wahrnehmenden 
Gruppe  berührt  wird. 

Vereinigungsorgane . 

§ 11. 

Organe  der  Vereinigung  sind; 

1. der  Vorstand 

2.  die  Vertreterversaramlung. 

Vorstand. 

§ 12. 

Der  Vorstand  wird  von  der  Vertreterversammlung  gewählt.  Die  Zahl 
seiner  Mitglieder,  die  mindestens  drei  betragen  muss,  wird  durch 
Hauptbeschluss  festgesetzt. 

§ 15. 

Wählbar  zum  Vorstand  sind  alle  Mitglieder  die  am  Tage  der 
Wahl  das  25cJjQbGns jahr  vollendet  haben. 

Niemand  kann  zugleich  Mitglied  des  Vorstandes  und  der  Vertreter 
Versammlung  sein. 


Jn  Gmmeinden,  in  denen  das  dem  bestehenden  Zustand  entspricht, 
kann  zwischen  die  Worte  ’’alle”  und  "Mitglieder”  eingefügt 
werden;  "männlichen". 
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§ 14. 

Die  Wahl  des  Vorstandes  muss  spätestems  sechs  Wochen  nach  der 
W^l  der  Vertreter-Versammlung  stattfinden.  Der  Vorstand  wird 
für  die  Wahlzeit  der  Vertreter-Versammlung  gewählt;  Ersatzwahlen 
für  Vorzeit  ausscheidende  Mitglieder  '^Iten  für  die  Restzeit. 

Bis  zum  Amtsantritt  des  neu  gewählten  Vorstandes  führt  der  bis- 
herige Vorstand  die  Geschäfte. 


§ 15. 

Nicht  wählbar  ist,  wer 

1.  entmündigt  oder  unter  vorläufige  Vormundschaft  ge-  ® 

stellt  ist, 

2,  sich  nicht  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  be- 
findet. 

Wird  gegen  den  Gewählten  wegen  des  Verdachtes  einer  Straftat, 
die  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  nach  sich  ziehen 
kann,  die  Anklage  erhoben,  so  ruht  die  Ausübung  des  Amtes  bis 
zur  rechtskräftigen  Beendigung  des  Verfahrens. 

Vorstandsmitglidder  dürfen  miteinander  nicht  bis  zum  2, Grade 
verwandt  »der  verschwägert  sein;  entsteht  die  Verwandtschaft 
•dei'  Schwägerschaf t im  Laufe  der  Wahlzeit,  so  hat  einer  der 
Beteiligten  - mangels  einer  Einigung  der  an  Lebensalter  jün^e  - 
auszuscheid,en. 


x)  Für  Gemeinden,  die  an  dem  System  der  teilweisen  Erneuerung 
des  Vorstandes  festhalten  w-ollen,  würde  der  § 14  lauten; 

"Am  Ende  jedes  Kalenderjahres  erlischt  die  Amtszeit  von 
drei  Vorstandsmitgliedern,  höchstens  jedoch  eines  Drit- 
tels der  Mitglieder  des  Vorstandes.  Jst  im  Laufe  des 
Jahres  ein  Ausscheiden  von  Vorstandsmitgliedern  durch 
Tod  oder  Amtsniederlegung  erfolgt,  so  verringert  sich 
die  Zahl  entsprechend.  Es  scheiden  die  jeweils  amtsäl— 
testen  Vorstandsmitglieder  aus;  bei  gleicher  Amtsdauer 
entscheidet  das  Los, 

Falls  in  einem  Jahre  mehr  als  drei  Vorstandsmitglieder 
neu  gewählt  werden,  so  scheidet  Ende  des  folgenden  Jah- 
res eine  entsprechend  verringerte  Anzahl  von  Mitgliedern 
aus. 
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§ 16, 


Die  Mitgliedschaft  im  Vorstand  endet,  sobald  eine  der  Voraus- 
setzungen des'§  14  Abs.l  eint ritt.  Sie  endet  ferner,  wenn  ein 
Vorstandsmitglied  an  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  länger  als 
sechs  Monate  verhindert  ist. 

Die  Bestellung  kann  vor  Ablauf  der  Wahlzeit  nur  widerruf en  wer- 
den, wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt;  ein  solcher  Grund  ist 
insbesondere  grobe  Pflichtverletzung  oder  Unfähigkeit  zur  ord— 
nungsmässigen  Geschäftsführung,  Die  Feststellung,  dass  ein  wich- 
tiger Grund  vorliegt,  bedarf  eines  mit  einer  Mehrheit  von  drei 
Vierteln  der  stimmberechtigten  Mitglieder  gefassten  überein- 
stimmenden Beschlusses  von  Vorstand  und  Vertreter- Versammlung. 

» 

§ 17. 

Der  Vorst<-and  wählt  seine  Vorsitzenden  und  einen  oder  mehrere 
stellvertretende  Vorsitzende,  Er  gibt  sich  eine  Geschäftsord- 
nung, 

§ 18. 

Der  Vorstand  verwaltet  die  Vereinigung  und  vertritt  sie  nach 
aussen. 

Die  Vereinigung  wird  rechtsgeschäftlich  vertreten  durch  den 
Vorsitzenden  des  Vorstandes  oder  dessen  Stellvertreter  gemein- 
sam mit  einem  weiteren  Mitglied  des  Vorstandes,  Rechtsgeschäft— 
liehe  Erklärungen  für  die  Vereinigung  müssen  schriftlich  ab- 
gegeben werden. 

Die  Gültigkeit  von  Rechtsgeschäften  gegenüber  Dritten  wird  da- 
durch nicht  berührt,  dass  die  erforderliche  Zustimmung  der 
Vertreter-Versammlung  nicht  vorliegt. 

§ 19. 

Der  Vorstand  ist  für  alle  Angelegenheiten  zuständig,  für  die 
nicht  die  Zugehörigkeit  oder  Mit Zuständigkeit  eines  anderen 
Organes,  insbesondere  der  Vertreter— Versammlung,  begründet  ist. 

§ 20. 

An  den  Sitzungen  des  Vorstandes  nimmt  der  Rabbiner  beratend 
teil;  hat  die  Vereinigung  mehrere  Rabbiner,  s#  wird  die  Teil- 
nahme durch  Hauptbeschluss  geregelt. 

x)  Jn  Gemeinden,  in  denen  die  Teilnahme  des  Rabbiners  an  den 
Vorstandssitzungen  bisher  nur  bei  bestimmten  Beratungsge- 
genständen  üblich  ist  (z.B.in  religiösen,unterrichtlichen) 
kann  ein  entsprechender  Zusatz  gemacht  werden. 
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§ 21. 

Die  Sitzungen  des  Verstandes  sind  nicht  öffentlich. 

Die  gefassten  Beschlüsse  sind  durch  Niederschrift  zu  heur- 
kunden, 

Vertrcterversammlung. 

§ 22. 

Die  den  Mitgliedern  der  Vereinigung  in  der  Vereinigung  zuste- 
honden  Rechte  werden  für  sie  durch  die  Vertreter-Versammlung 
ausgeübt;  auf  diese  finden  die  Vorschriften  über  Vereinsmit- 
gl  ic;  d ervc  rs cmmlungcm  Anwendung , 

§ 23. 

Die  Vertreter-Versammlung  besteht  aus  Mitgliedern,^) 


x)  Für  Gemeinden,  die  an  dem  System  der  personellen  Verknüp- 
fung zv;ischen  Vorstand  und  Vertreter-Versamifilung  festhal- 
ten  wollen,  ergeben  sich  in  diesem  Abschnitt  folgende 
Aenderungen: 

§ 12.  Der  Vorstand  wird  von  der  Vertreter-Versammlung 

aus  ihren  Mitgliedern  gewählt.  Die  Zahl  seiner  Mit- 
glieder, die  mindestens  drei  betragen  muss,  wird 
durch  Hauptbeschluss  festgesetzt, 

S 13.  fällt  fort. 

8 lA.  Unverändert, 

8 13«  Fällt  fort, 

G 16,  Die  Mitgliedschaft  im  Vorstand  endet  mit  dem  Erlö- 
schen der  Mitgliedschaft  in  der  Vertreter-Versammlung, 
Sie  ondet  ferner,  v/enn  ein  Vorstandsmitglied  an  der 
Erfüllung  seiner  Aufgaben  länger  als  sechs  Monate 
verhindert  ist, 

A1i s , 2 , ; unverändert. 

8 17,  bis  S 2C.  Unverändert. 


xx)  Die  Zahl  der  Mitglieder  ist  von  der  Gemeinde  einzufügen. 
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§ 24. 

Wahlberechtigt  sind  alle  Vereinsnitglieder  vom  vollendeten 
21. Lebensjahr  ab,  die  nicht  mit  der  Erfüllung  ihrer  Verpflich- 
tungen trotz  iv'Ialrinung  im  Rückstand  sind. 

Wählbar  sind  alle  w ahlberechtigten  Mitglieder  vom  vollendeten 
25 •Lebensjahr  ab. 

§ 25. 

Die  Vorschriften  der  §S  15  Abs.  1 und  2 und  16  finden  auf  die 
Mitglieder  der  Vertreter-Versammlung  entsprechende  Anwendung. 

§ 26. 

Die  Mitglieder  der  Vertreter-Versammlung  werden  auf  vier  Jahre 
gewählt.  Die  Neuwahlen  müssen  jedesmal  spätestens  im  letzten 
Monat  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  vorgenommen  werden. 

Die  Mitglieder  der  Vertreter-Versammlung  werden  in  allgemeiner, 
gleicher,  unmittelbari^r  und  goheinicr  Wahl  nach  den  Grundsätzen 
der  Verhältniswahl  gev/ählt.  Das  Nähere  bestimmt  die  Ordnung  für 
die  Vertreter-Versammlung  ( § 5^)»  'Wird  nur  eine  Liste  einge- 
reicht, so  gilt  diese  ohne  Wahl  als  gewählt. 

§ 27. 

Einsprüche  gegen  die  Gültigkeit  der  Wahl  müssen  binnen  zwei  W»- 
chen  seit  Bekanntmachung  dos  vVahlergebnisses  seitens  des  Vor- 
stands beim  Vorstand  eingereicht  werden.  Gegen  die  Entscheidung 
des  Vorstands  können  binnen  zwei  Vifochen  seit  ihrer  Mitteilung 
sowohl  der  Einsprechende  wie  auf  Giund  eines  Mehrheitsbeschlus- 
ses die  Vertreter-Versammlung  die  Entscheidung  des  ' Wahlprüf uhgs- 
gerichts  beim  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland  anrufen. 

Das  V/ahlprüfungsgericht  entscheidet  unter  Ausschluss  des  Rechts- 
weges als  satzungsmässig  angeordnotes  Schiedsgericht  (1048  ZPO). 

§ 28. 

Die  Vertreter-Versammlung  wählt  einen  Vorsitzenden  und  seine 
Stellvertreter. 

x)  Gemeinden,  die  von  dem  Wahf verschlag  bei  §•  21  Gebrauch 
machen,  müssen  hinter  § 24  die  §§  15  und  16  cinfügen. 

xx)  Jn  Gemeinden,  die  von  dem.  Wahlvorschlag  zu  § 21  Gebrauch 
machen,  lautet  § 27  J 

" Den  Vorsitz  in  der  Vertreter-Versammlung  führt  der 
Vorsitzondo  des  Vorstandes  oder  einer  seiner  Ver- 
treter” . 
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§ 29. 

Der  Vorsitzende  der  Vertreter-Versaianilung  ist  verpflichtet, 
innerhalb  von  acht  Tagen  eine  Sitzung  anzuberaumen,  wenn  es 
beantragt  wird  entweder  vom  Vorstand  oder  unter  Angabe  des 
Zweckes  schriftlich  von  einem  Drittel  der  Mitglieder  der 
Vertret er-V  er Sammlung . 

§ 30. 

Die  Sitzungen  der  Vertret er-Vers^mlung  sind  für  die  Mitglieder 
der  Vereinigung  öffentlich.  Die  Öffentlichkeit  kann  durch  Be- 
schluss ausgeschlossen  werden.  Über  den  Ausschluss  der  Öffent- 
lichkeit ist  nicht  öffentlich  ^\i  verhandeln  und  zu  beschliessen. 

Der  Vorsitzende  der  Vertreter-Versammlung  entscheidet  bei  Ein- 
berufung der  Sitzung  vorläufig,  ob  ein  Gegenstand  in  öffent- 
licher oder  geheimer  Sitzung  zu  beraten  ist. 

§ 31. 

Die  Vertreter-Versammlung  beschliesst  mit  einfacher  Mehrheit, 
soweit  in  ihrer  Ordnung  nichts  anderes  bestimmt  ist. 

§ 32. 

Die  Beschlüsse  der  Vertreter-Versammlung  sind  durch  Nieder- 
schrift zu  beurkunden. 

§ 33. 

Die  Vertret er- Vorsanmilung  beschliesst  über  den  Rechnungsab- 
schluss und  über  die  Entlastung  des  Vorstands. 

Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  der  Versammlung  über  die  Ver- 
eins angelegenheiten,  insbesondere  auch  über  die  Angelegenheiten 
der  Verwaltung  Auskunft  zu  erteilen;  auf  Verlangen  muss  die 
Auskunft  mündlich  erteilt  werden.  Seine  Mitglieder  sind  berech- 
tigt, an  den  Sitzungen  der  Versammlung  teilzunehmen  und  jeder- 
zeit Gehör  zu  verlangen. 

§ 34. 

Soweit  nähere  Bestimmungen  über  die  Vertroter-Versammlung  in 
dieser  Satzung  nicht  enthalten  sind,  erfolgt  die  Regelung  durch 
eine  besondere  Ordnung  für  die  Vertret er- Versammlung,  die  durch 
Hauptbeschluss  festgesetzt  wird.  Sie  muss  insbesondere  enthalten; 
Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  den  Wahlen  zur  Vertreter- 
Versammlung,  über  das  Verfahren  bei  Ausscheiden  von  Mitgliedern 
der  Vertreter-Versammlung,  über  die  Geschäftsordnung  und  über 
die  von  der  Vertreter-Versammlung  vorzunehmende  Wahl.  Durch  die 
Ordnung  für  die  Vertreter-Versammlung  können  auch  Bestimmungen 
über  die  Vertretung  von  Mitgliedern  der  Vertret er- Vér Sammlung 
getroffen  werden. 


I 

♦ 


- 9 - 

Hauptbeschlüsse . 

§ 35. 

Zu  einem  Hauptbeschluss  ist  ein  übereinstimmender  Beschluss  des 

Vorstandes  und  der  Vertreter-Versammlung  erforderlich. 

Eines  Hauptbeschlusses  bedarf  es  in  folgenden  Angelegenheiten; 

1.  Festsetzung  des  Haushaltsplans. 

2.  Festsetzung  der  Beiträge  (Abgaben)  der  Mitglieder. 

3.  Erwerb,  Veräusserung,  Belastung  eines  Grundstückes 
sowie  sonst  ige  Verfügungen  über  Gemeindevermögen  ,sov\re it 
sie  nicht  im  Rahmen  der  Erledigung  der  laufenden  Ange- 
legenheiten erfolgen, 

4.  Aufnahme  einer  Anleihe,  Beteiligung  an  wirtschaftlichen 
Unternehmungen,  Uebernahme  von  Bürgschaften,  Gewährlei- 
stungen, gicherstellungen , sov/eit  es  sich  nicht  um 
kurzfristige  Massnahmen  innerhalb  des  ordentlichen  Ge- 
schäftsganges handelt, 

5.  Jede  /Anstellung,  welche  die  Anwartschaft  auf  einen 
Versorgungsanspruch  begründet, 

6.  Errichtung  und  Aufhebung  von  Anstalten  und  dauernden 
Einrichtungen, 

7.  Ordnungen  für  Benutzungsentgelte,  (§  49) 

8.  Annahme  oder  Ablehnung  von  Stiftungen,  Erbschaften, 
Vermächtnissen  und  Schenkungen,  mit  deren  Annahme  eine 
finanzielle  Verpflichtung  der  Vereinigung  verbunden 
ist,  die  mehr  als  die  Hälfte  des  Wertes  der  Zuwendung 
ausmacht,  soweit  es  sich  nicht  um  die  üblichen  Grab- 
und  Jahreszeit-Stiftungen  handelt. 

9.  Verzicht  auf  Rechte  der  Vereinigung  und  Abschluss  von 
'Vergle ichen , 

10. ausseretatmässige  Geldausgaben, 

11.  Berufung  der  Rabbiner, 

12.  wesentliche  Aenderungen  des  bestehenden  Kultus. 

festzusetzen,  bis  zu  welchen  Grenzen 
in  den  Fallen  der  Ziffer  9 und  10  der  Vorstand  ohne  die  Z-stim- 
mung  der  Vertreter- Versammlung  verfügen  kann. 

nenen^^^^^  bedürfen  einer  Zweidrittel-Mehrheit  der  Erschie- 

§ 36. 

Beschluss,  der  einer  Mehrheit  von  Zweidritteln  der  Anwe- 

aufeefnhwp'’  ; i""  Vertreter-Versammlung  die  im  § 35  Abs. 2 

zur^sflbst^nrilSP^v^r^^^^^^  Vorstand  ganz  oder  teilweise 
zur  selbständigen  Erledigung  übertragen. 
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§ 37 

Durch.  Hauptbeschluss  köim.  die  Verv/altung  einzelner  Verwaltungs— 
zweige  ^Kommissionen  übertragen  werden.  Diese  Kommissionen  können 
neben  Mitgliedern  des  Vorstands  auch  Mitglieder  der  Vertreter— 
Versai^lung  odor  sonstige  Mitglieder  der  Vereinigung  angehören. 
Das  gilt  insbesondere  für  die  Kultusangelegenheiten. 

§ 38. 

Durch  Hauptbe Schluss  werden  die  Befugnisse  festgestellt,  welche 
dem  Rabbiner  in  religiösen  Fragen  zustehen. 

§ 39. 

Durch  Hauptbeschluss,  der  ei.ner  Mehrheit  von  Zwoidritteln  der 
stimmberochtigton  Mitglieder  bedarf,  können  die  Wahlzeiten  von 
Vorstand  und  Vertreter-Versammlung  verlängert  werden. 

Finanzen. 

§ 4 Ö. 

Die  Geldbedürfnisse  der  Vereinigung  müssen  für  jedes  Geschäfts- 

voraus  veranschlagt  werden.  Geschäfts- 
Oahr  ist  da3__Kalenderjahr.  Die  Ausgaben  werden  durch  Einkünfte 
aus  dem  Verriiogen,  durch  Benutzungsentgelte  und  durch  Geldbeiträ- 
ge der  Mitglieder  gedeckt. 

§ 41. 

Jedes  Mitglied  ist  zu  Geldbeiträgen  (Abgaben)  veipf lichtet . 

Das  Nähere  regelt,  soweit  in  dieser  Satzung  keine  Bestimmungen 
getroffen  sind,  die  Abgabenordnung,  die  durch  Hauptbeschluss 
festgesetzt  wird. 

§ 42. 

Die  Abgabenpf licht  beginnt  mit  dem  Tage  des  Beitritts;  bei  Zuzug 
aus  einer  anderen  Gemeinde  innerhalb  Deutschlands  erst  nach  Be- 
endigung der  -f;  in  der  alten  Vereinigung  (§  6 Abs. 3). 

Die  Abgabenpf licht  endet  mit  der  Mitgliedschaft  (§6),  bei  dem 
Tode  des  Mitglieds  am  Ende  des  Geschäfts jsihres. 

§ 43. 

Die  Abgaben  werden  als  Zuschläge  zur  Reichseinkommensteuer  oder 
Roichsvomogenssteuer  oder  zu  beiden  Steuern  oder  nach  sonst 

Hauptbeschluss  bestimmten  Masstäben  erhoben.  Ein  Ehegatte 
zah-t,  soweit  die  Ehegatten  zu  der  zugrunde  gelegten  staatlichen 
Steuer  gemeinsam  veranlagt  werden,  nur  die  halben  Abgaben,  wenn 
der  andere  Ehegatte  einer  anderen  religiösen  Vereinigung  angehört. 


I 
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Steuermasstab  und  Höhe  des  Zuschlages  sind  für  jedes  Jahr 
durch  Hauptbeschluss  f esfczusetzen. 

Daneben  kann  die  Erhebung  eines  Kopfgeldes  beschlossen  werden; 
es  kann  auch  gestaffelt  werden, 

§ 


Jedes  Mitglied  ist ^zu  den  erfoiü erlichen  Erklärungen  und  Nach- 
weisen über  seine  oteuerverhältnisse  sowie  zur  Vorlage  der 
staatlichen  Steuerbescheide  verpflichtet.  Legt  das  Mitglied 
binnen  2 Wochen  nach  Aufforderung  die  staatlichen  Steuerbe- 
scheide nicht  vor,  so  setzt  der  Vorstand  die  Abgaben  im  Wege 
der  Schätzung  fest  oder  legt  die  ihm  bekannten  letzten  Steuer- 
bescheide des  Mitgliedes  zugrunde.  Das  Nähere  regelt  die  Akga- 
benordnung. 

Die  Mitglieder  ermächtig  en  durch  diese  Satzung  den  Vorstand, 
sich  vom  Finanzamt  oder  den  sonstigen  zuständigen  Steuerbehör- 
den ihr  Steuer-Soll  mit teilen  zu  lassen. 


S ^5. 

Die  Abgabenordnung  kann  lestsotzen,  dass  die  Abgaben  des  abge- 
laufenen llausjialts Jahres  im  neuen  Haushaltsjahr  ganz  oder  mit 
einem  besfciiiimten  Hundertsatz  als  Vorauszahlungen  zu  erheben 
sind.  Diese  Vorauszahlungen  gelten  bis  zur  Festsetzung  der 
neuen  Abgabe  als  ordentliche  Abgaben. 

§ 46. 

Jm  Falle  der  Auswanderung  ist  der  letzte  vor  der  Aufgabe  des 
inländischen  Wohnsitzes  festgesetzte  Jahresbeitrag  für  die 
Zeit  nach  der  Auswanderung  massgebend.  Das  Mitglied  ist  ver- 
pflichtet, vor  Beendigung  des  inländischen  Aufenthaltes  den 
Beitrag  für  die  Zeit  bis  zum  Erlöschen  der  Mitgliedschaft 
(§6  Abs. 2 ) zu  zahlen. 

§ 47. 

Gegen  die  Veranlagung  kann  das  Mitglied  binnen  eines  Monats 
nach  Mitteilung  Einspruch  beim  Vorstand  erheben.  Ueber  den 
Einspruch  entscheidet  der  Vorstand.  Einwendungen,  die  nicht 
mit  dem  Einspruch  rechtzeitig  vorgebracht  sind,  können  von  dem 
Mitglied  auch  im  Frozessv/ege  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Jn  der  Veranlagung  ist  auf  das  Rechtsmittel  und  auf  diese 
Rechtsfolge  aufmerksam  zu  machen. 

§ 48. 


Jedes  iViitgiied,  das  ehrenamtlich  oder  besoldet  an  der  Bei- 
trags-Festsetzung oder  -Einziehung  mitwirkt,  ist  besonders 
auf  Verschwie-enheit  zu  verpflichten. 


\ 
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§ ^9. 

Für  die  Benutzung  von  Einrichtungen  und  Anstalten  können  be- 
sondere Entgelte  erhoben  werden,  und  zwar  nach  im  Voraus  be- 
stimmten festen  allgemein  gültigen  Massstäben  und  Sätzen. 

Das  Nähere  wird  durch  Eauptbeschluss  geregelt.  Eine  Berück- 
sichtigung Nichtbeirittelter  ist  nicht  ausgeschlossen. 

§ 50. 

Der  Rechnungsabschluss  ist  alljährlich,  spätestens  sechs  Mona- 
te nach  Ablauf  des  Haushaltsjahres,  vom  Vorstand  fertigzustellen 
und  der  Vertreter-Versammlung  zur  Prüfung  zuzuleiten. 

§ 51. 

Haushaltsplan,  Abgabenbeschluss  und  Rechnungsabschluss  sind 
nach  Verabschiedung  dem  Reichsverband  der  Juden  in  Deutschland 
mitzuteilen. 

Auflösung. 

§ 52. 

t 

Die  Vereinigung  kann  durch  Hauptbeschluss  aufgelöst  werden. 

Die  Auflösung  muss  in  jedem  der  beiden  Organe  in  zwei  Sitzun- 
gen, zwischen,  denen  mindestens  Wochen  liegen,  mit  einer  Mehr- 
heit v«n  drei  Viertel  der  Mitglieder  beschlossen  werden. 

Die  Liquidatoren  werden  vom  Reichsverband  der  Juden  in  Deutsch- 
land oder,  wenn  dieser  die  zuständige  Bezirksorganisation  be- 
auftragt hat,  von  dieser  bestellt.  Bis  zur  Bestellung  sind  die 
bisherigen  Vorsbandsmitglieder  Liquidatoren. 

Uebereinstimmung  aller  Liquidatoren  ist  für  ihre  Beschlüsse 
nicht  erforderlich.  Die  Vorsciu-iften  über  den  Vorstand  finden 
auf  die  Liquidatoren  Anwendung. 

§ 53 


(Anfall  des  Vermögens  bei  Auflösung) 

Schiedsgericht , 


§ 5^^. 

Für  alle  Streitigkeiten  zwischen  iwitglied  und  Vereinigung  in 
Angelegenheiten  der  Vereinigung,  auch  solche  über  die  Mit- 
gliedschaft selbst  und  die  Gültigkeit  der  Hauptsatzung,  der 
sonstigen  Ordnungen  und  Hauptbeschlüsse,  sowie  über  Abgaben 
und  Benutzungsentgelte  wird  bei  dem  Reichsverband  der  Juden 
in  Deutschland  zu  Berlin  ein  Schiedsgericht  errichtet.  Für  die 
Vereinsmitglieder  ist  der  Rechtsweg  ausgeschlossen. 


/ 
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Sat2unp;sänderuiip:en, 

5 55. 

Sat zungsände I'll ng:en  bedürfen  im  Vorstand  s»wie  in  der  Vertreter- 
Vers -imm  lung  der  Zustimmung  von  mindestens  Zweidritteln  der 
stimmberechtigten  Ulitglieder.  Zu  einer  Aenderung  des  Zv/eckes 
ist  eine  Meiu'heit  von  Dreivierteln  der  stimmberechtigten  Mit- 
glieder erforderlich. 

Bo  k aniitma  chung  en . 


# § 56. 

Durch  Hauptbeschluss  wird  bestimmb,  wie  rechtserhebliche  Be- 
kanntmachungen der  Vereinigung  erfolgen. 

Ueb  e i'f^angsb  e Stimmungen . 

§ 57. 

Die  bisherigen  Organe  bleiben  in  ihrem  derzeitigen  Mitglieder- 
bestand und  mit  ihrer  derzeitigen  Amtsdauer  als  Organe  des  ’ein- 
getragenen Vereins  weiter  im  Amte,  x) 


x)  Gemeinden,  die  von  dem  Wahlvorschlag  zu  § 14-  Gebrauch  roa- 


ff 


Chen,  fügen  hinzu; 

Das  erste  Auss 
§ 14-  Abs.  1 findet 
1959  statt. 


üöcheiden 


aus  dem  Vorstand  gemäss 
mit  dem  Ablauf  des  Jahres 


Si 


Die  Reichsvertretung  der 
Juden  in  Deutschland 


Berlin-Charlottenburg^  8.  Juli  1938. 
Kantstrasse  158  III. 


An  die 


Mitglieder  des  Rats  bei  der  Reichsvertretung 
der  Juden  in  Deutschland. 


Die  seinerzeit  aufgehobene  Sitzung  des  Rats 
findet  nunmehr  am 

Mittwoch,  den  27.  Juli  1938 


statt . 


DrV'^Lilientha 


mjliM 


ï: 


;_■»?■  ”V,-«'„'-. 


Dr.  jur.  GEORG  HIRSCHLAND 

i.  Fa.  SIMON  HIRSCHLAND 
ESSEN 
Lindenallee  T/9 

Privat!  Essen-Werden,  Franzenshöhe 

Telefon:  Essen  49206 


Be8«B9  den  2«  Jali  1956* 


Zaa  Ualauf 


m 


Herrn  Dr«  Her  afel  dt  Hosen  ^ 

SohuDGrt 0 trail  --I 

- >*.-r  ■ 

Herrn  Rabbiner  Pr«  H a b n « gasen 

StGSleretr«  29  ‘ 

Herrn  Pr«  Horlts  Sohweisert  Sssen 

Alfred ietr« 2 ’ * 


t «. 

4 - ' 


ln  der  Anlage  Uberreiohe  loh  Ihnen  ein  Sohreiben  des 
Herrn  LAblnskl  von  1«  d«Mt8«  alt  der  Bitte  na  Kenntnlanahae  und 
RÜokäUBserong  unter  Rtlokgabe  des  Briefes« 

Mit  freund  Hoher  Hapfehlung 
Ihr  ergebener 


r -■  W' 
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Abschrift 


Reichsvertretun^  der  Juden  in  Deutschland 
Abtlg. Zentralwohlf ahrtsstell e, 

Berlin,  den  l.Juli  1938 

Herrn  Dr.jur. Georg  Hirschland, 

Lindenallee  7-9 
Essen 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

jerbinaiiohsten  Dank  f»  Ihr  ausführliches  Schreiben  vcm 
22. d. Mts.,  dessen  Inhalt  für  die  endgültige  Regelung  des  Vertrages 
von  besonderem  Wert  für  uns  ist.  Ich  werde  daher  alle  Ihre  Anreg^- 
f^^ßültige  Passung  des  Vertrages  übernehmen,  soweit  ich 
nicht  nachstehend  zu  Ihren  Prägen  noch  nähere  Aufklärung  gebe: 

Ich  bin  der  Meinung,  dass  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  nach  Könfen 
und  nicht  nach  der  Höhe  der  Bewilligung  geregelt  werden  soll. 

Die  Präge,  ob  für  den  Pall,  dass  der  in  Deutschland  aufzubringende 
Betrag  von  RL!  500.000.-  nicht  erreicht  wird,  der  Vertrag  hinfillig  oder 

aufgebrachten  Beträge  rechtswirksam  sein  LA, 
mochte  ich  dahin  beantworten,  dass  er  in  dem  Umfang  der  aufgebrachten 
Betrage  rechtswirksam  sein  soll,  wenn  die  beteiligten  Mitglieder  der 
Meinung  sind,  dass  der  Plan  mit  den  aufgebrachten  Beträgen  im  verrin- 
gerten Umfang  durchgeführt  werden  kann. 

Die  von  Ihnen  a^eregte  Einschränkung  der  Vertretungsmacht  der  Reichs- 
vertretung war  beabsichtigt  und  ist  daher  in  dem  Wortlaut  vorgesehen. 

Auswahl  der  Kinder  durch  die  Jüdische 
Regelung  denken,  die  wir  für  die 
A swahl  der  Kinder  für  Ludwig  Tietz-Schule  gefunden  haben.  Pür  die 

diese  Schule  machen  die  Eltern  durch  die  jüdischen  Wohl- 
Den  die  Jüdische  Jugendhilfe  befindet, 

trp+nil  E das  Recit  zu,  gegen  Ablehnung  bei  der  Reichsver- 

tretung Beschwerde  zu  fuhren,  die  endgültig  entscheidet. 

Die  von  I^en  gegebene  Auslegimg  hinsichtlich  des  Umfangs  des  Belegungs- 
echts  und  der  Verpflichtung,  für  jedes  eingewiesene  Kind  einmalig 
einen  Betrag  von  RM  500.-  zu  zahlen,  ist  zutreffend. 

Ju-gendalija  ist  das  vollendete  1 5. Lebens jahr. 
in  dem  ersten  Jahr  nur  Jugendliche  im  Rahmender 
Jugendall ja  auf nehmen  soll,  ist  auch  bezüglich  der  von  den  Mitgliedern 
des  Heimplans  vorgesc^hlagenen  Kinder  die  altersmässige  Voraussitzung 

h ausserdem  den  Vorteil,  dass  die  Kindernur 

einen  2-jalirigen  Lehrgang  durchmachen  brauchen,  sodass  die  mit  den  Gei- 
ern geschaffenen  Plätze  alle  zwei  Jahre  neu  belegt  werden  können. 

Die  zeitliche  Begrenzung  des  Einweisungsrechts  auf  6 bezw.  3 weitere 
Jahre  kann  durchaus  auf  8 und  anschliessend  4 Jahre  geändert  werden. 

ScWiesslich  w^e  ich  Ihnen,  sehr  geehrter  Herr  Dr. Hirschland,  sehr  dank- 
bar,  we^  Sie  die  Freundlichkeit  hätten,  auch  noch  diejenigen  Punkte 

+ gewünschte  Klarheit  noch  nicht  erhalten 

haben.  Es  liegt  mir  auch  im  allgemeinen  Interesse  sehr  daran,  die  Pra- 

fu  deutlich  zu  behandeln,  dass  sie  auch  jeder  kritischen  Prüfung 
sxandnalten. 

Mit  verbindlichsten  Empfehlungen 
Ihr  ergebener 
gez.  Lubinski 


REICHSVERTRETUNG  DER  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 
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Bitte  bei  der  Antwort  angeben  i 

Unser  Zeid,en,  ABT.  j DEN  22.  Juni  1958 

Dr.Li/Ep. 


An  die 

Mitglieder  des  Rats  bei  der  Reichsvertretung 
der  Juden  in  Deutschland. 


Da  in  Berlin  z.Zt.  eine  Veranstaltungssperre 
besteht , fällt  die  für  den  29 -Juni  ds.Js.  anbe- 
raumte  Sitzung  des  Rats  aus. 


BANKVERBINDUNGEN:  A.E.  WASSERMANN,  BERLIN  W8,  WIIHELMPLATZ  7 
E.J.  MEYER,  BERLIN  W8.  FRANZÖSISCHE  STR.  47  t M.  M.  WARBURG  & CO.,  HAMBURG 
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Betr«  t Ihr  Zf>leh«n  Aht#  6 
lleisplan 


Keeen,  den  22.  Juni  1958 
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rthr  gethrtex  H«rr  iT.  Lubinskif 

Ich  denk©  Ihnen  für  Ihre  frcundltehe  7.o- 
achrlft  vom  2.d.lf.  und  geetntte  mir»  darottf  hinruweleen,  des®«  n.E.  der  ^ 

elngesantte  Vertrng a entwarf  ln  amnrlgfneher  rincloht  der  Ueberakbeltung 
bed  rf.  lob  erleube  sir,  mehetehend  einige  Arire£wngen  ru  geben  urd 
einige  Anfrr.gen  ®u  ct ellen. 

geile  benbeichtlgt  let,  ein  Konsortium 
- rechtlich  eine  Cieeellechaft  öea  bürgerlichen  Hechte  - (Ich  nehme  »n, 
ds80  "ZttcaRmenecblusö"  die  UeberEetrung  ron  "Kone cart lum"  »ein  soll)  Ina 
Leben  bu  rufen,  Büeotc  m.S.  deutlich  gearg^  werden,  wer  Mitglied  dieeee 
Zuaemoienschlueses  let  urd  wie  sich  äse  Stimmrecht  der  Stitgl leder  regelt, 

ob  nf‘Ch  Köpfen  oder  nach  der  Höhe  der  Beteiligung. 

Her  Begriff  "Einrichtungen  der  jüdischen 

Jugendwohlfohrt"  Ist  n«her  bu  erlhutcrn  und  die  Rechte  und  Rfliohten  der- 
selben fee tBul egen. 

Ee  let  RUß  de®  Entwurf  nicht  bu  ersehen, 
ob  für  den  Fnll,  daee  die  in  i^eiteohlnnd  eufBubrinienden  RM  500.000.— 
nicht  erreicht  werden,  der  Vertrag  hinfällig  let  oder  er  in  dem  Umfange 
der  sufgebrnehten  Betröge  rec^  tswlrkertm  nein  wird. 

Lurch  den  »ortleut  dee  Entwurfes,  der  be- 
engt , deee  nur  Kinder  aus  den  in  Leutechlend  befindlichen  Aneteltcn  ln 
Betracht  kommen,  dürfte  der  Zweck  de»  ganr.en  Unternehmens  bu  eng  begrenrt 
eein.  La  bubi  mindesten  unsere  Gemeinde  dt?»  Hecht  haben  soll,  euch  nicht 
in  Anot  1 ten  oder  ähnlichen  Klnrlohtung en  befindliche  Kinder  einsuwoieen, 
dürfte  ee  sieh  emofeMen,  den  Zweck  de®  Zuefiomcnschluaeee  ln  einem  kureen 
Sets  dehnbarer  bu  umrcleeen,  etwa i Zweck  des  Zucsjmnenschlueees  l«t  die 
berufliche  Ausbildung  der  nuc  jüdischen  Schulen  ln  i-eutBohland  entlaeecnen 
Jugendlichen  in  Palftetlna,  Inebeeonderc  die  Auebllducg  in  der  I^ndwlrt- 
schaft . 

Ich  nehme  an,  dseo  der  Relchovertrctung 
die  GeschMftefUhrurg  des  Koneortiume  »nrertraut  worden  soll,  ehre  dcee 


TlsBen,  den  22*  Juni  1938 


- Blatt  2 - 


sie  selbst  Mitglied  deaselben  durch  eine  Kapitalbeteiligung  wird.  Dein- 
en taprechend  müssten  die  Jestimmungen  des  Vertrages  ausgestaltet  werden* 
ich  möchte  darauf  hinweisen,  dass  nach  der  jetsigen  Feseung  die  Reichs- 
Vertretung  ohne  Befragung  der  anderen  Beteiliften  auch  gegen  ihren  W illei 
nach  eigenem  Ermessen  handeln  urd  ihre  Befugnirse  auf  beliebige  .ritte 

übertragen  kann,  was  m»S.  suweltgehend  iöt. 

Die  BestiimTiungf  die  Auswahl  der  Kinder  er- 
folgt durch  die  jUdisohe  Jugondhi^fe,  be80hr.«nkt  nach  meiner  Ansicht  das 

Recht  der  eigentlicher.  Beteiligten  ln  zu  grossem  Masse. 

Die  erwähnte  Aufteilu  g der  vorhandenen 

rifttne  verstehe  ioh  äphingchend»  dass  den  ’’itgliedern  für  je  RM  3.600.— 
das  Recht  zur  Belegung  eines  Platzes  zuateht,  d.h.  dass  i^Lsen  z.E.  bei 
einer  Beteiligung  von  angenommen  RM  54.000. — das  Recht  zusteht,  15  Cinde 
einzuweisen.  Dazu  käme  noch  VXt  jedes  Kind  bei  der  Auswanderung  ein  ein- 
maliger Beitrag  von  RM  500.-.  Ist  diese  Ausleguüg  richtig  ? 

' Die  Gründe,  warum  die  Ausbildung  in  der 

einen  Anstalt  erst  vom  vollendeter«  15«  Lebensjahr  m‘5glich  gamacht  werden 
soll,  sind  mir  nicht  ganz  klar  geworden.  Mit  mioksicht  auf  die  Schwierig- 
keiten der  Unterbringung  der  Kinder  nach  der  «iohulentlassung  in  Deutsch- 
land würde  ich  es  sehr  begrüasen,  wenn  der  Zugang  zu  beiden  Anstalten 
«ähnlich  wie  bei  der  Jugendalijah  möglichst  nahe  nr,  die  Entlnsaungazelt 

der  Volksschule  herangerüokt  werden  könnte. 

Der  ln  dem  Vertragsentwurf  enthaltenen  Be-  ‘ 

Stimmungen  über  die  Deuer  des  Rechtes  der  Mitglieder  zur  Kinweisung  von 
Kindern  kann  loh  nicht  zuntimmon.  Wenn  ich  auch  nicht  glaube,  dass  man 
hier  von  den  gHnzon  Einweiaungei  '4rd  Gebrauch  machen  können,  ao  erocheln’ 
es  mir  doch  u gereohtf ortlgt,  die  Elnwelsungscuote  fix  die  Mitglieder 
bereite  nach  Ablauf  von  6 Jr?hren  fUr  weitere  3 Jahre  auf  die  Hälfte 
herabzueetzen.  Es  können  hier  auch  Schwierigkeiten  dadurch  entstehen, 
dass  diese  Bestimmung  dem  Sinh  der  bei  uns  gemachten  Stiftungen  nicht  voll 
entspricht. 
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Ich  Thner.  für  «Ine  üebcrprOfune  und 

cntopreohcnde  EreBMung  des  V.rtrngpcntwuxf.s  lo  Sinn«  nein«  »ub- 
führungen  dankber.  Im  ilhrlB««  fr«“«  *»»>  Angelegenheit 

welterbatrleben  wird,  »Hohte  aber  noch  bemerken,  daeo  Ihr  Bericht 
ln  einigen  i'unkten  immer  noch  nicht  die  gewünschte  Klarheit  bringt. 

Mit  hochnehtungsvolltr  EapfeKlung 
Ihr  «rgeb^n^r 


Dr .G.H. 


H«rrn 

Dr«  TAUbinski 

R«iohBTertr«tttrg  dor  Jud«n 
in  Deutsohlend» 

Berlin  - Chaxlotteribuxg 


Kantßtrd^ö 
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BANKVERBINDUNGEN!  A E.  WASSERMANN,  BERLIN  WB,  WILHEIMPIATZ  7 
E.J.  MEYER,  BERLIN  WB,  FRANZÖSISCHE  STR.  47  / M,  M.  WARBURG  & CO.,  HAMBURG 


Dr.  jur.  GEORG  HIRSCHLAND 

i.  Fa.  SIMON  HIRSCHLAND 
ESSEN 

Lindenallee  7/9 

Privat;  Esson-Werden,  Franzenshöhe 

Telefon:  Essen  49206 
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Essen,  den  9.  Juni  1938, 

H^rm  Rechtsanwalt  Dr.  Herzfeld,  Essen 
H^rrn  Rabbiner  Dr.  Hahn,  Essen 
Herrn  Dr.  M,  Schweizer,  Essen 

Zum  Umlauf! 


In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen  einen  an  mich  gerichteten 
Brief  des  Herrn  Lubinski  vom  2. 6, er,  nebst  Vertragsentwurf,  Ich  habe 
einen  Antwortbrief  entworfen,  den  ich  hier  beifüge ^ ich  bitte,  ihn 
P eventuell  nach  Gutdünken  verändern  zu  wollen  und  mir  möglichst  bald 

zurückzugeben,  damit  ich  ihn  an  Herrn  Dr.  Dubinski  absenden  kann. 

Mit  ^^^undlichem  Gru^ 
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Entwiirf 

Dr.  Georg  Hirschland 


Essen, den  9.  Juni  1938, 


Ihr  Zeichen  Abt,  6 
Heimplan 


Sehr  geehrter  Herr  Dr,  Lubinski, 

Besten  Dank  für  Ihre  freundliche 
Zuschrift  vom  2,  d.Mts,  Ich  freue  mich,  dass  die  Sache  weitergeht. 
Zu  dem  Vertragsentwurf  möchte  ich  mir  erlauben  folgende  Anfragen 
be zw,  Einwendungen  zu  machen: 

a)  Wird  der  Vertrag  hinfällig,  wenn  die  auf  Seite  2,  Abs, 2 

erwähnten  ^ 500,000, — nicht  vollkommen  aufgebracht  werden, 
oder  ist  der  Vertrag  in  dem  Umfange  rechtswirksam,  wie  die  Be- 
träge von  den  Beteiligten  aufgebracht  werden? 

Seite  3,  Abs,  4 verstehe  ich  dahin,  dass  den  Mitglieden 
für  Je  ^ 3,600, — das  Recht  zurlS^gung  eines  Platzes  zusteht, 
Aollte  also  Essen  etwa  54,000,—  aufbringen,  so  hätten  wir 
das  Redht,  von  Essen  aus  15  Kinder  zu  delegieren.  Dazu  käme 
dann  noch  gemäss  folgendem  Absatz  für  Jedes  Kind,  das  hinüber- 
geschickt würde,  ein  einmaliger  Beitrag  von  Sfc  500,— 
c)  Die  Einschränkung,  dass  die  Einweisung  der  Kinder  nur 

für  die  Dauer  von  6 Jahren  von  der  ersten  Belegung  ab  geht, 
ist  mir  zu  kurz.  Wenn  ich  auch  nicht  glaube,  dass  man  hier  von 
den  ganzen  Einweisungen  wird  Gebrauch  machen  können,  sondern 
von  der  vorgesehenen  Möglichkeit,  dass  die  von  einem  Mitglied 
nicht  in  Anspruch  genommenen  Plätze  unter  die  anderen  Mitglie- 
der verteilt  werden  können,  so  scheint  es  mir  doch  ungerecht- 
fertigt, das  Recht  auf  6 Jahre,  bezw,  gemäss  dem  folgenden  Ab- 
satz für  weitere  6 Jahre, auf  die  Hälfte  zu  reduzieren.  Es  wür- 
den auch  insofern  Schwierigkeiten  entstehen,  als  dadurch  der 
Sinn/Sient voll  erfüllt  ist, 

^ch  möchte  Sie  bitten,  diese  Punkte  in  Ihrem  Vertragsentwurf  zu 

ändern,  \ 

- * \ 

Mit  hochachtungsvolleS  Empfehlung  \ 

Ihr  ergebener  ^ 

Herrn 

Dr,  Lubinski 
Reichsvertretung  der 

Juden  in  Deutschland  ' 

Berlln-Charlottenburg  2 i 

Kantstrasse  158,  \ 


I ’ 

J 

0 

REICHSVERTRETUNG  DER  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 

BERLIN -CHARLOTTENBURG  2 / KANTSTRASSE  158  / SAMMELNUMMER  91  9141 

Bitte  bei  der  Antwort  angeben  : 

Unser  Zeiten,  ABT.  I Dr.LÜ/Je  0EN31.5.1938 


An  die  Mitglieder  des  Rats  tei  der  Reichsvertretung. 


V/ir  teilen  Ihnen  ergebenst  mit, dass  für 
Mittwoch, den  22. Juni  1938 

eine  Sitzung  des  Rats  bei  der  Reiclisver tre tung  in 
Aussicht  genommen  ist. V/ir  bitten  Sie, sich  diesen 
Tag  freizuhalten. 

(Dr .Lilienthal ) 


BANKVERBINDUNGEN!  A.E.  WASSERMANN,  BERLIN  WB,  WIIHEIMPIATZ  7 
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REIGHSVERTRETUNG  DER  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 

Abt . Zent ralwohlfahrts stelle 


Nr.  199 
Heimplan 


Berlin,  den  24. Mai  1938 
Kantstr.  138 


An  die 

Anstalten  und  Einrichtungen  der 
Jüdischen  Wohlfahrtspflege 


Sehr  geehrte  Herren, 


Wir  gestatten  uns.  Ihnen  in  der 
Anlage  einen  Bericht  über  den  Stand  der  Vorbereitungs- 
arbeiten  für  den  Heimplan  in  Palästina  zu  überreichen 
mit  der  Bitte  um  gefällige  Kenntnisnahme. 


Mit  vorziiglicher  Hochachtung 
Reichsvertretung  d^r  Juden  in  Deutschland 
Abt . ZentraJ^ohlfèhrt'ssü^lis 


Anlage 


BERICHT 
über  den 

Stand  der  Vorbereitungsarbeiten  für 
den  Heimplan  in  Palästina. 


Mai  1958. 


Gefertigt  von  der 

Öeichsvertretung  der 
Juden  in  Deutschland 
Abt . Zentralwohlfahrts- 
stelle, Berlin-Charlbg, 
Kantstr.  158. 
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Der  Unterzeichaete  war  in  der  Zeit  vom  30.3* 
1938  bis  zum  19.‘4-.1938  zu  einem  kurzen  Aufenthalt  in 
Palästina,  um  die  mit  dem  Heimplan  zusammenhängenden 
Fragen,  soweit  diese  in  Palästina  geregelt  werden  müs- 
sen, an  Ort  und  Stelle  zu  behandeln. 

Die  Heise  führte  zu  einer  weiteren  Klärung 
der  mit  dem  Transfer  zusammenhängenden  Fragen,  der 
Fragen  der  Verfassung  der  landwirtschaftlichen  Schule 
Kfar  noar  dati  und  der  neu  zu  gründenden  landwirtschaft- 
lichen Schule"Arthur  Ruppin”  im  Emek,  zur  Festlegung  der 
Teimine  und  zur  Aufstellung  des  Etats  für  die  einmali- 
gen Einrichtungskosten. 


1 , Besichtigung  des  Kfar  noar  Dati, 

Ich  habe  das  Kfar  noar  dati,  das  unweit 
von  Haifa  und  Jagur,  anschliessend  an  Kfar  Ghassidim, 
auf  einem  mit  Eichen  bev/achsenen  Hügel  liegt,  zv/ei 
Mal  besucht.  Die  Gebäude  für  etwa  35  Schüler  und  Lehr- 
kräfte und  die  Wirtschaftsgebäude  standen  unmittelbar 
vor  dem  Abschluss. 

Die  Gebäude  sind  von  dem  höchsten  Punkte  - 
dem  Wasserturme  - aus  so  angeordnet,  dass,  die  natür- 
liche Senkung  des  Bodens  ausnutzend,  das  jeweils  untere 
Haus  die  Aussicht  auf  das  höher  liegende  nicht  verdeckt. 
Die  Wieseristücke  zv/ischen  den  Häusern  waren  mit  Blumen 
übersät.  Die  Häuser  sind  innen  in  gut  gewählten  Farben 
ausgeführt.  Von  dem  grossen  Speisesaal  hat  man  einen 
weiten  Ausblick  auf  die  gegenüberliegenden  Berge. 

Bei  dem  Bau  sind  alle  Erfordernisse  der 
Hygiene  und  auch  die  inzwischen  im  Lande  gewonnenen 
Erkenntnisse  über  Lüftung,  Schutz  gegen  Wärme  und  Käl- 
te verwertet  und  in  glüc.klicher  Form  mit  den  ästheti- 
schen Fordex*ungen  in  Einlclang  gebracht. 

Das  Kfar  noar  dati  v/ird  im  Laufe  des  Som- 
mers seine  ersten  Schüler  - 15  jähi’ige  Jugendliche  aus 
Deutschland  - aufnehmen,  nachdem  die  Anerkennung  durch 
die  Mandatsregierung  als  Schule  ausgesprocnen  werden 
wird. 


Die  Landwirtschaft  ist  auf  etwa  110  Schüler 
eingestellt;  der  Betrieb  v>/ird  daher  erst  rentabel 
sein,  wenn  er  diese  Schule rzalil  erreicht  hat.  Aus  den 
für  den  Heimplan  bereitzustellenden  Mitteln  müsste  daher 
noch  ein  Betrag  von  5-6*000.-  L dazu  verwandt  werden, 
um  weitere  Unterbringungsmöglichkeiten  (Bauten  und  Ein- 
richtungen) für  etwa  50  Jugendliche  zu  schaffen. 
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Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Kfar  noar 
dati  in  den  ersten  Jahren  die  Jugendlichen  aus 
Deutschland  auf nehmen  wird,  beabsichtigt  das  Direkto- 
rium als  Mindestaufnahiiiealter  bis  auf  weiteres  das 
vollendete  15. Lebe ns Jahr  festzusetzen.  Es  hat  daher 
auch  den  Wunsch,  dass  die  von  den  Anstalten  aus  Deutsch- 
land eingewiesenen  Jugendlichen  erst  in  diesem  Alter 
in  die  Schule  eintreten.  Dadurch  wird  die  Dauer  der 
Ausbildung  von  ursprünglich  drei  Jahren  auf  zwei  Jahre 
verkürzt,  sodass  die  Jeweils  Jährlich  aufzunehmende 
Zahl  von  Schülern  sich  nicht  unwesentlich  vergrössert. 

Wenn  die  neuen  Bauaufträge  schon  im  Septem- 
ber erteilt  werden  könnten,  so  würden  die  aus  den  Wai- 
senhäusern kommenden  Kinder  bereits  im  April  und  Okto- 
ber 1939  im  Kfar  noar  dati  Aufnahme  finden  können. 


Die  landwirtschaftliche  Schule  "Arthur  Rur 


Aufgrund  der  bisherigen  Ermittlungen  soll 
die  landwirtschaftliche  Schule  "Arthur  Ruppin"  in  der 
Nähe  von  AJn-Gharod  und  Tel  Josef  errichtet  werden. 

Eine  aus  den  beteiligten  Siedlungen  zusammengesetzte 
Kommission  wird  der  Abteilung  zur  Ansiedlung  von  Juden 
aus  Deutschland,  die  die  Interessen  der  Heime  vertritt, 
in  Kürze  Vorschläge  über  das  zur  Verfügung  zu  stellen- 
de Gelände  unterb3?eiteno  Das  Gelände  soll  so  ausgesucht 
werden,  dass  die  Kosten  für  Umzäunung,  Wasserversorgung 
und  Anschluss  an  die  Strasse  möglichst  gering  sind,  und 
dass  auch  die  Eisenbahn  nicht  weit  entfernt  ist. 

In  erster  Linie  v;ird  ein  Gelände  zwischen 
den  Siedlungen  AJn-Gharo.d  und  Tel-Josef  in  Betracht  ge- 
zogen, das  unmittelbar  an  der  Chaussee  und  nur  etwa 
5 Minuten  von  der  Bahnstation  Tel-Josef  entfernt  liegt. 
Auf  diesem  Gelände  ist  schon  Jetzt  eine  Baumschule  und 
ein  Weinberg,  die  von  der  Schule  übernommen  v/erden  könn- 
ten,, 

Die  Frage,  inwieweit  eine  Eigenwirtschaft 
der  Schule  schon  Jetzt  entwickelt  werden  soll,  oder 
wie  weit  die  Schule  sich  zunächst  auf  die  Herstellung 
der  erforderlichen  Gebäude,  Laboratorien  und  die  Anle- 
gung von  Versuchsfeldern  und  Versuchsstellen  beschrän- 
ken soll,  ist  von  folgenden  Faktoren  abhängig: 
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a)  Es  v/ird  noch  genau  ermittelt  und  durch  die 
Praxis  erwiesen  werden  müssen,  für  wieviele 
Schüler  die  beteiligten  Schüler  ausreichend 
und  genügend  vielseitige  Ausbildungsmöglich- 
keiten bieten.  Die  Eigenwirtschaft  braucht 
dann  nur  soweit  entwickelt  zu  werden,  als  die 
vorhandenen  Ausbildungsmöglichkeiten  der  Sied- 
lungen ergänzt  werden  müssten. 

b)  Auf  alle  Fälle  muss  ausreichendes  Gelände  zur 
Entwicklung  der  Eigenwirtschaft  für  den  Fall 
sichergestellt  werden,  dass  die  Ausbildungs- 
möglichkeiten in  den  beteiligten  Siedlungen 
sich  nicht  als  ausreichend  erweisen  oder  aus 
unvorhersehbaren  Gründen  nicht  ausgenutzt  wer- 
den können. 

c)  Die  vollkommen  ausgebaute  Eigenwirtschaft  wür- 
de folgende  Einteilung  des  Geländes  enthalten: 


Aufteilung  der  Fläche,  endgültiger  Plan: 


Gemüsegarten 

25 

Dunam 

Grünfutter 

50 

n 

Weinberg 

20 

11 

Obstbäume 
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Zitrus 
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n 

Baumschule 
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fl 

Feldwirtschaft  (Versuche) 

40 

n 

Versch .Pf lanzungen 

15 

ff 

Gebäude,  Ziergarten  usw. 

50 

fl 

Insgesamt 

230 

Dunam 

Verfassung  der  Schule. 


Da  die  Schule  sowohl  Kinder  aus  den  Sied- 
lungen als  auch  die  Kinder  aus  den  Heimen  aus  Deutsch- 
land aufnehmen  wird,  ist  es  notwendig,  beide  Faktoren 
in  der  Schule  - anders  als  im  Internat  der  Schule  - 
gleich  stark  zu  vertreten. 

Es  ist  deshalb  verge schlagen  worden,  dass 
das  Kuratorium  der  Schule  aus  14  Personen  bestehen 
soll,  von  denen  sieben  Personen  von  den  beteiligten 
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Siedlungen  und  sieben  von  der  deutschen  Abteilung 
im  Einvernehmen  mit  den  Anstalten  in  Deutschland 
bestellt  werden  sollen. 

Die  von  der  deutschen  Abteilung  im  Ein- 
verneJpen  mit  den  Anstalten  in  Deutschland  bestimm- 
ten sieben  Mitglieder,  unter  denen  sich  auch  der 
Leiter  des  Intern^L.  dwP  Schule  befinden  sollen, 
stellen  gleichzeitig  die  leitende  Köiperschaft  für 
das  Internat  dar, 

4,  Transfer. 


Zur  Zeit  sind  bereits  3.000.-  L für  den 
Heimplan  nach  Palästina  transferiert  worden.  Die 
weitergehende  Erlaubnis,  noch  RM  90.000.-  zu  trans- 
ferieren, konnte  nicht  ausgenutzt  werden,  weil  das 
ursprünglich  hierfür  in  Aussicht  genommene  Transfer- 
volumen leider?  später  nicht  zur  Verfügung  stand. 

Mit  der  PALTREU  ist  vereinbart  worden,  dass 
bis  zuni  30«9»193Ö  möglichst  weitere  SM  150.000.- 
7»500«—  L transferiert  werden  sollen.  Ein  ent- 
sprechender Antrag  ist  an  die  Reichsstelle  für  De- 
visenbewirtschaftung gestellt  worden.  Wird  der  An- 
trag  — wie  zu  hoffen  ist  — genehmigt,  so  wüi’den  die 
Beträge  der  Anstalten,  die  sich  bereits  endgültig 
zur  Teilnahme  in  bestimnter  Höhe  verpflichtet  haben, 
bis  zum  30. 9 »1938  transferiert  v/erden. 


Verhandlungen  über  den  Transfer  von  etwa 
weiteren  RM  2-300,000.-  schweben.  Sie  müssen  mög- 
lichst ebenfalls  bis  zum  30. 9 »1938  abgeschlossen 
sein. 


3«  Zeitpunkt  der  Belegung. 

In  Palästina  werden  die  Vorarbeiten  für 
die  Ausschreibung  des  Baus  der  Gebäude  der  landwirt- 
schaftlichen Schule  "Arthur  Ruppin"  zur  Zeit  vorbe- 
reitet. Der  Text  der  Aussclu'eibung  wird  uns  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden. 


Es  ist  daran  gedacht,  eine  öffentliche  Aus- 
scM’eibung  vorzunehmen,  an  der  sich  die  jüdischen  Ar- 
chitekten in  Palästina  beteiligen  können.  Es  besteht 
die  Hoffnung,  dass  spätestens  Ende  Juli  die  Entwürfe 
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der  Architekten  für  den  Bau  vor liegen  können,  die 
dann  durch  die  Jewish  Agency  geprüft  v/erden  sollen. 
Die  zum  Bau  angenommenen  Entwürfe  werden  dann  den  hie- 
sigen Anstalten  vor^elegt  v^^erden. 

Wenn  das  vorstehende  Projekt  ohne  Verzö- 
gerung sowohl  in  Bezug  auf  den  Transfer  als  auch 
ai^  die  Behandlung  der  Baupläne  durchgefuhrt  werden 
könnte.,  könnte  eine  erste  Gruppe  von  50  Schülern  im 
April  1959  und  eine  zweite  Gruppe  von  ebenfalls  50 
Schülern  im  September  1959  übersiedeln. 

Inzwischen  vmrde  die  Anerkennung  der  Schule 
durch  die  Regierung  und  die  Bestätigung,  dass  für  sie 
Z-ertifikate  ausgegeben  werden  düx'fen,  herbeigeführt 
werden. 


6.  Investitionen. 

Wir  geben  nachstehend  den  inzwischen  in 
Palästina  ausgearbeiteten  Etat  für  die  einmaligen  In- 
vestitionen wieder. 

Der  Etat  sieht  zw^ei  Stufen  des  Aufbaus  vor, 
Für  das  Internat  soll  die  erste  Stufe  des  Aufbaus  60 
Plätze,  die  zv/eite  Stufe  weitere  5-0  Plätze,  also  ins- 
gesamt 90  Plätze  umfassen.  Für  die  erste  Stufe  der 
Schule  sollen  Räume  für  80  Schuler  und  eine  Vorberei- 
tungsklasse von  40  Schülern  vorhanden  sein: 


60  Plätze  a 50.-  LP  pro  Platz 
Essaal  ftO'  90  Kinder,  Xese- 
saal, Küche  usw, 

Eini^ichtung  f.  60  Kinder 
Sanitäre  Anlagen 
Personalwohnungen 

Gesamtkosten 


1.800.- 

1.800.- 

600.- 

500.- 

600.- 

5 .100.- 


B 50  Plätze  a 50.-  m? 

Einrichtung  für  50  Plätze 

G«  samt ko sten 


900.-  LP 
500.-  LP 

1.  200.-  LP 


Somit  betragen  die  Gesamtkoston  des  Internats 

. 5Qpj. -___ 
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Grunyiächenberechnuns  für  eine  Schule  mit 
i6Ö  Sohülern  uad  einer  Vorbereitunssklasse 

von  40  ächülern. 


Vorbereitungslclasso  für  40 
Schüler,  1.2  qum  pro  Schüler 

4 Klassenräume  für  160  Schüler 
1.2  qum  pro  Schuler 

Bibliothek  und  Lehrerzimmer 

Esszimmer  für  90  Kinder 

Toiletten  und  Duschanlagen 

Laboratorien 

Naturkunde Zimmer  und  Museum 


Aufbaukosten  im  1 .Bauabschnitt. 

Vorbereitungsklasse,  2 Klassen, 
Bibliothek,  Lehrerzimmer,  Lebo- 
ratorium  289  qum  a 5.500  LP 

Einrichtung  der  Schule 

Lehrerwohnungen 


48  qum 

192 
45 
85 
100 
100 
90 

660  qum 


Insgesamt 


1.589.500  LP 

500.000  LP 

280.000  LP 

2.569.500  LP 


Bei  allen  Kalkulationen  wird  dafür  Sorge  getragen,  dass 
der  Betrieb  der  Schule  und  des  Internats  keineswegs  mehr 
als  die  vorhandenen  Mittel  in  Anspruch  nimmt,  und  dass 
der  von  Dr.Ruppin  geforderte  Reserve-Fonds  von  4-5000. -LP 
erhalten  bleibt.  Soweit  die  vorstehenden  Pläne  grösse- 
re Kostenansätze  enthalten,'  wird  vor  der  Inangriffnahme 
dafür  gesorgt  werden,  dass  die  Pläne  in  Uebereinstimmung 
mit  den  vorhandenen  Mitteln  gebracht  werden. 


Für  die  nächsten  in  Deutschland  zu  unter- 
nehmenden Schritte  zugunsuen  beider  Heime  ist  daher 
folgendes  erforderlich: 
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Den  Anstalten,  die  sich  bereits  endgültig 
zut  Teilnahme  an  dem  Hcimplan  verpflichtet  haben, 
ist  ein  Vertra,  aentwuri  zugegangen. 

Aufgrund  der  bisher  gemachten  Birfahrungen 
ist  dieser  Vertragsentwurf  inzwischen  ergänzt  v/or- 
/ den  und  als  Anlage  beigefügt. 

Q,  Herbe  if  ühi'ung  der  noch  ausstehenden  Zustimmung 
der  auf  gef  orderten  Heime. 

• Durch  v/eitere  mündliche  und  schriftliche 

Verhandlungen  sind  die  noch  ausstehenden  Zustimmun- 
gen der  auf  gef  orderten  Heime  herbeizuiüliren. 

9,  Der  von  den  Heimen  gewählte  Ausschus.s,  soll  dem- 
nächst zu  einer  Besprechung  zusammentroten.  Ueber 
f Ort  und  Zeit  wird  mit  den  Mitgliedern  des  Ausschus- 

* ses  noch  gesondert  verhandelt  werden. 


24. Mai  1938  ■ gez.  Dr.Lubinski. 

Dr . L/Mo . 
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aaiOHSVBHTHETüNG  DEB  JUDEN  IN  DEUTSCHLAND 
Berlin-Oharlottanbiarg  2 . Kantstrasse  I58  ffernspre  SaiiimelnTntner  SI  9l4l 

Abt,  Beruf sausbildxmg  -und  Beruf eumschichtung  , 


Abt,  5 Dl 


5.5.38 


Herrn 

Dr.  Georg  Hirschland 

Eranzenshöhe 

BssenxWerden 


Wir  gestatten  uns^  Ihnen  in  der  Anlage 
ein  Exemplar ' der 

^Denkschrift  für  Beruf aausbildimg” 
mit  der  Bitte  am  K enntnisnehme  zu  überreichen. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
Reichs  Vertretung  der  Juden  in  Deutschland 
Abt,  Beruf sausbildvipg  und  Beruf aumschichtung 

gez,  Dr,  Lubinski 
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1,  Das  'bisherige  Ergelsnie  der  Berufsans'blld'ang 
tind  Beruf  Btanschichtvuig, 


Das  Werk  der  Berufsausbildung  und  Beruf  sum  Schichtung 
der  jüdischen  Gemeinden,  das  in  diesen  Tagen  das  erste  Jahr 
fünft  seines  Bestehens  beendet , stellt  den  wichtigsten  '^ersuch 
der  Selbsthilfe,  der  Aenderung  des  uns  auf  erlegten  Schicksals 
dar. 

Die  Tatsache,  dass  für  dieses  Werk  Jahr  für  Jahr  aus- 
serordentliche Opfer  von  Seiten  der  Juden  des  Inlands  und  des 
Auslands  gabr.-^uht  werden,  zwingt  zu  einer  Untersuchung  darüber, 
ob  diese  Opfer  gerechtfertigt  und  notwendig  sind.  Dabei  soll 
davon  abgesehen  werden  darzulegen,  welche  psychologische  und 
materielle  Hilfe  dieses  Werk  den  Einzelnen  und  der  Gesamtheit 
mittelbar  geleistet  hat,  wie  es  ständig  vielen  Tausenden,  die 
ihre  Existenz  verloren  haben,  ein  neues  Ziel  für  ihr  Leben 
gegeben  hat,  wie  es  darüber  hinaus  auch  die  materielle  Exi- 
stenz vieler  Tausender  bis  zu  d®n  Zeitpunkt  ihrer  Auswanderung 
Bichergestellt  hat. 

Die  folgende  Untersuchung  soll  vielmehr  prüfen,  in  - 
wieweit  die  Fortführung  dieses  Werkes  auf  Grund  seiner  bishe- 
rigen Ergebnisse  notwendig  ist  für  die  Erfüllung  der  den  Ju  — 
den  Deutschlands  gestellten  Aufgabe , ihre  Auswanderung  vor  - 
zubereiten  und  durchzuführen. 


1,  Das  qualitative  Ergebnis. 

Das  qualitative  Ergebnis  der  Beruf sumschichtxing  ist 
häxifig  j&egenstand  ernster  Untersuchungen  und  ernster  Kritik 
gewesen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  kurzfristige  lin  - 
Schichtungen,  die  im  Jahre  1933  durchgefUhrt  worden  sind, 
sehr  häufig  zu  dem  gewünschten  Erfolg  nicht  geführt  haben  • 
Dabei  kann  aber  festgestellt  werden,  dass  der  Umfang  solcher 
kurzfristiger  Massnahmen  immer  nur  sehr  gering  gewesen  ist, 
und  dass  von  den  verantwortlichen  Instanzen  die  Notwendigkeit 
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einer  sergfältlgen  Ans'bildims  auch  für  die  Ifoigchichtler  schon 
sehr  frühzeitig  erkannt  worden  ist. 

Die  Uaschichtung  hat  den  Menschen,  die  auf  diese  Wei- 
se neuen  Berufen  zugeführt  worden  sind,  immer  eine  ausseror  - 
dentl ich' wichtige  seelische  Hilfe  gebracht,  indem  sie  in 
einem  scheinbar  aussichtslosen  Leben  neue  Wege  eröffnet  hat. 

Dass  die  Umschichtung  dennoch  gerade  für  ältere  Menschen,  so- 
fern sie  nicht  eine  starke  ideologische  Bindung  an  Palästina 
hatten,  gewöhnlich  als  letzter  Ausweg  angesehen  wurde,  än  - 
dert  an  diesem  Ergebnis  nichts. 

Wenn  man  sich  überzeugt  hat,  dass  alle  Versuche, 
in  dom  bitóxerigen  Lebenskreis  zu  bleiben,  zu  einem  Erfolg  nicht 
führen  konnten,  wurde  der  Y7eg  der  Umschichtung  gegangen.  Dar  - 
in  liegt  zweifellos  eine  gewisse  psychologische  Entwertung  des 
Umschlehtungsgedankens , der  auf  diese  Weise  zu  stark  den  Cha- 
rakter einer  Notmassnahme  erhielt. 

Die ■ qualitative  Bewertung  der  Umschiehtungsarbeit 
kann  am  zuverlässigsten  erfolgen,  wenn  Nachrichten  über  die  Be- 
währung der  Urageschichteten  in  ihrem  neuen  Beruf  in  den  Aus- 
wanderungsländem  vorliegen. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Nach  - 
richten  nicht  sehr  vollständig  sind  und  dass  die  Bewertvu^ 
nicht  nach  einheitlichen  Masstäben  erfolgt.  Vergegenwärtigt 
man  slda  aber  die  Tatsache,  dass  viele  Jahre  hindurch  das 
überwiegende  Schwergewicht  der  Berufstmschichtung  auf  der  land- 
wirtschaftlichen Vorbereitung  für  Palästina  lag,  dass  lange 
aeit  etwa  <96^  aller  Umschichtler  sich  in  landwirtschaftlicher 
Vorbereitung  für  Palästina  befanden,  so  können  die  Mitteilun- 
gen Über  die  Bewährung  der  Einwanderer  aus  Deutschland  in  Pa- 
lästina einen  wichtigen  Beitrag  an  der  von  uns  angeschnitte  - 
nen  Präge  geben. 

Es  ist  bekannt,  dass  diese  Nachrichten  , gerade  was 
die  jungen  Menschen  angeht,  ausserordentlich  günstig  sind, 
dass  unter  den  Einwanderuhgsgruppen,  die  nach  Palästina  gegan- 
gen sind,  nooh  keine  Gruppe  beobachtet  wurde,  die  in  so  grosser- 
Zahl  den  Jeg  auf  das  Land  gefunden  hat. 
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,enn  auch  Mer  d^^n'eST- 

danken  lat  ao  1^  die  - 

luz  darauf  zurüdczuftüiren,  dass  es 

- laaaar.eit  ^ aCaffen. 

Ueter  die  ..Bewälirung  von  landwirtschaftlich  aus  - 

ge-blldoten  Kräften  ln  '1®“  l^ler  ana 

dem  fehlen  zuverlässige  Uachrichten.  Ide  Zahl  der  - 

seMldeten  nnd  nach  Ueberaeeländein  »"®se^4erten  l^d 
Mrtachaftllohen  Arbeitern  let  anoh  veraohwlndend  sering. 

Unter  den  ror  allem  in  Betraobt  kommenden  für  die 

Anaiedlnns  ln  Arsentlnlen  die  iTtt^e^t- 

aoblohtler  faat  ®°i^®;.fBealehmg  anr  Hand- 

liehen  Menschen  ausEUcht,  die  schon  eine  Bezienuns  ui  , 

arheit  haben  und  nicht  erst  umschichten  müssen. 

Tfaa  die  handwerklich  Anagebiltóten  ehlanst , ao  ^Ba- 
te eine  genaue  HaohprOfung  die  yeraohleden®  ^ 

nL  h^dwerkllohe  A^bllduns  naoh  1933  gewahrt  wurde,  be 

rücksichtigen. 

Ea  lat  zwelfelafrel,  daaa  ea  gellten  1®'^;“®^ 
lltät  dar  Auablldnng  von  Jahr  zu  Kahr  zu  f 
zum  Teil  auch  darauf , daaa  die  ^uer  der 

verlängert  worden' lat  und  daaa  Jetzt  für  ^dwe.^or  el..e 
deatdauer  von  1 1/2  Jahren  featselegt  lat. 

Die  von  der  Belchavertrotung  der  Juden  in 
land  elnserlohtete  und  unte§haltene  (»er 

Berlin-Biederachönhauaen  verfügt  über  genauea  , . 

llrsAlokaal  der  dort  auageblldet^  jungen  ^aohen.  Aua  die 

•liaCh  einer  Auablldong  ln  der  «®®f 
BlederadhBnhauaen.  die  ihre  Tätigkeit  am 

hat , atnd  Inageaamt  113  Pejeenen  f Sr  - 

Paläatina.  ( Weitere  Einzelheiten  Bind  in  dem  Anhang  ob 

gestellt.) 
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Jahr 


thrL“ w"ï^ïlle^“  ?2iSten®*80te3B  ^ ^dere 

wenigsteHB  zeitwelBe  gilt  luBbeBondere  für 

rewlmfr^Semaeten  PaiüBtinat^nderBr. 

9.  Baa  anantitatlre  Ergetttla. 

Me  Enalttl^  dar 

dar*  daB  S®™*®®'^®^^SlMl^LrSS^deii  Belt  1933  dm® 

Ro  ich  ever  tret-ung  -and  de  ehenfalle  erheblichen 

AuBblldcms  erhalten  hahen.  h^e^et  eh^a  ^ 

Sohwlerlskelten.  ^Ir  flnaneleller  Onter- 

Uensohen  angehon,  die  ^ ° ^ f lüdlBOhen  Oemelnden  er- 

etütnnns  der  “flX^irSeearntBehl  nicht  gemn 

halten  hahen,  dennoÄ  l^set  biä  d ^ hestlim- 

angehen,  da  nn sere  ^ f thält , eodaes  nicht 

l^ÄTrd^^rdreVen:-  herelts  In  einer  früheren 
Zëhlung  erfasst  worden  sind. 

inoerhin  darf  die  nachstehende 

Jahresbericht  des  Zentralausschusses  ^ beanspruchen: 

wonnen  ist.  einen  gewisson  v^.av.  vo.-  e - 

/sVirvo  P-ftflell*-  Tfcischichi*  ^rstaus- 
ln  InlendB-  ln  W^e-  ®^J®^f®®gif,  tnng  . Mldnng 

ausbildung  ausbildung  bcu»  


1.1.193^ 

1.1.1935 

1.1.1936 
1.1.1957 

1.1.1938 


Anmerhung: 


3 700 

2 575 

3 980 

3 95+6  z^) 
18  4^ 


900 

1 467 

1 048 

3 282 

1 131 

2 770 

920 

77^ 

5173^ 

2 214 

1 829  . 

2 00b  Z+) 

2 506  Z'*') 


rifdC  itf  isÄ" 

worden  ist. 
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Die  nicht  völlig  gleichartige  Führung  der  Statistik 
ermöglicht  es  leider  nicht,  die  Zählungsergehnisse  überall 
nach  denselben  Gesichtspunkten  einzusetzen.  Die  ïïiditausfül- 
lung  der  Spalten  in  der  Tabelle  bedeutet  daher,  dass  für  den 
betreffenden  Zeitpunkt  genaue  Angaben  nicht  mehr  zu  erhalten 
sind. 

Im  Inland  haben  daher  18  457  Personen, 

im  Ausland  4 773  Personen, 

also  insgesamt  230  Personen 

ihre  Ausbildung  seit  der  Gründung  des  Zentralausschusses  für  Hil. 
fe  und  Aufbau  erhalten. 

Zieht  man  von  diesen  die  noch  am  1.1,1938  ln  Isr  Aus- 
bildung befindlichen  4 72O  Personen  ab,  so  kommen  wir  zu  dem 
Ergebnis,  dass  18  ^10  Personen  seit  dem  1,4,1933  ihre  Ausbil-- 
dung  mit  Hilfe  des  Zentralausschusses  beendet  haben. 

Setzt  man  die  Zahl  der  Auswanderung  der  Juden  aus 
Deutschland  in  demselben  Zeitraum  auf  I27  000  Menschen  fest, 
so  mag, der  Anteil  der  Ausgebildeten  und  Umgeschichfeten  unter 
ihnen  auf  den  ersten  Blick  gering  erscheinen.  Um  zu  einem  rich- 
tigen Vergleich  zu  kommen,  muss  aber  aus  der  Zahl  von  I27  000 
die  Zahl  der  Berufstätigen  ausgegliedert  werden,  weil  die  be- 
rufslosen Familienangehörigen,  die  den  einzelnen  Auswanderer 
begleiten,  für  die  Existenzbegründung  nicht  in  Frage  kommen. 

Ihre  Zahl  ist  auf  55  000  mindestens  zu  schätzen. 

Es  ist  weiter  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Berufsum- 
schichtung  und  Erstausbildung  im  wesentlichen  für  minderbemit  - 
telte  Personen  in  Frage  kommt,  weil  Kapitalisten,  von  gewis  - 
sen  Ausnahmen  abgesehen,  die  Basis  ihrer  künftigen  wirtschaft- 
lichen Täti^eit  überwiegend  nicht  in  einem  neu  erlernten  hand- 
arbeitenden Benaf  sehen. 

Für  die  richtige  Würdigung  der  Zahl  ist  weiter  zu  be- 
achten, dass  die  Berufsausbildung  und  Beruf  sums  chichtung  im  we- 
sentlichen nur  für  Menschen  unter  25  Jahren,  allerhöchstens 
unter  35  Jahren  in  Frage  kommt,  sodass  man  zu  einer  richti- 
gen Bewertung  erst  bei  der  folgenden  Gegenüberstellung  koimit: 
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Von  den  IS7  000  Auswanderern  waren  schätzungsweise  ira 
Alter  von  I5  - 30  Jahren  35  000  Personen,  Diesen  stehen  18  000 
handwerklich  und  landwirtschaftlich  ausgehildete  Personen  ge  - 
genüher. 


lieh, 


Erst  durch  diese  Gegenüberstellung  wird  also  deut- 

dass  die  Auswanderung  minderbemittelter  Junger  Men<» 
sehen  zu  einem  ausserordentlich  hohen  Prozentsatz 
erst  durch  die  Ausbildung  in  einem  handarbeitenden 
Berufe  möglich  geworden  ist. 


I|*  Der  gegenwärtige  Stand  der  Berufsausbildung  und  Berufs  - 

Umschichtung. 


tung» 


Am  31.  Dezember  I937  befanden  sich  in  B eruf sumschi chl- 


Innerhalb  Deatschlands? 

aus  Berlin  33C 

aus  dem  Beich  1 110 


im  Ausland  befanden  sich 

In  Erstausbildung  befanden  sich 

aus  Berlin  JBO 

aus  dem  Reich  1 726 


1 44o  Personen 
jyk  Personen 

2 ^06  Personen 


Es  befanden  sich  insgesamt  an  diesem  Tage 
in  bezuschusster  Berufsausbildung  oder  Erst- 
ausbildung ; 4 720  Personen 
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Die  orgaiiiscii®  Entwlcld.^ms  dee  Unschicht-umgswerkesi 
also  die  Ue”berftlhrung  älterer  Menschen,  die  "bereits  in  einan 
Berufe  tätig  waren,  in  einen  handar'beitenden  B eruf , hat  wie- 
derholt dadurch  eine  gewaltsaae  Unterbrechung  erfahren,  ^ss 
die  fär  diesen  Zweck  sur  Verfügung  stehenden  Mittel  es  nicht 
gestatteten,  alle  Anwärter  auazuhilden, 

Wie  stark  die  Unschichtung  aber  gerade  innerhalb 
der  Bevölkerung  einer  Grossgemeinde  als  Ausweg  gesucht  wird, 
lassen  die  von  der  Jüdischen  Gemeinde  Berlin  mitgeteilten 
len  für  die  Jahre  1936  und  1937  erkennen.  ( vergl.  Anlage  II.; 


III,  Berufsausbildung  und  Berufsumschichtung  als  notwendige 
Voraussetzungen  der  Auswanderun^svorberei tung  für 

Jüngere  Manschen. 

Auf  Grund  unserer  beruflichen  Tradition  oder  auch 
aus  sotialen  Aufstiegswünschen  wird  auch  heute  noch  viel  zu 
oft  der  handarbeitende  Beruf  abgelehnt. 

Aber  selbst,  wenn  wir  alle  Wünsche  auf  eine  Aende- 
rung  der  beruflichen  Schichtung  der  Juden  ausser  Acht  lassen 
dürften,  zwingen  uns  doch  eine  grosse  Reihe  von  wichtigen  Er- 
wägungen zur  Betonung  der  Handarbeit. 

a)  Bio  Ausbildungsmöglichkeiten  für  intellektuelle 

B erufe  stehen  uns  ln  Deutschland  nur  in  sehr  beschräiaktm  "to- 
fange  und  für  selche  Berufe  zur  Verfügung,  die  auf  eine  Tätig- 
keit innerhalb  der  Jüdischen  Bevölkerung  abgestellt  sind,  wie 
Rabbiner,  Lehrer,  Kindergärtnerinnen.  Die  Ausbildung  zu  einem 
akademischen  B eruf  ist  für  Juden  ln  Deutschland  so  gut  wie 
unmöglich,  sie  kann  daher  nur  im  Auslands  stattfinden,  wer 
sich  für  einen  solchen  Weg  entscheidet,  der  muss  sich  darüber 
klar  sein,  dass  nur  bei  höchster  Begabung  die  Opfer  zu  recht- 
fertigen  sind,  die  ein  Auslandsstudium  auf  erlegt,  und  dass 
auch  die  Aussichten  eines  Akademikers  mit  ausländischer  oder 
ohne  Staatsangehöri^eit  in  Jedem  Lande  nicht  gross  sind. 


■fa)  Die  Einreise-  nnd  arbeitarechtlichen  Bestimnngen 

der  meisten  Einwanderungsländer  - mit  Ansnaiime  der  Vereinig- 
ten Staaten  von  Hordamfarika  - bevorzugen  handarbeitende  Ein- 
wanderer und  schli essen  oft  genug  Kaafleute  und  Akademiker 
von  der  Einwanderung  völlig  aus.  Auch  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten haben  Einwanderer  mit  handwerklicher  Ausbildung  bessere 
Berufsaussichten  als  manche  gruppen  von  Akademikern  und  Zauf- 
leuten, 

q\  Die  berufliche  Zusammensetzung  der  jungen  jüdischen 

Auswanderer  aus  Deutschland,  die  nicht  nach  Palästina  gegangen 
sind,  und  die  sich  in  ihren  Einwanderungsländern  eingeordnet 
haben,  entsprach  zwar  weitgehend  auch  nicht  der  Forderung  nach 
Handarbeitern,  Aber  abgesehsi  davon,  dass  ein  nicht  unbe  - 
trächtlicher  Teil  von  ihnen  dann  nach  der  Einwanderung  die 
Umschichtung  zur  Handarbeit  vornehmen  musste,  viele  als  Hau- 
sierer und  fliegende  Händler  "von  der  Hand  in  den  Mund  leben, 
haben  von  den  mittellosen  Einwanderern  im  wesentlichen  nur 
solche  Arbeitsmöglichkeiten  gefunden,  die  über  Spezialkaintnie- 
se  und  wertvollè  Erfahrungen  verfügten.  Diese  Spezialkenntnis- 
se kann  aber  die  junge  jüdische  Generation  in  Deutschland 
jetzt  kaum  noch  erwerben,  sodass  sie  auch  dieser  Umstand  star- 
ker auf  die  Handarbeit  hinweist. 

Auf  Grund  dieser  Ueberlegungen  muss  für  den  grösse- 
ren Teil  unserer  Jugend  die  Empfehlu  ng  handarbeitender  Be- 
rufe ausgesurochen  werden,  die  kaufmännischen  und  intellek- 
tuellen Berufe,  die  noch  in  Frage  kommen,  sollen  den  hier- 
für überdurchschnittlich  Begabten  Vorbehalten  bleiben,  die 
ausserdem  über  besonders  umfangreiche  Sprachkenntni sse  ver- 
fügen. 


IV,  Das  Verhältnis  von  Handwerkern  und  Landwirten  zu  den  übrigsn 
Berufen  bäl  der  Auswanderafag  von  Hilfsbedürftigen  . 


Die  vorstehenden  grundsätzlichen  Ausführungen  wer- 
den durch  die  folgenden  Zahlen  bestätigt: 
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Von  100  Jüdischen  Auswanderern  nach  Palästina  im 
Jahre  1937,  die  sich  zwecks  Beschaffung  der  Passage  des  Pa^ 
lästinaamtes  "bedient  haben,  waren 


Landw irte 

Handw  e rker  5 1 ^8 

Arbeiter  0,19 

Kauf  leute  3 ,7^ 

Freie  Berufe  1,80 

Hauswirtschaft  0,97 

Schüler  19,5^ 


Die  übrigen  sind  ohne  Beruf  und  ohne  Angabe,  Dafür  kommen  ins- 
besondere Familienangehörige  in  Frage, 

Die  fast  ausschliessliche  Zulassung  von  Handarbei- 
tern bei  der  Wanderung  von  Unbemittelten  nach  Palästina  komt 
aus  den  vorstehenden  Zahlen  mit  aller  Klarheit  zum  Ausdruck. 
Der  Weg  zu  diesen  Berufen  wird  durch  das  Beruf sausbildungs  - 
werk  der  Heiohsvertretung  und  der  Jüdischen  Gemeinden  gesc^f- 
fen,  soweit  die  Auswanderer  nicht  schon  vorher  diesen  Berufen 

angehört  haben. 

Von  den  5 762  Personen,  die  der  Hilfsverein  der  Jur- 
den  in  Deutschland  im  Jahre  1937  unterstützt  oder  ^ei  ^ren 
Auswanderung  er  in  sonstiger  Weise  mitgowirkt  hat,  en-fie_en, 
wenn  man  die  berufslosen  Familienangehörigen,  die  Schüler 
und  die  ohne  Angabe  des  Berufs  ausser  acht  lässt,  insgesamt 
3 700  auf  Berufstätige. 


Landwirte  ^^3 

Handwerker,  selbständige  274 

»»  Gehilfen  507 

A rbeiter,  gelernte  83 

••  ungelernte  37 

K aufleute,  selbständige"  7^5 

” Angestellte  1.035 

Freie  Berufe  384 

Hausangestellte  323 

■ S chüler  825 


.95  ^ 

8,80  io 
1,44  ^ 
0,64  i> 
12,41  i> 

17.97 

6,66  jo 
14,32  i 
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Vk  Künftiges  Programm  imd  finanzieller  Bedarf. 


Ans  den  vorstehenden  Ausführungen  ergibt  sich  Zwangs^- 
läufig  dafe  Programm  für  die  künftige  Arbeit.  Alle  diejenigen, 
die  nur  nach  einer  Berufsmschichtung  ihre  Auswanderung  - 
ziL^kZen!  müssen  entsprechende  Möglichkeiten  zur  Ausbil^ 

dung  erhalt enk 

Für  die  nächsten  Jahre  ergibt  sich  bei  einer  niedri^ 
gen  Schätzung  folgender  Bedarf  an 

schichtler.  Babei  iet  berücksichtigt,  dass  die  hierfür  in  Fra 
Alt.rskla.sen  durch  die  bereits  vollsogene  Aus- 
wanderung wesentlich  schwächer  hesetst  sind  als  bisher. 

an  Ausbildungsstellen.  untBrqebrachten  ttnsehichtlernj. 


1221a 


Berlin’. 
Reich  s 
Insgesamt: 


1038.  Berlin: 

(geschätat)  Reich  : . 

Insgesamt; 


männlich 

316 

3é2 

weiblich 

332 

226 

"S78 

558 

300 

300 

300 

. 300— 

6oo 

600 

insgesamt: 

é48 

»S88 

1236 


600 

600 

1200 


1938  1200  Reuzugänge 

1939  1100  Reuzugänge 

Die  Durchschnittsdauer  der  Ausbildung  kann  mit  1 I/2 

Jahren  angesetst  werden,  die  gS®” 

Mitteln  mit  RM  20,—  monatlich,  daher  würden  jährlich  RM  2 . 

angesetzt  werden.  Dabei  ist  berücksichtigt,  dass  etwa 

stens  die  Hälfte  der  Umschichtler  aus  Berlin  stammt  und  dass  vo 

diesen  etwa  3/^  Umschichtung  durchführen  können, 

die  Gesamtheit  für  den  lebensnnt erhalt  während  der  Ausbildung 

aufkomm en  muss. 
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Die  1200  Umschichtler  erfordern  also 
...  TQ^R  288  000.- 

die  XIOO  Uraschichtler  für  das  Jahr  1939  • • • • 000*- 

Da  wir  die  durchschnittliche  Aushil- 
dungsdauer  auf  1 l/2  Jahre  angesetzt  haben, 
müssen  noch  Kosten  für  diejenigen,  die  ihre 
Ausbildung  vorher  begonnen  haben,  Jeweils  3^Jo 
des  Bedarfs  für  die  Keuanwärt er  .angesetzt  wer- 
den, sodass  sich  für  das  Jahr  1938  ein  Bedarf  ^ ^ 

von  noch  ,.••»•••••••••***  t37«t  ~io  onn 

für  1939  ein  Bedarf  von  noch 

erforderlich  ist. 


Wesentlich  schwieriger  liegt  das  Problem  für  die 
Erstausbildung.  Für  die  nächsten  2 Jahre  ist  alljährlich 
ein  Zugang  von  Neuanwärtem  für  den  Beruf  in  Höhe  von 
4000  Jugendlichen  zu  erwarten,  für  das  Jahr  19*^0  wird  die- 
se Zahl  wahrscheinlich  nicht  mehr  ganz  erreicht  werden. 

Pür  das  Jahr  1937  konnte  folgende  Entwicklung  fest, 
gey teilt  werden: 


Neue  Zuschussbewilligungen: 

Berlin: 
Reich  : 
Ins.^esamt:- 


männlich  weiblich 

565  275 


insgesamt 

660 


Alles  iu  allem  werden  in  den  nächsten  Jda  ren  Jeweils 
mindestens  2 000  Jugendliche  auf  die  Hilfe  der  (Sem« lo schaf t und 
ihre  finanzielle  Unterstützung  bei  der  B erufsausbildung  neu 
angewiesen  sein. 

Setzt  man  die  durchschnittliche  Ausbildungsdauer 
- niedriger  als  zulässig  auf  2 Jahre  an,  so  ergibt  sich, 
dass  alljährlich  3 000  Jugendliche  mit  einem  Kostensatz  von 
25. -RM  monatlich  aus  zentralen  Mitteln  - BM  300.' — Jährlich 


bezuschusst  werden  müssen.  Das  ergibt  einen  zentralen  Etat 
für  die  Erstausbildung  für  die  nächsten  Jahre  von  mindestens 
EM  900  000,- — pro  Jahr, 


Der  zentrale  Qesamtbedarf  für  das  Ausbildungswerk 
beträgt  daher  voraussichtlich: 


für  das  Jahr  1938* 

tinschichtung 

EM 

432  000.— 

Erstausbildung 

EM 

900  000.— 

für  das  Jahr  1939’ 

Un  Schichtung 

EM 

396  000,— 

Er s tausb i 1 dung 

EM 

900  000.— 

Der  tatsächliche  Etatansatz  für  laufende  Kosten  für 
Berufsausbildung  im  Etat  der  Heichsvertretung  beträgt 
für  das  Jahr  1938  EM  825  000.--, 

zu  denen  EM  I50  000.— 

hinzukommen,  die  für  verwandte  Ausgaben  in 
Betracht  kommen.  Rechnet  man  selbst  diese 
EM  150  000, — zu  den  RI/I  825  000,  — , so  er- 
gibt sich  ein  Eehlbetrag  von  EM  3*^  OOP, 

Das  Fehlen  dieses  Betrages  hat  folgende  Wirkung: 

Es  können,  von  geringen  Ausnahmen  abgesehen,  keine  Umschichtler 
neu  zur  Ausbildung  zugelassen  werden,  damit  können  Menschen, 
die  sich  in  einer  verzweifelten  Situation  befinden,  dei  Ausweg 
aus  dieser  Sit-oation  nicht  beschreiten,  der  bei  genügenden  Mit- 
teln für  sie  vorhanden  wäre. 

Vor  allem  können  aber  viele  Hunderte  von  Jugendlichen 
ihre  Berufsausbildung  nicht  beginnen.  Sie  sind  gezwungen,  ent- 
weder überhaupt  berufslos  zu  bleiben  oder  für  eine  vorübergehen' 
de  Zeit  in  Berufe  zu  gehen,  die  ihnen  nicht  die  erwünschte  Aus- 
wanderungsmöglichkeit geben.  Die  in  diesen  Berufen  verbrachte 
Zeit  - es  kommen  nicht  genügend  vielseitige  kaufmännische  Lehr- 
stellen, Hausdiener stellen,  Radfahrer-,  Verkäuferinnenstellen 
etc.  in  Frage  - dient  nur  in  geringem  Umfange  der  Vorbereitung 
für  den  endgilltigen  üeruf.  Die  Menschen  sind,  um  auswandern  zu 
können,  auf  eine  spätere  Umschichtung  angewiesen,  ohne  diese 
ist  der  Weg  nach  draussen  ihnen  versperrt. 
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Die  verstellenden  Ausfülirunäen  fllhren  daher  zwingend 
zn  den  Schluss,  dass  das  Aushildungswerk  in  dem  "bisherigen  Um- 
fange fortgesetzt  werden  muss,  und  dass  die  Opfert  er  ei  tschaft 
der  Juden  des  In-  und  Auslands  auch  weiter  in  Anspruch  genom- 
men werden  muss,  wenn  man  daran  festhält,  dass  es  die  wich- 
tigsten Aufga'be  in  unserer  gegenwärtigen  Lage  ist,  mindestens 
der  Jugend  den  Weg  in  eine  zwar  harte  ater  doch  aussichtsreiche 
Zukunft  zu  "bahnen. 

Auch  die  ältere  Operation  in  Deutschland  kann  ihr 
schweres  Schicksal  nur  tragen,  wenn  sie  weiss,  dass  ihre  Ju- 
gend in  eigener  Arbeit  die  Grundlage  für  eine  neue  Existenz 
ln  "beruflicher  und  seelischer  Hinsicht  sich  schafft  und  da- 
durch auch  die  Wege  findet,  die  ältere  Generation  aus  ihrer 
I Hoffnungslosi^eit  herauszuführen, 

I Wir  wissen,  dass  die  Opfer,  die  hier  verlangt  wer- 

I den,  ausserordentlich  gross  sind,  wir  glauben,  sie  fordern 

zu  dürfen,  weil  es  um  mehr  geht  als  "um  die  Fragen  der  mate- 
riellen Eristenz,  Die  Sinngebung  des  künftigen  Lebens  der 
Juden  hier  ist  von  der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  abhängig, 

I ' 
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Anhan^s;  I . 
(S.  Seite  3-) 


Von  den  11  Schlossern,  die  nach  Palästina  ausgewan- 
dert  sind,  sind  6 im  Beruf  geblieben,  3 arbeiten  in  der  Landwirt- 
schaft, 1 als  Arbeiter  in  der  Industrie,!  als  Polizeibeamter, 

Von  den  Schlossern,  die  nach  den  Ueberseeländem 
gegangen  sind,  sind  2 nach  Südafrika  ausgewandert  und  im  Be- 
ruf geblieben«  4 sind  nach  Brasilien  übersiedelt  und  eben- 
falls im  Beruf  geblieben«  In  andere  Länder  sind  12  Schlos- 
ser gegangen,  von  denen  6 im  Beruf  geblieben  sind. 

Von  den  Tischleni  sind  13  nach  Palästina  gegangen, 
davon  6 im  Beruf  geblieben,  von  den  übrigen  7 sind  4 als 
landwirtschaftliche  und  sonstige  Arbeiter  tätig,  i kaufmän- 
nisch, 1 in  pädagogischer  Arbe it . 1 ais  Kraftfahrer. 

Von  den  Tischlern,  die  nach  lieber  seeländern  gegan- 
gen sind,  sind  3 nach  Südafrika  gegangen  und  alle  3 im  Be- 
ruf geblieben.  Ebenso  sind  die  beiden  Tischler,  die  nach 
Brasilien  gegangen  sind,  im  Beruf  gebiieben.  Von  9 Tisch  - 
lern,  die  in  andere  Länder  gegangen  sind,  sind  6 im  Beruf 
geblieben« 

27  Mädchen  haben  in  lüied.erschdnhausen  eine  haus- 
wirtschaftliche Ausbildung  erhalten  und  sind  nach  Palästina 
übersiedelt.  Davon  sind  23  im  Beruf  geblieben,  1 Verkäufe- 
rin geworden,  1 Schneiderin,  1 Säuglingsschwester,  1 führt 
als  Ehefrau  den  eigenen  Haushalt, 

Das  durchschnittliche  Alter  der  Mädchen  betrug 
29»!  JahrgfAls  früheren  Beruf  gaben  6 Haustochter,  3 Ver- 
käuferin, 7 kaufmänische  und  Büroberufe  an.  Die  übrigen 
waren  ärztliche  Helferin,  Destillateurin,  Kindergärtnerin, 
Säuglingsschwester  5 Apothekenpraktikantin  und  dergl. 

Der  Anteil  der  Mädchen  an  der  Ueberseewanderung 
ist  verhältnismässig  gering. 
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AnhaniË;  1 1 . 

(s.  Seite  7*) 


Im  Jahre  1936  "betrug  die  Gesamtb esucher zahl  hei 
der  Beruf smschichtung  für  Männer  3*833. 

davon  waren  erstmalig  Ratsuchende  1.4ll. 

In  der  Gesamthesucherzahl  "befindet  sich  eine  gros- 
se Zahl  Ratsuchender,  die  wiederholt  zm  Teil  während  ihrer 
bereits  früher  begonnenen  Umschichtung  oder  auch  erneut  vor- 
gesprochen haben. 

In  der  Zahl  der  Neumelder  sind  viele  Personen  ent- 
halten, die  lediglich  beraten  werden  wollten,  für  die  dabei 
entweder  zunächst  überhaupt  keine  Umschichtung  in  Frage  kam, 
oder  die  sich  eine  geeignete  Ausbildungsmöglichkeit  ohne  Hil- 
fe der  Jüdischen  Gemeinde  beschaffen  wollten. 

Zur  neuen  Berufsausbildung  sind  496  Personen  (nur 
über  21  Jährige)  allein  im  Jahre  1936  untergebracht  worden. 
Von  ihnen  waren 


68  % 
32  1t 

• 67  f 
19  56 
ii*  i> 


ledig 

verheiratet. 

besessen  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
eine  ausländische 
waren  staatlos- 


Nach  ihrer  Altersgliederung  waren 

4o  i)  unter  25  Jahre  alt 
20  ^ 2*5  - 30  Jahre  alt 

33  31  - 45  Jahre  alt 

7 i)  über  45  Jahre  alt 

Ale  neuen  Beruf  wählten 

99  Personen  - 20  ^ Landwirtschaft  und  Gärtnerei 


295 

*1  £= 

59  Handwerksberufe  und  zwar 

72 

Metal Ihandw  e rk 

32 

it 

Tischlerei 

23 

it 

Maurerhandwerk 

86 

II 

Schneiderei  (auch  Zuschneider, 
Bügler , Schneidert eilarbeiter) 

83 

II 

sonst, Handwerksberufe  (Dekorateur  , 
Sattler .Masseur , Zahntechniker .Fri- 
seur etc); 

Die  restlichen 

Personen 

wollten  sich  als  Lehrer,  Kantoren,  Sozial 

arbeiter  etc. 

ausbilden 

lassen. 

/ 


Die  entspre'.ï^iende  ‘ Zahlen  der  Jüdischen  Gemeinde 
Berlin  für  die  Beruf  sums  ch  ich  tung  von  Frauen  ergaben 
eine  Gesamtbesucherzahl  von  I.903. 

Erstmalig  Ratsuchende  waren  992. 

Zur  neuen  Berufsausbildung  wurden  untergebracht  364  Per- 

sonen ( nur  über  21  Jährige) . 

Von  diesen  waren 

57  ^ ledig 

34  ^ verheiratet 

9 ^ verwitwet  oder  geschieden. 

66  j)  belassen  die  deutsche  Staat sangehöri^eit 

23  $ eine  ausländi sehe 

11  ^ waren  staatlos. 

Nach  ihrer  Altersgliederung  waren 

31  /ö  unter  25  Jahre  alt 

58  ^ 25  - 45  Jahre  alt 

11  ^ über  45  Jahre  alt. 

Als  neuen  Beruf  wählten 

62  Personen  Landwirtschaft  und  Gärtnerei  (hierzu  ge- 
hört auch  landwirtschaftlicher  Haushalt) 

103  " Schneiderei  (einschl.  Näherei,  Kravatten- 

herstellung,  Zuschneiden,  Modezeichnen) 

33  " ’Jäschenähen 

20  " ■ Putz  macherin 

36  " Massage  und  Kosmetik 

29  ” Haushalt  (Massen-  und  Eeinküche) 

35  ” kaufmännische  Ergänzung 

Die  übrigen  verteilen  sich  auf  Gvimmimäntelkleben , Entflecken, 

Prl  sieren,  Kranken-  und  Sä.uglingspflege  usw.- 


- d 


Im  Jahr  1937  betrug  die  Q-esamtbesucherzahl 
der  M ä n n er  3.927* 

die  der  erstmalig  Ratsuchenden  1.182. 

Zur  neuen  Berufsausbildung  wurden  untergebracht  31b. 

Familienstand,  Staatsangehörigkeit  und  Alter  bie- 
ten keine  nennenswerten  Unterschiede  gegenüber  dem  Jahr  ^936. 
Die  Zahl  der  über  45  Jährigen  ist  um  100  ^ auf  l4^  (1936  = J/o) 
gestiegen. 

Bei  den  neuen  Berufen  geht  der  Anteil  der  Landwirte 
und  Gärtner  gegenüber  den  Metallhandwerkem  zurück.  Es  sind 
44  Personen,  die  Landwirtschaft  und  Gärtnerei  wählen  und  89 
Personen,  die  ins  Metallhandwerk  gehen. 

Für  die  Frauen  lauten  die  entsprechenden  Zah- 


Für  die  F r a u e n lauten  d 

leni 

Ge  samtbesucher  zahl 
erstmalig  Ratsuchende 

zur  neuen  Berufsausbildung  untergebracht 


1.654 

699 

332 


•Der  Prozentsatz  der  älteren  Umschichtlerinnen  ist 
auch  hier  wie  bei  den  Männern  gestiegen. 

Bei  den  nefuen  Berufen  ist  ähnlich  wie  bei  den  Männern 
ein  Rückgang  der  landwirtschaftlichen  Berufe  festzustellen,  der 
in  der  Erschwerung  der  Auswanderung  nach  Palästina  seine  Erklä- 
rung findet. 


Abschrift 


^JC.  , 


Albert  Bendix 


Köln,  den  3.  Mai  1938 
Hültzstrasse  24. 


Herrn 


■'  Br.  Hirschland, 


Essen 


• Herr  Bandgerichtwrat  i.R.  Dr.  Lilienthal  Berlin  hat  sich 
za  einer  Unterhaltung  über  Steuerangelegenheiten  angemeldet. 
Ich  bitte  Sie,  an  dieser  Unterhaltung  teilzunehmen.  Sofern 
Sie  nicht  persönlich  kommen  können,  bitte  ich  einen  Vertreter 
zu  sehden.  Ich  erwarte  sofort  nach  Erhalt  dieses  Briefes  Ihre 
Nachricht ob  mit  Ihrem  Brscheinen  gerechnet  werden  kann.* 

♦ • - 

Die  Besprechung  findet 

Samstag,  den  7.  Mai  , nachmittags  4 Uhr 
im  Vorstandszimmer  Köln,  Roonstrasse  50,  Hinterhaus,  statt. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 
gez.  Albert  Bendix 


(Dieser  Brief  wurde  auf  Veranlassu*^ig  von  Herrn 
Grünebaum  morgens  5.5.38  zurnSynagogengemeinde 
geschickt.) 


<j 


Piü  2Sfc38  3jli^  Geoli&  'BoAtö>  Met^ee.  Of  Gsiv/aeesATloM  — Cx>e.^e^(totta£nce.  * A/ores 

^r^AAtsFjte  fxce  **  -f)  i?2s-  ni‘i 


/)(ecwi\/es 


. \ 

/- /e  K ^ 

C Cl  cL4^-%/\yt^'t‘'C^  (/^  tCjL  C^)  C^^-'v/ 

<M^  CtyJx^ijÉC  {C^c-^  I/U^cy^ 

i/kJ?' ■s^Z-ii  d, 

ii^  ~ ^^11.  y9cA<^ 

i^jlo^  Ux^^yo/L^ 


1 ' '•; .,  ï*  % 

. •.•.>..1  • .At-,"  *>'  - fc.  * _• 

/f7 


KURT  H.  GRUNEBAUM 
TRANSFILE  #9  File  #7 


T’  '/  » -■  ■♦■♦'  ;’  ■'•  ' > .«■*"  V ' ,.  ?■;’ 


t:;wm 


/* 


1 

Kriegsgediichtnis Stiftung  sum  Andenken  an  die  gefallenen 

Krieger  der  Jüdischen  Gemeinde  Essen. 


Depot 

RM  2.1oo.-Gelsenk.Bergw.  Aktien 
" l.öoo.-Kali  Chemie  Aktien 


Dollarkonto 

Creditsaldo  ^ 528.-  per  51.12.1929 


Pr  au 


Tina  Halm  - Went  ocher 


Berlin-  Dahlem 


Jch  überreiche  Jhnon  in  der  Anlage  einen  Scheck  auf  Berlin 


in  Höhe  von 


und  bitte  Sie,  diesen  Betr^jg  win  folgt  2U  verwenden  / 

A HM  1.000.-  im  Aufträge  der  Synagogongoncinde  Eoocn 

” 1.000.-  im  Auftrtige  des  Herrn  Eüi't  Hirschlind  als  Restbetrag 

” 1.000—  Im  Aufträge  des  Herrn  Kurt  Hirschlnnd  als  Anzciilung 
für  den  erteilten  neuen  Auftrag. 

Jch  bitte  um  gefällige  Eingangs  ans  ci  ge. 

ch  achtungsvoll 


Dr.  Herzfeld 

Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  18.12.1929. 

Hansahaus»  Fernsprecher  1207,  4675 
Schubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


Herrn  Dr .Georg  Hirschland 


Essen 


In  der  letzten  Vorstandssitzung  habe  ich  die  ilieinung 
ausgesprochen,  dass  der  Bericht  über  die  Gene:  alver saiamlung  der 
Ghewra  Kadischa  von  Herrn  Hoffmann  verfasst  sei. Ich  habe  nunmehr 
festgestellt, dass  nicht  Herr  Hoffmann, sondern  Herr  Sternberg  der 
Autor  des  Berichtes  ivar.  Ich  verfehle  deshalb  nicht, Ihnen  von  die- 
ser Aufklärung  des  Sachverhalts  sofort  Kenntnis  zu  geben. 


Mit  vorzügl.Hochachtung! ''  ' 

/-yii’-i 


MP’- 


18.  12.  1929. 


Herrn 


Salomon  Hoffmann 


s s e n 


Von  der  Chevn*a  iiadischa  habe  ich  das  Ihnen  sich- 
erlich auch  bekannte  Schreiben  vom  13.12. erhakten  ,da  ich  erst 
heute  beantworte, weil  ich  einige  Tage  abwesend  war. 

hs  hat  mir  selbstverständlich  volUcommen  fernge- 
legen, an  der  Hichti^,keit  Ihrer  Angaben  einen  Zweifel  zu  üben. 
Ich  hatte  bei  der  naturgeniäss  nur  flüchtigen  i^üfung  der  mir 
zur  Zensur  vorgelegten  Schriftstücke  den  Eindruolc  gewonnen, dass 
der  Bericht  von  Ihnen  verfasst  war  und  habe  dieser  Auffassung 
ohne  jede  Spitze  gegen  Sie  Ausdruck  verliehen. 

Ihre  Wahrheitsliebe  habe  ich  natürlich  in  keiner 
Weise  in  Zweifel  ziehen  wollen. 

Ich  habe  Herrn  i^r.  Hirschland  davon  Kenntnis  gege- 
ben, dass  ich  mich  im  Irrtum  befunden  habe  und  hoffe, dass  die 
Angelegenheit  damit  zur  allseitigen  Zufriedenheit  erledigt  ist. 


iiit  bester  Kc^pfehlung 
Ihr  ergebener 


A.  Rath,  Essen 

Möbelhaus 


Telefon  23617 

Essen,  den 


Kirchstraße  37 
19  “ 


Mitteilung 
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Essen»  den  22#  November  ly29 


KURT  MARTIN  HIRSCHLAND 

I.  Fa.  SIMON  HIRSCHLAND 

Lindenallee  7/B 
ESSEN 

Privat:  Haumannplatz  e 


Herrn 


Dre.  Georg  Hirscliland, 


Essen. 


Zu  einer  BespreoJaung  in  der  Angelegenheit  des  Ehrenmals 
für  die  gefallenen  Krieger  erlaube  ich  mir»  Sie  zu 

Donnerstag,  den  5.  Dezember  1929 
abends  8 1/2  Uhr 

in  das  Sitzungszimmer  der  Firma  Simon  Hitschland,  Essen,  Lindenallee 
7/9,  einzuladen* 

Ho  ^achtungsvoll 


Kosen,  den  9*  November  1929 
Hat tops trasae  100 
Telof,  26485 

An  den 

Vorstand  der  Synagogongoneindo  Koann 
Einladung 

Sohwer  lautet  die  wirtaciiaftliche  Not  auf  dom  ßrüoaton  Teil 
des  jadiaohen  gowerbliohun  tittolotandoa.  Der  aoatrsavorbaad  jUdiaoiier 
Handwerker  DoutaoHland  betracJxtet  oa  ala  ffilno  vornetoate  Aufgabe,  Mittel 
und  '.vege  au  finden,  um  dieser  Hot  au  steuern.  Jn  15  Ortsgruppen,  in  den® 
die  jUdiaohon  Handwerkameiater  und  Oe-, vorbetreibenden  feat  organioiort 
sind,  haben  sie  durch  eine  lebhafte  Itltigkeit  au  allen  Fragen  des  wirt- 
schaftlichen und  oosialon  Lebens  erfolgreich  Stellung  genormen.  Jn  fast 
allen  Stildten,  in  denen  unsere  Ortsgruppen  bestehen,  iat  uns  Gelegenheit 

gogebeu,  für  die  wirtschaftlichen  Erfordorniass  des  gesamten  gewerblichen 
Mittolstande^oinzutroton. 

Um  auch  in  Essen  die  breite  Ooff entlichkeit  über  Zweck  und 
Ziele  unserer  Bewegung  su  inforoioren,  veranstalten  wir  am  2o.Hovombor 
1929  abends  8 Uhr  im  Kammermuslksaal  des  Städtischen  Eaalbnuos  eine 
öffentliche  Vor8ai:imlung,  in  der  drr  zweite  Vorsitzende  dos  Zentral veriian- 

des  jUd.  Handwerker  Deutschlands  1..V.  Sitz  Berlin  Herr  Louis  ttolff  Der- 
lin,  über  das  Thema; 

Die  jüdische  Mttolatandsbcwogung  im  Lichte  unserer  Zeit, 
sprechen  wird. 

V<ir  bitten  Sie  höf liehst,  schon  heute  Jhre  Mitglieder  auf 
unsere  Vorsanmlung  aufmorks.im  ;3u  machen  und  gleichzeitig  veranlassen  zu 
wollen,  dass  alle  vollzählig  erscheinen. 

Jn  der  Hoffnung,  dass  Sie  uns  in  Zukunft  tatkräftig  unterstüt- 
zen,werdon,  zeichnen  wir,  in  der  Erwartung  für  das  Gelingen  unserer  Sache 

Verein  selbständiger  jüdischer  Handwerker 
Essen  und  Umgegend 
Unterschrift 


Abschrift 

Verein  selbständiger  jüdischer 
Handwerker 
Essen  und  Umgegend 


Abschrift 


Essen,  den 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirschland, 

Vorsitzender  des  Vorstandes  der 
S ynago  g eng  eme inde 

Essen. 


Zu  einer  kleinen  Schülerfeier  am  Sinchastora  lädt  auf  Sonntag, 
den  27.d.M.  nachmittags  4 Uhr  in  den  Ghorübungssaal  CSteelerstrasse  29) 
ergebenst  ein 

Die  Lehrerschaft  der  Religions- 
Unterrichtsanstalt 


Es  fand  heute  eine  Bespreching  statt,  an  der  teilnahmen: 

Herr  Dr*  Georg  Hirschland 
Herr  Gustav  Nassau 
Herr  G.  Rehse 
Herr  J.  Walter 
Herr  Baurat  Grone 

Es  wurde  folgendes  festgelegt: 

Die  Frage,  oh  die  in  dem  Schreiben  des  Herrn  Professor  Koer- 

ner  vom  18* 10.1929  festgelegte  Garantie  von  der  Firma  Bonato  & Rehse 

auf  Grund  der  Kostenanschläge  vom  13»  und  24*8. d.J.  voll  zu  übernelimen 

ist,  soll  nicht  weiter  untersucht  werden,  vielmehr  solhnderFirma  Bonato 

& Rehse  folgende  Ergänzungsarbeiten  neu  in  Auftrag  gegeben  werden: 

1)  Herstellung  eines  Dampfverteilers  als  Dampf ausgle ich  für  den 
gleichzeitigen  Betrieb  der  Gas-  und  Kokskessel  im  Betrage  von 


2)  die  Absperrung  der  alten  Catena-Elemente  ein- 

schliesslich Einbau  von  3 Sicherheits-Standroh- 
ren zum  Preise  von  •' 

3)  der  Einbau  eines  neuen  Standrohres  anstatt  des 

vorhandenen  alten  zum  Preise  von  " 

4)  die  Erneuerung  der  Hauptdampf leitungen  über  dem 

Kessel  von  derjenigen  Stelle  an,  wo  Planschen 
noch  vorhanden  sind  und  unter  gleichzeitiger  Er- 
neuerung des  Anschlussrohres  auf  die  Kessel  mit 
vergrösserten  Ventilen  zum  Preise  von  " 

Es  sind  dann  folgende  einzelne  Gruppai absperrbar: 

1)  Synagoge, 

2)  Nebenräume 

3)  Kuppel-  Heizung 

4)  Wohnung 

5)  Wamwasserbereitung 


944.- 


592  — 


164.75 


550  — 


S 9 5000. 


Nach  Ausführung  dieser  Arbeiten  übernimmt  die  Firma  Bonato 
& Rehse  uneingeschränkt  und  ohne  ;iegliahe  Einrede  die  in  dem  Schreiben 
des  Herrn  Professor  Koerner  vom  18*0ktober  festgelegte  Gewährleistung. 

Die  Auftragserteilung  wird  Herr  > Professor  Koerner  weiter- 
geben nach  Angabe  von  Herrn  Baurat  jCrone*  Die  Besprechung  mit  Bonato 
& Rehse  soll  dann  alsbald  von  Herrn  Nassau  angesetzt  werden. 


Du2±.schläge  erhalten  die  Herren 

Baurat  Grone 
Gustav  Nassau 
Firma  Bonato  & Rehse 


S 9 5000. 


I6.0kt.l9  3» 


/inwescnd  die  Herren  Ba'i^rat  Rolide 

Professor  Körner 

Grustav  Nassau 

Dr.  Georg  Hirschland. 

Es  wurde  der  Umbau  der  Zentralheizung  in  der  Synagoge  besprochen  und 
folgender  Beschluss  gefasst; 

Die  Finiia  Bonato  & Rehse  hat  eindeutig  zu  erklären, dass  sie 
Xür  die  ßUteo»irkv:nß  der  Erweiterung  der  Anlage  in  Verbindung  mit  der 
bestehenden  Anlage  volle  Gewahr  übernimmt,  üebemimnt  die  Tiima  Bonato 
& Rehse  diese  Gar  itie,  so  ist  mit  ihr  su  verhandeln,  welcher  Preis 
dafür  in  Frage  kommt,  dass  der  grosse  Kessel  in  zwei  kleinere  Kessel 
geteilt  wird  und  dass  eine  kleine  Dampfvertellungacnlage  eingebaut 
wird.  Üebemimnt  die  Firma  Bonato  & Rehse  die  Garantie  nicht,  so  ist 
mit  ihr  zu  vcrhandeln,doss  sie  die  weiteren  Umbauten  einstellt  unc 
welchen  Beti^  sie  dafür  verlangt,  dass  sie  den  Btu  einstellt,  bollte 
die  Firma  hierzu  nicht  bereit  sein, so  muss  erneut  darüber  verhandelt 
werden,  was  geschehen  soll« 


/. 


' / ''  ' /i  • 

■ lil/y  '( 


''iy%y9Ci/v  / 

M.  Hcr^  1?^- 
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A.  <^J ‘~l  '>^ 


X K 1-^1 


. €0 


\ 
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ESSEN,  den 


Anwesend  die  Herren  Baarrat  Rohde 

Professor  Körner 

Gustav  Nassau 

Br.  Georg  Hirschland. 

Hs  wurde  der  Umbau  der  Zentralheizung  in  der  Synagoge  besprochen  und 
folgender  Beschluss  gefasst: 

é 

Bie  Pirma  Bonato  & Rehse  hat  eindeutig  zu  erklären, dass  sie 
für  die  gute  Wirkung  der  Erweiterung  der  A^nlsge  in  Verbindung  mit  der 
bestehenden  Anlage  volle  Gewähr  übernimmt.  Uebernimmt  die  Piima  Bonato 
ü Rehse  diese  Garentie,  so  ist  mit  ihr  zu  verhandeln,  welcher  Preis 
dafür  in  Präge  kommt,  dass  der  grosse  Kessel  in  zv/ei  kleinere  Kessel 
geteilt  wird  \md  dass  eine  kleine  Bampfverteilungaanlage  eingebaut 
v;ird.  Uebernimmt  die  Firma  Bonato  & Rehse  die  Garantie  nicht,  so  ist 
mit  ihr  zu  verhandeln, dass  sie  die  weiteren  Umbauten  einstellt  und 
welchen  Beti^  sie  dafür  verlangt,  dass  sie  den  Bau  einstellt.  Sollte 
die  Pirma  hierzu  nicht  bereit  sein, so  muss  erneut  darüber  verhandelt 
werden,  was  geschehen  soll* 


Kopie  der  Aktennotiz  gesandt  an: 

Herrn  Professor  Koerner 
" Gustav  Nassau 


S 9 5000. 


f: 


Meine  Herren^  j 

Zwei  Ereignisse  heben  in  der  letzten  Zeit  dem  jüdieohen  j | 

Leb<n  ihre  besondere  Note  verliehen*  4 

' 1 1.' 

V.oit  über  die  Grenzen  Eeutoohlands  hinaiia  wurde  in  den  | . 
letzten  Wochen  der  20  • Geburtstag  Moses  Mendelesohns  gefeiert*  Jhnen 
allen  ist  die  überragende  Bedeutung  dieses  Vorkämpfers  unserer  Emanzi-zl 

6 I 

pation,  dessen  Büste  ja  auch  imoeron  ReprUsentantensoal  ziert,  durch  l 
die  maücherlei  Gedenkfeiern,  die  zu  seinen  Fiiren  stattgefundon  haben,  ^ 
wieder  nahegebraoht  worden*  Wir  stellen  mit  Genugtuung  fest,  da  welch  ' 
henrosragendem  Masse  die  stp-atlichcn  und  städtischen  Behördonin  Berlin 

1 

und  Dessau  sich  an  diesen  Feiern  zu  seiner  Ehrung  beteiligt  haben* 

Die  Cynagüg eng eme inde  veranstaltete  eine  Gedächtnisfeier 
am  Gebiirtstag  Mendelsoshns  in  der  Synagoge  v/ährend  dos  Freitagabend- 
Gottesdienstes*  Ausserdem  fand  eine  besondere  Jugendfeier  am  vergangenen 
Sabbath  statt,  bei  der  ein  Primaner  die  Gedächtnisrede  hielt. 

Der  Vorstand  hat  beschlossen,  den  Schülern,  die  in  diesem 
Jahr  die  Schulen  verlassen,  in  Erinnerung  an  das  Mendelssohnjahr  ein 
Buch  überreichen  zu  lassen,  das  dem  Andenken  Mendelssohns  gewidmet  ist. 

f 

Das  zweite  Ereignis  erfüllt  uns  mit  Trauer.  Kurz  naciidem 
in  Zürich  die  Jev;ish  Agency  als  oberste  Instanz  für  einen  neutralen  • 
Palästina-Aufbau  gegründet  worden  war,  kämmt  aus  Palästina  die  Nachricht 

■t 

von  einem  erbitterten  Kampf,  der  zwischen  Juden  und  Arabern  stattgefun-" 
den  hatte,  bei  dem  viel  unschuldiges  Blut  geflossen  ist.  Wir  alle,  welch 
politischen  oder  religiösen  Richtung  wir  auch  angehören,  nehmen  herzll- 
Chen  Anteil  an  der  Trauer  und  der  Not  unserer  Brüder  im  Heiligen  Land.  | 
Herr  Rabbiner  Dr.  Hahn  hat  bereits  am  vergangenen  Freitag 
Abend  Gelegenheit  genommen,  in  der  Synagoge  eine  Gedenkstunde  für  die 
Opfer  in  Palästina  abzxihalten*  Der  Vorstand  hat  einstimmig  beschlossen, y 
den  Notleidenden  im  Heiligen  Land  mit  einer  Spende  von  M 1.000.-  zu  f. 
Hilfe  zu  kommen*  Wir  hoffen,  dass  die  Repräsentanten-Versanmlung  auoli 


iä 


i jf 


ESSEN,  den 


27.  September  1929 


Akten  - Notiz. 


Herr  Hermann  Burg  war  hier,  um  zu  bitten,  dass  ihm 
jemand  auf gegeben  würde,  der  für  das  Grab  der  Mutter  sorgt. 


(iXou^^ /ß  ^ 


S.  9 5000. 


Abochrift 

JüdiBche  Telegraphon-ARentur 
GaOlabcH»- 


Berlin-IIalenaeo , den  18. Sept  *1929 


Herrn 


Dr.  jur.  Georg  Hirschland, 


E s G o n • 


Sehr  geelirtor  Herr  Doktor,  j 

Jn  Beantwortung  Jhres  gesch.  Schreibens  vom 

17.d.M.  teilen  wir  mit,  dass  una  die  jüdischen  Goraeindeblätter  für  unse- 
ren Dienst  mit  dem  Recht  auf  Ausnutzung  des  Materials  von  K 101-  bis 
M 75—  monatlich  zahlen.  Wir  würden  für  das  Geneindcblatt  Eooon  für  das 
erste  Jahr  M 20.-  monatlich  in  Reclinung  atollen.  Privatabonnonten  zahlen 
für  unseren  Dienst  M 10.-  monatlich.  Ptr  wären  Jhnen,  sehr  geohrtear  Herr 
Doktor,  dankbc.r,  wenn  Sie  ein  Abonnement  auf  3 Exemplare,  zu  senden  an 
die  von  Jhnen  angegebenen  Adressen,  mit  den  vollen  Rocht  auf  beliebige 
Ausnutzung  unseres  Materials  in  dem  Gemeindeblatt  für  den  Synagogenbe- 
zirk Essen,  für  ein  Jalir  nehmen  würden  und  uns,  wenn  möglich,  die  Abon- 
nementsgebühr für  das  grinze  Jahr  in  der  Gesamthöho  von 

M 480.- 

(tó  40—  monatlich)  einsenden  wollten. 

Inzwischen  lassen  wir  ab  heute  unseren  täglichen  Dienst  an  die 

Adresse  des  Herrn  Rabbiner  Dr.Hahn  und  Herrn  Dr .Moritz  Schweizer  bis 

iünde  dieses  Monats  probeweise  unberoohnet  zugohen. 

Wir  sehen  Jhror  gesoh.  Rückäusaerung  mit  Interesse  entgegen 

i 

u-nd  zeichnen 

mit  vorzüglicher  Hochaohtung 
sehr  ergeben 

I Jüdische  Telcgraphon-Agcntur  G.m.b.II. 

Unterschrift 


I 


Vorstand 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen.f 


fl 

L 


if 


Einladung 

ZU  der 

auf Pienst.ag, den  23., September 19  29... 

20è  Uhr  anberaumten  Sitzung. 

im  Sitzungssaal  des  BcmEHäüses  Simon  Hirschland 

TAGES-ORDNUNG: 


1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Redinungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Scliriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

5.  Gerne inde Zeitung 

6.  Anlage  der  Heizung  in  der  Synagoge 

7.  Gottesdienst  für  die  hohen  Heiertage 


Essen,  den  .18., S.e.p.tß.irLbe.ri9...29... 


Der  Vorsitzende 
I.  A.: 


■ V>f  ' V ' , 


Sssoiii  den  17*  Septeobor  1929 


Jlldloche  Tolcgrafen-A^^entur  G.m.b.H*, 

^ ® 3?  1 1 n — IlalensGc 


Eisenzahnatraose  6* 


Anlage 


Jcsh  beatätlgo  den  Empfang  Jliros  fronadliohen  SoJiroiVono  vom 
lO.d.B.  und  tolle  Jhnen  mit,  daas  loh  an  oloh  nicht  boabaiohtigo,  die 
Dntorothtzungen  in  der  alten  ?onB  fortzueetzen,  doch  würo  loh  even- 
tnell  bereit,  3 Exemplare  Jhrer  riaohriohten  für  ein  Jahr  feat  zu  abon- 
nieren und  zwar  fur  norm  Rabbiner  Dr.Halm,  Horm  Dr.  Moritz  Sohveit- 
zer  und  für  mich  aelbot  mit  der  Maaagabe,  daaa  wir  berooiitlgt  alnd, 
ln  den  Cemelndeblatt  für  den  Synagogenbezirk  Eoaen  naohbBelieben 
Ahdrbpho  von  Jliron  Haolirioliten  zu  veröffentlichen.  Jdi  bitte  mir  zu 
saften,  v*as  das  koet  on  würdo. 

Hocha  oll  t ung  s vo  1 1 


Abschrift 

Jüdische  Telegraphen-Agentur  Berlin-llalensee,  den  lü.September  19  9 


G »nieb  »H« 


Herrn  Dr*  Georg  Hirschland, 
i.Pa,  Simon  Hirschland, 


Essen* 


Verehrter  Herr  Doktor, 

Sie  waren  so  freimdlich,  dem  Beispiel  anderer 

führender  Jüdischer  Ioo!!lür  Zl  J^^r 

Jüdischen  Telegraphen-Agentur  einen  ue-crag  von  iujü 

19?8  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Wir  haben  auf  Anrefpuig  der  Herren  Oskar  Wasse™^,  M^I.War- 

rsfigr5uri::h“r^;e^:^difn:SsTicrL?fr:rsie^^^^^^ 

;;f  SÄ.  Ä sr/.Ä*s«sr»“.rJ:L... 

stigte  Grundlage  zu  geben. 

Jn  den  letzten  Wochen  waren  wir  auch  zu  einer  ausserordent- 
lichen Leistung  verpflichtet. 

denheii  ohSJ^^feiSiil^d 

etLn^T^^u^rHachtSepescheMieLl^mlt  ll^ästlnrull^''^n’benachbarten 
n^ci^ferer’DÏrïfl  war  ^ den  ersten  Schreckenstagen  in  Palästina 

deuLche  Presse  hat  auch  unser  Material  ausgiebig  benutzt 

Diese  Leistung  ist  nur  mit  einer  aussergewShnlichen  Ansp^mg 

vo„  n.tt..  «.a  «- 

rjss5:sr«“fs“~ ...  „........«11.»»  ....... 

durch  die  technische  Erweiterung  des  Dienstbetriebes. 

E«ist  selbstverständlich,  dass  die  aiA  angesichts  ihrer  gegen- 

ZU  reben  und  die  Ueberweisung  veranlassen  zu  wollen. 

Wir  sind  Jhnen,  sehr  geehrter  Herr  Doktor,  mit  vorzüg- 
licher Hochachtung 
sehr  ergebene- 


U 

^te  r n n h -».T -p + o K. 

— e — — A Al  A UWAX 


-•  A -^.-'SS  •■;■  - ■:> 


‘i€ 


r;^  -v;- 

: ',iu,  ■•  '"  ■■.  - -*,  : ■ ,!■  ' 


14*Atlg< 


Herrn 


Dr.  Hartin  Cohn, 

Saarbrücken 

••  •■•  ••  <■•  ••  M»  «■»  «■»  • 

SaarwerdorotiTisse  10 


Wir  kommen  suiück  auf  Jhr  ccfäUiges  Sehre iben  vom  29 .Januar 
d.J.  und  teilen  Jhnen  ergebenst  mit,  dass  wir  Jlire  Bcweibung  um  den 
Posten  eines  ComoindOBekretärs  nicht  borUcksiclitiêt  habon,  sondern 
einem  anderen  Henn  bis  auf  v;eiteros  die  Arbeiten  übertragen  haben. 

IIo  cha  ciitungo  vo  11 
Vorstand  der  Synacogenconeinde 


MAX  ABEL 

^Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  14  . , 8.  1928  . 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 


Dr.  jur.  Georg  Hirschland 

H s s e n 


Lieber  Georg, 


ich  habe  an  Herrn  Heuländer  nach  i^ssgabe 
der  iuiiage  geschrieben.  Las  mir  gütigst  überlassene  Pro- 
tokoll der  Vorstanussitsung-  reiche  ich  Lir  surück.  Ich 
kannte  es  nicht. 


luiu  uen  oesten  urühen! 


2 Anlagen 


I 


• T ’ “3^  . y-'irv 


A.TiT 

' 

tl  A ^ 


14.  8.1929.' 


' liemi 


frits  iJeulönder 


Gig7;?^?rg7.  , ' 

In  AlD^esenheit  dee  Herrn  id*.Hersfeld  habe  ich  di'» 

id'ufun^  der  Artikel  iibernomen.  Indera  ick  -Ihnen  die  An-  t 

t 

schrift  des  iierrn  ..nr£;uliec  zurilclsrsiche, bemerke  ich, dass 
es  nix  nicht  unhsnenlcliGh- erscheint,  einb  offenbar  v^issen— 
oChaftliohe  iibhandlun^^  ciei?  Blatt”  Der  jlidisclie^  Hand— 
V76r*.er  ohne  weiteres  zu  Übernchznen.  Biese  Jbernahae  stellt 
aber  den  *.?  es  ent  liehen  Teil 'des  dchroibens  des  Heim  ^'nr^^ies 
dar.  Ks  wird  auch  kaum  angeken, diese  Pra-e  in  den  Genemie- 
blatt  bis  zur  hrachäpfung  su  behandeln.  Ich  bitte  daher  den 
Artikel  nicht  auf ziinchnen . 


Hochachtungsvoll ! 
ges.  Abel.'  . 


1 ilnlago 


MAX  ABEL 

Rechtsanwalt  und  Notar 


T', 


XV  ' 


ESSEN,  den 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 


13.8.1929, 


Herrn 


ür . jur.aeorg  Hirschland 


H s G e n 


Lieber  Georg, 

mein  Geschäft  blüht!  Ich  nehme  Bezug  auf  meine 
Mitteilung  vom  12.  August  und  überreiche  Lir  hiermit  zur 
Abwechslung  einen  Artiliel  von  Herrn  A. Rath. Er  ist  natür- 
lich zur  Aufnahme  völlig  ungeeignet .Es  ist  nicht  bache  'ines 
Redakteurs  ArtHcsl  durchzultorrigieren  und  er  konnte  ihn 
ohne  weiteres  zurüclaveisen.Auf  der  anderen  Beite  scheint 
es  mir  notwendig  zu  sein, da  diese  Angelegenheit  demnächst 
sicher  zur  Sprache  kommt,  Herrn  Br.  Samuel  von  dem  Briefe 
Aenntnis  zu  geben, uamit  er ^ einmal  versucht , sich  Hlarheit 
über  die  Binge  zu  verschaffen.  Ich  bitte  mir  darji  den 
Brief, von  dem  vielleicht  zweckmässig  Abschrift  zu  den  Ge- 
meindeakten zu  nehmen  ist, -wieder  zuzuleiten. 

Mit  besten  Grüßen! 


KJ 


iinlage 


V 


A • Rath 


Essen,  den  11.  August  1929 


r: 


Sehr  geehrter  Herr  Neuländer, 

Nur  schweren  Herzens  entschloss  ich  mich, 
über  beifolgende  Episode  die  Feder  zu  ergreifen,  abermeine  Pflicht  als 
langjähriger  Gemeindevertreter  und  als  Vertreter  der  Ortodoxie  zwingt 
mich  dazu,  die  Tat  des  Herrn  Sp.  in  etwa  zu  beleuchten.  Jch  hielteine 
Veröffentlichung  in  unserem  Gemeindeblatt  wirksamer  und  für  Sp.  trotz- 
dem bei  weitem  milder  als  eine  von  der  "Orthoxen  Betgemeinschaft"  erv/o- 
gene  Strafanzeige.  Da  ich  das  Manuskript  in  aller  Eile  schrieb,  über- 
lasse ich  es  Jhnen,  manches  zu  korrigieren.  Jm  voraus  dankend,  bitte 
ich  Sic,  diesen  Aufsatz  bestimmt  morgen  aufzunehmen  und  zeichne 

ho  chachtungs voll 
gez.  A.  Rath 


Abschrift 

Unfaire  Kampfmittel 

Die  heutige  hastige  Zeit,  in  der  Eigennutz,  Gewinnsucht  und 
Grössenwahn  fast  vorherrschend  ist,  zwingt  fast  jeden  Menschen,  sich 
seine  Rechte,  wirtschaftlicher  wie  auch  politischer  Natur,  zu  erkämpfen 
und  es  gibt  mannigfache  Hilfsmittel,  die  zur  Etlangung  dieses  Zieles 
dienen.  Y/ie  wohl  von  Staatswegen  eine  Gerichtsbarkeit  nebst  vieler  In- 
stanzen dafür  eingesetzt  sind,  um  jedweden  Bürgers  Recht  zu  schützen,  so 
obliegt  uns  Juden  von  altersher  die  Pflicht,  jegliche  Streif rage  - zu- 
mindest personeller  Art  - nicht  gleich  von  den  Kadi  zu  bringen,  sondern 
nach  Möglichkeit  von  prominenten,  dazu  berufenen  Schiedsmännern, (Rabbi- 
ber,  Vorstandsmitglieder  der  Gemeinde  usw.)  auszutragen.  Kann  dort 
keine  Einigung  erzielt  werden  und  muss  unbedingt  die  Gerichtsbarkeit 
in  Anspruch  genommen  werden,  so  soll  das  zumindest  in  äachlicher  und 
nicht  gehässieger  V/eise  geschehen,  um  nicht  der  heutigen  von  Antisemi- 
tismus strotzenden  Aora  noch  mehr  antisemitisches  Material  in  die  Hand 
zu  liefern.  So  soll  und  muss  jeder  ehrliche  Mensch  und  Jude  handeln, 
will  er  seinerseits  uls  Mensch  und  aufrechter  Jude  geachtet  werden 
und  überdies  nicht  seine  Gemeinde,  in  der  er  lebt,  beschmutzen» 

E»  braucht  nicht  in  diesem  Zusammenhang  erst  hervorgehoben  zu 
werden,  dass  jedes  unanehmliche  Vorkommnis  eines  jüdischen  Gemeindemit- 
gliedes in  die  Oeffentlichkeit  hervorgerufen  imd  ilir  in  die  Hände  ge- 
spielt, das  Ansehen  der  ganzen  Gemeinde  vor  der  Aussenwelt  stark  beein- 
trächtigt . 

Mit  grösster  Entrüstung  muss  deshalb  von  der  duruhiaus  "edlen" 
Tat  unseres  Gemeindemitgliedes  p.  Berngard  Spielmann  Kenntnis  genoioDien 
v/erden,  der  sich  einen  Husarenstreich  leistete,  wie  es  sonst  kein  Hitt- 
]_02*ianer  sich  besser  leisten  konnte.  Herr  Spielmann  erwsrb  vor  etv/a 
2 Jahren  ein  Haus,  in  welchem  schon  seit  bald  einem  Jahrzehnt  eine 
orthodoxe  Betgemeinschaft  in  2 Hof räumen  eingemietet  ist.  Selbstver- 
ständlich passte  dieser  Mieter  nicht  in  den  Kram  des  Herrn  Spielmann, 
und  er  strebte  deshalb  schon  lange  an, diesen  "orthodoxen  Gottsuienst" 
zu  einem  heiligeren  Zweck  umzuwandeln;  es  soll  nämlich  ein  Maschinen- 
saal darin  errichtet  werden. 


- 2 - 

Nun  würde  kein  Mensch  etwas  gegen  diesen  besseren  G-eschnack 
des  Herrn  Spielmann  einzuwenden  gehabt  haben,  wenn  er  sich  dazu  der 
legalen  Rechtsmittel  eines  Haush-erm  bedient  und  wenigstens  das  ordent- 
liche Gericht  oder  die  zuständige  Ortsbehörde  - v/enn  auch  entgegen 
jüdischer  Gepflogenheit  - angerufen  hätte.  Aber  das  fand  dieser  Herr 
Spielmann' für  vollständig  überflüssig. 

Diese  täglichen  Gottesdienstbesucher,  diese  •’schmierigen 
dr. ... .Juden” , wie  er  sich  in  Gegenwart  von  Nicht juden  ausschimpfte, 
glaubte  er  mit  eigener  Hilfe  zu  Leibe  zu  können  — für  sie  gelten  die 
Ortsbestimmungen  nach  BGB  nicht  (■!■)  dazu  sollen  etwa  2o  bis  5o  angeworba 
ne  christliohe  Männer  — beinahe  in  der  Art  wie  Holligans  — Hilfsdienste 
leisten  und  das  am  vorteilhaftesten,  wälirend  diese  "lästigen  Gottesdie- 
ner” sich  noch  innerhalb  ihres  Gottesdienstes  befinden  oder  zumindest 
den  noch  nicht  ganz  beendet  haoen.  Mit  Haiimier,  Hacke  und  allerlei  aus- 
gerüstet erschienen  diese  Mannen  während  der  Gebetsstunde,  sciimissen 
die  Einrichtung  und  Ritualien  dieses  Gotteshauses  durcheinander  und 
fingen  an,  die  Y/and  zu  demolieren.  Nur  die  seitens  der  Orthodoxie  ger- 
beigerufene Polizei  könnt  diesem  Y/üten  dieser  Mannen  Einlialt  tun,  souä 

hätte  man  noch  mehr  edle  Taten  erwa.rten  können. 

Und  dies  geschah  nicht  etv;a  in  Zeiten  der  Kreuzzüge,  der  za- 
ristischen Progrome,  der  Sowjetischen  Tcheka  oder  seitens  einer  Harrty- 
bande,  sondern  in  anno  1929  im  republikanischen  Deutschland  in  einer 
vielbelebten  Strasse  der  Altstadt  bei  einem  Auflauf  von  hunderten  von 

Menschen  seitens  eines  — Juden. 

Jn  den  Tagen  der  Tempelzerstörung  - ben  harn  zurim  - Kommentar 

überflüssig. 


gez.  Adolf  Rath 


Essen,  den  13.  August  1929 


El 


Herrn 


Dr,  J.  Bernfeld, 

Char lot tenburg  2, 


Goethestrasoe  81 


Jch  komme  zurück  auf  Jlir  freundliches  Schreiben  vom  2 »Juli 
d.J.  und  teile  Jhnen  ergebenst  mit,  dass  die  Stelle  bei  der  jüdischen 
Synagogengtmeinde  bereits  -uf  Grund  von  Verhandlungen,  die  vor  Eintref- 
fen Jhres  Briefes  gepflogen  worden  sind,  anderweitig  besitzt  worden 


ist  • 


zeichne 


Jch  danke  Jhnen  für  Jhre  freundliche  Benachrichtigung  und 

hochachtungsvoll 


t 


r.nsan,  den  13  • At^jiist  1929 


If'Aifei 


.... . 


• ÄÄ'-.  L 


Uerm 


Dr.  S.  Bernfcld, 

CIic-rlottenbuTi^  2, 


Oootlicotr&OQC  81« 


Jch  bcßtätige  den  iiapfang  Jhres  cofällif^en  Schreibens  vCMn 
3.  Juli  d.J.  und  teile  Jhnen  höflichst  nit,  dass  die  in  Frage  stehende 
Stolle  bei  der  jüdisclien  Gemeinde  bereits  .cuf  Grund  von  Voriiandlungcn, 
die  vor  rintreff  cm.  Jhres  freundlichen  Schreibens,  gepflogen  worden  sind, 
andenveitig  besetzt  worden  ist. 

Hochachtungsvoll 


t'äAm'..-»* 


Essen,  den  13*  Aitguat  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Rabbiner, 

Jeh  bestätige  den  Empfang  Jhrcs  gefälligen 
Schreibens  vom  3.  Juli  d.J.  und  teile  Jhnen  höflichst  mi^,  dass  die 
in  Frage  stehende  Stelle  bei  der  jüdischen  Gemeinde  bereits  auf  Grund 
von  Verliandlungen,  die  vor  Eintreffen  Jhros  freundlichen  Schreibens 
gepflogen  worden  sindm  anderweitig  bosetat  worden  ist • 

Mit  freundlichen  Grüssen 
Jhr  ergebener 


Herrn 

Rabbiner  Emil  Bernhard  Cohn, 

Berlin-  Grünewald 

Jlmenauer st rasse  11 


4 


13#ATi^st 


se  92/IV 


lO.Jull  a.J.  und  tollen  Jhnen  höflioliat  mit,  dass  dlo  in  Frage  otehe 
Stolle  bei  der  jüdischen  Gemeinde  bereits  auf  Grund  von  Verfiandlunge 

die  vor  Elntro  fen  Jhres  freundlichen  Schreibens  gepflogen  norden  si 
andenvoitig  besetzt  worden  ist. 

Wir  danken  Jhnen  für  Jhre  freundliche  Benachrichtigung  und 

zeichnen 

ho  cha  ch  timgs  vo  11 

Der  Vorstand  der  Synagogengecioinde 


Betrifft: 


ESSEN,  den 


Akten  - Notiz. 


Für  die  nächste  Sitzimg  der  Synagogengemeinde  liegen  Pläne 
vor,  die  im  Unterschriftenschrank  im  -untersten .Fach  xintergebracht 
sind. 


Essen,  den  15*  August  1929 


Besten  Dank  für  Deinen  Brief  von  12,d.M.  Jch  hatte  ge- 
hofft, dass  Herr  Dr.  Herzfeld  Dich  über  die  Beschlüijs#  des  Vorstandes 
genau  informieren  würde. 

Jn  der  letzten  Vorst  and  ositzung  v/urde  der  anliegende  Be- 
schluss über  eine  Neuordnung  gefasst.  Jch  bitte  mir  denselben  Hach 
Kenntnisnahme  zurückzusenden.  Jch  würde  es  ln  Moment  nicht  für  rich- 
tig halten,  wenn  Herr  Neuländer  mitteilt,  dass  ein  Sprechsaal  nicht 
mehr  besteht,  sondern  ich  überlege  mir,  ob  es  nicht  angenehmer  ist, 
dass  der  Vorstand  in  der  nächsten  Ropräscntantensitzung  über  seine 
Beschlü.se  der  Repräsentanz  berichtet. 

Den  Artikel  des  HeriÄn  Margulies  W’ärde  ich  der  Einfachheit 
hiilber  ablegen-.  ' 

Jch  glaube,  dass  Deine  Arbeit  als  Zensor  Sich  etv.as  mindern 
wird,  nichtsdestoweniger  bitte  ich,  das  Amt  weiter  zu  behalten. 

Mit  freundlichen  GrUssen 

Dein 


Rechtsanwalt  und  Notar  Max  Abel 


Gutenbergstrasse  102 


MAX  ABEL 
Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  » 8#  19^9, 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 


^errn 

9r.  jur.  Georg  Hirschlaiid 

s s e n 


deia  lieber  »-»eorg, 

bei  der  Ausübung  meines  Amtes  als  Zensor 
stoße  ich  schon  auf  die  erste  ochwierigkeit . Ist  es  richtig, 
uass  der  Vorstand  einen  -Beschluss  gefasst  hat, den  ßprechkasten 
abzuschaffen? bann  brauche  ich  als  Zensor  nicht  in  Wirkun'i  zu 
treten,  vielmehr  kann  Herr  heulänu<ir  von  sich  aus  ohne  i»  eit  eres 
mitt eilen, dass  ein  Sprechsaal  nicht  mehr  besteht. Ich  bitte  un- 
ter itückgabs  des  Artilcels  um  eine  kurze  Mitteilung. 

iViit  den  besten  Grüßen 
Dein 


. i 


^ ■ 


r 1 
»■•:  ■:. 


; V ' .*  • 

. '.  f\ 


*•.' 


den  8. Aug. 1929 


Herrn 


Richard  Herz, 

Essen, 
Huyssenallee  36 


Auf  Veranlassung  von  Herrn  Dr.  Georg  Ilirschland  überreidie 
ich  Jhnen  in  der  Anlage  ein  Schreiben  des  Herrn  G.  Schwarz,  Köln, 
nebst  Anlagen  zur  gefälligen  weiteren  Veranlassung. 

Ho  chachtungs vo 11 


Anlagen 


Abschrift 
G^S  c h w a r z 


Köln,  den  6.  August  1929 


i>  ' 


V. 


An  den 


Vorstand  der  Synagogengemeinde , 

Essen  /Ruhr< 


Betr . - Friedhof • 

Hierdurch  bitte  ich  um  Genehmigiing  zur  Aufstellung  der  beid 
den  Denkmäler  nach  beifolgenden  Zeichnungen  in  doppelter  Ausführung, 
für  die  Gräber  Eheleute  Kaufmann  und  Dr*.  Schüler.  Die  Zeichnungen 
bitte  ich  direkt  an  Herrn  Küster  weiterzuleiten,  damit  ich  dieselben 
bei  der  Aufstellung  der  Denkmäler  am  13.-14/8.  in  Händen  habe. 

Jn  Erwartung  Jhrer  gefl.  Erledigung  zeichne  ich 

hochachtungsvoll 
gez.  G.  Schwarz 


, Dr.  Herzfeld  i 

'f^echtsanwalt  und  Notar 

H/S 


ESSEN,  den  5... August 

Hansahaus,  Fernsprecher  1207,  4375 
Schubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


Herrn 


Dr.Güorp;  Hirschland, 


Hsson. 


Lindenallee 


Sehr  geehrter  Herr  Ir. Hirschland, 

v/ährend  meiner  ‘Ihv/osenheit  hat  lerr  tilel  es 
froundlichst  ühernonriion , ci»e  Zensur  uher  das  '-‘omeindehlatt 
auszuühen.  Gesturn  hatte  ich  eine  lesprochung  nit  den  Herren 
Kaufmann  und  ITeuländer,  die  mir  Herr  Dr.Hahn  zufhhrte.  Den 
Inhalt  der  Unterhaltung  finden  Uio  in  der  hier  hoigefUgten 
Aktennotiz. 

Hiir  Ihre  freundlichen  Ylünsche  dant^e  ich  Ihnen 
bestens.  Ich  vjünsche  auch  Ihnen  vergnügte  Herien  und  bin 


mit 


verbindlichen  Grüssen 


Ihr 


iiktonnot  is ! 


I.  i:it  dop  Horren  K a li  f h a n n .Kasaol,  und 

*<0ulander  .Düsseldorf,  habe  ich  dio  lioschlüsco  dos 

Vorsiandos  erörtert.  Sie  \/iü3on  darauj  hin,  lass  nicht 

doju  Berlin. ir  temoindo  das  Blatt  horausgobo,  sondern  ein 

besonderer  Vorleger,  der  för  dio  hrtikol  Boaahlung  verlange. 

Ich  habe  zugesagt,  Herrn  Herz  zu  bitten,  den  Tatbestand  klar- 

i^iustöllen. 

II-  Die  Herren  behaupteten, dass  die  Brfüllun^^-  unserer 
o'ansche  vormelirte  Kosten  bei  der  Herstellung  des  Blattes 
verursache.  Sie  machten  schon  jetzt  ein  recht  schlochtos 
«oschöft.da  innonoen  ausblieben.  Sie  v/ünschton  eine  Brhö- 
hung  dos  Gemoindezuschussos  von  aOO  auf  250  ?.  ■ nonatlioh 
mit  der  Begründung,  dasr.  der  Versand  so  viel  koste. Sie 
erboten  sich,  uns  darzulegan,  dass  das  Blatt  sich  nicht 
rentiere-.  Ich  habe  anhoimgostollt, schriftliche  fntrhgo 
mit  Begründung  an  den  Vorstand  zu  richten,  da  ich  weder 
her.:, chtigt, noch  beauftragt  sei,  Verhandlungen  daitibor  zu 
iiihren.  loh  wies  darauf  hin, dass  wir  cclr./orlich  in  . er 
Lage, aber  auch  nicht  genei,  t sein  würden,  üio  uns  etwa 
vorgologia  Bontabilitütsberechnung  naohzuprüfon  und 
sagte  den  Herren  auf  ihre  Vrage.dass  vor  der,  Herbst  eine 
Sitzung  der  beiden  Kolleginn  bestimmt  nicht  stattf inden  solle, 
loh  gab  anheim,  durch  eine  bessere  üostaltung  dos  Blattes 
dafür  borge  zu  tragen,  ,dass  eine  froundlioho  Stimmung 
i.a'  etwaige  Verhandlungen  geschaffen  wird. 

irotz  des  Dr..ngons  der  Herren  lohnte  ich  jode 
- auch  po.sönliche  - Stellungnahme  zu  ihren  fliegen  ab. 

ijSsoD,don  4.  1929. 

, Lr.IiGi-iüld  I. 


8.  August  1929. 


Herrn 

Riohatd  Herz, 
i.Pa.  Herz  & BaruoH, 

\ 

B 8 e e D, 


Sehr  geehrter  Herr  Herz! 

Ich  ompfing  Ihre  freundlichen  Zeilen  vom  3*cr, 
nebst  allen , Anlagen  und  danke  Ihnen  für  Ihre  freundlichen 
Wünsche  verbindlichst.  In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen 
ergebenst  Abechi-ift  einer  Aktennotiz  über  eine  Besprechung, 
die  ich  gestern  in  der  Zeitungcangelegenheit  hatte.  Die 
Herren  behaupten, dass  der  Herausgeber  des  Berliner  Blattes 
,.ein  Herr  W in  z sei.  Dieser  verlange  für  die  Platte  50. -Rü 
je  Artikel.  Wann  er  des  Verlangen  gestellt  hot,  konnten  sie 
mir  nicht  sagen. Vielleicht  ist  es  Ihnen  möglich,  durch  Rück- 
frage bei  den  Berliner  Herren  diesen  Tatbestand  zu  klären. 

/ ^it  freundlichen  Grüsson 

Ihr  ergebener 
gaz.Dr. Uersfeld  I.  ‘ ■ f ' 


Anlage! 


Richard  Herz 


Essen,  den  5.  A^^g^st  1929 

tuDdhöe 

HuyssenaHee  36 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschland» 

Die  Ihrem  sehr  Geehrten  vom  1.  ds. 

Mts.  entnommenen  Einlagen  habe  ich  nach  Einsichtnahme 
an  Herrn  Dr.  Herzfeld  zuracRge sandt . Das  Begleitschrei- 
ben des  Herrn  Dr.  Herzfeld  reiche  ich  Ihnen  wunsch- 
gemäss  in  der  Anlage  zurück. 


Basen,  den  3,  August  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

Jch  bestätige  den  Empfang  Jhres  schätzbaren 
Schreibens  vom  2.d.K,  und  habe  demzufolge  der  Pirna  J.  Geldern  mit- 
geteilt, daas  das  angebotene  Grundsttlok  sich  für  unsere  Zwecke  nicht 
eignet. 

üit  frcundliciiem  Gruss 
Jhr  ergebener 


/ 


Rabbiner  Dr.  Hahn, 
Essen  , 

Bmilienstrasse  59 


Herrn 


- 


i 


Sehr  geehrter  Herr  Herz, 

Jn  der  Anlage  überreiche  ich  Jhnen  einen  Brief 
des  Herrn  Dr*  Herzfeld  nebst  Anlagen  und  bitte  Sie  höflichst,  den  Brief 
des  Herrn  Dr*  Herzfeld  an  mich  und  die  Anlagen  nach  Kenntnisnahme  an 
Herrn  Dr*  Herzfeld  zurückzusenden. 

Mit  freundlicher  Empfehlung 


m.. 


uguüt  1929 


Mit  Herrn  Hlsber^;;  von  der  Ha.  J.  G-eldcrn  habe  ich  das 
Hc;us  Hmgelbert  srr,  5-5  besieht  ist.  x/er  Habrikraum  irn  Ilintergebaude 
scheint  mir  für  die  Zwecke  des  ost jüdischen  Gottesdienstes  nicht  unge- 
eignet  . hoch  müLJten  auch  hier  noch  starke  bauliche  i^rgänsuiigen  vorge- 
aommen  v/erder..  Mit  den  Vorderhäusern,  die  mit  su  übernehme»  wären,  ken 
»e»  wir  wohl  wenig  anfangen.  Herr  Nassau  und  Herr  Hr.  Uersfeld,  denen 
ich  gesprächsweise  bei  der  Sitzung  über  die  Zeitung- von  dem  Projekt 
erzählte,  sind  einstimmig  der  Meinung,  das  es  für  die  Gemeinde  nicht 
ratsam  sei,  ein  solches  Gru^'-d^st ück  in  der  H'',gelbert str . sich  zuzuleger. 
Herr  lisberg  teilt  mir  heute  morgen  mit,  dab  er  die  Weitergabe  der  ür- 
t erläge»  durch  mich  an  Sie  vermibt.  v.’irklichkeit  habe  ich  das  ganze 
Irojel-zt  zLirüchst  dem  zuständigen  He z erneute»  Herra  Hdolf  Schürmaim  zu- 
seloitet.  Sei-e  \»tv/ort,  die  soeben  bei  mir  eielief,  füge  ich  bei. 


ADOLF  SCHGRMANN 


ESStN  f 1929 

BlIRGSTRASSE  7 


Herrn 

Rabbiner  l)r.  H ei  h n, 


Essen. 
Snilienctrasse  59 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hahn  ! 

Die  mir  mit  Ihrem  Schreiben  vom  S7-ds.Iits. 
eingesandten  Unterlagen  gebe  ich  Ihnen  anbei  vjleder  zurück 
mit  dem  Bemerken,  dass  das  /mgebot  kein  Interesse  hat,  da 
die  Gemeinde  nicht  zu  kaufen  beabsichtigt. 


2 Anlagen! 


Bureaustunden; 
\?orfcittagsJ»on  & — 12Vï  Uhr 
nacmnittagjflon  3 — 6V2  Uhr 

Sprechstunden  der  Anwälte: 
Nachrhittagsjwon  4 — 6'/2  Uhr 


Max  Abel,  Dr.  Herzfeld i,  Dr.  Krombach  Feiertagen  sowie  Sonnabend 


Rechtsanwälte  und  Notare 


nachmittags  won  ly,  Uhr  an 
ist  unser  Bureau  geschlossen 

Telephon  Nr.  21644  — 21645 
P ostscheckkonto  Essen  12920 


H/S 


Essen,  den 31,.Jali 

Hansahaus,  am  Hauptbahnhof 
Zimmer  38 — 46 


19.29. 


Herrn 


Dr. Georg  Eirschlond, 


.LI  so  on 


Sehr  geehrter  Herr  Dr., 

von  Herrn  Heuländor  erhalte  ic-h  heiito  morgen  das  hier 
in  Ujschriit  mit  all  seinen  Anlagen  hoigoftigte  Schi'oihen, 
das  ich  Ihnen  nur  deshalb  zar  geil .Kenntnisnahrno  snleite, dami 
Sie  sehen,  v/oher  der  ïïind  weht.  Die  13 e ha iip tangen  in  dom  Artikel 
"Grosses  Hecken"  über  die  Zusagen  bei  den  letzten  Hahlkompro- 
miflverhandlungen  sind  vollkommen  unrichtig. Zusagen  sind  über- 
haupt nicht  gegeben  worden.  Vielmehr  haben  bei  einer  unverbind- 
lichen Hosprechung  Herr  Hreuderiberg  und  ich  unsere  persönliche 
Ansicht  dahin  ausgesprochen,  dass  die  ^omoindesatsungen  erneu- 
ert werden  müßten  und  dass  wir  beide  auch  für  die  Hinfühi’unf^ 

o 

des  Drauonwahlrechts  seien.  Vir  haben  uns  ferner  auch  für 
die  Hrrichtung  dos  Jugendheims  ausgesproclion.Von  den  anderen 
von  mir  rot  unterstrichenen  Gegons  Lijnden  v/ar  öiborhaupt  nicht 
die  Bode. 

Ica  bitte  Sie,  die  Schrift  st  LiCiro  aiic],i  an  Herrn  Herz 
mit  dei  Biete  zuz^leieon,  atrrr  die  selben  vkmn  ii/iodorum  an  mich 
zurücHgu langen  zu  las:  en. 

Gleich- 


/ 'i  , \j 

' / " I 


Essen,  den  31.  Juli  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

Joh  bestätige  den  Eingang  des  Protokolls 
über  die  Besprechung  am  24.d.M.  und  teile  Jhnen  höf liehst  mit,  dass 
der  Vorstand  in  seiner  gestrigen  Sitzung  beschlossen  hat,  dem  Anträge 
der  Kommission  in  vollem  Umfange  nachzukommen.  Es  sind  nur  einige  ganz 
minimale  Abänderungen  im  Protokoll  vorgenommen  und  zwar  sind  zu  Puntk  6: 
Geburten,  Heiraten,  Barmizwoh , Sterbefälle,  Geburtstagsfeierlichkeiten 
etc.  eingefügt  worden.  Punkt  10  soll  lauten:  "Alle  Artikel,  die  in  der 
Zeitung  auf  genommen  v/erden  sollen,  müssen  vorher  durch  die  Gemeinde- 
verwaltung geprü.ft  werden.  Der  Vorstand  delegiert  für  diese  Prüfung 
Herrn  Dr.  Herzfeld. 

Jeh  hoffe  Sie  hiermit  einverstanden  und  bitte 
Sie  höf liehst,  das  weitere  mit  den  übrigen  ïlerren  veranlassen  zu  wollen. 

I.Iit  freundlichem  Grusse 
Jhr  ergebener 


Herrn 


Rabbiner  Dr.  Hahn  , 
Essen  , 


Emilienstrasse  59 


' '1 


fissen, den  3o*Juli  I929. 


Sehr  geehrter  Herr  Dr,  Hahn, 


Jüdischen  Hundschau" 
licii  benutzt  zu  meiner 


Bas  mir  übersandte  Exemplar  der 

reiche  ich  Ihnen  in  der  Anlage  etwas  reioh 

Entlastung  zurück  und  bin  wie  stets 
Ihr 


Anlage ! 

Herrn 

Rabbiner  Dr.  H a h n , 
fissen. 


Emlllenstrasse  59 


SEF 


’T' 


■TTTT^ 


T.Ma? 


Hledersohrift  über  die  Sitzung  des  Voratandes  der  Synagogengemalnde 
^30.  Juli  1929  naohmittagB  6 ühr  im  Bankhause  Simon  Hirsohland.  Basen. 

©ÖtJssssssa-sas-asssas-  — 


SS  SS  SS 


Anv/eaond: 

die  Herren  Dt»  Georg  Hirscliland  als  Vorsitzender 
Richard  Herz 
Gustav  Nassau 
Josef  Passmann 
Adolf  Koch 

entschuldigt : 

die  Herren  Rechtsanwalt  Rr. Herzfeld 
Adolf  K chUrmann 
Salomon  Iloffnann 

Vorsitzende  berichtet  über  seine  Verliandlung  mit  Herm 
Rr.Moritz  Schweizer.  Es  wird  beschlossen,  den  Vorsitzenden  zu  beauftra- 
gen, Herrn  Dr»  Goldschmidt  zum  1. Oktober  d.J.  die  Kündigung  auszusprechen 
und  Horm  Dr. Moritz  Schweizer  als  Gerne inde Sekretär  einzustellen,  sofern 
die  noch  ausstehènden  Auskünfte  über  ihn  befriedigend  ausfallen. 

wird  der  Bericht  der  Kommission  über  die  Zeitungsangelegen- 
heiten bestehend  aus  den  Herren  Dr,  Herzfeld,  Gustav  Nassau,  Rabbiner 

Dr.  Hahn  vorgetragen  und  der  Bericht  mit  kleinen  Abänderungen  wie  folgt 
genehmigt : 

A berichtet,  er  habe  sich  die  übrigen  grösseren  Gemein- 

deblätt ca: genauer  ruigesehen  und  dabei  festgestellt , dass  man  fast  überall 
auf  den  polemischen  Teil  vorziohte  und  bestrebt  sei,  die  Gemeindezeitung 
T /er  Belehrung  und  der  Mitteilung  auszubauen.  Die  Versohie- 

denhelt  der  Melnimgen  in  der  Gemeinde  kümon  ln  den  genauen  Berichten 
Uber  die  Eopräsentantensitzungen  oto.  zum  Ausdruck.  Jm  Anschluss  an  diese 
Auoftoiungen  werden  folgende  Eiohtllnlen  auf gestellt,  die  dom  Vorstand 
zur  Gonohmir^-*ng  vorgelcgt  v/orden  sollen: 

1)  In  Analogie  zu  anderen  Gemeindeblättom  soll  in  Zukunft 
Der  Spreohsiutl“  ./^gfallen.  Dies  ist  schon  deshalb  notwendig,  weil  in 

stUimlsohen  Wahlseiten  die  Gemeindezeitung  ihre  strikte  Neutralität  wah- 
ren muss, 

2) Dle  Leitartikel  sollen  allgemein  interessierende  Fragen  unter 
Beyorzugui^  jüdischer  Themen  behandeln.  Es  soll  eine  Arbeitsgemeinsotiaft 
mit  den  übrigen  Gemeindeblättom,  Insbesondere  mit  dom  Berliner  Goneinde- 
blatt  , zwecks  Uebemalime  geeigneter  Leitartikel  herbelgoführt  werden. 

»mI  1 j ^ begrUosen,  wenn  neben  dem  Redakteur  auch 

Mitglieder  unserer  Gemeinde  zweckentsprechende  Artikel  schreiben- 


- 2 . 


3)  Es  sollen  ln  Zukunft  ausführliche  Berichte  der  Repräsen- 
tanten Sitzungen  veröffentlicht  v/erdeni  die  vom  Gene  inde  Sekretär  anzu— 
fertigen  und  vor  ihrer  Veröffentlichung  von  dem  Vorsitzenden  der  Repör- 
sentanten  zu  unterzeichnen  sind. 

4)  Es  sollen  regelmässig  Berichte  aus  den  Kommissionnsltzungen 
und  der  Tätigkeit  der  Vereine  verö.f entlieht  werden.  Die  Protokolle  der 
Kommis siona Sitzungen  sind  entweder  von  dem  Gemeindesokretär  oder  dem 
Sohrif trtüirer  der  Kommiosionen  anzufertigen  und  von  dem  Kommlssionsvor- 
sitzunden  gegenzuzeichnen.  Die  Vercinsberichte  sind  von  den  Vereinen 
selbst  anzufertlgon  und  dem  Gemeind esekrotär  zwecks  Weitergabe  einzu- 
reichen. 

5)  Es  sind  jedesmal  kurze  Auszüge  der  Begebenheiten  in  der 
jüdischen  Welt,  insbesondere  der  Vorkommnisse  im  rheinisch^/estfällschen 
Gemeindeleben  zu  veröffentlichen. 

6)  Pamlliennachrlohten  (Geburten,  Heiraten,  Barmizwoh,  Sterbe— 
fälle,  Geburtstagsfeierliohkeiten  etc.)  sind  vom  Geneindebttro  zu  bear- 
beiten und  vom  Geraelndesekrotär  zu  veröffentlichen. 

7)  Anzeigen  der  Vereine,  soweit  sie  in  den  redaktionellen 
Teil  gehören,  sind  dem  Gemeindebüro  rechtzeitig  mitzuteilen.  Von  dort 
erfolgt  Weitersendung  an  die  Zeitung. 

8)  Anzeigen  des  Gottesdienstes  werden  vom  Rabbinat  bearbeitet 
und  an  sichtbarer  Stolle  in  der  Zeitung  veröffentlicht. 

9)  Auch  die  Annoncen  müssen  vom  Redakteur  dem  Gemeindebllro 
zur  Durchsicht  vorgclegt  werden. 

10)  Alle  Artikel,  die  in  der  Zeitung  auf  genommen  v/erden  sol- 
len, müssen  vorher  durch  die  Gemeindeverwaltung  geprüft  werden.  Der 
Vorstand  delegiert  für  die  Prüfung  Herrn  Dr.  Herzfeld. 

DL)  Unter  diesen  Voraussetzungen  erklärt  sich  Herr  Dr.  Herzfeld 
bereit,  bis  auf  weiteres  das  Amt  des  Zensors  auszuüben. 

12)  Nach  Genehmigung  dieser  Richtlinien  durch  den  Vorstand 
soll  eine  eingehende  Aussprache  mit  dem  Redakteur  Neuländer  stattflnden. 

3)  Herr  Gustav  Nassau  berichtet  eingehend  über  die  Verhandlungen 

wegen  der  Heizung aanlagen  der  Synagoge.  Nach  eingehender  Beratung  v/lrd 

beschlossen^’^Herm  Architekt  Merkamp  nach  Möglichkeit  abzufinden. 

2) Herm  Professor  Körner  zu  bitten,  die  Hoizungsanlage  der 
üynagogengomeinde  in  Auftrag  zu  geben, 

3) Herr  Nassau  wird  bevollmächtigt,  im  Nan®n  dos  Synagogen- 
vorstandes die  weiteren  Verhandlungen  zu  führen  und  mit  den  ihm  geeig- 
net ersehe  indendon  Firmen  namens  des  Vorstandes  fest  abziischlieasen. 

Herr  Nassau  darf  in  diesem  Zusammenhang  bis  zu  RI/.  15.000.-  bewilligen. 


24*  Juli 


An  den 


Provinzial verband  rheinischer 


Synagogengeme  ind  en  j 


Dasselstrasse  67. 


Wir  bestätigen  den  Eingang  Ihrer  gefälligen  Schreiben  vom 
/l7o  und  19*  ds* Mts.,  und  sind  bereit,  den  darin  erwähnten  Aufruf  mit 
zu  unterzeiclinen.  Wir  bitten  Sie,  auf  die  liste  der  Unterschriften 
den  Namen  des  ünterzeiolineten,  Dr.  Georg  Hirsoland,  zu  setzen#  Von 
der  Zusendung  einer  Anzahl  Exemplare  dos  Aufrufs  bitten  wir  Sie  Ab- 
stand zu  nehmen  j gegebenenfalls  werden  wir  den  Aufruf  in  unserem  Ge 


meindoblatt  veröffentlichen# 


Hochaohtun  'svoll 
Vorstand  der  Synagogongemcinde 


/ié 


Esoen.  den  23*  Juli  1929 


3c5h.r  geehrter  Herr  Hers, 


23*äL*U*  Jeh  habe  minraohr  Ilerzn  Dr 
Rechtsaiwalt  Hersfeld  vorsustollen 


meister  möchte  ich  Sie  doch  freundlioiiat  bitten,  die  Saaho  mïitcr  zu 
bearbeiten*  Sie  sind  so  viel  sachverutäikÜScr  a3.ß  ich  und  haben  sich 
so  in  die  Materie  eingearbeitet,  dass  ich  nur  xUrchton  Icaim,  die 
Suciie  nur  sciilechter  su  maoli  n als  Sie»  Jcii  gestatte  wir  deshalb,  Jhnen 
die  Schriftstücke  nach  Kenntnisnalrao  in  der  An^ul^e  wieder  su  Übermit- 
teln und  bin  mit  verbindlichen  Griioseai  wie  stets 

Jhr  ergebe ner 


Richard  Herz, 


Sssen»  den  25»  Juli  1929 


o0hr  geehrter  Herr  Dr.  Herzfeld, 

Jch  habe  noch  Jhre  Briefe  vom  11* 
und  22*d*M«  zu  bestätigen  und  beziehe  mich  dieseihalb  auf  unsere 
telefonischen  Unterhaltungen* 

Jn  der  Anlage  gestatte  ich  mir  Jhnen 
das  Betv’erbiingBSchreibon  des  Horm  Br*  Moritz  Soiiweizor  nebst  einigen 
Auskünften,  die  ich  über  Horm  Schweizer  c Ingezogen  habe,  zu  über- 
reichen* Jch  Jiab©  Horm  Dr*  Gciiselser  geboten,  sich  bei  Jhnen  nach 
vorheriger  telefonlsciier  Vorotändigung  mit  Jhnen  vorzustellen*  Soll- 
te der  Eindruck  ein  gleich  günstiger  sein  wie  boi  Herrn  Rioiiard  Herz 
und  bei  mir,  so  werde  ich  Herrn  Sclweizer  engagieren.  Jch  bitte  Sie 
deshalb  mir  mögliciist  bald  Bescheid  zu  geben  und  zeichne 

ln  ausgezeichneter  Hochachtung 


Herrn 

Eechtsanwalt  und  Notar  Dr*  Herzfeld  I, 

£v8  sen 

Hemsahaus  • 

/ 


Esoeiif  den  22.  Juli  1929 


Scdir  geehrter  Herr  Hansau, 

Jn  der  Anlage  überreiche  ich  Jhnen  einen 
Brief  dea  Herm  S.  Bendlx.  Job  bin  nicht  Uber  die  .Sachlage  Infor- 
0iert  und  bitte  Sie  höfliohat,  falls  die  Sache  ln  Ordnung  Ist,  sie 

2ur  Zahlung  anzuv/eisen* 

!3it  yeibindlichen  Grllssen 


Herrn 

Gustav  N as  s a u » 

Essen 


Anlage 


Essen,  den  22.  Jvili  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hahn, 

Jn  der  Anlage  überreiche  ich  Jhncn  einige 
Schreiben  des  Provinzialverbandes  rheinischer  Synagogengemeinden,  Köln. 
Jch  selbst  hätte  keine  Bedenken,  den  Aufruf  mitzuunterachreiben,  bitte 
Sie  aber  freundlichst  um  Jhre  Stellungnahme.  Auch  bitte  ich  Sie  mir 
mitzuteilen,  ob  und  wieviele  Aufrufe  eventuell  für  die  hiesige  Gemeinde 
erforderlich  sein  sollten.  Die  Anlagen  bitte  ich  mir  nach  Kenntnisnahme 
zurUckzusenden . 

Mit  verbindlichen  Grüssen 


J.  Geldern 


Fernsprecher  26954/55 
Privat:  A.  Eisberge  34T  23 
Postscheckkonto  3076  Essen 


Essen,  den  ')-) 

Hindenburg-strafie  Nr.  isj'fi'' 


Iler r n-  R^ibbinffi:  Dr . II 


und  teile  Ihnen  nachfol^'ende  Llinnellieiten  noch  iiit; 

Die  heGitzun^-  hat  eine  Gi'üggg  vo 
mit  hinfahrt  und  ,:roGGom  Ilinter.-'ebLiuue.  Ich  v/ürue  de 


uue 


Gerne inae  evtl,  aui  Rn.  115.000 


ö nerüon  nu; 


.li  lionhau; 


brinrt  houto  Rn. 3 


iu -0  eine  ..onseo 


stellen  la 


en  nonnen,  v/iavio 


onon  aas 


loüor  in 


aociiaüutun. 


V.  Oirardat.lasam. 


Dr.  Herzfeld  ^ 

Re^fitsanwalt  und  Notar 


! ,.is^ ., 


ESSEN,  den 22.  . Jall 

Hansahaus,  Fernsprecher  1207,  4675 
Schubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


• i 


Herrn 


)r.G0orc  Hirscliland  , 


IjSSQD. 


m. Br- Simon  ïïirscLiland  Eaml'^osc’^ 

Sehr  geehrter  Herr  L'r., 

unter  Bezognahmo  ani  die  teleionicche  Unterredung, 
die  ich  vor  einigen  "^agen  mit  Ihnen  hatte,  illjerreiche  ich 
Ihnen  anliegend  ergebenst  znr  vertranlichen  Uenntnisnahme 
Diu-chschrif t eines  Artikels, den  ich  in  der  nächsten  ITummer 
des  Gemeindeblattes  erscheinen  lassen  uill.  Ich  habe  mich 
in  änonmitilt  gehüllt,  weil  man  auf  diese  Heise  doch  etwas 
satirischer  sein  kann, ohne  dass  persönliche  Beibungen  eintreh 
Zur  Hahrung  der  Anonymität  habe  icli  auch  davon 
Abstand  genommen,  die  Bragu  der  Darlohnskasse  im  übrigen 
zu  behandeln,  zumal,  wie  ich  höre,  Herr  Ilugelmann  das  ein- 
schlägige llaterial  zusammenstollt  und  diese  Brago  demnächst 
diskutieren  lässt.. 

Hach  den  x.usgango  dieser  Bosprecnung  werde  ich  mich 
darüber  schlüssig  machen,  ob  ich  - dann  na t ’Irlich  unLer  meiism 
Hamen  - die  Brage  der  Darlehnskasse  grundsätzlich  behandle. 
Sollten  Sie  irgendT/elche  Bedenken  gegen  den  Aufsatz  h^jjbou, 
so  bitte  ich, mich  das  bis  zum  24.  er.  wissen  zu  lassen. An 
diesem  Tage  \iill  ich  das  Hanusjiript  absendon.  Ich  werde  Herrn 
Heuländer  natürlich  schärfstens  auf  das  Bedakt ionsgeheiranis 
hinweison  und  ihm  zugleich  schreiben, dass  fvir  die  nach  dem 
1. August  erscheinenden  Hätter  so,  wie  wir  das  besprochen 
haben, die  Zensur  wieder  oll  in  Hraft  tritt.  Herr  Heuländer 


hat  mir  mit^jeteilt,  dass  er  ganze  Stösse  von  Herrn  llargalios 
fortgesetzt  erhält  and  dass  er  bald  dafür  ein  besonderes  /.rchiv 
anlegen  müsse.  Herr  tlargulies  habe  auch, um  sich  die  Annahme 
seiner  Artikel  in  grösserem  Llaße  za  sichern,  Herrn  Hr.Bpstein 
aas  Daisbarg’mobilgemacht . 

-•Mit  Vorzüglicher  Hocl|achtang 


Aus  der  l’hilosoph.enr-Bcko 


Ohne  ZT7eif9l  ist  Herr  Margulies  der  stärkste  Mitarbeiter 
des  Gemoindablatt’s.Jn  fast  jeder  Ntuamer  erfreut  er  uns 
durch  mindaatons  einen,  oft  sogar  durch  raehrero  Aufsätze. 
Darüber  hinaus  verdanlcen  wir  ihn  eine  weitere  Bereicherung 
des  Gomeiudelobens.  Denn  er  hat  die  bis  zu  seinem  Eintritt 
in  die  Repräsentanz  in  Essen  nicht  heimische  Stellung 
des  ” Praktionsvorsitzenden”  einzubür,_;6rn  unt^3rnomnon.ünd 
er  unterzieht  sich  der  Mühe,  als  einziger  in  der  ganzen 
Repräsentanz  die  Bürde  di  ises  /aates  zu  tragen. 

Neuerdings  reitet  er  mit  seltener  Bravour 
und  einen  selbst  bei  ihm  ungewohnten  1^lan  das  Steckenpferd 
einer"  Darlahnskasse".  Jn  der  letzten  Nummer  weist  er  durch 
Zahlen,  also  mit  absolut  durchschlagenden  Argumenten  nach; 
V/ir  haben  es,  wir  können  es  uns  leisten. 

Jst  dieser  Beweis  wirklich  erbracht?  Gibt  es  nicht 
ein  schiefes  Bild,  wenn  man  nur  eine  oder  nur  einige  Zah- 
len aus  einer  Bilanz  herausgreift? 

Hätte  der  ochriftstellernde  Prakt ionsvor sitzende  dem  ihm 
nahestehenden  Kaufmann  Margulies  diese  Präge  vorgolegt,  so 
hätte  er  bestimmt  die  Bestätigung  erhalten,  dass  man  den 
Vermögens  st  and  nur  dann  richtig  beurteilen  kann,  wenn  man 
” Soll  und  Haben" , alloa  Alctivon  aber  auch  alle  Verpflich- 
tungen berücksichtigt. 

Da  ich  nicht  Prakt  ionsvor  sitzender,  nicht  einmal 
einfaches  Mitglied  der  Repräsentanz  bin,  so  fehlt  mir  die 
Möglichkeit,  zuverlässig  die  J^clcen  auszuf Lilien. 

J 

Sovièi. glaube  ich  (^wissen,  dass  das  Bild 
nicht  ganz  so  strahlend  ist;  die  goldene  Sonne  des  Über- 
flusses zeigt  bestimmt  folgende  Plocken. 


\ 

-3- 

ünsare  achöiio  Synagoge  ist  in  dar  Ilauptsacha  mit  geliohonem 
Geld  gebaut  worden.  Wieviel  heute  noch  geschuldet  wir  d,  kann 
I ich  nui-  sohätcen.  Sehr  viel  weniger  als  das  heutige  Bankgut- 
/ haben  v?ii‘d  es  schwerlich  sein. Die  Synagoge  ist  ferner  erst 
/ vor  wenigen  Jahren  neu  mit  iiupfor  eingedaclct  worden. Soviel 
ich  weiss  hat  man  auch  die  ^sten  hierfür  durch  eine  Anleihe 
aufgebracht.  Sollte  sie  schon  ganz  zurückgazahlt  sein? 

Soll  ferner  die  überall  stattfindende  Steigerung 
der  Ausgaben  gerade  der  iSssenor  Gemeinde  erspart  geblie- 
ben sein?  Sine  solche  Rückständigkait  hätte  die  Fraktion,  der 
Herr  ilargilias  vorsitzt,  go\7iss  nicht  zu^^elassen. Jch  erinnere 
mich  \70nigstons  einer  im  ” Verein”  abgelialtenen  Gemoindever— 
Sammlung  in  der  die  Preunde  des  Herrn  Margulies  darlegton, 
was  Judentum  sei,  und  welche  Pflichten  eine  Gemeinde  habe. 

Bis  zu  mir  ist  auch  durchgasickort,  dass  die  Etatposten-  Wohl- 
fahrt und  Schulwesenr-eine  stark  steigende  Tendenz  aufweisen. 

Viel  il^critiger  aber  scheinen  die  ge^.7altigon  Aus- 
gaben zu  sein,  die  unmittelbar  bevorstehen. 

Weiss  Herr  tiargulios  nicht,  dass  die  /mlage 
eines  neuen  Friedhofes  notwendig  und  beschlossen  ist?  Unter 
250.  000  Rm.  wird,  ?/ie  ich  glaube,  diese  Ausgabe  sich  nicht 
her abdrück an  lassen. 

Herr  iiargulies  hat  weiterhin  in  seiner  grossen 
Rede  zum  letzten  Etat  die  Sxrichtimg  und  Erlialtung  eines 
Jugendheims  gefordert  .Da  die  nicht  zu  seiner  Fraktion  ge- 
hörenden Repräsentanten  und  der  Vorstand  sich  schon  lange 
vorher  darüber  einig  waren,  dass  ein  Jugendheim  nottut  »wird 
auch  die  Durchführung  dieses  Plans  nicht  lange  auf  sich  warten 
lassen.  Allein  dar  Hau  und  seine  innere  Ausstattung  wird  eine 
staatliche  fünfsteUigo  Zahl  erfordern. 


i 


»83  bodeutat  03  untor  diooan  Umatitodon.  wdK  ein  Ponds 
in  dor  von  Item  Margulias  mitgatailtan  Hoha  aagosaamalt 
wära.  Doob  nicht  mahr,  altr  dass  nino  nojir  h<;30b9i.42aa  Vorsorge 
für  dia  Finanzierung  anerkannter  Bedürfnisso  gotroffan  ist. 
Jrnmor  noch  rdrd-  sohledit  gsrachnat  ^.das  Galdhadarfs 
durch  /oxlaihan  gadacict  v/ardon  nüssan./uileihen  abar  massan 
verzinst  und  getilgt  werden.  Das  ist  scimallar  und  leiohtor 
gastigt  als  getan.  Dem  Propagandisten  dar  Darlohnskassa 
brauche  ich  nicht  vor  Augen  zu  führen,  welche  Zinssiitza 
hauta  aich  die  iSsaanar  Synagogange leinüo  zalilon  ain;st8,  ■■•enn 

sie  Kredit  in  Anspruoh  nimmt. 

Gagen  den  Plan  der  Durlehnslcassa"  sprechen  nach 

nainer  Äraassgablichan  Meinung  noch  99  andara,  prinzipielle 
und  praktische.  Bedanken.  Sin  Borufenar  värd  diese  Zahl 
gawiss  noch  varmehron  und  sie  besser  und  wirksamer  als 
ich  begründen  können.  Sin  ailäsoph  hat  schliesslich  weise 
Mass  zu  halten  und  sich  und  seine  heser  nicht  zu  sehr 
zn  strapesioron. 

Auf  die  Gefahr,  die  bisharigon  .iählar  das  Herrn 
'argulias  und  diejenigen,  die  es  noch  werden  sollen,  30lr;ar 
zu  enttüuEiohan,  sohliesso  ich  mit  der  ihese. 
ïïèt  die  Genaindafinanzan  rosenrot  taalt,  huldigt  einem 
sträflichen  Optimismus.  Dia  liquiden  Bestahda  stelLan  das 
Mindestmass  dassan  dar,  was  zur  jiangrifj-nahmo  der  grooson 
basohlossanen  l>län8  arfordarlich  ist.  iCein  Pfennig  ist  frei 
für  eins  Darlebniskasss. 

Kin  altes  Gerne indemitglied# 


Dr.  Herzfeld  I 

Rechtsanwalt  und  Notar 

H/S  f 


Herrn 


ESSEN,  den  17* Juli  1929* 

j Hansahaus,  Fernsprecher  1207,  4675 

7,-iv-fcw  »chubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


Dr.  Georf^  Hirschland , 


Ecsen. 


Sehr  geehrter  Herr  Hr.! 

Im  Gemeindehlatt  vom  15. Juli  ist  unter  der  Rubrik 
"Sprechsaal”  ein  Aufsatz  von  Horrn  Margulies  voröff entlieht , 
der  Zahlenangahen  enthält,  die  uir  oisher  der  Öffentlichivoit 
gegenüber  ni©  gemacht  haben. Ich  habe  mich  darauihin  bei  beiden 
Herren  Rabbinern  erkundigt,  ob  dieser  Artikel  vorher  verge- 
legen habe  und  genehmigt  v/orden  sei. Beide  Herren  hüben  mir 
erklärt, dass  das  nicht  der  Ball  sei^und  dass  die  Vorpiüfung 

der  Einsendungen  ganz  aufgehört  habe. 

Ich  halte  das  für  einen  recht  wenig  befriedigenden 

Zustand. 

Hie  ich  selbst  v/ahrgenommen  habe, sind  die  Zahlen  vg 
weiten  Kreisen  gelesen  und  natürlich  falsch  gewürdigt  worden. 
Ich  hotte  anfänglich  geglaubt,  dass  es  das  Richtigste  sei, auf 
diesen  Artikel  garnicht  zurückzukomnen,  da  er, wie  ich  annahm, 
T/enig  beachtet  verden  würde.  Ras  scheint  nun  aber  nicht  der 
Ball  zu  sein,  wenigstens  ist  mehrfach,  und  zwar  gerade  von 
solchen  Persönlichkeiten,  die  sich  sonst  um  die  Gemeindodingo 
überhaupt  nicht  kümmern,  die  Brage  aufgeworfen  worden, ob 
nicht  eine  wesentliche  Steuerennässigung  am  Platze  sei. 

Unter  diesen  Umständen  bitte  ich  zu  überlegen, ob  nicht  eine 
Erväderung  angebracht  ist. Ich  denke  sie  mir  so, dass  auf  die 
gev/altigen  der  Gemeinde  bevorstehenden  Ausgaben  hingowiesen  ‘ 
und  ausgoführt  wird,  dass  es  unmöglich  sei,  einen  neuen  Btied- 


Friedhof  zu  erwerben,  eine  Leichenhalle  zu  bauen,  ein 
Jugendheim  zu  errichten,  ohne  dass  vorher  schon  ein  Grund- 
stock für  diese  Sonderausgaben  geschaffen  ?ärd.  ïïenn  ich 
diesen  Artikel  verfasse,  so  Trürde  ich  auch  meine  ablehnende 
Stellung  zu  der  Frage  der  Darlehnskasse  kurz  begründen. 

Ich  möchte  die  Sache  aber  nicht  beginnen,  ohne 
mich  vorher  mit  Ihnen  darüber  verständigt  zu  haben. Ich  bitte 
Sie  deshalb  um  Ihre  Stellungnahme.  Zu  einer  von  Ihnen  etwa 
gewünschten  Besprechung  stelle  ich  mich  gern  zui*  '-'^erf ilgung. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Essen,  den  17.  Juli  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Nassau, 

Von  Frau  Müller  hekonme  ich  ein  Schrei- 
ben, das  ich  Ihnen  in  der  Anlage  übersende.  Ich  habe  von  mir  aus 
keine  Bedenken,  möchte  Sie  nur  als  l^ezernenten  für  das  Steuerwesen 
bitten,  die  Frage  nach  Ihrem  Ermessen  mit  Frau  Müller  zu  erle- 
digen. 

Mit  freundlichem  GruGS 

Ihr  ergebener 

7 / 


Herrn 

Gustav  Nassau 

Essen 


Pelmanstrasse  4 


Juli  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Nassau, 

Von  Prau  Müller  bekonnne  ich  ein  Schrei- 
ben, das  ich  Ihnen  in  der  Anlage  übersende.  Ich  habe  von  mir  aus 
keine  Bedenken,  möchte  Sie  nur  als  Xiezernenten  für  das  Steuerwesen 
bitten,  die  Frage  nach  Ihrem  Ermessen  mit  Frau  Müller  zu  erle- 
digen. 

Mit  freundlichem  Gruss 

Ihr  ergebener 


Gustav  Nassau 


Dr.  Herzfeld  i 

Rechtsanwalt  und  Notar 
H/S 


ESSEN,  den  11-  Jall  1929. 


Hansahaus,  Fernsprecher  120"7,  4675 
Schubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirse hland, 


Essen. 

Sehr  geehrter  Herr  Dr., 

der  beigefügte  Brief  des  Herrn  Dr. Holländer 
mit  seiner  Anlage  ist  in  den  letzten  Tagen  hier  eingegangen. 
In  Vertretung  des  abwesenden  Herrn  Abel  habe  ich  den  Brief 
geöffnet. Ich  gebe  ihn  anbei  an  Sie  weiter  und  gestatte  mir, 
dazu  folgendes  zu  bemerken: 

/>  Als  wir  nach  dem  Tode  des  Herrn  Loewe  einen  neuen 

Ver-tr-eirer  suchten,  hat  sich  Herr  Saebel  aus  Königsberg 
bei  uns  gemeldet. ïïir  hatten  damals  IJeigung,ihn  zu  nehmen. Im 
letzten  Augenblick  zog  er  seine  Bewerbung  zurück, wahrschein- 
lich wohl  deshalb, weil  er  das  Gehalt,  das  er  bei  uns  damals 
beanspruchte,  inzwischen  auch  in  Königsberg  erlangte  .Sein 
damaliges  Gesuch  wird  sich  noch  bei  den  Akten  befinden  . 

Daraus  wird  sich  w ohl  auch  das  Alter  und  die  Vorbildung  des 
Herrn  Saebel  ergeben. 

Da  es  allem  Anschein  nach  ausserordentlich  schwer 
ist,  einen  geeigneten  Herrn  zu  finden  und  dieser  Bewerber 
eine  ganz  gleichartige  Tätigkeit  jahrelang  ausgeübt  hat, 
scheint  mir  die  Anregung  verfolgenswert  zu  sein. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


.y  ■ 


^ . ®er  ©irelf or 

be« 

€cnftaU‘33crciné  beutfc^cr  0taatébürger 
jubifcben  ©tauben^  ©.  03. 


OBertin  6053  68,  ben  28.  Juni  1929, 

ßinbenffraftc  13 

«elet^on:  2lmf  ®önboff  3594/95 


Herrn 


Hechtsanr;alt  L!an  Abel  , 


Hasen, 


Grutenberp/st  rasse  102. 


Lieber  luicT  verehrter  Herr  Vbol! 


Jch  habe  mir  sehr  viel  Lliihe  .gegeben,  um  einen  ent  - 


sprechenden  ^emeind-votretär  zu  besorgen.  Las  ist  natürlich  sehr 
schwer.  Denn  die  Zahl  derer,  die  in  solchen  Dingen  Arfahrimg 
haben,  ist  sehr  gering,  wenn  es  sich  um  tüchtige  Leute  han  - 
dein  soll,  üntlichtige  möchten  die  Gemeinden  in  Massen  los 
worden,  diese  können  Sie  aber  nicht  gebrauchen.  Jch  will  aber 
mein  Möglichstes  tun. 


M.t  den  schönr'en  und  freundschaftlichsten 


^ri'ssen 


t 


Dr.  Falkenheim 

('leh.  Med.- Rat. 


Königsberg  i.  Pr.,  4«JUll  19£9* 

Piiradeplatz  16  (Tel.  577). 


Htrrm  Dlrtktor  Dr.HolläMdtr 


Sehr  goehvter  Herr  Dr.i 


Auf  Ihre  Anfrage  vom  l*Juli  könnte  loh  Ihnen,  wenn  die  "rei- 
che” Gemeinde  E e 8 e n soviel  Geld  hat,  dass  eie  sloh  einen  Se- 

f 

kretär  leisten  kann,  der  lehenslänglloh  angestellt  1st  und  monat- 
lich H 600,-  erhält,  unseren  Sekretär  Saebel  nennen,  der  auoh  Leh- 
rerqualltät  besitzt  aber  als  Lehrer  hier  keine  Verwendung  findet. 

Er  Ist  seit  dem  1.4.S3  hler.twar  zunächst  Assistent  des  Obersekre- 
tärs Rosenthal,  dann  bei  seiner  schweren  Erkrankung  Stellvertreter 
und  nach  seinem  Ableben  sein  Nachfolger.  Die  lebenslängliche  An- 
stellung mit  dem  hohen  Gehalt  1st  alsdann,  als  sich  Herrn  Säbel  die 
Möglichkeit  bot,  eine  bessere  Stelle  als  die  damals  hiesige  zu  er- 
leiden, ln  Anbetracht  des  Mangels  an  geeigneten  Kräften  von  meinem 
Amtsvorgänger  dem  verewigten  Herrn  Justizrat  Holz  ln  besseren  Zel- 
ten der  Gemeinde  bewirkt  worden.  Die  Zahl  der  Gemelndemltglleder 
betrug  an  6000  und  zählte  eine  Reihe  von  wohlhabenden  grossen  Steu 
erzahlern.  Inzwischen  1st  die  Zahl  der  Gemelndemltglleder  auf  3800 
gesunken  und  die  Steuerlast  auf  20^  der  Einkommensteuer  gestiegen. 
Unter  diesen  IMständen  1st  Herr  Säbel  für  uns  eine  zu  teure  Kraft. 
Wir  müssten  und  würden  uns  mit  einer  weniger  qualifizierten  begnü- 
gen. Natürlich  würde  Herr  Säbel  nur  ln  eine  ebenso  gut  dotierte 

Stelle 
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Di«  Lag«  d«r  hl««lg«i]i  G«in«ind«  l»t  in«b««ond«r«  in  p«- 
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un«  zu  groaa  gtwordin  und  hinsiohtlloh  d«r  Qualität  zu  ko»t«pl«lig. 

lÄ  dar  Hoffpung,  data  Ihr  Bafindan  wi«d«r  «in  günttiga«  ia1l|^ 
bin  ich  mit  bastan  Grüaean 


Ihr  aahr  «rgabanar 


DR.  PHII.. 

FRTTZ  FREI  DKNTHAI. 
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Br,  Nor'hert  Kr  iss 


Herrn 


Berlin-HeuKolln,  den  1 o, Juli  1929 
Weserstr  ,87  or\ 


>J  ' 


Dr . G e 0 r g Hirschland, 


17  e r d e n a,d,Ruhr 


Franzenshöhe . 


Sehr  geehrter  Herr  Bolztor! 

Auf  Veranlassung  und  Anraten  des  Herrn  Kommerzienrat 
Simon  erlaube  ich  mir,  mich  um  die  vakante  Stelle  bei  der  Gemeinde 
in  Essen  zu  bewerben . 

Ich  bin  hinreichend  unterrichtet  über  die  Voraussetzun 
gen,  die  an  diese  Position  geknüpft  sind,  Bamit  Sie  sich  über  mei-- 
ne  Person  ein  Bild  machen  können,  erlaube  ich  mir,  Ihnen  folgendes 
mitzutei  len: 

Ich  bin  38  Jahre  alt,  bin  Br,  phil,  und  habe  auch  das 
Jurist  isdie  Staatsexamen . Vor  dem  Kriege,  wie  auch  wahrend  des 
Krieges  war  ich  im  Unterrichtsministerium  und  im  Kriegsministerium 
in  Wien  und  dann  in  Berlin  im  österreich-ungarischen  Generalkonsulat 
tätig.  Seit  dem  Japre  1926  bekleide  ich  eine  leitende  Stellung  im 
Steuerbüro  der  Jüdischen  Gemeinde  zu  Berlin,  Ich  bin  nicht  nur  mit 
sämtlichen  Arbeiten  des  Steuerbüros,  dessen  Neuörganisierung  ich 
mit  durchgeführt  habe,  vollständig  vertraut,  sondern  sowohl  mit 
allen  Bienst  zwei  gen  der  gesamten  Verwaltung  als  auch  mit  allen 
Kultus  gebrauchen,  verstehe  hebräisch  und,  wenn  ich  noch  hinzufügen 
darf,  bin  schrift  gewandt  und  imstande,  Sitzungen  und  Beden  vorzu- 
arbeiten, Ich  glaube  sagen  zu  können,  dass  ich  mich  auf  verwaltungs- 

I 

technischem  und  organisatorischem  Gebiet  für  durchaus  qualifiziert 
ansehe. 

Ich  würde  mich  sehr  freuen,  wenn  Sie  nähere  Auskunft  bei 
Herrn  Kommerzienrat  Simon  einholen  vjürden.  Noch  angenehmer  wäre  es 
mir,  wenn  Sie  mir  Gele genheit  geben  könnten,  mich  Ihnen  persönlich 

b.  w. 


\ 


Essen, den  7. Juli  29 


Sehr  geehrter  Herr  Herz» 

Ich  erlaube  mir, Ihnen  ergebenst  mitzuteilen, daS  Ich 
Montag  ,den  8 »Juli  29, meinen  Urlaub  antrete« 

Mit  vorzüglicher  Hochachtiuig 

An  den 

Stellv. Vorsitzenden  des  Vorstandes 
der  Symgogengemelnde 


Essen 

Herrn  Richard  Herz 


Protokoll  der  Sitsxxng  über  das  neue  ‘Johulwerk 
(Talmud  - Thora  & hebräische  Sprachshule) 

Jm  SitzungBsaal  dos  Bankhauses  Simon  Hirschland  am  4.7 


abends  t7  lihr 


/.nv/esend  die  Herren  Dr. Hirschland,  Richard  Herz,  Adolf  Koch 
Adolf  Schümann,  Dr.  Samuel,  Dr.  Hahn. 

Herr  Dr.  Hirsohland  eröffnet  die  Besprechung  mit  dem  Hinweis, 
dass  der  Vorstauid  in  seiner  Sitzung  vom  3 *7. beschlossen  hebe,  die 
Schwierigkeiten  persönlicher  Art,  die  sich  betnAiiübau  des  neuen  Schul- 
werko  ergeben  haben,  durch  eine  Aussprache  im  Kreise  der  Anwesenden  aus 
dem  Tegc  zu  räumen.  Kr  bedauert,  dass  die  Herren  Rabbiner  Dr.Gsimuel, 
Dr.  Haha  und  Herr  Rektor  Abraham  sich  veranlasst  sahen,  ihre  Aemtor  im 
Scholkomitoe  der  neuen  Lehranstalt  niederzulegen.  Er  teilt  mit,  dass 
der  Vorstand  in  seiner  Sitzung  einstimmig  beschlossen  habe,  Herrn  Weiss- 
mann die  Berechtigung  zxm  weiteren  Unterricht  zu  entziehen.  Der  Vorstaii 
wünscht,  da^s  die  Kommission,  bestehend  aus  Horm  Dr. Samuel,  Horm  Dr. 
HaBn  und  Herrn  Rektor  Abraham  ihre  Arbeiten  auf  Grund  der  ursprüngliche 
Beschlüsse  dos  Vorstandes  und  der  Kulturkommission  unverzüglich  wieder 
auf nimmt . 

Herr  Richard  Herz  unterstreicht  die  Ausführungen  dos  Herrn 
Vorsitzenden  und  stellt  fest,  dass  es  ein  auijsoigevvöhnlicher  Vorfall 
soi,  wenn  ein  Mitglied  einer  Kommission  sich  berechtigt  glaubt,  gegen 
die  Hehrheitsstinmen  seiner  Mitarbeiter  Hassnahnon  zu  treffen,  die  sich 
letzten  Endes  ge-^en  die  Voratandsbeschlüsse  richten.  Es  ist  ihm  kein 
Hweifel,  dass  die  Kommission  sich  wieder  a^lf  die  Basis  der  früheren 
Vorstandsbeschlüsse  zu  steilen  habe,  auoJi  auf  dio  Gefahr  hin,  dass  ei- 
nige jlltem  durohden  Weggang  von  Herrn  Weissmann  ihre  Kinder  aus  der 
Schule  zurückziehen  worden. 

Herr  Dr.  Samuel  setzt  die  Gründe  auseinander,  die  ihn  voran— 
lassten,  Herrn  Weissrajinn  zuzulasson.  Er  glaubte,  den  Wünschen  derjeni- 
gen Eltern,  die  für  Weiaemann  ointraton,  Reclmung  tragen  zu  müssen. 

Er  gibt  zu,  dass  er,  nachdem  Herr  Rektor  Abrahrjn  und  Herr  Dr.  Hahn  er- 
klärt hatten,  diese  Massnahme  nicht  billigen  zu  können,  verpflichtet 
gewesen  zu  «ftin,  den  Vorstand  von  der  veränderten  Sachlage  Kenntnis 
zu  geben.  Er  glaubte  sich  aber  berechtigt,  diese  Zulassung  selbst  aus- 
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sprechen  zu  dürfen , da  er  sich  durch  die  üehemahrae  von  Herrn  Äeiüsmiaih 

eine  Veigrösserung  der  Sohülersahl  versprach*  * 

Herr  Dr.  Hahn  opriciit  sein  Bedauern  darüber  aus,  dar.8  diese 

Angelegenheit  vor  das  Forum  des  Cremclndevorstandcs  gebracht  werden 

musste.  Kr  ist  der  Ueborzougung,  dass  die  Schulkoinmisolon  reibungslos  <*. 

liätto  arbeiten  können,  wenn  man  bei  den  ursprünglichen  Beschlüssen, 

Herr  Teicher  und  Fräulein  Zobel,  sowie  einen  Lehrer  der  Volksschule  und  'IÏ 
Raubiner  . | 

einen  ijehrEx  an  der  Schule  zu  beschäftigen,  geblieben  wärco  Nachdem  Ä 

aber  Herr  «elssmann  durch  Horm  Dr*  Ocunuel  zugelasson  worden  war,  lehn— 

ten  die  beiden  übrigen  Mitglieder  der  Kommission  es  ab,  die  Verantwor- 

tung  für  die  ntlass  ng  des  Horm  Weissmann  zu  tragen.  Sie  stellten  ihr  j 


Amt  zur  Verfügung  in  der  Hoffnung,  dass  Herr  Dr.Samuel/^le  Jntlassung 
von  Herrn  Weissmann  ln  die  fege  leiten  würde.  Nachdem  dies  nicht  ge- 
schehen 1st,  musste  der  öemeindevorstand  zu  der  ganzen  Frage  Stellung 
nehmen*. Dr.  Hahn  stellt  ausdrücklich  fest,  dass  sov/ohl  Rektor  Abraham 
wie  er  das  jüdische  V/issen  von  Herrn  Weiasnenn  keineswegs  bezweifeln, 
vielmehr  der  Meinung  sind,  dass  Herr  v,eiosmann  sich  nach  bestandeaem 
Lehrerexamnen  sehr  woJil  um  eine  Stolle  ander  Ïnlraud-Thora-Schule  bewer- 
ben könne.  Bis  dahin  schlägt  Dr.  Hahn  vor,  Herrn  Vj’eissmann  in  Abendkur- 
sen für  Ost jüdische  Jugondliohe,  die  Im  Berufsleben  stehen,  zu  beschäf- 
tigen und  zu  veigüten. 

Herr  Koch  bekennt,  dass  er  Horm  Weissmann  persönlich  sehr 
schätze,  dass  er  aber  als  Vorstandsmitglied  sich  andle  Beschlüsse  der 
demeindekörperachaften  zu  halten  habe.  Kr  fordert  deshalb  olieÄfalls  die 
Rückgängigmachung  der  Anotellimg  von  Herrn  Wcissirnnn. 

Herr  Dr.  uamucl  meint,  könne  die  Besprechung  über  die 
Schulangel egonhe it  im  Sitzungssaal  des  Bankhauses  Ilirsohland,  in  dem 
die  letzten  Beschlüsse  gefasst  wurden,  nicht  als  eine  offizielle  Sit- 
zung anac-hen.  Dieser  Auffascaing  widersprechen  Herr  Richard  Herz  und 
Tie  rr 

der  Vorsitzende  aufs  èntschiedondte. 

Herr  Dr.  o^imuel  beantragt  liioraiif , ihn  von  der  Arbeit  an  der 
Schtile  zu  befreien  und  ein  anderes  Mitglied  der  Kommission  mit  der 
Führung  der  Schule  zu  betrauen. 


Herr  Dr*  ilahn  kaiin  sich  mit  diesem  Vorgehen  keineswegs  einve« 
standen  erklären  und  erklärt  im  Namen  der  anderen  Konmissionomitglie- 
vder,  dai58  sie  keineswegs  gewillt  sind,  durch  Uebemahmo  eines  solchen 
Amtes  das  Odium  auf  sich  zu  nehmen,  als  ob  sie  die  Nicht  ans  tellung  von 
Herrn  ^elsamann  betrieben  hätten*  13r  stellt  den  imtrag,  dass  die  Schul- 
kommiosion,  bestehend  aus  Herrn  Dr*  Samuel,  Herrn  Hektor  Abraham  und  Her 
Dr*  Hah^,  die  weiteren  Mssnahmen  zum  Ausbau  der  ScJxule  gemeinsam  bera- 
ten und  für  das  erste  Jahr  Herrn  Dr*  3amuel  zum  Vorsitzenden  der  Kom- 
mission ernennen  sollen*  Auf  diese  V/oise  vdirde  nach  aussen  hin  dokumen- 
tiert verden,  dass  die  Klnlieitliohkeit  der  Koiamission  wieder  hergesteil 
ist  und  dass  auch  Herr  Dr*  Samuel  sich  wieder  auf  den  Stand pxinkt  der 
ursprünglichen  Beschlüsse  der  Gemeindeköfpreschaf ten  stellt*  Bei  Mei- 
nungsverschiedenheiten soll  der  Geraeindevorstand  ontschoiden. 

Herr  Hi chard  Herz  begrtlsst  diesen  Vorschlag  und  weist  darauf 

/ 

hin,^wie  notwendig  es  ist,  das  Ansehen  des  Gemeindevorstandes  und  sei- 
ner Beschlüsse  in  der  Oeffentlichkeit  wiederherzustellon* 

Herr  Dr*  i-amuel  erklärt  sich  nach  mancherlei  Einwendungen 
schliesslich  bereit,  diesem  Vorschlag  zuzusti  j:nen,  die  Arbeit,  die  darh 
das  Ausscheiden  des  Herrn  ^eissmann  notwen  ;ig  gewordenen  Umgestal- 
tung des  utundenplanea , soll  in  einer  umgehend  von  Herrn  Dr*  Samuel 
o inzuberufend an  Sitzxing  des  Gchulkomittees  beraten  werden* 

Herr  Dr*  Hirschland  beantragt,  Horm  V/eissmann  für  seine  bis- 
herige Tätigkeit  M 240.-  durch  die  Gemeindekasse  auszahlen  zu  lassen. 

Antrag 

Die  Anwesenden  Mitglieder  des  Vorstandes  stimnon  diesem  Ifeßssraiactoe  zu. 
Sc^iluss  der  Sitzung  20  Uhr* 


Protokoll  dor  Sitzung  Liber  da«  neue  Scliulwerk. 

( Talmud  - Tliora  ob  liebr^vieclie  Spruclieciiule . ) 

Im  Sitzungasaal  des  Banklüiuses  Hirschland  am  4.  7.  abends  iZ  7 Uhr. 

Anwesend  die  Herren  Ur.  Hirschland,  Rich.  Herz,  Adolf  koch, 

Adolf  SchLlrmann,  Ur.  Samuel,  Ür . Halm. 

Herr  Ur.  Hirschland  eröffnet  die  Besprechung  mit  dem  Hinweis,,  daU 
der  Vorstand  in  seiner  Sitzung  vom  Ö.  7.  beschlossen  haoe,  die  Schwieiig- 
keiten  persönlicher  art,  die  sich  beim  AUfbau  des  neuen  SchulwerKs  erge- 
ben haben  durch  eine  -^sspraq^  m^^ise  der ' Anv^esenden  aus  dem  .ege  zu 
raumen.  Br  bedauert,  daB''^*Mrv-%lm  und  Herr  Hektor  Abraham  sich  ver- 
anlaiit  salien,  ihre  bónter  im  Schulkomitee  der  neuen  Lehranstalt  niederzu- 
legen. Br  teilt  mit,  daB  der  Vorstand  in  seiner  Sitzung  einstimmig  be- 
schlossen habe,  Herrn  iVeissmann,  dor  ohne  Billionng  dci  m^Bgubciiduii  Iii- 
o-r.-.r^r,nn  HA7-rn  ür.  S--nun1  a 1 s-Ali: If  ski' gl  t an  dbf  Schule 

worden-wtar,  die  Berechtigung  zum  weiteren  Unterricht  zu  ent- 
ziehen. Her  Vorstand  vrünscht^  daB  die  Kommission  bestehend  aus  Herrn  ur. 
Samuel,  Herr  Br.  Hahn  und  Herrn  Hektor  Abraham  ihre  Arbeiten  auf  Grund 
der  ursprünglichen  Beschlüsse  des  Vorstandes  und  der  Kulturkommission  un- 
verzüglich wieder  uulnimmt. 

Herr  Rieh.  Hers  unterstreicht  die  Ausfunrungen  des  Herrn 
Vorsitzenden  und  stellt  fest,  daB  es  ein  auBergewöhnlicher  Vorfall  sei, 
wenn  ein  Mitglied  einer  Kommission  sich  berechtigt  glaubt,  gegen  die 
Mehrheitsstimmen  seiner  Mitarbeiter  MaBnalimen  zu  treffen,  die  sich  letzten 
Andes  gegen  die  Vorstandsbeschlüsse  richten.  As  ist  ilim  kein  Zweifel,  daB 
die  Eommiission  sich  wieder  auf  die  Basis  der  früheren  Vorstandsbeschlüsse 
zu  stellen  habe,  auch  auf  die  Gefahr  hin,  daB  einige  Altern  durch  den 
.Veggang  von  Herrn  .oissmann  ihre  Kinder  aus  der  Bchule  zurüokziehen  werden. 

Herr  Br.  Samuel  setzt  die  Gründe  auseinander , die  ihn  ver- 
anlaBten,  Herrn  .^eissmann  zuzulassen.  Ar  glaubte  den  .rünschen  derjenigen 
Altern,  die  für  Beissmann  eintraten,,  iieciinung  tragen  zu  müssen,  ar  gibt 
zu,  daB  er .nachdem  Herr  neküor  Abraham  und  Herr  Br.  Halm  erklärt  hatten, 
diese  MaBnahme  nicht  billigen  zu  können,  verpl lichtet  gewesen  ware,  dem 
v'orstand  von  der  veränderten  Sachlage  Kenntnis  zu  geben,  nr  gläubig  sich 
aber  berechtigt,  diese  Zulassung  selbst  aussprechen  zu  dürfen,  du  er  sich 
durch  die  Übernahme  von  Herrn  ..eissmann  eine  Verorösscrung  der  ScHüler- 
zalil  versprach. 

Herr  Br.  Hahn  spricht  sein  Bedauern  darüber  aus,  dass  diese 
Angelegeniieit  vor  das  Aorum  des  Gemeindevorstaiides  gobracnt  werden  muute. 
r.r  ist  der  Überzeugung,  daB  die  bchulkoramission  reibungslos  hätte  arbeiten 

können,  v/enn  man  bei  den  ursprünglichen  Beschlüssen,  Herr  feiclier  und 

' / 


ij’rl.  Zobel,  sowie  einen  Lehrer  der  Volksschule  und  einen  üabbiner 
an  der  Schule  zu  beschäftigen,  geblieben  wär4,  haohdem  aber  Herr  ./eissinann 
dur^^Herrn  ur.  Samuel  sugelassen  worden  war,  lehnten  die  beiden  übrigen 
Mitglieder  der  Kommission  es  ab,  die  Verantwortung  für  die  Entlassung 
des  Herrn  w'eissman  zu  tragen.  Sie  stellten  ihr  Amt  zur  Verfügung,  in  der 
Hoffnung,  daß  Herr  ür.  Samuel  selbst  die  Entlassung  von  Herrn  ..eismann  in 
die  /Vege  leiten  würde,  nachdem  dies  nicht  geschehen  ist,  mußte  der  G-emein- 
devorstand  zu  der  ganzen  Vrage  Stellung  nehmen.  Er.  Haiin  stellt  ausdrück- 
lich fest,  daß  sowohl  Hektor  xibraliam,  wie  er,  das  jüdische  (Vissen  von 
Herrn  ;/eissmann  keineswegs  bezweifeln,  vielmehr  der  Meinung  sind,  daß  Herr 
Weissmann  sich  nach  bestandenem  Lehrerexamen  sehr  v/ohl  um  eine  Stelle  an 
der  'i'almud-ihora-Schule  bewerben  könne,  ßis  dahin  schlägt  Er.  Haiin  vor, 
Herrn  VVeissmann  in  Abendkursen  für  ost jüdische  Jugendliche,  die  im  nerufs- 
leben  stehen,  zu  beschäftigen  und  zu  vergüten. 

Herr  Koch  bekennt,  daß  er  Herrn  Weissmann  persönlich  sehr  schätze^ 
daß  er  aber  als  Vorstandsmitglied  sich  an  die  EeschlUsse  der  Gemeindekör- 
perschaften zu  halten  habe.  Er  fordert  deshalb  ebenfalls  die  Hückgängig- 
machung  der  Einstellung  von  Herrn  V/eissmann. 

Herr  Er.  Samuel  meint,  man  könne  die  Besprechung  über  die  Schul- 
angelegeiüieit  im  Sitzungssaal  des  Bankhauses  Hirschland,  in|:lem  die  letzten 
Beschlüsse  gefasst  wurden,  nicht  als  eine  offizielle  Sitzung  ansehen. 

Eieser  Auffassung  widersprechen  Herr  Hich.  Herz  und  der  Herr  Vor- 
sitzende aufs  entschiedenste. 

Herr  Dr.  Eamuel  beantragt  hierauf,  ilm  von  der  Arbeit  an  der 
Schule  zu  bei  reien  und  ein  anderes  ..^itglied  der  Aommission  mit  der  Eülirung 
der  Schule  zu  betrauen. 

Herr  Er.  Kahn  kann  sich  mit  diesem  Vorgehen  keineswegs  einver- 
standen erklären^ und  erklärt  ij^m  Barnen  der  anderen  Komraissionsmitglieder 
daß  sie  keinewegs  gev/illt  sind,  durch  Übernahme  eines  solchen  Amtes  das 
Odium  auf  sich  zu  nelimen,  als  ob  sie  die  Hichtanstellung  von  Herrn  weiss- 
mann betrieben  hätten.  Er  stellt  den  Eintrag,  dab  die  Schulkommission  be- 
stehend aus  Herrn  Er.  Samuel,  Herrn  iteictor  ..braham  und  _ierrn  ur.  Haiin  die 
weiteren  Maßnaiimen  zum  Eiasbau  der  Schule . gemeinsam  beraten  und  für  das 


erste  Jaiir  Herrn  ur.  Samuel  zum  ■'  ■ii  .ii-'  der  Kommission  ernennen 

sollen.  ^xUf  diese  (/eise  würde  nach  aUi^en  hin  doloimentiert  w erden,  daß  die 
Einheit lichek eit  der  Kommission  wieder  hergestellt  ist^  und  daß  auch  Herr 
Dr.  Samuel  sich  w^ieder  auf  den  Standpunltt  der  ursprünglichen  Beschlüsse 
der  Gemeindekörperschaften  stellt.  Bei  .Meinungsverschiedenheiten  so  lijder 
Gemeindevorstand  entscheiden. 

Herr  Hich.  Hers  begrüßt  diesen  Vorschlag  und  weist  daraufhin, 
wie  notwendig  es  ist,  das 


Ansehen  des  G-emeindevorstandes  and  seiner  Aesohlüsse  in  der 
crf entliclikeit  wieder  liersastollen. 

Herr  Ar.  üamuel  erklärt  sich  nach  mancherlei  Hinwendansen  schließ- 
lich bereit,  diesem  'Vorschlag  zazastimmen.  ule  Arbeit  die  durch  das  Aus- 
scheiden von  Herrn  v/eissmann  notwendig  gewordene  ümsestaltuns  des  Stun- 
denplans, soll  in  einer  umgehend  von  Herrn  Ar.  Samuel  einzuberui*enden 
Sitzung  des  Schulkomiteéo  beraten  werden, 

Herr  ar.  Hirsciiland  beantragt,  Herrn  weissmann  Tür  seine^i'  bishe- 


rige«* Tätigkeit  Mk.  240. — durch  die  G-emeindekasse  auszahlen  zu  lassen. 


nie  anwesenden  Mitglieder  des  Vorstandes  stimmen  diesem  Antrag  zu. 


Schluss  der  Sitzung  20  Uhr. 
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Abschrift 


Central -Verein  deutscher  Staatsbürger 
Jüdischen  Glaubens  E.V. 

Berlin  SW  68,  den  30 • September  1927 
• Lindenstrasse  13* 


Herr  Dr.  Immanuel  Bernfeld  war  vom 
l.Juni  1924  bis  zum  30.  September  1927  als  wissenschaftli- 
cher Dezernent  in  unserer  Hauptgeschäftsstelle  tätig.  Eine 
Reihe  wichtiger  apologetischer  Schriften,  die  er  im  Auf- 
träge des  Central -Vereins  schrieb  und  die  vom  Philo-Verlag 
verlegt  worden  sind,  fanden  bei  der  vrissenschaf tlichen  Kri- 
tik und  bei  dem  Publikum  eine  durchaus  günstige  Aufnahme. 
Alle  Jüdisch-wissenschaftlichen  Fragen  gehörten  zu  seinem 
Arbeitsbereich.  ♦ 

Herr  Dr.  Bernfeld  hat  sich  stets  durch  Eifer 
und  Pleiss  ausgezeichnet.  Bein  reiches  Wissen  und  seine  um- 
fassende Bildung  kamen  ihm  bei  der  Bearbeitung  aller  Fragen 
zugute. 

Der  Central -Verein  dankt  ihm  für  die  ihm  wäh- 
rend seiner  Tätigkeit  geleistete  Arbeit  und  hat  es  bedauert, 
seinem  Wunsche,  von  seiner  Stellung  enthoben  zu  werden. 


stattgeben  zu  mussen 


Central -Verein  Deutscher  Staatsbürger  Jüdi- 
schen Glaubens  E.V.  • - 

gez.  Dr.  Holländer 
Direktor. 


I 


Vorstand 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen. 


Einladung 


ZU  der 


Uhr  anberaumten  Sitzung. 


TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Redinungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 


ft  t 

Óf’J  , 


Essen,  den 19 


I 


I. 


Sitzung  vom  29. 

Tagesordnung  It. Vordruck. 

zu  fi.  Enschuldigungskarte  des  Herrn  Rektor  Abraham 


zu  3. 


zu 


Rechnung  der  Stadt  (für  Sprachschule)  und  des  Gaswekks  (für  ostj  .S„jiagoge) 
Prof.Elkan 

Dankschreiben  Dr. Blumenfeld 

Schreiben  der  beiden  Gemeinderabbiner  be tr. Zeitschrift  f.jüd. Geschichte 
des  Jung- jüd.  Wanderbunde  3 be  tr.  einmalige  Subvention. 

” ” der  Marks-Haindorfschen  Stiftung 

**  " Einsteinwald 

Hilfskasse  Israel. Kant oren 
Lehrerseminar  Köln 

Vereinigung  der  liberalen  Rabbiner  Deutschlands 
Oberbürgermeister  betr . Gef lügelschächtraiam 

Wahl  des  Herrn  Dr.Hans  Cohn  in  die  Wohkfahrtakommission 
Überlassung  von  Gemeinde  räumen  an  Vereine  (nebst  Briefen) 

Talmud-Thora  und  Sprachschule. 

Bericht  des  Herrn  Herz 

Ehrenmal 
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Essen,  den  1.  Juli  1929. 


Herrn 


Dr.  J.  Bemfeld, 

Berlin  - Charlottenburg, 


GrO  et  hes  tras  80  8l 

Herr  Rechtsanwalt  Abel,  hier,  tibergab  mir  Ihren  Brief  vom 
25.  pto.  , in  dem  Sie  sich  als  Gerne inde Sekretär  ftir  die  hiesige 
Synagogengemeinde  bewerben.  Ich  bitte  Sie  hö fliehst,  die  darin  in 
Aussicht  gestellten  Referenzen  mir  aufzugeben,  sowie  eventuelle 
Zeugnisabschriften  mir  zukommen  zu  lassen  und  zeic>ine 

hochachtungsvoll 


Essen,  den  1,  Juli  19 29 


\ 

Lieber  Max,  ' 


Besten  Dank  für  Deinen  Brief  vom  27.  v.Mts.  Ich  werde 
mich  sofort  über  Herrn  Dr.  Bemfeld  erkundigen. 

Mit  bestem  Grues 


/ 


Herrn 

I Rechtsanwalt  Max  Abel, 

Essen. 


' ! Gutenbergstrasoe  lo2 

■'  / 

/ 


I 


MAX  ABEL 

Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  fv.7  • 0 • 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 
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r 

Herrn 

Hr.  juj  .^eorg  H irschland 

Essen 
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ich  das  ocnreihen  an  aen  Vorstand 


.veitergeleitet  habe. 


1 ml  age 


Vorstand 

der  Synagogen-Gemeinde  Essen. 


Einladung 

ZU  der 

auf MittwQ.cJi,  den  3»  Juli 1 9.29 

Uhr  anberaumten  Sitzung. 

im  Sitzungssaale  des  Bankhauses  Simon  Hirschland, 

® TAGES-ORDNUNQ: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Versdiiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

3 «Bericht  des  Herrn  Richard  Herz  über  die  Sitzung 

der  G-emeindevertreter  der  grösseren  Gemeinden 
Preussens, 

6,  Ehrenmal 


RICHARD  HERZ 


ESSEN,  den  26.  6.  29. 

Huyssenallee  36 


Sehr  geehrter  Herr  D>.  Hirschlahd! 


üeher  die  Sitzungszimmer  im  Gemeinde- 
hause hat  hisheran  der  Küster  Bendix  verfügt. 

✓ 

Es  ist  s^hr  zu  hegrüssen,  wenn  Herr 
Koch  entsprechend  Ihrem  Vorschläge 'demnächst  die 
Verw’altung  übernimmt.  ) 


4 
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-1—»^  *^'*^AiXéA^  »Vt 


EBsen,  den  19.  Juni  1929 


Lieber  Max, 

Ich  persönlich  kenne  Herrn  Goetz  natürlich  nicht, 
aber  Herr  Habbiner  Dr.  Hahn,  der  gerade  bei  mir  ist,  kennt  ihn.  BSit 
Rücksicht  auf  die  dort  erhaltene  Auskunft  komnt  er  gar  nicht  in  Präge 

Besten  Gruss 


Dein 


<IentrQl»33ercln  bcutfdjer  ©taotsbürger 
iübifcben  ©laubens  (£.  93. 
Berlin  6333  68 

Sintcnftrafe«  13. 


® on kner b i nbu n 8 : ®res bn t r ^ on k 

We(t)fclftub(  -Utrlln  S'iD68,  Sinbtnftr.  7 
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Berlin,  den  I7 . JmrL  1^2^ 


M/7{ 


Herrn 


Rechtsanwalt  Abel, 


Essen  /Ruhr, 
G-ntenhergstr . 102 


Sehr  geehrter  Herr  Rechtsanwalt ! 


Betr.  Ihrer  imi’rage  nach  einem  Gemeindesehretär  in 
Essen  teilen  wir  Ihnen  ergebenst  mit,  dass  der  Generalsekretär 
der  Liberalen  Vereinigung,  Hei-r  George  GOETZ,  iur  den  Posten 
sich  sehr  interessiert.  Wir  glauben,  dass  Herr  Goetz  ein  sehr 
geeigneter  Mann  wäre,  der  in  jüdischen  Dingen  ausgezeichnet 
sich  auskennt,  der  auch  eine  sehr  gute  Allgemeinbildung  besitzt, 
’ï7ir  schreiben  Ihnen  dies  nui'  heute  andeutungsweise.  Sollten 
Sie  grundsätzlich  geneigt  sein,  dieser  Bewerbung  näher  zu  tre- 
ten, so  vmrden  v/ir  Ihnen  ge3m  mit  näheren  Angaben  zur*  Seite 
stehen.  Es  wird  Ihnen  aber  ausserdem  nicht  schv/er  sein,  gerade 
über  Herrn  Goetz  auch  von  dritter  Seite  gena.ue  Erkundigungen 
einzuholen. 


In  vorzüglicher  Hochachxung 

carrRALATr.::::  Glaubens  e.v. 

i.A.  . n Dr,  Wiener. 


MAX  ABEL 

Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  18 ,6 . 1929 . 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 


x4errn 


Dr.  jur.  Georg  Hirschlanci 


Lieber  Georg , 

auf  nein  an  Herrn  Lr.  Holländer  gerichtetes  Schrei- 
ben erhalte  ich  die  hier  in  Urschrift  anliegende  Antvjort .Auch 
ich  kenne  Lerrn  Goetz  als  Hedner  und  Organisator  persönlich  und 
habe  den  besten  nindruck  von  ihm  gsv/onnen.»'''ie  er  aber  für  den 
Bürodienst  ist, kann  ich  nicht  beur teilen. Viel leicht  ist  es  zwecA- 
massig, wenn  ich  ihn  auf fordere, sich  selbst  zu  bewerben  und  ^Refe- 
renzen auf  zugeben . Ich  bitte  um  Beine  ^--Htteilunp,  ,v;ie  Bu  die  L£.che 
beurteilst . 

Mit  herzlichen  Grüßen  stets 
Bein  / 


/t:,  ;.fv 


1 Anlage 


12.  Juni 


Vorstand  dor  Jüdischen  Gemeinie, 


Oranienhurgerstrasse  29  « 


Wir  bestätigen  den  Empfang  Ihres  freundlichen  Schreibens 
vom  T.ds.Mts.  und  teilen  Ihnen  ergebenst  mit, dass  der  stellvertre 
de  Vorsitzende  des  Vorstandes  der  Synagogengemeinde  Essen, Herr 
Richard  H e r z,  an  der  am  Sonntag,  den  25.ds,Mts.  stittfindenden 
Sitzung  teilzunehmen  beabsichtigt. 

Hochachtungsvoll 
Vorstand  der  Synagogengemeinde 


Essen, den  12.  Juni  1929, 


Sehr  geehrter  Herr  Herz  , 

Anlage  gestatte  ich  mir 
hnen  die  Einladung  zu  der  Sitzung  in  Berlin  zu  überreichen 

und  mochte  Ihnen  noohnale  meinen  Dank  eagen.dass  Sie  sc  freund 
ich  Sind,  die  Sitzung  «ahrzunehmen.  Durchschlag  meines  Schrei- 
bens an  den  Vorstand  der  Jüdischen  Gemeinde  in  Berlin  überreiche 
ich  Ihnen  anbei, 

ln  vorzüglicher  Hochachtung 


Herrn 

Richard  Herz, 

Essen, 


Huyssenallee  36  , 


Anlagen! 


\ 


Abschrift 


Vorstand  der  jüdischen  Gemeinde, 
Oranienburger st rasse  29  • 


Berlin, den  7.  Juni  1929. 


Es  ist  bei  uns  angeregt  worden, eine  Reihe  von  Fra- 
gen, die  für  die  grösseren  preussischen  Synagogengemeinden  von  all- 
gemeinen Interesse  sind,  in  einer  Versammlung  von  Vertretern 
dieser  Gemeinden  zu  besprechen.  Wir  haben  beschlossen, dieser 
/inregung  Folge  zu  geben  und  gestatten  uns  demgemäss,  Süe  für 
Sonntag,  den  23-  Juni  ds.Js. , vormittags  9 1/2  Uhr 
nach  dem  I,  Verwaltungsgebäude  der  Jüdischen  Gemeinde  zu 

Berlin, Oranienburgerstrasse  29, 
Vorstandssitzungssaal 
hierdurch  ergebenst  einzuladen. 

Die  vorläufige  Tagesordnung  fügen  wir  in  der  Anlage 
bei.  Wir  ersuchen  Sie  ergebenst^um  möglichst  baldige  Erklärung, 
ob  und  durch  wennSie  sich  auf  der  Tagung  vertreten  lassen  werden, 
jmd  stellen  gleichzeitig  anheim, falls  Sie  die  Besprechimg  noch 
anderer  Gegenstände  wünschen, entsprechende  Anträge  baldgefälligst 
an  uns  gelangen  zu  lassen. 

Vorstand  der  Jüdischen 
Gemeinde 

gez.  Unterschrift 


An  den 


Vorstand  des  Synägogengemeinde , 

Essen. 


Abschrift 


Einladung  zur  Sitzung  der  Konferenzgemeinschaft 
Sonntag,  den  23-  Juni, vormittags  9 1/2  Uhr 
im  I. Verwaltungsgebäude  der  Jüdischen  Gemeinde  zu  Berlin, Oranien- 
burgerst rasse  29-  Vorstandssitzungssaal. 


I.Die  Bedeutung  der  neuen  preussischen  Kirchensteuergesetze  für  die 
Synagogengeme inden 


II,  Beitragsleistung  zum  Landesverband  und  die  sonstigen  ausserloka-| 
len  Leistungen  der  Gross-Gemeinden 


III.  Der  Etat  des  Landesverbandes 

IV.  Der  Reichsverband 

V.  Die  Verwendung  des  Rundfuhks  für  Veranstaltungen  jüdisch-reli  - 
giösen  Charakters 


VI,  Gesetzlldhe  Regelung  des  Austritts  aus  der  Ortsgemeinde  ohne 
Austritt  aus  dem  Jundentum 


VII.  ßevölkerungs statistische  Massnahmen 

VIII.  Unterbringung  von  Palascha  -Zöglingen 

IX.  Die  Sabbatheiligung  bei  Bauten  der  Gemeinde  und  ihre  Vereitelur^ 
durch  die  Gewerkschaften 
B 


X.  -Besteuerung  von  Gemeindemitgliedern  bei  doppeltem  V/ohnsitz 

XI.  Arbeitsgemeinschaft  der  Gemeindeblätter 

XII.  Gehalts Verhältnisse  der  Rabbiner 
XII,  Jüdischer  Fried ensbund 


XTV.  Rückgabe  des  amerikanischen  Darlehns  an  die  deutschen  Gemein- 
den in  Verbindung  mit  der  Aufforderung  des  Reichsausschusses 
für  russisch- jüdische  Flüchtlinge 

XV  Unt erstützungsgesuch  der  Gemeinde  Lublinice, 


3ssen,den  lo.  Juni  192y* 


Herrn 


Dr,  G-eorg  Hirschland, 


Essen. 


Hierdurch  beehre  ich  mich  ergebenst,  Sie  zu  einer 
Sitzung  der  Denkmalskommission  auf 

Mittwoch,  den  12, Juni,  6 1/2  Uhr 
im  Sitzungszimmer  des  Bankhauses  Simon  Hirschland 


einzuladen. 


Ich  rechne  gern  mit  Ihrem  Erscheinen  und  zeichne 

hochachtungsvoll 

, 


Essen,  den  10.  Juni  19^9 


Sehj?  geehrter  Herr  Dr.  Herzfeld, 

Icsh  bestätige  den  Mpfang  Ihrer  beiden 
Schreiben  vom  7.  er,  und  möchte  Sie  bitten,  den  Artikel  des  Herrn 
Ifargiilles  als  ungeeignet  abzulej^en.  Ich  stehe  mit  Ihnen  auf  dem  Stand- 
punkt, dass  es  nicht  zweckmässig  1st,  dass  von  einer  Seite  aus  über  die 
Sitzungen  der  Repräsentanz  berichtet  wird,  namentlich,  da  diese  Bericht- 
erstattung nicht  ganz  den  Tatsachen  entsprechen  dürfte. 

Auf  die  Angelegenheit  Ogutsch  werde  Ich 

noch  zurückkom^en. 

Mit  freundlicher  :^pfehlung 


Rechtsanv/alt  und  Notar 


Essen, den  lo.Jnni  1929* 


Selir  geehrter  Herr  Herz, 

Soeben  en^f^nge  ich  einen  Brief  des 
l*«rrn  ObortUrgernelcters  aor  Stadt  Ssaen.den  loh  Ihnen  ln  Original 
in  der  ..nlage  Sberrololie  nit  der  Bitte,  aie  /.Jigolegenhelt  wei- 
ter zu  hecrholten  und  den  Brief  den  ÄktenbelfUgen  zu  lassen. 

freundlicher  Empfehlung 


Herrn 

Richard  Herz, 

Essen« 


h liuyssenallee  36 


Dr.  Herzfeld 

Jechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  Jujli  1929 

Mansahaus,  Fernsprecher  1207’,  4375 
Schubertetraße  41,  Fernsprecher  7607 


E/ilQ. 

Herrn 


Dr.  G-eorg  HirschJandj 


4 ' 


Essen* 


Sehr  geeiirter  Herr  Dr.  Hirscliland  ! ' ^ 

Zun  ersten  Mal  seit  langer  Zeit  wird  mir  von 
Herrn  Dr.  Hahn  der  hier  heigofügte  Aufsatz  des  Herrn 
Margolies  für  das  Gerne indehlatt  wieder  vorgelegt  mit  der  Bitte 
um  Stellungnalime.  Da  bisher  noch  kein  Ersatzmann  für  mich 
im  Redaktionskomitee  bestellt  worden  ist,  habe  ich  mich  mit 
der  Sache  befasst.  Ich  halte  es  in  diesem  Palle  aber  doch 
für  notwendig,  Ihre  Stellungnahme  kennenzulernen,  ehe  ich 
etwas  veranlasse.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  es  bedenklich 
wäre,  wollte  man  es  zulassen,  wenn  von  einer  Partei  aus, 
gleichviel  um  welche  es  sich  dabei  handelt,  Berichte.-  über 
die  Sitzungen  der  Repräsentanz  dem  Gemeindoblatt  gegeben  wer- 
den. Das  kann  zum  mindesten  zu  Jnzuträglichkeiten  führen. Was 
der  einen  Seite  recht  ist,  ist  der  anderen  Seite  billig.  Wir 
könnten  es  also  erleben,  dass  uns  von  mehreren  Seiten  ver- 
schiedene Berichte  zugehen,  die  natürlich  nicht  miteinander 
übereinstimmen.  Man  kann  es  auch  keiner  Partei  verübeln, wenn 
sie  das,  was  ihre  eigenen  Leute  sagen,  ausführlich  wieder- 
gibt  und  das^  von  anderer  Seite  ausgefülirt  ist,  nebensächlich 

behandelt.  Aus  alle  diesen  Gründen  scheint  es  mir  geboten, 

att 

dass  eine  offizielle  Berichterstattung  über  Sitzungen  ein- 

ger^iüilél^wird.  Ich  hatte  schon  gelegentlich  einmal  dem 

Redakteur  als  meine  persönliche  Meinung  gesagt,  dass  ich 

es  für|zweckmäs3ig  halte,  wenn  er  selbtrfc  zu  den  Sitzungen 

herkäme 


1 

_ o ^ 

— ^ ««i 

ii6rlcäme,un  salbst  zu  referiaren.  Die  Zi7ackDüssigkoit  dieser 
iinregimg  ist  mir  nachträglich  zweifelhjift  geworden,  denn  ich 
habe  nicht  das  Zutrauen  zu  Herrn  Heuländer,  dass  er  der 
geeignete  Berichterstatter  ist.  Dagegen,  dass  der  Vorstand 
selbst  einen  Berichterstatter  aus.  seiner  Mitte  bestellt,  be- 
stehen natürlich  auch  Bedenken.  Es  kann  dadurch  leicht  eine 
Quelle  von  Differenzen  geschaffen  werden. 

Ich  bitte  deshalb  um  Jhre  insicht.  V/äre  Ihnen 
auch  dankbar,  wenn  Sie  sicli  darüber  äussern  wollten,  ob  Sie 
es  für  zweciimässig  und  unbedenklich  halten,  die  Etatszahlen 
oitzuteilen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung  ! 

/ 

1 ^tnlago  ! 
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Ati  schrift 

Der  Oberhürgermeister  der  Stadt  Sssen. 
VI  2403/28 


Essen, den  6, Juni  1929 


An  den 


Vorstand  der  Synagogengemeinde 


Hier, 


Ich  nehme  Bezug  auf  mein  Schreiben  vom  19.3.ds.Js, 
wegen  des  Verkaufs  des  von  Ihnen  ge^vünschten  Grundstücks  am  Park- 
friedhof und  frage  ergebenst  an, ob  Sie  nunmehr  mit  dem  zuletzt 
von  mir  angegebenen  Bedingungen,  die  in  dem  an  Herrn  Dr.  Georg 
^^irschland  gerichteten  Schreiben  vom  23. Kai  ds.Js,  niedergelegt 
sind , einverstanden  sind. 

Für  baldgefällige  Antwort  wäre  ich  Ihnen  dankbar.  Ich  würde 
alsdann  Ihren  Antrag  dem  zuständigen  städtischen  Ausschuss  zur 
Genehmigung  unterbreiten. 

i/A  geB,  Dr.  Schneider 

Stadtrechtsrat 
beglaubigt  Unterschrift 
Sta  dtamtmann 


MAX  ABEL 
Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN, den  ^ • 1^25 . 

Gutenbergstr.  102,  Fernspr.  7004 


Herrn 


.‘I  r 


^r.  Jui-.  Georg  Hirschland 


sen 


Gieher  Georg , 

in  i^-rledigung  Heines  Schreibens  vom  4.d.M. 
habe  ich  mich  sofort  an  Herrn  Hr.  Holländer  gewandt  und  wer- 
de weiterhin  die  GemeindesatzuQg  in  die  bearbeitende  Hand 
nehmen. 

filit  herzlichem  Gruß 
Hein  / 


Essen, den  4«  Juni  1929. 


Lielser  Max, 

Ich  gestatte  mir,  Dich  daran  zu  erinnern, 

l.dass  Herrn  Hollaender  wegen  eines  Sekretärs  für  die  Gemeinde 
geschrieben  werden  sollte, 

2*dass  bei  der  Aenderung  der  Gerne inde statuten  die  Vermögens  - 
steuern  berücksichtigt  werden  müssen. 

Herzlichen  Gruss 

wie  stets  Dein 


Herrn 

Hechtsanwalt  Max  Abel, 

Essen, 


Hansa-  Haus 


RICHARD  HERZ 


ESSEN,  den  28 . 

Huyssenallee  36 


Mai  1929 


Herrn 

Dr.  jur.  G-eorg  HirschlaJid 


Essen 


Aus  dem  mir  mit  Ihrem  sehr  geehrten 
Gestrigen  abschriftlich  übersandten  Briefe  des 
Herrn  Oberbürgermeister  3 rächt  ersehe  ich 
zwar,  dass  derselbe  unsem  Ausführungen  gefolgt 
ist  und  fragliche  8000  Mark  entgegen  der  Entschei- 
dung seines  Dezernenten  auf  die  Kosten  des  Gesamt- 
grund Stückes  umgelegt  hat.  Der  Dezernent  aber  hat 
nun  den  Spiess  umgedreht  und  uns  das  Grundstück 
noch  verteuert.  Weitere  Verhandlungen  halte  ich  für 
zwecklos,Wir  müssen  die  jetzigen  Bedingungen  anneh- 
men. Vor  einigen  Tagen  hatte  ich  eine  Bespre- 

chung mit  Herrn  Beigeordneten  Bode,  den  ich 
um  beschleunigte  Anfertigung  einer  Skizze  für  die 
aufzuführenden  Bauten  bat.  Er  versprach  mir  Anfer- 
tigung derselben  innerhalb  14  Tagen.  Sobald  ich 
im  Besitze  der  Skizze  bin,  werde  ich  mir  erlauben, 
mich  mit  Ihnen  in  Verbindung  zu  setzen,  um  alsdann 
die  Priedhof skommission  zusaxamen  zu  berufen. 

Auch  wegen  einer  evtl.  Beschäftigung  des 
Herrn  Finger  als  Bauführer  sprach  ich  mit  Herm 
Bode,  der  unsem  Wünschen  entsprechen  will.  Ob 
Herr  Finger  mit  einer  solchen  Tätigkeit  zufrieden 
ist,  muss  sich  finden. 


Mit  bester  Einpfehlung 
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fissen, den  27.  Mal  1929. 


Herrn 


Hich«rd  Her 


Essen 


Huyasenallee  36 


In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen  Abschrift  eines 
mir  heute  von  Herrn  Oberbürgermeister  Bracht 

Prlvatschrelbem  was  soll  geechehenT  ==«6e6angena.^ 

freundlicher  Empfehlung 


Anlage! 


, >Ar' r’-vrr:. 


Abschrift 

Der  Oberbürgermeister  der  Stadt  Essen 


a S3  B 
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Essen, den  23.5.1929 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirsohland, 

Essen. 


^^V  »-  • i 

51 


Betr. Verkauf  eines  Grundstü-ckes  am  Parkfriedhof  an  die  Synagogen» 
gemelndes  Dortiges  Schreiben  vom  24.4,1929 

Ihrem  Vorschlag, die  durch  den  Abbruch  der  Häuser  Planten- 
bergstrasse 28  und  28  a entstehenden  Abbruchs  -und  ümzugskosten 
auf  den  gesamten  Priedhof sbesitz  zu  verteilen, beabsichtige  ich 
zu  entsprechen.  Dadurch  ermässigt  sich  der  Selbstkostenpreis  der 
Stadtgemeinde  um  o,5o  M Je  Quadratrute  des  Grundbesitzes, 

Die  Stadt  hat  derzeit^mït  dem  Vorbesitzer  geführten  Pro- 
zess durch  Vergleich  abgeschlossen  und  die  Ihnen  derzeit  aufgege- 
benen Selbstkosten  von  62  M Je  Quadratrute  richtig  berechnet.  In- 
zwischen hat  die  Stadtgemeinde  durch  Pälligwerden  weiterer  Zins- 
zjahlungen  und  die  Veranlagung  zur  Grunder%verbs Steuer  weitere  Auf  - 
Wendungen  für  den  Grundbesitz  machen  müssen;  ausserdem  stehen 
noch  die  Kosten  der  grundbuchamtlichen  Umschreibung  aus.  Die  tat- 
sächlichen Selbstkosten  der  Stadtgemeindé  erhöhen  sich  durch  diese 
damals  noch  nicht  bekannten  Ausgaben  auf  65, -M  Je  Quadratrute, 
Unter  Berücksichtigung  der  vorzunehmenden  Verteilung  der  Abbruohs- 
und  Umzugskosten  der  Häuser  Plantenbergstrasse  28  und  28  a würde 
der  nach  Ihrem  Vorschläge  berechnete  Selbstkostenpreis  sich  auf 
64, 5o  M Je  Quadratrute  stellen. 

Dieser  Preis  wäre  bei  Uebereignimg  der  Grundstücke 
durch  die  Synagogengemeinde  zu  zahlen. 


ge z, Br acht 


^er  Oberbürgermeifler 

öec  0ta6t  i£ffen 

^ernruf  SC^U  Pofïfd?lie^fa(t)  281 

n 

Herrn 

Dr.  Georg  Hirschland 
Essen 
Lindenallee  7/9 

j 

J^re  ^eid)en  3^r  ©cbreiben  rom  tTï ein  Setd^en  VI  ïtag  23.  5, 

3ettr.  Verkauf  eines  Grundstücks  am  Parkfriedhof  an  die  Synagogen- 
gemeinde, dortiges  Schreiben  vom  24.  4.  1929. 


Ihrem  Vorschlag,  die  durch  den  Abbruch  der  Häuser 
Plantenbergs tr.  28  und  28a  entstehenden  Abbruchs  - und  Um- 
zugskosten auf  den  gesamten  Priedhofsbesitz  zu  verteilen, 
beabsichtige  ich  zu  entsprechen.  Dadurch  ermäßigt  sich 
4^  der  Selbstkostenpreis  der  Stadtgemeinde  um  0,50  M je  Qua- 

dratrute des  Grundbesitzes. 

Die  Stadt  hat  derzeit  den  mit  dem  Vorbesitzer  geführten 
Prozeß  durch  Vergleich  abgeschlossen  und  die  Ihnen  derzeit 
aufgegebenen  Selbstkosten  von  62.-  M je  Quadratrute  rich- 
tig berechnet.  Inzwischen  hat  die  Stadtgemeinde  durch  Päl- 
ligwerden  weiterer  Zinszahlungen  und  die  Veranlagung  zur 
Grimderwerbsteuer  weitere  Aufwendungen  für  den  Grundbesitz 
machen  müssen;  außerdem  stehen  noch  die  Kosten  der  grund- 
buchamtlichen Umschreibung  aus.  Die  tatsächlichen  Selbst- 
kosten 


1 


kosten  der  Stadtgemeinde  erhöhen  sich  durch  diese 
damals  noch  nicht  bekannten  Ausgaben  auf  65,-  M je 
Quadratrute.  Unter  Berücksichtigung  der  vorzunehmen—! 

I 

den  Verteilung  der  Abbruchs  — und  Umzugskosten  der  ■ 
Häuser  Plantenbergs tr.  28  und  28a  würde  der  nach  Ih-  i 
rem  Vorschläge  berechnete  Selbstkostenpreis  sich  auf  ! 
64,50  M je  Quadratrute  stellen. 


Dieser  Preis  v/äre  bei  Übereignung  der  Grundstük- 
ke  durch  die  Synagogengemeinde  zu  zahlen. 


ifesen, 


den  15*  Mai  1929. 


Sehr  geehrter  Herr  Herz,  ich  heifolgendes  Aktenstück 

Soeben  erhalte  icn 

Ihr  ergab 'ner 


/ -ii 


Herrn 

Richard  Herz, 

Huyssenallee 


P\irch  Boten« 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hahn, 

In  der  Anlage  gestatte  ich  mir, 

Ihnen  einen  Brief  des  Herrn  Br,  E.  Hosenhaiim  vom  T.ds.Mts. 
zu  übermitteln.  Ich  wäre  Ihnen  dankbar,  wenn  Sie  die  Angelegen^ 
heit  studieren  vmrden  und  mir  gelegentlich  unter  Rückreichung 
der  Anlagen  darüber  referieren  könnten.  Ich  habe  Herrn  Br,  Rosen 
bäum  gebeten, nicht  mich  zu  besuchen, sondern  sich  mit  ihnen  in 
Verbindung  zu  setzen. 

Mit  hochaohtungsvoller  Begrüssung 
Ihr  ergebener 


8*  Mal 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Rosenbaum, 

schätzbaren  bohreibens  vom  7 de  MtT  I^e 

in  der  Anlegenhelt  mit  l Mtten.aloh 

nxegenheit  mit  Herrn  Rabbiner  Dr  Hahr.  /i 

zum  Referat  übergeben  habe,  in  Verbindung  zu  sltzel. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Herrn 

£,  Rosenbaum, 

Berlin  w 15  . 


Meierottostrasse  8 


8.  Mai 


Sehr  geehrter  Herr  Dt,  Herzfeld, 

Ihr  schätzbares  Schreiben  vom 
2.d3.Mt3.  habe  loh  in  der  gestrijjen  Sitzung  dea  Vorstandes  der 
Synagogengemeinde  zur  Verlesung  gebracht,  ebenso  habe  ich  über 
unsere  mündliche  Aussprache  eingehend  berichtet.  Der  Vorstand 
lässt  Ihnen  durch  mich  einstimmig  seinen  Dank  dafür  zum  Ausdruck 
bringen, dass  Sie  auch  weiterhin  trotz  der  bei  Ihnen  vorliegenden 
schweren  Bedenlien  an  unseren  Arbeiten  teilnehmen  wollen. .-läs  lat 
einmütig  der  „unsoh  zum  Ausdruck  gekommen, Eie  von  Ihren  Arbeiten 
in  weitestem  Umfange  zu  entlasten.  Hierüber  werden  Ihnen  demnächst 
noch  eingehendere  Vorschläge  gemacht  werden. 

loh  bringe  den  wünsch  des  Vorstandes 
noch  zum  Ausdruck, dass  die  notwendige  Schonung  Ihnen  bald  wieder 

erlaubt, Ihre  ausserberufliohe  Tätigkeit  in  vollem  Umfange  aufzunehmen 
und  empfehle  mich  Ihnen 

in  vorzüglicher  Hochachtung 


Herrn 


^Rechtsanwalt  und  Notar  Dr.  Herzfeld  i 


Essen. 


Hansa -Haus  , 


Der  Vorstand  hat  in  seiner  gestr 
gen  Sitzung  von  Ihrem  Vmnsofee  Kenntnis  genommen, von  dem  Vorsitz 
der  \Vohlfahrtskommission  befreit  zu  werden.  Der  Vorstand  lässt 
Ihnen  durch  mich  seinen  wärmsten  Dank  für  die  jahrzehntelange 
Tätigkeit  als  Vorsitzender  dieser  .Kommission  zum  Ausdruck  brin- 
gen und  hat  Herrn  Max  Kugelmann  zu  Ihrem  Hachfolger  bestimmt.  lol 
habe  bereits  mit  Herrn  Kugelmann  gesprochen, der  sich  bereit  er  - 
klärt  hat, dieses  Amt  anzunehmen.  Ich  habe  Herrn  Kugelmann  gebetei 
sich  mit  Ihnen  wegen  der  Führung  der  Uesohäfte  in  Verbindung  zu 
setzen,  er  hat  mir  zugesagt,  dieses  in  den  nächsten  Tagen  zu  tun. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 


■Rechtsanwalt  und  Notar  Dr.  Herzfeld  I 
Essen. 


Hansa-Haus 


Abschrift ! 


Dr.  Herzfeld  I 

Rechtsanwalt  und  Notar  Essen,  den  2. Mai  1929. 

Herrn 

Vorsitzenden  des  Vorstands  der  Synagogengeineinde , 

Herrn  Dr.  Georg  Hirschland  , 

Essen. 

Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschland ! 

Zufolge  der  Unterredung,  die  ich  in  der  vorigen  Woche  mit 
^ Ihnen  hatte,  habe  ich  noch  mehrfach  mit  meinen  ärztlichen  Beratern  und 

meiner  Frau  erörtert,  ob  ein  Verbleiben  im  Vorstande  angängig  ist.  Meine 
Aerzte  empfehlen  mir,  bis  auf  weiteres  Sitzungen  nicht  zu  besuchen  und  je- 
de ausserberufliche  Tätigkeit  zu  unterlassen.  Sie  halten  es  für  nicht  aus- 
geschlossen, dass  ich  in  einigen  Monaten  vielleicht  in  bescheidenem  Umfan- 
ge wieder  ausserberuflich  tätig  sein  kann. 

Daraus  ziehe  ich  die  Folgerung,  Sie  zu  bitten,  mich  bas  auf 
weiteres  von  jeglicher  Tätigkeit  und  auch  von  der  Teilnahme  an  den  Sitzun- 
gen gütigst  freizustellen.  Ich  schlage  ferner  vor,  dass  ich  einstweilen 
^ noch  dem  Vorstande  als  Mitglied  angehöre  und  die  Frage  der  Amtsniederle- 

gung erst  dann  endgültig  erledigt  wird,  wenn  ich  übersehen  kann,  ob  ich 

eine  ausserberufliche  Tätigkeit  wieder  aufnehmen  werde  oder  ob  das  nicht 
möglich  ist. 

Für  diesen  meinen  Vorschlag  spricht,  dass  im  Falle  meiner  Amts- 
niederlegung eine  Ersatzwahl  erst  bei  Ablauf  der  Wahlperiode  erfolgen  würde 
und  dass  daher  lediglich  der  dienstälteste  Stellvertreter  für  mich  zu  am- 
tieren hätte.  Da 

Da  nun  aber  die  Herren  Stellvertreter  dohl:^n  allen  Sitzungen 


ADOLF  KOCH 
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Essen,  den  28.  April 1929., 

iiansahaus  Schiller-Str . 1 -5 
Zimmer  144/145« 


nerrn 


Georg  Kirschland  , 


s s e n 


Lindenallee  63 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 


Unserer  Absprache  gemäß  übersende  ich  Ihnen  anbei 
den  Krief  des  Verbandes  der  Ost Juden  zur  gefl.  Bedienung. 

Mit  freundlichen  Grüßen 


1 Anlar;e . 


Ihr /ergebener 


' GEBR.  SCHÖRMäNN  ä.-G. 

DIREKTION 


Hi; 


ESSEN  , den  25.  April  I929 

BURGSTRASSE  7 

Ho/Ad. 


Herrn 

Dr. Georg  Eirschland, 
i/Fa.  Simon  Hirechland, 


Essen. 


Ich.  lade  Sie  hiermit  zu  einer  vertraulichen 
Besprechung  über  kulturelle  Angelegenheiten  der 
Gemeinde  am  Montag  den  29.  April  abends  8 "ühr  30 
im  Sitzungszimmer  Ihrer  Firma  ein,^ 

ErgabenstKl 

i 

' I i I 1/1  I i i \ 


Zu  einer  Sitzung  der  Pinanzkommission  laden  wir  Sie 


Montag  den  22«AT)ril  1929  19  Ulir 


ein, Die  Sitzung  findet  im  Sitzimgssaale  des  Bankhau- 
ses Simon  Hirschland  Lindenallee  7/9  statt. 


Tagesordnung: 
Etat  29/30 


Auf  Anordnung: 

4 ■ 


...  4 


/ 


Poflkarte 

• 

Herrn 

Dr.jur. Georg  Hirschland 

• 

Essen 

Lindenallee  7/9 

Entwurf 

Vorstand  der  3|ttiagogengemeinde 


; 


Herren 

Ö,  Hoffmann 
A.  Koch 
A,  Rath 
J « Robert 

Es  o e n 


Herr  Sanitätsrat  Dr.  Cohen  hat  an  den  Vorstand  a er  Synagogen 
gemeinde  folgendes  Sohroihsn  gesandt: 


Der  Vorstand  der  Synagogengemeinde  liat  sich  in  seiner  letzten 
Sit^’iimg  mit  dieser  Angelegenheit  befasst  und  eine  Kommission  gewählt^ 
die  gebeten  werden  soll^  sich  mit  den  Zuständen  der  Wochen tagB*»bynagoge 
;:u  befassen,  lam  dem  Voratande  greifbare  Vorschläge  zu  machen,  wie  den 
dort  bestehenden  Zuständen  abgoholfen  werden  kann. 

Wir  bitten  Sie  deshalb,  sich  möglichst  bald  zu  informieren  und 
uns  über  Jhre  Informationen  zu  berichten.  Wir  nehmen  an,  dass  einer  der 
Herren, nachdem  sich  die  Herren  darüber  miteinander  verständigt  haben, 
den  Vorsitz  der  Kommission  übernehmen  wird.  v/ären  Jhnen  dankbar, 
wenn  Sie  die  Ajxgelegenheit  beschleunigt  in  die  Hand  nehmen  würden  und 
möchten  nicht  verfehlen  Jhnon  im  voraus  unseren  verbindlichsten  Dank 


zum  Ausdruck  zu  bringen. 


Hochachtungsvoll 
Vorstand  der  Synagogengemeinde 


Essen,  den  24.  April  1929 


Sehr  geehrter  Herr  Oberbürgermeister, 

Unter  Bezugnahme  auf  unsere 

gestrige  Aussprache  gestatte  ich  mir,  Jhnen  ergebenst  in  der  Anlage 
einen  Aktenvermerk,  der  von  einem  der  Mitarbeiter  gemacht  ist,  zu 
überreichen,  jeh  bitte  Sie,  von  dieser  Aktennotiz  nur  den  Jhnen 
persönlich  geeignet  erscheinenden  Gebrauch  machen  zu  wollen  und 
die  Sache  einer  nochmaligen  wohlwollenden  Behandlung  im  Interesse 
der  Synagogengemeinde  unterziehen  zu  lassen.  Es  ist  in  keiner  Weise 
beabsichtig-*,  irgendeine  Schärfe  in  die  Verhandlung  hereinzubringen. 
Die  Aktennotiz  war  lediglich  zu  meiner  persönlichen  Information 
angefertigt . 

Mit  verbindlichem  Dank  für  Jhre 
freundlichen  Bemühungen  zeichne  ich  aid 

Jhr  Jhnen  sehr  ergebener 

i, 


Anlage 


24.  April  1929 
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Friedhof  H u t t r o p 
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Auf  Grund  von  vorhergegangenen  Verhandlungen  hat  die  Stadt- 
verwaltung am  l^.März  1928  der  Synagogengemeinde  den  vorher  nälier  be- 
zeichnet en  Teil  des  von  ihr  erworbenen  Hutt roper  Friedhof ge länd es  zu 
demselben  Preis  angeboten,  zu  dem  ihn  die  Stadt  aus  privaten  Händen 
erworben  hat.  Am  2o. Februar  1929  wird  uns  mitgeteilt,  dass  der  Selbst- 
kostenpreis für  dtas  circa  5 Morgen  und  75  cimadratruten  grosse  Gelände 
FM  62.-  ;je  Quadrat rute  beträgt.'  Hinzu  kommen  die  Kosten  für  die  Il^r- 
stellung  von  10  Frsatzräuraen  eines  niederzulegenden  Hauses  sowie 
die  ümzugskosten.  Zugegeben,  dass  das  fragliche  Haus  zurzeit  nicht 
abbruchreif  ist,  so  muss  dasselbe  doch  unter  allen  Umständen  niederge- 
legt werden,  sobald  der  bet re. f ende  Geländeteil  dem  Friedhofsbetrieb 
nutzbar  gemacht  werden  soll.  Sollten  deshalb  nicht  die  fraglichen 
Kosten  von  KM  8000.-  plus  Umzugskosten  auf  den  Gestehungspreis  des 
gesamten  Friedhofsgeländes  umzulegen  seinlU  Von  dem  gesamten  Friedhofs- 
gelände ent>fällt  doch  nur  auf  das  von  der  Synagogengemeinde  zu  erwerben- 
de Grundstück  ein  kleiner  Bruchteil. 

Der  Selbstkostenpreis  wird  uns  mit  RM  62.-  Je  Quadratrute 
auf gegeben  « KM  11.160.-  pro  Morgen.  Bei  Beginn  der  Verhandlungen 
war  von  der  Stadt  erklärt  worden,  dass  die  Vorbesitzerin  des  Geländes 
circa  RM  10.000.-  pro  Morgen  fordere.  Der  Stadt  erschien  dieser  Preis 
erklärlicherweise  entschieden  zu  hoch.  Es  kam  zu  einem  Rechtsstreit. 
Sollte  nicht  in  der  Berechnung  von  RM  11.160.-  pro  Morgen,  der  uns  Jetzt 
angegeben  wird,  eine  scharfe  Kalkulation  zu  unseren  Ungunsten  liegen? 


tl.’ 
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Mchard  Herz 


Essen, den  22.  April  1929 
Huyssenallee  36 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschland! 


Betr;  Friedhof  Huttrop. 


Auf  Grund  der  vorhergegangenen  Ver- 
handlungen bietet  uns  die  Stadtverwaltung  unter  dem  I3. 
März  1928  den  vorher  näher  hezeichneten  Teil  des  von  ihr 
erworbenen  Huttroper  Friedhof  gelande  s zu  demselben  Preise 
an,  zu  dem  ihn  die  Stadt  aus  privaten  Händen  erworben 
hat.  Api  20.  Februar  1929  wird  uns  mitgeteilt,  dass  der 
Selbstkostenpreis  für  das  ca  5 Morgen  und  73  Quadrat- 
ruten grosse  Gelände  62  Mark  je  Quadratrute  beträgt. 
Hinzu  kommen  die  Kosten  für  die  Erstellung  von  10  Er- 
satzräumen eines  niederzulegenden  Hauses , sowie  die  Um- 
zugskosten. Zugegeben,  dass  das  fragliche  Haus  zur  Zeit 
nicht  abbruchreif  ist,  so  muss  dasselbe  doch  unter  allen 
Umständen  niedergelegt  werden,  sobald  der  betreffende 
Geländeteil  dem  Friedhofsbetrieb  nutzbar  gemacht  werden 
soll.  Die  fraglichen  Kosten  von  Mk.  8000. — plus  Umzugs- 
kosten sind  deshalb  auf  den  Gestehungspreis  des  gesamten 
Friedhofsgeländes  umzulegen.  Hiervon  entfällt  auf  das 
von  uns  zu  erwerbende  Grundstück  nur  ein  icleiner  Bruch- 
teil. 


Der  Selbstkostenpreis  wird  uns  mit 
62  Mark  je  Quadratrute  aufgegeben  = III60  Mark  pro  Mor- 
gen. Bei  Beginn  der  Verhandlungen  wurde  uns  erklärt,  dass 
die  Vorbesitzerin  des  Geländes  (die  Manne smannrbhren- 
Werke)  ca  IOOOO  Mark  pro  Morgen  fordere.  Der  Stadt  er- 
schién  dieser  Preis  erklärlicher  Weise  viel  zu  hoch.  Es 
kam  zu  einem  Rechtsstreit,  Auf  Grund  eines  Urteils  oder 
einer  gütlichen  Einigung  wird  jetzt  der  Preis  pro  Morgen 
mit  11160  Mark  angegeben!  Sollte  da  nicht  ein  Irrtum 
vorliege  n? 
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Sitzung  des  Vorstandes  vom  18, IV. 29*  2o  1/2 

Anwe  s end : Dr  • G • Hir  s chland , Dr . He  r z f e ld , R • He  r z , G • Nas  sau,  S . Hof  fmann , A , Ko  ch , 
als  Vertreter  der  Repräsentanten  R. A. Abel.Ent schuldigt :J. Passmann, A. Schürmann, 
zu  2. Der  Antrag  der  hebräischen  Sprachschule, eine  Rechnung  der  Stadt  Essen 
in  Höhe  von  M.152*7o  zu  Lasten  der  Gemeinde  zu  übernehmen, wird  Herrn  Koch 
zur  genauen  Prüfung  des  Sachverhaltes  übergeben. 

Der  ■^estbeitrag  zum  Preussischen  Landesverband  für  1928  in  Höhe  von  Mk  9»608,- 
wird  zur  Zahlung  angewiesen. 

^Zu  5.  Der  Vorsitzende  teilt  mit,  daß  Herr  Passmann^Alässlich  seines  70'ten 
Geburtstages  Mk  1000,-  für  die  Synagogen— Gemeinde  gespendet  habe/i  , und 
berichtet,  daß  er  im  Namen  von  Vorstand  und  Repräsentanten  dem  Spender  seinen 
Dank  übermittelt  habe/  . Er  schlägt  vor,  diese  Spende  zur  Erhöhung  des  Stiftungs 
kontos  zu  verwenden,  vorbehaltlich  des  Einverständnisses  des  ^errn  Passmann. 
Dieser  Vorschlag  wiri  durch  Beschluß  angenommen.  Der  Vorsitzende  übernimmt 
es,  das  Einverständnis  des  Spenders  ein::uholen. 

Der  Vorsitzende  verliest  ein  Schreiben  des  Vereins  jüd.  Handwerker  , Essen, 
in  welchem  eine  grössere  Berücksichtigung  des  jüdischen  Handwerks  bei  Ver- 
gebung grösserer  Arbeiten,  vor  allem  bei  Einrichtung  der  neuen  Heizung, 
gefordert  wird.  Es  wird  beschießen,  in  dem  Sinne  zu  antworten,  daß^e^  für  die 


^geiorueri;  wira.  Jis  wira  uesenxoi^en,  in  aem  öinne  zu  etnrworxen,  aau^s  rur  aie 
L Vorarbeiten  zur  Heizungsneuanlage  It.  Vor st^mdsbe Schluß  dem  DuzerneKtêh  über- 
t laaaen- worden“^ sT,  ,den  .Sachvorfiitandigen  auazuwählen,  bezgl.  Vergebung  sonstiger 
grösserer  Arbeiten  in  jedem  Palle  Kostenanschläge  mehrerer  Handwerker  einge— 
holt  werden,  die  endgültige  Entscheidung  arl^ear  dai-ÜPe&ernentqn  von  dem  für 

die  Verwaltung  günstigsten  Angebot  abhängig  sei. 

Ber  Vorsitzende  bringt  dämm  einen  Antrag  dér  Jüdischen  Volkspartei  zur  Ke  nt- 
nis, welcher  QC0  ’gerdo reuigen  über  Errichtung  eines  Jugendheimes, einer  Hebr. 
Sprach-  und  Talraud-Thoraschule  , eines  traditionellen  Gottesdienstes  mit  allen 
dazu  gehörigen  Erfordernissen,  4^  Erhaltung  und  Subventionierung  der  bestehen—  | 
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den  Minjanlm  , Änderung  der  Satzungen  und  öffentl^he^^inlad]UG^^ 
Repräsentantensituzngen  fordert.Es  wird  "beschlossen-,  in  Zukunft  den  Temin 


von  Repräsentantensitzungen  durch  öffentlichen  Anschlag  in  der  Synagoge 
bekannt  zu  geben  uncT  fesl/ge stellt, daß  alle  anderen  Punkte  durch  die  Verwaltung 
bereits  bearbeitet  werden, 

DerbVorsitzende  verließt  einen  Protest  der  jüdischen  JLrtzeschaft  Essens  gegen 
das  Insetat  des  Bestrahlungsinstitutes  der  Frau  Eönig.Es  wird  beschloésen, 
l.die  Beschwerden  an  den  Verlag  weiterzugehen  2. eine  offizielle  Erklärung 
j^der  Gemeindeverwaltung  in  der  Gemeindzéitung  mit  folgendem  Wortlaut  zu  varr— 
öffentlichen;  Uns  sind  Beschwerden  über  den  Anzeigeteil  des  Gemeindeblattes 
zugegöngen.Wir  geben  deshalb  bekannt, daß  der  Vorstand  der  Synagogengemeinde 
mit  dem  gesamten  Anzeigeteil  nicht  befaßt  war.3),Der  jüdischen  Ärtteschaft 
Essens  mitzuteilen, daß  d^  Vorstand  in  der  nächsten  Nummer  eine  darartige 
Erklärung  veröffentlichen  wird, 

Br, Herzfeld  bespricht  den  Antrag  <^s  Jüdischen  Priedensbundes  be tr, Beitritt/ 
und  Beitagsleistung, Es  wird  beschlossen,M,2oo. -als  Jahresbeitrag  zu  bewüllgéfi, 
Br. Herzfeld  gibt  dann  Kenntnis  von  einem  Schreiben  der  Misracht  World  Organi- 
zation,welche  zur  Befriedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  in  den  Kolonien 

^Palästinas  eine  Beihilfe  erbittetr,Es  wird  beschlossen, den  Antrag  abzulehnen, 

r 

Br, Herzfeld  beichtet  dann  über  die  Anregung  des  Provinzialverbandes 
rheinischer  Synagagengemeinden,eine  Besprechung  von  Vertretern  der  rheinischen 
Grßßgemeinden  hrrbeizuführen,um  festsustellen,ob  Austritte  aus  den  Gemeinden^a 
aus  Steuergründen  eine  allgemeine  Erscheinung  sind.  Es  wird  beschlossen,  dahin- 
gehend zu  antworten,  daß  in  Essen  diese  Vorkommnisse  eine  nur  untergeordnete  Rolè 
spielen, 

Ber  Vorsitzende  verliest  ein  Schreiebn  des  San, Rats  Br, Cohen, der  den  Vorstand 
auf  dei  unhaltbaren  Zustände  im  kleinen  Betsaal  aufmerksam  macht. Es  wird 
beschlossen, eine  aus  den  Herren  S, Hof famnn^XTRath,J. Robert -4iaiTd'“:^*ÄS0rrtracTr 


€^tn 
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bestehende  Kommission  zu  bilden, die  daiüber  bdraten  und  dem  Vorstand  Vor- 
schläge machen  soll, wie  diesen  Zuständen  am  wirksamsten  endgültige  Abhilfe 
geschaffeii  wird^  Herrn  Dr,  Cohen  zu  antworten, daß  der  Vorstand  zur  Abstellung 
der  Übeistände  eine  Kommission  ernannt  hat. 

zu  5*üer  Vorsitzende  bringt  zur  Kenntnis, daß  die  Kommission  für  kulturelle 

Angelegenheiten  beantragt  habe, an  Stelle  von  Talmudthora  uns  Sprachschule 

ein  einheitliches  Schulv/erk  der  Gemeinde  zu  setzen  und  dafür  95oo»~i3i  den 

Etat  einzusetzen, Der  Vorsitzende  schlägt  vor, die  Beratung  und  Beschlußfassimg 

zurückzustellen, da  es  sich  um  eine  so  grundlegende  Frage  handelte, die  noch 
e / 

sehr  einghenfl  vorberaten  werden  müsse. lum  ejm  Besprechung  vcti  Vorstand^ 
führenden  Herren  der  Repräsentanz  und  d^  Hprre^  Rabbinern  h^rbeizuführdn, 

E^wird  diesem  Vorschläge  stat tgegeb^  und  beschlossen, Herrn* Schürmann  als 

/ 

V^sitsendaa.  der  Kommission  um  Einber^ung  einer  solchen  internen  Versammlung 
^u  bitten* 

zu  6. Herr  Kassau  teilt  mit, daß  die  Vorarbeiten  für  die  Heizimgsneuanlage 
noch  nicht  abgeschlossen  seien  und  er  daiier  um  Vertagung  dieses  Punktes  bitten 
müsse. Diesem  Anträge  wird  stattgegeben. 


++  Ein  Aufruf  an  die  Gemeinden  ohne  Lehrer  desselj^ben  Verbandes  wird  den  Herren 
Rabbinern  mit  der  Bitte  um  schriftliche  Rückäußerung  übermittelt. 


Vorstand 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen. 


Einladung 

ZU  der 

auf  Poimerstög,  den 18 ♦ April 1 9,29... 

20  Uhr  anberaumten  Sitzung. 

Sitzungssaale  des  Bankhauses  Simon  Hirschland 
TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 


Essen,  den ll*  April 1 9 29 


Der  Vorsitzende 

d.  A.: 


4.^  dvJ^,  A L .Uw 

^J-wl  j/*v,  Fi^AA^Y/^  Jj^v^ 

^ V}llVW^W*<|4lA.CUr  ^ 

/;,VwMr  \'~i  aIv  i^l^'  Tm  è'dS  ‘^jf^AlH' 

!hfj  J /VWviwUj  4x  P^fj\r^  »U  fiXAA'^A^vu' 

'vivL  aVrry'n'^'^^  TK 

liw  walt 

^ M Jr^A^rA^  ytty, 

IaTw  a/I  TVi  <3Ua5v^  i^wvUAv.  ^yjHw 

>./kW  aU  , W v(^  ^ 

M 3v^aC^A'2,fvv^.^ 

H Hf  ^ 4''*^  H" 

ft  Yva  ^\''P*w^  cvJkw>/x.  , a 

' ^ fM- 


h. ''  t,  - 'A, 


»IMON  Hirschland 


Essen,  den 


Herrn 


Dr.  Greorg  Hirschland, 

Lyon 

Carlton  - Hotel 


L- 


Jn  der  Anlage  überreiche  ich  Jhnen  Briefwechsel  mit  dem  is- 
raelitischen Prauenverein  sowie  Abschrift  eines  Briefes  von  Herrn 
Gustav  Nassau  nebst  Anlagen  und  Kopie  meines  Schreibens  an  Herrn 
Richard  Herz,  Essen,  zu» Ihrer  gefälligen  Kenntnisnahme. 

' Jhr  Einverständnis  voraussetzend,  habe  ich  Herrn  Rabbiner 
Dr.  Hahn  gebeten,  der  Hauptversammlung  des  Israelitischen  Prauenvereins 
am  G.d.M.  beizuwohnen. 

Jn  vorzüglicher  Hochachtung 


Anlagen  ! 


1.  27.  20000,  TW. 


Abschrift ! 


Oscar  Schwer 

Inh. Otto  Meerkamm  Essen,  den  . . . 

Architekt  B.D.A.  Hedwigstrasse  36. 


An  die 

Baupolizeiverwaltung  der  Stadt  Essen, 

Essen  . 


Wir  bitten  dem  Architekten  B.D.A.  Herrn  Otto 
Meerkamm, Essen  , Einsichtnahme  in  die  Zeichnungen 
unserer  Synagoge  gestatten  zu  wollen. - 

Hochachtungsvoll 


Abschrift ! 


Oscar  Schwer 

Inh. Otto  Meerkamm  Essen,  den  26. Februar  1929. 
Architekt  B.D.A. 


Titl. 


Synagogen-  - Gemeinde  , 

Essen. 


Bestätige  die  Unterredung  mit  Herrn  Nassau  am  21. er. 
in  Ihrer  Synagoge. - 

loh  bin  gern  bereit,  die  Leitung  über  etwaige  Ergänzungs- 
Arbeiten  und  Aenderungen  in  Ihrer  Synagoge,  insbesondere  die  Hei- 
Zungsanlage,  zu  übernehmen. 

Als  Honorar  für  meine  Leistungen  vergüten  Sie  mir  von  den 
Rechnungsbeträgen  der  tatsächlich  ausgeführten  Arbeiten  8^.-  Im 
übrigen  gelten  die  Grundsätze  der  Gebührenordnung  Deutscher  Archi- 
tekten und  Ingenieure  und  des  Bundes  Deutscher  Architekten. 

Hochachtungsvoll 

gez,  Meerkamm. 


Abschrift 
Oscar  S c h V/  e r 


Essen,  den  2.  Mrz  1929 


Inh,  Otto  Meerkaimn 
Architekt  B.D.A. 


An  den 

Vorstand  der  Synagogengemeinde  Essen  - Ruhr, 

Jm  Anschluss  an  mein  Schreiben  vom  26, Februar  habe  ich  Jhre 
Synagoge  auch  im  Beisein  von  Fachleuten  einer  eingehenden  Besichtigung 
unterzogen  und  folgendes  festgestellt; 

Die  Heizung  der  Synagoge  muss  in  ihrer  Anlage  sowohl  wie  in 
ihrer  G-esamtausführung  als  absolut  verfehlt  bezeichnet  werden.  Die  zur- 
zeit herrschende  Kälteperiode  zeigt  die  ganze  Unzulänglichkeit  der  An- 
lage in  erschreckender  Weise, 

Neben  der  zu  geringen  Wämrme  in  fast  allen  Räumen  ausser  in 
daEn. des  Privathauses  und  den  zugehörigen  Schulräumen  bildet  meines 
Erachtens  die  Zugerscheinung  in  der  eigentlichen  Sjnagoge  den  Hauptgrund 
zur  berechtigten  Klage.  Man  merkt,  wenn  man  unten  im  Gestülil  sitzt, 
dass  die  falsche  Luft  den  Besuchern  regelrecht  eisig  auf  den  Kopf  fällt. 

Es  herrscht  dort  dnauernd  ein  luftstrom  im  vorgenannten  Sinne,  der  zwar 
natürlich  - eine  Folge  der  Höhe  des  Raumes  und  der  an  sich  kalten  und 
grossen  Ablcühlungen  ausgesetzten  Decke  ist  — den  der  Projektant  aber 
hätte  erkennen  und  beseitigen  Müssen. 

Wie  entsteht  nun  dieser  kalte  herabfallende  Luftstrom? 

Der  Projektant  hat  in  den  Fensternischen  Radiatorheizflächen 
untergebracht,  welche  nach  meiner  oberflächlichen  Schätzung  mindestens  um 
30?!$  zu  gering  sind.  Er  beabsichtigt  mit  dieser  zu  geringen  Heizfläche  dje 
Wärmetransmission  der  grossen  Fenster  und  Aussenwände  zu  decken.  Dieselbe 
ist  aber  für  diesen  Zweck  schon  bei  weitem  zu  gering.  Die  Haupt ab kühlungs- 
fläche der  Riesenkuppel,  welche  aus  einer  Spez.  kalten  Betonliaube  besteht, 
in  welcher  sich  noch  Oberlichter  befinden,  wurde  garnicht  berücksichtigt, 
und  die  Wärme  der  in  den  Fensternischen  aufgestellten  Radiatoren  wird 
v/ie  schon  gesagt,  von  den  tieferliegenden  Fenstern  und  Wänden  glatt 
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absorbiert.  Aus  meiner  Praxis  sind  mir  ähnliciie  Anlagen  noch  gut  in 
Erinnerung.  Man  löste  die  Aufgabe,  indem  man  erhebliche  Mengen  Rippen- 
rohrheizfläche unsichtbar  und  auf  die  Gurte  der  das  Hauptkirchenschiff 
umgehenden  Schwippbögen  legte  und  so  die  oberen  Regionen  für  sich  heizte. 
Es  bildete  sich  unter  dem  grossen  Steingeva.be  dés  Mittelschiffs  ein 
warmes  Luftkissen,  welches  vermöge  seines  geringen  Spezifischen  Gewichtes 
oben  hängen  blieb  und  das  Herabfallen  der  kalten  Luft  verhinderte.  In 
derselben  Weise  Hesse  sich  diese  Frage  bei  der  Essener  Synagoge  lösen. 
Der  hier  befindliche  Um|^ang,  welcher  die  Kuppel  umgibt,  ist  für  die  Auf- 
nahme der  vorgenannten  Rippenrohrheizfläche  wie  geschaffen.  Auch  die 
hierfür  erforderlichen  Zuführungsleitungen  sind  im  Nebenraum  leicht  an- 
zubringen. 

Die  eigentliche  Kuppelhaube  sowie  die  Umfassungswände  dersel- 
ben sind  sehr  dünn  und  wärme durclilässig,  sodass  es  sich  empfiehlt,  die- 
selben von  aussen  gut  zu  isolieren,  Jch  denke  mir  diese  Isolierung  aus 
6 bis  8 cm  starken  Korkplatten  hergestellt,  die  mit  einem  Gipsabstrich 
zu  versehen  wären,  um  sie  luftdicht  zu  machen.  Die  z^irzeit  vorliandene 
einfache  Brettertür,  durch  welche  man  in  die  Kuppel  gelangt,  müsste  durch 
eine  solide  dichtschliessende  Tür  eraretzt  werden.  Die  in  deiè  oberen  Haube 
befindlichen  farbigen  Oberlichter  ^.üssten  durch  aufgesetzte  Holzkästen 
und  eingesetzte  Doppelfenster  weniger  Wärme  durchlassend  gemacht  werden. 

Jn  der  vorgewchlagenen  Y/eise  v/ird  der  herabfallende  kalte 
Luftstroi;!  absolut  sicher  unterbunden. 

Wie  schon  gesagt,  ist  die  eigentliche  örtliche  Heizfläche  fast 
überall  zu  klein.  Die  Garderoben  sind  kalt,  man  klagt  in  den  Treppen- 
häusern über  Zug.  Hier  müsste  überall  weitere  Heizfläche  angebracht 
werden,  damit  der  durch  den  hohen  eigentlichen  Synagogenraiim  entstehende 
Zug,  welcher  sich  durch  die  Eingänge  ausgleichen  muss,  aufgehob  n wird. 

Ein  weiterer  Uebelstand  ist  es,  dass  das  Gesaratrohrleitungs- 

netz  unter  der  Synagoge  zu  eng  ist  und  zv/ar  jetzt  schon  für  die  zu  gerin- 
ge Heizfläche. 

Da  die  Hauptumarbeitung  jedoch  im  Kellerraum  vorgenammen  werden 
lässt  sich  dieselbe  verhältnismässig  leicht  bewerkstelligen. 
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Eine  DampfheiJbung  muss  so  dimensioniert  werden,  dass  der 
Dampf  ohne  Druckgleichsam  als  energieloser  Hauch  nach  den  Heizflächen 
hingesaugt  wird.  Bei  der  jetzigen  Anlage  wird  viel  Koks  oder  Gas  nutzlos 
verbraucht,  um  den  Dampf  zur  Verbrauchstelle  durch  die  zu  engen  Rohe  hin- 
zudiücken.  Die  Entlfflftung  der  Anlage  scheint  auch  nicht  richtig zu  arbeiten 
Man  sieht  dieses  an  den  vielen  Entlüftern.  Jch  glaube,  Herr  Bendix  hat 
viel  Entküftung  der  Anlage  von  Hand  vornehmen  müssen. 

Bei  einem  eventuellen  Umbau  oder  Vergrösserung  der  Rohrleitung 
kann  natürlich  das  alte  Rohrnetz  ausnahmslos  wieder  verv/endet  werden.  Dde 
Leitungen  liürfien  vom  Kessel  aus  vergrössert  und  nach  den  Enden  zu  ver- 
schoben. Dass  die  Kesselanlage  auch  um  ca.  25^  vergrössert  v/erden  muss, 
ergibt  sich  aus  dem  Mehraufwand  de  an  örtlicher  Heizfläche. 

Auf  sonstige  Einzelheiten  einzugehen,  halte  ich  im  Rahmen  die- 
ses kurzen  Gutachtens  nicht  für  erforderlich. 

Jch  habe  jedoch  die  Mängel  der  Anlage  genau  erkannt  und  bin 
in  der  Lage,  auf  Grund  meiner  Erfahrung  dieselbe  so  umbauen  zu  lassen, 
dass  die  jüdische  Gemeinde  die  Arbeit  rückhaltlos  anerkennen  wird. 

Man  darf  nur  nicht  mit  halben  Massnahmen  operieren  wollen,  sondern  es 
muss  erschSipfend  zugegriffen  werden. 

Meine  nächste  Aufgabe  ist,  jetzt  mir  Zeichnungen  der  Synagoge 
zu  beschaffen  und  Jhnen  eingenaues  Projekt  auszuarbeiten,  wobei  ich 
von  einigen  anerkannt  leistungsfähigen  Firmen  Offerten  einziehen  und 
Jhnen  dieselben  unterbreiten  werde. 

Die  ausführende  Firma  muss  die  volle  Garantie  für  eine  ta'^ellose 
Funktion  der  Anlage  übernehmen. 

Hochachtungsvoll 
gB  z . A . Me  erkamm 

Beiliegendes  Schreiben  bitte  ich  zu  unterzeichnen  und  mir  zurück- 
zugeben. 


D.O. 


n 


■•  Vf  '.  ••^>'-  -‘-  . 


4.  Mrj 


V ..  - - 


Herrn 


Richard  Her 


H s s e n . 


'«#  ■•K 


Jn  der  Anlage  gestatte  loh  mir  Jhnen  Abschrift  eines  von 
Herrn  Sustav  Kassau  an  Horm  Er.  Seorg  Hirschland  gerichteten  Schreibens 
aovTle  die  drei  darin  envähnten  Anlagen  im  Original  zu  übersenden.  Da 
Herr  Er.  Hirschland  sich  für  mehrere  VToohen  auf  Eeisen  befindet,  bitte 
loh  Sie,  das  etwa  Erforderliche  veranlassen  zu  vrallen. 

Hochachtun'^svoll 

leA. 


V- 


Anlagen  ! 


•i 


Qustav  /fassau 
Essen,  Borsen-haus. 


‘ A 


Ecsen,  den  1.  Uär'j  1020 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  llirschland ! 


Einliegend  übersende  ich  Jhnen  ein  Gutachten  des 
Herrn  Architekt  Otto  i.eerkair.m  über  den  Zustand  unserer 
Ileicung  in  der  Synagoge. 

2»  ein  Sehre i ben  übe r Hono ra rf o r de  rung , 

3.  ein  Schreiben  an  die  Essener  Eaupoli sei- 
Ve  rioa  1 1 ung , 

Jeh  bitte  Sie  Jiöfl.,  von  den  beiden  erstgenannten  Schrei- 
ben Kenntnis  ^u  nehmen.  Das  leiste  Schreiten  wollcii  Sic 
unte rsch rieben  Ile rrn  Merrkamm  surück se nd en. 

Jeh  bin  leider  nicht  in  der  Lage,  am  6.  ds.lits.  nach—' 
r'ittags  5 Uhr  der  Sitsung  des  Frauenvereins  bei  suwohnen, 
da  ich  geschäftlich  verhindert  bin.  Soviel  mir  bekannt  , 
hat  sich  der  Vorstand  stets  durch  einen  d.er  Herren 
Rabiner  vertreten  lassen,  Jeh  bitte  Sie  daher  liöfl., 

Herrn  Dr.  Hahn  oder  Herrn  Dr.  Samuel  mit  der  Vertretung 


zu  betrauen,. 


Jeh  be  grosse  Sie 


hochachtunc  ^vo 1 1 / 


m/jn^ 


loiaelitlscher  Frauenverein 
z.IId,  Frau  ?vlartha  E 1 s b e r i 


Aui  cinr  geenrteo  bchreiben  vom  27. vor, Mts.  tel 
höflichst  mit,  dass  Herr  Dr.  Georg  Hirschland  für  mehere 
reist  ist  und  aus  diesen  Grunde  an  der  am  6,d,M,  stattfi 

versanmlung  des  Israelitisciien  Prauenveroins  nicht  teilzi 
Lage  ist. 


I-i)  c ha  ch  t ung  SV  o 1 1 

Zentralstelle  für  jüdische  ^^ohlfahrt 


. i<’ebruar  19<iU . 


Israelitischer  Frauenverein 
ESSEN 

— ■ V'f 


A' 


' ESSEN,  den 

^ C-- 

] ixu  die  Jüdische  oniiahrts ze n tickle, 

I ) 


s s e n . 


/Sehr  geehrter  Herr  hokt  or-.r! 


Der  isrctelitisciie  krttuenvere in  erlaubt 
sich,  Sie  zr.  seiner  uiesjLibrigen  liauptversaiuinlung 
urn  ö.  x,*arz  19 kb,  uni  5 Uhr  pünktlich  im  kaamer- 
musiksaal  des  Städtischen  SaalOauos  herzlich 
einzuladen.  - 


Lit  vorzüglicher  Hochachtung! 
Israelitischer  krauenverein. 

i »ix  . 


» H 

\ R« 


HILLEBRAND 

Rechtsanwalt  u.  Notar 


Konsul  von  Mexico 

BUrostunden : 
vorm.  SV, -12V,  Uhr 
nachm.  3—7  Uhr 
Sprechstunden : 
vorm,  nach  Verabredung 
nachm.  4—6  Uhr 
außer  Sonnabends. 
Postscheckkonto : 

Essen  23  386. 


Essen,  den  23.  Februar  1929 

Maxdtr.  1 (gegenüber  dem  Hotel  Ka(eerhof) 

Fernruf:  28854  u.  28855. 

Drahtanschrift:  Justitia  Essen. 


Herrn  Bankier  Dr.  aeorg  Hirschland, 


E s s e n. 


Lindenallee  7/9 


Lieber  Herr  Doktor! 

Betrifft. Israelitische  G-emeinde . 

Es  hat  sich  herausgestellt,  dass  das  Gesetz 
vom  23.  Juli  1847  überhaupt  nicht  im  Druck  erschienen  ist. 
loh  habe  daher  den  Jahrgang  1847  der  Gesetzsammlung  beim 
Landgericht  ausgeliehen  und  veranlasst,  dass  in  Ihrem  Eekre 
tariat  Abschriften  davon  angefertigt  wurden,  von  denen  ich 
Ihnen  2 Exemplare  zur  gefälligen  Benutzung  übersende. 


Verbindlichst  grüssend 


AlDsohrlft 


Ges  etz—  Sammlung 
für  die 

Königlichen  Preussischen  Staaten. 

Nr.  30. 

(Nr. 2871)  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Juden.  Vom  23. Juli  1847. 

Wir,  Friedrich  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Preussen  etc 

Nachdem  wir  zur  Herstellung  einer  möglichst  gleichmässigen  Ge- 
setzgebung über  die  Verhältnisse  der  Juden,  die  in  'dieser  Hinsicht  be- 
stehenden Vorschriften  einer  Revision  haben  unterwerfen  lassen,  vereinen 
Wir,  nach  Anhörung  beider  Kurien  Unserer  zum  ersten  Vereinigten  Landtage 
versammelt  gewesenen  getreuen  Stände,  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsmini- 
steriums, was  folgt; 

Titel  I. 

Bürgerliche  Verhältnisse  der  Juden. 

§ 1. 

Unseren  Untertanen  sollen,  soweit  dieses  Gesetz  nicht 

ein' anderes  bestimmt,  im  ganzen  Umfange  Unserer  Monarchie  neben  gleichen 
Pflichten  auch  gleiche  bürgerliche  Rechte  mit  Unseren  christlichen  Unter- 

I 

tanen  zustehen. 

Abschnitt  i. 

Bestimmungen  für  alle-  lendestelle,  mit  Ausschluss  des  Grossherzog- 
turns  Posen. 

(Zulassung  zu 

öffentlichen^  Aemtem. ) § 2. 

Zu  einem  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsamte,  sowie  zu 
einem  Kommunalamte  kann  ein  Jude  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  mit 
einem  solchen  Amte  die  Ausübung  einer  richterlichen,  polizeilichen  oder 

exekutiven  Gewalt  nicht  verbunden  ist. 

Ausserdem  bleiben  die  Juden  allgemein  von  der  Leitung  und  Be- 

aifsichtlgung  christlicher  Kultus-  und  Unterrichts-  Angelegenheiten  aus- 
geschlossen. 

An  Universitäten  können  Juden,  soweit  die  Statuten  nicht  ent- 


2. 

gegenstehen,'  als  Privatdozenten,  ausserordentliche  und  ordentliche  Pro- 
fessoren der  medizinischen,  mathemathischen,  naturwissenschaftlichen, 
geographischen  und  sprachwissenschaftlichen  Lehrfächer  zugelassen  werden. 
Von  allen  übrigen  Lehrfächern  an  Universitäten,  sovie  von  dem  akademischen 
Senate  und  von  den  Aemtem  eines  ijekans,  Prorektors  und  Rektors  bleiben 
sie  ausgeschlossen. 

An  Kunst-,  Gewerbe-,  Handels-  und  Navigationsschulen  können 
Juden  als  Lehrer  zugelassen  werden.  Ausserdem  bleibt  die  Anstellung  der 
Juden  als  Lehrer  auf  jüdische  Unterrichtsanstalten  beschränkt, 

§ 3 

(ständische  Rechte,  Patronat  usw. ) 

Ständische  Rechte  können  von  Juden  auch  ferner  nicht  ausgeübt 
v/erden.  Soweit  diese  Rechte  mit  dem  Besitze  eines  Grundstücks  verbunden 
sind,  ruhen  dieselben,  solange  das  Grundstück  von  einem  Juden  besessen 
v/ird. 

Das  Nämliche  gilt  vom  Patronat  und  von  der  Aufsicht  über  das 
Kirchenvermögen,  Beides  wird  von  der  Behörde  (Verordnung  vom  3o, August  1816, 
Gesetzs,s,2o7)  ausgübt.  Die  persönliche  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
und  Polizei  ist  den  Juden  nicht  gestattet,  sie  können  jedoch  den  Gerichts- 
halter und  den  Verwalter  der  Polizei  bestellen,  i 

Der  jüdische  Besitzer  bleibt  zur  Tragung  der  mit  allen  vorge- 
dachten Rechten  verbundenen  I»asten  verpflichtet- 

Wo  das  Patronat  einer  Gemeinde  zusteht,  können  deren  jüdische 
Mitglieder  an  der  Ausübung  desselben  nicht  teilnehmen,  sie  müssen  aber 
die  damit  verbundenen  Reallasten  von  ihren  Besitzungen  tragen.  Ausserdem 
bleiben  die  ansässigen  jüdischen  Mitglieder  einer  Stadt-  oder  Dorfgemeinde 
verpflichtet,  die  nach  Massgabe  des  Grundbesitzes  zu  entrichtenden  Beträge 
zur  Erhaltung  der  Kirchensysteme  zu  tagen;  auch  sind  alle  jüdischen  Grund- 
besitzer zur  Leistung/auJ^ïhren  Grundstücken  haftenden  kirchlichen  Abgaben 
verbunden. 


L 


3. 


^ 4. 

( &ewerl5ebetrie'b ) 

Die  für  den  Gewerbebetrieb  im  Ifeiherziehen  in  betreff  der  in- 
ländischen Juden  bestehenden  Beschränkungen  werden  aufgehoben. 

Auch  wird  der  Betrieb  der  in  den  §§  51,  52,  54  und  55  der 
Gewerbeordnung  vom  17. Januar  1845  genannten  Gewerbe  den  Juden  fortan  frei- 
gegeben, insofern  nicht  mit  denselben  die  Ausübung  einer  polizeilichen 

oder  exekutiven  Gewalt  verbunden  ist, 

§ 5. 

( Familiennamen ) 

Die  Juden  sind  zur  Führung  festbestimmter  und  erblicher  Fami- 
liennamen verpflichtet, 

§ 6. 

(Führung  der  Handelsbücher  etc.) 

Bei  Führung  ihrer  Handelsbücher  haben  sich  die  Juden  entweder 
der  deutschen  oder  der  sonstigen,  unter  der  Bevölkerung  ihres  Wohnorts 
ühliohen  Landessprache  und  deutscher  oder  lateinischer  Sohriftzüge  zu 
Bedienen.  Handelsbüoher,  in  welchen  gegen  diese  Vorschrift  verstossen 
1st,  haben  für  den  Juden  keine  Beweiskraft.  Bei  Abfassung  von  Verträgen 
und  reohtliohen  Willenserklärungen,  wie  bei  allen  vorkommenden  schrift- 
lichen Verhandlungen  ist  den  Juden  nur  der  Gebrauch  der  deutschen  oder 
einer  anderen  lebenden  spraohe  und  deutscher  oder  lateinischer  Sohrift- 
züge gestattet.  Im  Falle  der  Uebertretung  der  in  diesem  wie  im  § 5 ent- 
haltenen Vorschriften  trifft  sie  eine  Geldstrafe  von  50  Eeiohstalem  oder 

Gwöchentliches  Gefängnis, 

§ 7. 

(Zeugeneid) 

jn  Ansehung  der  Pflicht  zur  Ablegung  eidlicher  Zeugnisse  und 
der  diesen  Zeugnissen  beizulegenden  Glaubwürdigkeit  findet  sowohl  ln 
Zivil-  als  Kfmlnalsachen  zwischen  den  Juden  und  Unseren  übrigen  Unter- 

tanen  kein  Unterschied  statt, 

§ 8 

(Geburts-  Heirats-  und  Sterbefälle)  Sterbe- 

Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Geburts-,  Heirat 

fälle  unter  den  Juden  soll  durch  Eintragung  in  ein  gerichtlich  zu  führen- 


4. 


des  Register  bewirkt  werden. 


§ 9. 


Dieses  Register  (§  ti)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  des 
Orts,  wo  der  Gehurts-  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die 
Brautleute  wohnen,  auch  ln  Ansehung  solcher  Beteiligten  geführt,  welche 
sonst  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  ln  verschiedenen  Gerichts- 
bezirken, so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  anderen 
der  beiden  Richter  nachgesucht  werden.  Der  Richter,  welcher  hiernach  die 
Eintragung  vomimmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem 
der  andere  Teil  des  Brautpaares  wohnt,  Mitteilung  zu  machen  und  dieser 

hat  die  vollzogene  Ehe  auch  ln  das  von  ihm  geführte  Register  zh  über- 
nehmen, 

§ 10, 

zur  Anzeige  einer  erfolgten  Geburt  1st  zunächst  der  Vater  des 
Kindes  verpflichtet,  Jst  derselbe  nicht  bekannt  oder  zur  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  nicht  Imstande,  so  muss  die  Anzeige  von  dem  Geburtshelfer 
oder  der  hebamme,  wenn' aber  solche  bei  der  Niederkunft  nicht  gegenwärtig 
gewesen  sind,  von  den  sonst  dabei  zugeg«gen  gewesenen  Personen,  und  wenn 
die  Geburt  ohne  Beisein  Anderer  erfolgt  ist,  von  demjenigen,  in  dessen 
Wohnung  das  Kind  geboren  ist,  geschehen.  Andere,  zu  den  Verwandten  oder 
Hausgenossen  gehörende  Personen,  sind  zu  der  Anzeige  berechtigt,  aber 
nicht  verpflichtet, 

Pie  Anzeige  muss  den  Tag  und  die  Stunde  der  Geburt,  das  Ge- 
schlecht des  Kindes  und  dessen  Vornamen,  ferner  die  Namen,  den  Stand  oder 
das  Gewerbe,  sowie  den  Wohnort  der  Eltern  enthalten. 

War  zurzeit  der  gemachten  Anzeige  dem  Kinde  noch  kein  Vorname 
beigelegt,  so  ist  hierüber  binnen  3 Tagen,  nachdem  dies  geschehen,  nach- 
trägliche  Anzeige  zu  leisten. 

§ 11. 

Bei  Todesfällen  muss  die  Anzeige  von  dem  Eamilienhaupte,  und 
wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  oder  hierzu  nicht  imstande  1st,  von  dem- 
jenigen gemacht  werden,  in  dessen  Wohnung  der  Todesfall  sich  eidgnet  hat- 


5. 

Andere  Verwandte  oder  Hausgenossen  des  Verstorbenen  sind  zu  der  Anzeige 
berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet. 

Die  Anzeige  muss  Tar;  und  Stunde  des  Todes,  Vor-  und  Familien- 
namen, Alter,  Stand  oder  Gewerbe  des  Verstorbenen  enthalten. 

§ 12. 

Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Dassel- 
be ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute  den  Wohnsitz 
haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  v/ohnen,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  und  erst  dann  zu  veran- 
lassen, wenn  sichder  Richter  die  üeberzeugung  verschafft  hat,  dass  die 
zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  notwendigen  Erfordernisse 
vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Gerichts st eile  und  gleich 
zeitig  an  dem  Rat-  oder  Orts-  Gemeinde-  Haus,  in  dessen  Ermangelung  aber 
an  der  Wohnung  des  Ortsvorstehers,  während  14  Tagen  auszuhängende  Bekannt- 
machung, 

§ 13. 

Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erforderlich ; 

1)  Der  Nachweis  des  Aufgebotes  12); 

2)  Die  persönliche  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Richter,  dass  sie 
fortan  als  ehelich  miteinander  verbunden  sich  betrachten  wollen 

§ 14. 

Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 

Zeitpunkt  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register, 

§ 15. 

Zu  den  in  den  §§  10,  11  und  13  vorgeschriebenen  Anzeigen  und 
Erklärungen  ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  dem  Richter  erforderlich. 
Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Protokoll- 
führers, ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  die  eingereichten  Bescheini- 
gungen beizufüge^isind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Richters  die  Tatsache 
festgestellt  ist,  so  hat  derselbe,  auf  Grund  des  Protokolls,  sofort  den 
Geburts-,  Heirats-  öder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen  und  darüla: 

ein  Attest  auszufertigen. 


6. 


§ 16. 

Das  Register  (§  ö)  und  die  auf  Grund  desselten  ausgef ertigten 
Atteste  geniessen,  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils,  vollen  öffentlichen 
Glauben. 

§ 17. 

Die  in  den  § 10  und  11  vorgeschrienen  Anzeigen  müssen  von  den 
dazu  Verpflichteten  gemacht  werden; 

1)  bei  den  Geburten  innerhalb  der  zunächst  folgenden  5 Tage; 

2)  bei  Todesfällen  spätestens  an  dem  nächstfolgenden  Tage. 

Eine  schuldbare  Versäumnis  dieser  Fristen  ist  mit  Geldbusse  bis  zu  50 
Rthlm.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  6 Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  A.osten  zu  tragen,  wèl- 
che  dadurch  entstehen,  dass  der  Richter  wegen  der  verzögerten  Anzeige 
zu  irgendeiner  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§ 18. 

Die  Festsetzung  der  im  § 1?  angedrohten  Strafe  erfolgt  durch 
gerichtliche  Erkenntnis. 

§ 19. 

Die  Orts-  Polizeibehörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzei- 
tige Anzeige  der  Geburten  und  Sterbefälle  zu  achten  und  bei  Unterlassung 
derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§ 20. 

Für  die  den  Gerichten  durch  gegenwärtige  Verordnung  Überwiesenen 
Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der  Justizmini- 
ster nähere  Bestimmungen  zu  treffen  hat 

§ 21. 

Jnsoweit  nicht  durch  gegenwärtige  Verordnung  abweichende  Be- 
stimmungen gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufgebote  ud  der 
Führung  des  Registers  diejenigen  Vorschriften  zu  befolgen,  welche  den 
Greistlichen  der  Christlichen  Kirchen  für  das  Aufgebot  und  die  Führung 

der  Kirchenregister  erteilt  sind. 

§ 22. 

Jn  den  zum  Bezirke  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Köln  ge- 
hörigen Landesteilen  bewendet  es  bei  den  über  die  Feststell-ung  der  Geburte: 


?• 

Heiraten  und  Sterbefällen  bestehenden  Vorschriften 


§ 25. 

(Schuldverhältnisse  und  besondere  Abgaben.) 

Die  über  die  Sohuldverhältnisse  einzelner  jüdischer  Korpora- 
tionen erlassenen  Vorschriften  und  besonderen  Anordnimgen  bleiben  bis 
zur  Tilgung  dieser  Schulden  in  Kraft, 

Die  an  die  Staatskasse  von  den  Juden  als  solchen  zu  entrichten- 
den persönlichen  Abgaben  und  Leistungen  werden  ohne  Entschädigung  aufge- 
hoben. Bei  derartigen  Abgaben  und  Leistungen  an  Itämmerelen,  Grundherren, 
Institute  etc,  behält  es  vorläufig  sein  Bewenden;  es  werden  jedoch  weiterej 
Bestimmimgen  über  deren  Aufhebung  und  Ablösung  Vorbehalten. 

Abschnitt  II, 

Bestimrüungen  für  das  Gros  she  rzogtum  Posen. 

§ 24. 

Die  bisherige  Unterscheidung  der  jüdischen  Bevölkerung  des 
Grossherzogtums  Posen  in  naturalisierte  und  nicht  naturalisierte  Juden 
bleibt  zurzeit  noch  bestehen. 

§ 25. 

(Bedingungen  der  Naturalisation). 

Die  allgemeinen  Bedingungen  zur  Erlangung  der  Naturalisation 

sind : 

1)  ein  fester  Wohnsitz  innerhalb  des  Grossherzogtums  Posen; 

2)  Unbescholtenheit  des  Lebenswandels; 

3)  Die  Fähigkeit,  den  Vorschriften  des§  6 zu  genügen.  Von  diesem  Erfor- 
dernis- kann  der  Oberpräsident  auf  den  Antrag  der  Regierung  dis- 
pergieren. 

Unter  vorstehenden  Voraussetzungen  sollen  in  die  Klasse  der 
naturalisierten  Juden  diejenigen  auf genommen  werden,  welche  entweder 

1)  einer  Wissenschaft  oder  Kunst  sich  gewidmet  haben  und  solche  der- 
gestalt betreiben,  dass  sie  von  ihrem  Ertrage  sich  erhalten  können; 

oder 

2)  ein  ländliches  Grundstück  von  dem  Umfange  besitzen  und  selbst  be- 
wirtschaften, dass  dasselbe  ihnen  und  ihrer  Familie  hinreichenden 
Unterhalt  sichert;  oder 
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3)  in  einer  stadt  ein  nahrhaftes  stehendes  Gewerbe  betreiben;  oder 

4)  ein  Eapitalvermögen  von  wenigstens  5.000  Rthlm.,  oder 

5)  in  einer  Stadt  ein  Grundstück  von  wenigstens  ü.OOO  Rthlm.  an  Wert 
sdhuldenfrei  eigentümlich  besitzen;  oder 

6)  ihrer  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere  vollständig  genügt  und  gute 
Pührungsatteste  erhalten,  oder 

7)  durch  patriotische  Handlungen  ein  besonderes  Verdienst  um  den  Staat 
sich  erworben  haben;  oder 

8)  aus  anderen  Provinzen  ühserer  ]5£822Monarchie  ihren  Wohnsitz  in  das 
Grossherzogtum  posen  verlegen;  oder  endlich 

9)  nach  dem  übereinstinimenden  Urteile  der  Ortsbehörde,  des  Landrats 
und  der  Regierung  zur  Naturalisation  für  geeignet  erachtet  werden, 

§ 26. 

Die  ehelichen  Kinder  naturalisierter  Juden  gehören  schon  ver- 
möge ihrer  Geburt  m die  Klasse  der  naturalisierten  Juden.  Die  bei  Publi- 
kation dieses  Gesetzes  aus  der  väterlichen  Gewalt  bereits  entlassenen  Kin- 
der naturalisierter  Juden  können  jedoch  die  Naturalisation  nur  nach  Mass- 
gabe  der  Bestimmungen  im  § 25  erwerben. 

§ 27. 

Ehefrauen  nehmen  an  den  Rechten,  welche  ihre  Ehemänner  durch 
die  Naturalisation  erlangt  haten,  teil.  Diese  Eeohte  verbleiten  Ihnen 
aucl^aoh  Auflösung  der  Ehe,  gehen  gedieh  durch  Wiedervereheiratung  mit 

einem  nicht  naturalisierten  Juden  verloren. 

§ 28. 

Alle  in  die  Klasse  der  Naturalisierten  eintretenden  Juden  er- 
halten  von  der  Regierung  des  Bezirks,  in  welchem  sie  wohnen,  Haturali- 
sat ionspatente. 

§ 29. 

(Rechte  der  naturalis«ierten  Juden) 

Für  die  naturalisierten  Juden  des  Grossherzogtums  Posen  gelten 
alle  im  Abschnitt  I für  die  Juden  der  übrigen  Landesteile  enthaltenen 

Bestimmungen, 
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§ 30. 

(Verlust  der  Naturalisation). 


Naturalisierte  Juden,  welchen  die  Nationalkokarde  rechtskräftig 
aberkannt  ist,  verlieren  dadurch  ohne  weiteres  die  mit  der  Naturalisation 
verbundenen  Rechte.  Ausseirdem  können  diese  Rechte  einem  Juden  durch 
Plenarbeschluss  der  Regierung  entzogen  werden,  wenn  derselbe  die  Natura- 
lisation auf  Grund  wissentlich  unrichtiger  Angaben  erlangt  hat,  sowie 
in  allen  denjenigen  Fällen,  ln  welchen  nach  §§  19  und  2o  der  revidierten 
Städteordnung  vom  17 «März  1851  das  Bürgerrecht  entzogen  v/erden  muss,  oder 
von  den  Stadtbehörden  entzogen  werden  kann.  Gegen  das,  die  Entiehung  der 
Naturalisation  fest setzende  Resolut  der  Regierung  ist  der  Rekurs  an 
den  Minister  des  Innern  zulässig,  derselbe  muss  Jedoch  binnen  einer  lOtä- 
gigen  Präklusivfrist  nach  Eröffnung  des  Resoluts  bei  der  Regierung  ange- 
me41det  werden. 

§ 31. 

(Nicht  naturalisierte  Juden). 

Ueber  diejenigen  Jüdischen  Einwohner  der  Provinz  Posen,  welche 
sich  zur  Aufnahme  in  die  Klasse  der  Naturalisierten  noch  nicht  eignen, 
sind,  wie  bisher,  vollständige  Verzeichnisse  zu  führen. 

§ 32. 

Auf  Grund  derselben  ist  von  der  Orts-Poliieibehörde  Jedem  Fami- 
lienvater, sowie  Jedem  einzelnen  volljährigen  und  selbständigen  Juden 
ein  mit  der  Nummer  des  Verzeichnnisses  versehenes  Certificat  zu  erteilen, 
welches,  insofern  es  eine  Familie  umfasst,  die  Namen  sämtlicher  Mit- 
glieder derselben  enthalten  muss,  und  nach  der  Jährlichen  Revision  mit 
einem  Visa  versehen  oder  berichtigt  wird. 

§ 33. 

Die  Bestimmungen  des  Abschjiitts  I finden  auf  die  nicht  natu- 
ralisierten Juden  nur  unter  folgenden  besonderer  Beschränkungen  Anwendung: 
1)  Von  allen  unmittelbaren  und  mittelbaren  staatsämtem,  sowie  von 
Kommunalämtern,  ingleichen  von  allen  Lehrämtern  an  anderen  als 
Jüdischen  IMterrichtsanstalten,  bleiben  sie  ausgeschlossen. 
z)  Das  städtische  Bürgerrecht  können  sie  nicht  erwerben. 

3)  A\if  dem  Lande  dürfen  sie  nur  dann  ihren  Wohnsitz  nehmen,  wenn  sie 
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entweder  einen  Bauerhof  erwerben  oder  pachten  und  denselben  selbst  be- 
wirtschaften, oder  wenn  sie  sich  bei  ländlichen  Grundbesitzern  als 
Dienstboten,  oder  zum  Betriebe  einzelner  Zweige  des  landwirtschaftlichen 
Gewerbes,  z.B.  als  Brenner  oder  Brauer  vermieten. 

4)  Das  Schahkgewerbe  ist  ihnen  nur  auf  Grund  eines  besonderen  Gutachten 
der  Ortspolizeibehörde  über  ihre  persönliche  Qualifikation  von  der  Regie- 
rung, jedoch  niemals  auf  dem  Lande,  zu  gestatten.  Der  Einkauf  und  Ver- 
kauf im  Umherziehen  ist  ihnen  unbedingt  untersagt. 


5)  Aus  Darlehnsgeschäften  können  sie  nur  dann  Rechte  erwerben,  wenn 
die  Schuldurkunde  ük  gerichtlich  auf genommen  worden  1st. 

6)  achuldanspriiche  derselben  für  verkaufte  berauschende  Geträneke  hab®. 
keine  recht  hohe  Gültigkeit. 

7)  Der  Umzug  in  andere  Provinzen  ist  ihnen  nicht  gestattet,  und  für 
den  vorübergehenden  Aufenthalt  daselbst  die  Genehmigung  des  Ober-Präsi- 
denten der  Provinz  erforderlich. 

8)  Nicht  naturalisierte  Juden  männlichen  Geschlechts  bedürfen  zur 
j^Q^2.iessung  einer  Ehe  eines  vom  Landrate  kosten—  und  stempelfrei  auszu- 
fertigenden  Trauscheins.  Derselbe  darf  ihnen  vor  zurückgelegtem  vier— 
undzwanzigstem  Lebensjahr  nicht  anders,  als  auf  Grund  einer  besonderen 
auf  dringende  Fälle  zu  beschränkenden  Erlaubnis  des  Ober-Präsidenten  er- 
teilt werden. 

§ 34. 

: - Jn  Betreff  der  Schulden  der  jüdischen  Korporationen  und 
deren  Tilgung,  sowie  der  Verbindlichkeit  zur  Ablösung  der  Korporations- 
ve'^pf lichtung  verbleibt  es  sowohl  für  die  naturalisierten  als  nicht  na- 
turalisierten Juden  überall  bei  den  bestehenden  Vorschriften  und  Anord- 
nungen. Das  festgestellte  Ablösungskapital  kann  von  den  Regierungen 
im  Wege  der  administrativen  Ezeoution  beigetrieben  werden. 

Titel  II. 

Kultus-  und  Unterrichts-  Angelegenheiten  der  Juden- 

Abschnitt  I- 

Bestimmun^en  für  alle  nandesteile,  mit  Ausschluss  des  Grossherzogtums 


Posen. 
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§ 55. 

(Bildung  von  Synagogengemeinden  (Judenschaften) ) 

Die  Juden  sollen  nach  Massgahe  der  Orts-  und  Bevölkerungsver- 
hältnisse dergestalt  in  Synagogen  gerne inden  (judenschaften)  vereinigt 
werden,  dass  alj-e  innerhalb  eines  Synagogenbezirks  wohnende  Juden  einer 
solchen  Gemeinde  angehören. 

§ 56. 

uie  Bildung  der  Synagogenbezirke  erfolgt  durch  die  Regierun- 
gen nach  iinhörung  der  Beteiligten. 

Die  Regierungen  sind  ermächtigt,  die  in  dieser  Weise  gebildeten 
Synagogenbezirke  nach  dem  Bedürfnisse  abzuändern  und  die  hierauf  bezüg- 
lichen Verhältnisse,  unter  Zuziehung  der  Beteiligten^  einschliesslich 
der  etwa  vorhandenen  Gläubiger,  zu  ordnen. 

§ 57. 

Die  einzelnen  Synagogengemeinden  erhalten  in  Bezug  auf  ihre 
Vermögensv— erhältnisse  die  Rechte  juristischer  Personen. 

§ 58. 

Jede  Synagogengemeinde  erhält  einen  Vorstand  und  eine  angemessene 
Zahl  von  Repräsentanten. 

§ 59. 

Der  Vorstand  besteht  aus  mindestens  3,  höchstens  7 Mitgliedern, 

welche  iht  Amt  unentgeltlich  verwalten. 

§ 40. 

Die  Zahl  der  Repräsentanten  der  Synagogengemeinde  soll  minde- 
stens 9 und  höchstens  21  betragen. 

§ 41. 

sämtliche  männliche,  volljährige,  unbescholtene  Mitglieder 
der  Synagogengemeinde,  welche  sich  selbständig  emähren  und  mit  Entrich- 
tung der  Abgaben  fü3/(iie  üynagogengemeinde  während  der  letzten  3 Jahre 
nicht  im  Rückstand  geblieben  sind,  wählen  die  Repräsentanten  und  diese 
den  Vorstand  auf  6 Jahre.  Die  Wahl  ist  überall  zugleich  auf  eine  entspre- 
chende Zahl  von  Stellvertretern  zu  richten. 

§ 4<i. 

Das  Wahlgeschäft  wird  durch  einen  Abgeordneten  der  Regierung 
geleitet.  Nach  Ablauf  der  ersten  3 Jahre  scheidet  die  häflte  der  Vor- 
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Standsmitglieder  und  der  Repräsentanten  nach  dem  Loose,  demnächst  jedes- 
mal die  ältere  Hälfte  aus. 

§ 43. 

Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  Vorstandes  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Regierung,  welche  die  ganze  Wirksamkeit  des  Vorstandes  zu 
beaufsichtigen  hat  und  befugt  1st,  einzelne  Mitglieder  wegen  vorsätzlicher 
Pflichtwidrigkeit  oder  wiederholter  Dienstvernachlässigung  nach  vorange- 
gangener administrativer  Untersuchung  durch  Beschluss  zu  entlassen. 

§ 44. 

Der  Vorstand  1st  das  Organ,  durch  welches  Anträge  oder  Beschwer- 
den der  Synagogengemeinde  an  die  Staatsbehörde  gelangen.  Er  hat  über  alle 
die  Synagogengemeinde  betreffenden  Angelegenheiten  und  über  einzelne,  zu 
ihr  gehörige  Mitglieder  den  Staats-  und  Kommunalbehörden  auf  Erfordern 
pflichtmässigdnd  unter  eigener  Verantwortlichkeit  Auskunft  zu  erteilen. 
Derselbe  führt  die  Verv/altung  der  Angelegenheiten  der  Synagogengemeinde, 
hat  die  Beschlüsse  der  Repräsentanten  (§  47)  za  veranlassen  und  zur  Ausfüh- 
rung zu  bringen,  auch  die  Synagogengemeinde  überall  gegen  dritte  Personen, 
insbesondere  in  allen  Rechtsgeschäften,  sie  mögen  die  Erwerbung  von  Rechten 
oder  die  Eingehung  von  Verbindlichkeiten  betreffen,  zu  vertreten. 

§ 45. 

Dem  Vorstande  steht  die  Wahl  und  Anstellung  der  Verwaltungsbeam- 
ten zu.  Derselbe  hat  jedoch  vot  jeder  Anstellung  die  Repräsentanten  über 
die  Würdigkeit  der  anzustellenden  Personen  zu  hören. 

§ 46. 

Die  Repräsentanten-Versammlung  erhält  durch  ihre  Wahl  und  das 
aesetz  die  Vollmacht  und  Verpflichtung,  die  Synagogengemeinde  nach  Mass- 
gäbe  dieser  Verordnung,  ohne  Hiokspraohe  mit  der  ganzen  Gemeinde  oder  mit 
Abteilungen  derselben,  nach  Ueberzeugung  und  Gewissen  zu  vertreten  und 

verbindende  Beschlüsse  für  die  Gemeinde  zu  fassen. 

Die  Repräsentanten  haben  nicht  einzeln,  sondern  nur  ln  der  Ge- 
samtheit die  Be&gnls,  durch  gemeinschaftliche  Beschlüsse  von  der  gesetz- 

liehen  Vollmacht  Gebrauch  zu  machen. 

Die  Repräsentanten-Versammlung  kontrolliert  die  Verwaltung  des 

Vorstandes.  Sie  1st  daher  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  von  der  Aus- 
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ftih.ruiig  ih.r6r  Bssciilüss©  und  der  Vei*wendung  der  Genieindeeinnalinion  ffber— 
Zeugung  zu  versch.affen,  die  Akten  einzusehen,  die  Reohnungen  zu  prüfen, 
dagegen  Erinnerungen  zu  machen  und  De Chargen  zu  erteilen  usw. 

iiofern  sie  zu  finden  glaubt,  dass  dem  Vorstande  oder  dessen 
einzelnen  Mitgliedern  Vernachlässigungen  oder  Pflichtverletzungen  zur 
Last  fallen,  so  hat  sie  dies  der  Regierung  zur  Untersuchung  und  Verfü- 
gung anzuzeigen. 

Der  Vorsteher  und  die  einzelnen  Repräsentanten  sind  der  Gemein- 
de für  den  ihr  zugefügten  Nachteil  verantwortlich,  wenn  sie  sich  der  Ab- 
stimmung entziehen,  wenn  sie  durch  Ordnungswidrigkeiten  die  Besohluss- 
nahme  verhindern,  oder  die  Beschlüsse  vereiteln,  oder  sich  ungebührlicher- 
weise in  die  Ausführung  mischen.  Dagegen  sind  sie  für  den  Jnhalt  ihrer 
Beschlüsse  nur  dann  verantwortlich,  wenn  sie  wider  besseres  Wissen,  also 
in  unredlicher  Absicht  verfahren  haben. 

§ 47. 

In  allen  lediglich  den  inneren  Haushalt  der  Synagogengemeinde 
betreffenden  Angelegenheiten  ist  der  Beschluss  der  Repräsentantenversamm- 
lung durch  den  Vorstand  zu  veranlassen.  Dahin  gehört: 

1)  Festsetzung  des  Etats; 

2)  Verpachtung,  Verv/altung  imd  Verpfändung  von  Grundstücken; 

3)  Anstellung  von  Prozessen  und  Abschliessung  von  Vergleichen  über 
Gerechtsame  der  oynagogengemeinde  oder  über  die  Substanz  des  Ver- 
mögens derselben; 

4)  Verträge,  welche  ausser  den  Grenzen  des  Etats  liegen,  und  ausser- 
ordentlicheden  Etat  übersteigende  Geldbewilligungen, 

Die  Beschlussnahme  der  Repräsentanten,  wenn  sie  den  bestehenden 
Gesetzen  nicht  widerspricht,  ist  in  der  Regel  bindend  für  den  Vorstand, 

Hat  derselbe  jedoch  die  Ueberzeugung,  dass  der  Beschluss  der  Gemeinde 
nacht eil-ig  sein  werde,  so  hat  er  die  Bestätigung  zu  versagen,  und  wenn  der 
anzustellende  Versuch  einer  Vereinigung  erfolglos  ist,  die  Entscheidung 
der  Regierung  einzuholen, 

§ 48. 

Ausser  dem  Einverständnisse  des  Vorstandes  und  der  Repräsentan- 
tonversammlung  ist  auch  noch  die  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich; 
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1)  zur  Einführung  neuer  Auflagen; 

2)  zur  Aufnahme  von  Anleihen  und  zum  Ankäufe  von  Grundstücken; 

3)  zur  freiwilligen  Veräusserung  von  Grundstücken  und  Realberechtigun^  n 
der  Synagogengemeinde,  welche  überhaupt  stets  nur  nach  vor gängiger 
Taxe  im  Wege  öffentlicher  Limitation  erfolgen  darf. 

§ 49. 

Die  Regierungen  haben  nicht  nur  in  den  Fällen  zu  entscheiden, 
welche  ihnen  in  diesem  Gesetze  ausdrücklich  überwiesen  sind,  sondern  sind 
auch  im  Allgemeinen  berechtigt  und  verpflichtet, 

1)  sich  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  ob  in  jeder  Synagogengemeinde 

die  Verwaltung  nach  den  Gesetzen  überhaupt  und  nach  gegenwärtiger  Ver- 
ordnung insbesondere  eingerichtet  1st ; 

2)  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Verwaltung  fortwährend  in  dem  vorgeschrie- 
benen Gange  bleibe  und  angezeigte  Störungen  beseitigt  werden; 

3 ) die  Beschwerden  einzelner  über  die  Verletzung  der  ihnen  als  Mit- 
glieder der  Gemeinde  zustehenden  Rechte  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden, 

Jn  allen  Angelegenheiten  der  Synagogengemeinden  geht  der  Rekurs 
an  die  Regierung,  und  gegen  deren  Entscheidung  an  die  Oberpräsidenten, 

Der  Rechtsweg  1st  gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  nur  dann  zulässig, 
wenn  die  Klage  auf  einen  speziellen,  privat recht liehen  Titel  gegründet  wird, 

§ 50. 

Ueber  die  V/ahl  und  die  Befugnisse  des  Vorsitzenden  in  dem  Vor- 
stande und  des  Vorstehers  der  Repräsentant en-Versammlung,  sowie  über  die 
Zahl  der  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  Repräsentant en-Versammlung, 
der  Stellvertreter  derselben,  ferner  darüber,  ob  die  Wahl  in  den  Vor- 
stand auf  jüdische  Einwohner  des  Haupt oii; es  des  syngogenbezirks  beschränkt 
bleiben,  und  welche  Reisekostenentschädigung  im  anderen  Palle  den  Geäwählten 
gewährt  werden  soll,  sind  die  erforderlichen  Bestimmungen  in  ein,  der 
Bestätigung  des  Oberpräsidenten  unterliegendes  Statut  aufzunehmen.  Dasselbe 
kann  auch  besondere  Festsetzungen  über  das  Verhältnis  des  Vorstandes  und 
der  Repräsentanten  gegeneinander  und  gegen  die  aynagogengemeinde,  namentlich 
in  Beziehung  auf  'die  den  Kultus  betreffenden  inneren  Einrichtungen  (§51) 


enthalten. 
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Die  erste  Wahl  des  Vorstandes  und  der  Repräsentanten  erfolgt 
nach  Vorschrift  der  Regierung.  Diese  hat  auch  nach  statt gefundener  Wahl 
das  Erforderliche  wegen  Abfassung  der  Statuten  anzuordnen,  welche  binnen 
einer  festzusetzenden  Frist  von  dem  Vorstande  iind  den  Repräsentanten  zu 
entwerfen  und  der  Regierung  einzureiohen  sind.  Sofern  der  Entwurf  innerhalb 
der  gesetzten  Frist  nicht  eingeht,  ist  von  der  Regierung  über 'dem  Statute 
vorbehaltenen  Bestimmungen  ein  die  Synagogengemeinde  bindendes  Reglement 
zu  erlassen. 

§ 51. 

(Kultus  wesen) . 

Die  auf  den  Kultus  bezüglichen  inneren  Einrichtungen  bleiben  in 
jeder  einzelnen  Synagogengemeinde,  solange  und  soweit  nicht  das  Statut  ein 
anderes  festsetzt  (§  50)  der  Vereinbarung  des  Vorstandes  und  der  Repräsen- 
tanten überlassen.  Die  Regierung  hat  von  diesen  Einrichtungen  nur  insoweit 
Kenntnis  zu  nehmen  und  Entscheidung  zu  treffen,  als  die  öffentliche  Ordnung 
ihr  Einschreiten  erfordert. 

§52. 

Dem  Statut  einer  jeden  Synagogengemeinde  bleibt  die  Bestimmung 
darüber  Vorbehalten,  ob  Kultusbeamte  angestellt  und  wie  dieselbenrgewählt 
werden  sollen.  Bis  dahin  behält  es  wegen  dieser  Wahlen  bei  denjenigen, 
was  in  den  einzelnen  Judenschaften  herkömmlich  ist,  und  in  Ermangelung 
eines  festen  Herkommens  bei  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  wegen 
der  Wahl  von  Gesellschaf tsbeamten  sein  Bewenden.  Die  gewählten  Kultus- 
beamten dürfen  in  ihr  Amt  nich-fyéher  eingewiesen  werden,  bis  die  Regianng 
erklärt  hat,  dass  gegen  ihre  Annahme  nichts  zu  erinnern  ist.  Die  Regierung 
hat  bei  dieser  Erklärung  ausser  den  Förmlichkeiten  der  Wahl  nur  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  ob  die  gewählten  Kultusbeamten  imbescholtene  Männer 


sind, 

§ 53. 

Entstehen  innerhalb  einer  Synagogengemeinde  Streitigkeiten  über 
die  inneren  Kultus einrichtungen,  welche  auf  Bildung  einer  neuen  Synagoge 
abzielen,  so  sind  die  Min&ister  der  geistlichen  usw,  Angelegenheiten  und 
des  Innern  emaohtigt,  auf  den  Antrag  der  Interessenten  eine  Begutachtung 
der  obwaltenden  Differenzen  durch  eine  zu  diesem  Zweck  einzusetzende 
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Eominisslon  eint  ret  en  zu  lassen.  Kann  durch  den  Ausspruch  der  Kommission 
der  Konflikt  nicht  ausgeglichen  werden,  so  haben  die  Minister  unter  Be- 
nutzung des  von  der  Kommission  abgegebenen  Gutachtens  dafüber  Anordnung 
zu  treffen,  mit  welcher  Massgabe  entweder  die  Einrichtung  eines  abgeson- 
derten Gottesdienstes  oder  die  Bildung  einer  neuen  Synagoge  zu  gestatten 
ist.  Zugleich  haben  dieselben  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges  zu  bestim- 
men, welcher  Teil  im  Besitz  der  vorhandenen  Kultus einr ich tungen  und  des 
Vermögens  der  Synagogenegemeinde  verbleibt. 

§ 54 

Diese  Kommission  soll,  söbft  das  Bedürfnis  es  erfordert,  unter 
der  Aufsicht  eines  Regierungsabgeordneten  in  Berlin  zusammentreten,  und 
aus  9 Kultusbeamten  oder  anderen  Männern  jüdischen  Glaubens  bestehen,  dje 
das  Vertrauen  der  Synagogengemeinde,  welcher  sie  angehören,  besitzen. 

§ 55. 

Die  Mitglieder  der  Komn&sion  mit  einer  angemessenen  Zahl  von 
btellvertretern  werden  von  den  Ministern  der  geistlichen  usw.  Angelegen- 
heiten und  des  Innern  auf  den  Vorschlag  der  Oberpräsidenten,  welche  dabei 
die  Anträge  der  Synagogengemeinden  ihres  Verwaltungsbezirks  besonders  zu 
beiücksichtigen  haben,  auf  die  Dauer  von  6 Jahren  ernannt. 

§ 56. 

Die  durch  den  Zusammentritt  der  Kommission  erwachsenden  Kosten 
werden  von  den  sämtlichen  Synagogengemeinden  des  Staats  nach  Verhältnis« 
des  Kostenbetrages  ihrer  gesamten  Bedürfnisse  (§  58)  aufgebracht. 

§ 57. 

Die  Kommission  beschliesst  über  die  ihr  zur  Begutachtung  vor- 
gelegten Gegenstände  nach  absoluter  Stimmenmehrheit,  und  hat  die  zu  er- 
stattenden Gutachten  unter  Beiflfeung  von  Gründen  vollständig  auszuarbeiten. 

§ 58. 

(Aufbringung  der  Kosten). 

Die  Kosten  des  Kultus  und  der  übrigen  die  Synagogengemeinde  be- 
treffenden Bedürfnisse,  zu  welchen  auch  die  Einrichtung  und  Unterhaltung 
der  Begräbnisplätze  gehört,  werden  nach  den  durch  das  Statut  einer  jeden 
Synagogengemeinde  näher  zu  bestimmenden  Grundsätzen  auf  die  einzelnen 
è^ragspflichtigen  umgelegt,  und  nachdem  die  Heberollen  von  der  Regierung 


für  vollstreckbar  erklärt  worden  sind,  im  Verwaltungswege  eingezo'gen. 

Der  Rechtsweg  ist  wegen  solcher  Abgaben  und  Leistungen  nur  insoweit  zu- 
lässig, als  jemand  aus  besonderen  Rechtstiteln  die  gänzliche  Befreiung  von 
Beiträgen  geltend  machen  will,  oder  in  der  Bestimmung  seines  Anteils  über 
die  Gebühr  belastet  zu  sein  behauptet. 

Ob  und  inwieweit  einzelne,  zerstreut  und  von  dem  Mittelpunkt  des 
Synagogenbezirks  entfernt  wohnende  Juden  zu  den  von  der  Synagogengemeinde 
aufzubringenden  Kosten,  insbesondere  zu  den  Kultusbedürfnissen  beizutra- 
gen haben,  ist  von  den  Regierungen  nach  Massgabe  der  Vorteile  festzusetzen 
welche  jenen  Juden  durch  die  Verbindung  mit  der  Synagogengemeinde  zuteil 
werden. 

Von  neu  anziehenden  Juden  darf  ein  sogenanntes  Eintrittsgeld 
von  der  Synagogengemeinde  auch  an  denjenigen  Orten,  wo  solches  bisher 
üblich  gewesen,  künftig  nicht  mehr  gefordert  werden, 

§ 59. 

(Armen-  und  Krankenpflege). 

Die  der  besonderen  Armen-  und  Krankenpflege  der  Juden  gewidmeten 
ï'onds  und  Anstalten,  welche  schon  bisher  von  den  jetzigen  und  früheren 
Vorständen  der  Judenschaften  oder  Synagogengemeinden  verwaltet  und  beauf- 
sichtigt worden  sind,  werden  auch  künftig  von  denselben,  vorbehaltlich 
des  Oberauf sichts rechts  der  Regierung,  bea\i:^chitigt  und  verwaltet;  neue 
derartige  Fonds  und  Anstalten  aber  nur  dann,  wenn  dies  in  der  Stiftung  aus 
drücklich  bestimmt  ist, 

§ 60, 

(unterrichtswesen) , 

In  Bezug  auf  den  öffentlichen  Unterricht  gehören  die  schul- 
pflichtigen Zinder  der  Juden  den  ordentlichen  Elementar schulden  ihres 
Wohnorts  an, 

§ 61, 

Die  Juden  sind  schuldig,  ihre  Kinder  zur  regelmässigen  Teilnahme 
an  dem  Unterrichte  ln  der  Ortsschule  während  des  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Alters  anzuhalten,  sofern  sie  nicht  vor  der  Schulbehörde  sich 
ausweisen,  dass  ihre  Kinder  anderweitig  durch  häusliche  Unterweisung  oder 
durch  ordentlichen  Besuch  einer  anderen  vorschriftsmässig  eingerichteten 


18. 


öffentlichen  oder  Privat-Lehranstalt  einen  regelmässigen  und  genügenden 
TÄit erricht  ln  den  Elementarkenntnissen  erhalten. 


§ 62. 

Zur  Teilnahme  an  dem  christlichen  Religionsunterrichte  sind  die 
;)üdischen  Künder  nicht  verpflichtet;  eine  ;jede  Synagogengemeinde  ist  aber 
verbunden,  solche  Einrichtungen  zu  treffen,  dass  es  keinem  jüdischen  Künde 
während  des  schulpflichtigen  Alters  an  dem  erforderlichen  Religionsunter- 
richte fehlt. 

Als  besondere-  Religionslehrer  können  nur  solche  Personen 
zugelassen  werden,  welche  zur  Ausübung  eines  Elementarschulamtes  vom 
Staate  die  Erlaubnis  erhalten  haben. 


§ 63. 


Zur  Unterhaltung  der  Ortsschulen  haben  die  Juden  ln  gleicher 
Weise  und  in  gleichem  Verhältnisse  wie  die  christlichen  Gemeindeglieder 
den  Gesetzen  und  bestehenden  Verfassungen  gemäss  beizutragen. 

§ 64. 

Eine  Absonderung  von  den  ordentlichen  Ortsschulen  können  die 
Juden  der  Regel  nach  nicht  verlangen;  doch  ist  ihnen  gestattet,  i^  eigenen 
Interesse  auf  Grund  diesfälliger  Vereinbarungen  unter  sich  mit  Genehmi- 
gung der  Schulbehörden  Privat-Lehranstalten  nach  den  darüber  bestehenden 
allgemeinen  Bestimmungen  einzuriohten.  Jst  in  einem  Orte  oder  Schulbezirke 
eine  an  Zahl  und  Vermögensmitteln  hinreichende  christliche  und  jüdische 
Bevölkerung  vorhanden,  um  auch  für  die  jüdischen  Einwohner  ohne  deren  Ueber 
bürdung  eine  besondere  öffentliche  Schule  anlegen  zu  können,  so  kann,  wen 
sonst  im  allgemeinen  Schulinteresse  Gründe  dazu  vorhanden  sind,  die  Ab- 
sonderung der  Juden  zu  einem  eigenen  Schulverbande  auf  den  Antrag  des 

f 

Vorstandes  der  Synagogengemeinde  angeordnet  werden. 

§ 65. 

Die  Regierung  hat  in  solchem  Palle  über  die  beabsichtigte 
Schultrennung  und  den  dazu  entworfenen  i^lnrichtungsplan  die  Kommunalbe— 
horde  des  Ortes  und  die  übrigen  Interessenten  mit  ihren  Erklärungen  und 


Anträgen  zu  vernehmen. 
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§ 66. 

Ergibt  sich  hierbei  ein  allseitiges  Einverständnis  über  die 
Zwäokmässigkeit  der  Schulabtrennung  und  über  die  Bedingungen  der  Ausfüh- 
rung, so  ist  die  Regierung  befugt,  die  entsprechenden  Festsetzungen  und 

Einrichtungen  unmittelbar  zu  treffen, 

jm  Palle  obwaltender  Differenzen  bleibt  die  Entscheidung  die 
dem  Minister  der  geistlichen  usw,  Angelegenheiten  Vorbehalten, 

§ 67. 

Eine  nach  § 64  bis  66  errichtete  ;jüdische  Schule  hat  die  Ei- 
genschaften und  Rechte  einer  öffentlichen  Schule,  jnsbesondere  gelten 
dabei  folgende  nähere  Bestimmungen; 

1)  die  Unterrichtssprache  in  einer  solchen  Schule  muss  die  deutsche  seii 

2 ) die  Errichtung  undV^rhaltung  dieser  Schule  liegt  in  x^rmangelung 
einer  anderweitigeniiVereinbarung  den  jüdischen  Einwohnern  des  Schul- 
bezirks allein  ob.  Die  Aufbringung  der  erforderlichen  Kosten  wird 
nach  Massgabe  der  Bestimmung  des§  5Ö  bewirkt, 

3)  wo  die  Unterhaltung  der  Ortsschulen  eine  Last  der  bürgerlichen 
Gemeinde  ist,  haben  die  Juden  im  Palle  der  Errichtung  einer  eigenen 

öffentlichen  Schule  eine  Beihülfe  aus  Kommunalmitteln  zu  fordern, 
deren  Höhe,  unter  Berücksichtigung  des  Betrages  der  Komraunalab gaben 
der  jüdischen  Einwohner,  der  aus  den  Kommunalkassen  für  das  IDrts— 
Schulwesen  sonst  gemachten  Verwendungen  und  der  Erleichterung,  wel- 
che dem  Kommunalschulwesen  aus  der  Vereinigung  der  jüdischen  Kinder 
in  eine  besondere  jüdische  Schule  erwächst,  zu  bemessen,  und  in  Er- 
mangelung einer  gütlichen  Vereinbarung  von  den  Ministern  der  geist- 
lichen usw,  Angelegenheiten  und  des  Innern  festzusetzen  ist, 

4)  Die  Juden  werden,  wenn  sie  eine  öffentliche  jüdische  Schule  unter- 
halten, sowohl  von  der  Entrichtung  des  Schulgeldes,  als  auch  von 
allen  immittelbaren,  persönlichen  Leistungen  zur  Unterhaltung  der 
ordengtlichen  Ortsschulen  frei, 

5)  Der  Besuch  der  öffentlichen  jüdischen  Schulen  bleibt  auf  die  jüdi- 
schen Kinder  beschränkt. 


Abwchnitt  II, 

Bestimmungen  für  das  Grossherzogtum  Posen. 

§ 6»; 

CSynagogengemeinden ) 

Die  Vorschriften  der  35  bis  50  wegen  Bildung  vonSynagogen- 
gemeinden  usw.  finden  auf  das  Grossherzogtum  Posen,  wo  den  Juden  bereits 

Ko rp orations rechte  gesetzlich  beigeSegt  sind,  mit  folgender  Massgabe  An- 
wendung ; 

1)  Die  Regierungen  sind  ermächtigt,  Ortschaften,  welche  bisher  zu 
keiner  bestimmten  synagogengemeinde  gehört  haben,  nach  näherer  Vor- 
schrift des  § 36  einer  solchen  Gemeinde  einzuverleiben. 

2)  Die  Genehmigung  der  Regierung  ist  daselbst  ausser  den  im  § 4Ö  ange- 
führten Pällen  auch  zur  Aufnahme  von  Schulden  jeder  Art,  zur  An- 
stellung von  Prozessen  und  zur  Abschliessung  von  Vergleichen  über 

Gerechtsame  der  Korporationen  oder  über  die  Substanz  des  Vermögens 
der  Synagogen gemeinde,  wie  zur  Aufstellung  des  Verwaltungsetats 
und  zu  ausseretwatsmässigen  Ausgaben  erforderlich. 

(Kultus-  und  Schulwesen.  Armen-  und  Krankenpflege  usw.) 

Desgleichen  finden  die  Vorschriften  der  §§  51  bis  6?  über  das 
Kultuswesen,  über  die  Armei>-  und  Krankenpflege,  sowie  über  die  Schulange- 
legenheiten auch  hier  Anwendung.  Diejenigen  jüdischen  Schulen,  welche  nach 
§ 10  der  Verordnung  vom  l.juni  1833  als  öffentliche,  jüdische  Schulen 
errichtet  worden  sind,  bleiben  als  solche  bestehen,  solange  nicht  eine 
anderweitige  Einrichtung  von  den  Regierungen  fr  notv/endig  erachtet  wird, 

§ 70. 

Nach  vollendeter  Schulbildung  der  jüdischen  Knaben  haben  die 
Vorsteher  der  Synagogengemeinde  durch  Rat  und  Ermahnung  dahin  zu  wirken, 
dass  jeder  Knabe  ein  nützliches  Gewerbe  erlerne,  oder  sich  auf  wissen- 
schaftlichen Lehranstalten  einem  höheren  Berufe  widme,  und  dass  keiner 
derselben  zum  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  gebraucht  werde. 


21.  Titel  Hi 

Allgemeine  Bestimmunsen. 

§ 71. 

(iTieder  las  sung  und  Aufenthalt  fremder  Juden). 

Zur  Niederlassung  ausländischer  Juden  bedarf  es  vor  Erteilung 
der  Naturalisatlonsurkunde  der  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern. 

Ausländische  Juden  dürfen  ohne  eine  gleiche  Genehmigung  weder 
als  Rabbiner  und  Synagogenbeamte,  noch  als  G-ewerksgehülfen,  Gesellen, 
Lehrlinge  oder  Dienstboten  angenommen  werden.  Die  IJeberschreitung  dieses 
Verbots  zieht  gegen  die  Inländer  und  die  fremden  Juden,  gegen  letztere, 
sofern  sie  sich  bereits  länger  als  6 Wochen  in  den  diesseitigen  Staaten 
aufgehalten  haben,  eine  fiskalische  Geldstrafe  von  20  bis  300  Rthlrn. 
oder  verhältnismässige  Gefängnisstrafe  nach  sich.  Fremden  Juden  ist  der 
Eintritt  in  das  Land  zur  Durchreise  und  zum  Betrieb  erlaubter  Handels- 
geschäfte nach  näherem  Jnhalt  der  darüber  bestehendem  oder  künftig  zu 
©^lassenden  polizeilichen  Vorschriften  gestattet.  Jn  Betreff  der  Hand- 
werksgesellen bewendet  es  jedoch  bei  den  Bestimmungen  der  Order  vom  14. 
Oktober  163Ö. (Gesetzs.S,5o3 ) und  der  mit  auswärtigen  Staaten  besonders 
gesohloss  enenVert räge • 

§ 72. 

(Aufhebung  abweichender  Gteetze) 

Alle  von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  abweichenden  allge- 
meinen und  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  werden  hierdurch  ausser 
Kraft  gesetzt. 

§ 75. 

Unsere  Minister  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten,  des 
Innern  und  der  Justiz  haben  wegen  Ausführung  dieser  Verordnimg  das  Erfor- 
derliche zu  veranlassen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Allerhöchst eigenhändigen  Unterschrift 

und  beigedrucktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  •^5.J^1L  1647* 

(L.S.)  Friedrich  Wilhelm 

Prinz  von  Preussen 

von  Doyen  Mühler  Eichhorn  von  Thlle  von  Savigny  von  Bodelschwingh 
Uhden  Prhr.  von  Canitz  von  Düesberg 


Sehr  geehrter  Herr  Koch, 

Ihr  gefälliges  Schreiben  vom  12. da. Mts,  ist 
ln  meinen  Besitz  gelangt  und  wurde  von  mir  ln  der  gestrigen  Sitzung  des 
Vorstandes  der  Synagogengemeinde  zur  Verlesung  gebracht.  Ich  glaube,  es 
1st  das  einfachste,  wenn  loh  Sie  bitte, sofemes  Ihre  Zelt  erlaubt,  mit 
mir  über  die  von  Ihnen  angeschnittenen  ?ragen  Rücksprache  zu  nehmen. 

Ich  glaube.  Ihnen  über  alle  Punkte,  die  Sie  ln  Ihrem  Schreiben  erwähnt 
haben, eine  befriedigende  Auskunft  erteilen  zu  können. 

In* vorzüglicher  Hochachtung 


Jch  bitte  evtl.  Jhren  freundl.  Besuch 
telefonisch  avisieren  zu  wollen, 

Herrn 

Adolf  Koch, 

K 8 s e n . 
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durcli  eine  Heise  verhinderl; . an 
der  morgigen  Sitzung  teilzunmJimen.  Ich  Tiitte  Sie  ron 
meinen  Väschen,  die  ich  hei  dieser  Gelegenheit  vorhrln= 
gen  wollte.  Kenntnis  zu  nehmen. 

TTin+iio  oTo  Sitz^  Yom  3.  Januar  sind  sowohl  der' *' 

^lultxirkommissionverschiedene 
ae  Beschlüsse  uherwiesan  worden,  ohne  dass  his  ha 
dieser  Kommissionen  einherufen  wurde.  “ ‘ 

Z^tand,  der  unter  keinen  U^än. 
utti-j..  »oaeu-cet  er  auoh  gleichzeitig  eine- 
Hiohtachti^  der  Entsohliessungen  der  Repräsenta^. 

o Arbeiten  des  Vorstandes  einer ’Gemeinde”  wie  i 

Verwaltung  heschräh^  J 

es  ei^is  Riesenhafte ’gewachsen  & bedarf 

feinen,  hellhörigen  Apparates,  das*  Jüdische ’ 

®®  in-Jedef  Weise  zu  iördeim,  die  Belan- 
iS  studiren,”  so  dass  er  in  der  Lage 

latglieder  der 'Gemeinde  so  zu  erfassen^dm 

mitTerantwort liehe  Glieder 


dringen* 
ute  eini 
Hach  meiner  Ansieht 


besuchen,  und  zu  denen  auoh  ich  gehöre,  leidensehr 
stark  unxer  der  Kälte,  die  in  dem  ganzen  Raume  herrscht# 
Man  sagt,  die  Heizung  sei  nicht  in  Ordnung  und  ist  es 
Pflicht  des  Vorstandes,  hier  sofort  Abhilfe  zu  schaffen, 
denn  wenn  man  den  Stammgästen  den  Besuch  des  Gottesdienei 
stes  erschwert,  kann  es  dem  Ansehen  der  Gerne indeverwal  — • 
tung  sicher  nicht  von  Vorteil  sein. 

Herr  Dr:  Loewenstein  - Essen  hat  mir  die  Ab»< 
schrift  eines  Briefes,  den  das  Kuratorixim  des  Lehrgutes 
in  RODGES  an  die  Gemeinde  richtete,  übermittelt#  Ich  bin 
erstaunt,  dass  dieser  Punkt  nicht  auf  der  Tagesordnunc 
steht.  ^ 

loh  wünsche  Ihren  Beratungen  den  besten  A 
Erfolg  und  verbleibe  mit  vorzüglicher  Hochachtung  ^ 


Intentional  Second  Exposure 


ADOU  ZOCE 
ESSEN 


Xl^  ^ 


z.  zt,  i:ainz,  ig.  8:  g§. 
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An  den  Harm  VorBitzendiÄ^deip-^ 
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durch  eine  Reise  verhindert,  an  • 
der  morg^en  Sitzung  teilzun*hmen.  Ich  hitte  Sie  von 
meinen  NMsch an,  die  ich  hei  dieser  Gelegenheit  vorhrin= 
wollte,  Kenntnis  zu  nahmen« 

Sitzomg  vom  3.  Januar  sind  sowohl  der 

a.  Kulturkonmisaionvorsoliiaaene  drlnfieii- 

?o?  a?.?  ^ wurd«.  Nach  meiner  Änsieht 

af^  unhaltkarer  Zustand,  der  unter  keinen  Umetän. 

heu.eutet  ar  auah  gleichzaiti^' aina- 
Niohtachtt^  dar  Entsohliassungen  der  Repräsenta:^« 

vf«  Verwaltung  heschrüä^ 

S®meinda  ist  ins  Riesenhafte  gewachsen  & bedarf 

LahJ^Jn  feinen,  hellhörigen  Apparates,  das"  jüdische 

Lehen  zu  wecken,  es  in.  j^ef  Weise  zu  èördem,  die  Balan- 

so  ^ss  ®r  ln  der  Lage 
latglieder  dar 'Gemeinde  so  zu  erf^ssen^da^ 
dass  sie  sich  ohne  Axisnahmeals  mitverantwortliche  Glieder 
imserer  Gemeinschaft  rühlen.  vxxioaor 

fliio  T *®  Sache  des  Vorstandes,  aus  sich  her« 

a^  die  mtiative  zu  ergreifen  & die  Anregungen  nicht 

Gemeinde  an  sich  herankommen  zu  lassen«  loh 
Tor,  in  der  nächsten  Sitzung  entsprechende 
Anregungen  zu  gehen,  hezw«  Anträge  zu^elleni' 

..  ^she  mit  der  Annahme  meines 'Amtes  die'* 

Freiwilligkeit  ausgesprochen,  mich  mit  ganzer  Kraft 
F®  ^®^  Gemeinde  zu  wicunen.  Im  Interesse  der 

Interesse  des  Gesamt judentums  stelle  ich 
miohfur  jede  Arbeit  zur  Verfügung« 

. ^ Gleichzeitig  erlaube  ich  mir  auf  einen  Übel  - 

“ÄOlion,  den  alle  Synagogenhesuehor 
Ftzten  Wochen  unliebsam  empfunden  haben«  Sämtlich' 
Mitglieder  der  Gemeinde,  die  den  Gottesdienst  regelmässig 


besuchen,  imd  zu  W“-®^  auch  ich  gehöre,  leidensehr 
stark  unter  der  Kälte,  die  in  dem  ganzen  Raume  herrscht« 
Man  sagt,  die  Heizxmg  sei  nicht  in  Ordnung  und  ist  es 
Pflicht  des  Vorstandes,  hier  sofort  Abhilfe  zu  schaf fen- 
denn  wenn  man  den  Stammgästen  den  Besuch  dos  Gottesdien»- 
stes  erschwert,  kann  es  dom  Ansehen  der  Gemoindoverwal  — 
tixng  sicher  nicht  von  Vorteil  sein« 

Herr  Dr:  Loewonstein  - Essen  hat  mir  die  Ab» 
schrift  eines  Briefes,  den  das  Kuratorium  dos  Lohrgut es 
in  RODGES  an  die  Gemeinde  richtete,  übermittelt.  Ich  bin 
erstaunt,  dass  dieser  Punkt  nicht  auf  der  Tagesordnunfir 
steht« 

loh  wünsche  Ihren  Beratungen  den  besten  Jh 
Erfolg  und  verbleibe  mit  vorzüglicher  Hochachtung  ^ 


Sehr  geehrter  Herr  Ogutsch, 

Wir  bestätigen  dankend  den  Empfang 
Ihres  freundlichen  Schreibens  vom  51.Januar  ds.Js,,  in  dem  Sie 
uns  die  Ankunft  des  Töchterchens  in  Ihrem  Hause  melden,  v/ir  haben 
von  diesem  für  Sie  und  Ihre  Gattin  so  freudigen  Ereignis  Kenntnis 
genommen  und  sprechen  Ihnen  imsere  herzlichen  bestgemeinten  Glück- 
wünsche insbesondere  für  Mutter  und  Kind  aus. 

In  ausgezeichneter  Hochachtung 
Der  Vorstand  und  die  Repräsentanten  der 
Synagogengemeinde  Essen 


He  rrn 

Wilh,  Ogutsch, 

Essen. 


harolinenstrasse  38 


Ui-U'  W ■ V " ■ , rr^  ' ■■.i, 


/4 


Ä8s«n,  den  4.  Fel)r,1929. 


Herrn 


Hektor  Abraham, 


£ 8 8 e n • 


OsnabrUoke ra trass e 29  , 


Herr  0 g u t s o h teilt  dem  Vorstande  det.  Repräsentanten- 
kollegiuy  d«r  Synagogengemeindo  mit,  dass  seine  Prau  ihn  aa  3o.Ja- 
nuar  ein  Töehterohen  geaohenkt  hat,  loh  habe  Tersuoht,  Sie  tele  - 
fomleoh  anaurufen,  ob  Sie  damit  einverstanden  sind,  dass  gleiohzeltlg 
im  Namen  der  Beprässntanten  Herrn  Ogutsoh  von  unserer  freudigen  Anteil 
nähme  Kenntnis  gegeben  wird,  loh  habe  Sie  leider  telefonisch  nicht 
erreichen  können  und  bitte  Sie  deshalb  Ihrerseits,  mir  mögliche t 
morgen  fr>jh  zu  telefonieren, ob  Sie  ^üt  meinem  Vorschläge  einverstanden 
sind  und  gleichseitig  damit  einverstanden  sind,  ln.  Hamen  der  EeprH- 
sentanten  den  Brief  su  unterschreiben, 

Hoohachtungsvoll 


Abschrift 


Essen,  den  31*  Januar  1929 


An  den 


Vorstand  dnd  das  Repräsentantehkollegium 
der  Synagogengemeinde  zu 

Essen, 


Hierdurch  gestatte  ich  mir,  Jhnen  die  Mitteilung  zu  machem, 
dass  meine  Prau  mir  gestern  ein  Töchterchen  geschenkt  hat. 

Hochachtungsvoll 
gez,  W,  Ogutsch 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Cèhn, 

Ich  bestätige  dankend  den  Empfang 
Ihres  gefälligen  Schreibens  vom  29 .ds.Mts. ,auf  dessen  Inhalt 
ich  noch  zurückkommen  werde « 

Hochachtungsvoll 


Dr«  Martine  o h n , 
Saarbrücken 
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auf. 


Vorstand 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen. 

r/^ 

Einladung 

ZU  der 

...  ])omiers.tag., den  y»  Januar 1 9....2f.. 

2oj^  Uhr  anberaumten  Sitzung. 


TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

5. BindFü]iruiig  der  neugewWiXten  Vorstandsmitglieder 

6#Neuwahl  d*  Ausschüsse  u.  einer  Satzungskommie- 

sion 

7 «Antrag  der  Zentralwohlfahrtsstelle  , Essen 
8«  • • Jüd«  Yolkspartei 

9 . • ^Eadimah* 


Essen,  den ...  36  . . Dezember  19  28 


Der  Vorsitzende 
I.  A.: 


Intentional  Second  Exposure 


Vorstand  ^ 

der  Synagogen-Gemeinde  Essen. 


i/  ^ 


Einladung 


ZU  der 

Donnerstag, den  Januar 19.. 

20k  Uhr  anberaumten  Sitzung. 


TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

5*Kinführung  der  neugewälilten  Vorstandsmitglieder 

ö.Keuwahl  d,  Ausschüsse  u.  einer  Satzungskommie- 

sion 

7* Antrag  der  Zentralwohlfa2irtsstelle  »Essen 
* * Jüd.  Yolkspartei 

9.  • **Kadimah» 


Essen,  den  . 28.  Dezember  j 9 28 


Der  Vorsitzende 
I.  A.: 


für  die 

Eönigllohen  Preusslsohen  Staaten« 

Nr.  30. 

(Nr. 2871)  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Juden.  Vom  23. Juli  1847. 

Wir,  Friedrich  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Preussen  eto 

Naohdem  wir  zur  Herstellung  einer  möglichst  gleichraässigen  Ge- 
setzgebung über  die  Verhältnisse  der  Juden,  die  in  dieser  Hinsioht  be- 
stehenden Vorschriften  einer  Revision  haben  unterwerfen  lassen,  verodnen 
Wir,  nach  Anhörung  beider  Kurien  Unserer  zum  ersten  Vereinigten  Landtage 
versammelt  gewesenen  getreuen  Stände,  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsmini- 

steriuins,  was  folgt: 

Titel  I. 

Bürgerliche  Verhältnisse  der  Juden. 

§ 1. 

Unseren  Jüdischen  Untertanen  sollen,  soweit  diese«  Gesetz  nicht 
ein  anderen  bestimmt,  im  ganzen  Unfange  Unserer  Monarchie  neben  gleichen 
Pflichten  auch  gleiche  bürgerliche  Hechte  mit  unseren  christlichen  Unter- 
tanen zustehen. 

Abschnitt  I. 

Bestimmungen  für  alle«  Landesteile,  mit  Ausschluss  des  Grosnherzog-  ^ 
turns  Posen. 

(Zulassung  zu 

öffentlichen  Aemtem.  ) § 2. 

Zu  einem  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsamte,  sov/ie  zu 
einem  Kommunalamte  kann  ein  Jude  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  mit 
einem  solchen  Amte  die  Ausübung  einer  richterlichen,  polizeilichen  cder 

exekutiven  Gewalt  nicht  verbunden  ist. 

Ausserdem  bleiben  die  Juden  allgemein  von  der  Leitung  und  Be- 
ajfsiohtigung  christlicher  Kultus-  und  Unterrichts-  /Jigelegenhelten  aus- 
geschlossen. 

An  Universitäten  können  Juden,  soweit  die  Statuten  nicht  ent- 


I 

2.  J 

gegenstehen,  als  Privat dozenten,  ausserordentliche  und  ordentliche  Pro- 
fessoren der  medizinischen,  mathemathischen,  naturwissenschaftlichen, 
geographischen  und  sprachwissenschaftlichen  Lehrfächer  zugelassen  werden. 
Von  allen  übrigen  Lehrfächern  an  Universitäten,  sowie  von  dem  akademischen 
Senate  und  von  den  Aemtem  eines  Lekana,  Prorektors  und  Hektors  bleiben 
sie  ausgeschlossen. 

An  Kunst-,  Gewerbe-,  Handels-  und  Navigationsschulen  können 
Juden  als  Lehrer  zugelassen  werden.  Ausserdem  bleibt  die  Anstellung  der 
Juden  als  Lehrer  auf  jüdische  ünterrichtsanstalten  beschränkt. 

§ 3 

(Ständische  Hechte,  Patronat  usw, ) 

Ständische  Hechte  können  von  Juden  auch  ferner  nicht  ausgeübt 
werden.  Soweit  diese  Hechte  mit  dem  Besitze  eines  Grundstücks  verbunden 
sind,  ruhen  dieselben,  solange  das  Grundstück  von  einem  Juden  besessen 
wird, 

J>as  Nämliche  gilt  vom  Patronat  und  von  der  Aufsicht  über  das 
Kirchenvermögen.  Beides  wird  von  der  Behörde  (Verordnung  vom  3o, August  1816, 
Gesotzs,S,2o7)  ausgübt.  Die  persönliche  Aixsübung  der  Geriohtsbarkeit 
und  Polizei  ist  den  Juden  nicht  gestattet,  sie  können  jedoch  den  Geriohts- 
halter  und  den  Verwalter  der  Polizei  bestellen. 

Der  jüdische  Besitzer  bleibt  axir  Tragung  der  mit  allen  vorge- 
dachten Rechten  verbundenen  Lasten  verpflichtet- 

( 

wo  das  Patronat  einer  Gemeinde  zusteht,  können  deren  jüdische 
Mitglieder  an  der  Ausübung  desselben  nicht  teilnehmen,  sie  müssen  aber 
die  damit  verbundenen  Eeallasten  von  ihren  Besitzimgen  tragen.  Ausserdem 
bleiben  die  ansässigen  jüdischen  Mitglieder  einer  Stadt-  oder  Dorl gerne iade 
verpflichtet,  die  nach  Massgabe  des  Grundbesitzes  zu  entrichtenden  Beiträge 
zur  Erhalt\mg  der  Kirch ensyst emo  zu  taugen;  auch  sind  alle  jüdischen  Grund- 
besitzer zur  Leistung/auJ^ïhren  Grundstücken  haftenden  kirchlichen  Abgaben 
verbunden. 


f 


3. 


3.  § 4. 

( Gewerb^betriel) ) 

Die  fUr  den  Gewerbebetrieb  la  Uinherzlehen  In  betreff  der  ln- 
ländlsohen  Juden  bestehenden  Beschränkungen  werden  aufgehoben« 

Auch  wird  der  Betrieb  der  in  den  §§  51,  52,  64  und  56  der 
Gewerbeordnung  vom  IT.Januar  1846  genannten  Gewerbe  den  Juden  fortan  frei- 
gegeben, insofern  nicht  mit  denselben  die  Ausübung  einer  polizeilichen 
oder  exekutiven  Gewalt  verbunden  ist« 

§ 6« 

( Familiennamen  ) 

Die  Juden  sind  zur  Führung  festbestimmter  und  erblicher  Fami- 
liennamen verpflichtet« 

§ 6. 

(Führung  der  Handelsbüoher  etc«) 

Bei  Führung  ihrer  Handelsbücher  haben  sich  die  Juden  entweder 
der  deutschen  oder  der  sonstigen,  unter  der  Bevölkerung  ihres  Wohnorts 
üblichen  Landessprache  und  deutscher  oder  lateinischer  Sohriftzüge  zu 
bedienen«  Handelsbücher,  j.n  welchen  gegen  diese  Vorschrift  vorstossen 
ist,  haben  für  den  Juden  keine  Beweiskraft«  Bel  Abfassung  von  Verträgen 
und  recht Hohen  Willenserklärungen,  wie  bei  allen  verkommenden  schrift- 
lichen Verhandlungen  ist  den  Juden  nur  der  Gebrauch  der  deutschen  oder 
einer  anderen  lebenden  spräche  und  deutscher  oder  lateinischer  Schrift- 
züge gestattet«  Im  Falle  der  Uebertretung  der  ln  diesem  wie  im  § 5 ent- 
haltenen Vorschriften  trifft  sie  eine  Geldstrafe  von  50  Keiohstalem  oder 


Swöchentliches  Gefängnis« 

§ 7. 

( Zeugeneid ) 

Jn  Ansehung  der  Pflicht  zur  Ablegung  eidlicher  Zeugnisse  und 
der  diesen  Zeugnissen  beizulegenden  Glaubwürdigkeit  findet  sowohl  in 
Zivil-  als  Küminalsachen  zwischen  den  Juden  und  önseren  übrigen  Unter- 
tanen kein  Unterschied  statt« 

§ 8. 

(Geburts—  Heirats-  und  Sterbefälle) 

Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Geburts-,  Heirats-  und  Sterbe- 
fälle unter  den  Juden  soll  durch  Eintragung  in  ein  gerichtlich  zu  führen- 


4. 

dee  Register  bewirkt  werden* 

§ 9. 

Dieses  Register  (§  8)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  des 
Orts,  wo  der  Geburts—  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die 
Brautleute  wohnen,  auch  t'a  Ansehung  solcher  Beteiligten  geführt,  welche 
sonst  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  versohiedenen  Geriohts- 
bezirken,  so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  anderen 
der  beiden  Richter  naohgesuoht  werden.  Der  Richter,  welcher  hiernach  die 
Eintragung  vomlmmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem 
der  andere  Teil  des  Brautpaares  wohnt,  Mitteilung  zu  machen  und  dieser 
hat  die  vollzogene  ihe  auch  ln  das  von  ihm  geführte  Register  zh  über- 
nehmen« 

§ 10. 

zur  Anzeige  einer  erfolgten  Geburt  1st  zunächst  der  Vater  des 
Kindes  verpflichtet.  Jst  derselbe  nicht  bekannt  oder  zur  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  nicht  imst  nde,  so  muss  die  Anzeige  von  dem  Geburtshelfer 
oder  der  Hebamme,  wenn  aber  solche  bei  der  Niederkunft  nicht  gerenwärtig 
gewesen  sind,  von  den  sonst  dabei  zugegegen  gewesenen  Personen,  und  wenn 
die  Geburt  ohne  Beisein  Anderer  erfolgt  ist,  von  demjenigen,  ln  dessen 
Wohnung  das  Kind  geboren  1st,  geschehen,  /jidere,  zu  den  Verwandten  oder 
Hausgenossen  gehörende  Personen,  sind  zu  der  Anzeige  berechtigt,  aber 

nicht  verpflichtet. 

Die  Anzeige  muss  den  Tag  und  die  Stunde  der  Geburt,  das  Ge- 
schlecht des  Kindes  und  dessen  Vornamen,  ferner  die  Namen,  den  Stand  oder 

das  Gewerbe,  sowie  den  Wohnort  der  Eltern  enthalten. 

War  zurzeit  der  gemachten  Anzeige  dem  Kinde  noch  kein  Vorname 
beigelegt,  so  ist  hierüber  binnen  3 Tagen,  nachdem  di(;S  geschehen,  nach- 

trägllohe  Anzeige  zu  leisten» 

§ 11. 

Bel  Todesfällen  muss  die  Anzeige  von  dem  Pamilienhaupte,  und 
wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  oder  hierzu  nicht  Imstande  ist,  von  dem- 
jenigen gemacht  werden,  in  dessen  Wohnung  der  Todesfall  sich  eiAgnet  hat- 


6. 

Andere  Verwandte  oder  Hausgenossen  des  verstorbenen  sind  zu  der  Anzeige 
berechtigt,  aber  nloht  verpflichtet. 

Die  Anzeige  muss  Ta  und  Stunde  des  Todes,  Vor-  tmd  Pamlllen- 
namen,  Alter,  Stand  oder  Grewerbe  des  Verstorbenen  enthalten. 

§ 12. 

Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Dassel- 
be ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute  den  Wohnsitz 
haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Gerlohtsbezirken  v/ohnen,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  imd  erst  dann  zu  veranr- 
lassen,  wenn  siohder  Richter  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  dass  die 
zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  notwendigen  Erfordernisse 
vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Gerichts st eile  und  gleich 
zeitig  an  dem  Rat-  oder  Orts-  Gemeinde-  Haus,  in  dessen  Ermangelung  aber 
an  der  Wohnung  des  Orts  Vorstehers,  während  14  Tagen  av  s zuhängende  Bekannt- 

maohtmg. 

§ 13. 

Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erf okd erlich i 

1)  Der  Nachweis  des  Aufgebotes  ($,12); 

2)  Die  persönliche  Erklärung  der  Brautkeute  vor  dem  Richter,  dass  sie 
fortan  als  ehelich  miteinander  verbunden  sich  betrachten  wollen 

§ U. 

Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 

Zeitpunkt  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register, 

§ 15. 

Zu  den  in  den  §§  10,  11  und  13  vorgesohriebenen  Anzeigen  und 
Erklärungen  ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  dem  Richter  erforderlich. 
Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Protokoll- 
führers, ein  Protokoll  aufztinehmen,  welchem  die  eingereichten  Bescheini- 
gungen beizufüge^feind.  ¥/enn  nach  dem  Ermessen  des  Richters  die  Tatsache 
fest gestellt  ist,  so  hat  derselbe,  auf  Grund  des  Protokolls,  sofort  den 
Geburts-,  Heirats-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen  und  darüba: 

ein  Attest  auszufertigen. 


6. 


§ 16. 

Das  Register  (§  8)  vend  die  auf  Grund  desselben  aus  gefertigt  en 
Atteste  genioßsen^  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils j vollen  Öffentlichen 
Glauben. 

§ 17. 

Die  in  den  § 10  und  11  vorgesohrienen  Anzeigen  müssen  von  den 

dazu  Verpflichteten  gemacht  werden* 

1)  bei  den  Geburten  Innerhalb  der  ztmächst  folgenden  5 Tag®» 

2)  bei  Todesfällen  spätestens  an  dem  nächstfolgenden  Tage. 

F.ine  sohuldbare  Versäumnis  dieser  Fristen  ist  mit  Geldbusse  bis  zu  60 
Rthlm.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  6 Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen,  wèl- 
che  dadurch  entstehen,  dass  der  Richter  wegen  der  verzögerten  Anzeige 
zu  irgendeiner  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§ 18. 

Die  Festsetzung  der  im  § 17  angedrohten  Straf®  erfolgt  durch 
gerichtliche  Erkenntnis. 

§ 19. 

Die  Orts-  Polizeibehörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzei- 
tlge  Anzeige  der  Seburten  und  Sterbefälle  zu  achten  und  bei  Onterlaesung 
derselben  das  Exfordarllohe  von  Ajntswegon  zu  veranlassen. 

§ 20. 

PUr  die  den  Gerichten  durch  gegenwärtige  Verordnung  überwiesenen 
Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der  Justlzmlnl- 

ster  nähere  Bestlïaniungen  zu  treffen  hat 

§ 21. 

Jnsowelt  nicht  durch  geg  nwärtlgo  Verordnung  abweichende  Be- 
atlnmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufgebote  uü  der 
Führung  des  Eogleters  diejenigen  Vorschriften  zu  befolgen,  welche  den 
Geistlichen  der  Christlichen  Kirchen  für  d.s  Aufgebot  und  die  illhrung 

der  Kirchenregister  erteilt  sind. 

§ 22. 

jn  den  zum  Bezirke  des  Appellationsgeriohtshofes  zu  Köln  ge- 
hörigen landestellen  bewendet  es  bei  den  Uber  die  Feststellung  der  Geburt 
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Heiraten  und  Sterbefällen  bestehenden  Vorsohrlften« 

§ 23. 

(Sohuldverhältnlsse  und  besondere  Abgaben.) 

Die  Uber  die  Sohuldverhältnisse  einzelner  JUdisoher  Korpora- 
tionen erlassenen  Vorsohriften  und  besonderen  Anordnungen  bleiben  bis 
zur  Tilgung  dieser  Schulden  in  Kraft. 

Die  an  die  Staatskasse  von  den  Juden  als  solchen  zu  entrichten- 
den persönlichen  Abgaben  tand  Leistungen  werden  ohne  Entschädigung  aufge- 
hoben. Bel  derartigen  Abgaben  und  I>eistungen  an  Jrämraereien,  Grundherren, 
Institute  eto*  behält  es  vorläufig  sein  Bewenden j es  werden  jedoch  weiter 
Bestimmungen  über  deren  Aufhebung  und  Ablösung  Vorbehalten. 

Abschnitt  II. 

Bestlnaaungen  für  das  Grossherzogtiua  Posen. 

§ 24. 

Die  bisherige  untersoheldung  der  Jüdischen  Bevölkerung  des 
Grossherzogtums  Posen  ln  na.turalislerto  und  nicht  naturalisierte  Juden 
bleibt  zurzeit  noch  bestehen. 

§ 2ß. 

(Bedingungen  der  Naturalisation). 

Die  allgemeinen  Bedingungen  zur  Erlangung  der  Naturalisation 

sind: 

1)  ein  fester  Wohnsitz  innerhalb  des  Grossherzogtums  Posen; 

2)  Unbescholtenheit  des  Lebenswandels; 

3)  Die  Fähi^eit,  den  Vorschriften  des§  6 zu  genügen.  Von  diesem  Erfor- 
dernis« kann  der  Oberpräsident  auf  den  Antrag  der  Regierung  dis- 
pensieren. 

Unter  vorstehenden  Voraussetzungen  sollen  ln  die  Klasse  der 
naturalisierten  Juden  diejenigen  auf genommen  werden,  welche  entweder 

1)  einer  Wissenschaft  oder  Kunst  sich  gev/idmet  haben  und  solche  der- 
gestalt betreiben,  dass  sie  von  ihrem  Ertrage  sich  erhalten  können; 

oder 

2)  ein  ländliches  Gnmdsttiok  von  dem  Itafange  besitzen  und  selbst  be- 
wirtschaften,' dass  dasselbe  ihnen  und  ihrer  Familie  hinreichenden 
Unterhalt  sichert;  oder 
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5)  ln  einer  ótadt  eJm  nahrfaaftes  stehendee  Gewerbe  betreiben;  oder 

4)  ein  Kapitalvermögen  von  wenigstens  ß.OOO  Rthlm.,  oder 

5)  ln  einer  Stadt  ein  Gmndstüolc  von  wenigstens  2*000  Rthlm.  an  V/ert 
sdhuldenfrei  eigentümlloh  besitzen;  oder 

6)  ihrer  Dienstpflioht  im  stehenden  Heere  vollständig  genügt  und  gute 
Pührungs attests  erhalten,  oder 

7)  durch  patriotische  Handlungen  ein  besonderes  Verdienst  um  den  Staat 
sich  erworben  haben;  oder 

8)  aus  anderen  Provinzen  Unserer  löBSÄiMonarohie  ihren  »Vohnsitz  in  das 
Grossherzogtum  Posen  verlegen;  oder  endlich 

9)  nach  dem  übereinstluimenden  Urteile  der  Ortsbehörde,  des  Landrats 
und  der  Regierung  zur  Naturalisation  für  geeignet  erachtet  werden, 

§ 26. 

Die  ehelichen  Ii>  der  naturalisierter  Juden  gehören  schon  ver- 
möge ihrer  Geburt  in  die  Klasse  der  naturalisierten  Juden,  Die  bei  Publl- 
iQtion  dieses  Gesetzes  aus  der  väterlichen  Gewalt  bereits  entlassenen  Kin- 
der naturalisierter  Juden  können  jedoch  die  Naturalisation  nur  nach  Mass- 
gabe  der  Bestimmungen  im  § 25  erwerben. 

§ 27. 

Ehefrauen  nehmen  an  den  Kochten,  welche  ihre  Ehemänner  durch 
die  Naturalisation  erlangt  haben,  teil.  Diese  Rechte  verbleiben  ihnen 
auc^^ch  Auflösung  der  Ehe,  gehen  jedoch  durch  Wiedervereheiratung  mit 
einem  nicht  naturalisierten  Juden  verloren, 

§ 28. 

Alle  ln  dio  Klasse  der  Naturalisierten  eintretenden  Juden  er- 
halten von  der  Regierung  des  Bezirks,  ln  welchem  sie  wohnen,  Hatuxall- 
sat ionspat  ent  e , 

§ 29. 

(Rechte  der  naturallseierten  Juden) 

Für  die  naturalisierten  Juden  des  Grossherzogtums  Posen  gelten 
alle  im  Abschnitt  I für  die  Juden  der  übrigen  Landeatelle  enthaltenen 
Bestimmungen, 
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§ 30. 

(7erlu£3t  der  Naturalisation), 

Natura llBlerte  Juden,  welchen  die  Nationalkokarde  rechtskräftig 
aberkannt  ist,  verlieren  dadurch  ohne  weiteres  die  mit  der  Naturalisation 
verbundenen  keohte.  Ausserdem  können  diese  Keohte  einem  Jud^  durch 
klenarbesohluBs  der  Regierung  entzogen  werden,  wenn  derselbe  die  Natura- 
lisation auf  Orund  wissantlich  unrichtiger  Angaben  erlangt  hat,  sowie 
in  allen  dsnj enigen  Fällen,  ln  welchen  nach  §§  19  und  2o  der  revidierten 
btadteordnung  vom  17*Mära  1Ö31  das  Bürgerrecht  entzogen  werden  muss,  oder 
von  den  Stadtbehörden  entzogen  werden  kann.  Oegen  das,  die  Entziehung  der 
Naturalisation  festsetzende  Hesolut  der  Kegierung  ist  der  Rekurs  an 
den  Minister  des  Innern  zulässig,  derselbe  muss  jedoch  binnen  einer  lütä- 
gigen  Präklusivfrist  nach  Eröffnung  des  Kesoluts  bei  der  Hegierung  ango- 
medldet  werden. 

§ 31. 

(Nicht  naturalisierte  Juden). 

Ueber  diejenigen  jüdischen  Einwohner  der  Provinz  Posen,  welche 
sich  zur  Aufnahme  in  die  Klasse  der  Naturalisierten  noch  nicht  eignen, 
sind,  wie  bisher,  vollctändlge  Verzeiclmisse  zu  führen. 

§ 32, 

Auf  Grund  derselben  ist  von  der  Orts-Polizeibehörde  jedem  Fami- 
lienvater, sowie  jedem  einzelnen  volljährigen  und  selbständigen  Juden 
ein  mit  der  Ntimmer  des  Verzeichiaioses  versehenes  Gertificat  zu  erteilen, 
welches,  Insofein  es  eine  Familie  umfasst,  die  Namen  sämtlicher  Mit- 
glieder derselben  enthalten  muss,  und  nach  der  jährlichen  Revision  mit 
einem  Visa  verseilen  oder  berichtigt  wird. 

§ 33. 

Die  Bestimmungen  des  Abschnitts  I finden  auf  die  nicht  natu- 
ralisierten Juden  nur  unter  folgenden  besonderer  Beschämkungen  /jawendung; 

1)  Von  allen  unmittelbaren  und  mittelbaren  ataatsämtem,  sowie  von 
Kommunalämtem,  ingleiohen  von  allen  Lehrämtern  an  anderen  als 
jüdischen  tMt  erricht  aanstalten,  bleiben  sie  ausgeschlossen. 

2)  Bas  städtische  Bürgerrecht  können  sie  nicht  erwerben. 

3)  Auf  dem  Lande  dürfen  sie  nur  dann  ihren  Aohnsltz  nehmen,  wenn  sie 
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entweder  einen  Bauerhof  erwerben  oder  pachten  und  denselben  selbst  be- 
wirtschaften, oder  wenn  sie  sich  bei  ländlichen  Grundbesitzern  als 
Dienstboten,  oder  zum  Betriebe  einzelner  Zweige  des  landwirtsohaftllohen 

Gewerbes,  z.B.  als  Brenner  oder  Brauer  vermieten. 

4)  Das  Schankgewerbe  ist  ihnen  nur  auf  Grund  eines  besonderen  Gutachtens 
der  Ortspolizeibehhrde  über  ihre  persönliche  Qualifikation  von  der  Regie- 
rung, jedoch  niemals  auf  dem  Lande,  zu  gestatten.  Der  Einkauf  und  Ver- 

kaiif  im  Umherziehen  ist  ihnen  unbedingt  untersagt. 

6)  Aus  Darlehnsgeschäften  können  sio  nur  dann  Rechte  erwerben,  wenn 
die  oohuldurkunde  nrtn  gerichtlich  auf  genommen  worden  ist. 

6)  bohTadansprüohe  derselben  für  verkaufte  berauschende  Geträneke  Jiabm 

keine  recht  Hohe  Gültigkeit. 

7)  Bor  üaaug  ln  and.ere  Provinzen  1st  ihnen  nicht  gestattet,  und  für 
den  vorübergehenden  .Aufenthalt  daselbst  die  Genehmigung  des  Obar-Präsi- 
denten  der  Provinz  erforderlich. 

8)  Kioht  naturalisierte  Juden  männllohen  Gesohleohts  bedurien  zur 
Sohllessung  einer  IShe  eines  vom  landrate  kosten^  und  stempelfrei  auszü- 
fertigenden  Trausoheins.  Derselbe  darf  Ifenen  vor  zurüokgelegtem  vler- 
undzwanzlgstam  Lebensjahr  nicht  anders,  als  auf  Grund  einer  besonderen 
auf  dringende  i’älle  zu  bosohrSnkenden  Erlaubnis  des  Ober-Präsidenten  er- 


teilt werden. 


5 34. 


jn  Betreff  der  Schulden  der  jüdlsohan  Korporationen  und 
deren  Tilgung,  sowie  der  Verbindlichkeit  zur  Ablösung  der  Korpora t lons- 
verpfllohtung  verbleibt  es  sowohl  für  die  naturalisierten  als  nicht  na- 
turalisierten Juden  überall  bei  den  bestehenden  Vorsohrlften  und  Anord- 
nungen. Das  festgastellte  Abl.isungskapital  kann  von  den  Keglerungen 
Im  Wege  der  administrativen  Ex^outlon  beigetrieben  worden. 

Titel  II. 

Kultus-  und  TJaterriohts-  .-oigelogenlielten  der  Juden- 

Abschnitt  I- 

Beetimmungen  für  all.  iandesteile,  mit  Ausschluss  des  Grossherzogtum« 


Posen. 
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§ 36. 

(Bildimg  von  Synagogengemeinden  (Judensohaften)) 

Die  Juden  sollen  nach  Massgabe  der  Orts-  und  Bevölkerungsver- 
hältnlsse  dergestalt  ln  Synagogengemeinden  (judensohaften)  vereinigt 
werden,  dass  al).e  innerhalb  eines  Synagogenbezirks  wohnende  Juden  einer 
solchen  Gemeinde  angehören, 

§ 36. 

Die  Bildung  der  Synagogenbezirke  erfolgt  durch  die  Regierun- 
gen nach  /nhörung  der  Beteiligten. 

Die  Regierungen  sind  ermächtigt,  die  in  dieser  Welse  gebildeten 
Synagogenbezirke  nach  dem  Bedürfnisse  abzuändem  und  die  hierauf  bezüg- 
lichen Verhältnisse,  unter  Zuziehung  der  Betelligtenm  einschliesslich 
der  etwa  vorhandenen  Gläubiger,  zu  ordnen, 

§ 37. 

Die  einzelnen  Synagogengemeinden  erhalten  in  Bezug  auf  ihre 
Vermögensv-erhältnisse  die  Rechte  juristischer  Personen. 

§ 38. 

Jode  Synagogengemeinde  erhält  einen  Vorstand  und  eine  angemessen 
Zahl  von  Repräsentanten. 

§ 39. 

Der  Vorstand  besteht  aus  mindestens  3»  höchstens  7 Mitgliedern, 
Vielehe  iht  Amt  unentgeltlich  verwalten. 

§ 40. 

Die  Zahl  der  Repräsentanten  der  Synagogengemeinde  soll  minde- 
stens 9 ïind  höchstens  21  betragen, 

§ 41. 

Sämtliche  männliche,  volljährige,  unbescholtene  Mitglieder 
der  Synagogengemeinde,  welche  sich  selbständig  ernähren  und  mit  Entrich- 
tung der  Abgaben  fürdle  Synagogengeneinde  während  der  letzten  3 Jahre 
nicht  im  Rückstand  geblieben  sind,  wählen  die  Repräsentanten  und  diese 
den  Vorstand  auf  6 Jahre,  Die  iVahl  ist  überall  zugleich  auf  eine  entspre- 
chende Zahl  von  Stellvertretern  zu  richten, 

§ 42. 

Das  r^ahlgeschäft  wird  durch  einen  Abgeordneten  der  Regierung 
geleitet.  Nach  Ablauf  der  ersten  3 Jahre  scheidet  die  häflte  der  Vor- 
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Standsmitglieder  und  der  Repräsentanten  nach  dem  Loose,  demnächst  jedes- 
mal die  ältere  Hälfte  aus. 

§ 4S. 

Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  Vorstandes  unterliegen  der 
Genehmigung  der  kegleiimg,  welche  die  ganze  WirkÄamkeit  des  Vorstandes  zu 
beaufsichtigen  hat  und  befugt  1st,  einzelne  Mitglieder  wegen  vorsätzlicher 
Pflichtwidrigkeit  oder  wiederholter  Dienst Vernachlässigung  nach  vorange- 
gangener administrativer  Untersuchung  durch  Besohluss  zu  entlassen. 

§ 44. 

Der  Vorstand  1st  das  Org^m,  durch  welches  Anträge  oder  Beschwer- 
den der  Synagogengemeinde  an  die  Staatsbehörde  gelangen.  Br  hat  über  alle 
die  Synagogengemelndo  betreffenden  Angelegenheiten  und  über  einzelne,  zu 
ihr  gehörige  Mitglieder  den  Staats-  und  Komraunalbehörden  auf  Erfordern 
pfllohtmässlgdnd  unter  eigener  Verantwortlichkeit  Auskunft  zu  erteilen. 
Derselbe  führt  die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Synagogengemelndo, 
hat  die  Beschlüsse  der  Repräsentanten  (§  47)  zu  veranlassen  und  zur  Ausfüh- 
rung zu  bringen,  auch  die  Synagogengemeinde  überall  gegen  dritte  Personen, 
insbesondere  in  allen  Recht sgesohäf ten,  sie  mögen  die  Erwerbung  von  Rechten 
oder  die  Eingehung  von  Verbindlichkeiten  betreffen,  zu  vertreten. 

§ 45. 

Dem  Vorstände  steht  die  Wahl  und  /nstellung  der  Verr/altungsbeam- 
ten  zu.  Derselbe  hat  jedoch  vot  jeder  Anstellung  die  Repräsentanten  über 
die  Würdigkeit  der  anzustellenden  Personen  zu  hören. 

§ 46. 

Die  Repräsentant en-Versammlxmg  erhält  durch  ihre  Wahl  und  oas 
Gesetz  die  Vollmacht  und  Verpflichtung,  die  Synagogengemeinde  nach  Mass- 
gabe  dieser  Verordnung,  ohne  Rücksprache  mit  der  ganzen  Gemeinde  oder  mit 
Abteilungen  derselben,  nach  Ueberzeugung  und  Gewissen  zu  vertreten  und 
verbindende  Beschlüsse  für  die  Gemeinde  zu  fassen. 

Die  Repräsentanten  haben  nicht  einzeln,  sondern  nur  ln  der  Ge- 
samtheit die  Befugnis,  durch  gemeinschaftliche  Beschlüsse  von  der  gesetz- 
lichen Vollmacht  Gebrauch  zu  machen. 

Die  Repräsentanten-Versammlung  kontrolliert  die  Verwaltung  des 
Vorstandes.  Sie  1st  daher  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  von  der  Aus- 
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führong  Ihror  Beeohlüsse  xind  der  Verwendung  der  Gemeindeeinnahmen  Über- 
zeugung zu  verschaffen,  die  Akten  einzusehen,  die  Rechnungen  zu  prüfen, 
dagegen  Erinnerungen  zu  machen  und  Dechargen  zu  erteilen  usw. 

Sofern  sie  zu  finden  glaubt,  dass  dem  Vorstande  oder  dessen 
einzelnen  Mitgliedern  Vernachlässigungen  oder  Pflichtverletzungen  zur 
Last  fallen,  so  hat  sie  dies  der  Regierung  zur  Untersuchung  und  Verfü- 
gung anzuzeigen • 

Der  Vorsteher  und  die  einzelnen  Repräsentanten  sind  der  Gemein- 
de für  den  Ihr  zugefUgten  Nachteil  verantwortlich,  wenn  sie  sich  der  Ab- 
stimmung entziehen,  wenn  sie  durch  Ordnungswidrigkelten  die  Besohluss- 
nahme  verhindern,  oder  die  Beeohlüsse  vereiteln,  oder  sioh  ungebührlioher- 
weise  ln  die  Ausführung  misohen.  Dagegen  sind  sie  für  den  Jnhalt  ihrer 
Beschlüsse  nur  dann  verantwortlich,  wenn  sie  wider  besseres  Wissen,  also 
in  unredlicher  Absicht  verfahren  haben« 

§ 47. 

In  allen  lediglich  den  inneren  Haushalt  der  Synagogengemeinde 
betreffenden  Angelegenheiten  ist  der  Beschluss  der  Repräs ent antenver Samm- 
lung durch  den  Vorstand  zu  veranlassen«  Dahin  gehört: 

1)  Festsetzung  des  Etats j 

2)  Verpachtung,  Verwaltung  und  Verpfändung  von  Grundstücken; 

3)  Anstellung  von  Prozessen  und  Abschliessung  von  Vergleichen  über 
Gerechtsame  der  oynagogengemelnde  oder  über  die  Substanz  des  Ver- 
mögens derselben; 

4)  Verträge,  welche  ausser  den  Grenzen  des  Etats  liegen,  und  ausser- 
ordentlich den  Etat  übersteigende  Geldbewilligungen« 

Die  Beechlussnahme  der  Repräsentanten,  wenn  sie  den  bestehendm 
Gesetzen  nicht  widerspricht,  ist  in  der  Regel  bindend  für  den  Vorstand« 

Hat  derselbe  Jedoch  die  Ueberzeugung,  dass  der  Beschluss  der  Gemeinde 
nachte!  lg  sein  werde,  so  hat  er  die  Bestätigung  zu  versagen,  und  wenn  der 
anzustellende  Versuch  einer  Vereinigung  erfolglos  1st,  die  Entscheidung 
der  Regierung  einzuholen« 

§ 48. 

Ausser  dem  Einverständnisse  des  Vorstandes  und  der  Repräsentan- 
tenversammlung  ist  auch  noch  die  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich: 
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1)  zur  Einführung  neuer  Auflagen;  | 

2)  zur  Aufnahme  von  Anleihen  und  zum  Ankäufe  von  Grundstücken; 

3)  zur  freiwilligen  Veräusserung  von  Grundstücken  und  Kealbereohtigun^  n 
der  Synagogengemolnde,  welche  überhaupt  stets  nur  nach  vor  gängiger 
Taxe  im  Wege  öffentlicher  Idiitation  erfolgen  darf. 

§ 49. 

Die  Keglerungen  haben  nicht  nur  in  den  Fällen  zu  entscheiden, 
welche  ihnen  in  diesem  Gesetze  ausdrücklich  überwiesen  sind,  sondern  sind 
auch  im  Allgemeinen  berechtigt  und  verpflichtet, 

1)  sich  üeberzeugung  zu  verschaffen,  ob  in  jeder  oynagogengemeinde 

die  Verwaltimg  nach  den  Gesetzen  überhaupt  und  nach  gegenwärtiger  Ver- 
ordnung insbesondere  eingerichtet  ist; 

2)  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Verwaltung  fortwährend  in  den  vorgesohrie- 
benen  Gange  bleibe  und  angezeigte  störu  gen  beseitigt  werden; 

3 ) die  Beschwerden  einzelner  über  die  Verletzung  der  ihnen  als  Mit- 
glieder der  Gemeinde  zustehenden  liechte  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden. 

Jn  allen  Angelegenlieiten  der  Synagogengemeinden  geht  der  Rekurs 
an  die  Regierung,  und  gegen  deren  Entscheidung  an  die  Oberpräß identen. 

Der  Rechtsweg  ist  gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  nur  dann  zulässig, 
wenn  die  Klage  auf  einen  speziellen,  privatrechtlichen  Titel  gegründet  v±rd. 

§ 60. 

üeber  die  Wahl  und  die  Befugnisse  des  Vorsitzenden  in  dem  Vor- 
stande und  des  Vorstehers  der  Repräsentant en-Versammlung,  sowie  über  die 
Zahl  der  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  Repräsentant  en-Versammlung, 
der  Stellvertreter  derselben,  ferner  darüber,  ob  die  Wahl  in  den  Vor- 
stand auf  jüdische  Einwohner  des  Hauptortes  des  syngo gen bezirke  beschränkt 
bleiben,  und  welche  Reisekostenentschä  Igung  im  anderen  Ralle  den  Geäwählt« 
gewährt  werden  soll,  sind  die  erforderlichen  Bestimmungen  in  ein,  der 
Bestätigung  des  Oberpräsidenten  unterliegendes  Statut  aufzunehmen.  Dasselbe 
kann  auch  besondere  Festsetzungen  über  das  Verhältnis  des  Vorstandes  und 
der  Repräsentanten  gegeneinander  und  gegen  die  bynagogengemeinde,  nament liol 
ln  Beziehung  auf  die  den  Kultus  betreffenden  inneren  Einrichtungen  (§61) 

enthalten. 


Iß. 

Die  erate  Wahl  des  Yorstandea  und  der  Repräsentanten  erfolgt 
naoh  Vorschrift  der  Regierung.  Diese  hat  au  :h  nach  stattgefundener  Tahl 
das  Erforderliche  wegen  Abfassung  der  Statuten  ansuordnen,  welche  binnen 
einer  festzusetzenden  Frist  von  dem  Vorstande  und  den  Repräsentanten  zu 
entwerfen  und  der  Regierung  einzureiohen  sind.  Sofern  der  Entwurf  innerhalb 
der  gesetzten  Frist  nicht  eingeht,  ist  von  der  Regierung  über^m  Statute 

vorbehaltenen  Bestimmungen  ein  die  Synagogengemeinde  bindendes  Reglement 
zu  erlassen. 

§ 61. 

(üultuswesen) . 

Die  auf  den  Kultus  bezüglichen  inneren  Einrichtungen  bleiben  in 
jeder  einzelnen  Synagogengemeinde,  solange  und  soweit  nicht  das  Statut  ein 
anderes  festsetzt  (§  60)  der  Vereinbarung  des  Vorstandes  und  der  Repräsen- 
tanten überlassen.  Die  Regierung  hat  von  diesen  Einrichtungen  nur  insoweit 
Kenntnis  zu  nehmen  und  Entscheidung  zu  treffen,  als  die  öffentliche  Ordnung 
ihr  Sinschrelten  erfordert. 

§62. 

Dem  Statut  einer  jeden  Bynagogengemelnde  bleibt  die  Bestimmung 
darüber  Vorbehalten,  ob  Kultusbeamte  angestellt  und  wie  dieselben  gewählt 
w®3rden  sollen.  Bis  dahin  behält  es  wegen  dieser  Wahlen  bei  denjenigen, 
was  ln  den  einzelnen  Judensohaften  herkömralioh  1st,  und  in  Ermangelung 
eines  festen  Herkommens  bei  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  wegen 
der  Wahl  von  Gesellschaftsbeamten  sein  Bewenden.  Die  gewählten  Kultus- 
beamten dürfen  in  ihr  Amt  nioh^her  eingewiesen  werden,  bis  die  Reglesuig 
erklärt  hat,  dass  gegen  ihre  .Innahme  nichts  zu  erinnern  ist.  Die  Regierung 
hat  bei  dieser  Erklärung  ausser  den  Pörmliohkelten  der  Wahl  nur  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  ob  die  gev/ählten  Kultusbeamten  imbesoholtone  Männer 
sind. 

§ 55. 

Entstehen  Innerhalb  einer  Bynagogengemcindo  Streitigkeiten  über 
die  inneren  Kultus elnri oh tungen,  welche  auf  Bildung  einer  neuen  Synagoge 
abzielen,  so  sind  die  ..linelster  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten  und 
des  Innern  ermächtigt,  auf  den  /Jitrag  der  Interessent  n eine  Begutachtung 
der  obv/altenden  Differenzen  durch  eine  zu  diesem  Zweck  einzusetzende 


16. 

EonmiBsion  eintreten  zu  lasaen.  Kann  durch  den  Ausapruoh  der  Eommission 
der  Konflikt  nioht  ausgeglichen  werden,  so  haben  die  Minister  unter  Be- 
nutzung des  von  der  Konmission  abgegebenen  Gutaohtena  daftiber  Anordnung 
zu  treffen,  mit  welcher  Massgabe  entweder  die  Einrichtung  eines  abgeson- 
derten Gottesdienstes  oder  die  Bildung  einer  neuen  Synagoge  zu  gestatten 
ist.  Zugleich  haben  dieselben  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges  zu  bestim- 
men, welcher  Teil  im  Besitz  der  vorhandenen  Kultus einrichtungen  und  des 
Vermögens  der  Synagogenegemeinde  verbleibt. 

§ 54 

Diese  Kommission  soll,  sooft  dais  Bedürfhis  es  erfordert,  unter 
der  Aufsicht  eines  Hegierungsabgeordneten  in  Berlin  zusammentreten,  und 
aus  9 Kultusbeamten  oder  anderen  Männern  jüdischen  Glaubens  bestehen,  dje 
das  Vertrauen  der  Synagogengemeinde,  welcher  sie  angehören,  besitzen. 

§ 66. 

Die  Mitglieder  der  Komrabsion  mit  einer  angemessenen  Zahl  von 
Stellvertretern  werden  von  den  Ministem  der  geistlichen  usw.  Angelegen- 
heiten und  des  Innern  auf  den  Vorschlag  der  Oberpräsidenten,  welche  dabei 
die  Anträge  der  Synagogengemeinden  ihres  Verwaltungsbezirks  besonders  zu 
berücksichtigen  haben,  auf  die  Dauer  von  6 Jahren  ernannt. 

§ 56. 

Di©  durch  den  Zusammentritt  der  Kommission  erwachsenden  Kosten 
werden  von  den  sämtliohen  Synagogengemeinden  des  Staats  nach  Verhältnis« 
des  Kostenbetrages  ihrer  gesamten  Bedürfnisse  (§68)  aufgebracht. 

§ 57. 

Die  Kommission  beschliesst  über  die  ihr  zur  Begutachtung  vor- 
gelegten Gegenstände  nach  absoluter  Stimmenmehrheit,  und  hat  die  zu  er- 
stattenden Gutachten  unter  Belflfeung  von  Gründen  vollständig  auszuarbeiten, 

§ 58. 

(Aufbringung  der  Kosten). 

Die  Kosten  des  Kultus  und  der  übrigen  die  Synagogengemeinde  be- 
treffenden Bedürfnisse,  zu  welchen  auch  die  Binrioht\ing  \md  Unterhaltung 
der  Begräbnisplätze  gehört,  werden  nach  den  durch  das  Statut  einer  jeden 
Synagogengemeinde  näher  zu  bestimmenden  Grundsätzen  auf  die  einzelnen 
hdtragspfllohtigen  umgelegt,  und  nachdem  die  Heberollen  von  der  Regierung 


17. 

für  vollstreckbar  erklärt  worden  sind,  ia  Verwaltungswege  eingeaogen« 

Der  lieohtsweg  Ist  wegen  solcher  Abgaben  und  Leistungen  nur  Insoweit  zu- 
lässig, als  jemand  aus  besonderen  keohtstiteln  die  gänzliche  Befreiung  von 
Beiträgen  geltend  machen  will,  oder  in  der  Bestimmung  seines  i\nteil8  über 
die  Gebühr  belastet  zu  sein  behauptet. 

Ob  und  inwieweit  einzelne,  zerstreut  und  von  dem  Mittelpunkt  des 
Synagogenbezirks  entfernt  wohnende  Juden  zu  den  von  der  Synagogengemeinde 
aufzubringenden  kosten,  insbesondere  zu  den  Zultus  Bedürfnis  sen  beizutra- 
gen haben,  ist  von  den  Legierungen  nach  Massgabe  der  Vorteile  festzusetzen 
welche  jenen  Juden  durch  die  Verbindung  mit  der  Synagogengeraeinde  zuteil 
werden. 

Von  neu  anziehenden  Juden  darf  ein  sogenanntes  Eintrittsgeld 
von  der  Synagogengemeinde  auch  an  denjenigen  Orten,  wo  solches  bisher 
üblich  gewesen,  künftig  nicht  mehr  gefordert  werden. 

§ 69. 

(Armen-  nnd  Krankenpflege). 

Die  der  besonderen  Armen-  und  Krankenpflege  der  Juden  gewidmeten 
i’onds  und  Anstalten,  welche  schon  bisher  von  den  jetzigen  und  früheren 
Vorständen  der  Judensohaften  oder  Synagogengemeinden  verwaltet  und  beauf- 
sichtigt worden  slr^,  werden  auch  künftig  von  denselben,  vorbehaltlich 
des  Oberauf slchtsr echts  der  Hegierung,  beauftlc  aëitigt  und  verwaltet;  neue 
derartige  Fonds  und  Anstalten  aber  nur  dann,  wenn  dies  ln  der  Stiftung  aus- 
drücklich bestimmt  ist. 

§ 60. 

( ünt  erricht  swesen). 

In  Bezug  auf  den  öffentlichen  Unterricht  gehören  die  sohul- 
pfliohtigen  Kinder  der  Juden  den  ordentlichen  Element arsohulden  ihres 

Wohnorts  an. 

§ 61. 

Die  Juden  sind  schuldig,  ihre  Kinder  zur  re  elmässigen  Teilnahme 
an  dem  Unterrichte  ln  der  Ortssohule  während  des  ge#etzlloh  vorgeschrie- 
benen Alters  anzuhalten,  sofern  sie  nicht  vor  der  Schulbehörde  sich 
ausweisen,  dass  ihre  Kinder  anderweitig  durch  häusliche  Unterweisung  oder 
durch  ordentlichen  Besuch  einer  anderen  vorsohrlftsmässlg  eingerichteten 


18. 


öffentlichen  oder  Prlvct-Lehranstalt  einen  regelmässigen  rmd  genügenden 
lÄiterrioht  ln  den  i-lement Erkenntnissen  orlialten« 

§ 62. 

Zur  Teilnahme  an  dom  christlichen  riellglonsunterrlohte  sind  die 
jüdischen  Kinder  nicht  verpflichtet;  eine  jede  Synagogengemeinde  1st  aber 
verbunden,  solche  Einrichtungen  zu  treffen,  dass  os  keinem  jüdischen  Klnd( 
während  des  schulpflichtigen  Alters  an  dem  erforderlichen  Rollgionsunter- 
riohte  fehlt. 

Als  besondere  Religions lehr er  können  nur  solche  Personen 
zugelassen  v/erdon,  welche  zur  Ausübung  eines  Blementarachulamtes  vom 
Staate  die  'vrlaubnls  erhalten  haben. 

§ 63. 

Zur  Unterhaltung  der  Ortssohulen  haben  die  Juden  ln  gleicher 
Weise  und  in  gleichem  Verhältnisse  wie  die  christlichen  Gemeindeglieder 
den  Gesetzen  und  bestehenden  Verfassungen  gemäss  beizutragen. 

§ 64. 

Eine  Absonderung  von  den  ordentlichen  Ortssohulen  können  die 
Juden  der  Regel  nach  nicht  verlangen;  doch  ist  ihnen  gestattet,  i^  eigener 
Interesse  auf  Grund  diesfälliger  Vereinbarungen  unter  sich  mit  Genehmi- 
gung der  Schulbehörden  Prlvat-Lehranstalten  nach  den  darüber  bestehenden 
allgemeinen  Bestimmungen  einzurichten.  Jst  in  einem  Orte  oder  Schulbezirke 
eine  an  Zahl  und  Verraö  gensmitt  ein  hinreichende  christliche  und  jüdische 
Bevölkerung  vorhanden,  um  auch  für  die  jüdischen  Einwohner  ohne  deren  üebei 
bürdung  eine  besondere  öffentliohe  Schule  anlegcn  zu  können,  so  kann,  wem 
sonst  im  allgemeinen  So hullnte resse  Gründe  dazu  vorhanden  sind,  die  Ab- 
sonderung der  Juden  zu  einem  eigenen  Sohulverbando  auf  den  /Jitrag  des 
Vorstandes  der  Synagogengemeinde  angeordnet  werden. 

§ 6ß. 

Die  Regierung  hat  in  solchem  Falle  über  die  beabsichtigte 
Sohultrennung  und  den  dazu  entworfenen  Einxiohtungsplan  die  Kommunalbe- 
herde  des  Ortes  und  die  übrigen  Interessenten  mit  ihren  Erklärungen  und 
/nträgen  zu  vernehmen. 


19. 

§ 66. 

Srgitt  oloh  hierbei  ein  allseltiges  Sinvorständnis  über  die 
Zweokiaäösig^elt  der  Sohulabtrennung  und  über  die  Bedingungen  der  Ausfüh- 
rung, so  ist  die  Regierung  befugt,  die  entsprechenden  Feste  et  zungcai  und 
Einrichtungen  iminit telbar  zu  treffen. 

jm  Falle  obwaltender  Differenzen  bleibt  die  lütscheldung  44« 


dem  I^lnister  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten  Vorbehalten. 

§ 67. 

Bine  nach  § 64  bis  66  errichtete  jüdische  £>ohule  hat  die  Ei- 
genschaften und  rechte  einer  öffentlichen  Cohule.  jnsbesondere  gelten 
dabei  folgende  nähere  Bestimmungen: 

1)  die  Unterrichtssprache  in  einer  solchen  Bohule  muss  die  deutsche  seit 

2)  die  Errichtung  und  Erhaltung  dieser  Schule  liegt  ln  E-Toangelung 
einer  anderr/oltigen  Vereinbarung  den  jüdischen  Einwohnern  des  Schul- 
bezirks allein  ob.  Die  Aufbringung  der  erforderlichen  Kosten  wird 
nach  Massgebe  der  Bestimmung  des§  68  bewirkt. 

3)  wo  die  Unterhaltung  der  Ortsschulen  eine  Last  der  bürgerlichen 
Gemeinde  ist,  haben  die  Juden  im  Palle  der  Errichtung  einer  eigenen 

öffentlichen  Schule  eine  Beihülfe  aus  Eommunalmitteln  zu  fordern, 
deren  Höhe,  unter  Berücksichtigung  des  Betrages  der  K-omraunalabgaben 
der  jüdischen  Einwohner,  der  aus  den  Kommunalkassen  für  das  örts- 
BohulwesCTi  sonst  gemachten  Verwendungen  und  der  Erleichterung,  wel- 
che dem  Zommunxilsohulwesen  aus  der  Vereinigung  der  jüdischen  kinder 
in  eine  booonaere  jüdische  Schule  erwächst,  zu  bemessen,  und  in  Er- 
mangelung einer  gütlichen  Vereinbarung  von  den  Llinlstem  der  geist- 
lichen usw.  Angelegonlieiten  und  des  Innern  festzusetzen  1st. 

. 4)  Die  Juden  werden,  wenn  sie  eine  öffentliche  jüdische  Schule  unter- 
halten, sowohl  von  der  Sntriohtung  dos  Schulgeldes,  als  auch  von 
allen  unmittelbaren,  persönlichen  Leistungen  zur  Unterhaltung  der 
ordenrtliohen  Ortsschulen  frei. 

5)  Der  Besuch  der  öffentlichen  jüdischen  schulen  bleibt  auf  die  jüdi- 
schen Kinder  beschränkt. 


Abaohnlt-t  II. 


20. 

Beetimmungen  tlix  daa  Grossherzogtum  Posen. 

§ oa. 

(Synagogongemslnden  ) 

2).ig  Yoraohrifton  dor  55  bis  60  wegen  Bildung  vonSyungogon— 
gemolnden  \iaw.  finden  auf  das  Grosaherzogtum  Poaen|  wo  den  Juden  bereite 
K.orp  orations  recht©  gosetzlloh  beigeilet'jt  slnd^  mit  folgonder  Masagabo  Aa^ 
Wendung : 

1)  Di©  Regierungen  sind  ermäohtigt,  Ortsohaften,  welche  bioher  zu 
keiner  bestimmten  oynagogengemelnde  gehört  haben,  nach  näherer  Vor- 
aohrift  des  § 56  einer  solchen  Gemeinde  ein2fu:v©rl0iben. 

2)  Die  Genehmigung  der  Ilegienmg  ist  daselbst  ausser  den  im  § 48  ange- 
führten Pällen  auch  zur  Aufnahme  von  Schulden  jeder  Art,  zixr  An- 
stellung von  Prozoösen  und  zur  Absohliessung  von  Vergleichen  über 

Gereohtssuao  der  Korporationen  oder  über  die  Substanz  dos  Vermögens 
der  Synagogengemeinde,  wie  zxxr  Aufstellung  dos  Verwaltungsetats 
und  zu  ausseretwatsmässigen  Ausgaben  erforderlich. 

5 69. 

(rrnltus-  und  Schulv/esen.  Armen-  und  Krankenpflege  usw.) 

Desgleichen  finden  die  Vorschriften  der  §§  51  bis  6?  über  daß 
Kultusweson,  über  die  Amen-  und  jCr&nlzenpflege,  sowie  über  die  Schulange- 
legenhoiton  auch  hier  *nT?endung.  Diejenigen  jüdischen  Schulen,  welche  nach 
§ 10  der  Verordnung  vom  l.juni  1853  als  öffentlioiie,  jüdische  Schulen 
errichtet  worden  sind,  bleiben  als  solche  bestehen,  solange  nicht  eine 
anderweitige  Einrichtung  von  den  Regierungen  flJr  notwendig  erachtet  wird. 

§ 70. 

Nach  vollendeter  Sohulbüdung  der  jüdischen  iCnaben  haben  die 
Vorsteher  der  Synagogengemeinde  duxoh  f^t  und  Ermahnung  dahin  zu  wirken, 
dass  jeder  Knabe  ein  nützliches  Gewerbe  erlerne,  oder  sich  auf  wlssen- 
schaftliohon  Lehranstalt  an  einem  höheren  Berufe  widme,  und  dass  keiner 
derselben  zum  Geworbebetxiebe  im  üaherziehen  gebraucht  v/erde. 


Titel  Hi 

Allgecioinc  Beeti.’ajiiungeji, 

' 71.  ’ 

(Nieder laoGung  xmd  AufentJialt  fremder  Juden). 

Zur  Nieder laößuiig  ausländisolier  Juden  bedarf  cs  vor  ürteilung 
der  Katuralisatlonsxutund©  der  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern. 

AusländiBolie  Juden  dürfen  ohne  eine  gleiche  Genehmigung  weder 
als  habbiner  und  Synagogerbcamte,  noch  als  Gewerksgehülfon,  Gesellen, 
Lehrlinge  oder  Dienstboten  angenommen  werden;  Die  Uebersohreltung  dieses 
Verbots  sieht  ge.-en  die  Inländer  und  die  fremden  Juden,  gegen  letstere, 
sofern  sie  sioh  bereits  länger  als  6 Wochen  in  den  diesseitigen  Staaten 
auf  gehalten  haben,  eine  fiskallsohe  Geldstra  e von  20  bis  3 00  Rthlm. 
oder  verhältnismässige  Gefängnisstrafe  naoh  sich.  Fremden  Juden  ist  der 
Eintritt  ln  das  Land  zur  Durchreise  und  zum  Betrieb  erlaubter  Handels- 
geschäfte nach  näherem  Jnhalt  der  darüber  bestehendem  oder  künftig  zu 
erlassenden  ^polizeilichen  Vorsöhrlf  fcen  gestattet.  Jn  Betreff  der  Hand- 
werksgesellen bewendet  es  Jedoch  bei  den  -Bestimmungen  der  Order  vom  14. 
Oktober  1838. (Gesetzs.S.ßoJ ) und  der  mit  auswärtigen  Staaten  besonders 
ges oh lo D s enen Vert räge . 

§ 72. 

(Aufhebung  abweichender  Gmetze) 

Alle  von  den  Bestlmnnmgen  dieses  Gesetzes  abweichenden  allge- 
meinen und  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  werden  hierdurch  ausser 
Kra  t gesetzt. 

5 73. 

Unsere  ’Minister  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten,  des 

Innern  und  der  Justiz  haben  wegen  Ausführung  dieser  Verordnung  das  Erfor- 

•* 

derllche  zu  veranlassen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Allerhöchsteigenhändlgen  Unterschrift 

und  belgedruoktem  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  23. Juli  1847. 

(L.S.)  I’riedrloh  ’^Tilhelm 

Prlhz  von  Preussen 

von  Doyen  Wühler  Eiohhom  von  Thlle  von  Savlgny  von  Bodelschwlngh 
Uhden  Prhr.  von  Canitz  von  Düesberg 
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Mamens  der  jüdischen  V o'l  kspaktei  inP^ssen  beehren  wir 


uns,  nfiohßtehende  Anträge  zur  baldigen  Bei^itung  zu  atellem 

» 

f 

1.  Aenderung  des  Vorstandes  der  &.m ^gogengeiaelnde.  ■ 

II.  Ergänzung  der  Neuwahlen  für  die  einzelnen  KoauRisaionen  innerhalb  der 
Repräsentanz. 

2.  Krgänzun;^  des  Vorstandes  der  Syi^gogen,5cineinde. 

/ 

4.  Errichtung  einer  hebr.  Talmud- Thora«  Schule. 

5.  Erfüllung  der  Wünsche  der  konservativ  gerichteten  <^emeindeiaitglieder. 

B e g r ü n d u n^^^ 


iS . Satzeaände rung en . 
— — — — - 


Die  z.  2t,  geltenden  Satzungen  unserer  S.  öa.  entsprechen  u.  Es  nicht 

i • I * 

ganz  den  heutigen  demokratischen  .inf orierungen.  Wir  beantragten  daher: 

• ^ r 

a)  Abschaffung  der  Karrenzzelt  für  das  passive  Wahlrecht.  ' * / *• 

b)  Einführuntt  des  aktiven  und  passiven  Erauenwahlrechts. 

c)  Aufhebung  des  Zwelkaauaersystems  von  Vorstand  und  Repräsentanz.  ’ • 

Weitere  evtl,  noch  vorzunehmende  Satzssänderungen  sollen  in  der  l^erfUr 
einzusetzenlen  Koriimisaion  behandelt  warten,  . • 


2.  ^rgan§u|ig_de§_Vox§  tajidesj. 


* \ r*' 


Die  Ergänzung  des  Vorstandes  halten  wir  für  dringend  geboten,  zumal  / ’ 
zwei  l^itglleder  tiineingewuhl  t werden  müssen.  ^ f‘ 


*v^.Q!mia3i  oncHj, 


Die  Vomaiime  von  Neuwaiilen  der  Ko umijaaionen  ist  schon  alleine  ln  der  J; 
neuen  Zusammensetzuni^  der  Repräsentant  begründet,  x'  , 


4.  Talmud  - Thora  - Schule  . 


I 

.■r  . 


*• ' v . ' ' 

’^ir  halten  das  bisherige  Verfahren  ier  S.G.  in  Aachen  T,  wihule  xör 
verfehlt  und  beantragen  die  Einsetzung  eiiier  KoEnmissaioni  dls'iitojat  'nur 
beraten,  vielmehr  den  Auftrag  bekoriTiCn  soll,  genannte  T« TU*  »^huX#  Ins 

Leben  zu  rufen. > SchUlerverzeichnls  befindet  sich  bereits. ln  déïSf  i...nien 

Air  ■ 

der  bisherigen  Kommission,  deren  Zahl  Ubrigonë  heute  bëd*w tend  überholt 
ist.  ' Vv  ‘*v^'  ‘ ‘ * I 


i • 


l-'.V.  »-.W\ 


r«r^on  aee  iierm  <s  r T e 1 o h e r maohen  wir  auf  ^ineh 

' I ' 

^ püdugoglsch  gefcnul  jen  Lehrer  X\  :-^rka&ia  und  ßla^ben,  dass  Genaim^Sr  so 

I wohl  len  AnsrrUoheil  der  S,  Gerne  \ de  als  »uoh  der  hierfür  in  Frage  konm 

I enden  Kreise  eärflili^n  karin.  ^ die  lorren  ^^abbiner  sowie  Herr  J^ektor 

I Abraham  werten  inptiride  sein  ein  Gut  \chtcn  hierüber  absußeben,  ärforderl 

8^^  allerr  dais  die  seit  Jahren  b y llii;’f;i\,e  Sunune  zum  Zwecke  der  Kr- 

I einer  TeUrui-  ;hora  nicht  nur\iin  »itat  figurieren  soll,  sondern 

I tatsächlich  zar  ..uszahiun,,  gel>»nge.  di*  Leitung  und  Führung  der  Talmud- 

^ Ihora  soll  von  der  Getiielnde  bezw, 

i 

i enden  Kommission  übernoamen  werden 

5 • Konservative  Forderunr^en. 


von  finer  zu  diesem  Zwecke  einzusetz 


Unbestritten  1 


dasf.  ein  grosser  Prozentsatz  der  hier  wohnenden  Juden 
ïig  eind.  dieser  Hiohtung  muss  die  S 


ortodoxer  Hiohtij 


Gemeinde  ßoohnung 

I in  illen  Jüd,  Gemeinden  geschieht.  Die  /aisprUche  der 

tglieder  unserer  Gemeinde  sind  / folgende: 

I für  eine  geeigneten  ^‘'aurc  sorgen,  in  dem  alle  .«itglie 
konserv.  Rlohtunj  ihren  Gottesdienst  in  würdiger  Wels 
rde  sein  sollen. 

ndionsl  einen  geeigneten  Kantor  zu  stellen 
b.  ißoesor  ) anzustellen 
u.  8.  w.  zu  stellen, 
r darauf  hin,  dass  bis  heu  .e  an  4 


konservativen  M 
Die  Gemeinde  so 
der  bezelchi.etei 
abzuhalten  inif?  \i 
Für  diesen  Gotti 
einen  Dajen  (Hai 
eitlen  harne  sch 
2iL  weisen  w: 


Stellen  Bethäuser  vor 

•e  befinden  sich  teilweise  an  ^teilen  die  beatimmt  für 
rrichtung  von  Gbtteediens ten  jede 


handen  sind 


ürdigkeit  entbehren.  Ausserdem  vor 


schlingen  dies«  ^jährlich  eine  stattliche  Summe  an  Mieten  und  sonstige 

I 

Spesen,  welche  Wis  nun  von  den  i^itgllede rn  alleine  aufgebracht  wurden, 
^'ir  glauben,  danj.i  hierfür  auosohliasslich  und  nur  alleine  die  S. Gemeinde 
aufzukommen  hat.,'  bs  soll  noch  beinorkt  werden,  dass  dieser  Zustand  es  ver 
mrfiaohte,  dass  Zwistigkeiten  unter  den  Mi tgliede m «entstanden  sind  uni 
noch  entstehen  können,  da  jede  der  etwas  mehr  Geld  hat  oder  für  diese 


.1 


Zwecke  mehr  beisteuert  sich  hier  auszuspielen  sdcht. 


n 


■ — (ir- — (•'  ^ "f 


Intentional  Second  Exposure 


and  ßlüvben,  dass  Genaxuri o.-r  a« 
wohl  len  Ansprüoneé  der  S,  Ge^elVide  aia  *uoh  der  ?aieifür  in  Frage  koan 
enden  Kreise  erftHlen  karin.  / die  ^^rren  ^'-abbiner  sèvrie  Herr  Rektor 
Abraham  weffïen  inst  inde  sein  ein  Gut)\phten  riierUoer  t^JZUijeben,  Arf  order 
ist  vor  allea:  dale  die  seit  Jahren  b*^v/ilii^;^ i.«  Summe  zana  Z//ecke  der  Er- 
haltung einer  Talmud 


aurmerksam 


hora  nicht  nur  im  Etat 


figurieren  soll , sondern 
tatsUohlich  zar  i.uszahlun,;  gel.xnge.  i)if:  Leitung  und  Führung'  der  Talmud. 
Thora  soll  von  der  Getieinde  bezw,  von  finer  zu  diesem  Zwecke  einzusetz 
enden  Kommisnion  dberaoumen  werden, 

Konservative  Forderungen, 


Unbestritten  ist  dasi  *^in  grosser  Pr  »zentsatz  der  hier  wohnenden  Juden 

ortodoxer  Dichtung  sind,  dieser  Hichtung  muss  die  S,  Gerne  nde  Roohnujig 

tragen,  wie  dies  in  Allen  jild,  Gemeinden  gesuitieht.  Die  iOisprUche  der 

konservativen  .ikglieder  unserer  Gemeinde  sind  / folgende; 

Die  Gemeinde  soll  für  eine  geeigneten  ^*“aurn  sorgen,  in  dem  alle  .Mitglieder 
der  bezelchi.eteri  korserv.  Riohtun  ihren  Gottesdienst  ln  würdiger  Weise 


handen  sind,  ^iese  befinden  sich  teilweise  an  ^teilen  die  bestimmt  für 
rrichtung  von  Gottesdiensten  jeue  ürdigkeit  entbehren,  'lusserdem  vor  ■ 
schlingen  diese  Jährlich  eine  siattliche  Summe 
Spesen 


■.iieten  und  sonstige 
nun  von  den  itgliede rn  alleine  aufgebracht  wurden, 
'ir  glauben,  läse  hierfür  auaschliesalich  und  nur  alleine  die  S. Gemeinde 
aufzukoijunen  hat,  bs  soll  noch  bei'ierkt  werden,  dass  dieser  Zustand  es  ver 
ursaonte,  dass  Zwistigkeiten  unter  den  Ml tgliedc m .entstanden  sind  uni 
noch  entstehen  kunnen,  da  jede  der  etwas  mehr  Geld  hat  oder  für  diese 
Zwecke  mehr  beisteuert  s-.ich  hier  auszuspielen  shcht. 


welche  bis 


I 


■W.:^  ■ 


:ty 


Aus  dtessjï  Grunde  beantragen  wir  die  Anstellun.  eines  Kantors.  i)urch 

■ . \ 

diesen  werden  alle  '»trei  ttgkei  ten  aus  dem  #ege  geräaut.  Der  blshcilge  Zu  - 
Stand,  dass  Jedes  beliebige  iifllt|;lled  den  Kantor  spielen  will,  macht  den 
Cottisdienst  für  viele  Mitglieder  unmöglich,  so  dass  viele  diesem  fern  - 


bleiben  und  darob  sehr  verärgert  sind. 

1^8  ^ehlt  in  d.em  Kreis  i»  der  kons.  Mitglieder  eine  Autorität  die  nur  in  der 
I j Person  eines  ^ajen  ersjetzt  werden  /äkann.  Ausserdem  bedürfen  viele  Mi  glicdei 


■ 1 Hl 


I V f * 


der  kona.  Richtung  tatsächlich  den  Rat  eines  solchen  Dajen  in  Kaschruth  - 
KTrigelegenheiteri  und  dergl  , mehr. 


- ^3*»  nicht  mehr  w^e  Hecht  au  fordern,  dass  der  Schaiaeech  von  der  Gemeinde 

\ j » 

V besoldet  wird,  i^s  sind  noch  eine  /vnzahl  von  Ausgaben  erforderlich  wie 

! 

Ijl  I reparieren  der  ihoriarollen  u.  s.  w.  Wäsche  stc.  die  u.E.  aumtlich  von  der 
\ \ Gemeinde  zu  -tragen  Hnd,  in  der  gleichen  ^rt,  wi ß dies  alles  den  Mitgliedern 

1 1 , der  Hauptsynagog#^  gestellt  wird. 


I 


Bis  zur  ^urahfühTungf  obiger  Anträge  bezUgl.  kons.  kiitj^lieder  halten  wir  es 

I 

. f'ilr  sehr  dringend,  .i,jS3,  in  Anbetracht  der  herannarisnden  hoher  -l^'eiertage, 
uEfverzügl.  wegen  ge<tigneter  Räuialloiikeiten,  zum  Zwecke  der  Abhaltung  eines 

\ geordneten  Gottesdienstes  schon  di%:  nötigen  «chritte  »mte mommen  werden. 

1 ' 

^ Oleic I zeitig  soll  baldigst  die  Stelle  eines  Kantors  fUr  die  hohen  Peier  - 
tage  l^usges  oh  rieben  werien.  Schlieeslioh  bcantraocn  wir,  dass  dem  seit 
Jahren  den  bienst  eines  Schamesch  v»>‘rfiehenden  alten  Manne  Herrn  Ilersoh 

ekel  eine  angciresaene  Besoldun^^  rückwirkend  seit  dem  1.  Januar  ?8. 
llligt  wird. 

r//arten  die  baldige  Beratung  unserer  Anträge  in  der  i^-epräsentariz. 


Hocha  iht  ngsvol I 

-•ie  Repräsentanz  der  jüd.V.  Partei 

I.  A.  C.f/,,  A,  Rath  gez.  il,  Roaenfeld 
Gt‘z.  ß.  Margulies 
Gez.  Baurat  Finger 
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Tagebuch  Nr.  XII  A 5558/27 


" — o .^v/i*oiui&uc4icxi  oonreioens  vom 

. entnommen  habe,  dass  in  der  Versammlung 
Synagogengemeinde  am  l6.ds.Mts.  ich  zum 

It  worden  bin.  Ich  nehme  d'ienA  WoVtl  4- 


hochachtungsvoll 


Der  Oberbürgermeister 


Essen,  den ?.2 !»....OktiQb©|r 192 .0. 


Tagebuch’  Nr * 

Bei  der  Antwort  wird  nm  geil,  Angabe 
der  Torstehenden  Nr,  gebeten. 


ten  der  Synagogengemeinde  am  16«  Oktober  da*  Ja* 
sind  Sie  sum  Yorstandamltglled  gewählt  worden« 

loh  erauohe  ergebe nat  um  gefl«  Mit 


teilung,  ob  Sie  bereit  sind,  das  Amt  zu  übernehmen 
Sollte  loh  bla  zum  1«  Ifovember  192Ö  keinen  entge» 


genstehenden  Bescheid  erhalten | so  darf  loh  Ihr 


Slnverständnls  wohl  to rau äset zen 


■'iaUiäAAi».  V. 


AGn(ici:’un£^ 

OOS  revidiurton  Statuts  der 
S3uiagogGngcnioindc  Essen. 


Absclmitt  X. 


Von  dor:i  Goucindobedarf  und  Abgabeweson. 

§ 91. 


m. 


MC  von  den  ao.oxndenitgliodovn  zun  dec  Gc.olndebc- 

onxfo  zu  entrichtenden  Abgaben  „erden  durch  einen  Zuechlag 
-ux  veianlagton  .■ioiohoeinlconnenGtouer  oder  durch  Zuzolilag 
=ur  veranlagten  helehavornögencoteuer  oder  durch  Zuechla^ 

- Werden  steuern  erhoben.  Art  und  Prozentsatz  d.r  hnlage 

• •erden  bei  der  Festsetzung  dos  ^’’tatq  -Ti  t • 

aco  ..tats  caijahriicE  dureb  Geinein- 

ccbesclilusG  bcstiimnt,  " 


) 


Genclimigt. 

b. oblenz,  den  20.  April  1910. 
( Siegel ) 


Eer  Oberprasident  der 
In  Vertretung: 

gcz.  Quast  i.v. 


jlieinprovinz 


A t • 


§ !•  Die  ganze  Synagogengemeinde  Essen  bildet  einen  Wahlbezirk, 

§ 2,  Der  Vorstand  hat  eine  alphabethisch  geordnete  Liste  der  wahlbe- 
rechtigten Greipeindemitglieder  vor  jeder  Wahl  aufzustellen  und  sie 
spätestens  4 Wochen  vor  der  Wahl  zur  Einsicht  der  Gemeindemitglieder 
aufzulegen»  Die  Auslegung  ist  am  vorhergehenden  Samstag  durch  An- 
schlag in  der  Synagoge  bekannt  zu  geben, 

§ 3.  Einwendungen  gegen  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Liste 

sind  binnen  zwei  Wochen,  vom  ersten  Auslegung  st  age  an  gerechnet,  dem 
Vorstande  schriftlich  vorzulegen.  Spätere  Einwände  bleiben  unberück- 
sichtigt. Der  Vorstand  entscheidet  über  die  bei  ihm  eingegangenen 
Einsprüche  endgültig.  Die  endgültige  Liste  ist  sodann  vom  Vor stände 
dem  Wahlleiter  einzureichen.  Hur  die  in  dieser  Liste  Aufgeführten  sind 
wahlberechtigt, 

§ 4»Sofern  nicht  die  Wahl  durch  einen  Abgeordneten  der  Regierung  geleitet 
wird,  wird  ein  Wahlvorstand  wie  folgt  gebildet: 

Der  Gerne inde vor stand  ernennt  den  Wahlvorsteher  und  seinen  Stell- 
vertreter und  wählt  aus  der  Zahl  der  Wahlberechtigten  3 **  6 Bei- 
sitzer und  einen  Schriftführer,  Wahlvorsteher,  Beisitzer  und  Schrift- 
führer bilden  den  Wahlvorstand, 

Der  Wahlvorstand  fasst  seine  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit;  bei 
Stimmengleichheit  gibt  der  Weüilvorsteher  den  Ausschlag, 

§ 5*  Wahlvorschläge  sind  spätestens  am  zehnten  Tage  vor  dem  Wahltage 

von 

bei  dem  Berne inde vorstand  einzureichen.  Sie  müssen  mindesten  50 
Wahlberechtigten  Mitgliedern  unterzeichnet  sein  unddürfen  nicht  mehr 
Namen  enthalten,  als  Repräsentanten  und  Stellvertreter  zu  wählen 
sind*  Von  jedem  vor geschlagenen  Bewerber  ist  eine  Erklärung  über 
seine  Zustimmung  zur  Aufnahme  in  den  Wahlvorschlag  anzuschliessen. 

Die  Prüfung  der  Wahlvor Schläge,  Bestimmung  und  Bekanntgabe  des  Wahl- 
tages, der  Wahlzeit  soviie  Bekanntmachung  des  Ergebnisses  liegt  dem 
Gerne indevor Stande  ob,  sofern  nicht  der  von  der  Regierung  bestellte 
Wahlleiter  diese  Angelegenheiten  selbst  regelt, 

§ 6.  Wird  nur  ein  gütiger  Wahlvorschlag  eingereicht,  so  gelten  ohne 


p.  J>^ 

<% . {#/ 


§ 7. 
§ 8. 


ohne  Wahlhandlung  die  Verge  sc  hlagenen  in  der  Reihenfolge  des  Wahl- 
vorschlages als  gewählt ♦ Im  anderen  Palle  sind  die  Wahlvorschläge 
durch  Anschlag  in  der  Synagoge  öffentlich  bekannt  zu  geben  und  am 
Wahltage  im  Wahllokal  anzuheften. 

Wahlhandlung  und  Ermittlung  des  Wahlergebnisses  sind  öffentlich» 


8,  Das  Wahlrecht  kann  nur  persönlich  ausgeübt  werden.  Wählbar  sind 
nur  diejenigen,  die  auf  einem  rechtzeitig  und  und  ordnungsmässig 
eingereichten  Wahlvor schlage  benannt  sind.  Stimmzettel,  die  andere 
Namen  enthalten,  sind  ungültig.  Die  Wahl  erfolgt  durch  Abgabe  von 
Stimmzetteln,  die  der  Wahlleitung  in  einem  von  der  Synagogengemeinde 
gelieferten  Umschläge  zu  überreichen  sind.  Die  Wahlleitung  darf  nur 
dieser  Bestimmung  entsprechande  Stimmzettel  annehmen;  sie  ist  ver- 
pflichtet, die  ordnungsmässig  übergebenen  Stimmzettel  sofort  in  die 
Wahlurne  zu  legen. 

§ 9*  Am  Schlüsse  des  Wahltermins  ist  das  Ergebnis  durch  den  Wahlvorstand 
zu  ermitteln  und  durch  Niederschrift  festzuätellen.  Hierbei  wird 
die  Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  geteilt  durch  die  Zahl  der  zu 
wählenden  Repräsentanten.  So  oft  diese  Zahl  enthalten  ist  in  der  Zahl 
der  auf  einzelne»  Wahlvor  schlage  entfallenden  Stimmen,  so  viel 
Repräsentanten  smd  gewählt.  Bleibt  noch  ein  Sitz  übrig,  so  fällt 
dieser  derjenigen  Liste  zu,  welche  die  grössteRestzahl  hat.  Bei 
gleichen  Restzahlen  entscheidet  das  Los»  In  gleicher  Weise  werden 
die  Sitze  der  Stellvertreter  auf  die  einzelnen  Vorschlagslisten 
berechnet  und  verteilt,  gewählt  sind  die  auf  der  Vorschlagsliste 
stehenden  Bewerber  nach  ihrer  Reihenfolge,  und  zwar  zunächst  als 
Repräsentanten,  dann  als  Stellvertreter.  Sind  Vertreter  von  ver- 
schiedener Amtsdauer  zu  wählen,  so  wird  die  Amtsdauer  ebenfalls  durch 
die  Reihenfolge  bestimmt»  Die  Sitze  mit  längerer  Amtsdauer  werden 
zunächst  gleichmässig  auf  die  Listen  verteilt.  Soweit  dies  nicht  an- 
gängig ist,  geht  die  Liste  mit  der  grösseren  Stimmenzahl  vor.  Scheidet 
ein  Mitglied  während  seiner  Amtsdauer  aus,  so  findet  ein  entsprechen- 
des Vorrücken  nach  der  Vorschlagsliste  statt,  der  er  angehört. 

§ 10. Die  Wahlleitung  hat  die  Wählerliste,  Niederschrift  des  Ergebnisses 

und  Stimmzettel  dem  Gemeindevorstand  zur  weiteren  Veranlassung  und  Be- 
kanntgabe des  Ergebnisses  zu  übermitteln. 

§ 11‘Einsprüche  gegen  das  Wahlverfahren  sind  binnen  zwei  Wochen  beim  Vor- 
stande schriftlich  anzubringen.  Der  Vorstand  entscheidet  über  die.Eln- 

sprüche  binnen  zwei  Wochen;  die  endgültige  Entscheidung  steht^dem^ 
Regierungspräsidenten  zu»  . 1 


R o V i d i c r t c)  s Statut 

dor 

S y ri  a g o g o n - (i  c ra‘  g i n d o,  E s s g n. 


Atscnitt  lo 


Yon  der  Gemoindo  und  jJiren  Kttglicd orrn 


ESSCHy 


§ o -L  " 

Dor  SynagogenbGzirk  Essen  umfasst  den  Stadt-  und  Landkreis 
ausschliesslich  dor  Bürgermeistereien  Steele  und  Rellinghausen« 


§ 2, 

Alle  ii-inerhalb  dos  §1  gedachten  Synagogen-Besirks  wohnenden  Juden, 
gehören  der  Synagogen— Gemeinde  Essen  an  und  siiad  ihitgliedcr  dieser  Gemeinde 
soweit  die  gesetzlichen  Bostimmungon  keine  Ausnahme  gestatten« 


§ 5o 

Die  Synagogcn-Gemcinde  Essen  hat 
hältnisse,  die  Rechte  einer  juristischen 
üher  die  Verhältnisse  der  Juden,  § 37o; 


im  Bezug  au.f  ihre  Yermögensvor- 
Person.  (Gesetz  vom  23»  Juli  1Ö47 


§ 4. 

Die  Synagogon-Gemeindo  ist  zu  a,llon  denjenigen  Leistungen  verpflich- 
tet, welche  ihr  Bedürfnis  erheischt« 

§ 5.  ^ . 

Las  Vermögen  und  die  Eiinkünfte  der  einzelnen  Anstalten  und  otif— 
tungen  der  Synagogen— Gonioindc  können  nur  ihren  Bestimmungen  gemäss  verwendet 
werden.  Die  Verwaltung  erfolgt  durch  den  Vorstand,  insoweit  keine  hosondo- 
ren  Bcstinmiungcn  darühor  getroffen  sind. 


§ 6« 

Las  Bedürfnis  der  Synagogcn-Gcneinde  ist  entweder  in  einem  hoson 
deren  Gesotz  Begründet,  oder  es  Beruht  auf  einem  nach  den  in  diesen  Statuten 
enthaltenen  Bestimmungen  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  üBcroinstimraend 
gefassten  Geraeinde-Besclilusso« 


§ lo 

Sov/eit  die  Einkünfte,  aus  dora  Vermögen  der 
die  sonstigen  Nutzungen  derselBen  nicht  hj.nreichen 
streitung  der  Bedürfnisse  der  Gemeinde  zu  decken, 
glieder  verpflichtet,  nach  MassgaBe  der  von  ihnen 


Synagogen-Gemeinde  und 
, die  AusgaBen  zur  Be- 
sind  die  einzelnen  Ilit- 
zu  entrichtenden  Einkom- 


mensteuer GeldBeiträge  zu  leisten. 


§ ö 


Die  in  §7  gedachte  Beitragsptd  iolit  fängt  für  jedes  Mitglied  der  Syna 

«t-i  I — 


auf 


leDicen  d.inzu; 


in  die  Synagogen-Gemein- 


gogen-Gemeinde  mit  dem  ersten  des 
de  folgenden  Monats  an  mid  dauert  lis  zuli  letzten  Tage  des j enigen'Monats 
in  welchem  die  Gemeinde-hlixgliedschaf t auflicrtc 


Für  die  Teilnahme  an  den  Einrichtungen  der  Gemeinde  können  'besondere, 
durch  Gemeinde-Beschluss  festzustellende  Gehühren  erholen  werden,  deren 
"Verwendung  die  Gemeinde-'Vcrtretung  'bestiniint o 

§ 10  o 

Ein  jedes  sel'bstständige  Iviitgiied  der  Synagogen-Gerneinde  ist  verbunden 
wenigstens  ein  ihm  nach  Inhalt  dieses  Statuts  angetragenes  unbesoldetes  Ge- 
meindeamt zu  übernehmen  und  sich  den  mit  einem  solchen  Amte  verbundenen  Auf- 
trägen zu  unterziehen»  Nur  solche  Gründe,  welche  gesetzlich  von  der  lieber— 
nähme  einer  Vormundschaft  befreien,  entsc]iuldige2i  auch  von  der  Uebernalime 
eines  unbesoldeten  Gemeindeamtes.  Mitglieder  der  Gemeinde,  welche  ausserhalb 
der  Stadt  Essen  wohnen,  sind  gleichfalls  nicht  verpflichtet,  ein  Gemei2ideamit 
ausser  dem  in  §66  gedachten  zu  übernolimen. 

§ 11, 

Wer  sich  der  im  §10  bestimmten  Verbi2idlic}Lkeit  beharrlich  entzieht, 
kann  von  dem  Vorsta2ide  und  der  Representant enversamralung  mit  Genehmig2mg  der 
Regierung  seines  Mandats  sowie  der  Stimmfähigkeit  und  Wählbarkeit  auf  be- 
stimmte Zeit  oder  für  immer  für  verlustig  erklärt  werden. 


Abschnitt  II» 


Yon  den  Austretenden  nach  den  Gesetzen  vomi  1"  Mai  1873 
und  28 o Juli  I876. 

§ 12 , 

Die  aus  der  Religionsgemeinschaft  nach  dem  Gesetze  von  28.  Juli  I876 
Ausgetretenen,  sowie  die  nach  den  Gesetz  von  I4,  Mai  1873  aus  der  Synagc- 
gen-Gemeinde  Ausgetretenen  verlieren  das  Recht,  an  dem  Gottesdienst  Theil 
zu  nehmen. 


§ 13. 

Die  Benutzung  des  Begräbnispj atzes  seitcais  eines  in  Gemäsheit  des  Ge- 
setzes vom  14 e Mai  1873  aus  der  Religiorisgeneinschaf t Ausgertretenen,  falls 
solcher  zu  keiner  anderen  Gemci2ide  übergetret en,  richtet  sich  nach  den  geset 
liehen  Bestimmungen.  Dieselbe  karn  nur  nach  Massgabe  der  in  der  Begräbnis- 
ordnung festgesetzten  Bedingiu2igen  erfolgen. 


§ u. 

Die  Kultusbeamten  dürfen  den  Pamilienmitgliedorn  der  Ausgetretenen  ohne 
Genehmigung  des  Verstandes  weder  Religionsunterricht  ausserhalb  der  Schule 
erteilen,  noch  bei  Begräbnissen,  l'rauungon  etc,  irgend  welche  rituelle  Hand- 
lungen verricht en„ 

§ 

Einem  Ausgetretenen  ist  der  V/iedereintritt  gestattet,  wenn  er  eine  dar- 
auf bezügliche  schriftliche  Erklärung  dem  Vorstände  der  Synagogengemeinde 
zustellt  und  ausser  denjenigen  Beiträgen,  die  er  nach  §6a  u<,  b des  Gesetzes 
vom  28.  Juli  I876  geleistet,  auch  noch  diejenigen  Beiträge  nachzahlt,  welche 
er  während  der  Zeit,  in  der  er  der  Gemeu-ude  nicht  angehört  hat,  hätte  zahlen 
müssen.  Der  Vorstand  und  die  Repräsentant en-Versammlung  haben  das  Recht,  die- 
se Nachzahlung  zu  ermässigen.  Das  Minimum  der  Nachzahlung  mniss  dem  zweijähri- 
gen Betrage  nachkommen,  ‘den  derselbe  in  dei.  Austritts jahre  zu  zahlen  hatte. 


Abschnitt 


III. 


Von  der  Vertretung  der  Gemeinde  und  der  Verwaltung 
ihrer  Angelegenheiten. 

§ - 

Zur  Verwaltung  der  Gemeinde— -Angelegenheiten  nach  Inhialt  des  Gesetzes 
über  die  Verhältnisse  der  Juden  i"om  23 r Juli  1847  und  in  Gemässheit  der  mit 
diesem  Gesetz  übereinstimmenden,  in  diesen  Statute  eiithaltenen  Bestiirmungerg 
ist  der  Synagogen— Gemeinde  zu  Essen  ein  Vorstand  vorgesetzt.  Die  Vertretung 
dieser  Gemeinde  geschieht  durch  eine  Repräsentant en-Versammlung, 

§ 17. 

Niemand  kann  zu  gleicher  Zeit  Repräsentant  und  Mitglied  des  Vorstandes 
der  Gemeinde  sein. 


Al-  schnitt 


IV 


Von  deix  Repräsentat  l€.n, 

§ 18. 

Die  Repräsentanten  sind  Bevollmächtigte,  welche  die  Befugnis  und  die 
Verpflichtung  haben,  in  allen  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Synagogen-  Ge- 
meinde rechtsgültig  und  verbindlich  für  die  Gesamtheit  der  Gemeinde,  ohne 
Rücksprache  mit  der  ganzen  Gemeinde  , oder  mit  Abteilungen  derselben  unter 
dem  in  diesem  Statute  enthaltenen  Einschränkungen  zu  besohl iessen.  Das  Amt 
eines  Repräsentanten  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt, 


! 


§ 19 . 

Die  RepräGentanten  hat-^n  iiioht  ej.nzeln^  sondern  nur  in  der  Desantheit 
die  Befugnis,  durch  gemeinschaftliche  Beschlüsse  con  der  gesetzlichen  Voll- 
macht Gehrauch  zu  machen»  (Gesetz  -.cm  23-  Ju'Ji  '.B47  §46.) 

} 20  - 

Die  Anzahl  der  Rex räsentant en  Vvürd  auf  li  1)^311x1X110 

§ 21. 

Dieselben  miüssen  unlescholt en,  seltstständj  g,  männlichen  Geschlechts, 
mindestens  30  Jahre  alt  und  wenigstens  s "üt  drei  Jahren  leitragende  Mitglie- 
der der  Gemeinde  sein,  Vater  und  Sohn,  Sohvi?iegc.r „at er  ur.d  Schwiegersohn  sowie 
Brüder  dürfen  nicht  gleichzeitig  Repräsentanten  sein. 


Von  den  15  Repräsentanten  müssen  mindestens  13  ihren  Vohnsitz  in  Essen 
(dem  Hauptorte  des  Synagogenlezirks ) halen,  und  können  höchstens  2 an  anderen 
Orten  des  Synagogen-Bezirks  wohnhaft  sein.  Ein  jeder  der  ausserhalb  Essen 
wohnenden  Repräsentanten  erhält,  y/enn  er  sich  zur  Rppräsentantenver Sammlung 


einfindet,  an  Reisekost en- Ent Schädigung  Mk. 


Durph  einen  von  der  Königl, 


Regierung  zu  genehrcig enden  Gemeindeleschluss  können  diese  Reisekosten  den  J’Sr 
den  des  Wohnortes  der  betreffenden  Rejjräsentant en  lei  der  \^erteilung  der  Ge- 
meinde Bedürfnisse  ausschliesslich  zur  Last  gelegt  werden. 


§ 23  o 

Die  Repräsentanten  werden  auf  sechs  Jahre  gev/ählt . Hach  Ablauf  der  er- 
sten drei  Jahre  scheidet  die  grössere  Hälfte  mit  3 (einschl.  der  inmiittelst 
durch  Tod  oder  anderer  Umstände  Ausgeschiedenen)  nach  dem  Lose,  demnächst  je- 
desmal nach  drei  Jahren  die  ältere,  kleiner^  ^der  grössere  Hälfte  aus. Die  Ab- 


gehenden und  diejenigen,  welche  lurch 


lod  cdpr  andere  E"!  eigniss e ausß 


schieden  sind  werden  sodann  durch  eine  neue  Wahl,  ersetzt".  Die  Austretenden 
können  wiederum  gewählt  werden;  sie  sind  jedoch  nur  gehc.Iten,  erst  nach  Ver- 
lauf von  drei  Jahren  nach  ihrem  Austreten  die  auf  sie  gefallene  Wahl  wiederum, 
anzunehmen.  Die  nach  dem  Beschlüsse  vom  12.  2.  1912  zu  wählenden  6 Repräsen- 
tanten werden  ebenfalls  auf  6 Jahre  gewählt,  nac'i  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre 
scheidet  die  Hälfte  einschliesslich  der  Inmittelst  durch  Tod  oder  durch  ande- 
rer Umstände  Ausgeschiedenen  nach  demi  Lose  aus. 

§ 24. 

Sämtliche  männliche,  gross jährige,  unbescholtene  Mitglieder  der  Gemein- 
de, welche  sich  selbstständig  ernähren  und  müt  Entrichtung  der  Abgaben  für  die 
Gemeinde,  während  der  drei  letzten  Jahre  nicht  im  Rückstände  geblieben  sind, 
wählen  die  Repräsentanten,  (Gesetz  vom  23.  Juli  IS47,)  Bie  Wahl  ist  überall 
zugleich  auf  eine  entsprechende  von  Stellvertretern  zu  richten.  Die  Wahlen 
erfolgen  nach  dem  allger.ieinen,  gleicher]  und  geheim.en  Wahlrecht  im;  Wege  der 
Verhältnis’wahl, 


j f-U  <■ 

Das  Wahlgecchäft  v;ird  durch  einen  Abgeordneten  der 
(Gesetz  vom  23,  Juli  184?  §42.) 


Regierung  geleitet 


26, 

Die  gemäss  §24  aufgestellte  Liste  der  v/ahlLcrechtigt en  wird  di?m 
Wahlleiter  vom  Vorstande  ühergehen. 


)} 


Zur  Wahl  selbst  werden  die  berechtigten  Mitglieder  der  O-pmeinde 
nach  Anordnung  des  die  Wehl  leitenden  Regierungsabgeordneten  durch  Umlaufs- 
schreiben oder  durch  spezielle  Einladung  an  die  einzelnen  Mitglieder > oder 
auch  durch  Bekanntmachung  in  den  öffentlichen  Blättern  eingeladen.  Dem 
Vorstande  ist  es  .zu  überlassen,  ob  die  be’  erstehende  \7ahl  auch  durch  eins 
Bekanntmachung  in  der  Synagoge  oder  auf  noch  andere  ihm  zweckdienlich  er- 
scheinende Weise  zur  Kenntnis  der  Gemeinde-Mitglieder  bringen  v/ill.  Dem 
Regierungsabgeordneten  bleibt  es  anheimgestellt ^ ob  er  die  Wahlberechtig- 
ten, welche  ausserhalb  des  Hauptortes  des  "ynagogenbezirkes  ihren  Y/ohnsitz 
haben,  ganz  oder  zum  Teil  zu  dem  Wählt ermine  an  dem  Haupt orte  müteinladen, 
oder  Pb  er  an  einzelnen  Orten  des  Synagogenbezirks  besondere  Y/ahltermine 
veranlassen  und  mit  der  Ausführung  des  ’Wahlgesetzes  Jemand  beauftragen  will 


§ 28. 

Die  übrigen  Bestimmungen  werden  durch  eine 
Beschlusses  auszuarbeitende  Wahlordnung  getroffen. 


im  Wege  dos  Geraeinde- 


§ 29. 

Die  über  die  \7ahl  von  dem  Regierungsabgeordneten  auf genomm. enen 
Verhandlungen  werden  in  beglaubigter  .Form  mit  Angabe  des  Resultats  dem  Vor- 
stande zugefertigt.  Eine  soloh,e  Ausfertigung  dient  der  Repräsentant en-Yer- 
sammlung  zu  ihrer  Legitimation.  • . ■ *• 

§30, 

Die  Einführung  der  neugewählten  Repräsentanten  erfolgt  durch  den 
Vorsit zende.n  des  Vorstandes  beziehungsweise  durch  desr  n Stellvertreter. 


Ju-  , / ....,.§  31  o • • . , 

. . .Die  'fahl  der  Stellvertreter  erfolgt  nur  für  eine  Amtsdauer  von  3 

Jahren.  Sämtliche  Stellvertreter  müssen  alle-  diejenigen.  Eigenschaften  haben 
welche  in  Ansehung  der  Repräsentanten  «^rf orderlicli  ist.  Die  ausgesohiedenen 
Stellvertreter  sind  wieder  wählbar.  Sie  können  die  den  .Repräsentanten  in 
§ 23  z.ugestandene-  dreijährige  Befreiung  aber  nur  dann  verlangen,  w;.enn  -sie. 
wirklich  einberufen -imd  wenigstens  2 Jahre  im- .Amt  gev/esen  sind.  . 


§ 32, 


, .Liegen  di.e  Voraussot zimgen  für  die  .Einberufung  eines  oder  mehrerer 
ertreter  vor,  so  bestimmt  sich  die  Re.i.henf olge  der  Einzuberuf enden 


Stel Iv eruu-v^u,....  , 

nach  der  Zahl  der  auf  sie  entfallenden  Wahls tiinrnoii. 
Stiimnen  Gewählte  ist  also  zuerst  einzuberuf on. 


Der  mit  den  meisten 


f 


§ 33» 

Die  Repräsentanten  wählen  unter  sich  nach  Stimmenmehrheit  all- 
jährlich einen  Vorsitzenden  und  einen  Protokollführer,  sowie  für  jeden 
derselben  einen  Stellvertreter „ Ist  auch  der  Stellvertreter  des  Vor- 
sitzenden verhindert,  so  wird  der  Vorsitz  von  demjenigen  Mitgliede  der 
Repräsentantenversammlung  übernommen,  welches  unter  den  der  Amtszeit 
nach  Aeltesten,  auch  das  Aelteste  den  Lebensjahren  nach  ist,  Ir  dem  Palle 
dass  auch  der  Stellvertreter  des  Protokollführers  behindert  ist,  wird  die 
Führung  des  Protokolls  einem  Repräsentanten  nach  dem  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden übertragen, 

§ 34. 

Der  Vorsitzende  empfängt,  erbricht  und  verteilt  die  eingehenden 
Sachen, und  er  hat  darauf  zu  halten,  dass,  wo  es  erforderlich  ist,  die  ein- 
gegangenen Schriften  zur  Bearbeitung  abge.;oben  werden.  Kein  eingehendes 
Schriftstück  darf  er  der  Versammlung  vorenthalten.  Er  hat  die  Versammlung 
der  Repräsentanten  nach  Essen  einzuberufen.  Bei  der  Einladung,  welche-  min- 
destens 24  Stunden  vrn  der  Sitzung  zu  erfolgen  hat,  muss  der  Gegenstand 
der  Beratung  im  Einberufungsschreiben  angedeutet  sein.  Ausnahmen  hiervon 
bilden  dringliche  Angelegenheiten,  und  können  Einladungen  alsdann  in  kür- 
zester Frist  erfolgen.  Die  Versammlung  hat  über  die  Dringlichkeit  zu  crt- 
scheiden. 

In  den  Versammlungen  führt  er  den  Vorsitz  und  er  hat  auch  den  Vor- 
trag, welchen  letzteren  er  jedoch  einem  Mitglieds  oder  mehreren  Mitgliedern 
übertragen  kann.  Er  bestimmt  erforderlichenfalls  die  Reihenfolge  der 
Sprecher,  er  leitet  die  ganze  Versammlung  und  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die 
Debatte  mit  Ruhe  und  Leidenschaftslosigkeit  geführt  werde.  Die  Mitglieder 
der  Versammlung  müssen  seinen  daiauf  bc-zügiich..ri  Anirdnungen  Folge  leisten,. 
Kann  er  durch  seine  Ermiahnungen  die  untorbrochv.:ne  Ordnung  nicht  herstellen, 
so  kann  er  die  Diskussion  über  den  vorli  sgcnd.en  Gegenstand  auf  einige  Zeit 


;ben,  auch  die 
LU'  ■ sorgt  für 


Sitzung 
die  ricli- 


suspendieren  oder  auf  eine  nächste  Sitzung  aufschii 
aufheben.  Der  Vorsitzende  sammelt  die  Stimmen  ein, 
tige  Abfassung  der  Beschlüsse. 

Die  Repräsentantenversammilung  kann,  ohne  von  dem  Ai'orsitzcnden  oder 
in  dessen  Behinderung  von  dom  Stellvertre ter  desselben  zusammenberuf cn  zu 
sein,  keine  ausserordentliche  Versammlung  halten. 


§ 33, 

Die  Zusammenberufung  der  Repräsentant en  muss  erfolgen,  sobald  es  die 
Geschäfte  erfordern  und  sobald  es  von  m.ind:  stens  4 Mitgliedern  beantragt 
wird. 

§ 36, 

Die  Beschlüsse  d^r  V.rsamralurg  Wf  rden  naeli  der  absoluten  Gtimren:-  jhr 
heit  der  Anvnssenden  gefasste  Bei  S tirrmenglelc.hheit  c nt  scheidet  die  StimcTC 
des  Vorsitzenden,  Wenn  eine  V*  rsar.m.lung  bos.:-.bluss unfähig  sein  soll,  so  ;rrcs- 
sen  die  sämtlichen  Mitglieder  oinlcrT.fen  und  mindestens  8 derselben  arw"'- 
send  sein. 


Eine  Ausnahme  findet  statt,  wenn  die  Repräsentanten  zum  zweiten 
Male  zur  Verhandlung  über  denselben  G-ogenstand  zusammenberufen,  dennoeh 
nicht  in  genügender  Ansah.l  erschienen  sind«  Boi  der  zweiten  Zusamirtcnbe— 
rufung  muss  auf  diese  Bestimmung  ausdrüchlioh  hingev/ieson  werden. 

Berührt  der  Vortrag  das  Privat-Inte-ressc  eines  Mitgliedes  sr 
muss  sich  dasselbe  auf  den  Ausspruch  des  Vorsitzenden  aus  der  Versammlung 
begeben»  Auch  der  Vorsitzende  hat  sich  zu  entfernen,  wenn  der  verzutragen' 
de  Gegenstand  sein  eigenes  Privat-Int eresse  antrifft. 


§ 37. 

Alle  Beschlüsse  der  Repräsentantenversammlung  werden  protokolliert» 

§ 38» 

Die  Ausfertigungen  der  Repräsent intenverhandlungen  werden  A^on 
dem  Vorsitzenden  und  dem  Protokollführer  unterschrieben»  Die  abweichende 
Meinung  der  Minorität  muss  auf  Antrag  ins  Protokoll  aufgenommen  werden» 

In  diesem  Balle  wird  den  Mittei. lungen  an  den  Vorstand  auch  das  Minoritäts- 
Votum  beigefügt, 

§ 39» 

Bei  der  Unterschrift  und  in  dem  Siegel  führt  die  Repräsentant en“- 
Versammlung  die  Bezeichnung  "Repräsentanten  der  Synagogengemeinde  Essen", 

§ 40» 

Die  Punktionen  eines  Repräsentanten  sind  suspendiert,  sobald  der- 
selbe verhaftet  oder  zur  Kriminal— Untersuchung  gezogen  wird. Der  Verlust 
des  Repräsentantenamtes  tritt  ein,  sooald  ein  Repräsentant 


1 unter  Curat el  gestellt, 

2 in  Zahlungsunfähigkeit  verfallen, 

3 aus  der  Zahl  der  beitragenden  Gemeindemitglieder  ausgeschi 
den  oder 

4 durch  straf gericht liches  Urteil  dos  Vollgenusses  der  bür- 
gerlichen .Ehrenrechte  für  verlustig  erklärt  ist. 


§ 4 1 -r 

Hat  ein  Repräsentant  du.rch  seine  Lobenswoiso  oder  durch  einzelne 
Handlungen  die  öffentliche  Verachtung  sich  zugezrjgon,  so  kann  derselbe 
durch  Beschluss  der  Repräsentantenversamml"ung  s'.’ines  Amtes  für  verlustig 
erklärt  werden.  - Der  Gemeind ovorstand  nat  in  solchem  Palle  nach  eingr— 
heiter  Regierungs-Genehmigung  dir-  zugrunde  liegenden  Tatsachen  zu  unter- 
suchen und  fcstzust eilen,  den  Angoschu.Ldigtc^n  mit  Si.  incr  Verteidigung  zu 
hören,  und  die  Verhandlungen  der  RcpräS'cntanten— Versammlung  zur  Beschluss-— 


nähme  vorzulcgen»,-  Dom  Angeschuldig- 
Rekurs  an  die  Königl.  Rugiv  rn.ng  zu. 


; c-n 


3teht  g .:gen  den  Beschluss  der 


Absoh-nitt  V. 


Von  dem  Vorstande. 

§ 42. 

Der  Gemeinde-Vorstand  ist  dasjenige  Kollegium,  welches  allein  das 
Recht  und  die  Pflicht  hat,  die  Angelegenheit en  der  Synagogengemeinde  zu 
verwalten  und  diejenige  Beschlüsse  der  Repräsentant enversammlung,  welche 
seine  Bestätigung  respektive  die  Genemigung  der  Regierung  erhalten  haben, 
auszuführen.  Lediglich  der  Vorstand  hat  mit  Staats-  und  Koramunalbehörden 
sowie  mit  anderen  Synagogengemeinden  zu  verhandeln,  und  nur  durch  ihn 
können  Anträge  und  Beschwerden  der  Synagogen-Geraeinde  an  jene  Behörden  ge- 
langen. (Gesetz  vom  23»  Juli  1847,  § 44.) 

§ 43  o 

Der  Gemeinde-Vorstand  besteht  aus  5 Mitgliedern,  welche  Vorsteher 
heissen.  Pas  Amt  eines  Vorstehers  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt. 

§ 44 . 

Zu  Vorstehern  können  nur  männliche,  beitragende  unbescholtene 
Gemeindemitglieder  gewählt  werden,  welche  dispositionsfähig,  mindestens 
30  Jahre  alt  sind,  wenigstens  seit  5 Jahren  der  Gemeinde  anhören  und  ihren 
Wohnsitz  in  Essen,  (dem  Hauptorte  der  Synagogen-Gemeinde)  haben. 

§ 43. 

Vater  und  Sohn,  Brüder  und  A^ettern,  sowie  Schwiegervater  und 
Schwiegersohn,  Schwäger,  Stiefvater  und  Stiefsohn  dürfen  nicht  zugleich 
Mitglieder  des  Gemeindo-A^orstandos  sein. 

5 46. 

Pie  Wahl  der  Mitglieder  des  A^orstandes  geschieht  von  den  Reprä- 
sentanten in  einer  besonders  dazu  mindestens  2 Woche  vorher  anberaumton | 
Versammlung  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  und  zwar  auf  6 hintereinander] 
folgende  Jahre.  Wird  keine  absolute  Mehrheit  erzielt,  sc  v;ird  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  wählenden  Vorstandsmitglieder,  die  die  meisten  Stimmen  er- 
halten haben,  zur  engeren  Wahl  gebracht.  Bei  Stimm.engleichheit  entscheidet 
das  Los.  Pie  nach  dem.  Btsschlusso  vom  12,  2.  1912  zu  wählenden  2 Vorstands- 
mitglieder  werdeïi  ebenfalls  auf  die  vorst ■'liend  angegebene  Weise  auf  6 hin- 
tereinander folgende  Jahre  gev/äbut.  lach  Ab ''.auf  de?"  ersten  drei  Jahre 
scheidet  eins  dieser  Vorstandsmitglioi er  nach  dom  Lose  aus. 

Für  den  Fall  des  Austritts  oder  der  A erhinderung  einzelner  Mit- 
glieder des  Vorstandes  werden  zuglei-'h  3 .1 1 ,1  Ivertrotcr  nach  den  Bestim- 
mungen des  §4.S  aus  der  Mitte  der  gesamiten  Ormeinde  auf  drei  Jahre  gewählt. 

Pie  StcllA’’ertret er  müssen  die  §44  geg^^-benen  Eigenschaften  haben. 
Pieselbcn  treten  in  Abwesenhe  it  von  A^'orstandsmitgli  edern  als  stiram.bercch- 
tigt  in  Punktion  nach  der  Pau er  ihr-r  Amtszeit,  bei  gleicher  Amitsdauer 
nach  dem  Lobonsaltcr. 


/ 


§ -18 . 

Die  Stollvortrct  ..r  können  den  Versa  rc:n  lung  des  Yore  tand  es  mit  'bera- 
tender Stimme  'beiv/ohnon  und  sind  dalicr  su  v'.,  rsa.’emlungen,  et'enso  wie  die 
Vorsteher  einzuladen. 


§ 

Die  Sitzungen  dos  Vcrstaiidcs  were  ..n  von  der'  Vorsitzenden  ^ingecrdnot 
und  müssen  die  Mibglieder  oeei  der  llLnladiing welcae  mindesters  24  Stunden 
vorher  zu  erfolgen  hat,  mit  dem  (logt'ns'u ndo  der  Beratung  'ir^kannt  gemacht 
wordene  Der  Vorsitzende  ist  zur  Anb-craumung  einer  Sitzung  verpflichtet,  se- 
hals  es  von  2 Vorstandsmitgliedern  h-eantragt  v/i i\i .. 


§ 50, 

Der  Verstand  wählt  alliährli'üi  unter  sich  nach  ahsoluter  Stimmon- 
mehrheit  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stol  vcrtrreü:;r  dessclhcn.  Boi  Stim- 
m o ng leie hli eit  e nt s ch cj i d e t das  Lo s , 

§ 51c 

Der  Vorsitzende  hat  die  Geschäft sloitung  und  sorgt  dafür,  dass  in 
dem  Kollegium  stets  eine  gute  Ordnung  erha.Uon  wird.  Sämtliche  an  den  Vor- 
stand oder  an  die  Synagogen-Gemeinde  oingehonden  Sachen  'werden  zuerst  ihm 
vorgelegt  und  er  darf  kein  eingehendes  Schr.i.ii  stück  derj  V^?r^0!nde  vor  enthal- 
ten, In  allen  Versammlungen  dos  Vorstandes  fülirt  er  den  Vorsitz  und  leitet 
er  den  Vortrag.  Er  ist  Befugt  ic]i  zu  jeder  Sitzung  einer  Vorstandskomission 
einzufinden.  Der  Vorsitzende  hat  darauf  zu  achten,  dass  die  Ges-^häfte  in  den 
Sessionen  in  hestinmtcr  Ordnung  vorgenommen  und  die  Vorträge  deutlich,  mit 
gehöriger  Vollständigkeit  gehalten  worden.  Die  übrigen  Mitglieder  des  Vor- 
standes müssen  den  desfallsigon  AnoTd.nungon  nachkeinmen  und  der  Vorsitzende 
hat  das  Recht,  wenn  seine  Ermahnungen  nicht  hinreichen,  um  die  erf orderliuhc 
Ordnung  und  V/ürdc  aufrecht  zu  erhalten,  d.io  Disslcussion  über  den  vorliegen- 
den Gegenstand  auf  einige  Zeit  oder  auf  die  ]iächsfce  Sitzung  zu  vertagen, 
allenfalls  auch  die  Sitzung  aufzuheben.  Die  Vorfällen-' '^n  Geschäfte  und  Ar- 
beiten verteilt  der  Vorsitzende  unter  die  Mirglicdcr  dos  Kollegiums  und  er 
hat  darauf  zu  achten  dass  die  z'"  bcarlreitondin  Gcgonständci  vollständig  cr- 
C8  r ö r 1 0 r t w e r d e n c 


,y 

Ven  den  Vors  tcliorn  sclic-idet  na.' li  Ablauf  der  r s t e n 5 J ahr o die  grös- 
sere Half  te  (eins ch'i«  der  inzwisfüii  n durch  'i  . n . . i jig e t r c t - . n u: n Tod,  oder  dur er 
andere  Ereignisse  Ausgeschi'.jden  ;n)  i,av:;l  djm  I.(  s8  , demnächst  jedesmal  nach 
3 Jahren  die  ältere,  kleinere  oder  gross  , rc  Hä!f1:e  aus.  Die  Abgohenden  und 
diejenigen,  welche  durch,  erf clgt (.n  Tod  oder  d-a.rc.h  andere  Ereignisse  ausge— 
schieden  sind,  werden  sodann  durch  eine  neue  'Vahl  ersetzt..  Die  Austretonden 
sind  wieder  wählbar,  sic  sind  jrdoch  nur  gehalten  eine  neue  auf  sie  gefal- 
lene Wahl  'Crst  nach  3 Jahren  S'i.it  ihr  Ausscli'.  idon  anzunehmon.  Die  wicacr- 
gewählten  Stellvortroter  könro  r.  aber  di..  3jäl!rigv,  p-cfreiuTig  nur  dann  ver- 
langen, wenn  sie  wirklich  oinbe.ruf  cn  und  wi  nigo/t '.-.ns  2 Jahre  ununterbrochen 
im  Amte  gewesen  sind , 


§ 55 . 

In  der  Regel  darf  nicht  früher  als  b Monate  und  nicht  später  als  3 
Monate  vor  dem  Ablauf  der  Dienstzeit  die  fahl  vorgenemmen  werden.  Tritt  in- 
dessen der  Pall  ein,  dass  so  viele  Vorstandsmitglieder  während  ihrer  Amts- 
zeit ausgeschieden  sind,  dass  durch  die  Einberufung  der  noch  v'-orhandenen 
Stellvertreter  der  Vorstand  nicht  aus  5 MitgÜL-dern  bestehen  kann,  so  ist 
solches  der  Regierung  anzuzcigen,  v/clche  sodann  für  einen  solchen  Erledi- 
gungsfall eine  ausserordentliche  Wahl  veranlassen  wird. 


§ 54c 

Das  Wahlgeschäft  wird  durch  einen  Abgeordneten  der  Regierung  ge- 
leitet (Gesetz  vom  23® Juli  1847  §17)  Diese  so  geschehene  V7ahl  der  Mitglie- 
der des  Vorstandes  unterliegt  der  Genehmigung  der  Regierung-  Dieselbe  wird 
im  Palle  der  Genehmigung  durch  ein  darüber  auszustellendes  Attest  die  Bestä- 
tigung erteilen,  Y/ird  die  Y/ahl  verworfen,  so  m.uss  eine  neue  veranlasst  wer- 
den. 

Solange,  als  die  Wahl  des  Gemeindevorstandes  von  der  Regierung  nicht 
genehmigt  ist,  muss  der  fungierende  Vorstand  im  Amte  bleib.en, 

§ 55c 

Die  Einführung  der  neuen  Mitglieder  des  Vorstandes  geschieht  durch 
den  Vorsitzenden  der  Repräscntantenversammlung, bzv/.  durch  dessen  Stellver- 
treter c 

§ 56, 

Dem  Einführenden  geloben  die  neueintret enden  Verstehen  durch  Hand- 
schlag, alle  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Vorstandes  der 
Synagogen-Gemeinde  vermöge  allgemeiner  Gesetze  und  besonderer  Bestimmungen 
obliegenden  Pflichten  nach  bestem  Gewissen,  gewissenhaft  ui  d treu  zu  er- 
füllen, sich  davon  durch  nichts  abhaltcn  zu  lassen,  ai^'^h  nach  Kräften  das 
Wohl  des  Staates  und  der  Synagogen-Gemeinde  zu  fördern, 

§ 57  c 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Vorstandes  ist  die  Anv/esenheit  von  3 Mit- 
gliedern, eventuell  Stellvertretern  erforderlich.  Die  Beschlüsse  werden 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Boi  Stimmengleichheit  entscheidet 
der  Vorsitzende.  Bei  Wahlen  findet  geheime  Abstimmung  statt,  wenn  nicht 
sämtliche  Stimmberechtigte  einem,  anderen  Y/ahlverfahren  zustimmen. 

Genehmi*gt  in  den  ordnungsmässig  berufenen  und  beschlussfähigen 
Sitzungen  des  Vorstandes  und  der  Repräs.nitant en  von  12.6.  u.  29.8.1912 

§ 58, 

Die  Beschlüsse  des  Vorstandes  werden  niedergcschricben  und  von  den 
anwesenden  Mitgliedern  unterzoichnex , Ein  jedes  Mitglied  ist  bereehtigt, 
sein  abweichendes  Votum  mit  c 'ior  ohne  Lloti^’o  zu  Protokoll  zu  geben,  auch 
kann  es  daselbc  der  Repräsentantenversammlung  in  einer  besonderen  Schrift 
näher  begründen. 


§ 59  c 

Jedes  Mitglied  des  Vorstandes  muss  sich  seines  Stimmrechts  in  den- 
jenigen Sachen  enthalten,  welche  sein  Privatinteresse  oder  das  solcher 
Personen  betrifft,  mit  welchem  es  nach  §45  verwandt  ist.  Auf  den  Ausspruch 
des  Vorsitzenden  muss  sich  ein  solches  Mitglied  auch  v/ährend  der  Beratung 
über  den  bestimmten  Gegenstand  aus  der  Sitzung  entfernen. 

§ 60. 

Ausfertigungen  der  Vorstandsbeschlüsse  werden  vom  Vorsitzenden 
im  Namen  des  Vorstandes  unterzeichnet.  Bei  der  Unterschrift  und  in  dem 
Siegel  führt  der  Vorstand  die  Bezeichnung  ’’Vorstand  der  Synagogen-Gemxeinde 
Essen” . 

§ 61. 

Die  Regierung  hat  die  ganze  Wirksam-keit  des  Vorstandes  zu  beauf- 
sichtigen imd  sie  ist  befugt,  einzelne  Mite  Lieder  wegen  vorset zlicher 
Pflichtwidrigkeit  oder  wiederholter  Dienstvernachlässigungen  nach  vor- 
gängiger administrativer  Untersuchung  durch  Beschluss  zu  entlassen. 

Ebenso  finden  die  über  die  Suspendierung  respektive  den  Verlust 
des  Repräsentantenamtes  in  den  §§  40  u.  41  enthaltenen  Bestimmungen  auch 
auf  die  Vorstandsmitglieder  und  Stellvertreter  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
dass  an  die  Stelle  der  Repräsentantenversammlung  eventuell  das  Vorstands- 
kollegium, - nötigenfalls  durch  Einberufung  eines  Stellvertreters  ergänzt- 
als  beschlussfassend  tritt.  (Gesetz  vom.  23.  Juli  1847  §43) 


Abschnitt  VI.  _ 
Von  den  Vorstands  - Oonmissionen. 


§ 62 . 

Zur  Besorgung  solcher  Angelegenheiten,  welche  ^ne  anhaltende 
Aufsicht . oder  eine  stete  Kontrolle  eder  ein  öfteres  Ic-rhandeln  mit  einer 
grösseren  Anzahl  ^ron  Gemeindemitgiieder.i  erfordert,  können  b e sondere' “Eoinis- 
sionen  vom.  Vosfstande  angeordnet  werden, 

§ 63. 

Diese  Ccm;missiorien  handcLln  immer  nur  im  Aufträge  und  nach  In- 
struktion des  Verstandes  und  sind  dcmsellen  untcrgeordnc.ü. . Die  Zahl  einer 
Vorstandscommission  kann  nicht  enter  drei  sein  und  wird  vom  Vorstände  be- 
stimmt , 

§ 61. 

In  eine  Commission  können  nicht  nur  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
und  der  Repräsontantenversamm.i-.ung,  sondern  aa.le  unbescholtenen  selbststän- 
digen, männlichen  Gemcinde-M:  t '"bieder  gewählt  werden.  Das  Verhältnis  in 
welchem  der  Vorstand  ünd  die  Lv.  präsentant envcrsam.mliung  Mitglieder  in  die 
betreffende  Commission  ernennen,  respektive  wähl'-m,  wird  durch  Gemeind c- 
beschluss  f ostgcstellt , Der  Vorstand  ernennt  dc'n  Vorstand  der  Conimissicn. 


§ 65. 

Die  Mitglieder  der  bleiDondcn  Comiaissionc n worden  auf  drei  Jahre  gc- 
^ählt  j die  Repräsentant  cnvci'fianiTQiung  is  t j edoch  hetugt^  auf  den  Antrag  des 
Vorsitzenden  hin  die  Suspension  oder  das  AusscncidL'n  cj.nes  Cornniissionsrnit  — 
gliedes  während  der  drei  Jahre  au  heschliesoen, 

§ 66. 

Wenn  es  der  Vorstand  für  zwockdienj.ioh  erachtet,  so  kann  er  an  Orten 
ausserhalb  des  Hauptortes,  die  zu  dem  Synagogen-Bez;!  rk  gehören  und  in  wel- 
chem eine  grössere  Anzahl  von  tJudon  wohne;n,  aus  denselben  einen  Vorstands  — 
Commissar  ernnennen,  welcher  die  Aufträge  des  Vorstandes  zu  vollziehen  hat. 
und  von  demselben  seine  Instruktionen  au  empfangen  hat. 


A b 


h n i t t 


VII. 


Von  den  Geschäftsverhältnissen  des  VorvStandes  und  der  Repräsentanten— 

Versammlung. 

§ 67. 

Wenn  der  Gomeindevorstand  und  die  Ropräsontantcnversammlung  in  ihren 
Beschlüssen  in  Angelegenheiten  des  Gemeindewesens  übereinstimmen,  so  ist  da- 
durch ein  rechtsgültiger  Gemeindebeschluss  gefasst,  welcher  zur  Ausführung 
gebracht  werden  kann  und  muss,  wenn  er  nicht  entweder  den  Gesetzen  zugegen 
ist  oder  der  vorgängigen  Genehmigung  der  Regierung  bedarf. 

§ 68. 

Der  Gemeindevorstand  hat  die  Eofugniss,  eines  oder  einige  seiner  Mit- 
glieder zur  Versammlung  der  Repräsentanten  abzuordnen,  um  über  einen  der 
Repräsentant enver Sammlung  vorgelcgt er.  Antrag  mündlich  nähere  Auskunft  zu 
erteilen  und  die  Gründe  für  denselben  näher  zu  cntwickv^ln.  Auch  kann  die 
Repräsentant envorsammlung  verlangen,  dass  in  einzelnen  Fällen  zu  ihren 
Sitzungen  eins  oder  mehrere  der  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes  abgeord— 
net  werden.  Ebenso  hat  auch  die  Repräsentant enversammlung  die  Befugnis  und 
Pf licht , eines  oder  einige  ihrei'  Mitglieder  zur  Erläuterung  ihrer  Beschlüsse 
in  die  Versammlung  des  Gemeinde-Vorstandes  zu  deputieren.  Ein  solcher  Ab- 
geordneter muss  sich  auf  Wunsch  auch  nur  eines  Tiit gliedes  vor  der  Abstim- 
mung entfernen.  Der  Vorsitzende  des  Vorstandes,  sowie  der  Repräsentanten 
haben  sich  gegenseitig  von  den  jedesmaligen  Sitzungen  unter  Angabe  der 
Tagesordnung  Mitteilung  zu  machen. 

§ 69. 

Der  Vorstand  sowohl  als  aucVi  die  Ropräsentantenvorsarnmlung  kann  auf 
Einführung  neuer,  und  Aufhebung  oder  Abänderung  bestehender  Einrichtungen 
im  Gemeindewesen  antragen. 


§ 70. 

Dor  Beschluss  der  ï oprasciitarit onvt.rssciiülung  ist  durch  den  Cemein- 
CLCVorstand  zu  voreuilasscn : 

a)  ln  allen  Icdigito,.  den  LrintU  on  Hau- he  h:  der  Synagogun- 
Gemeincie  letr;-f  f^enl-ei  Angc.  i r gcme?iteii^ 

1)  In  den  den  KuIIclS  oolr  ;f  f u-B-on  n in  -ren  Einrichtungen. 

§ 7j  . 

Zu  den  lediglich  den  inu'.^ren  IJaushs/t  dc^^  Oynagrgen-Gemeindo  'be- 
tref fendeii  Einrichtungen  gehören- 

1 . F e s t s e t z nng  d.  e s Et  a t s . 

2.  Verpachtung  oder  'Vermietung,  Verwaltung  und  Verpfändung 
von  Grundstückeno 

3.  Anstellung  von  Prozessen  uiLd  Abnchliessung  von  Vergleichen 
ü'ber  Geroohtsame  der  Spnagogengcmcirde  oder  ü'bcr  die  Sub- 
stanz dos  Vermögens  derselbeno 

4=  Vorträge  welche  ausser  den  Grenzen  dos  Etats  liegen,  und 
aus  s c r 0 r d ent  i i c ii o G o 1 dh  o wi  1 1 i gung c n . 

Die  Beschlussnahmc  der  Ec präseniani on , wenn  sie  den  bestehenden 
Gesetzen  nicht  widerspricht,  ist  in  der  E.^gel  bindend  für  den  Vorstand. 

Hat  derselbe  jedoch  die  iJe'berzcugung,  dass  der  Beschluss  der  Ge- 
noindc  nachteilig  sein  werde, so  hat  er  diu  Bestätigung  zu  versagen  und 
wenn  der  anzustcllende  Versuch  einer  Einigung  orlolglos  ist,  die  Ent- 
scheidung der  Regierung  einzuhol on. (Gesetz  vom  23 .Juli  I847  §47.) 

§ 72. 

Beschlüsse  in  Ansehung  der  den  Kultus  betreffenden  inneren  Ein- 
richtungen können  nur  zur  Ausführung  gebracht  worden,  wenn  eine  Ueber- 
cinot immung  des  Vorstandes  und  dc:r  Ropräbentant enversairirnlung  vorhanden  ist 
Die  Entscheidung  der  Regierung  ist  deloei  nicht  ci.izuholen,  indem  dicselbe 
von  diesen  Einrichtungen  nur  insoweit  Kenntnis  zu  noh  n und  Entschei- 
dung  zu  treffen  liat , als  d..ic  öffent  Liehe  Ordnung  ihr  ] inschrciten  er- 
fordert. ( Gesetz  von  27. Juli  1047  51.) 


Ausser  dom  Einverständnis  des  Vorstandes  und  der  Repräsentant en- 
Vcrsammlung  ist  auch  noch  die  Gon-shiaiging  der  Rc^gicroing  erf ord.erliuh; 

1 . Zur  Einführung  neuer  Auflagen. 

2.  Zur  Aufnalime  von  Anleihen  und  zum  Ankauf  von  Grund- 
stücken. 

3.  Zur  freiwilligen  Voräussorung  von  Grundstücken  und  Roal- 
bcrochtigungen  der  Synagogcngrmcindc,  welche  überhaupt 
stets  hur  nach  vorgängiger  Taxe  im  ’Vege  öffentlicher 
Licitation  erfolgen  darf.  (Gesetz,  vom  23.  Juli  1847.) 

Auch  Prolo2igationcn  r^.cb csgültig  g-^-machfcor  Anleihen  sind  an  die 
Genehmigung  der  Regierung  gebunden. 


I 


§ 74, 

Urkunden,  welche  die  Synagogen-G-erneindo  verpflichten  sollen,  sind 
im  Namen  des  Vorstandes  auszustellen  und  von  dem  Vorsitzenden  des  Vor- 
standes zu  vollziehen.  Es  muss  ihnen  der  Gonehmigungshcschluss  des  Vor- 
standes und  soweit  deren  Zustimmung  erforderlich,  der  Repräsentanten- 
versammlung und  der  Regierung  hoigefügt  werden.  - Bezieht  sxch  die  Ur- 
kunde auf  eine  von  der  Synagogen-Gemeinde  zu  erfüllende  Pflicht,  so  ist 
wenn  die  Repräsentantenversammlung  die  Genehmigung  verweigert,  die  Be- 
stätigung der  Regierung  in  Beglaubigter  Form  mit  dem  Bemerken  hinzuzu- 
fügen, dass  der  Beschluss  der  Repräsentantenversammlung,  da  es  sich  um 
eine  von  der  Synagogen-Gcmeinde  zu  erfüllende  Verbindlichkeit  handele, 
hierdurch  ergänzt  werde. 


§ 75, 

Die  Repräsentantenversammlung  kontrolliert  überhaupt  die  Verv^ral- 
tung  des  Vorstandes.  Sie  ist  daher  berechtigt  und  verpflichtet,  sich 
von  der  Ausführung  der  rechtsgültig  gefassten  Beschlüsse  und  der  Ver- 
wendung der  Gemeinde-Einnahmen  Ueberzeugung  zu  verschaffen.  Der  Vor- 
stand ist  demnach  auch  verbunden,  den  Repräsentanten,  auf  von  ihnen  ge- 
machten Antrag,  die  Akten  zur  Einsicht  vorzulcgen.  (Gesetz  v,  23duli  1847 
§ 46) 

§ 76. 

Jährlich  am  31.  März  schliesst  der  Rendant  der  Gemeinde  die  Bü- 
cher des  verflossenen  Etat-Jahres  ab,  stellt  die  Jahrcsrochnung  auf  und 
reicht  dieselbe  nebst  Belegen  bis  zum  1.  Juli  dem  Vorstände  ein,  welcher 
solche  abzunehmen  hat. 

§ 77. 

Die  Revision  dieser  Verwaltung (§82 ) erfolgt  durch  drei  Mitglieder 
der  Repräsentantenversammlung,  welche  dazu  von  der  1 ^zteren  nach  Stim- 
menmehrheit zu  wählen  sind. 

Dieselben  erstatten  den  Revisionsboriclit  der  Repräsentantenver- 
sammlung , welche  die  weitere  Erledigung  zu  betreiben  und  dem  Gemeinde- 
Vorstände  Decharge  zu  erteilen  hat.  Die  Verwaltung  des  Rendanten  wird 
durch  den  Vorstand  dcchargirt. 

§ 78. 

Worden  die  gegen  die  Verwaltung  erhobenen  Monita  nicht  für  erle- 
digt angenommen,  so  hat  die  Repräsentantenversammdung  zu  beschliessen, 
ob  nach  den  Umständen  die  Decharge  erteilt,  oder  der  Regierung  Anzeige 
gemacht  werden  soll. 


A "b  s c h nit  t 


Yon  dem  UntorichtswoGC-n, 

§ 79. 

Die  Synagogen-Gorneindt)  ist  verbunden,  solche^  Linrichtungon  zu 
treffen,  dass  es  keinem  zu  derselben  gehörigen  jüdischen  rDLnde 
während  des  schulpflichtigen  Alters  an  dem  erforderlichen  Religions- 
unt er icht e fehlt. 


§ 80. 

Es  ist  besonders  darauf  zu  sehen,  dass  der  anzuordnende  Roligions- 
untericht  von  den  bei  der  Gemeinde  angost eilten  Kultusbeamt en  erteilt 
werde.  Zur  Erteilung  des  Roligionsuntcricht es  können  nur  solche  Per- 
sonen angenommen  werden,  welche  zur  Ausübung  eines  Elementarschularat es 
vom  Staate  die  Erlaubnis  erhalten  haben.  (Gesetz  v.  23.  Jnli  1Ö47  §o2j 

§ Öl  “ 

Der  Vorstand  der  Gemeinde  hat  in  Ucbercinstimmung  mit  den  beste- 
henden Gesetzen  in  Gemässheit  der  §§  62  und  folgenden  dieses  Statuts 
eine  Kommission  für  das  Untcrichtsweson  anzuordnen. 


A b 


h n i t t IZ. 


Von  der  Kassenverwaltung  der  Gemeinde 


§ 82, 

Zur  Verwaltung  der  Gemeind ekassc-  ist  vom  Vorstande  ein  Rendant  an- 
zustellen, und  mit  einer  durch  Gemeind ebo Schluss  festzustellenden 


Instruktionen  zu  versehen.  Ausserdem  können  für  diejenigen  Orte 


an 


welchen  beständige  Vorstands-Kommission 


en  sicn 


bci^nden,  Unter-Rendan- 


ten angestellt  und  mit  der  Führung  von  Spezialkassen  beauftragt  werden 
Dieselben  sind  dem  Hauptrendanten  bezüglich  der  Kassen- Verwaltung 
untergeordnet  und  führen  die  Verwaltung  nach  der  demselben  erteilten 
Instruktion.  Der  Kautionspiinlct  wird  vor  der  Anstollrag  der  Rendanten 
durch  Gemeinde-Beschluss  geregelt. 


§ 8A. 

Der  Rendant  darf  nichts  zur  Kasse  oinnehm.on  und  nichts 
ben  zahlen,  v;enn  er  dazu  nicht  eine  schrift. Li  che  Aiiwcisung 
des  erhalten  hat. 


aus 

des 


derscl- 

Vorstan 


§ 84. 

Es  ist  nicht  Sache  des  Rendanten,  zu  prüfen,  ob  der  Vorstand  be 
fugt  ist,  die  zur  Einnahm..-  angewiesene  Summe  in  Pimpf ang  zu  nehmen, 
oder  die  angev/iesene  Ausgabe  zu  machen. 


§ S':). 

Einer  einzelnen  VorstandG-Kommissj on  kann  in  Bezug  auf  ihre  Ge- 
schäft svcrwaltung  di  } Pthirung  '..nnier  Spezialkasse  iihertragen  werden. 

In  den  für  solche  Kommissionen  anzuf ert igcndon  Reglements  und  Instruk- 
tionen ist  doshal.b  das  ITähero  und  insonderheit  das  Verhältnis  zur  Ge- 
meinde Hauptkasso  zu  'bostiraiaen. 


Abschnitt  X. 

Von  dem  Gemeindebedarf  und  Abgabewesen. 

§ 86. 

Alljährlich  ist  c-in  Etat  über  den  Bedarf  der  Gemeinde  (§7)  und 
über  die  zur  Deckung  desselben  vorhandenen  und  aufzubringenden  Mittel 
von  dem  Vorstände  aufzustellen  und  der  Repräs ent antenver Sammlung  zur 
Peststellung  mitzuteilcn.  Erst  durch  die  Zustimmung  der  Repräsentanten 
wird  der  Etat  zum  Gemeinde-Beschlüsse.  In  dieser  Hinsicht  ist  in  Ge- 
mässheit  der  im  § 71  enthaltenen  Bestimmungen  zu  verfahren. 

§ 87. 

Der  Haupt-Etat  der  Gemcdnde  enthält  zwei  AtschnittCj  nämlich 
Ausgabe  und  Einnahme.  Ein  jeder  dieser  zwei  Abschnitte  zerfallt  wieae- 
rum  in  einzelne,  möglichst  spezielle  Positionen. 

§ 88, 

Bei  den  zu  verschiedenen  Zwecken  auf geführten  Ausgabeposten  sind 
die  Beträge  so  vollständig  anzusetzen,  dass  es  während  der  Etatsperiede 
nicht  an  Mitteln  zur  Erreichung  der  Gemeinde-Zwecke  und  zur  Bestreitung 
der  notwendigen  Vorwaltungskoston  mangele,  Di:;  bev/illigten  einzelnen 
Summen  brauchen  daher  auch  nicht  ganz  verwendet  zu  werden;  es  ist  ■viel- 
mehr überall  eine  zweckmässige  Sparsamkeit  zu  beob  achten.  Dagegen  muss 
auch  bei  den  Einnahmesätzen  darauf  Rücksicht  genommen  v/erden,  dass  un- 
vorhergesehene Ausfälle  in  der  Regel  eintreten, 

§ Ö9. 

In  dem  Einnahm.e-Etat  sind  zunächst  diejenigen  Einkünfte  aufzu- 
nehmen, welche  die  Gemeinde  von  vorhandenen  Eonds^  als  Kapitalien, 
Grundstücken  etc.  und  sonst,  bestimmt  oder  wahrscheinlich  zu  beziehen 
hat.  Derjenige  Betrag,  welcher  nach  Abzug  dieser  Einlvünfte  noch  erfor- 
derlich wird,,  um  die  veranschlagte  Tota]-au3gabe  zu  bestreiten,  ist 
durch  regelmässige  Beiträge  der  Gemeinde— Mitg Lieder  zu  beschaffen. 


§'  90o 

Datei  können  solche  Ausgahen;  wolohe  durch  die  hesonderen  Be- 
dürfnisse der  in  einzelnen  Gcrneindc.^hczirken  wohnenden  Gemeindomitglic— 
der  veranlasst  werden,  durch  einen  der  Genehmigung  der  Königlc  Regie- 
rung unterliegenden  Geincindohcschluss  diesen  letzteren  ausschliesslich 
zur  Last  gelegt  v/erden.  Oh  und  in  wieweit  von  dem  Hauptortc  des  Syna— 
gogenhezirks  entfernt  wohnende  Juden  zu  den  von  der  Synagogengemeinde 
auf zuhring enden  Kosten,  insbesondere  zu  den  Kultusbedürf nissen  beizu- 
tragen haben,  ist  von  der  Regierung  nach  Massgabe  der  Vorteile  fest- 
zusetzen, welche  jenen  durch  die  Verbindung  mit  der  Synagogengeraeindc 
zu  Teil  werden. 

§ 91. 

Die  von  den  Gemeinde  Mitgliedern  zur  Deckung  des  Gemcindebedarf s 
zu  entrichtenden  Abgaben,  worden  durch  einen  Zuschlag  zur  Einkommen- 
steuer erhoben.  Der  Prozentsatz  würd  bed.  der  Festsetzung  des  Etats 
alljährlich  durch  Gemeinde  Beschluss  bestimmt. 

§ 92. 

Die  auf  ein  Jahr , angef ertigten  Heberollen  müssen  während  8 Tagen 
und  zwar  an  jedem  Vorktage  zu  einer  zu  diesem  Zweck  bestimmten  Stunde 
in  einem  durch  Gcmeindcbcschluss  zu  bostimraondon  Lokale  zur  Einsicht 
der  beitragenden  Gemeindc-Mitgliodver  ausgolegt  werden. 

§ 93. 

Der  durch  Gemeinde-Beschluss  f sstgcstellte  Etat  ist  sodann  mit 
den  Heberollen  der  Regierung  einzur midien.  Durch  die  Genehmigung  der 
Regierung  werden  die  Heberollen  für  vollstreckbar  erklärt. 

§ 94c 

Die  Steuern  werden  nach  Anordnung  des  Vorstandes  für  bestimmte 
Zeitabschnitte  praenumorando  erhoben. 

§ 9 ? • 

Rückständige  Beiträge  können  nur  durch  Gemeinde-Beschluss  ge- 
stundet oder  niodergeschlaèVni  werrlon. 

§ 96, 

Rückstände,  welche  wodor  gestundet,  UDch  niedergeschlagen  sind, 
werden  auf  Anordnung  des  Vorfrt;andos  :Lin  VcrwaB.tungswcgo  eingezogon. 
(Gesetz  vom  23.  Juli  1847  §38.) 


I 


A "b  s G ?i  n i t t XI, 


Von  don  Beamten  dor  Synagogen  - Cfomeinde, 

§ 97  o 

Burch  Gcmeindehesohluss  vvürd  f ostgestellt , oh-  und  für  v/elche 
Funktionen  Kultusheamt e angostollt  werden  sollen, 

§ 98. 

Die  Wahl  der  Kultusbeamten  erfolgt  von  der  Repräsentant en-Ver- 
sammlung,  sie  ist  jedoch  erst  dann  als  vollgültig  vollzogen  anzusehen^ 
wenn  sie  auch  die  Zustimmung  des  Vorstandes  erlangt  hat. 

§ 99o 

Jeden  einzelnen  Kultusbeant en  1st  eine  von  dem  Vorstände  und 
der  Repräsentantenversammlung  festgesetzte  Dienstinstruktion  zu  er- 
teilen, welche  derselbe  zu  beachten  hat. 

§ 100. 

Neue  Eultusbeamte  dürfen  in  ihr  Amt  nicht  eher  eingeführt  wer- 
den, bis  die  Regierung  erklärt  hat,  dass  gegen  ihre  Anstellung  nichts 
zu  erinnern  ist, 

§ 101. 

Ob  und  für  welche  Dienstleistungen:  Verwaltungsbeamte  bei  der 
Gemeinde  anzustellen  seien,  hängt  von  dem  übereinstimmenden  Beschlüs- 
se des  Vorstandes  und  der  Repräsontant en  ab.  Dasselbe  gilt  in  Betreff 
aller  Unterboamt en. 

§ 102. 

Die  Wahl  und  die  Anstellung  der  Verwaltungsbeamten  steht  dem 
Vorstände  zu.  Derselbe  hat  jedoch  vor  jede:r  Anstellung  die  Repräsen- 
tanten über  die  Würdigkeit  der  oinzustellenden  Personen  zu  hören. 
(Gesetz  vom  23,  Juli  1847  § 45) 

§ 103. 

Die  Höhe  der  Besoldung  eines  Beamten  wird  bei  jeder  einzelnen 
Anstellung  auf  Antrag  des  Vorstandes  von  don  Repräsentanten  festge- 
stellt . 

§ 104. 

Den  besoldeten  Gemeind e'beanten  können  für  •einzelne  Vor- 
richtungen durch  Gemeindf —Beschluss  Gebühren  ausgosetzt  worden.  Der 
Vorstand  kann  in  einzelnen  Fällen  die  Einzahlung  solcher  Gebühren 
erlassen.  In  Betreff , der  Rückstände  findet  § 96  Anv/endung. 


§ 105  o . - 

Dio  Rechte  und  Pflichten  der  Cxcmoindc-Bcamt en  gegenüber  der  Synago- 
gcngcraeinde  werden  durch  den  bol  der  Anstollung  derselben  abzuschli essen- 
den Vertrag,  respektive  ihre  Anst ellungsurkundo  bestimmt.  Die  Regierung 
ist  berechtigt,,,  auch  lebenslänglich  angestcllte  Gcmeindebeamte  aus  den 
selben  Gründen,  welche  die  zwangsweise  Dienstentlassung  eines  Staatsbe- 
amten rechtfertigen  würden,  ihres  Aratos  zu  entsetzen.  Waltet  Gefahr  im 


amten  rechtfertigen  würden,  ihres  Aratos  zu  entsetzen.  Waltet  Gefahr  im 
Verzüge  ob,  so  kann  der  Gcïïioindevorstand  den  betreffenden  Gemcindebeam- 
ten  bis  zum  Eingang  der  gleichzeitig  einzuholendcn  Regierungscntschei- 
dung  vorläufig  aus  dom  Amte  suspendier on. 


Abschnitt  XII . _ 

Von  der  Registratur. 

§ 106. 

Der  Vorstand  hat  für  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  einer  ordnungs- 
gemässen Registratur  in  einem  dazu  geeigneten  Lokale  zu  sorgen. 

§ 107. 

Für  Urkunden,  welche  von  dom  Gemeinde-Vorstand  als  besonders  v\/ich- 
tig  anerkannt  werden,  und  die  deshalb  nicht  in  der  Registratur  verblei- 
ben sollen,  ist  der  .Aufbewahrungsort,  nachdem  Abschrift  davon  genommen, 
durch  Gemeindebcscliluss  zu  bestimmen. 

• 

Abschnitt  XIII. 

Von  der  Aufsicht  über  die  G-anioindevcrwaltiing. 


§ 108. 

Die  Aufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung 
höherer  Instanz  der  Oborpräsident . 


führt  die  Regierung  und  in 


§ 109  c 

Beschwerden  über  die  Verv\faltung  der  Synagogengoraeinde  sind  daher  zu- 
nächst an  die  Regierung  und  dann  an  den  Oborpräsidenten  zu  richten.  Die 
Erhebung  derartiger  Beschwerden  ist  nur  binnen  4 Wochen  nach  der  Zustel- 
lung oder  Bekanntmachung  der  angefochtenen  Entscheidung  zulässig.  Der 
Rechtsweg  kann  gegen  die  von  den  Oberauf sicht sbehördon  getroffenen  Ent- 
scheidungen nur  dann  beschritten  V\ferden,  wenn  die  Klage  auf  einem  spe- 
ziellen, privatrechtlichen  Titel  gegründet  ist.  (Gesetz  v.  25oJuli  1847 
§ 49.) 
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A "b  s o h n i t t 


XIV, 


Acnderung  des  Statuts, 

§ 110" 

Uober  otv'/aigo  Acndcriingen  des  Statuts  hat  die  ■ Repräsentant  en- 
Versamnlung  zu  heschliGsscno  Ihr  Eeschluss  bedarf  vor  der  Ausführung 
der  Bestätigung  des  Vorstandes  und  der  Genehmigung  dos  Ohcrprasidentcn, 
Wohl  erworbene  Rechte  dritter  können  durch  solche  Aenderungen 

nicht  verletzt  werden. 
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OoB^tfl-Saamlung 
fUr  die 

iCdnigliohen  ProuBnleoh«n  Struat«n 


(Hr. 2871)  Go»©t*  über  di«  Veifhaitnia««  d©r  Juden.  Vo©  23.Jull  1847 


Wir-  rxledrioh  vilheljm,  von  Oottea  Gnaden,  JCönlg  von  Prouos«!  eto 


laohde©  wir  «ur  Horsl^llung  einer  nöglichet  gloiohatlsaigoa  Oe- 
eotagobung  über  die  Vorhältnloc^  der  Juden,  die  in  dioaer  Hinsicht  be- 
stehenden Voreohrifton  einer  Rcivision  haben  unterworfaa  lassen,  vorodnesn 
wir,  nach  ‘jAbrung  beider  Kurii^li  Unserer  sum  oretcaa  Voreinlgton  Landtage 
vorsaoiaelt  gewesenen  getreucaa  ^ tuinde,  auiT  den  Antrag  ünaeree  Gtantsffllni— 
Qteriuna,  was  folgt: 

T i t o Ij  I. 

Bürgerlioh©  Vorhälijfiioce  der  Juden. 


Unser«!  ittdieohen  Untertanen  solXm,  soweit  dieses  Qeaets  nioh 
ein  anderen  best!  nt.  ln  gansen  Itefango  Unserer  iionarohie  neben  gleichen 
Pflichten  auoh  glolohe  bürgerliihe  .ieohte  mit  Unseren  christliohen  Unter- 
tanen suetohen. 

Abschnitt  I. 

Bestlisnungon  fUr  alles  Lnndeoteile,  alt  Aussohluss  des  orosstversog- 

. , tunm  Posen. 

(^nlaSBung  su 

öffentliohen  Aemtem. ) § 2. 

2X1  einem  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Gtantsaiste,  sowie  su 
eine«  Koomunalrinte  kann  ein  Jude  nur  dann  sugela»oon  werden,  wenn  mit 
einem  solchen  ^oate  die  Auattbung  einer  rioht erlichen,  pollaelliohen  oder 
Qxokutlvon  Gewalt  nicht  verbanden  1st. 

Aui^eerdea  bleibon  die  Juden  allgemein  von  der  Leitung  and  Be- 
aifslohtlßung  ohrlotlioher  /:ultuo-  und  Untorriohto-  /-ngoleronheiten  aus- 
geschloosen. 

An  UniveroltÄton  kUnnen  Juden,  soweit  die  Utatuton  nicht  ent- 
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gecenstêhm,  ala  Privatdoaentan^  auöserordantllohe  und  ordentlich©  Pro-* 
feseoren  der  aedlsinioohen,  natheanthleohen^  nr.turwlooensohaftllohenf 
geogr  <phieoh«i  und  8preohwiaso?)ioohcift Hohen  I^rtäoher  mxßQlRBsmx  worden« 
Ton  allen  übrigen  Lchrfhchom  m Uhiveraitäton^  oomie  vcm  dom  sücndemloohen 
Senate  und  von  den  Aemtem  eint*©  Dekane p Prorektoro  und  ' Hektors  bleiben 
sie  ausgeeohloosen« 

An  Kunst-,  Oeworbe-,  liandelo-  und  Navigatlonssohulon  können 
Juden  ölß  liOhaer  augolaeson  wollen«  ÄUooerdom  bleibt  die  Anotelluxig  der 
Juden  ala  lehror  auf  JüdlBohe  |/ntorriohteanatalten  baeelirünkt* 

5 3 

(btr  idiaohe  r^eohte,  Patronat  usw«) 

Ständische  i oohte  können  von  Juden  auoh  ferner  nicht  auageübt 
werden«  Soweit  üleue  : echte  OLit  dom  ^ooitr.e  eii^co  OrundetUoks  verbunden 
Bind,  ruhen  dioselben,  solange  dos  GrundstUok  von  einem  Juden  booses«! 
wird« 

üae  Hhmliohe  gilt  vofa  Patronat  und  von  der  Aufsicht  über  das 
Klrohenveirmögen«  Beides  wird  vm  der  Behörde  (Verordnung  vom  3o, August  IBlSj 
Ge8otss«B«2o7)  auogübt«  Bio  persönliche  Ausübung  der  aeriohtebarkeit 
und  Polleei  lat  den  Juden  nicht  gestattet,  sie  können  jedoch  den  Geriohte- 
haltor  und  den  Verwalter  der  rolisel  bostellen* 

Bor  jUdisoho  Bositaor  bleibt  sur  Tragung  der  mit  allen  vorgo- 
daohten  i:eohten  vorbtindenon  üi^ton  verpiTiohtet- 

vo  das  Patronat  oln^r  Oemttlnde  auatelit,  können  deren  jüdische 
Mltglioder  an  der  Ausübung  de:|0elben  nicht  toilnehmen,  sie  müssen  aber 
die  damit  verbondenen  Keallaot^  von  ihren  Besitsuni;on  tragen«  Ausserdem 
bleiben  die  anaüosigen  jUdiso  len  Mitglieder  einer  Stadt-  oder  Bor > gerne lade 
verpflichtet,  die  nach  Maasgabe  dos  Grundbealtses  su  entrichtenden  Boiräge 
Bur  Exhaltung  der  /iroheneystCBO  su  tr  gen;  auch  sind  alle  jüdischen  Grund* 
beaitzer  aur  TyOisttung/au^^Ihrm  Grundstücken  haftenden  klrohliohen  Abgaben 
verbunden« 


MIA-.':*  > 
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V;  iff 


3*  § 4,  4 , 

( Oow®rb^otriol) ) 

He  fUr  den  (jeworbol<etzleb  la  Uehoraiohon  In  betreff  dor  In- 
ländleohen  Juden  bestehenden  T)0ochrönkun^©n  werden  at^gehoben« 

Auch  wird  der  Betrieb  der  ln  den  §§  61,  62,  64  und  66  der 
Gewerbeordnung  vom  ly^Januar  1645  genannten  Gewerbe  den  Juden  fortan  frei- 
gegeben, Inoofom  nloht  mit  d^noelben  die  Auaübung  einer  pollsoiUohen 
oder  exokutlvoi  Gey»alt  Vdi  bunten  1st» 


( J . uaii  iormajuen  ) 

Die  Juden  sind  aur  l uhjtomg  fostber>tianter  und  erblioher  i aal- 
lionnam«!  verpfliohtet . 

(/  6. 

(illhiTing  der  I lande Isbüohor  ®to») 

Bol  Ftümmg  Ihrer  Hbnielsbüoher  haben  sioh  die  Juden  entv/eder 
der  deutschen  oder  der  sonotipon,  unter  der  Bevölkerung  Hires  ohnorts 
Ubllohen  Landoaspraohe  und  doutaoher  oder  lotoinlooher  LohrlftaUge  su 
bedienen»  iiandelsbüchsr,  .n  lelchen  gegen  dl  >ae  Vorcohrlft  verstooscn 
1st,  haben  für  den  Juden  koirje  Bowolakraft»  Bei  Abfas öung  von  Vortrögeaa 
und  reohtllohon  «lllonserklöitungon,  wie  bol  allen  v or konrr. enden  sohrlft- 
Hohen  Verhandlungen  ist  den  ju  len  nur  der  Gobrauoh  der  deutoohm  oder 
einer  andoren  loben-cm  ^prao-ie  und  ceuteohor  oder  lateinischer  Cohrift- 
söge  geotattet»  im  Falle  der  uebertretung  der  ln  dlesora  wie  im  $ 8 ent- 
haltenen Vorschriften  trifft  sie  eine  Geldstrafe  von  60  i eiohotnlem  oder 
Swöohentllohoo  Oeftlngnio. 

§ 7- 

(Zeugeneid) 

Jn  /.nooheng  der  i flicht  sur  Ablegung  eidlicher  Zeugnisse  und 
der  diesen  Zeugnissen  bolsulegonden  GlaubwUrdln^eit  findet  sowohl  ln 
Zivils-  als  KJkBlnnlsaohsn  swlschon  den  Juden  und  Unseren  übrigen  Unter- 
tanen kein  Untersohled  statt» 


w 

(Geburts-  Heirats-  und  Sterbefttlle) 

Dis  bUr^rllohs  fiegHxublgung  der  Geburts-,  Heirate-  und  Storbe- 

fülle  unter  den  Juden  soll  durch  J^lntrngung  ln  ein  gerichtlich  su  fUhr«i- ] 


dee  Hegiater  bewirkt  werden* 
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§ 9* 


fei 


Moaoa  ;:.giafr  (5  ^)  ,1^4  von  d«.  ordontUohon  Hlohter  de» 

TnluLl"  0^-  «0 

"o  «n,  auoh  In  «»«hung  ooloher  Botolligten  G»ftthrt,  welche 
•Ona  von  der  ordentlichen  Oerlchtabarkelt  befreit  Bind 

be.irhen  IT  verschiedene  Curichts- 

aer  beiden  > . 1!”  ” aer  Ehe  bei  dom  einen  oder  dem  anderen 

'iIt!T  “‘’»^»««-ht  werden.  Ih,r  i.iohter,  welcher  hiernach  dt, 

^ -a^8  vomimmt,  het  ven  derselben  d«e  Richter  des  Ort»,  an  welchem 

or  ^.ero  .eil  de»  Brautpaares  wohnt,  Mitteilung  du  machen  unu  diceer 

n e volleogen«  .h,  auch  ln  das  von  ihm  eofflhrte  ..ogiator  sh  Uber- 
ïiohinon* 

5 10. 

zur  ,'4i.olec  einer  erfolgten  Ceburt  1st  sun.-«c;.»t  der  Vater  doo 

v " ^ nicht  bekannt  oder  sur  Rrflillung  diceer 

rpflichtung  nicht  Imst  nde,  sc  muso  die  . nselg.  von  dem  Oeburtshelfer 

Oder  der  scbammo,  w«m>  aber  oolcho  bei  der  Sie  erkunft  nicht  ge  onwärtig 

»oweasn  sind,  ven  den  sonst  dabei  «igo«,gon  gewesenen  Personen,  und  >,enu 

1.  Geburt  ohne  Beiseln  Andere  erfolgt  lat,  »«  demjenigen,  in  dessen 

..ohnung  da.  Kind  gebor«,  ist,  geschehen,  .'ndero,  su  den  Vorw.andten  oder 

nausgenoacon  gchhrend,  Personen,  slrKj  »u  der  vnselg«  berechtigt,  aber 
nicht  verpfllohtot. 

Die  Ansolge  muss  den  lag  und  die  Stunde  der  Geburt,  das  Oe- 

Bohlooht  d«o  Kindes  und  decoen  Vor-nnaen.  ferner  die  ^ 

zorner  ai©  iJ&nm,  den  Stand  oder 

das  Gewerbe,  sowie  den  Wohnort  der  Rltem  enthalten. 

Var  surselt  der  gemaohten  Ansolge  dom  Kinde  noch  kein  Vorname 
belgelof:t,  so  1st  hierüber  blm.e„  5 fag„,  „achdem  di  s goschehen,  r«ch- 
tri.  gliche  .tnsolgo  su  loiaten. 

5 u. 

Bel  IcJoofällen  ounB  die  .nsolge  von  dem  P dslllenlr  upto,  und 
wonn  ein  seloheo  nicht  vorhanden  oder  hlora«  nloht  Imstande  ist,  von  d«.- 
jonlgon  gemacht  werd«»,  m dessen  ohnung  der  Todesfall  .loh  o»*e„et  hat- 


v?-sr;-  j 


B. 

Asdero  Torwandte  oder  Hauseenocseen  des  Torotorbonen  eind  su  der  Ansoige 
berechtigt,  aber  nicht  verp- lichtet. 


Oio  Anaeißo  ßnioß  ?c  \md  stunde  doo  Todoo,  Vor-  tmd  Taiailion- 
nomen,  Alter,  Stand  oder  Gov/erbe  deo  Vorstorbenon  enthalten. 

§ 12, 

Der  elioliohon  Verbirdung  muse  ein  Aufgebot  vorangohen.  hasael- 
be  ist  bei  den  lylohter  deo  Orte,  an  welchoua  die  hruutleute  den  n^ohnsite 
haben,  und  wenn  dieoelben  ln  verochioden^  Gerioht0bes;lrk«3n  v^ohnen,  bei 
Jedem  der  beiden  Richter  in  /jntrng  »u  bringen,  und  oret  dann  «u  veran- 
lassen, wenn  oiohder  -‘Lichter  (fjle  GeberaoUgti-ng  vereohafft  iu.t,  dass  die 
aur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  gcaetelioh  notwendigen  Krfordomioee 
vorhanden  eind. 

Das  ufgobot  erfolgt  durch  eino  an  der  Gerichte  ot eile  und  gleich 
seitig  an  den  ILat—  oder  Orts—  Geneindo—  Haus,  in  dossen  Rrmangolung  aber 
an  der  Wohmng  des  ürtovorctehers,  wahrend  14  Tagen  aus^uhängende  Bekannt- 
mao hung. 

§ 13. 

air  Riutrngung  der  lijie  in  das  Register  Ist  orfoldorlioh: 

1)  Der  haohweie  dos  Aufgebotes  (S*  12); 

2)  Bio  persönlich©  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Uiohtor,  dass  sie 
fortan  als  ehelich  nlteirumder  verbunden  sich  betrachten  wollen 

§ 14. 

ne  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Tlie  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkt  der  Eintragung  der  She  ln  das  register. 

5 Iß. 

KU  den  in  den  10,  11  und  13  vorgesoyiriebenèn  Anseigen  und 
Erklärungen  let  dos  peroönlioho  f^rooholnon  vor  dem  Richter  ©ri  orderlich* 
ler  Klohter  hat  darüber,  unter  Zusiehung  eines  verpflichteten  Protokoll- 
fUhrors,  ein  Protokoll  aufzunohnen,  welchem  d ie  eingoreiohten  Besohelni- 
j:;ungen  beisu fUge^Ebind . ^enn  nach  dem  hrmeeaon  des  ULohters  die  Tatsache 
fest gestellt  ist,  so  hat  derselbe,  auf  Grund  des  Protokolls,  sofort  den 
Geburto-,  Heirats-  oder  Storbefall  in  das  -ogister  einsut ragen  und  darübar 
ein  Attest  auo sofort igen. 


..!»•  - - 


.G 

Daß  i-ßßlßter  {§  ö)  uni  tïio  auf  Grund  dosaeXben  auoßßf ei-tlgton 
Attest«  gonloßoon,  laiic  suia  3:  i* ciao  dfc»  G«Gvjntoilß,  vollen  Öffo  itliohan 
Glauben» 

5 17* 

Dl«  ln  don  § 10  und  11  vor^.eoohrienen  naeigen  iiÄiBoen  von  den 

üuau  Verpfliohtotun  gasiaoht  trorden* 

1)  bei  den  Gebartön  Inncjiiialb  dor  stmilohat  folgenden  5 f&go; 

2)  bei  TodeefS-llon  opÄtQi:tcms  an  dem  nliohöt folgenden  Jage. 

l'lne  «ohuldboro  Vcrußufanie  dieser  ?rl«tcm  1st  alt  Geld  bas  se  bis  zu  ßO 
Rthlia»  oder  nit  Gcfüngnlo  bis  au  6 Woohen  au  bo8traf«n» 

AusEördea  haben  die  wäualeon  diejenigen  Kosten  au  tragen,  wél-' 
che  daduroii  ontotehen,  uaefl  doz  iwioiitcr  wegtm  dox'  versögorten  y.naeige 
SU  irgendeiner  i^ialttolung  v V-  X-  OLt  wird. 

5 Ib. 

Di©  Foötsetaung  de;  im  $ 17  angedrohten  Strafe  erfolgt  durah 
geriohtliohe  hrkenntni«. 

S 19. 

Die  Orts-  Poliseibv  hflrden  ßind  verpflichtet,  atif  die  reohtsol* 
tigo  /naoißo  dor  Geburten  und  storbeflllle  ßu  achten  und  bei  UhtorlöCüung 
deroolben  das  Hrfor  erliohe  von  mtswygon  zu  veranlass  on. 

§ 20. 

3*Ur  die  den  Geriohten  duroh  gegenwärtig«  Yoroidnung  Üborw losen 
Gr;»ohaft«  sind  Gebühren  au  entrichten.  Über  deren  Betrag  der  Justizialnl- 

ater  nbhore  Beatlmmungon  au  treffon  hat 

5 21. 

Jncoweit  nicht  duroh  gog  nwürtigo  Yerordnung  abweiohonde  Be- 
atlmraungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dom  Aufgebote  uC  der 
rllhrung  de«  Registers  diejenigen  voreohriften  au  befolg««!,  welohe  den 
Geistlioben  der  Ohrictllohon  /.irohon  für  des  Aufgebot  und  die  illhrung 

der  Kirohenrogloter  erteilt  olnd. 

5 22. 

jn  dem  zuu  Bezirke  doo  Appellntionagerlohtshofoe  au  Köln  go- 
hörigon  iJindeBtoilon  bewendet  ob  bei  den  Uber  die  i «stötollung  der  Geb 


I 


7. 

nelraton  und  Gt^rböfllllÄi  bestoh-imdaii  Vo:  oehrlftiBi* 

J 25. 

(SohuldverhaitnliïO®  und  besonder©  Ihgahm*) 

Dio  ttboT  die  Sohuldvorhaitnloso  etneolner  JÖdlaoher  Korpora- 
tionen orlaosanon  Voroohrlften  und  boa  >nderon  t^  xdnvjXßGTi  bloiben  bis  1 
aur  Tilgung  dlooer  Cohuldon  in  Kraft* 

Dio  on  die  BtaataJcaor©  von  don  Juden  ale  rolohon  au  ontriohten- 
don  pernönllchon  /tbgnbim  und  ’o1  j!itunp:on  cordon  ohne  liitnohÄtilgang  aufge- 
hoben. 3«1  derartigen  Abgaben  und  T-eistungen  an  rön^iereien,  Grundherr©n|  ' 
Institute  ©tc.  behält  oo  vorläufig  sein  Bewenden;  o«  worden  ^edodi  weiter 
Boct'^nyatmeen  über  deren  Aufhebting  und  Abldffung  Vorbehalten. 

Abnolmltt  II* 

Bor.tiaacoigfin  fUr  daß  C rougher  sogt  usi  losen. 

5 24. 

Die  blchorig©  unteraohei  'ung  der  ;JUclioohon  Bevölkerung  de© 
Croßohorzoetuus  Posen  in  n/iturtilialci-te  und  nicht  nntuialielorto  Juden 
bleibt  zurzeit  noch  boetehon. 

§ 2ß. 

(Bedlngungon  d©r  Hnturallaation)* 

Die  ollgoBolniBi  Bedingungen  aur  rlnngung  der  Baturfaiaation 

sind: 

1)  ein  fester  uctoolt»  innerhalb  doa  Gronolieraogtuiaß  Posen; 

2)  Unboaoholtenheit  de©  T«bt:ncwand©l0 ; 

5)  Die  Pähigkoit,  den  Voraohrlften  dosj  6 zu  genügen.  Von  dlesoni  Krfor* 
domlBO  kann  der  Oberpiäaidont  auf  den  Antrag  der  ogiorung  dlo- 
pansioren* 

Unter  vomt ebenden  Vorauezetaungen  sollen  ln  dl«  Klasse  der 
nature llB io rten  Juden  diej>  nlgon  aufgenonunen  werden,  welohe  entweder 

1)  einer  Wlaeonachaft  oder  Kunst  eloh  gov/ldiaet  haben  und  eolohe  der- 
gestalt betreiben,  daae  eie  von  Ihre«  ’"rtrage  aloh  erJialton  können; 

oder 

2)  ein  ländllohea  Crrundetüok  von  dem  Unfange  bealtaen  und  salbet  bo- 
wirtaohaften,  d«08  daaoelbe  Ihnen  und  Ihrer  iMillle  hinreichendeil 
Unterhalt  aioherfc;  oder 


I 

3)  In  elnor  öto<5t  eJin  nnhrtL'^ftos  otoh- n4eA  06*^ rb©  bo^relboxi}  odor  | 

4)  oiB  Kapltalveimö^T«!  von  wenlgoteno  6.000  fithlxn,,  odor  \ 

8)  In  einer  Stadt  «ln  GTtmd^töok  von  wonlgcteno  2.000  Ethlm.  m ïïert 

«öhuldeniTrol  olgentfJalloh  booltaenj  oder  : 

6)  Ihrer  Slcmetpflloht  ia  etehenden  Heere  volletändlg  genügt  und  gute  1 

I^mngsattoBte  erhalten^  oder  I 

7)  duroh  patrlotteohe  Handlursgen  ein  beeonderos  Vordlonst  um  den  Staat  l 
8 loh  emrorben  haben;  oder 

8)  au«  anderen  Provlneen  tïnserer  &XÖ11MM anarchie  Ihren  SSohnsita  ln  das 

arosehorao^rtum  poeen  verlegen;  oder  endlloh  | 

9)  naoh  dem  Überelnrtl  aicmden  Urteile  der  Ortebehördo,  dee  landrat»  | 

und  der  - ogleruag:  aur  Katuralleatlon  jfUr  geeignot  eraohtet  werden»  ^ 

f 26.  I 

Die  ehelichen  Kl-.der  naturallslorter  duden  geh^lren  oohon  ver-  1 
Böge  ihrer  Geburt  ln  die  Klaooo  der  natur  Haler  ten  Juden.  Llo  bei  ubll-  ^ 
Intion  dieses  Ooeetaos  aus  der  vätorllohim  Gewalt  bereits  entlnnsenen  Kln- 
(3er  naturalisierter  Juden  können  jedoch  die  H^iturnUnatlon  nur  nach  Hass-  j 
ß&he  der  DestlJUiimfen  la  $ 26  orwerl^en«  \ 

§ 27.  ‘ 

7 

Shearmen  nohmen  an  den  Foohtcuii  weloho  ihre  JliofBönner  duroh 
die  Haturnlisation  erlangt  haben,  toll.  Diese  ..eohte  vorblelbon  ihnen  ‘ 

auohnach  Auflösung  der  ivhe,  geJien  ^odooh  duiuh  ïüedervoreheiratung  mit 
einen  nicht  n^iturallslerten  Juden  verloren.  J 

§ 28.  I 

Alle  ln  die  Klasee  der  naturalisierten  eintrotonden  Juc3en  er- 
halten von  der  iieglorung  des  Boalrks,  ln  wo  lohen  sie  wohnen,  Katumll-  ! 
sationspntente.  i 

§ 29. 

(heohte  der  nr.turallseiorten  Juden) 

?tlT  die  naturalisierten  Juden  des  Gros  slier  aogt  uns  i osen  gelten  l 

alle  in  Aheohnltt  I für  die  Juden  der  übrigen  lAndeatoilo  onth'  ltonen  I 

Bestlxnimingen. 


§ 50, 

(7orXu0t  Äor  :Jatiir&llsötiioa)« 

1 i tt  lartfi  JudOZly  WOlOliOH  dXo  !Tal!X0ïUlUfe0lC6Tda  1 cc^tjsï^rUf^ig 
ab«rlc*nnt  l8t,  varlleron  dadurch  ohno  weitoreo  ölo  alt  der  iïaturalloatlon 
vorbund^jnan  ..aoht«*  Auueordaa  kQmion  dlooa  i «oht«  einoa  Juden  durch 
plcnr'rbceohluoe  der  oglerung  onteocon  werden,  we?in  derselbe  die  Ketura- 
llsatlon  auf  Grund  wlceentlioh  unriohtlger  An^i.bon  erlar.jt  Kat,  oowie 
ln  allen <kndenif;en  Lällen^  ln  wolohon  nach  i§  19  und  2o  der  revidierten 
rtadteordnung  vom  1Ö31  das  Büxfejorrecht  entsogen  werc^en  lauas,  oder 

von  den  Stadtbehördon  entzogen  worden  kam*  üogcfa  das,  die  nMehung  der 
Hatuial  laat  Ion  feste  etaondo  Kfeßolat  der  iioglerung  tot  der  i;eicur»  an 
dim  '^mieter  dos  Innern  auHieülg,  deroolbo  muse  jedoch  binnen  olnar  I tä- 
Eigen  :-rftkluslvfrlst  nnoh  doa  i^ooluta  bei  der  Kegierujiß  unge- 

wt.'Aldöt  worv’en* 

5 31. 

(Sicht  nnturnllalerte  Juden). 

üeber  diejenigen  Jtlcliaohen  Elnwolmer  der  iTovina  i-oeen,  welche 
flieh  «ur  Aufnahme  in  die  Klr.coe  dor  »aturelisierten  noch  nicht  eignen, 
sind,  wie  bleher,  vorothnalgt  Toraolchnloao  su  fuhren. 


5 32. 


A^uf  Grund  derselbeoi  ist  von  der  Crto-l'oliselbohörde  Jedem  . oal- 
llenv.ntex,  eowle  Jedem  oinnol  en  volljhhiigon  ui  l selbotttndieen  Juden 
ein  mit  der  ?7Uiamer  deo  Veraoiohnitiaoea  vexoohonao  Cortlfioat  au  erteilen, 
wolcheo,  Inaofexn  cs  eine  Familie  uafoost,  die  »ïaEJicm  oäntliohor  iit- 
gl ieder  derselben  entha  lten  must;,  und  nach  der  JährUohen  Itsvicion  mit 
eine.  Vinn  veroohon  oder  borlohtlßt  wird, 

i 73. 

Pl*  >«,BtiMaurEwn  deo  Abectoltte  I find«  auf  d e nioht  notu- 
rallBlert«  Juden  nur  unter  folgtmlen  beeonderor  üoBühßmknncm  .T  -ri  ’.uns 

1)  Von  allen  urualttolbaron  un<'.  nlttolbriren  v»tantcßiiitoj'n,  sowio  von 
KoBOunnHUitoin,  Ingleiohan  von  allen  l/dirtotem  n anderen  ala 
iUdlBOhen  Uhterrlohteant taltcn,  blolben  ela  aurgesohlooeon. 

2)  '«8  atadtlBohB  aUrgerrBciit  kSnnon  bIb  nicht  erworbon. 

5)  nf  de«  Lande  dürfen  ale  nur  dann  Ihren  ‘ohnelta  nehmen,  woim  Bl# 


10, 

emtwcKltr  einem  Bauorhof  erwerben  oder  paohten  und  deneelbon  salbet  be-* 
wlrteohaftan,  oder  wenn  sie  aioh  bei  Ittndlic^ten  Gnindbeeiteem  als 
Pienstboteny  oder  tsUBi  isotrieba  oinisolner  7iwel|^  des  landwirtsohaftl lohen 
Gewerbesy  8«B«  als  Brennor  oder  Brauer  vermieten« 

4)  Uas  ^ohank^werbe  Ist  ihnen  nur  auf  Girund  eines  besonderen  Cutaohtens 
der  Ortspoli3oib<^{5rde  über  ihre  poreönlioho  .«luxlifikation  von  der  liegie- 
rung^  ^odooh  nionnls  auf  dom  lande , su  gostatSen«  -^er  Jt^ink;  uf  und  Ver- 
kauf im  Uahorsiehon  ist  ihnon  unbedlni^  untersagt» 

ß)  Aus  i^rlalmsgoaohhften  kbnnan  sie  nur  dann  ^veohta  erwarben,  v^ann 
die  ohuldurkunde  tim  garlohtlioh  CLUfgenom^non  worden  Ist« 

6)  t>ohnldansprUoho  dersalbon  fUr  verkaufte  barausohenclö  Cetrlinake  ftabei 

keine  rocht Ikhe  Gültigkeit«  ^ 

7)  Der  ü .sug  in  andere  -rovinaen  ist  ihnen  nicht  gestattet,  und  für 

den  vortiber. rohenden  .\ufenthalt  dseolbot  die  Genohcitgung  des  Obor-Prttsi-  , 
dentan  der  Provins  erforderlich# 

8)  Nicht  n?^turallsierte  Juden  attnnliohoa  Gcschleohts  bedUrfon  »ur 
ti^ohlioösung  einer  Kho  eines  von  inndrato  kosten-  und  stempelfroi  auesu- 
fertigenden  Trauscheins*  J^erselbe  darf  ihnen  vor  aiArück gelegtem  vier- 
undawansigs*eo  Lebensjahr  nioht  anders,  als  !>uf  Grund  einer  boeonderon 
auf  dringende  i*»lle  au  boBolirünkondon  i^rlaubnlo  doo  öber-Pröo identen  oi^ 
teilt  worien« 

i 54« 

, . Jn  Betreff  der  > ohuldaa  der  jüdischen  r.orporationan  und 
deren  Tilgung,  sowie  der  YerblJidlichkoit  sur  /blöaung  der  korporations- 
varp.liohtung  verbleibt  ca  sowohl  für  die  mituralisior-ten  als  nioht  na- 
turr  llBlerten  Juden  Überall  bei  den  bestehend  an  Voroohriften  und  Anord- 
nungon*  Ors  fost/Testellto  Ablbsungßkßpital  ktnn  von  den  Kodierungen 
Im  ^ege  der  administrativen  lÄooution  beigotriobon  v’ordsn« 

Titel  il« 

Kultus-  und  onterriohts—  /.ngologsnlieiton  der  Juden- 

Absohnitt  I- 

Bcstirwungen  für  alle  lAndesteile,  mit  Aueschluao  des  OroBohersogtume 


rosem# 


11,  5 56. 

(Blldiimg  von  Synagoesn^omeincion  (Judonoohafton)) 

Die  Jiidon  soll«!  naoh  iiasBßab«  d«r  Orta-  und  Bevölkorungover- 
hältnloae  dargoatalt  in  rynagogonfemelnden  Cjudanao haften)  vereinigt 
werden»  dasa  al).o  innerhalb  eines  Synagogenbeairka  wohnende  Juden  einer 
solchen  Gemeinde  angehören. 

§ 36. 

uie  Bildung  der  synagogenbeairke  erfolgt  durch  die  liogierun- 
gen  naoh  nhörung  der  Beteiligten. 

Bio  Kegierungen  sind  ermächtigt»  die  in  dieser  weise  gebildeten 
Synagogonbealrke  naoh  den  iiodürf niese  ab^uHndom  und  die  hier  auf  beaUg- 
Hohen  Yerhältnisae»  unter  zuai<ihung  der  Beteiligtenm  ©inaohliesslioh 
der  etwa  vorhandenen  Gläubiger»  su  ordnen.  'ï 

§ 57. 

Bie  einaolnen  Synagogcngomolndon  erhalten  in  Beäug  auf  ihre  ' 
Vorcvögensv-orhältniaeo  die  heohte  Juristischer  Personen. 

§ 56. 

Jede  jynagogongomolnde  erhält  einen  Vorstand  und  ein©  angemessoni 
Zahl  von  iiepxüoont anten. 

5 39. 

Der  Vorstand  boeteht  »uo  mindestens  3»  höchstens  7 Mitgliedern, 
Vielehe  Iht  .-  nt  tmontgeltlioh  verwalten. 


Die  Zahl  der  Heprä sent anten  dor  Synagogengomelnde  soll  minde- 
stens 9 und  höohotens  21  betragen. 

5 41. 

Ziimt liehe  männliche»  volljährige»  unboacholteno  Uitglioder 
der  Synagogongemeinde»  welche  sich  selbständig  ernähren  und  mit  .intrioh- 
tung  der  Abgaben  fUrdie  byntgogengemoinde  während  der  letaten  3 Jahre 
nioht  in  KUokstnnd  geblieben  sind»  wählen  die  i opräsentanten  und  diese 
den  Vorstand  auf  6 Jahre.  Bl©  ahl  ist  Überall  augleioh  auf  eine  ontspre- 
ohende  Zahl  von  Ltellvortretem  au  richten. 


Bas  »ohlgoaohäft  wird  durch  einen  Abgeordneten  der  IvGgierung 
geleitet.  Naoh  Ablauf  der  ersten  5 Jahre  aobeidot  die  häflte  der  Vox^ 


1 


I otanJaaltßlloder  und  dar  Rapräa  extant  en  naoh  dem  Loooe,  deianllchot  Jedeo- 

^ mal  die  ttltoro  Ilälfte  auo. 

^ § 4Ï. 

. 1 Wahlen  der  Mltgljleder  deo  Vorstand ee  unterliegen  der 

Genehzalgung  der  Keglenmg^  welohtä  die  ganae  tlrkiaokelt  des  Yoratandoe  *u 
heaufslohtlgen  hnt  und  befugt  iGt,  einaolne  liltglleder  wegen  vorontolloher 
Pfllohtwldrigkelt  oder  wiederholter  i)lonotvemachläoolgung  naoh  vorange- 
ß.uigenor  adnlnlotratlvor  Unteroa^hung  duroh  Beoohlueo  su  entlaaaen« 

5 44  • 

Der  Vorotond  lat  das  -Ig^in,  duroh  welohoo  nt  rüge  oder  booohwor- 
don  der  üynagogongoflielnde  -n  die  3t?iÄtobehörde  g langen,  ^r  hat  über  alle 
die  Synagogongemolnde  betref fendi^n  Angelegenheiten  und  über  elneelnef  au 
Ihr  gehörige  .’Mitglieder  den  Staai|s-  und  KomraunalbehUrden  auf  Erfordern 
pfllohtmäeoljfdnd  unter  eigener  Varontwortllohkeit  Auakunft  au  erteilen. 
Derselbe  führt  die  Verwaltung  ler  Angelegenheiten  der  ^ynagogongemelnde, 
hat  die  Bosohlüsse  der  Teprüsent  nton  (§  47)  su  veranlassen  und  aur  Ausfüh- 
rung au  bringen,  auoh  die  2/n  gogengoniolnde  überall  gegen  dritte  Personen, 
Insbesondere  ln  allen  eohtogoaohhfton,  sie  mögen  die  Erwerbung  von  ^ eohten 
oder  die  Eingehung  von  Verbindlichkeiten  betreffen,  au  vertreten. 

$ 46. 

Dem  Vorstände  steht  die  ^ahl  und  .‘notellung  der  V err/al  tun  gs  be  am- 
ten au.  Derselbe  hat  Jedoch  vor  jeder  Anstellung  die  ;-epräo ent anten  Uber 
die  iïürdigkelt  der  anaua teilenden  Personen  au  hOron. 

5 46. 

Die  Eeprüoentantcn-Versümnilung  erhölt  duroh  Ihre  Rohl  tmd  das 
Goseta  dlo  Vollmacht  und  Vorpfllontung,  die  Dyrmgogeng  .aelnde  naoh  Mass- 
gabe  dieser  Verordnung,  ohne  riiokopraoii©  mit  der  gunaen  Gemeinde  oder  mit 
Abteilungen  derselben,  naoh  Ueborseugung  und  Oewiosen  au  vertreten  und 
verblndoTMle  BesohlUose  fUr  die  Geseinde  su  fas.  en. 

Die  Eeprttsont'inton  haben  nicht  olnaoln,  sondern  nur  ln  der  Ge- 
samtheit die  Befugnis,  duroh  gemoinsohaftlioho  Besch lüsso  von  der  geoota- 
llohen  Vollmaoht  Oebrauoh  au  maohon. 

Die  Keprüsentanten-Versammlung  kontrolliert  die  Verwaltung  des 
Vorstandes,  öle  ist  daher  berechtigt  und  verpfllohtet,  oloh  von  der  Aua- 


'ßi '( 


i 


13. 

fUhrung  ihrer  BooohlUBS«  und  der  Vorwundung  der  0<KaoindeeinnahQon  ITbor- 
zseugong  au  vorsohnffon,  di«  \kten  «inaueohen,  dlo  Kaohnungen  au  prUfon, 
dage^^  Erinnerungen  au  maohen  und  Doohargen  au  erteilen  uaw« 

Sofern  sie  au  finden  glaubt^  äaao  dem  Vorotande  oder  doeaen 
einaelnen  MitcHodem  vomaohlliuaigungen  oder  pfliohtverlotaungon  aur 
last  fallen,  ao  hat  aie  dieo  der  hegiorung  aur  üntexauohung  und  Verfü- 
gung anauaoigon. 

I>or  Vorsteher  und  die  einaelnen  ^.eprftsentonten  sind  der  Gemein- 
de fllr  den  ihr  augefUgton  Kaohtoil  verantwortlich,  wenn  sie  sich  der  Ab- 
Qtinniung  ontaiehea,  wenn  sie  duroh  Ordnungswidrlgkeiton  die  Besohlußo- 
nahme  verhindern,  oder  die  Bosohlüeee  vereiteln,  o ’er  eich  ungebÜhrlloheiN^ 
weise  in  die  Ausführung  oieohen.  i^gegon  sind  sie  fUr  den  Jnhalt  ihrer 
BesohlUsae  nur  dann  verantwortlich,  wenn  sie  wider  besseres  ’Blasen,  also  , 
in  unredlicher  Absicht  verfahren  haben» 

§ 47. 

In  allen  lediglich  den  inneren  Haushalt  der  Synagogengomeinde 
betreffenden  Angele  gonh  ei  ton  ist  der  Beschluss  der  lioprhsontantenverorana- 
lung  durch  den  Vorstand  au  veranL*  eoen.  “ahin  gehört: 

1)  Foatsetzung  des  Etats; 

2)  Verpaohtring,  Verwaltung  und  Verpfändung  von  Srundsttioken; 

3)  Anstellung  von  Iroaeooon  und  Absohliessung  von  Vorgloiohon  über 
Gerechtsame  der  oynagogengomoindo  oder  Uber  die  tubstr-vna  des  Veiw 
fflögons  derselben; 

4)  Vorträge,  wolohe  nuBoor  den  aronaen  des  iltats  liegen,  und  ausser- 

ordentlioh  den  Etat  übersteigondo  Geldbewilligungen.  ' 

Die  Bo rohluoo nähme  der  loprfisent anten,  wenn  sie  den  bootohondm 
GoBotsen  nicht  widerspricht,  ist  in  der  . egel  bindend  ftlr  den  Vorstand. 

Hat  dorsolbe  Jodooh  die  beberaeugung,  dass  der  Boochluea  der  Gemeinde 
naohtol  ig  sein  werde,  so  hat  ox  die  Bestätigung  au  veroagan,  UJid  wenn  der 
anaustellonde  Vorsuoh  einer  Vereinigung  erfolglos  ist,  die  ntaoheidung 
der  Regierung  einauholen.  ^ 

§ 48. 

Ausser  dem  ^.inverotänlniisae  des  Vorstandes  und  der  lepräsontnn- 
tonversaxanlung  ist  auch  noch  die  Genehmigung  der  Rogierung  erfoiderliohs 


14.  I 

1)  aur  r:infUhrunß  n«u«r  Auflafron;  I 

2)  aur  Aufnahae  von  /iAleihon  und  aum  Ankauf©  von  GrundotUokon;  I 

3)  aur  frolwilllgon  VarllueBOrung  von  GrundatUcken  und  ii.©alb©r®ohtigun£p  n I 

dor  S/nagogongoBiolndOf  weloho  überhaupt  atota  nur  na oh  vorgüngigor  I 
Tax©  Im  »ege  öffontliohor  Aitltation  erfolgen  darf.  I 

$ 49«  I 

Dio  roglorungmi  haben  nicht  nur  ln  den-  Fällen  au  ontoohoidon,  I 

wolohe  ihnen  in  dlos^i  Goaotac  auadrüoklloh  Überwleoen  alnd^  oon.iom  eind  I 

auch  im  Allgemelnon  borochtlgt  und  verpfllohtot,  I 

1)  sich  Uoborzougung  ssu  versohaffen»  ob  in  ^edor  Gynogogengemointlo  I 

die  Verwaltung  naoh  den  Goaetacn  Ubori  aupt  und  naoh  ge i;onwUr tiger 

Ordnung  InaboBondoro  oingorlohtot  lat;  I 

2)  dafür  au  Borgen»  daoa  die  Vemaltung  fortwährend  in  de»  vorgesohrl©-  1 

ben on  Gange  bleibe  und  angoaeigte  t.töru  gen  booeltlgt  worden;  I 

3 ) die  B®  ohwordon  elnselner  über  die  Verletzung  der  ihnen  ala  Mit-  I 

glioder  der  Goiaelnde  auatohondon  i«.eohte  au  untersuchen  und  su  ent—  I 

Boheiden«  I 

Jn  allen  ‘ngolegenl  0lt<m  der  Cynagogongomolnden  geht  der  Kekure  I 

an  die  Regierung,  und  gegen  deren  iJntsoheidung  an  die  Oberpräei  lent  on.  I 
Der  Doohtewog  let  gegen  dl©  i:ntßoholdung  der  Keglerung  nur  dann  «uiaseig»  | 
wenn  die  Klage  nuf  einen  opoalellen»  privat  recht  Hohen  Titel  gerründot  ^trd.j 

§ ßO. 

Uebor  die  «ahl  und  die  Befugnisoo  dos  Voroitaonden  ln  dem  Vor- 
stände und  deß  Vorßtehera  der  Kepraeontanten-Yeroamnlung»  sowie  Über  die 
2^1  der  Mitgliodor  deo  Voratandeo  und  der  Aoprüoentanton-Veröammlung, 
der  ötollvortretex  derselben»  ferner  darüber»  ob  die  Wahl  ln  den  Vor- 
stand auf  jüdlaohe  Einwohner  deo  ilruptortes  dea  tijtsgogen.  eairko  boGOhränkt 
bleiben»  und  welo  le  Reißokootenontoohä  igung  im  anderen  falle  den  Cettwählt« 
gewährt  werden  soll»  ßind  die  erforderliohen  Beotimßuncen  ln  ein»  der 
Boatätlgung  des  Oberpräaidonten  unterliegendes  li-tatut  aufatinohmon»  juaaelbe 
kann  auch  besondere  FostBetaungen  über  das  Vorhältnia  doe  Vera  tand  ob  und  ^ 
der  Repräsentanten  gegeneinander  und  gegen  die  bynagogengoooindo»  nanentllol 
ln  Bealohung  auf  die  den  Kultuo  betreffenden  inneren  Einrichtungen  (§61)  | 

enthalten.  i 


Dl«  «nt«  wähl  d«.  Vo,.itand«.  and  a«r  K«T>rH»«nt«nten  erfolgt 

dJ  ""  H®ßl«r»ng.  D,l«.«  hat  «u  h nach  «tattgcfunden.r  T.hl 

d«  «orderlloh«  w.g«n  *hfa.aaag  d«r  Statuten  .nm.ordn«n,  welch«  binnen 
iner  f.et«a,ct..nd«n  ft-let  von  d«,  Vontand.  und  .««  Kepra.entanton 
on  w«r  an  und  der  heglenmg  olneurelohen  elnd.  Sofern  der  lÄtwurf  Innerhalb 
^r  geeeteten  friet  nicht  olngcht,  lot  von  der  Regierung  Uber^lfa,  Statut« 
vorbohaltcnen  Be.tl^aoungen  ein  dl«  bynagogengonclnde  bindende«  hegla^^t 

i 

§ ßl.  ! 

(iuiltuawooen ) , 

Die  eur  den  Kultua  boeUgliohen  Inneren  hinrlchtungen  bleiben  ln 
e er  elnaelnen  -ynngogengenelndo,  solange  und  soweit  nloht  das  Statut  «ln 
-deros  fostaetet  (5  DO)  der  Yorelnbarung  de.  Voratando»  und  der  heprtso^ 
tonten  Uberlaso«..  Die  K.glerung  hat  von  die,«,  Elnrlohtungen  nur  inaowelt 

KenntnlB  au  nehnen  und  nteoheldung  au  treffen,  ,1a  dl.  öff«,tlloh.  Urdnun, 
Ihr  Glnsohrelten  erfordert, 

582. 

^ Statut  einer  Jeden  Synagogengaaolnde  bleibt  die  Beatlnamg 

darüber  Vorbehalten,  ob  mtuabeaato  nngeatellt  und  wie  dieaolben  gewählt 

werden  sollen.  31a  dahin  behalt  eo  wogen  dleeer  »ohlen  bei  dwijenlgen 

waa  ln  den  elnaelnen  Judonoohafton  herkanalioh  lat.  und  ln  Snsangelung’ 

eine»  foaten  Ilorkon-^en.  bei  den  allgenolnon  goeetalloh«,  Yoraohrlften  wegen 

er  ,.ahl  von  CoBellaohaXtebeantan  sein  B wenden.  Die  gewühlten  Kultuo- 

beonten  dürfen  in  ihr  A.t  niohtOher  oingewleeon  werd«,,  bla  di,  i.oglonng 

erklärt  hat,  dase  gegen  Ihre  Annahao  nlohte  au  erinnern  Ist.  Die  f.eglerung 

nat  bol  dleaer  : rklürung  auaser  den  f«r»llohkelton  der  tahl  nur  darauf 

IMokaloht  au  ncheen,  ob  die  gowUhlton  Kultuaboamten  unboaoholtono  »Hnnor 
Sind« 

5 63. 

«tatahen  Innerhalb  olnor  Sjnagogangonelndo  "treltlgkelton  über 
die  inner«,  Kultueelnrlohtungon,  welche  auf  ulldung  einer  neuen  S^goge 
abalolon,  so  sind  die  Inaleter  der  geletliohon  uew.  -ngolcgenheiten  und 
doe  Innern  exnMohtigt,  auf  den  Antrag  der  Intereoeent  n ein,  Begutnohtung 
der  obz-altenden  Ilfforenaen  durch  eine  au  dleaeo  Zwook  elnauaetaenrie 


16, 

K^oiaml83lon  eintroten  zu  lasoen,  iTann  duroh  den  y.ueepruoh  dor  Xornffllaeion 
dor  ilonfllkt  iij.oht  auagegllohen  worden,  eo  haben  dlo  Minister  unter  Bo- 
nutaung  dos  von  dor  Koaralooion  tibgegobonen  Gutaohtens  dafUbor  nordnung 
BU  troffen,  alt  welcher  Maosgobo  entweder  die  hinrlohtung  eines  «bgoson- 
dorten  Gotteadienoto»  oder  die  Bildung  einer  noaon  Cjnsgogo  au  gootatton 
tot.  Zugloloh  habon  dicoolbon  alt  Auoeohluoo  des  Jioohtswogeo  au  beet  la- 
nen, wololior  Toll  ia  Beo its  der  vorhandenen  Kultuseinrichtungon  und  des 
Vornößons  der  G^AgOßenegociolnde  verbleibt , 

§ 54 

Dlöse  KofiimloeKm  soll,  096^  das  BodUrltais  es  erlordert,  unter 
der  Aufsicht  eines  i egiorunf^abgeordneten  in  Berlin  auoazmacnt reten,  und 
aus  9 Kultusboamten  oder  anderen  Männern  Jlldisohen  OLaubens  bostohon,  djo 
das  Vertrauen  der  Synagoeengoneindo,  woloher  sie  oa^johären,  besitaen. 

§ 56. 

Die  Mitglieder  der  Koi^nÉislon  nlt  einer  angeiSviSOGncn  Zahl  von 
btollvortretom  worden  von  den  Ministem  der  goiatllohon  usw.  Angelegen- 
heiten und  des  Innern  auf  den  Vorsohlag  der  Oberpräcldonton,  weloho  dabol 
die  Anträge  der  Oynogogongcmelndon  ihres  Verwaltunf^boslrks  besonders  zu 
borüokslohtlgen  habon,  auf  die  Lauer  von  6 Jahren  ernannt. 

§ 66. 

Die  duroh  den  Zusanmentrltt  der  Kofaolooion  orwaohsenden  Kosten 
werden  von  den  säatllohen  Gynagosongemoindon  des  Ltanto  naoh  Verhältnla« 
des  Koe  tonbot  rages  Ihrer  gosaiatea  BodUrlÄiuse  (5  68)  aufgebracht. 

§ 87. 

Die  Komlseion  bosohllosst  über  die  Ihr  our  Begutachtung  vor- 
gelegtsn  Gegenstände  nach  absoluter  ctlr-rjemehrhelt,  und  hat  die  su  er- 
stattenden Outnohton  unter  üelfljamg  von  Gründen  vollotändig  auszuarboiten. 

§ 58. 

(Aufbringung  der  Kosten). 

Ble  Kosten  des  Kultus  imd  der  übrigen  die  Gynagogongemeinde  be- 
treffenden BodUrlnicse,  au  wolohm  auch  die  Slnrlohtung  und  Unterhaltung 
^ der  Begrhbnieplätse  gehdrt,  worden  naoh  den  duroh  das  Statut  einer  jeden 

I Lynagogengonolnde  nälier  su  best  lenend  en  Grundsätzen  auf  die  einzelnen 

Bcdtragaprilohtigen  umgelogt,  und  nachdem  die  üeberollon  von  der  Keglorung 


w:' 

17. 

f ir  volletrcojcbar  word  m sind,  ia  VonTaltungowa^jo  oinceaogon. 

Der  i-ophtmarcß  lot  wcgon  eolohar  Abgaben  und  Laiatungan  nur  inoowalt  *u- 
läooig,  als  jamnnd  aus  booonderoa  i*oohtetitoln  dia  gftnalioha  Bafraiung  von 
Balträgan  goltand  mchon  will,  odar  in  dar  BastliUJïtmg  ßeinaa  .Jitoils  übar 
dio  Gobtthr  bclaotct  ßu  ooin  bohimptot. 

Ob  und  Inwiowoit  oins^clno,  scratront  und  von  den  Mittelpunkt  dos 
ßynaßogenbeeirkc!  eaitfomt  woluicnclo  Juden  au  dan  von  dar  Synr.gogongOQolnde 
aufsubrlngcndcn  Itocton,  insbcßondoro  cu  don  nultuobadtiifnlftsan  boj  aut  ra- 
ren haben,  ist  von  den  ^ eglarmigcjn  nach  Uasagabo  der  Vorteile  fostausetaen, 
wcloh©  jonon  Juden  duroh  dio  Vorbindung  ait  der  bymigogangemolndo  autall 
worden*  I 

Von  nau  .inalehenden  Juden  dai^  oln  sogonanntoa  Hintrlttogeld 
von  der  vynagogangomölnde  such  an  don^ enigen  Orten,  wo  solches  blohor 
{Iblloh  gewas  on,  IcUnftig  nloht  aohr  gefordert  werden. 

5 59. 

(Arßca^  und  Krt- nk&npflego), 

Ule  der  b - sonderen  Armen-  und  Krankenpflege  dar  Juden  gewidaaton 
-?on  0 und  Anstalten,  welche  schon  bisher  von  den  jotalgen  und  früheren 
Vorständen  dar  Judenoobaften  oder  Oynagogangemeindon  vorwaltat  und  beauf-  ^ 
slohtlgt  wordon  sind,  werden  auch  kUn  tig  von  dcnsalbon,  vorbalmltlioh 
des  Oboraafslchtc rechts  der  hoglorung,  boauÄehittlgt  und  verwaltet;  neue 
derartige  Fonds  und  Anotalton  aber  nur  dann,  wenn  dies  in  der  Stiftung  aus- 
drUoklloh  bcotisunt  let. 

ec* 

(yntorrichtswosen) . 

In  Bezug  auf  don  öf  font  liehen  Onto:i*rlaht  gehören  die  sohul- 
pfllohtlgcn  Kinder  der  Juden  den  ordentlichen  Kletacntr.raohuldan  Ihros 
iohnorta  an. 

§ 61. 

Bis  Juden  sind  scb.uldig,  ihre  Kinder  aur  ra  eLalu  eigen  7cilnrihae 
an  datn  Unterriohte  ln  der  Ortsaohule  während  des  gowetalioh  vorgeso^irie- 
bonan  Alters  cciauhalten,  sofern  sie  nicht  vor  dar  Gohulbahörda  sioh 
nuBwoioen,  dass  ihre  Kinder  anderweitig  durch  hliuslioha  Unterweisung  oder 
durch  ordentliohen  Beouoh  einer  anderen  vorsohriftsiUlasig  oingariohtetan 


16. 


r 


?5fx€intllchan  o^or  I^rlv^t-T^hronatalt  oinen  regöliaMfislg^n  un-l  gontigonddn 
täatorrloht  In  don  *^Tenontarkonntiilo8cn  orhcilton. 

§ "52. 

ZxtT  Toiln  'dxac  an  dora  nhrlotlloh^n  -oUglonatmtorriohto  olnd  die 
jtidisonon  Kinder  nicht  vorpfllolitot ; eine  Jede  oynngogongeaielnde  let  aber 
verbundoa,  ooloho  Kinrlohtuncon  :su  treifen,  daas  ..8  keinem  jfidiachon  Kinde 

wiihrond  doa  oohulpflichtlgon  Altera  an  dco  erforderlichen  Roligionounter- 
rlohto  fohlt. 

Als  bcoondorc  Eollgionslohrer  können  nur  aoloho  Poraonen 
zusol^ßoon  worden,  wcloho  3ur  Atisübung  oin.^a  Blonientnrsohul-iatne  vom 
Staate  die  -rlnubnis  erhalten  haben. 

5 63. 

Zur  Unterhaltung  der  Crtsoohulen  haben  die  Juden  in  gleicher 
weise  und  in  gleiohca  VerhÄltnl^e^  wie  dio  christlichen  Gemoindoglieder 
den  Gcactsen  und  bostehendon  Veif^aoungen  gemäße  bolsutragen. 

5 64 . 

Eine  Absonder^mg  von  den  ordentlichen  ürtsaohulen  können  die 
Juden  der  Regel  nach  nicht  verlangen;  doch  ist  Ihnen  geatattot,  lip  olgonon 
Interesse  auf  Grund  dloef^lligor  Voreinbarungen  unter  oioh  olt  Genehai- 
gung  der  Gohulbehürden  irivat-hchranetalten  nach  den  darüber  bestehenden 
allgomolnen  Beßtlmni’angen  einaurlohten.  Jet  in  oinoa  arte  oder  boMilhceirke 
eine  an  Zahl  und  Vemögensmltteln  hinreichende  Christ  liehe  und  ^Ud  lache 
Bevölkerung  vorhi'mdcn,  um  auch  ffir  die  Ji^lsohen  -invtohner  ohno  deren  Ueber 
bdrdung  eine  besondere  öffentlioho  Lchulo  finlegon  au  können,  »o  kann,  wen 
sonst  im  allgeiaelnon  ►ohulintoro.-ee  Gründe  daau  vorhanden  sind,  die  Ab— 
oondorung  dor  Juden  zu  olnera  eigonon  J'Ohulvor bande  auf  den  ;.ntrng  des 
Vorotondco  dor  *^ynagogongeaelnde  ‘ingoordnct  worden. 

5 66. 

L'ie  Regierung  hat  ln  solchem  i'elle  über  die  beabsiohtlgte 
f ohultrennung  und  den  daeu  ontworfonon  '^Inrlchtungsplan  die  Kooaiunalbo- 
hörde  des  Ortes  und  die  übrigen  Intercnconten  mit  ihren  Rrklörungen  und 
’nt rügen  zu  vomohmen. 


■■■■  - 


I 


1 re* 

KrglU  hioTbol  rln  nl"! 

ft?lcplGkclt  öer  Uohulr^btreimuTig  i 

00  Ißt  aio  *'ecl®3rung  befugt,  1; 
cjhttinfon  imnlttelTsar  au 

Ja  Pallo  olmr.lt fBOd er  iirfo 
Inir.tor  öcr  gclstltohon  uït.v,  mi 


tnvorctündnlB  Uber  aio 
,e  BiKlinguncen  dor  Außfüb 
i^etidcn  rcctßcteunKcn  und 


Kino  nach  5 U bis  orxx. 
enacheftoji  wi  F.ooUtc.  olr.or  Blfentl: 
folßona©  nUhor©  BestlaMiungeni 
ohtß6i>rncho  ln  |:iner 

tuiüß  dioeoT 

dorwoltißon  Voroinl^niiutig  d 
Die  Aun^rlnßun« 


üobol 

1)  dio  Untorr 

2)  ölo  rrriohtung  und 
einor  a 

boßirko  al  ©in  ob 
naoh  Wasßgöbo  dor  Bcstlntiia^ 

3)  wo  die  untor^uxltung  der  or. 

Coflclndo  ißt,  haben  die  Jud«n 

ö^l^ontlichon  Schule  eine 
doren  IlUho,  unter  BorUoloiühticung 
der  jUdiochen  llnv.'olrmor,  der 

Bohul«occn  oonot  f..caachten  Vcr«on<l«nncn  und  d 
oho  aco  !:orjaua..l3o!.ul»oiion  ^uo  äor  Voroinlfimc 
ln  olno  b :00n,oï0  JuaiBol.o  tohulo  orwttohut, 

:a«vßOlun«  olnor  tfatllohon  Virolnharun« 

Uohon  uo«.  .;n.-oloe..n!.olton  und  Joo  Innexn 

wf-nn  sio  eine  öflontliohe  jUdißohc 
A)  lio  Jwlon  vfoxuon,  wenn  sxo 

Ul  ïwr  Jitrlohtung  doß  ''ohulgddo», 

halten,  sowohl  von  der  a 

«ATflönliohon  Ueiotuxxgon  ßur 


ßolchon  rohulo  di®  souxoen« 

Schule  lieert  t:  laangelung 

en  jUdieohon  Einwohnern  des  Lohul- 
der  erforderlichen  Koeten  wird 

; doß§  f58  bewiikt« 

Isöohulen  eine  Laßt  der  Vdrgerli  hon 

falle  der  Errichtung  einer  oigtnen 
leihUlfo  auß  hoiaounnlmitteln  zu  aTordem, 

doo  Hötrogwo  düx  Kow-uniil  ab  gaben 

den  Komuru  Bcaoeen  für  das  örte- 

or  Srloiohtcrung,  wel- 
dor Jüdischen  Kinder 
35tt  boacösen,  und  in  Kr— 
von  den  Liinletem  der  golat- 
fostauBotaon  Ißt» 

r>chule  untev- 
alß  auch  von 
Unterhaltung  der 


m 


Abtoohnitt  II, 
x*oiitit3amißori  i*Ur  dafi  0ro&ahersO(;tuQt  Pofi©n. 

f 6ö. 

(üynagogongtMBüinüen  ) 

Pio  vorcohrllten  <i.r  ■,§  56  bi.  eo  w.s«„  Bildung  vonCynagogen- 

camolnden  usw.  finden  auf  due  Groeuheraoetum  Poeon,  eo  den  Juden  bereite 

'^orpomtiamreohte  ce.et.lloh  belgeïe,»  „ind,  «it  folgender  «aeegabe  .n- 
wen  ung; 

1)  Die  Regierungen  sind  eneSohtlgt,  Orteohaften,  «elohe  bioh.r  eu 
keiner  boetioraien  =yiu.eogongeiaeinde  gehört  haben,  nach  näherer  Vor- 
ßohrirt  döß  § *56  einer  solchen  Oeoolnde  ^jltUBUver leiben, 

2)  Ö.O  benohnigung  der  l.ogioi-ung  lat  daaelbut  aunoor  den  ln  J 40  ange- 
führten üüllen  auch  but  Aufaahue  von  ;,ohulaen  Judor  Art,  aui-  An- 
otellung  von  rroaeoeen  und  »ui  AbBOhlieeeung  von  Verglolohen  über 

Oereohtaaoe  der  Korporationen  oder  Uber  die  bubotan«  doo  Vei-aOgone 
der  SynagogenBomolme,  wie  nur  AuXateUung  doo  Terrmltungaotat« 
und  au  auooorot««itoBäuolgon  iVuogabon  orforderlioh. 

; 6-,. 

(::ultU8-  und  üohutoaeon.  Anusn-  und  Krankenpflege  uow.) 

i-eoglelohen  finden  die  Voroohrifton  der  §S  81  bio  67  über  daa 
Kultueweoon,  Uber  di.  Amon-  und  drankonpfloge,  aowie  Uber  die  bohulonge- 
legenhoiten  auoh  hier  n,renaung.  Uiejonigen  Jüdloohea  bohulen,  wolohe  naoh 
S 10  der  Vero  dnung  von  l.junl  1833  aXe  öffentliche,  JUdloohe  Sohulen 
errichtet  worden  olad,  bleiben  «le  oolohe  beetohon,  »olange  nicht  eine 
anderweitige  . Inrlchtnng  von  den  i oglomngon  Sk  notwendig  oroobtot  wird. 

$ 70« 

Hoch  vollomleter  aohulbildung  der  Jüdieoben  Knaben  hab«  die 
Voreteher  der  bynagogengenolnde  durch  i^at  und  .mahnung  dahin  au  wirken 
daas  jeder  Knabe  ein  nütaliohoa  Oeworbo  orloma,  oder  aioh  auf  wlooan-  * 
sohnftllohon  '^hranotolton  einen  höheren  Berufe  wldne,  und  onoa  keiner 
deraelben  aun  Oeworbebotriobe  ln  uah.raichon  gebraucht  werde. 


m. 


. - 


Titel  III 


^ *»uuuu  üe&ari  oa  vor  ..rteiliinc 

Joi  iiaturi-.Ußat.löiiüUikmviu  der  dos  Klnietorc  öco  Innern. 

AuaiJtnJlocdio  wudui  dUrten  ohne  eine  gleloJ.«  Gonehmigung  weder 
«18  lakblnor  u.«  Cynaget-enjiemte;  noch  «ie  ßoiverfeBeehülfen,  CeseUon, 
-eiirUiigo  oder  aionstbotun  aneonojaa«!  Borden,  dlo  Uebersohrcltunt  dloeoe 
Verhota  alelit  goren  dlo  laxUtaJer  und  die  fremden  Juden,  gegen  letatere 
oofom  Jlc  eich  torcltc  lüngor  -üa  6 i oohen  ln  den  dlaoseltlgen  Staotel 
oufguheltan  habun,  eine  fisksliaohe  Oeldatrafe  von  20  bla  350  Ethlm. 
c>dor  verWiltnlaadoBigo  Oofängnlsatrafo  ;;uoh  aioh.  rromeen  Jaden  1st  der 
-".Intritt  ln  doo  r^nd  aur  rurahi-slao  und  aum  ::etxlob  crlcubtor  r.andeis- 
eeoohai-te  naoh  nUheron  Jniialt  der  darüber  beotehonden  oder  lalnftlg  au 
erlooeondon  »ullaeillchea  Voraolirifton  goetaitot.  Jn  Betreff  der  Hand- 
werJcogoaol  um  biuondat  oa  jcdoidi  k.>i  den  Baatla.  lungan  der  Order  vorn  14, 

Cktobor  lC3C,(0w.otaB,0.5o3)  und  der  alt  auuwUrtison  otaaton  boaotiuors 
eoüohlüca  oliori  Vort  1 figo  . 


looimg  »MVii(oioiienöu3r  üsctsv) 
n Uoü  dieooa  Jesotaoe  iab* 

eron  (;£?oot  «liehen  Voi’Sohrifton  werden 


Ul«*«*«  *.,w.iexer  üer  ceietiichen  usw.  .Vngolcg.niioiten,  :!a» 
innom  xmei  der  Jootia  h&ben  wogen  aefUhrune  Gießer  Vorordnving  dnn  rtox 
derlioii«  i&u  verwil.;ö8on. 

ü’rJnmdlioh  unter  y.nsersr  Aillo2*h0QhBt«igunhiindlgQn  Untoreohrlft 
und  bolgedrucktem  ^önlgliohen  Inftiegoi. 
aof^eben  Berlin,  <?mi  >7e.T’-ll  1$ä7, 

^rlodrioh  'Wilhelm 

Prijai;  von  i roues  «n  ( i 

«Ichhom  von  Thlla  yarn  üavlgny  von  Bodelaolwln^' 
dhden  Frhr,  von  Oanlt«  von  BUoaborg  «uemonwingn 


iVt>aohrift 


Oesotfl—  Saaalung 
fUr  die 

Könlglldien  Preuoslnohan  st^uiten 


(Hr,2871)  Gooot«  über  die  Vertiältniaee  der  Juden*  Voo  23.duli  1847 


Wir,  Frlodrloh  v ilhola,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Prouoaen  et 


Baohdom  wir  »ur  Herstellung  einer  nöglloliat  glolohaHooigcm  Oo- 
eotagobung  Uber  die  VorhUltnlooe  der  Juden,  die  in  dieser  Ilinsloht  bo- 
ntohenden  Vorsohriften  einer  Hcjvisicm  haben  unterworfen  lassen,  vorodnon 
wir,  naoh  -’ntiörung  bulder  Kurlon  Unserer  auo  oroton  Verolnißtcn  Landtage 

auf  den  Antrag  ünsoro»  ntoatsmlnl^ 


varsojonelt  gowosenon  getreuen  Utöndo 
Bterln-ns,  was  folgt? 

T 1 t t 1 I* 

Bürger llolio  Verhältnisse  der  Juden* 


Unseren  Jüdlsohon  Untertanen  aollen,  soweit  dieses  Geseta  nloht 
ein  anderen  boetl  rat*  Ixa  ganatai  Uafango  Unserer  üonarohio  neben  gloloheoi 
Pf  lichten  auoh  glolohe  bürgerliche  .echte  mit  Unseren  ohrlotllohen  önter- 
tanon  zuetohsn« 

Abschnitt  I* 

DestlBsnungon  für  alles  liuideotelle,  alt  Atassohluss  des  crosttheraog- 

- - tuas  Posen* 

Zulassung  su 

üffontllohen  Aentom«)  § 2* 

Zu  einem  unnit telbaren  oder  mittelbaren  otontoarate,  oor/le  su 
olnem  Koomuxxalnmte  kann  ein  Jude  nur  dann  sugela  sen  worden,  wenn  mit 
olnom  Golohen  -oate  die  Ausübung  einer  riohtorllohon,  pollaelllohan  oder 
exokutlvon  Gewalt  nloht  verburdon  ist* 

AUi5S0i*dsn  bleiben  die  Juden  allgemein  von  der  Leitung  and  Be- 
aifsiolitigung  ohriötlloher  Kultus-  und  unterriohto-  ijigolcgonheiten  aus- 
jTosohlosoen* 

An  Unlveroitüton  könnon  Juden,  soweit  die  Statuten  nloht  ont- 


ß»f;cn8teh«ii,  aio  Prlvatdooentoii,  auaoorordontllohe  und  ordontlloho  Pro- 
foosoron  dor  nodloiaicjahon»  mathooathloohon,  nnturwlßsonoohaftllohon, 
googr  iphleohon  und  spraohwlosonoohoftllohon  L<tfirfÄohor  «ueolaooon  worden. 
Von  allen  übrieon  Lalirfach^m  an  Universität  on,  sowie  von  dom  akndomioohon 
'donate  und  von  den  . omtom  clnos  ..elcono,  Proroktom  und  ii^oktors  bleiben 
sie  ausßoeohloeson« 

An  Kunst-,  Oevsforbo-,  iiandols-  und  Mavlgatlonaoohulon  können 
Juden  als  Lehrer  sugol'ioaon  weiden,  Auoaordoa  bleibt  die  Anstellung  dor 
Juden  als  lehror  auf  jüdlnohe  üntorriohtöoaatalton  boothrünkt* 


(btihid leche  i<oohte,  Patronat  usw«) 

Gtöndlsoho  Keohte  können  von  Juden  auoh  fomor  nicht  ausneübt 
worden,  Soweit  dieoo  i echte  ult  dma  Bosltae  elnoo  Gruntiettioko  verbunden 
olnd,  ruhen  dlooolboca,  oolnnije  das  Grundstück  von  einem  Juden  booaoson 
wird, 

Das  äämllohe  gilt  vim  Patronat  und  vcm  der  Aufsicht  über  dao 
Kirohenveraögon,  Beides  \Tird  von  dor  Behörde  (Verordnung  vom  3o,Augiiot  1B16 
Goaotss«d,2o7)  auoßhbt#  Bio  persönliohe  A^^oUbunß  der  aerlohtsbarkolt 
und  oHsel  lat  d<m  Juden  nicht  gestattet,  sie  können  jodooh  den  Geriohts- 
haltor  und  den  Vor-waltor  der  PoHsel  boatellon, 

Bor  JUdlooho  Boaitser  blolbt  *ur  Tragung  der  mit  allen  vorge- 
daohton  rechten  verbundenen  Laoten  vorpfliohtet- 

ro  das  Patronat  einer  Gern  Inde  ßuotoht,  können  doren  Jüuioche 
aitgllodor  an  dor  Ausübung  doaoolbon  nicht  tollnohacai,  ßlo  müssen  aber 
die  damit  vorbundonon  Eeallaoton  von  Ihren  Besltsungcn  tragen.  Ausserdem 
blolbon  die  anoäoalgen  jüdleolisn  riltglleder  einer  Stadt-  odor  Bor  goiaoiade 
vorpfliohtot,  die  xmoh  ä^issgabo  dos  Grundbeoltaec  au  entrlohtendon  Bdträgo 
aur  Kihaltung  der  lirohenoyotooe  su  hr  gen;  auoh  alnv’.  allo  jüdischen  Cnmd- 
boaltser  aur  i^istung/nuJ^ïhrcn  GrundetUokon  haftoode»  klrohllohen  Abgaben 
verbunden. 


M.  I 

(Ooweibtbotrieb)  f 

Xm  ftir  dan  adTvorl>abatneb  la  litóioralohon  In  \>otretf  dor  in-  ^ 

lÄixllooh«!  Juian  bootahancto»  BonohrHuJcnnson  weirlon  anfgehob««!. 

\aob  wird  dor  Batilab  dar  In  dan  5S  51,  62,  64  und  65  dar 
Cowarboordnane  woo  IT^anuar  1846  ca«ur>tan  Oaworbadnn  Juden  fortan  frei-  f 

ßbcoban,  Inoofom  nloht  mit  ionaolban  die  AuoUbun«  einer  pollBolUoh« 

Oder  axofcutlven  Gewalt  rarbunden  let.  PO  U ban 

S 5. 

(?j!3al  XlonrmiQGn  ) 

Die  Jud«  Bind  aur  'Uhrune  footboctlonter  und  erbliohor  ä oal- 
lionnnaen  varpfliohtet . 

S 6. 

(Ptthrung  dor  IlandelabOoher  oto.) 

Bei  i'tlhm»«  Ihrer  lamdolebUohor  h.,ban  oioh  die  Juden  antv,ader 

der  deuteohen  oder  der  oonotlean,  unter  dor  Baeölkerun«  ihres  »ol«orte 

UbUohan  Inndooepraohe  uni  douteoher  oder  lateiniooher  ohrlftnUse  au 

badlanen.  iUmdoOebUohar,  weiohen  eacen  dl  so  Voreolu-lft  verutooaan 

lut,  hoben  für  den  Juden  koina  Bawolakroft.  Bel  Abfoaaunß  von  Vertracon 

bnd  roohtliohon  nUeneerklUrungen,  wie  bei  allen  vorkonnwdon  eohrlft- 

llohen  Verhnndlungen  let  den  Juden  nur  dor  r.obrauoh  der  deatnoh«  oder 

einer  anderen  lobonian  ftproohe  und  dantoohor  Ofler  lotolnlaohor  Cohrlft- 

aUge  gootattet.  In  Palle  dor  Uobortrotung  dor  ln  dloooa  wie  ln  J 6 ont- 

taltenon  voraohrlft«,  trifft  ela  eine  oaldatmf.  von  50  l.elchotala«  oder 
öwöohentllchoe  Gofëngriio. 

§ 7. 

(Zeogenoid) 

.;n  .noohnn«  d«  ifUoht  aur  blogang  eidlicher  aaugnlao.  und 
der  dieoen  «ougnlooen  bolauloecndan  OlnubwUrdlafcelt  findet  sowcdil  m 

ZivlU  «10  i:Aalnnlnooh«n  awloohon  den  Julien  und  Hnocr-an  Übrig«  uatoiw 
tiuion  kein  ^ntoraohltd  otrtt* 

(ööbiuijö-  llolxtita*  und  Storb«fUllo) 

Die  bUrBorUohe  Beelr.ublfung  dar  ooburto-.  Heirate-  und  Storba- 

fhUa  unter  den  judan  eoll  durch  Eintrnesunc  ln  oln  eerlohtlloh  »u  fuhren- 


CIS'.  n -'- - (* 


':m 


fe? 


r-r*^  f 
Ijvr^ 


. :J:y,i* 


3E»'ïl'v 
%!■' 

1.0 

Jfc;  ;<•■■) 


ra 


.ï4 


■i>?^ 


des  Regle tor  bewirkt  werden» 

§ 9* 

Rloaos  Regletor  (§8)  wird  von  dem  ordentlicheaa  niohtor  dos 
OrtSj  WO  der  Geburto—  oder  ^ler  storbefall  sloh  orelgnet  het^  oder  dlo 
Brr.utloute  wohnen^  auch  ln  noohung  ooloher  Botöillgten  goftlhrti  v/elohe 
eonat  von  der  ordontllohen  Gerlohtobarkelt  befreit  eind» 

Haben  die  Bmtitloute  Ihren  ifohnslt«  in  vorochiedene  Gerlohts- 
bosirkon,  so  kam  dlo  ^Intmgung  der  Kho  bol  dem  einen  oder  den  anderen 
der  beiden  iJLohter  nachgosui^ht  worden»  Der  Hlohter^  welcher  hlernech  die 
I^lntrogong  vorxxliantf  hcit  von  derselben  decs  Elohter  doo  Orte^  an  wolohen 
der  andere  ïoil  des  Brautp^^area  wohnt*  ülittoilung  su  mohen  «ad  dieser 
hat  die  vollaoßcme  he  auoh  in  das  von  ihsa  gofühi'to  Eeglotor  ah  über- 
nohcion» 

5 10. 

zur  nsclco  einer  orfoletoa  Geburt  let  «aa?<obct  der  Vater  des 
K-lndeo  vorp  lichtet.  Jat  aeroolbe  nicht  bekannt  oder  »nx  I^fUllung  dieser 
VorpfllohtxmG  nicht  imi  ndo,  oo  aucs  die  naelge  von  dota  Geburtshelfer 
oder  dor  i^cbaiane*  wenn  aber  oolohe  bol  der  Wiederkunft  nicht  ge^onwHrtlg 
gowesm  sind,  von  den  somt  dabei  auf'©-»eeGn  gewesonon  Perconon,  und  wenn 
die  Geburt  ohne  Beleoin  ft.ndercT  erfolgt  Ißt*  von  dooj  eminent  ln  doeosn 
v^ohnung  das  Kind  gel>oren  let,  goeohehen.  andere,  »u  den  Verwandten  oder  ^ 
Hauogenoßom  gehbronde  Peroonon*  elnd  an  der  ‘nselge  beroohtlgt*  aber 
nloht  verpfllohtot» 

PlG  /naolge  «uos  dem  Tag  und  die  Stunde  der  Geburt*  das  Go-  ; 
Bohleoht  des  Kindes  und  deccen  Vonjanen,  fomor  die  llaraon,  den  Stand  oder  ; 
das  Gewerbe,  sowie  den  Wohnort  dor  Kltem  enthalten. 

?yar  suraelt  der  genechton  Ansolge  dom  Kinde  noch  kein  Vorname  ■ 
belgolegt,  so  ist  hierüber  blnncm  5 TäC®^!  nachdem  dl  s goeohehon,  nach-  i 
tr  gliche  n2icigo  au  leiyten.  ^ 

§ 11.  ; 

Bei  allen  nwao  die  /nsoige  von  dem  F'jaillcmhjupte,  und  j 

wenn  ein  ooloheo  nloht  vorhanden  oder  hlorsu  nloht  Imstande  Ist*  von  deo-^^ 
^onlgffli  geanoht  werden,  ln  daaoon  Wohnung  der  Todeafsll  sich  eiUgnet  hat- 
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/jjdero  Torwandt«  odor  Hauae.<^aoo£iin  doo  Vorctorbonoa  Bind  ru  dor  Ansoi^ 
beroohtigty  abor  nioht  vonrp;  liohtot. 

Dio  .^juiol(*o  auBB  und  dtimdo  doo  Tod 00^  Tor-  uxid  Poallloz»» 
nojtoon.  Altar,  Otimd  odor  Gkf.¥orbo  d«o  Torotorbonon  ontlialton. 

§ 12. 

Der  obellohon  Vorblndunc  smoa  oln  Aafciobot  vorangohon.  Dasool- 
bo  lot  bol  don  lilohter  doe  Ort«,  an  ^elciima  die  Drautlcuto  don  t’ohnsita 
hsiben,  tmd  wenn  dieeolben  in  vcirsohiodoncin  Gorlohtaboalrkcoi  v/ohnon,  bei 
Jodeta  dor  boldfm  iilohtor  In  ntrag  an  brlngon,  und  erot  dann  sa  vorazv- 
l^eaen,  worm  olohder  fcichtor  clio  OoberzoAgu,’!^  voreohoff t h-it,  daao  dl© 
mr  bttrcerlichon  öültl^clt  dor  '3;©  Geootalioh  notwendigen  Drfordomlcee 
vorhimdon  olnd* 

Doe  ufgobot  orfolti:  duroh  olno  an  dor  Gorlohtoptello  und  gleich 
soltig  an  den  j at*  oder  Orta—  Oi»!ieinde<~  llaua.  In  dooaen  ..riBQngolung  aber 
an  dor  c^inong  doo  virtavor«jt chore,  wöhrond  14  Tngon  a©  s-mhangenUo  Bekannt- 
maolnxng* 

§ 13. 

5>ir  nintr.  rjong  dor  ilie  In  daa  f^ogistttr  ist  orfotderliohi 

1)  Dor  NaolxwolB  doa  Aufgebotes  (1^  12)j 

2)  Dio  poro?5nlioho  ^Tklftruiig  dor  Brnutkoute  vor  dem  Uichtor,  dnoa  aio 
fortan  als  ehelich  aiteinnnder  verband  e*i  sich  botmohton  wollen 
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:ie  bürgerliche  Gültigkeit  olner  solchen  Fite  beginnt  alt  den 
Zoltpunlrt  der  Alntragang  der  !dio  ln  das  Fogiater» 

5 Iß. 

2u  dem  in  den  H H und  13  vorgooohrlobenon  /nzolgen  und 
DrklUrungon  lot  d«o  pers^llaho  Brooholnon  vor  dem  riohter  errordorlloh« 
Der  iilohter  hat  darüber,  unter  :^usiehung  eines  verpflichteten  Protokoll- 
fuhrore,  oln  Protokoll  nufsunohaen,  w© lohen  die  elngorelohten  Bescheini- 
gungen belBufUgotpéind,  Venn  nach  doa  >.zaec9en  dea  ULohtoro  die  Tatsache 
feotGeotollt  ist,  so  hat  deroolbo,  auf  Grund  doo  Protokolls,  sofort  den 
Geburts-,  Heirats-  oder  Storbefnll  ln  das  . ogioter  einsutrngoci  unti  darüber 
ein  Attest  aunsufortigon« 


4« 


5 16. 

Bas  r^gl£tex  (ld)  und  dio  auf  Giund  doaaalben  attO0Qfci*tigtan 
Atteata  gcsnloaoan»  bla  isuiq  Bev/oiae  de«  Go(;c;ntella^  vollen 
Olaubaa» 

§ 17. 

Bio  In  <2«n  IS  10  ^ 11  vor-oeohrlcnen  Muaoigon  laUscon  von  den 
daara  ?ei*pfllcht©t€m  i-jociaolijb  r/erdon* 

1)  bol  den  Geburten  S^mcrholb  dor  «unBohot  folgend cai  3 fage; 

2)  bol  7odo8fßllim  Qiiitcctcac  an  doa  neohstfolgcndim  7uge» 

rino  sohuldbore  Verogunmio  dioocr  Frieten  lot  alt  Oeldbncnc  bis  «u  60 
Hthlxn*  oder  alt  CefUngnlo  blo  au  6 ïïoohcoi  su  bestraf  on« 

Ausserdem  haben  die  Chualgon  dlejenlgon  aoQtmi  ou  t ragen ^ wél-, 
oho  dadurch  oatotehen,  dass  dor  lilohtcr  wegen  dor  vorsögorton  Anaoigo 
SU  Irgondeinor  I'nalttclung  veranlret*t  wird* 

§ 18* 

Blo  Foötsetsung  lor  in  § 57  angedrohton  Straf«  erfolgt  durah 
goriohtlloho  -xfeenatnlo. 


Blo  Orts-  PöliscibohÖrdon  oind  vorpflior.tot,  auf  dia  i*uohteol* 
tlgo  'naolgo  dor  Geburt  «n  und  Storbefhlle  au  aohton  und  bol  Untorlacoimg 
derselben  das  i:rfor  «rliobe  von  . atowegaa  au  voranl'Ansctt* 

§ 20. 

Far  dlo  den  Gerlo^ten  duroh  gof^onwtirtlge  Yeroidnung  übor^ïioetoii 
Oeaohöfte  eind  Gobtihron  au  out  richten,  über  doren  Betrag  der  Juotlfi;alnl- 
ster  ntshore  BestlcmungQn  au  t‘j:«ffon  hot 


Jnsowolt  nloht  duroh  gog  nwttrtigo  Verordnung  obweiohondo  do.- 
etifwaungon  gogebon  eind,  habon  dlo  Oor  loht  o bei  dom  Aufgebote  uiZ  der 
i-Hhning  dec  .vegiotera  die^onlgen  Vorschrift«!  su  befolgen,  wolohe  don 
Oeiotliohen  der  v^hriotllohon  Klrohen  für  das  Aufgebot  und  dio  Führung 
der  Kirohenrogieter  erteilt  sind. 

5 22. 

Jn  don  sum  Boalrko  des  Appollatioiujgerloht&hof<>«  su  Müln  ge- 
hörigen l4indeotoilon  bo^?«ndet  oe  bei  den  Uber  die  X'oototollung  d«r  Gobusrtt 


7. 

iiolrnton  und  t^rlMdTtSllon  bostohondon  VO'  oohxlfttti» 

$ aj» 

(SohttldvojfiiJflltiiiiflÄß  tznd  bosondßro  Abf^bßn« ) 

Dio  Uber  dj«  ohuldvorhöltnloo«  ©Ineolner  jddiooher  Korpox^ 
tlonon  erlQßoenon  Voraohrlften  und  boeonderfai  .Mi^rdniuieon  bleibtm  bla 
mir  Tilgung  dlooßr  Schulden  ln  Kraft* 

Die  an  die  Staatukaci^e  von  den  Juden  eie  nolohon  mi  ontrioliton- 
den  peraönllohen  Abgaben  und  Pistungen  worden  ohne  'Äteohttdlgung  auf  ge» 
hoben*  Boi  derartlgon  Abgnlen  und  T,oiHttuigen  an  *'Mï?itnorotan,  Grundhorren* 
Institute  ©tc*  behßlt  os  vorlhuflg  sein  Bewend«»}  ec  werden  Jodocäi  w@lto3 
Boetlwnungen  über  deren  Aufhebung  und  Ablösung  Vorbehalten. 

Abaohnltt  II. 

BoatiflRtungen  fy.r  das  Groösheraogtun  Posen* 

§ 24* 

Ule  blohorlgo  Untersohol  ung  der  JUdloohon  Bevölkerung  doe 
Gxußohoraogturaö  Poem  ln  n.^  turn  11s lerto  und  nicht  naturallsiorto  Juden 
blolbt  aursolt  noch  bestehen* 

5 26* 

(Bediagun««»!  der  ünturallaatlon). 

Ule  allgoaoli^en  -uodlngungatt  aur  rlaneung  der  Naturrllsntlon 

Bli-idt 

1)  ein  footer  Viohnoita  inijcrliolb  des  GroasheraogtuiaQ  Posen} 

2 ) Bnboscholtenholt  des  Leb  nswandela } 

3)  Pie  Föhl*'^:oit,  den  Voreohrlfton  dos^  6 au  gonllgon*  Von  diesem  Kriorw 
. oml::«  kaxm  der  Oberpx^sident  auf  den  Antrag  dor  ogiorung  dlo» 
penslcren* 

Unter  vorotchenden  Vorauasotaungon  nollen  ln  die  Klaeoe  dar 
naturr^liolorten  Juden  diejenigen  auf  genommen  i^rerden,  woloho  ’ntwoflor 

1)  olnor  V icoonschaft  oder  Kumt  sich  gov/idmst  haben  und  solche  Jer» 
goatalt  betreiben,  dose  slo  von  Ihren  rtrage  sich  eihalton  können; 

f oder 

2)  ein  lÄnd  Hohes,  Grundstück  von  dem  ütofange  boaltsen  und  selbst  bo- 
wl rtec  haften,  daos  dasselbe  ihnen  und  Ihrer  lanllle  hlnr© lohen den 
Unterhalt  ololtert)  oder 


8, 


3)  elÄCT  otr.  nr.hrhairt»®i  ßtahcndoa  Gcw<irba  b^trolbfani  od#T  ^ 

4)  ela  Kapltalveyab^:«!  von  wenlr  ttenia  8 #000  Rthlm«,  oder  ^ 

ö)  ln  einer  8tü<!t  ein  Orua^ntück  von  vcnitrsteiiS  ?,000  Eihlm*  m ïïcrt  f 

•nhuldonfrol  ©IccntÜRlloh  booltsen;  o4®r  jl 

6)  Ihrer  i-lonetpfl,loht  1«  fitehcmdcn  Hoor©  vollstHaaig  geüUßt  und  gut© 

POhrtmii^ettoBto  erhalten  > oder  ^ 

7)  dnroh  prtrlotieoh©  Rmllur.^mi  oin  besondere©  Vordlonst  im  u«n  Svaat  ] 

oioh  erworben  haben t a4er  ^ 

' i 

8)  aus  anderen  Provins^r  Unserer  i?J3ölS  Iton.  rohlo  Ihrtja  l^olineltö  ln  das  ’ 

Grosehorao^rtiun  rosen  wirleoen;  oder  on' lieh  ^ 

9)  naoh  dera  überelnctl’ menden  ürtoll©  der  Ortoboh^rdc,  aea  Lanurate  ^ 
und  der  l^iglorune  sur  yntamlleetlon  Tdr  jreelgnot  erachtot  weTden,  ^ 

5 26.  : 

Die  oholiohen  Kinder  nf^turallslorter  ^ud«»  ^jehbron  oohon  veiw  ^ 

j 

taögö  Ihrer  oeburt  in  die  Elaose  der  nntur  ’lielort^  Juden,  Ho  bei  ubXl-»  ^ 
Iff^tlon  dieses  öoeotaes  aus  der  väterlichen  Gewalt  boroita  entlnsaonen  nin-  \ 
der  ncnturallslerter  Juden  können  ledooh  die  Saturnllnatlon  nur  nach  aas8«»i 
{^'oo  doT  l3d8tJjiiauii£;on  dza  § 23  orworboH*  ^ 

5 27.  1 

V. 

^ofr-iuen  nohmon  an  den  reohtca,  welche  Ihre  *h<^aäanc?r  dnr^xh  ^ 
die  Haturulieatloa  erlanet  haben»  teil.  Diese  ^ eohte  verbleiben  Ihnen  i 

tiuohnach  Auflösunc  der  liio,  c^hm.  Jedoch  duiuh  ïïiedervörehe5ratttng  alt  f 
einem  nicht  noturallslerton  Judcei  verloren,  t 

§ 28,  1^ 

Alle  ln  die  Kinase  der  Iteturnllslorton  elntrotonden  Juden  er- 
h,’.Xt*n  von  der  i.ogiorung  dao  äozlxka,  ln  wolobm  sie  wohnen,  HotnmU- 
sat ionspat  ent e , 

5 29. 

(ilochto  der  n Juden)  i 

Für  die  naturttlialoi*ten  Juden  des  GroesliersoetUESfl  Posen  gelten  ^ 
alle  la  . hoohnltt  I fur  die  Juden  der  Übrigen  lÄndestolle  »nth-  ltonen 
Bostlanrangon. 

i 


9* 


S 30, 

(Vcnrlttßt  (ior  :iatUmXlaatloia)* 

i«itturfii.l£ie2.'t;o  Juiosii  «/ololiaon  dio  tJiitlonriUrotccirda  reofetskrrtfblg 
aberkannt  let»  vorllortm  dadujrch  oiiaa  wcltorca  ßlo  alt  der  ^’nturallsatloii 
vorbondonen  .«ohte«  Aueaojtdea  jidimen  dlooo  neohto  ^inm  Jud«i  duroh 
FlonarboBohloea  der  i-oci£j.u:'ig  (mtaoßon  r;crdcaa,  wenn  doreolbo  die  Tintm-a- 
Usatlon  aul  Gruivl  tfTla«entlioli  liorlchtleor  orlan^i:  hat,  oowlq 

In  alien  amjonléjtjn  i’&llwn,  in  wolohea  naoh  $§19  urul  2o  dor  rcvldiei-ton 
^t^<2t•ordnuïl€  vom  17.:>ü'ir«  idjl  duo  rUifioxreoht  tmtßo^in  vTordon  aa^jo,  oder 
von  tiim  Ctadtbuhbidon  «ntao  ^en  worden  kann,  ßocen  doo,  die  :alalohane  der 
Hatnrulloatlon  feotootß(»ulo  Eooolut  der  .^ogioruii^  lat  der  "olnir»  on 
vc|  -«ilnloter  doa  innem  euliieslg,  üereelbo  aues  jodooh  bln.’ion  einer  lOtä— 

eigen  PztäkluDlvf riet  n/ioh  i^rfJiffnnag  doo  P^oolute  bol  der  i.ogloruag  ange-« 
moÄldet  wer:^en« 

§ 31, 

(Nloht  nattirallalerte  ^uden}« 

Ueber  diojonlgcn  {Jüdischen  ^Im^ohncnr  der  rrovina  Posen,  weXohe 
oloh  aur  ufnnha»  in  die  Kl?  oue  dor  llx‘turf.llßlorton  noch  nloht  eignen, 
sind,  wie  bloher,  vol” otüKUilge  Voraoichnlco©  su  fUlxron* 

$ 32* 

Auf  Grund  dejuelben  ist  von  dor  Prts-roHselbehflrde  ^odeo  -aal- 
llenvator,  sowie  Jedem  olnaclven  volljährigen  Uiid  selbständigen  Juden 
ein  Bit  dar  iitictoer  ans  V«ra<  .lohnalncos  voraohoa  n Cortlfloat  su  erteilen, 
wolcheo,  InooXem  os  oia©  Fämllio  umfasst,  die  nm^ien  säatliohor  iilt- 
gl  leder  dersolbtm  onthalton  tms«,  ur^  nach  der  Jiüirllohen  ; övlsion  alt 
einen  Vlon  voroohen  oder  berichtigt  wird* 

$ 33. 

Die  dastliaaungen  aoa  Abnohnitto  I finden  auf  ö e nicht  nctu« 
rulialerten  Juden  nur  unter  folgenden  booonderor  Dosolmmkangon  /nvondsng 

1)  Von  allen  mrsltt eibaren  und  mittelbaren  at^atnämtom,  sowie  von 
.lOBJBuna  taatozn,  ingleloiien  von  allen  r^hrämtexn  m anderen  als 
JUdleohen  UaterrlohtsiinntaltoTi,  bXolbon  bIo  eucgeaohloooen« 

2)  Dae  Btädtisohe  BUrgeireaht  könr:cr:  sie  nioht  erworbaa* 

3)  uf  dem  Unde  dürfen  sie  nur  dann  ihren  iiohneita  neluaon, 


Y^onn  sie 


10.  i 

r einen  Bcmerhof  orwerben  odor  pachten  und  denselben  selbst  be- 
wirt schaf  ton,  odor  worm  oio  «ioh  bei  länö Hohen  Grondbositsem  als  j 

Dienstboten,  odor  son  Betriebe  inselner  Zweige  des  landwirtsohaftllohen  | 
Go\!?erbee,  8«B«  ale  Brennor  oder  Srouor  vermieten*  ^ 

4)  Das  Sohaökgowerbo  let  ihnen  nur  auf  Grund  eines  besonder  n Gutachtens 
der  ürtspoliaoibohdrde  über  ihre  porsvialiohe  Quwxlifiltatlon  von  der  i egie- 

f 

rung,  ;Jodooh  nioaalo  auf  dcaat  lando,  au  {joatattoii#  j*>er  riinJcnuf  und  Vor-  , 
]£auf  la  Ual'ioralcihc«  ist  Ihnsii  unbedingt  untersagt* 

5)  Aus  - arlohnsßosohäf ton  feönnen  eie  nur  dann  *.eahte  «frwerbon,  wonn 
die  ohuldurJcunde  iA*  gerlohtlioh  aufgonontricn  vrorden  Ist* 

6)  bohuldanopriloh©  derselben  ntr  verhaofte  berauschende  (retrhriske 
keine  rocht BCho  Gültigkeit* 

7)  Der  D:  srag  in  andere  :frovinsön  tet  liuiön  nicht  gestattet,  und  für  | 
den  vorttborröhemden  '.ufentii&lt  daselbot  die  Genohiaigung  dco  Obor-DrUsi- 
denten  der  irovtn*  erforderltoh* 

ö)  b'ioht  nt^turuliöierte  Juden  aahnidLiolion  Gocchlechte  bcörirfen  sur 
;;ohlioB8uag  einer  4i0  ainos  vom  Dandrate  kosten-  und  ötompelfroi  auosu^ 
fortißondon  Traunohoina*  Dor.i;olbe  darf  i|paon  vc^  surtlqkc^logtosi  vier- 
undawanslgc  iüsi  Lelxjiißiahr  nicht  rjadero,  äIs  ; uf  Grund  einer  bosonderen 
auf  dringoade  r&lle  mi  boschrtlnJ^andim  ’^rlaubnlfi  des  Obor-Pmoldonten  er- 
teilt worden* 

’ .Ja  Betreff  der  Cohulden  der  jiMlsohen  irorpomtionen  und 
deren  Tilgung,  sowie  der  Verblndlichkolt  mvr  Ablösung  der  ?:.orpomtlon8- 
verp^lloh.tuni:  verbleibt  es  r^owohl  für  die  natur-r.liol orten  als  nicht  nn- 
turalißlorton  Juden  Ulorall  bol  den  bootehenden  Vorschriften  und  Anord- 
nunGcn*  Lue  foettrestcllte  ’ bldrungskepltal  konn  von  den  Eogierungen 
la  lor  udminititratlvcn  tsomitlon  böigst riobon  werden* 

Titel  II* 

- ult‘.i»-  uM  tmt^^TPlohto-  Angelegenheit  on  dor  Judan- 

Abschnitt  I- 

DostlTraungon  fUr  n^lo  »-and ost olle,  mit  Außschlueo  des  Orooehersogtums 

Deoon* 


11.  5 56. 

(Bildung  von  : ynugogengoDolnden  (Judoneohaftan)) 

Bio  Juden  oollen  ntioh  Maaagabo  dor  Orto-  und  Bovölkorungovor- 
hältnloso  dorgoatult  in  ^'ynnf^gongeraoindon  (judonaohafton ) vorolnlgt 
worden,  dase  alle  Innerhalb  tinea  i>ynoB0genbealrk8  wohnende  Juden  einer 
aolohen  Geaoinde  angehören. 

§ 36. 

uie  Bildung  der  syragogenbeairke  erfolgt  duroh  die  Boglorun- 
gen  naoh  nhörung  der  Beteiligten. 

Die  Eegierungen  sitid  ermächtigt,  die  in  dieser  ïïeise  goblldoten 
SynagogcnboBlrke  naoh  doa  iodarfnlaee  abzuOndom  und  die  hier*  uf  beaUg- 
Hohen  Vorhßltnleae,  xmter  3u«iehung  der  Beteiligtonm  olnaohliosBlioh 
der  etwa  vorhandenen  Gläubiger,  m.  ordnen. 

§ 37. 

Bie  oinsolncn  Synii^^goneomolndon  erhalten  ln  Besag  auf  Ihre 
Vortsögensv-erhöltnlnao  die  iteohte  ^urietlocher  Peroonen. 

§ 3ö. 

Jede  oynagogengoaoinde  erhält  einen  Vorstand  und  eine  ringomeaeo] 
2ahl  von  ^ eprUaantonten. 

5 39. 

Ber  Voratand  besteht  mlncjestena  3,  höohatons  7 i^tltgliedem, 
welche  Iht  ‘»tat  unontgeltlioh  vorwaltcn. 

5 40. 

Bio  Zahl  der  i.eprhaentanten  der  Synagogengomeinde  ooll  rainde— 
stene  9 und  höohstena  21  betrogen. 

§ 41. 

Bttmtliohe  ollnnllohe,  volljährige,  unboacholteno  Ultglieder 
dor  Synagogengomeinle,  welche  :ii  h oelbständlg  ernähren  und  mit  intrioh- 
tung  der  Abgaben  fUrdie  üyaigo  longoaelnde  während  der  letaten  3 Jahre 
nicht  ia  KUoketand  geblieben  sind,  wühlen  die  iepräaentonten  und  diese 
den  Vorstand  auf  6 Jahre.  L-le  ohl  ist  überall  augleioh  auf  eine  ontapre- 
oherule  Zolil  von  Utellyortretoxn  au  richten. 

6 42. 

Das  wrJilgoachäft  wird  duroh  einen  Abgeordneten  der  Kogierung 
geloltot.  Baoh  »blnuf  der  ersten  3 Jahre  aoheidot  die  häflte  der  Vo3>- 


Intentional  Second  Exposure 


11.  § 56. 

(Bildung  von  Syn.;gogeng€iDoinden  («Tudensohofton)) 

Bio  Juden  aollen  mioh  Masagnbo  dor  ()rto-  und  Bovölkorungover- 
hältnloso  dorgoatult  ln  tynuftogongerao Inden  ( Judonaohnf ton ) vorolnlgt 
worden^  daoe  alj.©  Innerhalb  t inea  Synagogonbeslrka  wohnende  Juden  einer 
solohen  Gemeinde  angehbren. 

§ 36. 

i;lo  Bildung  der  »yr-agogenboairko  erfolgt  durch  die  Loglorun- 
gen  naoh  nhörung  der  Botolligton. 

Bio  i Oßierunßen  sind  ermächtigt,  die  in  dieser  weise  gobildoten 
Bynagogonbeslrko  naoh  doia  BodUrfniös©  abauOndom  und  die  hierauf  beaUg- 
liohon  Vcrhaitnltjse,  unter  3ualehung  der  Botelligtona  oinaoliliooolioh 
der  etwa  vorhan<2enen  Gläubiger,  su  ordnen. 

§ 37. 

Die  ein  »einen  Cync-igogongocielndon  erhalten  ln  Boeug  auf  ihre 
Vomögenav-orhültnlnso  die  hoohte  juristischer  Personen. 


Jede  Bynagogongenolnde  erhält  ©inen  Vorstand  laid  eine 
Zahl  von  r epräsontonten. 

§ 39. 

./er  Vorotxmd  bootoht  aus  mindestens  5,  höohstons  7 Mitgliedern, 
welche  Iht  ‘rat  unentgoltlioh  vorwnltcai. 

5 40. 

Idle  Zahl  der  i.eprhoentonten  der  Cynagogongomeindo  soll  ralndo- 
Steno  9 und  hbohotens  21  betragen. 

5 41. 

Cttmtliohe  laönnliohe,  volljährige,  unboecholteno  iiitgliodor 
der  Synagoßongoiaoinle,  wolohe  sich  selbständig  oznähren  und  mit  rntrloh- 
tung  der  Abgabtso  fUrdie  byn- ‘ go^ongemeinde  während  der  lotsten  3 Jahre 
nicht  Ifl  KUokstand  geblieben  sind,  wühlen  die  i epräsentanten  und  diese 
den  Vorotand  auf  6 Jahre.  Die  ohl  ist  überall  sugleioh  auf  eine  ontspre- 
oher^o  Zcüil  von  Itellvortretaxn  au  richten. 


ngomeoBont 


Daß  -lohlgoechäf t wird  duroh  einen  Abgeordneten  der  Kegierung 
geloitot.  lïaoh  Ablauf  der  ersten  3 Jahre  soheidot  die  häflto  der  Vo3>- 


12. 


n 


m 


otanJaaltgllcder  und  !*r  EuprBeuntjinten  naoh  daa  tooo«,  denuHchet  Jadoo- 
aal  dl«  UltOTO  Illiirte  aus. 

§ 43. 

Dis  wahlsn  dsr  mtf;Usdsr  des  Vorstandes  nnterllecoa  der 
Gsnoholßung:  der  keßleruag,  wolohe  die  ßtmse  Slrksaokelt  des  Vorotandos  so 
heaufslohtlGon  hot  und  befugt  let,  elnsolne  altgUoder  wegen  vorsutzlloher 
i riiohtwldrlgkolt  oder  wiederholter  Dlenatvemaohlttoolgung  noch  vorango- 
gsaigonor  adolnlatratlvor  Unterouohung  duroh  Bosohluee  zu  entlaooen. 

& 44. 

Der  Vorstand  int  dos  Jrgfui,  durch  welohoo  Anträge  oder  Beeohwoiw 
den  der  ;;ynneogongamolndo  nn  die  afintsbohürde  g langen.  Er  hat  Uber  alle 
die  ynagogengeaolnde  botrelfonden  .ngelogenholten  und  Uber  einzelne,  au 
Ihr  gehörige  ’iltgUeder  den  Btt.ats-  und  Konnunalbehiirdea  auf  Erfr-rdem 
pmohtaasnla6nd  unter  eigener  Vorontwortllohkolt  Auskunft  zu  erteilen. 
Derselbe  ftthrt  die  Verwaltung  der  .Angelegenheiten  der  sjmfigogongeaiolnde, 
hat  die  Bosohlilose  der  Eeprttsent  nton  {§  47)  zu  veranlnooen  und  zur  Auofüfc. 
rung  au  bringen,  ouoh  die  dynreogongonolnde  Überall  gegen  dritte  Peroonen, 
Inobesondere  ln  allen  . eohtogosohöfton,  sie  laögen  die  i rwerbnng  von  ..eohten 
oder  die  Eingehung  von  Verblndllohkolton  betreffen,  au  vertreten. 

5 4S. 

Den  Vorstände  steht  die  Aohl  und  .notellung  der  Verrmltungobonm- 
ten  au.  jersolbe  hat  jedoch  vor  jeder  Anstellung  die  ïopraoontnnten  Uber 
die  tUrdlgkelt  der  onsustellendon  Personen  zu  hdren. 

§ 46* 

Die  Hopraoont.-mton-VoroaBaanng  oitiUlt  durch  Ihre  Änhl  und  ins 
Oosota  dlo  Vollmacht  und  VorpflloJ.tung,  die  Di-nagogeng- oelnde  noch  ätoss- 
gabe  dieser  Verordnung,  ohne  ruokopraohe  mit  der  grmsen  Oenolnde  oder  mit 
Abteilungen  derselben,  naoh  Uebtrzeugung  und  Oewloosn  zu  vertreten  und 
verbindende  BoeohltlRoo  fUr  dlo  cenoinde  au  fas,  on. 

Die  Foprasontonton  haben  nloht  einzeln,  sondom  nur  ln  der  Ge- 
onnthelt  dlo  Befugnis,  durch  gen olnsohaf tlioho  BeeohlUeeo  von  der  gooets- 
VoXliaaohti  O^ibrciiioli  zu  machon« 

Die  : eprasentnnten-Versanmlung  kontrolliert  die  Verwaltung  des 
Vorstandes.  Sie  lat  daher  berechtigt  und  verpfllohtet,  sieh  von  der  '.ue- 


fUhxim^;  ihror.  BeoohlUua«  vaic  der  Vorwondung  der  oeiBoXndeoinnahnon  Obor* 
noiigung  ssu  vorsohaffen,  die  \kteii  oinsuoohenp  die  i eohnungen  eu  prüfen^ 
da^ief^en  Erinnerungen  au  maohun  und  i>oohargen  au  erteilen  usw« 

Sofern  eio  su  finden  glaubt^  ^aao  dem  Voretande  oder  dooeen 
cinaolnen  MitcHcdom  vemaohldoalgungen  oder  pfliohtverletaungon  aur 
lÄSt  fallen,  oo  hat  sie  dioo  der  P.ogierune  aur  Uatorsuohung  und  Vorfü- 
ßung  ansusoigen. 

Lor  Voretohor  and  die  oinaolnen  * eprfiacmtantcai  sind  dor  Genoirv- 
de  ftlr  den  ihr  zugofUgton  üaohtoil  vorantwortlioh,  wenn  sie  sich  der  Äb- 
otiiTïung  ontaiohon,  wenn  slo  duroh  Ordnungs  Widrigkeit  on  die  Besohluoa- 
nähme  vorliindem,  oder  die  sohlüeae  voroltoln,  o er  sioh  ungebührlioi  oiw 
woiee  in  die  AuofOlirung  aieohon#  Dngogon  sind  sie  fUr  den  Jnhalt  ihrer 
BosohlUooo  nur  dann  verantwortlioh,  wenn  sie  wider  beeseros  diesen,  also 
ln  unredliohor  Abaioht  Vorfahren  haben« 

§ 47. 

In  allen  lediglich  den  inneren  Itouahalt  der  Synagogengemelnde 
betreffenden  ^ngelogonholten  lot  dor  Beschluss  der  iiepztlsontantenveraruzaB- 
lung  duroh  den  Vorstand  au  venmlanoen*  "ahln  gehört: 

1)  Festsetzung  des  Etats j 

2)  Verpachtung,  Verwaltung  and  Verpfandung  von  arundotüokenj  ; 

5)  /nstollung  von  Prozeoson  und  Abochliesaung  von  Vergleichen  Uber  j 

Goreohtsaine  der  eynagogongosielnde  oder  Uber  die  Substina  des  Vorw  : 
mögens  derselben; 

5 

4)  Vertrag®,  welche  auooor  den  Gronsen  doo  Etats  liegen,  und  ausser» 
ordentlich  den  Etat  übersteigende  Geldbewilligungen«  ^ 

t' 

Die  Borohlussnahne  der  i epriieentimten,  wenn  eie  den  bostohendm  ' 
Gosetsen  nicht  widerspricht,  ^^t  in  der  ^©gel  bindend  fUr  den  Vorstand«  | 
Hat  derselbe  jodooh  die  'Üebornoiigang,  dess  der  Booohluoe  der  üocolnde 
naohtoi  ig  sein  werde,  oo  hat  er  die  Bostütigung  au  voroagon,  und  wenn  der, 
anauotellonde  Voitsuoh  einer  Voroinlgung  erfolglos  1st,  die  yntsoheldung  | 
der  Keglorung  einzuholen«  ■ 

§ 48. 

Ausser  dom  •inverot^tkinisso  des  Vorstandes  und  dor  lieprasentroi»  ' 

> 

tonversemnlung  lot  auch  nooh  die  Gonehmigung  dor  Regierung  erforderlich:  | 


I 


1)  »ur  TJjïfVlhrrm^.  noiw»r  Aufla«r«n; 

2)  flsur  Aufncihae  rtm  /Jilelhan  und  sum  Ankäufe  van  Grunds tüolc«n; 

5)  srar  freiwilligen  VerUueaerung  von  GrundotUclen  und  iioalbereohtiguni^  n 
der  Üynaßogongemoindo,  weloho  Ubor^iaupt  stets  nur  naoh  vor  gängiger 
Tnxo  ln  »ege  Öffentlicher  i-lÉltation  erfolgen  darf» 

§ 49. 

Pie  roglorungon  h'  ben  nicht  nur  ln  den  Tg  i len  ara  entscheiden, 
weloho  ihnon  ln  dieeera  Goootnc  ausdrUolclloh  Uborviteeon  sind,  sondern  sind 
Quoh  ln  Allgemeinen  berocht und  verpflicht ot, 

1)  sich  üeberzougung  ssïu  verschaffen,  ob  in  jeder  Gynagogengemeinti e 

die  Verwaltung  nach  den  Geootaen  überhaupt  und  nuoh  ge;  enwilrtlger  Ver- 
ordntmg  insbesondoro  oingortchtot  ist; 

2)  dafür  bu  sorgen,  daoo  die  Vonmltung  fortwährend  in  de»  vorgeaohrle- 
benen  Gange  bleibe  und  angoaolgte  rtöru  gim  bosoitlgt  werden; 

3 ) die  B©  ohworden  einseiner  über  die  Vcrlotsung  der  ihntm  als  Mit- 
glieder der  Gonelnde  atiotohcnden  i^eohte  au  untei*suchon  und  zu  ent- 
Boheldon. 

Jn  allen  ‘ngologen!  olton  der  Gynagogangomelndon  geht  der  iiekure 
an  die  Foglorung,  und  gegen  deren  hnteoheidung  an  die  OberpTtteilenton. 

Ger  Geohtewog  Ist  gegen  die  ::nt8ohel  Jung  dor  hoglerung  nur  dann  zulässig, 
wenn  die  Xlogc  auf  einen  opezlellen,  privat reoht Hohen  Titel  goriUndot  vird 

§ 50. 

lieber  die  ^ahl  und  . le  Bofugniaao  dos  Voraltaonden  ln  deo  Vor- 
stände und  des  Vorstehers  der  1 oprüBentanton-Versataalung,  sowie  Uber  die 
Zahl  der  Mitglieder  deo  Vorste  ndoo  und  der  ^ eprUeentanton-Vorsaomlang, 
dor  Gtollvortretor  dereclbon,  fomor  darüber,  ob  die  «nbl  ln  den  Vor- 
stand auf  jUdleohe  Inwohner  <:<mi  H;  up  tort  es  dee  tynigogen:  oairko  benohrünht 
bleiben,  und  welche  Beisefcootenontoohh  Igung  ira  onderen  Pnllo  Aon  Ge*»wählti 


Die  erste  <vahl  dee  Voretandee  und  ier  yeprtlsentanten  erfolgt 
naoh  VoTsohrlft  dor  KegXe3rung«  Diese  hat  au  h naoh  stattgofundener 
das  jrforderliohe  wegen  Abfaac’ing  dor  otatuton  anssuordnen^  welohe  binnen 
einer  foetsus  etsend  en  Frist  von  ieia  Vorstände  und  t’en  Kepräsontanton  su 
ontwerf  on  und  er  Rogiorung  oiiisuroiohen  sind,  iiotom  der  lintvmr*  innerhalb 
der  gesetsten  Frist  nicht  oingiht,  ist  von  dor  Regioiung  ttbe/^rfea  Statute 

vorbohaltenon  Bostlruaungen  ein  die  Synagoeongomolnde  bindendes  RoElomont 
SU  erlaeoen. 

5 ei. 

( ^lUltu  iwoson ) • 

Die  auf  den  iCultuß  bosUgliohon  innoron  i-lnriohtungan  bleiben  ln 
Jeder  oinaelnon  Synagogeacenoinde,  solange  und  soweit  nioht  das  Statut  ein 
anderes  foatsetat  (S  50)  der  V.jrolnbnrung  dos  Vorstandes  und  ler  : eprilson- 
tnnton  Uborlaooen.  Die  r ogiointig  hat  von  diesen  Slnrlohtungon  nur  insoweit 
Kenntnis  au  n^imen  und  ntsohoidimg  au  treffen^  als  die  affentlioho  Ordnung 
ihr  Slnsohroiten  erfordert. 

§62. 

Deo  Statut  einer  Jeden  * ynagogengoaoinde  bloibt  die  Bostiiramg 
darüber  Vorbehalten,  ob  Kultusleamte  ongootollt  und  wie  dieselben  gewählt 
werden  sollen.  Bis  dahin  behült  ue  wogen  dieser  Wnhl^  bei  denjenigen, 
was  m den  oinaelnon  judenoohafton  herlUlmmlloh  ist,  und  in  Ermangelung 
eines  fasten  Ilerkomnions  bol  den  allg^oinen  gosetsliohen  Voroohrlften  wegen 
der  !^ahl  von  (resellschaftsbeamten  sein  B, wenden.  Die  gewählten  Kultus-* 
boomten  dürfen  in  ihr  \ot  nioh^hor  oingewieeen  werden,  bis  die  i ogiatmg 
erklärt  hat,  dass  gegen  ihre  Ariiahac  niohte  su  orlnnem  ist.  Die  Regierung 
'nat  bol  dieser  Erklürung  ausser  den  FörollohJcelton  der  Wahl  nur  darauf 
lïUokslcht  au  nehcion,  ob  die  gewihlton  Kultusboaaten  unbesoholtono  '^^ännor 


sind. 


5 65. 


Eatstehon  innerhalb  einer  EyaagogcBagoia<.!lnUe  ^■troltigkoiton  über 
dio  irmoron  ICultusoi^iohtungonf  welohe  auf  Bildung  olner  neuen  Eynagogc 
absiolon,  so  sind  die  'ineioter  der  geietliohon  ubw.  Angelegenheiten  und 
des  Innom  oraäohtigt,  auf  den  ntrag  der  Intoreuaent  n eine  ße^^taohtung 
der  obvaltendon  Difforenson  duroh  eine  zu  diesem  Zwook  oinausotaenle 


.romlsolon  elntr»»t^  Kmn  duroh  den  Aueaprtjch  der  Komolaslon 

der  s:<mfim  nioht  nußgocllohcsn  werden,  eo  haben  die  J^inlcter  unter  Be- 
nuteung  des  von  der  iloaraiaeltÄi  abgegebenen  Gutaohtono  aafUber  . nordnung 
au  tre  fen,  mit  welcher  Maoag  be  entweder  die  i lnriohtung  eines  abgoeon« 
dorten  Gotteadionste.  oder  die  Bildung  einer  neuer.  Synsgoge  su  gootatten 
lot,  3ugleloh  heben  dioaelbon  alt  AuaeohXuaa  de»  . oohtswogeo  au  beetlo- 
nen,  welolior  2oil  la  Beoltß  dor  ▼orhantlonon  Kultuoeinrlchtungon  und  aea 
Vomögene  der  Gynacogen#gcHaol:iao  verbleibt, 

§ ß4 

Bleao  yconnipoion  soll,  oubft  da©  BodUrihie  es  ori'orciert,  unter 
der  Aufeloht  eines  HegiorungaibGoordnoten  ln  Berlin  «uoam/aont reten,  und 
aus  9 Kultuobcamton  oder  anderen  Uännem  JUdisehon  Olnubene  bostohon,  dÄ 
dao  Vertrauen  der  Symgogenganeinde,  welcher  sie  angohdrim,  besitson! 

I 6ß. 

X>lo  iütclleder  der  ;Cor:¥:4Joion  mit  einer  angetan  es  enen  Zahl  von 
.teuvnroto«  ,o^.n  von  aon.  .or  eoiotUoh.n  ua«.  , Jx"! 

helton  und  dee  Innern  nuf  den  Voreohlag  der  Oberprilaldonton,  welohc  dabei 
die  Antröge  der  Synagogongeraoin<’on  Ihroe  VerwaltungoboBirke  beoonder«  su 
berackalohtlgen  haben,  auf  die  d^uor  von  6 Jfiiiron  ernannt, 

5 66, 

me  rturoh  .on  Zueomi-.eatrltt  ior  Koouicolcm  owaohoenden  Konten 
werden  von  den  oantllohen  -yn.  soeongeooinden  de«  ;:taoto  nach  Verlmitnia« 
deo  KootonbetroEoa  Ihrer  gsooaton  Bo^lUrfiiioao  (J  56)  iuii'eobroüht. 

J 57. 

Die  .‘.omlBelon  boDohUoest  über  die  Ihr  our  begutaohtung  voiw 
selectsn  Oe.-enotUnde  nnch  nbooluter  i^tl.-i.'-.oonehrhclt,  ural  hat  dlo  au  er- 
stattenden Cutaohton  tmtor  aolfi^Tmg  von  Giitadon  Vüllotündlg  auesunrbclton. 

y D8, 

(Aufbringung  der  Kosten). 

me  Kosten  doe  Knltun  und  der  Ubrlfitm  dlo  Cynagocongaoolndo  be- 


treffenden bedUrfnlooe,  im  wo lohen  auch  die  Einrichtung  und  bntorhaltung 
der  BegriibnlorlHtee  gehört,  werden  nooh  den  duroh  daa  Statut  einer  Jeden 
• ynngogimgeaol^  nölior  au  bostlMmenden  Grüne' sötaen  auf  die  elnaelncai 
Ä«reg»pniohtleon  uogologt,  und  naohdon  die  üoberollcm  von  der  F.aglorung 


volletï’eokUix  erklliii;  vtordon  ölnd,  ia  Voyvmltun^ijwoe®  oiiisoaoectii 
A.'er  -i^oohtcnrifeg  1st  T»ogon  fcjoluhsr  'bg&bcn  iind  lielstungen  nur  inoowolt  s 
lüDciß,  alo  jooana  aue  bcaondorsn  i^oohtstlteln  dl©  ßttnalioh©  i^efrolw 
ijolti*Ä3©n  goltond  anchon  will,  od®r  in  d©r  Bostlirj^^sung  ©eines  ^-iiitoiXo 
die  Gebühr  bclacitct  an  ooi;i  belinuptet* 

Ob  and  Inwlowolt  oinsclnot  acretreut  und  von  dem  Hlttelpun); 
r-i^Tongogonboalrkc  «mtfomt  tvoiaiond©  Juden  zu  den  von  der  Gynngogengoac 
aufaubrincondon  routoni^  inzbeoondore  su  den  rultuobedürfnir^con  boizut 
habon^  Xvit  vcai  don  i ogiorungon  naoh  Uoeagabo  der  Vortoilo  fostaus 

welpho  jenen  Juden  durch  die  Verbindung  alt  der  0;,^mieogons©Et,lniio  aut 
worden# 

Von  n«Ri  ^inaichendon  Juden  darf  v»ln  aogonanntca  bintrlttcgel 
von  der  '“■ynnroßsnßciaolnde  auch  an  danifmirAn  mr»  AM  V4  r*  tx  A4M 


Die  Joden  alnd  schuldig,  Ihrs  XlnJer  aur  re  cliaäi:slgon  Toilnnlua 
an  den  ünterr lohte  ln  der  Orteaolmle  wührond  dos  ge<»otsUoh  vorcoeohrici- 
benen  Alt  ore  .-«sahalton,  oofoxn  ole  nloht  vor  der  Oohulbohörde  sieh 
auswoloen,  dass  Ihre  Kinder  fmdorr/oitlg  durch  hUucllcho  Untorwoimmg  oder 
duroh  ordontllohen  Besuch  olnor  rjideren  voechrlftemJlaclg  clnrorlohtoten 


Ic. 

tJilontliohoa  0.1  oi*  Prlvi.t-X^ruir.talt  alncn  recolrnttoßlgen  und  gontlgonden 
tiitorrioht  In  don  Slonontarkonntnlceon  orhulten* 

§ 62. 

2ur  Tollnuhae  an  doo  chrlßtlich<ai  rtellgloJioTjntorrichto  Bind  dlo 
jUdioohea  Kindor  nlo?it  verpfliolitot ; eine  40de  dynngogongeflkeina«  lot  aber 
verbanden^  oolohe  -inrlohtungon  .'ni  t reifen,  daeo  oa  koinctt  jridlaolion  dlnde 
vdlhrond  doo  ochulpfllchtlgon  Altoro  ca  dm  erforderlioiioa  AOlielor^üUI^'^;e3^- 
nohto  fcïhlt. 

Alo  beoondere  Hollgj.o:^Blehror  können  nur  aolcho  Pereonon 
isugclioaon  \?o;'d(3n,  woloho  mir  Ausübung  einoo  llXooentaraohul Astes  vom 
Staato  die  ^rL'.ubnls  erXiaXten  haben» 

§ 63. 

Zur  untorlialtimg  der  Ortaoohulon  habon  die  ^uden  ln  gleicliex 
;i^eloo  und  ln  gleiohco  Verhöltnlsa  vtIo  die  ohrlatXiohen  Gemolndeglieder 
den  Gosotaen  und  boabeh  nden  Voi-f-  aoungen  goia^ae  bolisut ragen« 

§ 64« 

Eine  Absonderung  von  den  ordentllohen  Ortssohulen  könner.  die 
J:idon  der  1^0®«!  nacli  nloht  verlangen;  dooh  ist  Ihnen  gestattot,  elroneo 
Intorosae  auf  Grund  t^loefölllgor  '/orelnbaruzjgon  unter  sich  mit  Conehmi* 
gung  der  Gohulbehörden  ï rivat^.Aehmnatalten  nach  don  darüber  bostchunden 
allgomoinen  Beatiffliiiittigen  olnsurlohtcn»  Jst  in  elnoa  orto  oder  Go  .ull  ealrka 
eine  an  2^&hl  und  Vermögonomltteln  hinreichende  ohrletllohe  Tind  jadleohe 
Bevölkerung  vorhtinden,  um  au^h  für  die  JM^looI.on  linwolinox  cbuic  deren  lober- 
bördung  olno  becondere  ölXentlioho  fobulo  .inlogon  sxi  können,  so  karni,  wen 
oonot  Im  allgoaoinon  ^chulintoro: 00  crUni#  dasu  vorhanden  sind,  die  Ab., 
sondorung  der  Juden  eu  oinea  eigene»  Ach.\ilvcrbtmde  auf  den  -vntrng  dm 
Yorotoadoa  vier  c^-nagogengoaelndo  ongoordLact  wordan. 

;ir  üo. 

Pie  Regierung  hat  in  oolohem  Palle  über  die  boabalohtlgto 
: ohultrennung  und  den  d/iau  ont^vorfonou  "Inriohiungoplan  die  Kofaau-'>albo« 
hördo  des  Ortes  und  die  übrigem  Into  rossen  ton  alt  Ihren  Xlrklürungon  isid 
ntrögon  au  vomolimon« ' 


: CG. 

ciüh  hiorbol  ein  Kilaeitigüs  r.'invcrctündnifl  über  dlo 
:;wea’a8ilooi(j^i:cXt  uor  Colml^atrcnüiuig  und  Uber  di©  Bodincuncen  dor  AuciUl>. 
nme,  00  iL't  di©  : oc.icrui;ö^bGfuct,  Qi©  tiiitepi'ooliondon  i eeteo*6«5im4;ui  und 

Binriohtim^-ün  luriitielb.-r  au  ti’e^fon. 

ja  Falle  olnmit onder  i l •ferwiaean  bleibt  di©  lintachoitlune  44« 
doG  !.!lnictor  der  gclstliohon  u^w,  ^^elegeniieitcm  vorbehaiton. 

§ 67. 

r-ln©  nach  § 64  bio  60  crrlohtoto  iUdisoho  bohul©  hat  dlo  lii- 
rcnsc.V.ftan  und  Keohtc  einer  «ffontllohcBa  fohulo.  jnobeaondere  gelten 
dabol  folgtwide  nühoro  bectlMiamgen * 

1)  di©  Untorrloliteepracho  ln  einer  oolohon  Sohulo  auea  die  cleutooho  acir 

2)  dlo  I:.rrichtune-  dieser  Schale  liegt  in  T.  lamgclimg 

einer  a-doreoitieen  Vereinbarung  den  lUdloohen  Bliwohnem  des  Schul- 
boBlrka  al  ©in  ob.  Die  AuiTbriagung  der  eriord  er  Hohen  Kooton  wird 
nach  ^eagabe  der  Bootirac^mg  do6§  ßü  bewirkt, 

3)  wo  die  antor>ialtmig  der  Ortaeohulon  eine  Laßt  dor  büigorllvhcm 
Goßoinda  ist,  haben  di©  Juuen  ia  Falle  der  kirlchtung  einer  öicunm 

Öffentliohon  cohulo  oine  dolhillXo  aus  Koiamuavilmitteln  su  fordern, 
deren  Höli©,  unter  LorUoiujichtißimg  des  Betrae©»  «ïor  iiojantmalabgaben 
der  juaiochon  rinwohnor,  dor  aua  den  KoßjauiriUcaBsen  fux  daß  örta- 
solmlwoßcn  oonat  gcaaohten  Vervrondungen  und  der  Srleiohtorung,  wol- 
oho  dca  f*Oiüiaunta3oaul\>-oßon  uua  der  Voreinieung  der  iüdisohen  Ä Inder 
ln  eine  b^oonlore  jüdleohö  .chulo  orwüohst,  su  boaoosen,  und  in  Sy- 
mangolung  einer  gutllohcn  Voroinbarung  von  den  Üniotom  dor  goiat- 
lichvm  aow,  /Jtgölog  .niiolton  una  dos  Innern  faousuijotacn  ist, 

4)  Die  Jiklon  woixien,  wem  sie  oino  öffontilohe  jUdlooho  Bohule  unfcor- 
halten,  »owolil  von  der  luitriobtung  dos  ohulgeldos,  als  auch  von 
allen  unalttolbaren,  persönllohon  LolBtuagon  sur  Untor»ialtuag  der 
ordeni»»tliohon  Ortsschulon  frei, 

8)  *)«r  ßoBuoh  der  ölTontUohen  JUdiochon  ohulon  oielbt  auf  die  judi- 
oohen  Kinder  beaohrßnkt. 


A b fc»  o h r*  i i 't  il* 

iXlö.'  daii  Crou;slior;uO£;:tcia  Pofien 


i;  ÜXQ  KQSXeinjngen  oina  ©rmßohtl^jt,  Orteohaftim^  woloh©  blohor  m 

koliior  bootlaraion  £.7ni~g0e<wiß©uolnd©  ^jehört  hiibon^  nach  nUhörer  Vox^ 
ocJixirt  doB  § 76  einer  soluhon  Geaolnd©  ©inamrer leiben« 

2)  Dio  uenehssigxiii^  dor  i'oglorun.^  istf  dnu^elbei  auüßox  den  iia  § 4Ö  ango-» 
roJii-ton  Tiillon  auch  aur  Aufaah^u©  von  r.ohtaden  4.  der  i.rtp  8ur 
otollimg  von  rroBcnBan  und  sur  Abcohllueuung  von  Verglolohon  über 
Goreohtöano  dor  lioxporn^.XonQn  cxior  Über  die  bubutaas  doo  Voraögono 
dor  *iyn.'gogongfr;ni©indej  sur  .'Ufctellung  doe  V’err/aliungso'tüliB 
und  sa  aursorotwatenflc eigen  .'Ußgabon  orfordorlioh« 


(raltTu»«-  and  3ohulx/e8en.»  '^xsumr>‘  and  iürrinkonpiloge  uew«) 

i^eegloiohon  finden  die  Voraohriftoa  der  §§  öl  bla  6?  über 
i.ult  ^sT/eotjnp  über  <li©  / men-  und  ftrsui&onpflege,  sowie  über  die  ..chu 
logonholton  auoh  hier  ^nrendang.  Klejonleen  ^üdiaohen  lohiaen,  wcloi 
§ 10  der  Verordnung  vom  i«juni  lä53  als  öffontUohe,  iUdisohe  .oha! 
oiuriohtet  worden  sind,  blolbon  als  oolohe  beotuhon»  solanii^e  nicht  e; 
emdorwoitigo  ..inriohtung  von  den  ^ egieruagen  fr  notwon  il«  eraoiitot  < 


f 


Titel  III 


S 71. 


(UloAoi'lößnuxiß  tti\d  Aiil’tintiialt  frontier  Juden). 

Zur  ried  or  l£iC3 ’0:143  juut:l5inc!lcchor  Judccn  t=ö  vox  i:rtfcilimg 

ntiturnlloatlonoux^nindc  Itx  wonchiclguag  deo  SJlnlstors  den  Innern. 

'UiilBn-^lsohe  Juden  dtlrfcn  ohne  eine  ßlelche  Gonahnigung  we-’' er 

% 

(xXü  r-^ibbtncy  Syn:j£;oj:onl3c>aBto,  noch  ala  Cr€*ver>;ßg«htllfen^  Gcsellosi, 
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JJ  ie  vorliegende  Schrift  über  „Das  jüdische  Darlehnskassenwesen 
in  Deutschland  (Notwendigkeit,  Stand  und  Aufbau)“  ist  als  Denk- 
schrift von  der  Zentralwohlfahrtsstelle  der  deutschen  Juden  dem  Gro- 
ßen Rat  des  Preußischen  Landesverbandes  überreicht  worden.  Sie 
sollte  den  Beratungen  des  Landesverbandes,  die  eine  besondere  För- 
denmg  der  Darlehnskassen  in  Aussicht  stellten,  als  Grundlage  imd 
Material  dienen.  Da  die  verschiedensten  jüdischen  Gemeinden,  Kör- 
perschaften und  Organisationen,  aber  auch  zahlreiche  Einzelpersön- 
lichkeiten über  den  Kreis  des  Großen  Rates  des  Preußischen  Landes- 
verbandes hinaus  an  dieser  Denkschrift  Interesse  genommen  und  um 
ihre  Ueberlassung  gebeten  haben,  schien  es  angebracht,  sie  der  jüdi- 
schen Oeffentlichkeit  zugänglich  zu  machen.  Und  dies  um  so  mehr, 
als  die  Förderung  der  jüdischen  Darlehnskassenbewegung  heute  mehr 
denn  je  von  jeder  jüdischen  Gemeinde  auf  das  ernsthafteste  erwo- 
gen werden  muß. 

Es  liegt  nicht  in  der  Absicht  dieser  Denkschrift,  ein  endgültiges 
Programm  für  den  Ausbau  des  jüdischen  Darlehnskassenwesens  zu 
geben.  Der  Vorstand  der  Zentral  wohlfahrtsstelle  war  und  ist  auf 
Grund  vielfacher  Beratung  vielmehr  der  Ansicht,  daß  jede  Gemeinde 
den  Weg  wird  gehen  müssen,  der  ihren  Möglichkeiten  imd  Notwendig- 
keiten am  besten  entspricht.  So  will  diese  Denkschrift  im  wesent- 
lichen Wege  zeigen,  Anregungen  geben  und  für  den  dringend  not- 
wendigen Ausbau  werben.  Einige  Forderungen  dieser  Denkschrift 
sind  bereits  erfüllt:  Ein  nicht  unbeträchtlicher  Zinsverbilligungsfonds 
steht  zur  Verfügung,  Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten  sind  eröffnet, 
die  Zentralstelle  zur  Förderung  des  jüdischen  Darlehnskassenwesens 
ist  begründet.  Bisher  ist  an  dieser  Zentralstelle  außer  der  Zentral- 
wohlfahrtsstelle der  deutschen  Juden  der  Preußische  Landesverband 
jüdischer  Gemeinden  beteiligt.  Es  ist  jedoch  beabsichtigt,  baldmög- 
lichst auch  die  anderen  Landesverbände  an  dem  Ausbau  der  Zentral- 
stelle und  ihren  Aufgaben  zu  interessieren.  Es  liegt  nunmehr  an  den 
verantwortlichen  Trägern  jüdischer  Arbeit  im  ganzen  Reich,  auch 
das  Ihrige  zur  Bewältigung  der  anderen  Aufgaben,  zur  Förderung  und 
zum  Ausbau  jüdischer  Darlehnskassen  zu  tun.  Hierzu  aufzurufen  ist 
die  wesentliche  Absicht  dieser  Schrift. 

Berlin,  im  Juli  1931 

Dr.  Max  Kreutzberger 


T.  Stand  und  Umfang  der  jüdischen  Darlehnskassen- 
bewegung 

A.  Notwendigkeit 

Jüdische  Darlehnskassen  gibt  es  in  Deutschland  seit  vielen  Jahr- 
zehnten. Einzelne  Gemeinden  und  auch  freie  Organisationen  haben 
es  sich  auch  schon  in  der  Vorkriegszeit  zur  Aufgabe  gemacht,  ge- 
schwächten wirtschaftlichen  Existenzen  zu  helfen  und  wirtschaft- 
liches Selbständigwerden  zu  ermöglichen.  Daß  es  diese  Institutionen 
nur  sehr  vereinzelt  gab,  und  daß  auch  ihre  Kapitalkraft  keine  sehr 
bedeutende  zu  sein  brauchte,  zeugt  dafür,  daß  es  dem  deutschen 
Judentum  in  wirtschaftlicher  Beziehung  durchaus  gut  ging.  Das  Nach- 
kriegsjahrzehnt hat  hierin  einen  völligen  Wandel  geschaffen.  Die 
wirtschaftlichen  Umwälzungen  und  Krisenerscheinungen  haben  den 
jüdischen  Mittelstand,  das  Massiv  des  jüdischen  Wirtschaftens,  aufs 
schwerste  erschüttert.  Konzentration  der  Wirtschaft  und  des  Kapitals 
haben  die  Entwicklung  des  selbständigen  Handels  geschädigt  und 
unterbunden  und  seine  weitere  Entwicklung  in  Frage  gestellt.  Der 
jüdische  Mittelstand,  ein  anderer  als  vor  dem  Kriege,  kapitalarm, 
existenzbedroht,  konkurrenzumgeben,  sucht  nach  Hilfsmöglichkeiten, 
die  ihm  die  Fortführung  seiner  wirtschaftlichen  Position,  wenn  auch 
in  weit  engerem  Bezirk  als  früher,  gestatten.  In  solcher  Situation 
gewinnen  nicht  nur  alle  Kreditmöglichkeiten,  die  vorhanden  sind,  an 
Bedeutung,  sondern  sie  werden  vielfach  zur  Lebens-  und  Existenz- 
frage einzelner  wirtschaftlicher  Berufe  und  Gruppen  überhaupt.  Die 
Zusammenballung  des  Kapitals  in  riesenhaften  BankinstituLionen 
macht  es  dem  um  seine  Existenz  ringenden  kleinen  Kaufmann  und 
b Händler  unmöglich,  Kredite  zur  Fortführung  seines  Geschäftes  zu 

erhalten.  Deshalb  kann  in  den  letzten  Jahren  ständig  steigernd  fest- 
gestellt werden,  daß  die  Notwendigkeit  einer  wirksamen  jüdischen 
Wirtschafts-  und  Darlehnshilfe  zu  beobachten  ist.  Und  zwar  nicht 
nur  für  einzelne  größere  Gemeinden,  sondern  insbesondere  für  die 
mittleren  und  ganz  besonders  für  die  verstreuten  kleinen  Gemeinden, 
die  aus  wirtschaftspolitischen  und  sonstigen  Gründen  nicht  in  der 
Lage  sind,  sich  selbständig  Kreditmöglichkeiten  zu  eröffnen. 

B.  Gegenwärtige  Formen 

Es  gibt  heute  in  den  jüdischen  Gemeinden  die  verschiedensten 
Formen  und  Möglichkeiten,  die  darauf  abzielen,  dem  schwer  bedräng- 
ten Mittelstand  wirtschaftliche  Hilfe  zu  bringen.  Viele  jüdische  Ge- 
meinden geben  unmittelbar  durch  ihre  W ohlfahrtsämter,  wo  solche 
existieren,  Darlehen  an  wirtschaftlich  schwache  Personen.  Diese  Dar- 
lehen werden  aber  zumeist  gegeben,  um  eine  immittelbare  Wohl- 
fahrtsunterstützung zu  vermeiden,  nicht  aber  deshalb,  um  eine 
dauernde  und  produktive  Wirtschaftshilfe  zu  bringen.  Die  Höhe  der 
Darlehen  ist  in  den  allermeisten  Fällen  viel  zu  gering,  um  durch- 
greifend wirken  zu  können.  Der  unmittelbare  Zusammenhang  mit  der 
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Wohlfahrtspflege  ist  auch  diesen  Darlehnsnehmern  zumeist  nicht  be- 
sonders gut  bekommen,  wird  auch  von  Menschen,  die  auf  die  selb- 
ständige Fortführung  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  Wert  legen, 
als  unwürdig  empfunden  und  abgelehnt.  Deshalb  sind  in  den  letzten 
Jahren  eine  ganze  Anzahl  neuer  jüdischer  Darlehnskassen 
entstanden,  die,  wenn  sie  sich  auch  von  wohlfahrtspflegerischen 
Aspekten  nicht  immer  ganz  frei  machen  können,  dennoch  Wert  darauf 
legen,  selbständig  zu  wirken  und,  in  der  Tendenz  jedenfalls,  nach 
wirtschaftlichen  Gesichtspimkten  ihre  Arbeit  zu  führen.  Der  wirtschaft- 
liche Zweck  der  gegebenen  Darlehen  wird  jedoch  zumeist  nicht  ge- 
nügend geprüft  und  im  vollen  Umfange  erwogen  (Bezahlung  von  Miets- 
schulden usw.),  so  daß  die  Idee  der  produktiven  Wirtschafts- 
hilfe oft  genug  in  den  Hintergrund  tritt  und  damit  den  Darlehnssinn 
dieser  Kassen  auf  weite  Sicht  illusorisch  macht.  Das  Kapital  dieser 
Darlehnskassen  ist  auch  zumeist  kein  genügend  ausreichendes, 
und  auch  die  Bedingungen,  unter  denen  Kapital  gegeben  wird,  sind 
nicht  in  allen  Fällen  für  die  Darlehnsnehmer  tragbar.  Die  erforderlichen 
Bürgschaften  werden  zwar  aufgebracht,  doch  verengt  sich  der  BCreis  der 
Bürgschaft  Leistenden  immer  mehr,  da  die  Personen,  die  hierfür  in 
Frage  kommen,  insbesondere  in  Kleingemeinden,  nicht  sehr  zahlreich 
sind.  Das  schwierigste  Problem  aber,  die  Versorgung  der  kleinsten 
Gemeinden  mit  produktiven  wirtschaftlichen  Darlehen,  kann  durch 
die  vorhandenen  Darlehnskassen  nicht  erfüllt  werden,  da  ihr  Aktions- 
radius kaum  in  einem  einzigen  Falle  über  den  Kreis  der  Mitglieder 
ihrer  Gemeinde  hinausgeht. 

In  letzter  Zeit  ist  die  Entwicklung  jüdischer  Genossen- 
schaftsbanken zu  beobachten,  vorerst  in  einigen  jüdischen  Groß- 
gemeinden. Sie  basieren  auf  dem  auf  lange  Sicht  allein  tragbaren 
Prinzip  der  Selbsthilfe  der  einzelnen  Genossen  durch  Zusammen- 
fassung ihrer  Kapitalkraft.  Sie  erfassen  den  einzebien  Genossen 
nicht  nur  im  Augenblick,  wenn  er  darlehnsbedürftig  geworden  ist, 
sondern  in  seiner  ganzen  wirtschaftlichen  Existenz,  so  daß  sich  die 
Mittel  dieser  Genossenschaften  vervielfachen.  Die  bisherigen  Ge- 
nossenschaften leiden  darunter,  daß  die  Idee  einer  jüdischen  genossen- 
schaftlichen Selbsthilfe  in  weiten  jüdischen  Kreisen  bisher  jedenfalls 
allzu  wenig  Anklang  gefunden  hat.  Deshalb  sind  auch  die  Bedin- 
gungen, unter  denen  eine  Wirtschaftshilfe  im  Augenblick  von  den 
Genossenschaftsbanken  geleistet  wird,  nicht  in  allen  Fällen  wirt- 
schaftlich und  produktiv  tragbar. 

Die  Organisationsform  der  jüdischen  Darlehnskassen  ist  eine 
recht  verschiedene.  Manche  sind  reine  Gemeindeinstitutionen  (z.  B. 
Leipzig),  manche  sind  völlig  freie  Vereinigungen,  die  ihr  Kapital  aus 
Vereinsbeiträgen  aufbringen  (z.  B.  Bocholt),  manche  sind  Darlehns- 
kassen auf  genossenschaftlicher  Grundlage  mit  kleinen  Genossen- 
schaftsanteilen (z.  B.  Königsberg),  andere  wiederum  haben  eine  ge- 
mischte Organisationsform,  freier  Verein  unter  starker  gemeindlicher 
Beteiligung  mit  Vereinsbeiträgen  (z.  B.  Breslau). 
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C.  Tätigkeit 

Die  Tätigkeit  der  Darlehnskassen  ist  in  den  einzelnen 
Gemeinden  verschiedenartig.  Während  einige  Darlehnskassen  Darlehen 
nur  zu  produktiven  Zwecken  geben,  das  heißt  zum  Aufbau  oder  zur 
Fördenmg  einer  wirtschaftlichen  Unternehmung,  geben  andere  Dar- 
lehnskassen wiederum  auch  Mittel  her  für  solche  Zwecke,  die  an 
und  für  sich  nicht  in  den  Aufgabenkreis  einer  Darlehnskasse  fallen 
dürften.  Die  Bezahlung  von  Mietsschulden,  die  Deckung  des  unmittel- 
baren Lebensbedarfs  u.  a.  m.  dürfen  unter  keinen  Umständen  in  den 
Aufgabenkreis  einer  Darlehnskasse  gehören,  wenn  diese  Darlehns- 
kasse ihren  Bestand  nicht  selbst  gefährden  will.  Daß  viele  Darlehns- 
kassen gescheitert  sind  und  scheitern  mußten,  rührt  zumeist  daher, 
daß  der  wirtschaftlich  produktive  Darlehnszweck  nicht  erkannt  wurde; 
auch  zu  hohe  Zinsforderungen,  die  in  sich  das  Darlehen  unproduktiv 
machen  müssen,  wie  auch  die  oft  zu  rigorose,  in  anderen  Fällen  zu 
leichtfertige  Forderung  und  Hinnahme  von  Bürgschaften  trugen  zum 
Scheitern  bei.  Die  Darlehnskasse  darf  sich  deshalb  nicht  nur  rein 
darauf  beschränken,  Darlehen  zu  geben,  sondern  sie  muß  auch  wirt- 
schaftsberatend imd  leitend  sein.  Es  gehört  deshalb  auch  in  die- 
sen Zusammenhang,  daß  sehr  oft  Darlehnsmittel  staatlicher  und 
gemeindlicher  Institutionen  als  Zusatzdarlehnsmittel  heranzuziehen 
sein  werden*). 

Um  von  der  Wirksamkeit  jüdischer  Darlehnskassen  ein  Bild  zu 
bekommen,  ist  es  vielleicht  wichtig,  einige  solcher  Kassen  in  ihrer 
Arbeitsweise  genauer  zu  imtersuchen. 

I.  Die  jüdische  Darlehnskasse  Berlin,  die  wohl  die 
größte  jüdische  Darlehnskasse  Deutschlands  ist,  ist  eine  G.  m.  b.  H., 
die  von  zwei  Geschäftsführern  geleitet  wird,  daneben  einen  Kassierer 
imd  eine  Buchhalterin  zur  Verfügung  hat.  Sie  arbeitet  seit  dem  Jahre  j 

1924  und  hat  ihr  Kapital  aufgebracht  durch  ein  Konsortium  namhafter 
Persönlichkeiten,  aber  auch  durch  wesentliche  Zuschüsse  der  Berliner 
Gemeinde.  Das  gegenwärtige  Kapital  der  Darlehnskasse  beträgt  etwa 
240  000  Reichsmark.  Der  Umfang  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden 
Tätigkeit  wird  aus  folgender  Uebersicht  der  ausgeliehenen  Darlehen 
ersichtlich: 


1924  . 

. . . . RM 

66  495 

1925 

133  729 

1926  . 

• • • • ff 

165  297 

1927  . 

• • . . »» 

173  409 

1928  . 

• • • • »t 

194  612 

1929  . 

....  «f 

187  965 

1930  . 

• • . • »t 

215  985 

KM  1 137  492 


*)  Es  sei  hier  nur  auf  die  Kreditgemeinschaft  gemeinnütziger  Selbsthilfe- 
organisationen Deutschlands,  Berlin,  Monbijouplatz  3,  hingewiesen,  die  über 

sehr  große  Reichskreditmittel  verfügt,  und  die  ohne  Schwierigkeiten  für  alle 
jene  Personen  nutzbar  gemacht  werden  kann,  die  wirtschaftlich  unter  dem 
Krieg  und  seinen  Folgeerscheinungen  gelitten  haben.  Die  Bedingungen  sind 
durchaus  günstig,  ebenso  die  Rückzahlungsfristen. 


Ueber  das  Verhältnis  von  Darlehnsgesuchen  zu  bewilligten  Dar- 
lehen bzw.  Rückzahlungen  ausgeliehener  Darlehen  unterrichtet  für  das 
Geschäftsjahr  1930  folgende  recht  interessante  Uebersicht: 


1930 

Gesuche 

Ausgez. 

Darlehen 

Rückzahlg. 

Stück 

Betrag 

Stücke 

Betrag 

Betrag 

Januar  

73 

56  200 

30 

12  400 

14  250 

Februar 

70 

43  200 

46 

19  240 

12  860 

März 

74 

54  100 

50 

18  000 

15  280 

April 

65 

42  100 

51 

21  650 

13  230 

Mai 

89 

57  550 

48 

17  310 

15  660 

Juni 

94 

57  800 

34 

14  510 

14  260 

Juli 

107 

68  065 

63 

25110 

14  020 

August 

87 

61060 

59 

20  850 

16  510 

September 

70 

44  548 

55 

21  560 

12  120 

Oktober 

67 

46  270 

36 

12  900 

15  720 

November 

57 

28  570 

42 

18  750 

15  510 

Dezember 

86 

59  660 

40 

12  990 

16  644 

939 

619  123 

554 

215  270 

176  064 

In  welch  imgeheurem  Umfang  sich  die  Verhältnisse  zu  ver- 
schlechtern beginnen,  wird  aus  den  Vergleichsziffem  für  die  ersten 
drei  Monate  des  Jahres  1931  ersichtlich.  Das  Darlehnsbedürfnis  hat 
sich  in  den  Vergleichsmonaten  mehr  als  verdoppelt: 


1931 

Januar  

187 

1 

112  300 

60 

21300 

12  700 

Februar  

137 

76  200 

57 

19  500 

12  400 

März 

144 

78  710 

74 

25100 

17  300 

468 

267  210 

191 

65  900 

42  400 

Die  Unkosten  aus  dem  Geschäftsbetrieb  beliefen  sich  für  die  Jahre 
1924/1930  auf  71771RM.,  denen  eine  Einnahme  von  55  883RM.  gegen- 
übersteht. Die  Verluste  betrugen  während  dieser  siebenjährigen  Tätig- 
keitsperiode einschließlich  der  Verluste  aus  dem  Geschäftsbetrieb 
44 151  RM.  Darlehen  werden  gegeben  nur  gegen  Aufbringung  von 
zwei  Bürgen.  Die  Prüfung  der  Darlehnsgesuche  erfolgt  durch  die 
einzelnen  Bezirke  imd  Vertrauensleute  des  Berliner  jüdischen  Wohl- 
fahrtsamtes. Der  Zinssatz  beträgt  gegenwärtig  pro  anno  4 o/o  imd  ist 
im  vorhinein  von  der  ausgeliehenen  Kapitalsumme  zu  erstatten,  so 
daß  sich  ein  Zinsfuß  von  etwa  6 o/o  ergibt. 

II.  Die  jüdische  Darlehnskasse  Breslau  ist  gegründet 
als  eingetragener  Verein  unter  dem  Namen  „Jüdische  Mittelstands- 
hilfe . Sie  arbeitet  gemeinsam  mit  dem  Darlehnsinstitut  der  Fraeu- 
kelschen  Stiftung  zu  Breslau.  Ihre  Entwicklung  ist  eine  ungewöhnlich 
günstige.  Während  der  Verein  bei  seiner  Gründung  nur  etwa  50  Mit- 
glieder umfaßte,  zählt  er  heute  nahezu  200.  Während  ihm  bei  der 
Gründung  kaum  2000  RM.  eigenes  und  10  000  RM.  fremdes  Kapital 
zur  Verfügung  standen,  verfügt  er  heute  über  9000  RxM.  eigenes  und 
100  000  RM.  fremdes  Kapital.  In  den  sieben  Jahren  des  Bestehens 
hat  die  ,, Jüdische  Mittelstandshilfe**  beinahe  eine  Million  an  Dar- 
lehen ausgegeben,  so  im  Jahre  1929  215  000  RM.  und  im  Jahre  1930 
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über  250  000  RM.  Im  Jahre  1929  sind  sämtliche  Darlehen  an  den 
Verein  ohne  Verlust  zurückgeflossen.  Es  wird  ein  Verwaltungsbeitrag 
von  den  ausgegebenen  Kapitalien  in  Höhe  von  3,6 o/o  pro  anno  er- 
hoben, nur  in  etwa  2 o/o  aller  Fälle  mußten  die  Bürgen  in  Anspruch 
genommen  werden.  Das  Kapital  ist  beschafft  worden  zu  einem  ge- 
ringen Teil  durch  Vereinsbeiträge,  der  Rest  durch  ein  zinsfreies  Dar- 
lehen der  Gemeinde  von  45  000  RM.  und  die  weitere  Summe  durch 
Bankdarlehen.  Der  Kreis  der  Darlehnsnehmer  umfaßt  sowohl  Kauf- 
leute, als  auch  Handwerker  und  Kleingewerbetreibende  und  ver- 
schiedene andere  Berufe.  Es  wurden  im  Jahre  1929  Darlehen  gege- 
ben an: 


1.  Kaufleute: 


a)  Textil-,  Manufaktur-,  Tuch-  und  Wollwaren 67  Darlehen 

b)  Wäsche  und  Konfektion ] 34 

c)  Schuh-  und  Lederwaren ! ! 10 

d)  Nahrungsmittel 3ü  ” 

e)  Diverse  Branchen ! ! ! ! 75  ” 


2.  Handwerker  und  Kleingewerbetreibende: 

a)  Handwerker 

b)  Kleingewerbetreibende !.'!!'  8 


3.  verschiedene  Berufe: 


a)  Haus-,  Hotel-  und  Pensionsbesitzer 

b)  Reisende 

c)  Diverse  freie  Berufe 


und 


zwar: 


I 


1 

ä 

RM 

40,- 

2 

ä 

RM 

50,— 

8 

ä 

RM 

75,- 

1 

ä 

RM 

90,— 

13 

ä 

RM 

100,— 

2 

ä 

RM 

120,— 

1 

ä 

RM 

130,— 

7 

ä 

RM 

150,— 

17 

ä 

RM 

200,— 

1 

ä 

RM 

225,— 

5 

a 

RM 

250,— 

24 

h 

RiM 

300,— 

2 

a 

RM 

350,- 

17 

ä 

RM 

400,— 

2 

ä 

RM 

450,— 

30 

k 

RM 

500,— 

28 

k 

RM 

600,— 

2 

k 

RM 

700,— 

2 

k 

RM 

750,— 

14 

k 

RM 

800,— 

73 

k 

RM 

1000,— 

14 

k 

RM 

1200,— 

2 

k 

RM 

1300,— 

1 

k 

RM 

1375,— 

30 

k 

RM 

1500,— 

= RM 

40,- 

= RM 

100,— 

= RM 

600,— 

= RM 

90,— 

= RM 

1 300,— 

= RM 

240,— 

= RM 

130,— 

= RM 

1 050,— 

= RM 

3 400,— 

= RM 

225,— 

= RM 

1 250,— 

= RM 

7 200,— 

= RM 

700,— 

= RM 

6 800,— 

= RM 

900,— 

= RM 

15  000,— 

= RM 

16  800,— 

= RM 

1 400,— 

= RM 

1 500,— 

= RM 

11  200,— 

= RM 

73  000,— 

= RM 

16  800,— 

= RM 

2 600,— 

= RM 

1 375,— 

= RM 

45  000,— 

9 

19 

12 


it 


n 


300  Darlehen 


1 vorübergehende  Beleihung  einer  Reichsschuldbuchforderung  in  Höhe  von 

RM  6 100,—. 

Insgesamt  300  Darlehen  mit  zusammen  RM.  214  800. . 
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HI.  Die  jüdische  Darlehnskasse  Königsberg  ist  eine 
eingetragene  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung.  Der  Ge- 
nossenschaftsanteil beträgt  25  RM.  Die  Genossenschaft  umfaßt  gegen- 
wärtig 209  Genossen  mit  779  Anteilen.  Das  Betriebskapital  umfaßte 
im  Jahre  1930  26  425  RM.  Ausgegeben  wurden  in  diesem  Jahre 
22  Darlehen  mit  einer  Gesamtsumme  von  etwa  10  000  RM.  Der  Zins- 
fuß beträgt  80/0.  Ausfälle  sind  kaum  zu  verzeichnen  gewesen.  Die 
geringe  Zahl  der  bewilligten  Darlehen  ist  darauf  zurückzuführen,  daß 
viele  Kreditnehmer  die  satzungsgemäßen  Bürgschaften  nicht  aufzu- 
bringen in  der  Lage  waren. 

IV.  Die  jüdische  Darlehnskasse  zu  Leipzig  ist  eine 
rein  gemeindliche  Institution.  Ihr  Stammkapital  ist  65  000  RM.  Sie 
wurde  im  Jahre  1930  von  etwa  140  Darlehnsnehmern  beansprucht. 
An  Darlehen  wurden  insgesamt  im  Jahre  1930  etwa  72  000  RM.  aus- 
gegeben. Zinsen  werden  erhoben  in  Form  eines  anteiligen  Verwal- 
tungsbeitrages von  40/0  bei  Ausgabe  des  Darlehens.  Seit  der  Grün- 
dung der  Darlehnskasse  1924  bis  Ende  1930  sind  insgesamt  nur 
450  RM.  uneintreibbare  Verluste  entstanden.  In  24  Fällen  mußten  im 
Jahre  1930  die  Bürgen  in  Anspruch  genommen  werden,  in  16  Fällen 
waren  Zwangsmaßnahmen  erforderlich.  Im  aUgemeinen  konnten  ver- 
trauenswürdige Darlehnsnehmer  ständig  zwei  erforderliche  Bürgen 
finden. 

V.  Hilfsverein  Esrass  Kfufim  zu  Bocholt.  Die  Wirk- 
samkeit dieses  Vereins,  der  40  Jahre  besteht,  ist  deshalb  von  be- 
sonderem Interesse,  weil  er  seine  (zwar  nicht  allzu  umfangreiche) 
Tätigkeit  nicht  nur  innerhalb  der  Gemeinde  Bocholt  ausübt,  sondern 
die  im  Umkreis  liegenden  Kleingemeinden  erfaßt.  Die  Nachprüfung 
der  Kreditwürdigkeit  geschieht  durch  Ortsausschüsse,  deren  Vor- 
sitzender dem  Vorstand  des  Kreditvereins  selber  angehört.  Einem 
Bericht  vom  Jahre  1927  ist  zu  entnehmen,  daß  der  Kredit  verein  an 
Darlehnsnehmer  im  gesamten  Umkreis  etwa  13  000  RM.  verausgabt 
hat.  Der  Verein  bringt  das  hierzu  notwendige  Kapital  durch  Schen- 
kungen und  Mitgliedsbeiträge  auf.  So  verfügte  er  im  Rechnungs- 
jahr 1927/28  über  5000  RM.  In  17  Fällen  konnten  Darlehen  aus- 
gegeben werden  in  Höhe  von  150  bis  1500  RM. — . 

D.  Umfang 

Ueber  den  Umfang  der  jüdischen  Darlehnskassentätigkeit  unter- 
richtet folgende  Tabelle.  Sic  ist  das  Ergebnis  einer  von  der  Zentral- 
wohlfahrtsstelle der  deutschen  Juden  veranstalteten  Umfrage.  Sie  ist 
unvollständig,  da  einige  Stellen  die  Umfrage  gar  nicht  oder  nur  unge- 
nügend beantwortet  haben. 
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1 

1 

Kapital 

Kredit- 

nehmer 

Höhe  der 
Darlehen 

Aus- 

geliehene 

Beträge 

Zinsfuß 

Bemerkungen 

RM 

RM 

RM 

Berlin 

Jüdische  Darlehns- 

1924 

1926/27 

Bis  1000 

1926/27 

ca.  60/0 

2 Bürgschaften 

kasse  G.  m.  b.  H. 

5 000 

396 

157  885 

verlangt 

1927 

1929 

1929 

180  000 

410 

186  100 

1931 

1930 

1930 

ca. 

554 

215  985 

200  000 

Jüdischer  Kredit- 

119 750 

1000—3000 

Gesamt- 

W  echseldiskont 

verein  für  Handel  u. 

umsatz 

1929:  2732  Stck. 

Gewerbe  E.G.m.  b.H. 

1928 

RM  876  171 

Genossen  1929 

4 361  946 

Arbeitete  1929 

327 

1929 

mit  Verlust,  da 

10  077  287 

nicht  genügend 
Eigenkapital 

Volksbank  Iwria 

1929 

1928 

Ab  200 

Starkes  Wech- 

E.  G.  m.  b.  H. 

171513 

175 

selgeschäft  mit 

Haft- 

kleinen Kun- 

summe 

den 

349  763 

1929:  Gewinn 

Bocholt 

RM  10  800 

Hilfsverei.n  Esrass 

1926 

1926 

Bis  1500 

1926 

Zinslos 

Bürgschaft  des 

Kfufim  E.  V.,  280 

8 395 

5 

4 550 

Vereins.  Pro- 

Mitglieder 

1927/28 

1927/28 

duktive  Dar- 

17 

13  000 

lehnsgewäh- 

Bochum 

rung 

Rabbiner  Dr.  David- 

2 000 

1926 

Keine  Vor- 

1926 

Zinslos 

Keine  Sicher- 

Gründung, Verein, 

1 

schrift 

600 

heitenerforder- 

100 Mitglieder 

j 

lich 

Breslau 

Jüdische  Mittel- 

1925 

Bis  1500 

1925 

3,60/0 

i 

Darlehen  für 

standshilfe  E.  V. 

110 

38  358 

werbende 

1929 

1929 

Zwecke. 

300 

214  800 

1 

Sicherheit 

1930 

1930 

durch  2 Bürgen 

320 

235  000 

oder  Wertpa- 

Volksbank Silesia 

1 

piere 

E.  G.  m.  b.  H. 

Neugründung 

Chemnitz 

Daxlehnskasse 

2 500 

Voml.1.31 

100—1000 

Voml.  1.31 

Zinslos 

2 Bürgschaften 

„Gemiluth  Chessed“ 

bis  1.  7.  31 

bis  1.7.31 

verlangt 

E.V. 

28 

17  343 

Darlehen  an  Ge- 
werbetreibende 

Volksbank  Iwria 
E.G.m.  b.H. 

Neugründung 

Danzig 

Jüdische  Leihkasse 

9175 

1928 

Bis 

59  791 

10  0/0 

Bürgschaft  oder 

E.  G.  m.  b.  H. 

1 

DG. 

484 

1930 

382 

200  DG. 

47  099 

' 

Wertpapiere 

10 
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Kapital 

Kredit- 

nehmer 

Höhe  der 
Darlehen 

Aus- 

geliehene 

Beträge 

Zinsfuß 

Bemerkungen 

RM 

RM 

RM 

1 

j 

Dortmund 

- 

Jüdische  Darlehns- 

6 000 

Darlehen  für 

kasse  E.  G.  m.  b.  H. 

werbende 

Zwecke 

Duisburg 

Jüdische  Darlehns- 
kasse E.  G.  m.  b.  H. 

Nathan-Tillinger- 

Stamm- 

März 

300 

März 

Darlehen  an  Ge- 

Kasse 

kapital 

1930/31 

1930/31 

werbetreibende 

1793 

128 

1.6  782 

u.  Handwerker 

Essen 

1 

gegen  Bürgsch. 

Jüdische  Genossen- 

! 

Neugründung 

schaftsbank  E.  G. 
m.  b.  H. 

1931 

Frankfurt  a.  M. 

Jüdische  Leihkasse 

etwa 

1929 

Bis  1500 

1929 

Kosten- 

Bürgschaft  ver- 

E.V. 

40  000 

158 

59  635 

beitrag 

langt 

1930 

1930 

letwa  30/ü 

Freiburg 

174 

50  600 

1 

Darlehnskasse  der 

1930 

Zinslos 

Bürgschaft  ver- 

Isr.  Gemeinde 

1 200 

! 

langt.  Rückzah- 
lung in  Raten 
innerhalb  eines 

1 

! 

Jahres. Kapital- 
bedarf wird  aus 

Gcmcindemit- 

Friedberg  i.  H. 

teln  bestritten. 

Hilfsverein 

1927 

1927 

Bis  200 

1927 

Zinslos 

Ohne  Bürg- 

1 200 

4 

400 

schaft 

1930 

1930 

1930 

1542 

3 

1390 

Fürth 

Darlehnskasse  der 
Isr.  Kultusgemeinde 

Zinslos 

Glogau 

Jüdische  Darlehns- 

1930 

1930 

1930 

Zinslos 

1 

kasse 

1 000 

7 

2 500 

Hamburg 

Isr.  Vorschuß-Insti- 

1927 

1930 

Bis  300 

1927 

2—30/0 

Bürgschaft  ver- 

tut.  Rechtsfähige 

37  210 

147 

44  105 

langt 

Stiftung  unter  Auf- 

1931 

1 1930 

sicht  der  Gemeinde 

ca. 

50  000 

1 38  555 

i 

Hannover 

1 

Jüdische  Darlehns- 

stamm- 

1926/27 

100—500 

1926/27 

10/0  über 

Bürgschaft  ver- 

kasse  E.V. 

kapital: 

18 

4 205 

Reichs- 

langt. 

2 000 

1930 

1930 

bankdis- 

Jährlicher  Zu- 

Dar- 

26 

5 990 

kont  oder 

schuß  der  Ge- 

leben 

zinslos 

meinde  300 

1 5 OOOi 

i 
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Kapital 
EM 


Insterburg 

Darlehnskasse  der 
Chewra  Sklower 
Holzstiftung,  Verein 

Köln 

Darlehnskasse  des 
W ohlfahrtsamtes 
der  Synagogenge- 
meinde Köln 


Königsberg 
Jüdische  Darlehns- 
kasse E.  G.  m.  b.  H., 
209  Genossen  mit 
779  Anteilen  ä 25 


Landsberg  a.  W. 
Bürgerrettungs  - In- 
stitut E.  V. 


Leipzig 
Hilfsverein  isr. 
Gewerbetreibender 
zu  Leipzig  E.  V.,  ca. 
1800  Mitglieder 


2 000 


Stamm- 
kapital; 
5 000 
dazu 
Zu- 
schuß 
der  Ge- 
meinde 
1927 
10  000 

1925 
19  000 
1927 
19  475 
1930 
26  425 


Durch 

Infla- 

tion 

ver- 

loren 


20  000 


Kredit- 

nehmer 


Höhe  der 
Darlehen 

EM 


Aus- 

geliehene 

Beträge 

EM 


Zinsfuß 


Bemerkungen 


1925/26 

46 

1927 

34 

1929 
38 

1930 
62 


1925 
58 

1926 
47 

1927 
37 

1929 
17 

1930 
22 

1925 
4 

1926 

3 

1927 
1 

1929 

4 

1929 

47 


Bis  200 


Bis  500 


400-1400 


Bis  etwa 
600 


Bis  500 


1925/26 
9 780 
1927 
9 350 

1929 
15  719 

1930 
24  503 


1925 
25  892 

1926 
15  518 

1927 
15  488 

1929 

8 050 

1930 

9 925 

1925 
489| 

1926 
1 720| 

1927 
lOOi 

1929 
1 800! 

1929 
40  5301 


Zinslos 


Zinslos 


Gewährung  von 
Darlehen  für 
produktive 
Zwecke.  Bürg- 
schaft verlangt 


80/0 


Zinslos 


Darlehnskapital 
wird  durch  Bei- 
träge und 
Spenden  aufge- 
bracht 


Zinslos 


Darlehnskasse  der 
Isr.  Eeligions- 
gemeinde 


München 
Iwria  Darlehns- 
kasse E.  V. 


1927 

44110 

1929 
66  110 

(davon 
60  000 
Ge- 
meinde) 

1930 
65  000 


1924/25 

25 

1925/26 

80 

1926/27 

99 

1927/28 

115 

1928/29 

113 

1930 

137 


Bis  1500 


1924/25 
11  995 
1925/26 
29  960 
1926/27 
38  993 
1927/28 
57  608 
1928/29 
65  851 
1930 
71  600 


40/0 


1929:60  416  ] 

zurückbezahlt  J 
1930:  76  870  j 

zurückbezahlt  J 
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Kapital 

Kredit- 

nehmer 

Höhe  der 
Darlehen 

j Aus- 
geliehene 
Beträge 

Zinsfuß 

Bemerkungen 

■ 

EM 

1 

1 

EM 

! 

EM 

1 

Nürnberg 
Darlehnskasse  der 
Isr.  Kultusgemeinde 

Plauen 

Darlehnskasse  für 
jüdische  Gewerbe- 
treibende e.  V., 

53  Mitglieder 

Stettin 

Darlehnskasse  der 
Synagogengemeinde 

Tilsit 

Gemiluth  Chassodim 
(Eabb.  Dr.  Ehrlich- 
Gedächtnisstiftung), 
Verein,  ca.  80  Mit- 
glieder 


1930731 

21 


Wandsbek 
Isr.  Unterstützungs- 
und Wanderverein, 
ca.  15  Mitglieder 


Durch 

Infla- 

tion 

ver- 

loren 


Wiesbaden 

Jüdische  Darlehns- 
kasse E.  V. 


Zwickau 
Esrath  Achim,  Allg. 
Jüd.  Hilfsverein 
E.  V.,  60  Mitglieder 


Darle- 
hen der 
Firma 
Schok- 
ken, 
Kredite 
bei  der 
Zwik- 
kauer 
I Stadt- 
i bank  I 


Bis  500 


Bis  300 


1930/31 
8 200 


1924 
670 

1925 
1260 

1926 
900 

1927 
1025' 

1929 

2 300 

1930  I 
19501 


Zinslos 


Bis  50 


Zinslos 


1930 
2 445 


10/0 

über 

Eeichs- 

bank- 

diskont 


! Bis  1000 
und  mehr 


1924  i 

21  992! 

1925  ; 
45  163 

1926 
76  441 

1927 

17  885: 


Neugründunj 

1931 


1925  gegründet 
1930  Tätigkeit 
neu  aufgenomm. 
Bürgschaft  verl. 

Das  Kapital 
stammt  aus 
Jahrzeitsstif- 
tungen und 
Spenden. 
Bürgschaft  oder 
Hinterlegung 
von  Wertpapie- 
ren 


Bürgschaft  wird 
nur  bei  Nicht- 
mitgliedern 
verlangt.  Das 
Darlehnskapi- 
tal wird  durch 
jährliche  Mit- 
gliedsbeiträge 
(EM  8, — ) auf- 
gebracht 

Bürgschaft  ver- 
! langt.  Darlehen 
an  Handwerker 
u.  Gewerbetrei- 
bende. Kapital 
wird  durch  Mit- 
gliederaufgebr. 


il 


(Zinsverbilligung  — Kapitalbeschaffung) 


Die  Zentral  wohlfahrtsstelle  der  deutschen  Juden  hat  aus  den  Be- 
nchten  aller  Darlehnskassen  entnehmen  können,  daß  der  Kreis  der 
Darlehnsnehmer  ständig  wächst,  und  daß  das  den 

Darlehnskassen  zur  Verfügung  stehende  Kapital  zu- 
meist nicht  ausreicht.  Weiterhin  mußte  aus  dieser  Umfrage 
test^stellt  werden,  daß  der  Arbeitsbereich  der  Darlehnskassen  über 
KJ..  nicht  hinausgeht,  und  daß  das  Kredit- 

bedurfnis  der  sich  in  besonders  schwieriger  Lage  befindlichen  Klein- 
gememden  durch  diese  Stellen  nicht  befriedigt  wird.  Die  Zentralwohl- 
fahrtsstelle mußte  in  gemeinsamer  Beratung  mit  dem  Preußischen 
Lan^sverband  jüdischer  Gemeinden  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß 
die  Förderung  der  jüdischen  Darlehnskassenbewegung  eine  der  ent- 
scheidendsten jüdisch-sozialen  Aufgaben  der  nächsten  Zeit  darstellt. 
Da  vielfach  die  Ausdehnung  des  Arbeitsbereiches  der  Darlehnskassen 
daran  scheitert,  daß  sie  nicht  in  der  Lage  sind,  neues  Kapital  zu 
hohen  Zmsen  aufzunehmen,  haben  sich  beide  SteUen  entschlossen, 
einen  Zinsverbilligungsfonds  zu  schaffen,  der  imstande  ist’ 
das  durch  die  Kassen  neu  aufgenommene  und  selbst  beschaffte  Ka- 
pdal  um  30/0  zu  verbmigen.  SoUte  darüber  hinaus  die  einzelne  Kasse 
nmht  in  der  Lage  sein,  das  Kapital  sich  selbst  zu  beschaffen,  so  ist 
die  Zentralwohlfahrtsstelle  der  deutschen  Juden  in  der  Lage,  das 
Kapital  in  angemessener  Höhe  zu  vermitteln. 

Die  bisherige  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  hat  gezeigt,  daß  Gesuche 
sowohl  um  Kapitalbeschaffung,  als  auch  um  ZinsverbiUigung  zumeist 
von  den  größeren  jüdischen  Gemeinden  Preußens  und  anderer  Staaten 
kamen.  So  wurden  durch  die  ZentralwohlfahrtssteUe  bisher  etwa 
75  000  RM.  verbilligtes  Kapital  direkt  vermittelt  und  nur  20  000  RM. 
von  einer  Gemeinde  unter  Inanspruchnahme  des  Zinsverbilligungs- 
fonds selbst  aufgebracht.  Trotz  mehrfacher  Rundschreiben  haben  die 
bestehenden  Provinzialverbände  der  Gemeinden  und  der  Wohlfahrts- 
pflege sich  bisher  um  die  Errichtung  von  Darlehnskassen  kaum  be- 
müht und  damit  weder  die  Kapitalbeschaffung,  noch  den  ZinsverbiUi- 
gungsfonds  in  Anspruch  genommen.  Kleine  Gemeinden,  für  die  in 
erster  Linie  diese  Aktion  gedacht  war,  haben  überhaupt  kein  oder 
nur  sehr  geringes  Interesse  gezeigt.  Die  Bereitschaft  größerer,  zentral 
gelegener  jüdischer  Gemeinden,  Darlehnskassen  für  einen  größeren 
oder  kleineren  Bezirk  zu  gründen,  war  bisher  trotz  mannigfacher  Ver- 
handlungen nur  in  ganz  wenigen  Fällen  zu  wecken. 
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Wesens 


A.  Gründung  von  Gemeinde-  und  Bezirksdarlehns- 

kassen 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  Ausbau  eines  engen, 
das  ganze  Reich  umfassenden  Netzes  jüdischer  Darlehnskassen  zu 
den  dringlichsten  gegenwärtigen  sozialen  Aufgaben  gehört.  Aus  den 
fast  täglichen  Anfragen,  die  an- die  ZentralwohlfahrtssteUe  und  auch 
an  andere  jüdische  Organisationen  gelangen,  aus  den  Diskussionen  in 
der  jüdischen  Presse,  bei  den  vielfachen  Tagungen  jüdischer  Verbände 
wird  ersichtlich,  daß  die  Errichtung  von  Darlehnskassen  mit  aUer 
Energie  in  Angriff  genommen  werden  muß.  Ein  Bedürfnis  für  solche 
Darlehnskassen  besteht  nicht  nur  in  den  großen  jüdischen  Gemeinden, 
die  viele  Tausende  von  Mitgliedern  zählen,  sondern  mindestens  so 
stark,  wenn  nicht  in  noch  weit  stärkerem  Maße  in  den  Kleingemein- 
den. Es  darf  festgesteUt  werden,  daß  in  jeder  jüdischen  Ge- 
meinde, die  etwa  150  bis  250  Steuerzahler  zählt,  nicht  nur  das  Be- 
dürfnis für  eine  jüdische  Darlehnskasse  vorhanden,  sondern  auch  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  eine  solche  zu  errichten.  Wie  aus  der  im 
ersten  Abschnitt  wiedergegebenen  Tabelle  deutlich  wird,  gibt  es  der- 
artige Darlehnskassen  nur  in  verhältnismäßig  wenigen  Gemeinden, 
so  daß  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  aller  jüdischen 
Gemeinden  mit  250  Zensiten  die  Aufgabe  der  Errichtung 
jüdischer  Darlehnskassen  in  Angriff  zu  nehmen  ist. 

Darüber  hinaus  gibt  cs  zahllose  kleinere  Gemeinden,  deren  Mit- 
gliederbestand die  Errichtung  einer  eigenen  jüdischen  Darlehnskasse 
kaum  rechtfertigen  dürfte,  da  leistungsfähige  Träger  in  diesen  Ge- 
meinden nicht  gefunden  werden  können.  Auch  die  Gemeinden  selbst 
sind  zumeist  zu  finanzschwach,  um  eine  solche  Darlehnskasse  zu 
halten.  Da  sich  diese  wenig  leistungsfähigen  Kleingemeinden  in  fast 
allen  Landesteilen  Deutschlands  befinden,  so  wird  als  zweites  Ziel 
erstrebt  werden  müssen,  die  Errichtung  von  Bezirksdar- 
lehnskassen.  Es  dürfte  das  vorteilhafteste  sein,  diese  Bezirks- 
darlehnskassen  am  Sitz  der  bevölkerungs-  und  finanzstärksten  Ge- 
meinde des  Bezirkes  zu  errichten.  Als  solche  Bezirke  wären  anzu- 
sehen die  Provinzen  in  Preußen,  in  den  außerpreußischen  Ländern  die 
Kreise.  Für  Niederschlesien  wäre  eine  solche  Bezirksdarlehnskasse 
z.  B.  zu  errichten  in  Breslau,  für  Ostpreußen  in  Königsberg,  wenn 
I auch  zugegeben  werden  muß,  daß  zum  Teil  die  Kleingemeinden  von 

den  lebensstarken  größeren  Gemeinden  weit  entfernt  liegen.  Die  Ge- 
währung von  Darlehen  innerhalb  der  Bezirksdarlehnskassen  muß 
dergestalt  erfolgen,  daß  die  Prüfung  durch  Vertrauensleute  in  den 
Kleingemeinden  geschieht,  die  Bürgen  wären  ebenfalls  in  den  Klein- 
gemeinden  selbst  zu  stellen. 

Die  Darlehnskassen  der  größeren  Gemeinden,  wie  die  Bezirksdar- 
lehnskassen haben  nicht  nur  die  Aufgabe,  Darlehen  zu  produktiven 
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Zwecken  zu  vermitteln,  sondern  sie  müßten  sich  in  gleicher  Weise  zur 
Aufgabe  machen,  w i r t s c h a f t s b er  a t e n d und  wirtschafts- 
h elf  end  im  Einzelfalle  aufzutreten.  So  müßte  vor  Hergabe  eines 
Darlehns  festgestellt  werden,  ob  der  Betrieb  oder  die  Wirtschaft  die 
Darlehnshöhe  rechtfertigt,  ob  nicht  vor  Hergabe  des  Darlehns  eine 
Sanierung  durch  andere  Stellen  in  Frage  kommt  (Jüdisches  Wohl- 
fahrtsamt, Städtisches  Wohlfahrtsamt  usw.),  da  vielfach  festgestellt 
werden  konnte,  daß  die  imkontrollierte  Hergabe  von  Darlehen  trotz 
Vorhandenseins  von  Bürgen  nicht  nur  rieht  gerechtfertigt  war,  sondern 
oftmals  auch  den  Bestand  einer  Darlehnskasse  selbst  gefährdete.  Bei 
Vorhandensein  größerer  Mietsschulden,  Wechselschulden  usw.  reicht 
oft  ein  hergegebenes  Darlehen  kaum  dazu,  diese  Schulden  abzudecken, 

.j  Darlehen  nutzlos 
z.  B.  erst  durch  die 
wenn  diese  nicht  ausreichen,  privaten 


reine  Wohlfahrtsdarlehnskassen,  die  von  jüdischen  Wohlfahrtsämtem 
oder  Wohlfahrtsorganisationen  verwaltet  werden,  und  die  zumeist  den 
Zweck  haben,  an  Stelle  von  Fürsorgemaßnahmen  Darlehen  treten  zu 
lassen,  ohne  daß  mit  der  Hergabe  des  Darlehns  ein  wesentlich  produk- 
tiv wirtschaftlicher  Zweck  verbunden  ist.  Eine  weitere  Anzahl  von 
Darlehnskassen  versucht,  auf  wirtschaftlicher  Basis  nach  geschäftlichen 
Gesichtspunkten  zu  arbeiten,  doch  liegt  es  in  der  Natur  ihrer  Tätigkeit 
und  dem  Umfang  des  gegenwärtigen  Notstandes,  daß  sich  rein  wohl- 
fahrtspflegerische Zwecke  nicht  ausschalten  lassen,  zumal  die  Ge- 
meinden in  den  meisten  Fällen  das  Betriebskapital  ganz  oder  zum 
größten  Teil  hergegeben  haben,  lun  eine  fühlbare  Entlastung  ihres 
Wohlfahrtsetats  herbeizuführen.  Schließlich  gibt  es  auch  die  Form 
genossenschaftlicher  Darlehnskassen,  die  ihr  Kapital  durch  Genossen- 
schaftsanteile innerhalb  der  Gemeinde  aufbringen,  die  aber,  wie  das 
Beispiel  Königsberg  zeigt,  keineswegs  ihre  Darlehnstätigkeit  nur  auf 
den  Kreis  ihrer  Genossen  erstrecken. 

Allen  jüdischen  Darlehnskassen,  mit  Ausnahme  der  wenigen  ge- 
nossenschaftlichen Gründungen,  kann  als  gemeinsames  Merkmal  zuge- 
sprochen werden,  daß  sie  für  andere  gegründet  sind,  das  heißt,  daß 
entweder  Gemeinden  oder  potente  Einzelpersönlichkeiten  das  Kapital 
hergeben,  um  es  für  einen  „guten  Zweck“  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Die  gegenwärtige  Massennot  des  jüdischen  Mittelstandes,  und  man 
kann  ohne  Uebertreibung  von  einer  solchen  sprechen,  zwingt  dazu,  an- 
dere, im  sonstigen  deutschen  Wirtschaftsleben  bereits  durchaus  er- 
probte Formen  der  Darlehnshilfe  zu  suchen.  Der  im  jüdischen  Leben 
Deutschlands  bisher  jedenfalls  nicht  gekannte  starke  Wechsel  zwi- 
schen Nehmenden  und  Gebenden  (wer  heute  Gebender  ist,  kann 
morgen  schon  Nehmender  sein),  muß  dazu  Veranlassung  geben,  in 
viel  stärkerem  Maße  als  bisher  die  Gedanken  der  Selbsthilfe  und 
der  gegenseitigen  Hilfe  in  den  Mittelpunkt  der  jüdischen  Dar- 
lehnskassenbewegung zu  stellen.  Eine  Darlehnskasse  auf  ge- 
nossenschaftlicher Basis  hat  den  ungeheuren  und  von  kei- 
ner ähnlichen  Institution  bisher  erreichten  Vorteil,  daß  alle  Mitglieder 
einer  solchen  Genossenschaft  sich  für  einander  verantwortlich  fühlen, 
dazu  beitragen,  die  Wirtschaftlichkeit  eines  solchen  Unternehmens  zu 
erhöhen  und,  was  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  die  Aussicht  eines 
solchen  Versuches  auf  lange  Sicht  auf  eine  gesunde  Grundlage  zu  stel- 
len. Die  Mittel  der  Gemeinden,  die  für  fortlaufende  Kapitalbeschaffung 
hergegeben  werden  können,  sind  beschränkt,  die  Kapitalaufnahmefähig- 
keit nur  in  seltenen  Fällen  vorhanden,  die  Bürgschaft  und  Rückzahlung 
nur  selten  gewährleistet.  Nur  eine  jüdische  Darlehnskasse,  die  sich 
auf  die  Gesamtheit  aller  Juden  einer  Gemeinde  oder  zum  mindesten 
auf  einen  wesentlichen  Teil  stützt,  kann  Aussicht  auf  Bestand,  Dauer 
und  breite  Wirkungsfähigkeit  haben.  Hierzu  wird  es  allerdings  not- 
wendig sein,  dem  deutschen  Judentum  die  Idee  der  Gesamtverbunden- 
heit,  der  Gesamthaftung  und  der  gegenseitigen  Hilfe  immer  wieder  er- 
neut verpflichtend  vor  Augen  zu  führen.  Die  Geschichte  der  deutschen 


so  daß  für  die  Fortführung  des  Betriebes  dieses 
war.  Im  Falle  vorhandener  Mietsschulden  müßte 
zuständigen  öffentlichen  und. 

Fürsorgeorganisationen  die  Abdeckung  dieser  Schulden  und  damit 
eine  wirkliche  Sanierung  herbeigeführt  werden. 

Sollte  die  Entwicklung  der  jüdischen  Darlehnskassenbewegung 
sich  in  dem  angedeuteten  Sinne  entwickeln,  das  heißt,  sollte  es  in  den 
nächsten  Jahren  erreicht  werden,  daß  in  jeder  Gemeinde  mit  ungefähr 
250  Steuerzahlern  eine  jüdische  Darlehnskasse  errichtet  wird,  so  wird 
sich  als  weitere  Notwendigkeit  die  bezirksmäßige  Zusammenfassung 
dieser  Darlehnsstellen  zu  einer  zentralen  Bezirksdarlehns- 
k a s s e herausbilden,  die  dann  selbstverständlich  mit  der  bereits  er- 
wähnten ergänzenden  Bezirksdarlehnskasse  identisch  wäre.  Diese 
Bezirkszentrale  hätte  die  Aufgabe,  einen  Ausgleich  der  Kapitalien  der 
einzelnen  kleineren  Darlehnskassen  herbeizuführen,  da  durchaus  die 
Möglichkeit  besteht,  daß  zu  einem  gewissen  Zeitpunkt  die  eine  Stelle 
über  Kapital,  aber  nicht  über  Darlehnsnehmer  verfügt,  während  bei 
einer  anderen  Stelle  das  Umgekehrte  der  Fall  sein  dürfte.  Diese  Be- 
zirkszentrale hätte  über  den  Ausgleich  der  Kapitalien  der  einzelnen 
Stellen  hinaus  die  Aufgabe,  Kapitalmittel  zu  beschaffen,  die  in  der 
Lage  wären,  das  Eigenkapital  der  einzelnen  Darlehnsstellen  zu  ver- 
größern. Denn  es  ist  klar,  daß  die  Kapitalaufnahmefähigkeit  einer 
Bczirkszentralstelle,  die  sich  auf  die  zusammengefaßten  Kapitalien 
der  einzelnen  Darlehnsstellen  stützen  kann,  größer  ist  als  die  Bank- 
fähigkeit einer  kleineren,  einzelnen  Darlehnskasse.  Weiterhin  würde 
dieser  Stelle  die  Aufgabe  zufallen,  die  Einzeldarlehnskassen  des  Be- 
zirkes wirtschaftlich  zu  beraten,  vielleicht  auch  zu  beaufsichtigen, 
denn  die  Auswahl  der  zur  Führung  und  Prüfung  von  Darlehnskassen 
geeigneten  und  kenntnisreichen  Persönlichkeiten  ist  in  Kleingemcinden 
weit  geringer  als  in  Großgemeinden. 

B.  Darlehnskassen  als  Fürsorgeinstitution  oder  als 
Instrument  der  Selbsthilfe? 

Die  bisherige  Entwicklung  der  jüdischen  Darlehnskassenbewegung 
zeitigte,  wie  bereits  ausgeführt,  drei  Tvoen  von  Darlohnsk«ce<.n"- 
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^ fahrtsstelle  hat  sich  in  dieser  Hinsicht  betätigt  und  konnte  bisher 
i aUe  an  sie  herangetretenen  Wünsche  befriedigen,  indem  sie  Kapital 

t bereits  im  Zinsendienst  ermäßigt  vermittelte.  Der  geplante  und  drin- 

I gend  erforderliche  Ausbau  der  einzelnen  jüdischen  Darlehnskassen  wird 
voraussichtlich  diese  Notwendigkeit  in  erhöhtem  Maße  zutage  treten 
lassen,  so  daß  die  Bemühungen  um  eine  zentrale  Aufbringung  von 
Kapitalien  für  einzelne  Gemeinden  verstärkt  werden  müssen. 

Weiterhin  hat  es  sich  gezeigt,  daß,  wenn  Gemeinden  in  der  Lage 
sind,  sich  dieses  Kapital  selbst  zu  beschaffen,  es  im  gegenwärtigen 
Augenblick  nur  zu  derartig  hohem  Zins  beschafft  werden  kann,  daß 
eine  wirtschaftlich  tragbare  Darlehnshergabe  ausgeschlossen  oder  zum 
mindestens  erschwert  ist.  Deshalb  hat  der  Preußische  Landesverband 
jüdischer  Gemeinden  gemeinsam  mit  der  Zentralwohlfahrtsstelle  der 
deutschen  Juden,  wie  bereits  erwähnt,  im  vergangenen  Jahre  einen 
Zinsverbilligungsfonds  geschaffen,  um  die  Aufnahme  und 
die  Weitergabe  verbilligter  Darlehen  zu  ermöglichen.  Für  eine  Ueber- 
gangszeit  wird  dies  auch  weiterhin  selbst  bei  genossenschaftlichen 
Gründungen  notwendig  sein,  um  in  dieser  ganz  besonders  schwierigen 
Situation  möglichst  weiten  Kreisen  die  Aufnahme  von  Darlehen  wirt- 
schaftlich und  damit  produktiv  tragbar  zu  machen. 

Schließlich  und  letztlich  wird  daran  gedacht  werden  müssen,  eine 
Zentralstelle  mit  der  Anregung  und  der  Begründung  von  Dar- 
lehnskassen im  Reiche  zu  betrauen.  Bisher  hat  die  Zentralwohl- 
fahrsstelle  diese  Funktion  ausgeübt,  indem  sie  auf  Versammlungen 
der  Provinzialverbände  für  jüdische  Wohlfahrtspflege,  aber  auch  auf 
Gemeindeverbandstagungen,  wo  sie  die  Möglichkeit  dazu  hatte,  die 
Anregung  gab,  Darlehnskassen  zu  gründen  und  sich  auch  bei  der  Grün- 
dung um  den  anfänglichen  Ausbau  bemühte.  Hinfort  wird  es  aber 
dringend  notwendig  sein,  diese  Tätigkeit  noch  planmäßiger  auszu- 
üben, da  es  sich  erwies,  daß  solche  Anregungen  nicht  immer  auf 
empfänglichen  Boden  fallen.  Die  Zentralwohlfahrtsstelle  ist  in  der 
Lage,  ohne  besonderen  Aufwand  auch  in  Zukunft  auf  breiterer  Basis 
diese  Propagandatätigkeit  auszuüben.  Sie  wird  sie  verbinden  müssen 
mit  der  Beratung  bereits  bestehender  und  zu  gründender  Institutionen 
in  bezug  auf  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes,  auf  Wirtschaftlichkeit 
der  ausgegebenen  Darlehen,  in  bezug  auf  Kapitalbeschaffung,  Zins- 
verbilligung und  alle  jene  Bestrebungen,  die  in  den  Rahmen  einer  sich 
über  das  ganze  Reich  erstreckenden  Zentraldarlchnsstelle  lallen.  Diese 
zentrale  Darlehnsstelle  braucht  keineswegs  etwa  als  gesonderter  Or- 
ganisationskörper ins  Leben  gerufen  zu  werden,  sondern  es  kann  der 
weiteren  Entwicklung  und  der  Lebenskraft  der  jüdischen  Darlehns- 
kassenbewegung überlassen  bleiben,  welche  Formen  sie  zu  einem  spä- 
teren Zeitpunkt  annehmen  wird.  Aber  auch  schon  im  gegenwärtigen 
Augenblick  wäre  eine  noch  engere  Zusammenarbeit  der  Zentralwohl- 
fahrtsstelle mit  den  Landesverbänden  jüdischer  Gemeinden  und  mit 
der  Reichsarbeitsgemeinschaft  auf  diesem  Gebiete  zu  erstreben,  da 
zwai  die  Errichtung  der  Darlehnskassen  den  Einzelgemeinden  über- 
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lassen  bleiben  kann  und  soll,  eine  planmäßige  Förderung  und  fort- 
dauernde Anregung  durch  die  verantwortlichen  jüdischen  Körper- 
schaften angesichts  der  besonderen,  dringenden  und  allgemeinen  Not- 
lage aber  unumgänglich  erscheint. 

Ergebnisse 

I.  Die  Errichtung  und  Förderung  jüdischer  Darlehnskassen  ist  im 

gegenwärtigen  Augenblick  eine  besonders  dringliche  soziale 
Aufgabe. 

II.  Jüdische  Darlehnskassen  sollten  nach  Möglichkeit  in  jeder  Ge- 
meinde mit  etwa  250  Steuerzahlern  errichtet  werden. 

III.  In  jeder  Provinz  oder  jedem  Landesteil  ist  nach  Möglichkeit  eine 
Bezirksdarlehnskasse  am  Sitze  der  lebenskräftigsten  jüdischen  Ge- 
meinde zu  errichten,  um  das  Darlehnsbedürfnis  jener  Gemeinden 
des  Bezirkes  zu  befriedigen,  die  über  eine  eigene  Darlehnskasse 
mc  t verfügen,  und  um  die  örtlichen  Darlehnskassen  zu  beraten 
und  zu  unterstützen. 

IV.  Nach  Möglichkeit  sollen  die  jüdischen  Darlehnskassen  genossen- 
schaftsahnlichen  oder  genossenschaftlichen  Charakter  tragen,  um 
aus  der  Idee  der  Selbsthilfe  heraus  einen  möglichst  weiten  Kreis 
ür  die  finanzielle  und  ideelle  Förderung  der  Darlehnskasse  zu 

gewinnen. 

V.  Bei  der  Zentralwohlfahrtsstelle  wird  zur  Förderung  der  jüdischen 
Darlehnskassen  eine  Zentralstelle  errichtet,  die  die  Aufgabe  hat, 
«ch  um  die  Errichtung,  Förderung  und  Beratung  des  jüdischen 
Darlelmskassenwesens  zu  bemühen. 

VI.  Eine  enge  Zusammenarbeit  der  Zentralstelle  mit  den  Landesver- 
banden jüdischer  Gemeinden  bzw.  der  Reichsarbeitsgemeinschaft 
und  die  Förderung  ihrer  Ziele  durch  die  Landesverbände  ist 
sicherzustellen. 

VII.  Die  Zentralstelle  soll  sich  insbesondere  bemühen 

a)  um  die  Bereitstellung  von  Kapital  für  jene  Darlehnskassen,  die 
sich  notwendiges  Kapital  nicht  selbst  beschaffen  können, 

b)  um  die  BereitsteUung  eines  Zinsverbilligungsfonds,  um  das 
beschaffte  Kapital  nach  Möglichkeit  für  die  Darlehnsnehmer 
wirtschaftlich  tragbar  zu  machen. 
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Voranschlag 

für  den 

Haushalt 

der 

Synagogen-Gemeinde  Essen 
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I.  Gemeindebezirk  Essen. 


Laufende 
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Betrag 


Festsetzung 
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merkungen 
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Betrag 


Festsetzung 
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.y/w. 
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k .... 


Betrag 


Festsetzung 
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19  ^ 

Mark 
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Pfg.  Mark 


Be- 

merkungen 


Intentional  Second  Exposure 


A£ci4X^es 


tCt>e/tee  * Hofés 
nst?"  l^5^ 


1 


WONLFAN^TSAMT  DE^  SYNACOCEN-CEMEINDE  ESSEN 


# m 


y - 


,if/ 


An  das 


ESSEN,  den  23.  Dezember  1931 

ALFREDISTRASSE  2 
'FERNSPRECHER  20954/55 

. . /i  . 

r!/!/l 

I ; * j 


Bankliaus  Simon  Hirschland 
Essen 


: / 


Lindenallee  7-9 

Auf  unser  Schreiben  vom  10. v, Mts,,  in  dem  wir  Sie  baten, 
für  Ihre  Postsendungen  '‘»'ohlfahrtsbrief marken  zu  verwenden,  sind  wir 
leider  bis  heute  noch  ohne  Antwort  geblieben.  \l±r  wiederholen  unsere 
Bitte  noclimals  und  weisen  Sie  darauf  hin,  dass  80  % des  Reinertrages 
uns  zufliessen.  Wir  würden  uns  freuen,  Ihre  Bestellung  zu  erhalten. 

Der  Preis  für  die  Marke  zu  RM  0.08  = RM  0,12 

« 0.15  = ’’  0.20 

" 0.25  = " 0.55 

" 0.50  = " 0.90 


II 

ft 

II 


H 

tl 

II 


fl 


ft 

n 

ft 


tt 

it 

H 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
Wohlfahrtsamt  der  Synagogengemeinde 


Abschrift 


Aktien-Gesellschaf  t für  G-Hes  Indus  trie 


vorm.  Friedr. Siemens 


Dresden-A.l,  den  9. Dezember  31 


An  die 


Synagogengemeinde 


Essen 


Abt lg. Re chtsabtl.Klt/B. 

Lt.  anliegender  Zession  hat  uns  heute  Herr  Architekt  Paul 
Rincklake  in  Essen  eine  Forderung  in  Höhe  von 

RM  487. — 

die  der  G-enannte  an  Sie  hat,  abgetreten. 

Wir  bitten  um  gefl.  Bescheid,  ob  Sie  diese  Forderung  aner- 
kennen, und  wann  wir  mit  dem  Eingang  dieses  Betrages  rechnen  können. 

Hochachtungsvoll 

Aktien-Gesellschaft  für  Glasindustrie 
vorm.Friedr. Siemens 

gez.  Unterschriften 


/ f A 

/ ^ ii 


/2'Ü'  ^ 


I \ 


'1  . -* 


Anlage 


t 


1 i 


V- 


Abschrift 


Paul  Rincklahe 


7.  December  19>1 


Cession! 


Hierdurch  trete  ich  mein  Guthaben  in  Höhe  von 
RM  487.00  = Vierhundertsiebenundachtuig  Reichsmark 
welches  ich  an  die  Synagogengemeinde , Essen,  habe,  an  die  Firma 
Aktiengesellschaft  für  Glasindustrie,  vorm.  Friedr. Siemens , Presden-A. 
ab. 

Essen,  den  5. Dezember  1931 

gez.  Paul  Rincklake 


An  meine  werte  Kundschaft  I 
Wer  bei  mir  seine  Drucksachen 
machen  läßt . erhält  eine  klei- 
_2e  Thora  Rolle  m.Mntl  . gratis 

Buchdruckerei  Chiel  Brauer 


Essen,  II.  Weberstrasse  33 
b Fernruf  35117  (N.A.  Jordan) 


Jüd.  Mus-  Dram.  Verein 
® Essen 

Einladung. 


Sonntag,  den  29.  November  ds.  Js , 
abends  8 Uhr,  veranstaltet  der  obige 
Verein  im  „Kammermusiksaal"  des 
Städtischen  Saalbares,  anläßlich  des 
ö-jährigen  Bestehens,  eine 


THEATER-VORSTELLUNG 


Zur  Aufführung  gelnnct  das  neueste  Werk 
des  großen  jüdischen  Dichters  Schalom  Asch 


REVREND  DR.  SILBER" 


D r a; 


in  drei 


Akten 


Wir  laden  Sie  und  Ihre  w.  Angehörigen 
hierdurch  höl'lichst  ein 


Der  Vorstand. 

Karten  im  Vorverkauf.  Jordan,  Tuimstr.  6,  Tel.  35117  und  an 
der  Abend-Kasse. 


Bitte  wenden! 


PROGRAMM 


ß. 


Drama  in  3 Akten  (4  Bildern) 

Koléktive  Regie 

PERSONEN 

Dr.  Salomon  Silber,  Rabbiner David  Zytiiitzki 

Klara,  seine  Frau  Berta  Abbe 

Rebeka  Silber,  seine  Mutter Ester  Gläser 

Mr-  Rubinstein,  ein  Musiker David  Merz 

Mr.  Fuchs  ...  Gedalie  Herz 

Mr.  Harzfeld  Vorsteher  der  ....  David  Abbe 

Mr.  Sulzberg  Synagogengemeinde  ^ Abraham  Weinstock 

Ms.  Altmann Schura  Lehrmann 

Ms.  König Lifcin  Kupermann 

Technischer  Leit^^D.  Abbe  — ^Ä^leur:  S.  Gläser 
Ort:  Kleinstadt  in  Amerika  — Zeit:  Gegenwart. 

Q ROSSE  PAUSE  nach  dem  zweiten  Akt. 


Im  Saale  werden  keine  Programme  verkauft.  Wir  bitten  dieses  mitzubringen. 


Drttfk:  Brantr  yordan  tisstm  It.  H’tbtrstr  jj  TelJSffT 


Essen,  den  24.  November  1931 
Sohubertstraese  5. 


Rabbiner  Dr.  Hahn 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Herafeld, 

Aaf  Jhr  freundliohes  Schreiben  vom 

23.d.M.  ln  der  Angelegenheit  des  Herrn  Margulles  gestatte  loh  mir  Jhnen 

folgendes  zu  erwidern*  ' 

Herr  iaargulies  schreibt  auf  Seite  1 sei- 
nes Briefes*  "Joh  stelle  fest,  dass  Sie  von  Herrn  Kugelmann  und  Herrn 
Dr.  Hahn  nicht  gut  informiert  worden  sind.”  Wenn  diese  Ausdrucksweise 
nooh  gerade  angängig  ist,  so  muss  ich  doch  gegen  den  von  Herrn  Margulies  ; 
auf  Seite  2 gebrauchten  Ausdruck  aufs  naohdrüokliohste  protestieren. 

Da  schreibt  nämlioh  HerrMargulies*  ”Sie  ersehen  daraus,  dass  Sie  nioht 

wahrheitsgetreu  informiert  worden  sind.” 

Jn  Jhrem  Antwortschreiben  sagen  Sie  auf 

Seite  1 * "Joh  habe  keinen  Anlass  zu  der  Annahme,  dass  die  Herren  Dr. 

Hahn  und  Kugelmann  mich  unrichtig  unterriohtet  haben."  Joh  stehe  auf 
dem  Standpunkt,  dass  der  Tenor  dieser  Antwort  dooh  zu  gelinde  ist.  Joh  , 

kann  auf  keinen  Pall  auf  mir  den  Vorwurf,  dass  ioh  nioht  Wahrheit sge-  1 

treu  berichte,  sitzen  lassen.  Joh  bitte  Sie  deshalb,  diesen  Anwurf  aufs 
entschiedenste  zurüokzuweisen.  Meine  eigene  Stellungnahme  zu  Herrn  Mar- 
gulies  behalte  ioh  mir  vor. 

Sachlich  möchte  ioh  zu  dem  Schreiben  des 

Herrn  Lüargulies  bemerken* 

Zu  Punkt  1):  Das  Protokoll  wurde  gemein- 
sam formuliert , vorgelesen  und  genehmigt.  Dass  es  nioht  mit  Unterschrif- 
ten versehen  wurde,  kam  daher,  weil  das  Protokoll  stenographisch  von 

Präulein  Levy  im  Gemeindebüro  aufgenommen  wurde. 

Zu  Punkt  2)*  Beim  letzten  Punkt  des  Pro- 
tokolls erklärte  Herr  Dr.  i^ansbaoh,  dass  er  sich  auf  Namen  nicht  festle-j 
gen  könne,  was  auch  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht  wurd«,  dass  es  dooh 
ausdrücklich  heisst»  In  Vorschlag  werden  Herr  Jedwab  und  Prau  Katz  ge- 


iiit  vorzüglicher  Hochachtung 


DR.  HERZFELD  I 

f Rechtsanwalt  und  Notar 


H/S 


ESSEN,  den  23,  Npv ember  193 1 . 

Büro:  Hansahaus,  Fernsprecher  216 44,  21645 
Wohnung:  Schubertstr.  41,  Fernsprecher  359  36 


Ilerre 


■/  ./ 


Georg  Hirsciilaod, 


Essen. 

Lindenallee. 

In  der  Anlage  überreiche  ich  Ihnen  einen  Brief- 
wechsel, den  ich  in  der  letzten  Zeit  mit  Herrn  Margalies 
gehabt  habe, mit  der  Bitte,  Kenntnis  zu  nehmen.  Auf  das 
mir  heute  zugegangene  Schreiben  dos  Herrn  Llargulies  habe 
ich  noch  nicht  geantwortet. Ich  möchte  die  Antwort  auch 
nicht  erteilen,  ohne  mich  vorher  Jhros  Einverständnisses 
zu  vergev/issern . Ich  beabsichtige,  etwa  anlagegemäß  zu 
schreiben  und  bitte  um  Ihre  Stellungnahme. 

bon  Herren  Hahn  und  Kugelmann  habe  ich  Abschrift 
des  Briefes  llargulies  und  des  Entwurfes  meiner  Antwort 
zugestolit  mit  der  Bitte,  sich  dazu  zu  äuliern. 


Hochachtungsvoll 


Anlagen ! 


Herrn  Schumacher,  Essen* 


In  der  Anlage  Brief  Meyer  zurück.  Es  ist  hier  nicht 
festzustellen,  ob  M.  Jude  ist. 

In  unserer  Kartothek  ist  er  nicht  geführt,  auch  Herrn 
Bendix,  der  sonst  weite  Personalkenntnis  hat,  ist  er  nicht  bekamt* 

Essen,  17«Ho'^mber  1931 


kn  das  Sekretariat  der  Pirma  Simon  Hirsohland,  Essen. 


Einliegendes  Schreiben  wollen  Sie  auf  Bogen 
Br .Hirsohland  schreiben  und  ihm  zur  Unterschrift  vor legen. 

Essen,  ijfe  ly.No-^mber 


y 


1 


von  Herrn 

1951 


Anlage! 


Entwurf 


Herrn 


Rabbiner  Dr*  Samuel 
Essen 


Steelerstr,  29 


Sehr  vereehrter  Herr  Dr,  Samuel! 

Ich  danke  Ihnen  für  Ihr  Schreiben  vom  30*0ictober 
und  freue  mich,  dass  es  Ihnen  gesundheitlich  wieder  gut  geht,  sodass 
Sie  Ihren  Dienst  wieder  versehen  können. 

Mit  dem  Wunsche  baldiger  voller  Genesung  begrüsse 

ich  Sie 

mit  vorzüglicher  Hochachtung 


^ V >i^feyCN 

A/c^^  ^,>C^  ^ 


o^/c^ 

<ï^2-^--C^  ^ / 'c^ 

y 


C-« 


I 


^-^-C-^’  ^'cZ^ 


! Rabbiner  Dr.  Hahn 


I • 

i' 


Fernruf  237  91 


Essen,  den  19  »Oktober  1931 
E£ölKSCQai'a83CS3C 

Schubert st r . 5 


Herrn 


Dr,  Georg  Ilirschlaaid, 


Essen, 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 


Bei  dem  letzten  Besuch,  den  Plerr  Dr.  li'ansbach 
nlr  machte  ,^SelegenJielten  des  Wohlfahrtsamtes  mit  mir  zu  besprechen 
stellte  er  sohamliaft  fest,  dass  der  Gottesdienst  der  Ostjuden  ln  diesem 
Jahre  K 1.600.—  gehostet  Ihit.  M 1.000.—  seien  aufgebracht,  aber  die 
betreffenden  Kreise  sähen  sich  ausserstande,  die  restlichen  M GOO.— 
zu  zahlen.  Sr  stellte  in  versteckter  Form  die  Frage,  ob  wohl  die  Ge- 
meinde geneigt  sei,  das  üefizit  zu  begleichen.  Ich  liabe  ihm  keinerlei 
Yersprechungen  geiaaoht,  möchte  aber  nicht  versäujnen,  Ilmen  die  Frage 
des  Herrn  Dr.  Ifensbach  in  noch  versteckterer  Form  weitersugeben. 

Hit  vorzüglicher  Hochachtung 


Rabbiner  Dr.  Hahn 

Fernruf  237  91 


Essen,  den  I9. Oktober  1931 

Schubertstr . 5 


Herrn 

Dr.  G-eorg  Hirschland, 

Essen. 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

Da  der  St re it st off  innerhalb  der  Gemeinde  mir  nicht 
ausreichend  erscheint,  schlage  ich  mich  zur  Zeit,  wie  Sie  vielleicht 
aus  meinem  Aufsatz  im  letzten  Heft  des  ’’Morgen"  ersehen  haben,  mit 
einigen  führenden  Mjinnern  der  Judenmission  herum. 

Da  ich  weiss,  dass  Sie  und  vor  allen  Dingen  auch 
Ihre  Frau  Mutter  sich  für  dieses  Problem  iiiteressieren,  gestatte  ich 
mir,  Ihnen  in  Abschrift  eine  erste  Äusserung  8.us  dem  Kreise  der  Juden- 
mission zugehen  zu  lassen.  Ich  wäre  Ihnen  df^nkbar,  wenn  Sie  diesen 
-irief  auch  Hirer  Frau  Mutter  zugänglich  machen  wollten. 


Mit  besten  Grü.ssen 


A.nlage! 


f 

^ Rjabbiner  Dn.  Hahn 

, ’ Fernruf  237  91 

I' 


Essen,  den  19*0k'to'ber  1931 

SöTBSJBflJralïKaX 

Schubertstr . 5 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirschland, 


Essen, 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 


Bei  dem  letzten  Besuch,  den  Herr  Dr.  Mansbach 
mir  machte,^/^gelegeniieiten  des  Wohlfahrtsamtes  mit  mir  zu  besprechen, 
stellte  er  schamiiaft  fest,  dass  der  Gottesdienst  der  Ost  Juden  in  diesem 
Jahre  LI  1.600. — gekostet  riat.  M 1.000. — seien  aufgebracht,  aber  die 

betreffenden  Kreise  sähen  sich  ausserstande,  die  restlichen  M 600. 

zu  zahlen.  Er  stellte  in  versteckter  Form  die  Frage,  ob  wohl  die  Ge- 
meinde geneigt  sei,  das  Defizit  zu  begleichen.  Ich  habe  ihm  keinerlei 
Versprechungen  gemacht,  möchte  aber  nicht  versäumen,  liinen  die  Frage 
des  Herrn  Dr.  Mansbach  in  noch  versteckterer  Form  weiterzugeben. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Rabbiner  Dr.  Hahn 

Fernruf  237  91 


Essen,  den  I9. Oktober  19j51 

Schubertstr . 5 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirschland, 

Essen 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

Da  der  St re it st off  innerhalb  der  Gemeinde  mir  nicht 
ausreichend  erscheint ^ schlage  ich  mich  snr  Zeitj  wie  Sie  vielleicht 
aus  meinem  Aufsatz  im  letzten  Heft  des  ’’Morgen”  ersehen  haben,  mit 
einigen  führenden  Mfinnern  der  Judenmission  herum. 

Da  ich  weiss,  dass  Sie  und  vor  allen  Dingen  auch 
Ihre  Frau  Mutter  sich  für  dieses  Problem  interessieren,  gestatte  ich 
mir.  Ihnen  in  Abschrift  eine  erste  Äusserung  aus  dem  Kreise  der  Juden 
mission  zugehen  zu  lassen.  Ich  ware  Ilmen  dunkoar,  v/eijn  Sie  diesen 
3rief  auch  Hirer  Erau  Mutter  zugänglich  machen  wollten. 


Mit  besten  Grü.ssen 


Anlage! 


Ab  so  Ir;  if  t 


Bad  Dürenberg,  den  14. Oktober  31. 
Strasse  35, 

Haas  9. 


Sehr  verehrter  Herr  Doktor! 


Soeben  habe  ich  Ihre  sehr  interessanten  Ausfüirungen  über  die  Jadenmission 
in  der  letzten  Hammer  des  «Morgen«  gelesen.  Die  Vonvürfe,  die  Sie  gegen  die 
Jadenmission  erheben,  sind,  aaf  das  Ganze  gesehen,  leider  nar  allza  berech- 
tigt. Man  mann  oft  beooachten,  wie  sich  die  Judenmission  ihre  Argumente  gern 
vereinfacht,  indem  sie  die  religiöse  Grösse  des  Judentums  dadurch  schmälert, 
dass  sie  seine  Ab-  und  Ausartungen  in  den  Mittelpunkt  ihrer  Betrachtungen 
stellt  und  sie  für  echtes  Judentum^  ausgibt;  obwohl  es  sich  doch  leicht  ein- 


sehen  liesse,  wie  zwecklos,  ja  sinnlos  diese  Einstellung  ist.  Letzten  Endes 
kann  dies-  und  nicht  allein  auf  jüdischer  Seite,  sondern  in  jedem  denlcenden 
Menschen  überhaupt  - leicht  den  peinlichen  Eindruck  der  Unaufrichtigkeit 
erwecken,  wenn  auch  diese  Absicht  der  Judenmission  selbst  zweifellos  fern- 
liegt. Seit  ich  mich  mit  der  Auseinandersetzung  zwischen  Judentum  und 
Christentum  naher  beschäftige,  habe  ich  auf  diesen  Punkt  der  Judenmission 


bereits  in  ihrem  eignen  Kreise  gelegentlich  hingewiesen. 

Ich  erlaube  mir.  Ihnen  einige  Hefte  einer  Missionszeitschrift  zu  übersenden, 
welche  zu  diesem  Ihema  vielleicht  nicht  ohne  Interesse  für  Sie  sein  dürften. 
Die  von  Ihnen  erv;ähnte  Broschüre  von  Schlatter  ist  ein  Yortrag,  den  er  auf 
der  Studientagung  in  Stuttgart  (März  I93O)  gehalten  hat,  über  welche  Sie 
in  einem  der  mitgesandten  Hefte  ( I930  Heft  2,  S.  46  ff.)  einen  Bericht  von 
dem  Herausgeber  der  Zeitschrift  finden. 

Die  Äusserung  über  Bubers  Unerlöstheit  (ebenda  auf  S.  53  unten)  machte  auf 
raioh  keineswegs  den  Eindruck  aufrichtiger  Überzeugung,  sondern  eher  den  Ein. 
druck  einer  Verlegenheitsgeste. 

Eine  Illustration  zu  dem  von  Ihnen  erhobenen  Vorwurf  sind  auch  die  Schluss- 
bemerkungen  des  Herausgebers  (1930,  Heft  4,  S.I5I  ff.,  bes.S. I5 5/154) , gegen 
deren  kufnrluae  ich  mich  vergeblich  gewehrt  hob^  und  die  sich  nur  als  eine 


Flucht  aus  dem  Problem  bezeichnen  lassen. 

Vielleicht  interessiert  Sie  auch  eine  Kritik  an  dem  bekannten  Buche  Herfords 
über  die  Pharisäer;  auch  dort  findet  sich  brigens  ein  Hinweis  auf  die  von  ' 
Ihnen  gerügten  Schwächen  der  Judenmission. 

Ihre  feine, sachliche  Darstellung  habe  ich  mit  grossem  Vergnügen  gelesen;e3 
berührt  besonders  angenehm,  darin  keine  der  gehässigen  Bemerkungen  über 


Absrhrift 
Rabbiner  Dr.  Hahn 


Rssen,  den  19. Oktober  1931 
Schubertstrasse  5. 


An  den 

Vorstand  der  Synagogengemeinde 

Essen, 


Mit  Herrn  Ranzenhofer,  der  seinen  Auätritt  aus  der  Synagogen- 
gemeinde erklärt  hat,  hatte  ich  eine  eingehende  Aussprache.  Rs  stellte 
sich  dabei  heraus,  dass  Herr  Ranzenhofer,  der  an  und  für  sich  politisch 
sehr  stark  linkseingestellt  ist,  mancherlei  Verärgerungen,  die  er  glaubt, 
von  der  jüdischen  Gemeinde  erfahren  zu  haben,  zum  Anlass  genommen  hat, 

^ seinen  formellen  Austritt  aus  der  Synagogen^gemeinde  zu  erklären.  Es  war 

nicht  allzu  schwer,  ihm  nachzuweisen,  dass  die  Ausstellungen,  die  er  an 
o.er  Gemeinde  machte,  auf  Missverständnissen  seinerseits  beruhen.  Herr 
Ranzenhofer  erklärte  sich  am  Schluss  bereit,  wieder  in  die  Syaagogegen- 
einzutreten,  sofern  man  dafür  sorgen  wolle,  dass  er  von  mir  eine  Stelle 
besorgt  bekomme.  Jch  habe  ihm  natürlich  bindende  Versprechungen  nach 
(Tieser  Richtung  nicht  machen  können,  habe  aber  andererseits  das  Gefühl, 
dass  es  nicht  schwer  halten  wird,  Herrn  Ranzenhofer  zu  bewegen,  seine 
Austrittserklärung  wieder  zurückzunehmen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

g5z.  Dr.  Hahn 


Intentional  Second  Exposure 


1 


Abschrift 


Bad  Dürenberg,  den  14. Oktober  31, 
Strasse  35 j 
Hau-S  9* 


Sehr  verehrter  Herr  Doktor! 


Soeben  habe  ich  Ihre  sehr  interessanten  Ausführungen  über  die  Judenmission 
in  der  letzten  Hummer  des  »Morgen"  gelesen.  Die  Vonmrfe,  die  Sie  gegen  die 
Judenmission  erheben,  sind,  auf  das  Ganze  gesehen,  leider  nur  allzu  berech- 
tigt. Man  kann  oft  beooachten,  wie  sich  die  Judenraission  ihre  Argumente  gern 
vereinfacht,  indem  sie  die  religiöse  Grösse  des  Judentums  dadurch  schmälert, 
dass  sie  seine  Ab-  und  Ausartungen  in  den  Mittelpunkt  ihrer  Betrachtungen 
stellt  und  sie  für  echtes  Judentum^  ausgibt;  obwohl  es  sich  doch  leicht  ein- 
sehen  liesse,  wie  zwecklos,  ja  sinnlos  diese  Einstellung  ist.  Letzten  Endes 
kann  dies-  und  nicht  allein  auf  jüdischer  Seite,  sondern  in  jedem  denkenden 
Menschen  überhaupt  - leicht  den  peinlichen  Eindruck  der  Unaufrichtigkeit 
erwecken,  wenn  auch  diese  Absicht  der  Judenmission  selbst  zweifellos  fern- 
liegt. Seit  ich  mich  mit  der  Auseinandersetzung  zwischen  Judentum 
Christentum  näher  beschäftige,  habe  ich  auf  diesen  Punkt  der  Judenmission 
bereits  in  ihrem  eignen  Kreise  gelegentlich  hingewiesen. 

Ich  erlaube  mir,  Ilinen  einige  Hefte  einer  Missionszeitschrift  zu  übersenden, 
welche  zu  diesem  Thema  vielleicht  nicht  ohne  Interesse  für  Sie  sein  dürften. 
Die  von  Ihnen  erwähnte  Broschüre  von  Schlatter  ist  ein  Vortrag,  den  er  auf 
der  Studie  nt  E.gung  in  Stuttgart  (März  1930)  gehalten  hat,  über  welche  Sie 
in  einem  der  mitgesandten  Hefte  ( 1930  Heft  2,  S.  46  ff.)  einen  Bericht  von 
dem  Herausgeber  der  Zeitschrift  finden. 

Die  Äusserung  über  Bubers  Unerlöstheit  (ebenda  auf  S.  53  unten)  machte  auf 
mich  keinesvjegs  den  Eindruck  aufrichtiger  Überzeugung,  sondern  eher  den  Ein 
druck  einer  Verlegenheitsgeste. 

Eine  Illustration  zu  dem  von  Ihnen  erhobenen  Vor\mrf  sind  auch  die  Schluss- 
bemerkungen des  Hora-  sgebers  (1930,  Heft  4,  S.I5I  ff.,  bes .S. 153/154) , gegen 
deren  Aufnahme  ich  mich  vergeblich  gewehrt  hob^  und  die  sich  nur  als  eine 
Flucht  aus  dem  Problem  bezeichnen  lassen. 

Vielleicht  interessiert  Sie  auch  eine  Kritik  an  dem  bekannten  Buche  Herfords 
über  die  Pharisäer;  auch  dort  findet  sich  brigens  ein  Hinweis  auf  die  von 
Ihnen  gerügten  Schwächen  der  Judenmission. 

Ihre  feine, sachliche  Darstellung  habe  ich  mit  grossem  Vergnügen  gelesen;es 
berührt  besonders  angenehm,  darin  keine  der  gehässigen  Bemerkungen  über* 


christliche  Mission  zix  finden,  die  sich  sonst  oft  vernehmen  lassen. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
ge z. Hans  Kosmala. 


.9 


■..ms 


Abeirhrift 
Rabbiner  Dr.  Hahn 


Essen,  den  19. Oktober  1931 
Schubertstrasse  5. 


An  d en 


Vorstand  der  Synagogengemeinde 


Essen. 


Mit  Herrn  Ranzenhofer,  der  seinen  Auëtritt  aus  der  S^/nagogen- 
gemeinde  erklärt  hat,  hatte  ich  eine  eingehende  Aussprache.  Es  stellte 
sich  dabei  heraus,  dass  Herr  Ranzenhofer,  der  an  und  für  sich  politisch 
sehr  stark  linkseingestellt  ist,  mancherlei  Verärgerungen,  die  er  glaubt, 
von  der  jüdischen  Gemeinde  erfahren  zu  haben,  zum  Anlass  genommen  hat, 
seinen  formellen  Austritt  aus  der  Synagogenegemeinde  zu  erklären.  Es  war 
nicht  allzu  schwer,  ihm  nachzuweisen,  dass  die  Ausstellungen,  die  er  an 
er  Gemeinde  machte,  auf  Missverständnissen  seinerseits  beruhen.  Herr 
Ranzenhofer  erklärte  sich  am  Schluss  bereit,  wieder  in  die  Syaagogegen- 
einzutreten,  sofern  man  dafür  sorgen  wolle,  dass  er  von  mir  eine  Stelle 
besorgt  bekomme.  Jch  habe  ihm  natürlich  bindende  Versprechungen  nach 
(Tieser  Richtung  nicht  machen  können,  habe  aber  andererseits  das  Gefühl, 
dass  es  nicht  schwer  halten  wird,  Herrn  Ranzenhofer  zu  bewegen,  seine 
Austrittserklärung  wieder  zurückzunehmen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 

g^z.  Dr.  Hahn 


Abschrift 

Stempelfrei 

37  Gen.  IV  10/31 
205. 


Der  Kaufmann  Leo  Ranzenhofer  geb.  21.11.01,  wohnhaft  in  Essen, 
Steubenstr.9,  hat  laut  Erklärung  vom  23.Sept.31  seinen  Audtritt  aus  der 
israelitischen  Synagogengemeinde  unter  Beachtung  der  durch  das  Gesetz 
vom  3o. November  192o  - Ges.S.S.543  - vorgeschriebenen  Fora  erklärt- 

Rssen,  den  23.Sept.1931 

Das  Amtsgericht 


Zur  Kenntnisnahme 

Herrn  Dr.Hahn 
Schw.  Julie 
ll.X,31  Schw. 


gez.  Wiethaup,  Justizinspektor 

als  Rechtspfleger 

Ausgefertigt; 

Essen,  den  23.  September  1931 

gez.  Unterschrift.  Justizsekretär 
als  Urkundsbeamter  der  Geschäftsstelle 


An  die 


Synagogengemeinde 


Essen 


Alfred  ist rasse 


Herrn  Schumacher  , Essen. 


In  der  Anlage  Offerte  der  Firma  Baum  hetr* 
jährliche  Revision  der  Blitzschutzanlage.  Ich  hitte  um  Ihre  Stellung- 
nahme, ob  es  vorteilhaft  ist,  einen  solchen  Vertrag  für  unsere- 
Gebäude  abzuschliessen. 

Essen,  d^^9.  Oktober  1931 


kSKai 


(Aril  ur  cJUiltcker 
(Sa5«n 

^oigl  o/^lic(c»r  am  C^ommarki 
C^aiiaurunt  OCont^sUof 


Kssen,deii  7,  Ok'to'ber  1931 


An  den 


1/  ! 


Vorstand  der  Israelitischen  Gemeinde 
z.Hd.  Herrn  Dr,  Gg.  Hirschland 

Essen 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor  ! 


Von  hefrenndeter  Seite  erfahre  ich, dass  es 
in  einigen  Kreisen  der  jüdischen  Gemeinde  faxsch 
gedeutet  ijvorden  ist, dass  wir  anjiässxich  des  hun- 
dertjährigen Bestehens  unseres  Hauses  xediglich 
katholische  und  protestantische  Kinder  eingeladen 
und  beköstigt  haben. Dem -gegenüber  muss  ich  fest- 
stellen, dass  ich  aus  rein  rituellen  Gründen  davon 
Abstand  genommen  habe  und  Frau  Exsberg  axs  I. Vor- 
sitzende des  Israeliifeischen  Frauenvareins  davon 
i^  Kenntnis  gesetzt  habe  und  fernerhin  Lebensmittel 
für  die  Versorgung  armer  Kinder  zurVerfügung  ge- 
stellt habe. 

Es  ist  ganz  natürlich, dass  bei  unserer  Ein- 
stellung auch  arme  jüdische  Kinder  unterstützt  wer- 
den soxlen  und  ich  darf  Sie  wohl  bitten  mir  geeig- 
nete Vorschläge ,*u  machen. 

In  Erwartung  Ijarer  gesch.Hückäussorung 


zeichne  ich 


ho  c ha  c ht  ung  s vo  ± J. 


MAX  ABEL 

Rechtsanwalt  und  Notar 


ESSEN,  den  7. Oktober  1931 • 

Max  Fiedler-Str.  28 


// 


■ï  /:  lA 


errn 


Dr.  jur.  Georg  Hirschland 


Essen 


Lieber  Georg, 

es  wird  Dich  interessieren, von  dem  umsei ti.^^  mit- 

O 

geteilten  Schreiben  des  Herrn  Albert  Stern  Kenntnis  zu  erha! 
ten. 

Mit  freundlichen  Grüßen! 


■ö  J 


a 


.*  t * 4 


Abschrift. 

iissen,  den  5.10.1951. 

iierrn  ^"Rechtsanwalt  Abel 

Vorsitzender  des  hepräsentantenkollegiuins  der  Synagogengeraeinde 

3 s e n 

Sehr  geehrter  Herr  Hecfi  tsanwalt ! 

hs  ist  mir  leider  dieses  Mal  noch  nicht  möglich,  an  der 
Sitzung  teilzunehmen, da  ich  noch  immer  einen  starken  Luftröhren- 
katarrh habe  und  mich  in  Räumen, in  denen  geraucht  v/ird , unraö^^lich 
aufhalten*  kann.  A.ch  bitte  mein  Fernbleiben  zu  entschuldicfen. 


Hochachtungsvoll! 
gez.  Albert  Stern 
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Plenarsitzung  der  Zentrale  des  ORT-Verbandes. 

Dieser  Tage  fand  in  Berlin  die  Plienarsitzung 
der  Zentralverwaltung  des  ORT-Verbandes  statt. 
Außer  den  in  Berlin  ansässigen  Mitgliedern  der 
Zentralverwaltung,  den  Herren  Dr.  Leo  Bram- 
som, Justizrat  Dr.  Jul.  Brodnitz,  Prof.  S. 
Frankfurt  und  Dr.  A.  Singalowsky  nah- 
men an  der  Sitzung  auch  die  ALitglieder  der 
Zentralverwaltung  Senator  M.  Kerner  und  Dr. 
M.  Silbe  rfarb  (Warschau),  Dr.  J.  Blum 
(Paris),  die  Mitglieder  des  Zentralrats  Direktor 
M.  Fe  in  leib,  Ing.  L.  Frenkel,  Bankier 
W.  O r a e t z und  Dr.  S.  Schapiro,  sowie 
die  Herren  Dr.  M.  T r a u b , Dr.  B.  T s c h 1 e - 
no  ff,  Redakteur  Ros  in  und  als  Vertreter  von 

É^ndesorganisationen  Dr.  Jakir  (Bessarabiem; 
'•id  I.  Weiß  (Litauen)  teil.  Die  Beratungen 
standen  im  Zeichen  tiefster  Besorgnis  um  das 
Schicksal  und  die  Zukunft  der  vom  Verbande  in 
verschiedenen  Ländern  ins  Leben  gerufenen  Insti- 
tutionen. 

Eine  eingehende  Analyse  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  gab  der  Vorsitzende  der  Zentralver- 
waltung Dr.  Leo  B r a ni  s o n in  seinem  Bericht 
über  die  finanzielle  Lage  des  ORT-Verbandes. 
Er  wies  dabei  auf  den  starken  Rückgang  der 
Einnahmen  hin,  sowohl  aus  den  europäischen 
Ländern,  als  auch  aus  den  Vereinigten  Staaten, 
und  betonte  dabei,  daß  gerade  die  amerikanischen 
Eingänge  stärker  zurückgegangen  sind,  als  die 
Einnahmen  aus  Europa.  Die  beträchtlichen  Bud- 
getstrekhungen,  die  die  Zentralverwaltung  im 
Hinblick  auf  diesen  Umstand  vorzunehmen  sich 
gezwungen  sah,  wirkten  sich  äußerst  schwer  auf 
die  Tätigkeit  der  Landesorganisationen,  insbe- 


sondere auf  die  Lage  der  Fachbildungsschulen, 
aus.  Dr.  L.  Bramson  ging  ausführlich  auf  die 
Lage  der  Schulen  in  den  einzelnen  Ländern  ein 
und  legte  dar,  daß  das  Schuljahr  nur  dank  der 
Ausdauer  und  Opferwilligkeit  des  Lehr-  und  Ver- 
waltungspersonaks,  dem  mitunter  5 bis  6 Monate 
lang  kein  Gehalt  ausgezahlt  wurde,  zu  Ende  ge- 
führt werden  konnte.  Um  so  erfreulicher  sei 
die  Tatsache,  daß  dank  dieser  Hingebung  des 
Lchrpersonals  die  diesjährigen  Schulprüfungen  in 
sämtlichen  Schulen  ausgezeichnet  verliefen,  so  daß 
ca.  Q6  o/o  sämtlicher  Prüflinge  Abgangszeugnisse 
von  den  staatlichen  Prüfungskommissionien  er- 
hielten. 

Um  das  Bestehen  der  wichtigsten  Anstalten 
und  Arbeitsgebiete  zu  skhern,  schlug  Dr.  Bram- 
son eine  Reihe  weiterer  Einschränkungen  vor,  wo- 
bei gleichzeitig  eine  verstärkte  Sammeltätigkeit 
in  den  westeuropäischen  Ländern  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  entwickelt  werden,  soll. 

Dr.  A.  Singalowsky  sprach  über  die 
Grundlinien  einer  Sanierungspoütik  der  Zentral- 
verwaltung. Er  unterzog  die  bisherige  Tendenz 
der  Zentralverwaltung,  den  Schwerpunkt  ihrer 
Aufgaben  in  ihrer  Subventionsarbeit  zu  erblicken 
und  ihre  Hauptaufmerksamkeit  den  Auslands- 
sammlungen zu  widmen,  einer  kritischen  Be- 
trachtung und  vertrat  den  Standpunkt,  daß  die 
eigentliche  Aufgabe  von  ORT  auf  dem  Gebiete 
der  Esfassung  der  materiellen  und  moralischen 
Kräfte  des  osteuropäischen  Judentums  liege.  Die 
wirtschaftlich-konstruktiven  Leistungen  der  Zen- 
tralvcrwaltung  seien  nicht  als  Selbstzweck  zu 
betrachteiii,  sondern  als  eine  Pionierarbeit  zur 
Aktivierung  der  gesellschaftlichen  Kräfte  im  Osten 
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lind  zur  Heranziehung  der  staatlichen  Hilfe.  Vou 
diesen  beiden  Faktoren  werde  letzten  Endes  der 
Erfolg  des  Aufbauwerkes  abhängcn.  Ihrem  Aus- 
bau miissc  die  Hauptkraft  der  Zentrale  gelten. 
Solange  die  Existenz  der  Institutionen  im  his- 
herigen  Malle  von  der  ausländischen  Hilfe  ab- 
hängen  werde,  seien  nur  vorüibergeheude  Besse- 
rungen, nicht  aber  eine  andauernde  Sanierung 
möglich.  Ohne  die  Bedeutung  der  sogenannten 
HilfSiläuder  (und  in  erster  Reihe  Amerikas,  wo 
ORT  nur  als  eine  Volksorganisation  denkbar  ist) 
zu  untersichätzen,  sicht  der  Redner  den  Orund- 
weg  des  ORT  in  dem  Ausbau  der  Bew'egiing 
im  Oste  flu 

Den  Berichten  folgte  eine  lebhafte  Aus- 
sprache. Die  Vertreter  der  Landesorganisationen, 
der  Vorsitzende  des  ORT  in  Polen,  Dr.  M. 
•Silber färb,  und  der  Vorsitzende  des  ORT  in 
Bessarabien,  Dr.  A.  Jakir,  wiesen  auf  die 
verheerende  Wirkung  hin,  die  eine  neue  Kürzung 
der  Zuwendungen  für  die  Fachschulen,  denen  in 
letzter  Zeit  auch  die  Stadtverwaltungen,  infolge 
ihrer  eigenen  krilischen  finanziellen  Lage,  bereits 
bewilligte  Zuwendungen  streichen  mudten,  zur 
Folge  haben  würde. 

Justizrat  Dr.  Julius  Brodnitz  und  Bankier 
Wilhelm  O r a e t z wiesen  nach,  daß  bei  allen 
notwendigen  Kürzungen,  die  in  allen  Organi- 
sationen gegenwärtig  an  der  Tagesordnung  sind, 
in  der  UebergangSzeit  dafür  gesorgt  werden  muß, 
daß  die  Tatkraft  des  ORT  möglichst  wenig  ge- 
schwächt wird. 

Zu  den  in  den  beiden  Hauptreferaten  behan- 
delten (iegenständen  wurden  mehrere  Resolu- 
tionen gefaßt,  deren  wichtigste  die  Mobüiisieruiig 
der  gesellschaftlichen  und  moralischen  Kräfte  der 
osteuropäischen  Juden  ins  Auge  faßt;  in  den 
westeuropäischen  Ländern,  England,  Deutsch'and, 
Frankreich  usw.,  sollen  Notaktionen  durchgeführt 
werden;  in  Amerika  soll  mit  Hilfe  der  Zentral- 
verwaltung eine  große  ORT-Organisation  ausge- 
baut werdeji,  die  »ich  aut  die  breiten  V'olksinassen 
stützen  und  ihre  Sammclarbeit  im  Kontakt  oder 
gemeinsam  mit  der  Volkswerkzeugkampagne  füh- 
ren soll.  - Die  Plenarsitzung  betraute  den  Vor- 
stand mit  der  Durchführung  all  der  in  den  Reso- 
lutionen beschlossenen  Maßnahmen.  Sie  gab  der 
Zuversicht  Ausdruck,  daß  es  dem  ORT-Verband 
in  absehbarer  Zukunft  gelingen  werde,  den  nor- 
malen Verlauf  seiner  Aufbauarbeit  zu  sichern. 

Die  Arbeit  der  Cooperative  Tool  Supply  Company. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Plenarsitzung  erstat- 
tete Prof.  Frankfurt  einen  Bericht  über  die 
Arbeit  der  Cooperative  Tool  Supply  Co.  Prof. 
Frankfurt  bezeichnete  den  Status  der  (iesellschaft 
als  befriedigend.  Die  wirtschaftliche  Depression 
in,  Polen,  Rumänien  und  Lettland  hatte  eine  be- 
trächtliche Verzögerung  und  mitunter  sogar  die 
Diimöglichikeit  der  Rückzahlung  der  Kredite  zur 
Folge,  was  die  Ciesellschafl  vorübergehend  in 
eine  schwierige  Lage  versetzte.  Zur  Zeit  werden 
die  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Beseitigung 
der  entstandenen  Schwierigkeiten  ergriffen. 

Einberufung  der  Verbandskonferenz. 

Wie  allgemein  erinnerlich,  war  für  den  Au- 
gust dieses  Jahres  die  Abhaltung  der  Verbands- 
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koinferenz  in  Berlin  vorgesehen;  infolge  der  Kata- 
strophenvorgänge im  Juli  war  dann  aber  die 
Konferenz  abgesagt  worden.  Die  Plenarsitzung 
hat  nunmehr  beschlossen,  die  Verbandskonferenz 
spätestens  im  Dezember  dieses  Jahres  stattfinden 
zu  lassen. 

Die  Arbeit  des  ORT-Verbandes  im  ersten  Halb- 
jahr 1931. 

Aus  dem  Tätigkeitsbericht  der  Verbandslei- 
tung  geht  hervor,  daß  sich  die  landwirtschaft- 
liche Arbeit  des  Verbandes  in  Sowjetrußlaiui, 
Polen^  Bessarabien  und  Litauen  gegenwärtig  auf 
insgesamt  40(X)  Familien  erstreckt.  Die  Arbeit  in 
Sowjetrußland  beschränkte  sich  in  den  letzten 
Moniaten  auf  den  Wohnungsbau  und  die  Errrich- 
tung  von  besonders  wichtigen  Wirtschaftsgebäu- 
den! für  die  neuzugewanderten  Kolonisten,  sowie 
auf  die  Komplettierung  des  Bestandes  am  Arbeits- 
vieh und  die  Erweiterung  des  Weinbaus. 

Iiii  Polen  ist  es  den  vom  ORT-Verband  ge- 
gründeten landwirtschaftlichen  GenossenKchaften 
durch  rechtzeitige  Umstellung  auf  die  intensiveren 
Formen  der  Landwirtschaft,  Gemüsebau,  G;i^^ 
nerei,  Bienenzucht  usw.,  gelungen,  ihre  W<I^P 
schaften  weiter  zu  erhalten  und  zu  entwickelni. 

ln  Bessarabien  zeigt  der  Weinbau  infolge  der 
ungünstigen  Preisgestaltung  einen  beträchtlichen 
Rückgang.  Auch  der  Tabakbau  mußte  infolge 
der  Preispolitik  des  rumänischen  Tabakmonopols 
eingeschränkt  werden.  Im  Gegensatz  zum  Tabak- 
und  Weinbau  zeigt  die  Schafzucht  in  den  Kolonien 
eine  erfreuliche  Entwicklung.  Die  Kolonisten 
konnten  dank  dem  von  ORT  erteilten  Kredit 
die  günstige  Konjunktur  für  die  Produkte  der 
Schafzucht  ausnutzen.  Mit  Hilfe  der  ORT-Kre- 
dite  wurden  ferner  in  der  letzten  Berichtspcrioile 
'368  ha  Boden  neu  gepachtet. 

Bei  Panasischek  (Litauen)  wurden  30  ha 
Boden  gekauft  und  jüdischen  Landwirten  zur 
Verfügung  gestellt. 

Die  Tätigkeit  des  ORT-Verbandes  auf  dem 
Gebiet  beruflicher  Ausbildung  konnte  in  dem  bis- 
herigen Umfang  aufrecht  erhalten  werden.  Die,, 
vom  Verband  finanzierten  Lehranstalten  wurden 
im  letzten  Lehrjahre  von  ca.  8000  Schülern  be- 
sucht. Davon  entfallen  auf  Polen  4757,  auf 
Sowjetunion  ca.  20(K),  Rumänien  1339,  Lettl:^B 
299,  Litauen  1'38,  Deutschland  (Berlin)  36.  Ein-, 
schließlich  der  mit  Hilfe  des  ORT-Verbandes  in 
Fachkursen  und  Werkstätten  in  der  Sowjetunion 
ausgebildeten  Jugendlichen  haben  dank  der  finan- 
ziellen Hilfe  des  Verbandes  im  vergangenen  Jahre 
17  827  Personen  ein  Fach  erlernt. 

Die  Produktionsgenossenschaften  in  der  Sow- 
jetunion, insbesondere  die  Textilfabrik  „.Awtow- 
jas“  in  Moskau  und  die  Spielwarenfabrik  in  Kiew , 
wurden  weiter  ausgebaut.  Es  wurde  der  Versuch 
gemacht,  den  Fabriken  Lehrwerkstätten  für  J,ii- 
gendliche  und  Erwachsene  anzugliedern.  In  Polen 
konnte,  nachdem  die  erste  genossenschaftliche 
Fabrik  für  mechanische  Weberei  „Progress“  sehr 
gute  Ergebnisse  gezeitigt  batte,  zur  Errichtung 
einer  zweitön  Fanrik  auf  derselben  Basis  ge- 
schritten werden. 
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l>ie  iiiclitjiitlische  Presse  l>entschlaii«ls  über  den  OliT  und 


seine  Aufgaben 

Daß  die  ORT-Bewegung,  die  ein  besonders 
aktuelles  Problem  jüdischer  Gegenwartsarbeit 
verkörpert,  sich  allmählich  auch  die  weitesten 
Kreise  der  deutschen  Judenheit  erobert  hat,  kann 
niemanden  wundernehmen.  Der  deutsche  Jude 
kann  nicht  teilnahmslos  der  vom  ORT  diirch- 
geführten  Aufbauarbeit  gegenübersteheu,  die  für 
Tausende  und  Abertausende  seiner  Glaubensbrü- 
der die  Rettung  von  einem  sicheren  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Untergang  bedeutet.  75  ORT- 
Aktionsausschüsse  in  fast  sämtlichen  größeren  und 
kleineren  Städten  Deutschlands  legen  beredtes 
Zeugnis  von  der  starken  Interessiertheit  der 
deutschen  Judenheit  au  dem  vom  ORT  betreuten 
Aufbauwerk  ab.  Aber  durchaus  nicht  jedem  ORT- 
Freunde  dürfte  es  bekannt  sein,  daß  die  Auf- 
gaben und  Ziele  der  ORT-Bewegung  auch  in 
der  n i c h t j ü d i s c h e n Oe  f f e n 1 1 i c h k e i t 
Deutschlands  einen  kräftigen  Widerhall  ge- 
funden und  man  kann  es  mit  freudiger  Ge- 
hugtuung  feststelleii  - fast  in  sämtlichen  La- 
uern und  Parteien  weitgehendes  Interesse  und 
^^frichtige  Sympathie  ausgelöst  haben.  Es  ist 
Tatsache,  daß  überall,  wo  der  ORT  mit  seinen 
Vorträgen  und  Veranstaltungen  hervorgetreten  ist, 
fast  die  gesamte  n i c h t j ü d i s c h e Press  e, 
die  rechtsstehende  nicht  ausgeschlossen,  oft  in 
siialtenlangen  Artikeln  ihren  Lesern  Bedeutung 
und  Sinn  der  ORT-Arbeit  vermittelt  hat.  Aus 
der  Fülle  solcher  Berichte  wollen  wir  hier  einige 
Auszüge  bringen  und  die  Fälle  anführen,  in 
denen  in  besonders  bezeichnender  Weise  zum 
ORT  Stellung  genommen  wird. 

Die  meisten  dieser  Presseberichte  sind  in 
objektiver  und  sachlicher  Weise  geschrieben,  w o- 
bei eine  durchaus  positive,  oft  von  warmer  Sym- 
pathie getragene  Stellungnahme  zum  Vorschein 
kommt.  So  leitet  z.  B.  der 

„Regensburger  Anzeige  r“ 

(Nr  187  vom  9.  7.  1930)  seinen  Bericht  über 
einen  ORT-Vortrag  von  Dr.  Traub  folgender- 
maßen ein: 

„Das,  was  der  Redner  des  Abends,  Herr 
Dr.  Michael  Traub,  Berlin,  seinen  Hörern  zu 
sagen  wußte,  gab  interessante  und  hörens- 
werte Aufschlüsse  über  ein  besonders  aktu- 
_ dies  Wirtschaftsproblem  (Osteuropas.  Das 
Thema  des  Abends  lautete: „Vom  Luftmen- 
1^^  schentum  zu  produktiven  Wirtschaftsformen“. 
Mit  der  Nennung  des  Themas  waren  zugleich 
die  Richtlinien  angedeutet,  unter  deren  Ge- 
sichtspunkt der  ORT  sein  umfassendes  Ar- 
beitsprogramm erledigt.“ 

ln  gleichfalls  verständnisvoller  und  sympa- 
thischer”  Weise  referieren  die 

„D  ü s s e 1 d o r f e r N a c h r i c h t c n“ 

(Nr.  258  vom  22.  5.  1930)  über  einen  ORT- 
Vortrag: 

,,Dr.  Michael  Traub  schilderte  in  scinein 
Vortrag  eingangs  in  packender  Weise  die 
große  Not  der  osteuropäischen  Juden,  deren 
Leid  und  Elend  in  einigen  zur  Verlesung  kom- 
menden Berichten  seinen  Niederschlag  fand.“ 
Nachdem  die  Aufbauarbeit'  des  ORT,  die 
dem  Streben  jüdischer  Massen  nach  produktiver 


Umgestaltung  ihres  Lebens  entgegenkommt,  be- 
sprochen wird,  heißt  es  abschließend: 

„In  welch  nachhaltiger  Weise  dies  ge- 
schieht, zeigten  die  zahlreichen  Lichtbilder, 
mit  denen  der  Redner  seine  Ausfiihrnngen 
belegte  und  ergänzte.“ 

Aehnlich  das 

„S  c h w e i n f u r t e r T a g e b 1 a 1 1“ 

(Nr.  257  vom  3.  11.  1930): 

,,Der  Vortragende  verbreitete  sich  zunächsl 
in ’’interessanten  Ausführungen  über  die  jüdi- 
schen Verhältnisse  der  letzten  Jahrzehnte  in 
den  Ländern  des  östlichen  Europa.“  Und  wei- 
ter: „Zahlreiche  interessante  Lichtbilder  leg- 
ten ein  beredtes  Zeugnis  von  den  Leistungen 
der  Gesellschaft  ab.“ 

Noch  deutlicher  betont  das  allgemeine  l.n- 
teresse  an  der  ORT-Arbeit  der 

„M  ii  n s t e r i s c h e Anzeige  r“ 

(Nr.  1249  vom  24.  11.  I9'30).  Das  Blatt  sagt: 
„Die  wirtschaftlichen  Auswirkungen  der  bol- 
schewistischen Revolution  und  der  Frieden.s- 
schlüsse  auf  die  Lage  der  Juden  in  Osteu- 
ropa veranschaulichte  ein  Lichtbildervortrag 
von  Dr.  Traub,  der  hinsichtlich  der  Mittel 
und  We.we  der  Abhilfe  sowie  der  Gesinnung 
praktischer  Nächstenliebe  von  allgemeinerem 
Interesse  war.“ 

Zum  Schluß  unterstreicht  der  Bericht  in  be- 
sonders warmer  Weise  den  ethisch-sozialen  Kern 
der  ORT-Arbeit,  indem  es  dort  heißt: 

„Nicht  zu  Unrecht  konnte  Rabbiner  Dr. 
Steinthal  in  seinem  Schlußwort  den  produk- 
tiven Wert  praktischer  Nächsten- 
liebe gegenüber  der  Wohltätigkeit  hervor- 
heben. Insofern  kann  die  über  Ländergrenzeii 
und  Völkerschranken  sich  erstreckende  Pio- 
nierarbeit des  ORT  ein  bemerkenswertes  Vor- 
bild sein,  als  sie  auf  den  Wegen  praktischer 
Nächstenliebe  Wirkungen  erzielt,  die  offiziel- 
ler Wohlfahrtspflege  nicht  beschieden  wäre.“ 

Das 

„Hamburger  F r e m d e n b 1 a 1 1“ 
meint  in  seinem  Bericht  über  den  ORT-Vortrags- 
abend  zum  Schluß,  nachdem  es  über  die  An- 
sprache des  Herrn  Justizrat  Dr.  Julius 
nitz,  der  in  seinen  Ausführunigen  die  Pflicht 
der  deutschen  Juden  zur  Unterstützung  des  ORT- 
Aufbauwerkes  betont,  referiert  hat  (Nr.  00 
\ om  7.  3.  1930) : 

„Dieser  mit  viel  Sachkenntnis  und  Wärme 
gesprochene  Appell  dürfte  einen  Widerhall 
finden.“ 

ln  durchaus  anerkennender  Weise  über  die 
Bestrebungen  des  ORT  äußert  sich  die 

„F  uld  a e r Z e i t u n g“ 

(Nr.  59  vom  12.  3.  31).  Das  Blatt  beginnt  seinen 
Bericht  mit  folgender  Feststellung: 

„Dr.  Traub  berichtete  über  Ziel  und  Zweck, 
so’vvie  über  die  bisher  geleistete  Arbeit  des 
jüdischen  ORT-Verbandes  und  machte  dabei 
Mitteilungen,  die  auch  von  Nichtjuden  aus 
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allgemeinen  Gesichtspunkten  mit  Interesse  zur 
Kenntnis  genommen  wurden.  Wird  doch  über 
Jiidenfragen  zur  Zeit  viel  gesprochen,  ohne 
dal!  immer  die  notwendige  Sachkenntnis  vor- 
handen ist.“ 

Die  katholische 

„T  r e m o n i a,  Dortmund“ 
betont  neben  dem  sachlichen  auch  den  ethischen 
Wert  der  ORT-Arbeit.  Sie  schreibt  über  den 
ORT-Vortrag  u.  a.  (Nr.  45  vom  14.  2.  1930): 

„Der  Vortrag  vermittelte  auch  Nichtjuden 
Wertvolles.  Wie  der  deutsche  Jude  für  seine 
in  Osteuropa  lebenden  bedrängten  Brüder  und 
Schwestern  sorgt,  so  mul!  jeder  Deutsche  die 
Bestrebungen  unterstützen,  die  auf  die  Besei- 
tigung der  Not  unter  den  Ausländsdeutschen 
gerichtet  sind.“ 

Eine  weitgehende  sachliche  Anerkennung  der 
(4RT-Bewegung  geht  auch  aus  der  Schilderung 
der 

„W  e s t f ä 1 i s c h e n Zeitung,  Bielefeld“ 
hervor.  Das  Blatt  sagt  eingangs  (Nr.  43  vom 
20.  2.  1931): 

„Der  ORT-Verband  ist  eine  Gesellschaft  zur 
Förderung  von  Handwerk,  Wirtschaft  und  In- 
dustrie unter  den  Juden;  genauer  gesagt:  eine 
Bewegung  zur  sozialen  Umstellung  wirtschaft- 
lich haltloser  Elemente  jüdischer  Rasse  in 
Handwerker,  Industrie-  und  Landarbeiter. 
Ueber  dieses  volkswirtschaftlich  und,  fast  noch 
mehr,  soziologisch  interessante  Problem 
sprach  gestern  abend  Dr.  M.  Traub,  Berlin.“ 

Zum  Schluß  zitiert  der  Berichterstatter  den 
Satz  des  Vortragenden:  „Es  ist  leichter  für  uns, 
Bankdirektor  zu  werden,  als  Bankangestellter  mit 
RM  120. — Gehalt“,  und  knüpft  daran  folgenden 
Kommentar: 

„Dieser  Satz  beleuchtet  die  soziologischen 
und  psychologischen  Hintergründe  der  ORT- 
Gesellschaft,  deren  große  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  nicht  bestritten  werden  kann.“ 

ln  ähnlicher  Weise  äußert  sich  der 
„Generalanzeiger  für  Stettin“, 
der  seinen  Bericht  mit  den  folgenden  Worten 
schließt  (Nr.  10  vom  10.  1.  1930): 

„Es  ist,  wie  aus  dem  Vortrag^  zu  entneh- 
men war,  ein  gewaltiges  Aufbauwerk,  das 
seit  zwei  Jahren  im  Gange  ist,  und  bereits 
gute  Fortschritte  macht.  Ein  größerer  Kreis 
folgte  aufmerksam  den  interessanten  Darle- 
gungen über  ein  großzügiges  Aufbauwerk,  das 
über  die  ganzjC  Welt  seine  Fäden  verzweigt.“ 

Daß  der  nationalsozialistischen  Presse  jede 
Art  von  jüdischer  Aktivität  ein  Dorn  im  Auge 
ist,  ist  sattsam  bekannt.  Auch  die  ÜRT-Arbeit 
bietet  dem  nationalsozialistischen 


„ln  Polen  soll  es  angeblich  50  000  jüdische 
Landwirte  geben.  Ausgeschlossen  ist  dies  nicht. 
Daß  dafür  50  000  alte  eingesessene  polnische 
Bauern  von  ihrer  Scholle  verdrängt  wurden, 
hat  Herr  Traub  vergessen  anzugeben.“ 

Und  weiter:  „Das  Ostjudentum  hat  angeb- 
lich bis  jetzt  93  Handwerkerschulen  (das  Blatt 
übersieht  dabei  wohl  geflissentlich,  daß  die 
Mehrzahl  dieser  vom  ()^RT  betreuten  Schulen 
sich  in  Osteuropa  befindet)  eingerichtet.  Gute 
Aussichten  für  deutsche  Handwerker.  Bleibt 
wachsam !“ 

Und  der 

„Völkische  Beobachter“  vom  11.  8.  1931 
schreibt: 

„In  Worms  hielt  kürzlich  Dr.  Traub  einen 
sehr  interessanten  Vortrag.  Er  führte  u.  a. 
aus,  daß  es  eine  spezifisch  jüdische  Not  gäbe, 
daß  der  Zwischenhandel  immer  geringer,  also 
der  Weg  vom  Erzeuger  zum  Verbraucher 
immer  kürzer  wird.  Besonders  sei  dies 
in  den  Staaten  Osteuropas  zu  beob- 
achten, da  dort  der  Staat  zum  Unter- 
nehmer  geworden  sei  und  dadurch  der  Jude 
am  Zwischienhandel  ausgeschaltet  sei.“.^^ 
„Wen  wundert  dann  noch,  daß  die  Invasi^fc’ 
dieser  daitschen  Juden  bei  uns  derart  üb^^ 
handnimmt.  Es  wird  höchste  Zeit,  daß  diesen 
Feilschern  und  Börsenjobbern,  Pfuschern  und 
Geldabschneidern  das  Handwerk  gelegt  w'ird. 
Und  dies  wird  der  Nationalsozialismus  sehr 
gründlich  besorgen!“ 

Daß  aber  auf  der  anderen  Seite  aufrecht 
denkende  und  unvoreingenommen  urteilende 
Nichtjuden  in  der  Aufbau-Arbeit  des  ORT  ge- 
rade eine  gute  Waffe  zur  Bekämpfung  des  An- 
tisemitismus und  zur  Zerstreuung  böswillig  in 
die  Welt  gesetzter  Märchen  über  den  Juden  er- 
blicken, dürfte  wohl  so  manchem  unserer  Le- 
ser bekannt  sein.  Wir  möchten  in  diesem  Zu- 
sammenhang an  die  Worte  des  Regierungsrats 
Dr.  Tank  erinnern,  die  er  als  Vertreter  der 
Preußischen  Regierung  gelegentlich  der  Eröff- 
nung der  ORT  - Ausstellung  in  Frankfurt  a.  M. 
im  Jahre  1929  sprach:  „In  weiten  Kreisen  des 
deutschen  Volkes  und  darüber  hinaus  ist  die 
Vorstellung  verbreitet,  die  Volksgenossen  jüdi- 
schen Glaubens  könnten  keine  Handwerker  und 
Landwirte  werden.  Und  nun  stehen  sie  auf  und 
beweisen,  daß  sie  auch  als  Landwirte  und  Hand- 
werker ihren  Mann  stehen.  Nichts  ist  so  sehr 
geeignet,  diesen  Gegnern  eine  bisher  unzweij^Ä 
haft  wirksame  Waffe  aus  der  Hand  zu  schlagCTW 
als  diese  Ausstellung,  die  nicht  nur  etwas  be-* 
hauptet,  sondern  beweist“  Diese  Gedanken- 
gänge finden  sehr  häufig  auch  in  der  nichtjüdi- 
schen Presse  ihren  Niederschlag.  Selbst  ein 
rechtsgerichtetes  Blatt  wie  die 

„M  ü neben  er  Neuesten  Nachrichtc  n“ 


„W  estdeutschen  Beobachter,  Köl  n“, 
der  ihre  Bedeutung  scheinbar  nicht  verkennt, 
da  er  sich  auf  zwei  Spalten  mit  dem  ORT- 
Vortrag  von  Dr.  Traub  in  Koblenz  befaßt,  — 
willkommenen  Anlaß  hierzu.  Wir  müssen  uns 
leider  versagen,  die  Fülle  der  gehässigen  Kom- 
mentare hier  wiederzugeben,  und  wollen  uns 
lediglich  auf  einige  wenige  Beispiele  beschränken. 
Der  Artikel  trägt  den  bezeichnenden  Titel  „Juden 
am  Ackerpflug?“.  Darin  heißt  es  u.  a.  (Nr. 22 
vom  1.  ().  1930): 


weiß  über  den  ORT  anläßlich  eines  Vortrags- 
abends in  München  folgendes  zu  sagen  (Nr.  24 
vom  25.  1.  1930); 

„Man  bestreitet  dem  Judentum  nicht  selten 
die  Fähigkeit,  produktive  .Arbeit  (Landwirt- 
schaft, Gewerbe)  zu  leisten.  Solcher  einseiti- 
gen Einschätzung  hielt  Dr.  Traub  in  seinem 
Vortrag  entgegen,  daß  der  Jude  seit  Jahrhun- 
derten aus  der  produktiven  Arbeit  gewaltsam 
ferngchalten  wurde,  und  dal!  die  jetzige  so- 
ziale Umschichtung  im  Osten  die  Befähigung 
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des  Juden  zu  aufbauender  Tätigkeit  auch  im 
Handwerk  und  Landwirtschaft  beweise.“  Zum 
Schluß  heißt  es  dann:  „Die  Ergebnisse  der 
handwerklichen  und  landwirtschaftlichen  Ar- 
beit der  Ostjuden,  die  der  Vortragende  teils 
durch  Zahlen,  teils  in  Lichtbildern  vorführte, 
sind  so  günstige  — es  sei  nur  an  die  Aus- 
trocknung der  großen  Sumpfgebiete  erinnert  -, 
daß  auch  der  Nichtjude  diesen  Bestrebungen 
sympathisch  gegen.iiberstehen  wird.“ 

ln  noch  entschiedenerer  Weise  nimmt  die 

„Königsberger  Volkszeitung“ 
anläßlich  der  Besprechung  eines  ORT-Vortrages 
gegen  die  bekannten  Verleumdungen  Stellung 
(Nr.  72  vom  26.  3.  1931): 

„Eine  der  beliebtesten  Behauptungen  unserer 
Hakenkreuzler  geht  dahin,  daß  die  Juden  zu 
keiner  produktiven  Arbeit  fähig  und  nur  Trä- 
ger des  „raffenden  Kapitals“  seien.  Ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  die  Beschränkung  der 
Juden  auf  einige  Berufszweige  sehr  unfreiwil- 
lig erfolgte,  wird  die  antisemitische  Behaup- 
tung durch  die  Tatsachen  widerlegt.  Mau 
braucht  nur  — etwa  im  Krieg  — einmal 
in  Osteuropa  gewesen  zu  sein,  und  dort  die 
jüdischen  Lohnarbeiter,  Handwerker  und  Land- 
wirte gesehen  zu  haben,  um  eines  Besseren 
belehrt  zu  werden.  Die  fortschreitende  Aus- 
schaltung des  Handels,  der  Vermittlung  zwi- 
schen Produzent  und  Verbraucher,  zwingt  die 
Juden  selbst,  eine  Berufsumschichtung  plan- 
mäßig vorzunehmen.  Diesem  Zweck  dient  seit 
langem  die  Gesellschaft  ORT,  über  deren  Ar- 
beit der  Leiter  ihrer  deutschen  Abteilung,  Dr. 
Traub,  Berlin,  ungemein  fesselnd  zu  berichten 
wußte.“ 

Auch  die 

„Rheinische  Warte,  Koblenz“ 
vertritt  mit  vollem  Nachdruck  dieselben  An- 
schauungen, wenn  sie  sagt  (Nr.  122  vom  26. 
Mai  1930): 

„Durch  den  Vortrag  war  das  Märchen 
vom  „weltbeherrschenden  kapitalistischen  Ju- 
den“ auf  die  Wirklichkeit  zurückgeführt.  Ihre 
größere  Zahl  lebt  im  Elend  (teilweise  im 
Ghetto).  Es  geht  ihnen  nicht  besser  als  den 
Christen.  Die  im  Anschluß  an  den  Vortrag 


gezeigten  Lichtbilder  verstärkten  die  Ueber- 
zcugimg  von  der  Wucht  der  Tatsachen.“ 

Diese  Anschauung  bekräftigt  das  Blatt  dann 
zum  Schluß  noch: 

„Vielleicht  wäre  es  zur  Belehrung  unge- 
nügend unterrichteter  Kreise  besser  gewesen, 
wenn  man  ihn  (gemeint  ist  der  Vortrag) 
der  größeren  Oeffentlichkeit  zugänglich  ge- 
macht hätte.“ 

Die  „Saarbrücker  L a n d e s z e i t u n g“ 
(Nr.  195  vom  10.  Juli  1931)  schreibt  in  ihrem 
ausführlichen  Berichte  über  den  in  Saarbrücken 
stattgefnndenen  „ORT“-Vortrag: 

„Der  Jude  beherrscht  die  Welt!  Haben  Sie 
je  das  Gegenteil  gehört  oder  geglaubt?  Selbst 
dann,  wenn  Sie  nicht  Antisemit  waren?  Dr. 
Michael  Traub,  Berlin  behauptete  das  Ge- 
genteil. Er  und  mit  ihm  glauben  viele,  daß  dje 
Judenheit  gegenwärtig  eine  wirtschaftliche 
Schicksalsstunde  erlebt.  Heute  sehe  sich  der 
Jude  gezwungen,  aus  der  ihm  einst  aufge- 
zwungenen Händlertätigkeit  hinüberzuwech- 
seln in  die  Industrie,  in  Handwerk  und  Land- 
wirtschaft. Wenn  die  Bestrebungen  des 
„ORT“  ernsthaft  gemeint  sind  und  durchge- 
halten werden  — es  besteht  kein  Grund,  daran 
zu  zweifeln  — und  wenn  die-  von  den  anwe- 
senden Juden  geäußerte  Sympathie  ebenso 
ernst  und  recht  ist,  dann  besteht,  wie  auch 
der  Redner  meinte,  begründete  Aussicht,  daß 
die  Wandlung  des  Judentums  auch  eine  all- 
gemeine Wandlung  der  Haltung  weiter  Volks- 
kreise gegenüber  dem  jüdischen  Menschen 
nach  sich  ziehen  kann.“ 

Wir  haben  hier  eine  Anzahl  von  Blättern 
der  allgemeinen  Presse  aus  verschiedenen  Tei- 
len des  Deutschen  Reches  zu  Worte  kommen 
lassen.  Sie  mögen  sich  durch  den  Grad  des 
Interesses  und  die  Stärke  des  Sympathiegefühls 
für  die  ORT  - Bestrebungen,  wie  auch  durch 
manche  Schlußfolgerungen  voneinander  unter- 
scheiden, überall  jedoch  tritt  deutlich  zutage,  daß 
der  ORT  als  produktive,  wertschaffende  Bewe- 
gung anerkannt  und  gewürdigt  wird.  Mit  umso 
größerem  Recht  darf  von  einem  jeden  Juden 
eine  positive  Förderung  der  Aufgaben  und  Ziele 
des  ORT  und  seiner  Tätigkeit  erwartet  werden. 


We^e  tier  OliT- Arbeit 
^in  bedeutsamer  Sichritt 

ln  der  heutigen  Nummer  unserer  Zeitschrift 
findet  der  Leser  aufschlußreiche  Aufzeichnungen 
über  die  ORT-  Aktion,  die  Herr  Dr.  A.  Sin- 
galowsky  in  Rumänien  durchgeführt  hat.  Die 
Tragweite  dieser  Aktion  geht  weit  über  den  Rah- 
men der  üblichen  Aktionen  des  Verbandes  hinaus. 
Ihre  Bedeutung,«  besteht  vor  allem  in  dem  groß 
angelegten  Versuch  zur  Schaffung  der  wichtig- 
sten Voraussetzung  für  den  wirtschaftlichen  Auf- 
bau der  jüdischen  Bevölkerung:  der  Zusam- 
menarbeit von  Staat  und  jüdi- 
scher Bevölkerung.  In  seinen  zahlreichen 
Unterhandlungen  mit  den  leitenden  Männern  der 
Regierung  und  den  Führern  der  Parteien  hob 
Dr.  A.  Singalowsky  in  überzeugender  Weise 
die  Pflicht  des  Staates  hervor,  in  seinem  eigen- 
sten Interesse  an  der  ökonomischen  Neugestal- 


tung der  jüdischen  Bevölkerung  mitzuarbeiten. 
Es  ist  unmöglich,  so  führte  er  aus,  daß  eine  Mil- 
lion Juden  darbt,  ohne  daß  das  ganze  Land 
Schaden  leidet. 

Die  Beteiligung  der  jetzigen  und  früheren 
Minister  an  dem  Bankett,  das  eine  Manifestation 
des  Interesses  und  der  Sympathie  für  die  neuge- 
gründete Organisation  des  ORT  in  Altrumänien 
war;  die  voai  staatsmännischer  Einsicht  getragene 
Erklärung  des  Ministers  M a n o i l e s c u im  Na- 
meai  der  Regierung;  die  mutige  und  würdige  Ab- 
fuhr, die  er  einige  Tage  später  dem  antisemd- 
tischen Abgeordneten  Professor  C u z a während 
der  Parlamentsdebatte  anläßlich  der  O R T - 
Aktion  erteilt  hat;  die  vielen  Kundgebungen 
einflußreicher  Politiker  im  Parlament,  auf  dem 
Bankett  und  in  der  Presse;  die  durch  den  Mi- 


Der  ilidische.Aufbau 


Nr.  2 


nister  Argctojanu  gewährte  zollfreie  Ein- 
fuhr von  Maschinen,  sowie  die  bewilligfte  Sub- 
vention für  die  ORT -Schulen,  dies  alles  be- 
weist, welchen  Eindruck  und  Erfolg  die  zielbe- 
wußte ORT-  Aufklärung  gehabt  hat.  Die  ru- 
mänische Oeffentlichkeit  beginnt,  den  Ernst  der 
Lage  zu  erkennen,  und  ihre  maßgebenden  Reprä- 
sentanten legen  Zeugnis  davon  ab,  daß  in  dem 
Problem  des  jüdischen  Umbaus  die  Interessen 
der  jüdischen  Bevölkerung  sich  mit  denen  des 
Staates  vereinigen. 

Die  Botschaft  des  ORT  wirkte  selbst  auf 
viele  Teile  der  jüdischen  Oeffentlichkeit  in 
Rumänien  wie  eine  Offenbarung.  Was  von  Vie- 
len mir  geahnt  wurde,  gelangte  nunmehr  zu 
klarer  Erkenntnis.  Im  Lichte  der  ORT-  Analyse 
nahm  mancher  jüdische  Politiker  eine  l)m- 
schätzung  der  bisherigen  Werte  vor:  wie  unvoll- 
kommen die  formelle  Oleichberechtigung  ohne 
wirtschaftliche  Gleichstellung  ist. 

Diese  ebenso  einfache  wie  große  Idee  rief 
regstes  Interesse  in  allen  Kreisen  der  jüdischen 
Bevölkerung  wach,  und  zwar,  wie  hinzugefügt 
werden  darf,  trotz  der  Tatsache,  daß  zur  Zeit 
cfer  Aktion  von  Dr.  Singalowsky  das  ganze  Land 
mit  Anspannung  aller  Kräfte  mitten  in  dem  hef- 
tigsten Parlamentswahlkampf  stand. 

Zum  ersten  Mal  geschah  es  in  Rumänien, 
daß  sich  die  Staatsmänner  und  Führer  der  poli- 
tischen Parteien  mit  den  Juden  an  einen  Tisch 
setzten,  um  über  ein  ernstes  jüdisches  Problem 
zu  verhandeln,  diese  Aufgabe  zu  einer  Auf- 
gabe des  Staates  erklärten  und  dieses  da- 
durch manifestierten,  daß  sic  sich  dem  Komitee 
der  betreffenden  Organisation  als  Mitglieder  an- 
schlossen. Die  neubegründete  rumänische  ORT- 
Organisation  ist  obendrein  der  deutliche  Aus- 
druck des  Bestrebens  zur  gesellschaftli- 
chen Emanzipation.  Die  jüdische  Bevölkerung 
selbst  hat  den  Willen  verspürt,  Subjekt  ihres  wirt- 
schaftlichen Umbaus  zu  werden,  sich  nicht  auf 
ausländische  Wohltätigkeit,  sondern  auf  die  e i - 
genen  Kräfte  und  die  Hilfe  ihres  S t a a- 
t e s zu  stützen. 

Diese  Selbstbesinnung  der  rumänischen  ju- 
denheit,  die  Hebung  ihres  eigenen  Wcrtgefühls, 
ihre  Aufrüttelung  zur  schaffenden  Tat,  dies  ist, 
hei  aller  Wichtigkeit  der  von  Dr.  Singalow'sky 
erzielten  finanziellen  und  politischen  Erfolge,  si- 
cherlich das  bedeutsamste  Ergebnis  dieser  ORT- 
Aktion. 

Eine  lebendige  Widerspiegelung  der  neuen 
Stimmungen,  die  in  der  rumänischen  judenheit 
ausgelöst  worden  sind,  ist  einer  der  letzten  Auf- 
sätze des  bekannten  rumänisch-jüdischen  Publi- 
zisten, des  Veteranen  der  zionistischen  Bewe- 
gung, Senator  Horia  C^arp,  im  „Curierul  Is- 
raelit“ vom  15.  7.  31.  Er  würdigt  die  historische 
Bedeutung  der  ORT-Aktion  und  führt  folgendes 
a>is: 

„Das  Bankett  zu  Ehren  von  Dr.  Singalowsky, 
war  ein  erhebender  Augenblick,  der  uns  tief 
ergriffen  hat.  Ein  Bild,  wie  wir  es  noch  nie 
im  jüdischen  Leben  unseres  Landes  gesehen 
haben.  Wir  saßen  beisammen,  Rumänen  und 
Juden  vieler  politischer  Schattierungen  und 
Richtungen,  aber  von  einem  einzigen  Gedanken 
beseelt:  von  dem  neuen  Gedanken  eines  Sy- 
stem- und  Traditionswandels,  der  eine  brü- 
derliche Annäherung  beider  Völker  zur  Folge 
haben  wird.  Dieses  Neue  verdanken  wir  dem 


„ORT“.  Wir  verdanken  ihm  diesen  Wechsel 
der  Gesinnung  und  Gefühle  bei  denen,  mit 
welchen  zusammen  wir  leben  und  die  nun 
eingesehen  haben,  daß  wir  das  wirtschaftliche 
Ghetto,  in  das  uns  vergangene  Zeiten  und  Um- 
stände ohne  und  gegen  unseren  Willen  einge- 
kapselt haben,  sprengen  und  uns  wirtschaftlich 
emanzipieren  wollen,  wie  wir  uns  politisch 
emanzipiert  haben. 

Es  war  ein  erhebender  Augenblick,  als  der 
Handelsminister  Manoilescu  in  seiner  Ansprache 
betonte,  daß  dem  Werke  des  „ORT“  histo- 
rische Bedeutung  zukommt  und  erklärte,  daß 
„dieses  Werk  Liebe  unter  uns  bringen  wird". 
Solche  Worte  haben  wir  bisher  nie  gehört. 

...  Es  war  spät  nachts  und  noch  immer 
saßen  wir  beisammen  und  sprachen  über  Mit- 
tel und  Wege,  um  den  rumänischen  Juden 
ein  neues  wirtschaftliches  und  soziales  Leben 
zu  bauen.  Einst  wird  dieser  Tag  eine 
große  Bedeutung  in  der  Geschichte 
unserer  Kämpfe  im  Dienste  der  po- 
litischen und  sozialen  Emanzipa- 
tion g e w i n n e n. 

Dieses  Augenblickes  werden  wir  stets 
denken.  In  unserer  Geschichte  werden  die  M!^P 
ner,  die  dieser  Wandlung  den  Weg  geebnet 
haben,  ein  ehrenvolles  Blatt  schmücken. 

Dieser  Augenblick  wird  als  Anfang  unserer 
endgültigen  Emanzipation  gefeiert  w'erden.“ 

K. 

(Weitere  Berichte  über  die  rumänische  Aktion 
siche  Seite  0 ff.) 


Der  Vorstand  hat,  wenn  auch  widerstrebujÄ| 
und  mit  großem  Bedauern,  dem  Wunsiche  1^^ 
Traubs  Rechnung  tragen  müssen.  Er  hat  in- 
desß^en  von  seiner  Bereitwilligkeit  zu  weiterer, 
außerberuflicher  Mitarbeit  mit  großer  Befriedi- 
gung und  zugleich  mit  dem  herzlichsten  Dank 
für  seiiiie  fünfjährige,  außerordentlich  erfolgreiche 
Tätigkeit  Kenntnis  genommen.  Der  Name  Dr. 
Traubs  ist  mit  der  Verbreitung  des  ORT-Oe- 
dankens  in  Deutschland  und  mit  der  Entwick- 
lung der  deutschen  Landesorganisation  aufs  innig- 
ste verknüpft.  Umso  schmerzlicher  ist  cs  für 
uns,  wenn  solche  Kräfte  ihren  mit  Hingebung  ‘ 
und  Energie  behaupteten  Posten  verlassen  müssen. 
Wir  wünschen  Herrn  Dr.  Traub  auch  in  seinem 
neuen  Tätigkeitsgebiet  den  verdienten  Erfolg  und 
die  nötige  innere  Befriedigung. 


Wilhelm  G r a e t z , 
Vorsitzender  der  Gesellschaft  ORT, 
Abteilung  Deutschland  E.  V. 


Amtsniederlegung,'  von 
l>r.  micliael  Traub 

Nach  fünfjähriger  Tätigkeit  hat  Herr  Dr. 
Michael  Traub  den  Wunsch  geäußert,  seinen 
frosten  als  Generalsekretär  der  Gesellschaft  ORT, 
Abteilung  Deutscliland,  aus  (uivaten  Gründen 
niederzulegen.  Herr  Dr.  Traub  beabsichtigt,  sich 
andern  Wirkungskreisen  hauptamtlich  zuzuwen- 
den; jedoch  soll  die  Niederlegung  seines  Amtes 
in  keiner  Weise  ein  Ausscheiden  aus  seiner  bis- 
herigen Arbeit  für  den  ORT  bedeuten.  Herr 
Dr.  Traub  wird  vielmehr  auch  weiter  im  Vor- 
stände  der  ORT-Oesellschaft  verbleiben  und  sich 
ihr  ehrenamtlich  widmen. 
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I Ernestlue  Eschelbacher 


Am  5.  Juli  ist  Frau  Ernestine  Eschelbacher, 
Mitglied  des  engeren  Vorstandes  und  Vor- 
sitzende der  Frauenkommission  der  ORT-(ie- 
sellschaft,  Abt.  Deutschland,  verschieden.  Eine 
gütige  und  reine  Persöidichkeit,  bcgtiadet  mit 
allen  Gaben  des  Körpers  und  der  Seele, 
die  „Esches  Chajil“  der  deutschen  Judenheit 
ist  von  uns  gegangen.  Bereits  zu  Beginn 
der  ORT-Tätigkeit  in  Deutschland  schloß  sich 
die  Verstorbene  unserer  Gesellschaft  an.  Jahre 
hindurch  war  sie  uns  Führcrin  und  Freundin; 
unermüdlich  in  ihrer  selbstlosen  Hilfsbereitschaft, 
war  sie  für  uns  das  Sinnbild  jüdischer  Caritas. 
Wer  das  große  Glück  hatte,  Ernestine  EsclieL 


bacher  zu  kennen,  konnte  sich  dem  beglücken- 
den Charme  ihrer  harmonischen,  auch  im  bibli- 
schen Alter  jugendlichen  Persönlichkeit  nicht  ent- 
ziehen. Gütig  und  verstehend  stand  sie  über 
jedem  Streite  der  Parteien,  unbeirrbar  in  ihrem 
Willen,  Trennendes  zu  meiden  und  mit  vereinten 
Kräften  zu  helfen,.  So  war  sie  auch  in  unseren 
Reihen  unablässig  bemüht,  den  Gedanken  des 
überparteilichen  Aufbauwerkes  des  ORT-V'erban- 
des,  das  Streben,  entwurzelten  jüdischen  Men- 
schen die  beglückende  Möglichkeit  produktiven 
Schaffens  zu  geben,  in  hingebungsvoller  Arbeit 
zu  verwirklichen.  Unersetzlich  ist  der  Verlust, 
den  wir  durch  das  Hinscheiden  dieser  einzig- 
artigen Persönlichkeit  erlitten  haben.  Die  ORT- 
Gesellschaft  wird  Ernestine  Eschelbacher  ein  blei- 
bendes, ehrendes  Andenken  bewahren. 


ORT- Aktionen  ini  In-  iiiicl  Anslantle 


Deatachland 


^rlin: 

Gesellschaftsabend  im 


,Alhambra“-Hotcl. 


Am  1 1.  Juni  ds.  Js.  fand  auf  dem  Dachgarten 
des  Hotel-Restaurants  ,, Alhambra“  ein  Abendessen 
mit  anschließendem  Unterhaltungsprogramm  und 
Tanz  zu  Gunsten  der  ORT-Gesellschaft  zur  För- 
derung des  Handwerks,  der  Industrie  und  der 
Landwirtschaft  unter  den  Juden  statt.  Herr  Pro- 
fessor Frankfurt,  '2.  Vorsitzender  der  ORT- 
Gesellschaft,  Abteilung  Deutschland,  begrüßte  in 
herzlichen  Warten  die  zahlreich  erschienenen 
Gäste,  unter  denen  man  viele  bekannte  Freunde 
und  Förderer  des  ORT- Aufbauwerkes  bemerken 
konnte.  Der  Abend  wurde  durch  eine  Reihe 
künstlerischer  Darbietungen  bereichert.  Die  un- 
längst aus  Rom  zurückgekehrte  Koloratursängerin 
Fräulein  L i a S c h w a r z - N e r i fesselte  die  ,\n- 
wesenden  durch  den  auisgezeichneten  Vortrag 
einiger  Arien  und  Lieder.  Die  jugendliche  Tän- 
zerin Fräulein  Valentine  S a I k i n d erfreute 
ilurcli  mehrere  künstlerisch  ausgeführte  Tänze. 
Für  Humor  und  Unterhaltung  sorgten  die  Herren 
Igor  P a h 1 e n und  Werner  Michel  tuit 
einigen  wohlgelungenen  Chansons.  Die  G.ästc 
blieben  noch  lange  bei  Tanz  in  angeregter  Stim- 
mung beisiammen.  Das  materielle  Ergebnis  ent- 
Btach  vollauf  dem  künstlerisch  imd  gesellscliaft- 
uch  schönen  Verlauf  des  Abends,  und  ein  ansehn- 
licher Betrag  konnte  dem  Wiederaufbaiu-Fonds 
der  ORT-(icsellschaft  zugeführt  werden. 


Hamburg: 

Große  öffentliche  Kundgebung. 

Ende  April  fand  in  Hamburg  eine  von  meh- 
reren hundert  Personen  besuchte  ORT-Veran- 
stalitung  statt,  zu  der  neben  dem  Hamburger 
Aktions- Aussichuß  der  ORT-Oesellschaft  die 
Logen  „He  n r y Jone  s“,  „St  e i n t h a l“  und 
,,N  e h e m i a N o b e l“  eingeladen  hatten.  Herr 
Rahbitier  Dr.  Baeck,  der  an  diesem  Abend  neben 
Herrn  Dr.  M.  Traub  hätte  sprechen  sollen,  war 
durch  eine  im  letzten  Augenblick  angesetzte  Kon- 
ferenz im  Kidtusministerium  am  Erscheinen  ver- 
hindert worden.  Herr  Alfred  Levy,  Vor- 
sitzender des  Hamburger  Aktions-Ausschusses,  der 


die  Versammlung  leitete,  gab  seiner  Freude  Aus- 
druck, daß  der  Einladunig  so  zahlreiche  jüdische 
Bürger  Hamburgs  gefolgt  sind,  und  bezeichnete 
es  ,als  die  Pflicht  der  deutschen  Juden,  trotz  der 
Krise  im  eigenen  Lande  den  Brüdern  im  Osten 
zu  helfen,  die  unter  weit  schwereren  Lebens- 
bedingungen zu  leiden  hätten.  Dann  hielt  Dr. 
Michael  Traub,  Berlin,  einen  Vortrag  über 
,,F  o r ni  e n u ti  d Wege  des  jüdischen 
Wiederaufbau  s“.  Ueberall,  so  führte  er  aus, 
stellten  sich  in  neuerer  Zeit  die  schicksalsschweren 
Folgen  ein,  die  durch  den  Gegensatz  zwischen 
den  uns  in  langer  historischer  Entwickhmg  auf- 
gezwungenen  Wirtschaftsformen  und  den  mo- 
dernen Tendenzen  des  heutigen  Wirtschaftslebens 
eingetreten  sind.  Die  Ju,den  sind  hierbei  Leid- 
tragende eines  organischen  Wirtschaftsprozesses, 
gegen  den  sie  sich  in  allen  Ländern  nur  durch 
rationelle  Anpassung  an  die  Forderungen  des 
modernen  Wirtschaftslebens  wehren  können.  Mit 
besonderer  Schärfe  trete  diese  Erscheimimg  im 
Osten  Europas  zutage,  wo  die  Hälfte  der  Juden- 
heit der  Welt  um  ihre  Existenz  ringt  und  nach 
neuen  wirtschaftlichen  Lebensformen  strebt.  Unter 
dem  Drucke  politischer  und  wirtschaftlicher  Ent- 
wicklung hat  sich  hier  während  der  letzten  Zeit 
eine  Millionenarmee  aus  ihren  früheren  Posi- 
tionen verdrängter  jüdischer  Deklassierter  ge- 
bildet, für  einen  großen  Teil  derselben  ist  die 
bcniflkhe  Umschichtung  die  einzige  Rettniig  vor 
gänzlichem  wirtschaftlichen  Untergang.  Die  Auf- 
gabe des  ORT-Verbandes  ist  es,  diesen  notwen- 
digen Um,bauprozeß  mit  allen  Kräften  zu  fördern. 
— Nachdem  der  Redner  die  einzelnen  Tätig- 
keitsgebiete des  ORT,  v\ie  die  Ansiedlimg  der 
Juden  in  der  Landwirtschaft,  die  Fachausbildung, 
die  Versorgung  von  jüdischen  Handwerkern  mit 
Maschinen  und  Werkzeugen,  die  Unterbringung 
jüdischer  .Arbeiter  in  der  Industrie  u.  a.  m.  um- 
schrieben hatte,  wandte  er  sich  an  die  Anwesen- 
den mit  einem  warmen  Appell,  diese  lebenswich- 
tige Arbeit  nach  Kräften  zu  unterstützen. 

Herr  Alfred  Lisser  dankte  dem  Vortra- 
genden für  seine  Ausführungen  und  forderte  dann 
seinerseits  zu  tatkräftiger  Förderung  der  ORT- 
Bestrebungen  auf.  IXe  nach  dieser  wirkungsvollen 
Kundgebung  eingeleitete  Sammelaktion  des  ORT 
hat  ein  gutes  Ergebnis  gebracht. 
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Lübeck: 

Vor  kmirzem  wurde  hier  von  der  ORT-Oesell- 
schaft  ein  Vortragsabend  veranstaltet,  an  dem 
Herr  Dr.  Michael  Traiiib  (Berlin)  über  „Alte 
ai  n d neue  Probleme  jüdischer  Wirt- 
schaftspolitik“ sprach.  Den  Vorsitz  in  der 
gut  besiuckten  Versammlung  führte  Herr  Rab- 
biner Dr.  Winter.  Dem  Vortrage  folgte  eine 
lebhafte  Aiussprache.  Im  Anschluß  daran  wurde 
ein  ORT-Aktions-Ausschuß  für  Lübeck  gebildet, 
dem  die  Herren  Rabbiner  Dr.  Winter  und 
Alfons  Frank  als  Vorsitzende,  ferner  M.  H e i n- 
h « r g , Jean  H o f m a n n , R.-A.  Jacobsohn, 
R.-A.  Dr.  Landau,  Dr.  Oscar  Meyer,  Frau 
Dr.  Rothschild  angehören. 

Köln  a.  Rh.: 

Vortrag  in  der  Loge. 

Wie  bereits  in  voriger  Nummer  kurz  berichtet 
wurde,  hielt  hier  Herr  Dr.  Michael  T r a u h 
(Berlin)  in  einem  von  den  Logen  „Rhein- 
land“ und  „M  or  iah“  gemeinsam  veranstal- 
teten Abend  einen  Vortrag  über  „Gegen- 
w' artsprob  lerne  jüdischer  Wirt- 
schaftspolitik“, in  dem  er  über  die  jüdische 
Wiederaufbauarbeit  im  Osten  Europas  und  die 
Aufgaben  des  ORT-Verbandes  sprach.  Die  Zu- 
hörer, die  sich  zahlreich  eingefunden  hatten,  folg- 
ten mit  lebhaftem  Interesse  den  Ausführungen 
des  Redners.  An  den  Vortrag  schloß  sich  eine 
sehr  rege  Aussprache,  an  der  der  Logenpr.äsident 
Landgerichtsdirektor  I k e n b e r g , Konsul  Max 
Grün.baum  u.  a.  m.  teilnahmen.  Den  Vor- 
sitz führte  Logenpräsident  Landgerichtsdirektor 
I k e n b e r g. 

Zahlreiche  neue  ORT- Aktionen  in  Süddeutschland. 

Die  ORT-Gesellsichaft,  Abteilung  Deutschland, 
veranstaltete  während  der  letzten  Monate  in  zahl- 
reichen Städten  Süddeutschiands,  in  Frank- 
furt a.  M.,  Wiesbaden,  Gießen,  Karls- 
ruhe, Frei  burg,  Neustadt  a.  d.  Haardt, 
S a a r 1 o u i s,  Saarbrücken,  Bruchsal  und 
Worms,  eine  Reihe  von  Vorträgen,  in  denen  Herr 
Dr.  Michael  Traub,  Berlin,  Generalsekretär 
und  Mitglied  des  engeren  Vorstandes  der  ORT- 
Gesellschaft,  Abt.  Deutschland,  zu  den  aktuellen 
Problemen  des  jüdischen  Wirtschaftslebens  im 
Zusammenhang  mit  der  Umschichtungs-  und  Auf- 
bautätigkeit des  ORT-Verbandes  Stellung  nahm. 
Aui  Hand  ausführlicher  Berichte  und  statistischer 
Erhebungen  schilderte  Dr.  Traub  die  soziale  und 
wirtschaftliche  Lage  der  jüdischen  Bevölkerungs- 
massen,, die  sich  sowohl  in  Deutschland  als  ganz 
besonders  in  Osteuiropa  in  letzter  Zeit  in  gerad,ezu 
katastrophaler  Weise  verschlechtert  hat.  Durch 
dem  zunehmenden  Ausscheidungsprozeß  zahlrei- 
cher Juden  aus  dem  Handel  und  der  Vermittlung 
dränge  die  moderne  Entwicklung  des  Wirtschafts- 
lebens sowohl  in  Osteuropa  wie  neuerdings  in 
steigendem  Maße  auch  in  Deutschland  auf  einen 
beschleunigten  LJebergang  zu  produkti\'en  Berufen 
hin. 

In  Fr,ankfurt  a.  M.  fand  der  ORT-Vor- 
tragsabend  unter  Vorsitz  von  Herrn  Rabbiner  Dr. 
Arnold  Lazarus  statt.  Neben  Herrn  Dr. 
Traub  sprach  zum  gleichen  Thema  Herr  Rabbiner 
Dr.  Paul  Lazarus,  Wiesbaden,  der  im  be- 
sonderen die  Wichtigkeit  der  Aufbau-Bestrebun- 


gen des  ORT  auch  für  die  deutsche  Judenheit 
unterstrich.  — In  Wiesbaden  wurde  die  vom 
dortigen  ORT-Aktions-Ausschuß  einberufene  Ver- 
sammlung von  Herrn  Dr.  Hirsch  geleitet.  An 
deti  Vortrag  von  Herrn  Dr.  Traub  schloß  sich 
eine  aillgemeine  Aussprache. 

In  Gießen  hatte  der  ORT  zum  ersten 
Male  seit  seinem  Bestehen  zu  einem  ORT-Vor- 
tragsabend  eingeladen.  Der  Einladung  waren 
zahlreiche  Mitglieder  der  jüdischen  Gemeinde, 
daruiiiter  die  angesehensten  Vertreter  der  Gießener 
Judenheit,  gefolgt.  Den  Vorsitz  führte  Herr  Rab- 
biner Dr.  Sander.  Die  Zuhörer  wurden  durch 
den  Vortrag  des  Herrn  Dr.  Traub  für  die  jüdi- 
schen, Aufbauprobleme  stark  interessiert,  was  in 
den  Ausführungen  mehrerer  Redner,  die  in  der 
Aussprache  das  Wort  ergriffen  haben,  zum  Aus- 
druck kam.  Es  wurde  ein  ORT-Aktions- Aus- 
schuß für  Gießen  gebildet,  in  dem  der  Gemeinde- 
vorsitzende, Herr  Louis  Marcus,  den  Vorsitz 
übern, ahm.  Ferner  gehören  dem  Ausschuß  an: 
Rechtsanwalt  Dr.  Aaron,  A.  Fröhlich,  Her- 
mann H a m m e r s c h 1 a g , Rabbiner  Dr.  Leo 
Hirschfeld,  M.  Levy,  Rabbiner  Dr.  San- 
der, Fra,u  Rabbiner  Dr.  Sander  San. -Rat 
Strauß/Wetzlar.  ^ 

In  Karlsruhe  fand  der  ORT-Vortrags- 
abend  unter  Vorsitz  von  Herrn  Dr.  Paul  Hom- 
brirger,  dem  Vorsitzenden  des  Karlsruher 
ORT-Akttons-A'usschusses,  statt.  Herr  Dr.  Traub 
fan,d  mit  seinen  Ausfüh,run,geu  reichen  Beifall. 
Es  folgte  eine  sehr  lebhafte  Aussprachie,  in  der 
die  Redner  ihre  weitgeh, endste  Sympathie  für 
die  ORT-Aufbau-Tätigkeit  zum  Ausdruck  brachten. 

An  dem  in  F r e i b u rg  vom  dortigen  Aktions- 
Ausschuß  veranstalteten  Vortragsabend  lag  der 
Vorsitz  in  Händen  von  Herrn  Rabbiner  Dr. 
Zimmels.  Dem  Vortrag  des  Herrn  Dr.  Traiub 
folgte  auch  hier  eine  allgemeine  Aussprache,  an 
der  sich  mehrere  Redner  beteiligten. 


In  Neustadt  a.  d.  Haardt  fand  der 
Vortrag  unter  Leitung  des  Vorsitzenden  der 
Israelitischen  Kultusgemeinde,  Herrn  Emil  B e h r, 
statt.  Den  Vorsitz  in  dem  neugegründeten  Ak- 
tions-Ausschuß hat  Herr  Stadtrat  Gustav  Weil 
übernommen.  Mit^ieder  des  Aktions-Ausschusses 
sind  ferner  R.-A.  Dr.  Bamberger,  Frau  Meta 
R o s e n t h a I,  Rabbiner  Dr.  S t e c k e l m a c h e r, 
Stadtrat  Ludwig  Strauß  und  Max  Wolf' 


In  Saarlouis  wurde  die  Versammlung  v 
Herrn  Ludwig  Wo  11  heim  geleitet,  der  auch 
Vorsitzender  des  Aktions  - Ausschusses  wurde. 
Weitere  Mitglieder  sind:  Frau  Jacob  Hanau, 
die  Herren  L.  Eppstein,  Landgerichtsrat  Dr. 
L e V i,  G.  Marx,  Prediger  N a t h a n,  J.  Schön- 
mann. ln  Saarbrücken  fand  der  Vortrag 
unter  Vorsitz  des  Herrn  Rabbiner  Dr.  R ü I f 
statt. 


In  Worms  leitete  die  Versammlung  Herr 
Isidor  Kiefer,  der  sich  gleichfalls  an  die  Spitze 
des  neugebildeten  Aktions-Ausschusses  stellte. 
I>iesem  gehören  außerdem  an:  R.-A.  Dr.  Clemens 
Goldschmidt,  Karl  Guggenheim,  Rab- 
biner Dr.  Holzer,  Adolf  Kehr,  Ludwig 
Lohn  st  ein,  Moritz  Mayer,  San. -Rat  Dr. 
Nickelsburg,  Dr.  T r y f u s,  Ludwig  Ebert- 
(^thofen,  Jacob  G u t h m a n n - Eich,  Adolf 
Sc  h e u e r- Monsheim.  In  Bruchsal  fand  der 
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Abend  unter  Leitung  von  Herrn  Max  Strauß, 
dem  Vorsitzenden  des  dortigen  ORT-Aktbns- 
Aiisschusses,  statt. 

Durch  diese  Vorträge  ist  es  dem  ORT  wie- 
derum gelungen,  den  Kreis  seiner  Freuiiide  und 
Förderer  zu  erweitern.  Das  miaterielle  Ergebnis 
der  im  Anschluß  am  die  Vortragsabende  durch- 
geführten Sammelaktionen  war  ein  durchaus  zu- 
friedenstellendes. 

Besonders  erwähnt  miiiß  die  Tatsache  werden, 
daß  auch  die  nichtjüdische  Tagespresse  anläßlich 
der  Vorträge  die  wirtschaftliche  Lage  der  jüdi- 
schen Bevölkerauig  zum  Gegenstände  ausführ- 
licher Besprechungen  m, achte  und  die  Arbeit  des 
ORT-Verbandes  eingeh, end  würdigte. 


Dänemark 

Die  dänischen  Juden  und  das  Werk  von 
ORT-OSE-EMIGDIREKT. 

Der  Bevollmächtigte  des  Gemeinschaftlichen 
Hilfskomitees  ORT-OSE-EMIGDIREKT,  Redak- 
teur J.  Trotzky,  hielt  im  Hause  von  Pro- 
zessor Simonsen  in  Kopenhagen  vor  einem 
^'reise  hervorragender  dänischer  Juden  einen  Vor- 
trag über  die  gegenwärtige  Lage  der  Juden  in 
Osteuropa  und  das  Aufbauwerk  der  Organisa- 
tionen Ort,  ose  und  EMIODIREKT,  der  tiefen 
Eindruck  machte.  Aus  der  Mitte  der  Anwesenden 
%yurde  ein  Komitee  gebildet,  dem  Professor  D. 
Simonsen  als  Vorsitzender,  ferner  der 
Vorsitzende  der  Jüdischen  Gemeinde  C.  B.  Hen- 
ri q u e s , Bankier  V.  G o l d s c h m i d t , der  Vor- 
sitzende der  Bnei  Brith-Loge  Bankier  W.  Na- 
th a n , Oberrabbiner  Dr.  M.  Friediger,  J.  H. 
Melchior,  F.  Salomon  sen,  A.  Hayman 
und  Dr.  L.  Fränkel  angehören.  Das  Komitee 
erinn,ert  in  einem  Aufruf  die  dänischen  Juden 
au  ihre  Pflicht,  der  jüdischen  Bevölkerung  Ost- 
europas in  der  gegenwärtigen  schweren  Zeit  zu 
Hilfe  zu  kommen. 


Frankreich  und  England 

Der  Vorsitzende  der  Zentralverwaltung  des 
ORT-Verbandes,  Herr  Dr.  L.  B r a m s o n , m eilte 
einige  Zeit  in  Paris,  wo  er  gemeinsam  mit  dem 
Pariser  ORT-Komitee  Vorbereitungen  für  eine 
große  Aktion  in  Frankreich  zu  Gunsten  des 
j^RT  getroffen  hat. 

' Von  Paris  begab  sich  Herr  Dr.  Bramson 
nach  London,  um  hier  Anteil  an  der  Sammel- 
aktion zu  nehmen,  die  gegenwärtig  unter  Leitung 
des  Vereinigten  ORT  - OSE-Komitees 
zu  Gunsten  beider  Gesellschaften  sowohl  in  Lon- 
ilon  als  auch  in  der  Provinz  organisiert  wird. 


Xordafrika 

Neue  OR  T-Komitees  in  Algier,  Constantine,  Tunis 
und  Sfax. 

Der  Bevollmächtigte  des  ORT-Verbandes, 
Herr  Dr.  M.  Lasers  on,  ist  vor  einiger  Zeit 
aus  Nord-Afrika  zurückgekehrt,  wo  er  eine 
größere  Aktion  zu  Gunsten  des  ORT  organi- 
siert hat. 

In  einer  Reihe  von  Städten,  die  er  besucht 
hat,  wie  Algier,  Constantine,  Tunis 


und  S f a .V  , sind  ständige  ORT-Komitees  gegrüti- 
det  worden,  die  die  Weiterführung  der  Werbe- 
und  Sammelarbeit  übernommen  haben.  Deberall 
stehen  an  der  Spitze  dieser  Komitees  die  ange- 
sehensten Vertreter  der  dortigen  Judenheit. 

Herr  Dr.  Laserson  hat  eine  wichtige  Aufgabe 
erfüllt,  indem  er  die  nordafrikanischc  Judenheit 
mit  den  ihr  bisher  ferngclegcnen  Problemen  der 
konstruktiven  Hilfsarbeit  in  Osteuropa  und  der 
Tätigkeit  des  ORT  bekanntgemacht  hat.  Bezeich- 
nenderweise sind  zu  den  öffentlichen  Vorträgen 
von  Herrn  Dr.  Laserson  überall  auch  die  Ver- 
treter nichtjüdischer  Kreise  zahlreicli  erschienen. 
Diese  Vorträge  fanden  gleichfalls  in  der  jüdischen 
und  nichtjiidischen  Presse  lebhaften  Widerhall. 

Die  Reise  des  Herrn  Dr.  Laserson  fiel  in  eine 
Zeit  schwerer  wirtschaftlicher  Depression  in  den 
Kreisen  der  örtlichen  jüdischen  Bevölkenuig.  Aber 
gerade  deshalb  war  dort  auch  der  Boden  für 
eine  günstige  Aufnahme  der  ORT-Ideen  reif. 
Viele  im  sozialen  Dienst  stehende  Vertreter  der 
dortigen  Judenheit  gaben  ihrer  Meinung  Aus- 
dnuck,  daß  sikh  die  Methoden  der  ORT-Wieder- 
aufbaii- Arbeit  a,uch  für  die  Hilfsarbeit  der  ört- 
lichen jüdischen  Gern, einden  ausgezeichnet  eignen 
würden. 

Auf  der  Rückreise  nach  Deutschland  hat  Herr 
Dr.  LasQfson  auch  in  Marseille  und  Lyon 
Aktionen  zu  Gunsten  des  ORT  durchgeführt  und 
in  beiden  Städten  ORT-Komitees,  dem  die  ange- 
sehensten Mitglieder  der  dortigen  jüdischen  Ge- 
meinden beigetreten  sind,  ins  Leben  gerufen. 


Rumänien 

Die  rumäuische  Regierung  und  das  Aufbauwerk 
des  ORT. 

Herr  Dr.  A.  Si  n g a 1 o w s k y,  Mitglied  des 
Präsidiums  des  ORT-Verbandes,  wurde  im  Mai 
vom  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen, 
Herrn  Argetoianu,  emptangen.  Das  Ge- 
spräch, das  über  eine  Stunde  dauerte,  drehte 
sich  um  die  wirtschaftliche  Lage  der  Juden  in  Ru- 
mänien und  um  das  Wiederaufbauwerk  des  ORT- 
Verbandes.  Dr.  Singalowsky  wies  dabei  auf  die 
.sehr  schwere  wirtschaftlich^  Lage  der  jüdischen 
handeltreibenden  Bevölkerung  hin,  die  durch  die 
Steuerpolitik,  die  Regierungsmonopolc  und  die 
durch  die  Regierung  begünstigte  rapide  Entwick- 
lung des  Genossenschaftswesens  ihrem  Ruin  ent- 
gegengeführt vGrd.  Die  Regienmg  dürfe  dieser 
Tats,ache  nicht  gleichgültig  gegenüberstehen,  denn 
eine  Katastrophe  der  jüdischen  Bevölkerung 
würde  eine  große  Gefahr  für  den  Staat  selbst 
bedeuten.  Auf  einen  in  diesem  Zusammenhänge 
vom  Minister  gemachten  Hinweis  auf  die  Lage 
der  jüdischen  Bevölkerung  in  Sowjetrußland  er- 
klärte Dr.  Singalowsky:  ,, Gewiß  hat  die  Natio- 
iialisienmg  des  Handels  in  Rußland  die  jüdische 
Bevölkerung  schwerer  getroffen,  als  die  übrige 
Bevölkerung.  Die  Lage  ist  dort  auch  jetzt  noch 
schwer.  Aber  es  muß  anerkannt  werden,  daß 
dort  ein  Programm,  welches  die  wirtschaftliche 
Gleichstellung  der  Juden  mit  allen  anderen  vor- 
sdeht,  zur  eiiergischeu  Durchführung  gelangt.“ 

Im  weiteren  Verlauf  des  Gesprächs  wurde 
der  Minister  über  die  Arbeit  des  ORT  in  Ru- 
mänien auf  dem  Gebiete  der  Fachausbildung 
und  über  die  gegenwärtige  finanzielle  Lage  der 
von  dem  OR'T  unterhaltenen  Lehranstalten  in- 
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formiert.  Diese  Schaileii  wareji  ansschlicülicli  auf 
die  Opfervvillij^kcit  der  jiidisehen  Bevölkerung 
in  Rumäniien  seLbvSt  und  auf  die  Zuschüsse  seitens 
der  Zenitralvcrvv.allu.ng;  des  Verbandes  angewiesen. 
Durch  die  anhaltende  wirtschaftliche  Krise  der 
jüdiisichen  Bevölkerung  wird  mm  die  weitere  Exi- 
steir/  dieser  Schiulen  in  Frage  gestellt,  und  es  sei 
darum  die  Pflicht  der  rumänischen  Regierung, 
diese  Sclmlcn  in  angemessener  Weise  zu  unter- 
stützen. Nachdem  der  Minister  Einblick  in  das 
Budget  der  Schulen  geno-inmen  hatte,  sicherte 
er  eine  Subvention  für  die  Sch  u 1 e n 
/ 11.  Leider,  erklärte  er  dabei,  kann  die  Regie- 
rung jetzt  keine  gröberen  Summen  bewilligen. 
Itie  Regierung  wünscht  aber,  daß  diese,  wenn 
auch  geringere,  Subvention  a's  Ausdruck  ihrer 
S y m p a t h i e f ü r d a s v on  ihr  so  ge- 
schätzte Werk  des  ORT  und  für  diese 
wichtige  Form  der  Erziebung  der  jüdischen  Ju- 
gend angesehen  werden  soll. 

Dr.  Singalowsky  unterbreitete  sod.ann  dem 
Minister  den  Antrag  auf  Bewillig  u n g z o li- 
tre i e r E i n f 'U  h r on  M a s c h i n e u u n d 
H a n d w c r k s z e u g , die  notleidenden  jüdisch/en 
Handwerkern  und  Heimarbeitern  in  Rumänien 
von  ihren  Verwandten,  im  Auslände  durch  Ver- 
mittliung  des  ORT  gesandt  werden.  Es  handelt 
sich  um  einen  Wert  von  5 0 000  Dollars 
jährlich,  fi  e r r Minister  A r g e t o i a n u 
stimmte  diesem  Anträge  gerne  zu. 

Dr.  Singalowsky  betichtete  auch  eingehend 
über  die  Lage  der  jüdiischen  T a b a k p f l a n z e r 
in  Bessarabien  und  wies  darauf  hin,  daß 
die  Preise,  die  die  Beamten  der  staatlichen 
Monopole  bei  der  Uebernah.me  der  Ernte  zahlen, 
derart  niedrig  sind,  daß  den  rb'lanzern  nicht 
einmal  der  reine  Arbeitslohn  übrig  bleibt;  sie 
werden  durch  diese  Preispolitik  einfach  zugrunde- 
gerichtet. Der  Minister  brachte  dieser  Frage 
ein  besonderes  lnteres.se  entgegen  und  bat  um 
nähere  Einzelheiten.  Er  erklärte,  daß  die  Re- 
gierung sich  gegenwärtig  mit  der  Frage  der 
Intensivierung  der  rumänischen  Landwirtschaft 
und  insbesondere  des  Tabakbaus  beschäftigt;  sie 
g c d e n k t , a u c h den  jüdischen  Tabak- 
bau nach  Möglichkeit  zu  f ö r d e r n. 

Zum  Schluß  der  Unterredung  bat  der  Mini- 
,ster  Herrn  Dr.  A.  Singalowsky,  den  Freunden 
des  jüdischen  Wiederaufbau-Werkes  zu  versichern, 
daß  die  neue  rumänische  Regierung  der  Arbeit 
und  den  Zielen  des  ORT  ihre  volle  Sympathie 
entgegenbringt. 

Die  offizielle  Oründung  des  Landesverbandes 
„ORT“  für  (iroßruniänien  fand  am  0.  Juli  in 
Bukarest  statt.  Zum  Ehrenpräsidenten  des 
neugebildeten  ORT-Komitces  für  Rumänien  wurde 
der  Minister  f ü r Oes  u n d h e i t s w e s e n 
Prof.  Cantacuzino,  zum  Präsidenten  der 
Vorsitzende  der  Union  rumänischer  Juden  Dr. 
W.  F i I d e r m a n n gewählt.  Vizepräsidenten 
sind  die  Herren  Oberrabbiner  Senator  Dr.  J. 
Niem  i r o w e r.  Ad.  B e r n a r d.  Adv.  C o h e n, 
Dr.  O o 1 1 f r i e d unil  Adv.  Aureliu  Weiß. 


ORT-Bankett  in  Bukarest. 
Erklärungen  der  Regierung  und  der  politischen 
Parteien. 

Dem  auf  Anre.gung  des  Herrn  Aristide 
B lank  und  unter  dem  Vorsitz  des  Herrn  Dr. 
W.  F i I d e r m a n n veranstalteten  Bankett  zu 


Ehren  von  Dr.  A.  Singalowsky  wohnten 
die  angesehensten  jüdischen  Persönlichkeiten  der 
rumänischen  Hauptstadt,  eine  Reihe  aktiver  und 
ehemaliger  Minister,  Senatoren,  Parlamentsabge- 
ordneter usw.  bei.  Nach  den  Berichten  der  ru- 
mänischen Presse  bot  das  Bankett  einen  außer- 
gewöhnlich imposanten  Anblick  und  stellte  ein 
Novum  für  die  rumänischen  Verhältnisse  dar. 

Es  war  das  erste  Mal,  daß  Vertreter  der  rumä- 
nischen Regierung  und  Fidirer  von  Parteien,  die 
die  Politik  des  Landes  bestimmen,  sich  au  einem 
Tisch  mit  Vertretern  der  jüdischen  Ocffeutlich- 
keit  zusammenfanden,  um  gemeinsam  und  mit 
gleichem  Interesse  offen  und  aufrichtig  das  dring- 
lichste Problem  des  jüdischen  Lebens  zu  klären. 

Unter  den  86  Oästeii  waren  zugegen:  Prof. 
Cantacuzino,  Arbeitsminister;  M a n o i - 
lescu,  Minister  für  Industrie  und  Handel;  ferner 
die  ehemaligen  Arbeitsminister  Or.  Trancu- 
Jasi,  N.  Chircu  lescu,  I.  R a d u c a n u,  die 
Minister  für  Justiz  und  Finanzen  O.  I u n i a n und 

V.  Madgearu,  der  Finanzier  Aristide 
Blank,  der  Präsident  der  Bukarestcr  Jüdischen 
Oetneinde  Ely  B e r k o w i t z,  der  Bankier  Oskar 
Kaufman,  der  Oberrabbiner  von  Rumänici^^ 
Senator  Dr.  N i e m i r o w e r , der  Präsident  delH|f 
spaiiiiolischen  Oemeinde  Adv.  Josef  Cohen,  der'' 
Präsident  der  Loge  „Noua  Fraternitate“  Adv. 
Aureliu  Weiß,  Ibäsident  der  Loge  „Lumina“ 

Dr.  M.  ( j o 1 1 f r i e d , Paul  Z a r i f o p o i , ehe- 
maliger Senator  Horia  Carp,  Redakteur  M. 
Sarateanu,  Senator  J.  Finkelstcin,  Ab- 
geordneter Fr.  Michelsohn,  Dr.  J.  Berko- 

w i t z , Dr.  O.  Meller,  Red.  M.  Schweig, 
Ing.  Sil  berm  an,  Frau  S.  Murgu,  Ing. 
Lasers  on.  Red.  O.  Stroe,  Dr.  I.  Mayer- 
.s. o n.  Industrieller  S.  M i n d li  n,  Frau  Dr.  Mi  ud- 
1 i n , Dr.  Mende  l son.  Ad.  Roll  e r , 

O.  Nacht,  Dr.  Ha  berm  an,  Dr.  Etting- 
h c r , Z.  Zickel  u.  a. 

Die  Reihe  der  Begrüßungsreden  wurde  eröff- 
net durch  den  bekannten  jüdischen  Politiker  Dr. 

W.  F i I d e r m a n n,  Vorsitzenden  des  Buka- 
rester  ORT-Komitees,  der  seine  Ansprache  mit 
einem  Dank  an  Dr.  Singalowsky  und  an  die 
Regierung  für  die  von  ihr  geleistete  Unter- 
stützung und  Förderung  der  ORT-Organisation 
einleitete.  Ifr.  Fildermann  charakterisierte  die 
Ziele  und  Aufgaben  des  ORT  und  führte  u.  a. 
aus,  daß  die  Arbeit  des  ORT  heute  besonderen 
Wert  nicht  allein  für  die  jüdische  Bevölkerunn^^ 
besitzt.  Der  Staat  ist  cs,  der  in  erster  Linii!^^ 
Interesse  an  der  Produktivierung  aller  Bürger 
des  Landes  hat.  Für  die  jüdische  Bevölkerung 
bedeutet  der  Weg,  den  der  ORT  uns  zeigt,  die 
endgültige  Liquidierung  des  Ohetto.  Nachdem  das 
politische  Ohetto  abgeschafft  ist,  nachdem  man 
die  Notwendigkeit,  das  geographische  Ohetto  auf- 
zubeben, eingesehen  hat,  ist  cs  an  der  Zeit,  auch 
das  wirtschaftliche  Ohetto  verschwinden  zu  las- 
sen. An  Stelle  der  Zusammenballung  der  jüdi- 
schen Bevölkerung  im  Handel  und  in  anderen 
Vermittlerberufen  muß  die  Eingliederung  der  Ju- 
den in  die  werktätigen  Berufe  des  Handwerks, 
ilcr  Industrie  und  der  Landwirtschaft  zustandege- 
bracht werden.  Die  Tatsache,  daß  die  Regierung 
unseres  Landes  und  prominente  Führer  fort- 
schrittlicher politischer  Parteien  so  viel  Aufmerk- 
samkeit der  ORT-Organisation  widmen,  beweist, 
wie  wichtig  die  Arbeit  des  ORT  für  den  sozialen 
Fortschritt  ist. 
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[>er  Redner  hebt  hervor,  daß  die  Arbeit  des 
ORT  sich  in  allen  Ländern  der  Sympathien  der 
fortschrittlichen  Teile  der  Gesellschaft  erfreut, 
und  betont  die  besondere  Bedeutung  der  Tat- 
sache, daß  führende  Persönlichkeiten  Rumänieiiiis, 
wie  Miinister  Prof.  Cantacuzino,  die  ehemaligen 
Minister  Dr.  Lupu,  Prof.  Trancu-Jasi,  Chirculescu 
und  Raducanu  sich  bereitgefuinden  haben,  dem 
neugegründeten  ORT-Komitee  beizutreten.  „Ihre 
Beteiligung  am  Komitee“,  führte  Dr.  Fildermann 
aus,  „ist  nicht  nur  eine  Gewähr,  daß  unsere 
Arbeit  Erfolg  haben  wird,  sondern  darüber  hinaus 
bedeutet  sie  ein  Symbol  fruchtbarer  Zusammen- 
arbeit für  den  Erfolg  einer  Organisation,  die  den 
soziialen  Forderungen  der  Zeit  entspricht.  Die 
Oründung  der  ORT-Organisation  bedeutet  den 
Beginn  einer  neuen  Epoche  im  jüdischen  Leben 
Rumäniens.“ 


Nach  Dr.  Fildermann  erhält  das  Wort  Herr 
Dr.  A.  S i n g a 1 o w s k y.  Er  wendet  sich  zunächst 
gegen  das  bekannte  Schlagwort  von  der  angebli- 
chen Ueberflüssigkeit  der  Juden  in  manchen  Län- 
dern. Die  Theorie  von  den  „überzähligen  Juden“ 
ist  ebenso  falsch  wie  verderblich.  Wie  läßt  es  sieb 
beweisen,  daß  es  hier  ausgerechnet  für  17  Mil- 
lionen Menschen  Raum  genug  gäbe  und  just  für 
die  achtzehnte  Million  kein  Platz  mehr  vorhanden 
sei?  Wieso  denn  für  die  achtzehnte  und  nicht 
für  die  siebzehnte?  Und  welche  Million  bilden 
denn  die  Juden?  Nein,  nicht  von  Ueberflüssig- 
keit von  Juden,  sondern  höchstens  von  dem 
Ueberfluß  an  Vermittlerberufen  könnte  die  Rede 
sein. 

Dieses  Problem  ist  aber  eine  inländische 
Angelegenheit  und  muß  hierorts  in  Rumänien 
gelöst  werden.  Es  gilt  vor  allem,  die  jüdische  wie 
auch  die  nichtjüdische  Bevölkerung  von  dem 
trüben  Wahn  zu  befreien,  als  ob  die  Zukunft  der 
Juden  in  der  Emigration  läge.  Jeder  Urteils- 
fähige wird  wohl  zugeben,  daß  wer  da  glaubt, 
ein  Land  könne  sich  seiner  Judenfrage  entledigen, 
indem,  es  seine  Juden  los  wird,  der  ist  kein 
Realist,  sondern  ein  Mystiker,  der  an  überna- 
türliche Wunder  glaubt. 


Wir  gehen  von  der  sicheren  These  aus, 
daß  das  Schicksal  der  jüdischen  Mas- 
sen mit  dem  ihres  Heimatlandes  u n- 
löSilich  verknüpft  ist.  Der  wirtschaftliche 
Aufbau  dieser  Massen  muß  sich  daher  im  Rahmen 
und  in  Uebereinsümmung  mit  den  Interessen  der 
^Volkswirtschaft  des  Landes  vollziehen.  Daraus  er- 
Ribt  sich,  daß  eine  gedeihliche  und  ersprießliche 
Tätigkeit  der  rumämischen  ÜRT-Ocscllschaft  für 
die  Dauer  ohne  Zustimmung  und  Mitwirkung 
des  Staates  unmöglich  ist.  Redner  skizziert  in 
scharfen  Umrissen  das  Bild  der  zunehmenden 
Zertrümmerung  der  jüdischen  Händler-  und  Ver- 
mittlermasse. Er  erörtert  die  historischen  Ur- 
sachen, spricht  über  die  wirtschaftlichen  und  po- 
litischen Ohettomauern,  die  die  abnormen  jüdischen 
Lebensformen  aufkomtnen  ließen,  und  untersucht 
die  wirtschaftlichen  Tendenzen  der  Gegenwart, 
durch  die  die  jüdische  Krise  sich  dauernd  ver- 
schärft. Das  goldene  Zeitalter  des  ökonomischen 
Liberalismus,  des  ungehemmten  Unternehmergei- 
stes ist  vorbei.  Durch  die  machtvollen  wirtschaft- 
lichen Verbände,  die  Trusts,  Kartelle,  Koopera- 
tionsgenossenschaften und  Gewerkschaften  hat  sich 
unser  Wirtschaftssystem  seine  eigenen  Fesseln 
geschmiedet.  Neue  mächtige  Unternehmer,  neue 
Träger  wirtschaftlichen  Geschehens  entstehen  und 


erstarken  vor  unseren  Augen  in  der  Gestalt  des 
Staates  und  der  Kommunen.  Mit  jedem  Tag  wird 
es  für  den  Einzelnen,  namentlich  für  den  kleinen 
Unternehmer  schwerer,  sich  zu  behaupten.  Von 
diesem  Prozeß  werden  die  Juden  stärker  in  .Mit- 
leidenschaft gezogen  als  ihre  anderen  .Mitbürger. 
Die  Welt  reorganisiert  ihren  Han- 
delsapparat und  daraus  erwächst  eine  Exi- 
stenzfrage für  ein  Volk,  dem  Mittel-  und  Klein- 
handel von  altersher  die  bedeutsamste  Erwerbs- 
c|uelle  war. 

per  Redner  setzt  das  Programm  des  GRl 
auseinander,  und  interpretiert  es  als  ein  System 
wirtschaftlichen  Neuaufbaus  im  Einklang  mit  den 
Tendenzen  der  Gegenwart.  Der  Weg’,  der  dazu 
begangen  werden  muß,  ist  lang,  aber  es  ist  der 
einzige  Weg,  der  eine  wirkliche  Anglciclumg 
an  die  übrige  Bevölkerung  herbeizuführen  ver- 
mag. Die  Umwelt,  die  bisher  in  ihrem  vermeint- 
lichen eigenen  Interesse  die  wirtschaftliche  Struk- 
tur der  jüdischen  Einwohnerschaft  verkrüppeln 
ließ,  steht  heute  in  ihrem  eigenen  Interesse  vor 
der  Notwendigkeit  und  daher  auch  vor  der 
fvflicht,  zur  Gesundung  dieser  Struktur  bci/ii- 
t ragen. 

Zu  den  anwesenden  Vertretern  der  Regie- 
rung gewendet,  führt  der  Redner  aus:  Wir  wün- 
schen, daß  in  dem  Maße,  als  die  jüdische  Be- 
völkerung ihre  I’ositionen  auf  dem  Handels- 
markt verliert,  ihr  Uebergang  zum  Gewerbe,  zur 
Industrie  und  zur  Landwirtschaft  sich  vollziehe. 
Diese  Idee  ist  allgemein  m e n s c h I i c h, 
und,  wie  jede  große  Wahrheit,  ist  sie  eiiifach. 
Für  Sie,  meine  Herren,  ist  es  keine  Frage  de« 
Mitleids,  sondern  eine  Frage  staatsmännischer 
Einsicht.  Keiner  wird  verkennen,  daß  sich  dieses 
Problem  nicht  dadurch  lösen  läßt,  daß  man  es 
ignoriert,  ln  jedem  Land  gibt  es  1 eute,  für  die 
Neid  und  Haß  patriotische  Dinge  sind.  Diese 
Leute  sollen  belehrt  und  aufgeklärt  werden,  daß 
es  schlechthin  nicht  denkbar  ist,  eine  Million 
Bürger  vermodern  zu  lassen,  ohne  daß  das  Land 
dabei  mitvermodert.  Wir  leben  in  einer  Zeit, 
in  der  an  Stelle  der  Moral  die  Sprache  dor 
Realitäten  herrscht.  Glücklicherweise  bricht  sich 
immer  mehr  die  Erkenntnis  Bahn,  daß  wahre 
Moral  nichts  anderes  ist,  als  Ratio, 
als  die  innere  Logik  der  Realitäten. 

Redner  dankt  den  Versammelten,  wünscht 
dem  Komitee  Erfolg  und  drückt  die  Ueberzeu- 
gung  aus,  daß  die  Beteiligung  rumänischer  Po- 
litiker und  Gelehrter  an  der  Arbeit  des  rumä- 
nischen ORI'  auch  einen  großen  volkscr- 
z i e h e r i s c h e n Wert  besitzt. 

Auf  die  Ausführungen  von  Dr.  Singalowsky 
antwortete  Herr  M a n o i I e s c u,  Minister  für 
Handel  und  Industrie.  Seine  Ansprache  war  eine 
offizielle  Deklaration  der  Re.gie- 
rung. 

Die  Regierung,  erklärte  .Manoilescu,  begrüßt 
die  Bemühungen,  die  Ueberfüllung  der  Handels- 
berufe zu  beheben.  Die  Regierung  erkennt,  daß 
die  fruchtbare  Arbeit  der  Ueherführung  großer 
Teile  tier  jüdischen  Bevölkerung  in  neue  Ge- 
biete des  wirtschaftlichen  I.ebens  nicht  ohne 
Hilfe  und  .Mitwirkung  des  Staates  vor  sich  ge- 
hen kann.  Die  Ereignisse  der  letzten  Zeit  haben 
gezeigt,  wie  schlecht  und  ungesund  die  wirt- 
schaftliche Basis  eines  sehr  großen  Teiles  der 
rumänischen  Judenheit  heute  ist.  Die  normale 
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Neugcslaltuns  liegt  im  Interesse  des  Staates, 
deslialb  bekennt  sich  die  Regierung  Rumäniens 
mit  besonderer  Sympathie  /u  der  Täti<^keit  der 
Organisation,  die  hier  durch  I)r.  Singalowskv 
\ ertreten  ist.  Oie  Not  der  jüdischen  Massen 
de  eine  Folge  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
(cr  üegenwart  ist.  kann,  nicht  behoben  wer- 
iien,  solange  nicht  die  neuen  Wege  eingeschlageii 
werden,  von  welchen  hier  gesprochen  wurde. 
Diese  neuen  Wege  werden  nicht  nur  /u  nütz- 
lichen materiellen  Wandlungen  führen,  sondern 
auch  ideell  einen  großen  Fortschritt  bringen 
Aus  diesem  vernünftigen  Materialismus  heraus 
werden  neue  Gefühle  entstehen.  Die  Aenderun- 
gen,  die  der  ORT  im  jüdischen  wirtschaftlichen 
Leben  erstrebt,  werden  zur  Beseiticrung  der  Ent- 
fremdung und  Feindschaft  führen,“  die  aus  reli- 
giösein  und  rassischien  Unstimmigkeiten  entstanden 
sind.  Unsere  gemeinsame  Arbeit  wird  alle  diese 
(regensät/lichkeiten  ausgleichen  und  aufheben 
wenn  das  Programm  des  ORT  in  Taten  umge- 
setzt  werden  wird.  Oie  Fol^e  davon  wird  ßeffe'!- 
seitiges  Verständnis  der  christlichen  und  jüdi- 
schen Bevölkerung  und  ihre  liebevolle  Bezie- 
hung zueinander  sein. 

Im  Namen  der  rumänischen  Regierung 
schloß  der  Minister  seine  Rede,  erkläre  ich,  daß 
bie  aiit  ihre  Hilfe  zuverlässig  rechnen  können, 
r?  ’ Regierung  die  Verwirklichung  des 
t)RT-Programms  als  eine  Aufgabe  von  natio- 
naler Tragweite  betrachtet. 

Im  Namen  der  Jüdischen  Gemeinde  und  der 
Loge  Bnei-Brith  sprach  Oberrabbiner  Senator 
Nicmirower:  „Als  Diener  des  Judentums, 
als  I rasident  des  rumänischen  Bnei-Brith  Ordens 
und  als  rumänischer  Staatsbürger,  begrüße  ich 
die  Idee  der  „ORT'‘-Gesellschaft  Als  Rabbi- 
ner weiß  ich  das  Heiligtum  der  Arbeit  zur  wür- 
digen.  In  der  Bibel  spüren  wir  den  gesunden 
Erdgeruch  des  Ackerbaues,  und  die  Meister  des 
Talmuds  waren  Arbeiter,  Handwerker  und 
u ■ Vertreter  des  Ordens  Bnei- 
tsntn  habe  der  Redner  seit  Jahren  auf  die  Not- 
wendigkeit einer  Umschichtimg  der  jüdischen  Ge- 
sellschaft hingewiesen.  Nunmehr  begrüßt  er  die 
(iründiing  der  „ORT“-Organisation  in  Alt-Ru- 
manien  als  einen  wichtigen  Schritt  zur  Verwirk- 
lichung dieser  Bestrebungen.  Der  „ORT“  ma- 
ch e k e i n e Versprechungen,  sondern 
wecke  nur  in  der  jüdischen  Bevöl- 
kerung den  Sinn  für  wirtschaftliche 
b e 1 b s t e m a 11  z i p a t i o 11. 


Minister  T r a 11  c u - Jasi  hielt  eine  eindrucks- 
volle Rede.  Er  erzählt,  daß  er  unter  Juden  auf- 
gewachsen  ist.  Ihm  sei  die  Lag^e  der  armen 
jüdischen  Massen  bekannt.  In  formvollendeten 
Ausdruicken  gibt  der  Redner  den  Inhalt  von 
^ „Bontsche  schweig“  wieder. 

„Nicht  im  Himmel,  schließt  er,  sondern  hier 
aut  dieser  rumänischen  Erde,  darf 
Bontsche  sein  Butterbrot  verlaagen.  Ich  bin  zu- 
frieden und  dankbar,  daß  die  rumänische  ORT- 
Organisation  uns  die  Möglichkeit  gibt,  für  eine 
große  historische  Aufgabe  zu  arbeiten.“ 

Der  ^emalige  Minister  R a d u c a n u wür- 
digt  die  ORT-Arbeit  unter  dem  Gesichtswinkel 
der  rumänischen  gesellschaftlichen  Beziehungen 
und  dankt  für  seine  Wahl  in  das  Komitee.  Der 
Arbeit  des  ORT  komme  nicht  mir  ein  mate- 
neller,  sondern  vor  allem  ein  sozial-ethischer 
Wert  zu.  Wir  leben  in  einer  Zeit,  in  welcher  die 
nationalen  Fragen  zurückgestellt  werden  müssen 
um  den  sozialen  Fragen  den  Vorrang'  einzu- 
raumen.  Er  gedenkt  seiner  Bekanntschaft  mit 
u'  Oppenheimer  und  betont  den  ethi- 

schen Wert  von  dessen  Kolonisationsideen. 

.u  ORT-Ideen  bringen  nicht  bloß  neue  Me-.Ä. 
fhoden  der  wirtschaftlichen  Hilfe,  sondern  aucli^V 
neue  Mittel  zur  Herstellung  besserer  Beziehungen 
zwischen  den,  Menschen.  EWe  wirtschaftliche  Eman- 
zipation der  jüdischen  Massen  auf  dem  Weo-e 
der  produktiven  Arbeit  liege  auch  im  Interesse 
des  Staates  selbst.  Diese  Aufgabe  fördern,  heißt 
ein  großes  humanes  Werk  vollbringen. 

Der  ehemalige  Minister  Chirculescu  hält 
ebenfalls  eine  warme  Ansprache  und  begrüßt 
die  Vereinigung  der  Kräfte  auf  dem  Bode^  ge- 
meinnütziger Aufbauarbeit  und  wünscht  der 
neuen  Organisation  Erfolg. 

Die  Reden  der  Minister  hinterließen  einen 
nachhaltigen  Eindruck. 

Zum  Schluß  dankt  Dr.  F i 1 d e r m a n n er- 
neut der  Regierung  für  ihre  Hilfe.  Er  dankt  fer- 
ner  den  ehemaligen  Ministem  Juniaii  und  Prof 
Madgearu,  Herren  Aristide  Blank,  Elli  Berkowitz 
Oscar  Kaufman,  Max  Ausschnitt  und  vie- 
len anderen  Persönlichkeiten.,  die  der  jungen 
Organisation  ihre  Unterstützung  zugesagt  haben. 

Er  verliest  einen  Brief  des  ehemalinen  Ministers 
L u p u und  eine  große  Anzahl  von  Begrüßungs- 
depcschen  aus  dem  Auslände,  darunter  von  [ustiz- 
o ^ * ' ' Direktor  Dr.  h.  c.  K I e e m a n n, 

Prof.  Albert  Einstein,  Bankier  Warburg^^Ä 


liäu  (I  er  - 

Kußland 

Genossenschaftliche  Werkstätten  und  Fabriken 
für  Deklassierte. 

Einem  Berichte  des  BevolLinachtigten  für  Ruß- 
land, Herrn  Agr.  J.  Z e g e 1 n i t z k y , entnehmen 
wur  eine  Reihe  von  interessantem  Tatsachen  und 
Zahlen  über  die  Entwicklung  der  vom  ORT- 
Verbande  in  letzter  Zeit  in  Rußland  gegründeten 

genossenschaftlichen  Werkstätten 

Knd  Fab  raken,  in  denen  bis  jetzt  insgesamt 
gegen  '2  00  0 deklassierte  Jiiden  Arbeit 
genunden  haben.  I^e  Gründung  dieser  Genossen- 
schaften geschah  mit  Hilfe  der  „Volkswerk- 


Keri  eilte 

zeugskampagn  e“  in  Amerika,  aus  deren 
Mitteln  die  nach  Rußland  zollfrei  eingeführten 
Maschinen  angeschafft  wurden.  Im  ganzen  sind 
amf  diese  Weise  bis  jetzt  2 3 W c r k s t ä 1 1 e n ge- 
gründet worden,  die  sich  auf  5 verschiedene  Pro- 
duktionszweige verteilen. 

I.  Strickerei  und  Weberei. 

per  jüdische  Deklassierte  wird  zwar  für  die 
Te.xtilbrauche  als  besonders  geeignet  angesehen 
doch  besteht  hier  eine  gewisse  Schwierigkeit  in 
der  Knappheit  der  in  Rußland  vorhandenen  Roh- 
stoffe. Trotzdem  hat  der  ORT  mit  seinem  Grün- 
diungen  wf  diesem  Gebiet  ganz  besondere  Erfolge 
aufzuweisen.  Die  genossenschaftliche  Fabrik 
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„Awtowias“,  in  der  gegenwärtig  bereits  29  0 
De  k lassie  rt  e , zum  größten  Teil  ehemalige 
KauBeute  und  Händler,  beschäftigt  sind,  gehört 
zu  den  Musterwerkstätten  des  Moskauer  Rayons 
nas  Arbeitseinkommen  bewegt  sich  in  dieser 
r.abrik  auf  einer  Höhe  von  150  bis  230  Rubel 
monatlich,  bei  besonders  qualifizierter  Arbeit  be- 
Rnbel  ^ Verdienst  des  Arbeiters  so^^ar  300 

ln  s.ländiigem  Aufschwung  befindet  sich  auch 
eine  zweite  kleinere  ORT-Genoss,enschafts-Fabrik 
d..e  unter  dem  Namen  „W  o 1 1 - S pi  n n e r umd 
- w .e  b e r ebenfalls  in  Moskau  gegründet  wurde. 
Sie  beschäftigt  gegenwärtig  50  Deklassierte.  Das 
bim, kommen  beträgt  hier  100  bis  200  Rubel. 

IV/  u’  r-  4 Strickerei-  und 

• ^ ^ ^ r i k e n , die  sich  in  der  Pro- 

vinz beenden  (Boguslaw,-  Bar,  Tscherniigovv,  Bo- 
nriijsk),  arbeiten  insgesamt  300  Juden.  Die  Ver- 
diienste  sind  hier  zwar  dem  niedrigeren  Lebens- 
naltungsuiveau  entsprechend  kleiner  als  in  Mos- 
kau, unterechieiden  sich  aber  durchaus  nicht  von 
ueu  üblichen  Löhnen  in  den  anderen  Fabriken 
diieser  Städte.  Die  Provinz  wird  oft  von  ORT- 
Instruktoren  bereist,  die  den  Arbeitern  dieser 
labriikeii  due  nötigen  technischem  und  organi- 
t oriÄchiC ii  An  Weisungen  ge b on , 

2.  Holzbearbeitung. 


Eine  ziiem  ich  große  Gruppe  bilden  die  Holz- 
bcarbeitungsfabriken.  Der  ORT  hat  diesem  Pro- 
duktionszweig ganz  besondere  Aufmerksamkeit 
gewidmet,  dii  die  nötigen  Rohstoffe  in  reichem 
Maße  au  Ort  und  Stelle  vorhanden  sind.  In 
einer  Reihe  von  Städten  in  der  Provinz  — Kiew 
I roskurow,  Minsk,  Witebsk,  Odessa  — sind  ge- 
nc^ienschaftliche  Werkstätten  für  Wiener  Möbel 
Buromobel,  Schiilhedarfsartikel  etc.  entstanden.’ 
piese  Werkstätten  sind,  mit  Ausnahme  von  der- 
jeniigcn  in  Odessia,  mit  aus  dem  Ausiande  cinge- 
tuhrten  Masch,inen  ausgestattet.  Dem  hervor- 
rapiidstem  Platz  unter  ihnen  nimmt  die  Möbel- 
tabrik  „Progress“  in  Kiew  ein.  Die  Zahl  der 
hier  beschäftigten  Arbeiter  stieg  bereits  im  No- 
vember  vorigen  Jahres  von  anfänglich  100  auf 
und  betrug  im  März  1931  mehr  als  500. 

• . Steigerung  erklärt  sich  daraus,  daß 

kleinerer  Werkstätten,,  die  technisch 
ruckstandiig  waren,  nach  enitsprechender  Rcor- 
gannsatjoii  der  n,eiien.  Fabrik  angegliedert  wurden. 
Tjcgenwartig  gehört  diese  ORT-Fabrik  zu  den 
■roßten  luid  modernsten  Möbel-Fabriken  in  der 
T’^anzen  Ukraine. 


o n A”  io  P r OS  k 11  r o vv  arbeiten 

bO  Deklassierte,  in  der  Fabrik  für  Wasser- 
vvagen  und  Federkästen  „E  n e r g i e“  in  Minsk 
93,  darunter  35  Frauen.  Das  Diirchschiiittsein- 
kommen  beträgt  hier  90  Rubel  monatlich,  ein- 
zelne  Einkommen  steigen  mitunter  bis  zu  150 
Rubel. 


Die  Möhpfabrik  in  O d es  s a entwickelt  sich 
sehr  gilt  Wahrend  sie  im  November  vorigen 
lahres  60  Arbeiter  zählte,  werden  in  ihr  jetzt 
beschäftigt.  In  der  Witebsk  er 
Möbelfabrik  sind  vorläufig  nur  60  Arbeiter 
eingestellt.  Nachdem  die  Frage  des  elektrischen 
Spornes  in  dieser  Fabrik  geregelt  sein  wird, 
durften  hier  noch  etwa  150  Deklassierte  Arbeit 
linden. 


3.  Uhren  und  Spielzeuge. 

Den  beiden  Fabriken  für  Uhren  in  Mohy- 
e w - P 0 d o I s k und  für  Spielzeuge  in  K i e vv 
kommt  insofern  besondere  Bedeutung  zu.  als  es 
sich  bei  ihnen  ilm  Produktionszweige  handelt 
die  bisher  der  jüdischen  Bevölkenimg  Rußlands 
gdiphch  fremd  waren.  Die  Spielzeiigfahrik 

(Iers  vvirO.üif  1 pädagogisch  beson- 

_ Kinderspielzeuge  produziert,  leistet 

aut  diesem  GeWet  Pionierarbeit  für  die  ganze 
Ukraine.  Ans  diesem  Grunde  ist  .auch  das  Inter- 
^ der  ofhzjiellen  russischen  Stellen  an.  dieser 
Fabrik  ganz  besonders  groß.  Während  der  ORT 
nrer  die  Maschinen  umd  den,  ganzen  Apparat 
uir  techniische  Ausbildung  zur  Verfügung  stellte 
hat  diie  ukrainische  Gcnossenschaftszentrale  be- 
deutende Summen  als  Umsatzkapital  ass,ign,iert 
u «I?  Insitandsetzung  des  Gebäudes  und  die 
Kohstoffliieferung  iibernommcn.  Die  Fabrik  war 
anfänglich  für  150  Arbeiter  vorgesehen,  es  dürften 

A Ausbau  nicht  wcmiiger 
als  300  Arbeiter  darin  Beschäftigung  finden 
— In  der  Uhrenfabrik  in  M o h y I e vv  - P o d o I s k 
a,rbeiten  gegenwärtig  8 0 Deklassierte,  die 
Mn  Durchschnitts  ein  kommen  von  100  bis  IUI 
Rubel  halben,  vva.s  bei  den  recht  niedrigen  Lebens- 
mittelpreisen  in  dieser  Stadt  als  durchaus  uünsfi«' 
amzusehen  ist. 

4.  Korbflechterei, 

C>ie  Werksitätteii  für  Korbflechterei  entwickeln 
Weise.  Zwei  größere  Werk- 
stätten befinden  sich  in  K a m e ii  i e t z-P  o d o I s k 
niiit  ca.  1 0 0 und  in  T s c h e r n i g o w mit  5 0 
Arbeitern.  Aus  einer  Reihe  von  kleineren  Städten 
fehlen  noch  über  die  Zahl  der  Beschäftigten 
genauere  Angaben.  Bis  jetzt  wurden  auf  diesem 
meist  gröbere  Artikel  wie  Flaschen-  und 
Wasc^,ekorbe  produziert.  Der  ORT  will  jetzt 
mU  Hilfe  seines  Iiistrukforen-Apparates  feinere 
FlechtarheUen  wie  Korbmöbel,  Galanterieartikel 
etc.  einfuhreii,  die  nicht  „ur  für  den  lokalen 
Markt,  sondern  auch  für  den  Export  in  Fratre 
Kommen  sollen.  ^ 

5.  Hohlsaumwäsche, 

Es  bestehen  zwei  solcher  Werkstätten  in 
Kiew  und  in  B o b r ii  j s k , die  mehr  als  10  0 • 
Fr, allen  Beschäftigung  und  ausreichendem  Ver- 
dienst geben.  Die  Eiitwickliingsinöglichkeitcn  für 
dieses  Fa^  ^nd  zwar  nicht  sehr  groß,  doch  hat 
veranlaßt  gesehen,  die  genannten 
Werkstätten  zu  gründen,  um  für  eine  Anzahl  von 
Fraueii,  die  sonst  keine  Ervverbsmöglichkeit  hatten 
und  nirgends  unterzubriiigen  waren,  Arbeit  zu 
sen  arten. 

♦ 

Damit  alle  diese  vom  ORT  gegründeten  Fabri- 
ken! und  Werkstätten  sich  in  zw  eckmäßiger  Weise 
wjeitcrentwickeln,  so  meint  Herr  Agronom  Zcgel- 
ni'tzky  am  Schluß  seines  Berichtes,  ist  die  ständige 
Beaufsichtigung  durch  das  „Technische  De- 

dringend  erforderlich. 

Es  handelt  sich  dabei  nicht  allein  um  technische 
und  orgranisatorische  Hilfe  für  die  bestehenden 
L nternehmungen,  sondern  das  Augenmerk  muß 
fvla  *1  fachniäiii], ische  Vorbereitung  jener 

I>e  klassiert  eil  gerichtet  werden,  die  in  diese  Fa- 
bnken  und  Werk.stättcn  neu  aufgenommen  vver- 
tieii  sollen  und  bislang  diesen  Berufen  gänzlich 
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fern^resland^»  haben.  Zu  diesem  Zwecke  ist  der 
ORT  zur  Gründung  von  Einfiihrunigs-  oder  Qua- 
lifaieruingskursen  geschritten,  die  er  den  bestelvon- 
den,  UniternehiiniUiiigen,  jeweils  aiigliiederti  will. 
Solche  Kurse  bestehen  bereits  bei  der  Genossen- 
sehaiftsfabrlk  „Awtowias“,  andere  — in  Kiew 
und  in  Proskurow  — sind  im  Entstehien  begriffen. 
Die  weitere  Erriclitung  von  Kursen  im  Anschluß 
an  eine  Reihe  von  ORT-Werkstätten  und  Fa- 
briken in  der  Provitiz  ist  für  die  nächste  Zeit 
gepkuit. 


Litauen 

Dr.  Bramson  in  Litauen. 

Das  „Haus  der  jüdischen  Arbeit“  in  Kowno. 

Der  Vorsitzende  der  Zentralverwaltung  des 
(JRT-Verbandes,  Dr.  L.  Bratnson,  weilte 
auf  Einladung  des  Kownocr  ORT-Komitees 
in  Kowno,  um  lan  der  Regelung  der 
Fragen,  die  mit  der  Durchführung  des  ORT- 
Programiins  in  Litauen  im  Zusammenhang  stehen, 
toilziunehinen.  Die  vom  ORT  geplante  Errich- 
tung eines  „H  a u s e s der  jüdischen  A r - 
bei  t“  in  Kowno  hat  den  Beifall  der  litauischs.n 
Landsmannschaften  in  Amerika  gefunden,  mit 
denen  Dr.  Bramson  während  seines  vorjährigen 
Amerika-AiufenthaMes  unterhandelt  hat.  Für  den 
Bauifonds  wurden  bereits  15  000  Dollar  ge- 
zeichnet, davon  7500  bar  eingezahlt.  Sobald 
die  I^lat/frage  gelöst  sein  wird,  wird  man  an  die 
Ausführung  des  Baus  herantreten,  für  den  hervor- 
ragende Fachloute  uuteir  Führung  von  Ing.  L. 
Frenkel  bereits  einen  Plan  ausgearbeitet  haben. 

Dr.  Bramson  inspizierte  die  ORT-Institutionen 
in  Litauen,  darunter  die  große  Fachschule  in 
K o w n o.  Die  Abteilungen  für  Schlosser,  Damen- 
und  Herrenschneider,  zu  deren  Leitung  die  ORT- 
Zentraiverwaltaing  hochciualifizierte  Fachleute  aus 
dem  Auslande  entsandt  hatte,  fanden  einen  be- 
sonderen Beifall.  Die  aus  dieser  Anstalt  hervor- 
gegangenen Absolveuiten  genießen  den  Ruf  vor- 
züglicher Handwerker  und  sind  sehr  gesucht. 
In  den  besten  mechanischen  Unternehmungen  in 
Litauen  findet  man  frühere  Schüler  der  ("IRT- 
Schade  an  erster  Stelle. 

In  der  Unterhaltung  mit  Vertretern  der  J ü - 
d i s c h e n Landwirtschaftlichen  Kolo- 
nie P a n a s c h i s,c  h o k , der  die  ORT-Zen- 
tralverwaltuug  Kapital  zum  Ankauf  von  Boden 
vorgestreckt  hat,  hatte  der  Vorsitzende  der 
DRT-Zentralverwaltiung  die  Möglichkeit,  die  Nöte 
Uiiid  Bedürfnisse  der  jüdischen  Landwirte  in.  I.i- 
tauen  kennenzulernen.  Diese  jüdischen  Bauern, 
die  unter  keineswegs  leichten  Bedingungen  ar- 
beiten und  mit  vielen  finanziellen  und  rechtlichen 
Schwierigkeiten  kämpfen  müssen,  halten  mit  aller 
Energie  an  ihrem  Boden  fest.  Hunderte  von  weiteren 
jüdischen  Familien  in  Litauen  haben  den  sehn- 
lichsten Wunsch,  sich  landwirtschaftlich  anzusie- 
deln, um  ihre  kleinsitädtischen  Berufe,  die  ihnen 
ohnehin  immer  mehr  entgleiten,  gegen  eine  ge- 
sündere und  aussLchtsvollere  Tätigkeit  eintauschen 
zu  können. 


die  Arbeit  und  Ziele  des  ORT.  Die  ORT-Ver- 
sammliungen  sind  immer  stark  besucht;  der  letzten 
Versiammliung,  in  der  Dr.  Bramson  gesprochen 
hatte,  wohnten  über  400  Personen  bei.. 


Polen 


Einige  Zahlen  zur  ORT-Arbeit  in  Polen 
in  den  Jahren  1927  30. 


Die  Bilanz  unserer  S c h u l e n für  fach- 
liche A UiSi  b i l d u .ng  in  Polen  weist  in 
den  Jahren  1027/1030  eine  stetig  ansteigende 
Linie  auf.  Selbst  das  Krisenjahr  1030,  von  dem 
die  lok.ale  jüdische  Bevölkerung  ganz  besonders 
schwer  betroffen  wurde,  zeigt  ein  Anwachsen 
gegenüber  dem  Vorjahre. 


Die  Bilanzzahlen  in  Zloty  (I  Zlotv  = 0,48 
Reichsmark)  betragen  für: 

1027  635  000.— 

1028  = 713  000.— 

1020  = 015  000.— 

1030  030  000.—. 

Zu  beachiten  ist  ferner,  daß,  obwohl  dl^ 
Lage  der  jüdischen  Be\'ölkerung  Polens  sich  in 
diesen  Jahren  zusehends  verschlechtert  hat,  der 
Beitrag,  den  die  lokalen  Einnahme  n aus 
Mitgliedsbeiträgen,  Spenden  uud  Veraustaltungeu 
zur  Deckung  des  Etats  lieferten,  eine  weit  größere 
prozentiuale  Steigerung  aufweisen,  als  die  er- 
w ä h.n  ten  Bila  n z z.a  h 1 e n . 


Die  lokalen  Einnahmen  betrugen  in  abso- 
luien  Zahlen: 

1027  . 77  000.—  ZI. 

1028  = 87  000.—  ZI. 

1020  = 156  000.—  ZI. 

1030  = 174  OfM).—  ZI. 

Während  also  der  gesamte  Schuletat  im 
Jahre  1030  eine  .Steigerung  vo-n  40  o'„  gegenüber 
1027  erfahren  hat,  sind  die  lokalen  Einnahmen 
in  demiselben  Zeitraum  um  volle  125  "o  gewachsen. 


Eine  Steigeruug  um  85  o/o  weisen  für  diese 
Jahre  gleichfalls  die  Subventionen  auf,  die  von 
polnischen  kommunalen  Körperschafte.n  den  ORT- 
Schulen  gewährt  wurden.  Sie  betrugen: 


1027  = 

1028  = 
1020  == 
1030  = 


47  000.—  ZI. 
64  000.—  ZI. 
66  000.—  ZI. 
87  000.—  ZI. 


Die  Einnahmen  aut»  den  Schulgeldern  hielten 
sich  im  Jahre  1030  auf  derselben  Höhe  wie  im 
Vorjahre  (132  (KIO. — Zloty  gegenüber  130  000.— 
Zloty). 


Diese  Zahlen  sprechen  eine  beredte  Sprache 
Uiiid  beweisen,  wie  tief  innerhalb  der  polnischen 
Judenheit  das  Bewußts.ein  von  der  Bedeutung 
der  ORT-Schiulen  für  die  soziale  und  wirtschaft- 
liche Hebung  der  jüdischen  Massen  in  Polen 
verankert  ist. 


Im  allgemeinen  hat  sich  die  Position  des 
ORT  in  Litauen  gestärkt;  der  Zustrom  immer 
neuer  Mitglieder  zeugt  für  das  gesteigerte  Inter- 
esse der  litauischen  jüdischen  Oeffentlichkeit  für 


Als  ebenso  günstig  sind  die  Resultate  der 
Tätigkeit  des  ORT-Verbandes  in  Polen  auf  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft  zu  bczekhneji. 
Von  den  17  in  Polen  existierenden  jüdischen 
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l a n d w i r ts  c h a f t li  c h e n Genossen- 
schaften stehen  11  in  engsten  orgauisaito- 
nschen  und  finanzielien  Beziehungen  zum  ORT. 
Aais  genauen  statistiischen  Erhebiwigen,  die  für 
6 dieser  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  mit 
zusammen  420  Wirtschaften  vom  ORT  angestellt 
wurden,  ergibt  sich  das  Bild  einer  gedeihlichen 
Entwicklung  der  jüdischen  Wirtschaften.  Die  fol- 
genden Vergleichszahlen  für  die  Jahre  1027  und 
1030  weisen  überall  eine  beträchtliche  Steio-erung 
auf. 


Land: 

1927 

1930 

Zu- 

wachs 

Eigener  Boden  (in  Morgen) 

2093 

2684 

591 

(lepachteter  Boden  (in  Morgen) 

221) 

283 

63 

G e b ä u d e : 

Häuser  

359 

409 

50 

Stallungen  

261 

385 

124 

Scheunen  ... 

155 

256 

101 

Keller  . . . 

46 

105 

59 

Le  b e n d e s Inventar: 

Pferde  ... 

196 

243 

47 

Kühe  .... 

485 

796 

311 

^Schafe  

17 

73 

56 

Totes  Inventar: 

Landwirtsichaftliche  ( ieräte 

aller  Art  ... 

389 

363 

174. 

Großer  Erfolg  der  ORT-Genosse.ischaft 
für  mechanische  Weberei. 


Die  vom  ORT-Verband  ins  Leben  gerufene 
( I c n o s s e n s c h a f t für  mechanische 
Weberei  „Progress“  in  Lodz  kann  nun  auf  eine 
einjährige  Tätigkeit  zai,rückblicken.  Die  Gründutr'* 
der  Genossenschaft  war  als  Einleitung  zu  eine? 
größeren  Aktion  zur  Mechanisierung  der 
jüdischen  Hand  wehere!  in  Lodz  und 
Umgehung  gedacht.  Die  Ergebnisse  des  ersten 
Jahres  übertrafen  alle  Erwartungen.  Obwohl  die 
(ienossenschaft  in  einer  Zeit  der  schwersten  Krise 
der  Lod/er  Textilindustrie  und  der  Massenar- 
beitslosigkeit begründet  wurde,  konnte  sie  sich 
nmt  Erfolg  behaupten  und  hatte  nach  wenigen 
Monaten  2 5 mechanische  W e b s t ü h I e in 
Betrieb.  Der  Umsatz  der  Genossenschaft  erreichte 
11000  Dollar,  wobei  die  Löhne  der  Genossen- 
schaftsmitglieder den  Durchschnittslohn  eines 
Handwebers  bei  weitem  übersteigen.  Die  Ge- 
nossenschaftsfabrik diente  zugleich  als  L e h r - 
fabrik  und  bildete  im  Laufe  des  Jahres  eine 
größere  Anzahl  jüdischer  Arbeiter  für  die  me- 
chanische Weberei  aus,  die  sämtlich  in  Fabriken 
Stellungen  gefunden  haben.  Zur  Feier 
des  einjährigen  Jubiläums  des  „Progress“  er- 
.schienen  zahlreiche  Vertreter  der  jüdischen  Wirt- 
schaftsorganisationen, der  jüdischen  Handwerker 
und  der  Lodzer  Handwerkskammer. 


Kmeiteriiii;»'  tier  4^KT-Aklioii  fiir  koiistriiklive 
V erwaiitUeuIiili'e 

Verhandlungen  der  ORT-Vertreter  mit  den  osteuropäischen  Regierungen. 


Dr.  D.  L V o V i t c h , Mitglied  des  Präsidiums 
d.es  ORT-Verha, Ildes,  hat  in  der  Angelegenheit 
der  ORT-Aktion  für  konstruktive  Ver- 
w a n d t e n h i l f e Anfang  Mai  eine  Reise  nach 
England  und  deu  Vereinigten  Staaten 
angetreten.  In  Anbetracht  der  Erfolge,  die  diese 
Aktion  in  der  Sowjetunion,  verzeichnet  hatte, 
sah  sich  die  Zentralverwaltung  des  C)RT-Ver- 
bandes  veranlaßt,  die  konstruktive  Verwandten- 
hilfe auch  auf  die  anderen  Länder  Osteuropas, 
insbesondere  auf  Polen,  auszudehuen.  Diesem 
Zwecke  dienten  die  in  letzter  Zeit  stattgehabten 
Verhandlungen  der  Mitglieder  des  Vorstandes  des 
ORT-Verbandes  mit  den  Regierungen  der  entspre- 


chenden osteuropäischen  Länder.  Wie  bereits  ge- 
meldet, wurde  Dr.  Lvovitch  von  dem  piTl- 
n i s c h e n A u ß e n m i n i s t e r Z a I e s k y emp- 
fangen, der  die  Unterstützung  und  Befürwortung 
des  Antrages  des  ORT  auf  zollfreie  Ein- 
fuhr von  Maschinen  für  die  notleidenden  Hand- 
werker und  Kloinindustriellen  bei  den  entspre- 
chenden wirtschaftlichen  Regieriiingsinstanzeu  zu- 
gesagt hat.  ln  gleicher  Angelegenheit  verhan- 
delten der  Vorsitzende  des  Verbandes,  Dr.  1 . 
Bramson,  und  das  Präsidialmitglied  Dr.  .\. 
S i n g a I o w s k y mit  dem  Premier-  und 
dem  F i n a n z m i n i s t e r Lit  a u e n s. 


iiidisclie 


in  Oeiili«elilaii4l 


Aus  den  verschiedenen  Organen  der  jüdi- 
schen Presse  wird  unseren  Lesern  bekannt  sein, 
daß  die  Jüdische  L a n d a r b e i t s - G.  m.  b.  H. 
im  vorigen  Jahre  mit  Hilfe  eines  Darlehns  der 
Jüdischen  (iemcinde  zu  Berlin  das  (iut  Groß- 
G aglow  bei  Cottbus  erworben  hat,  und  daß  im 
Juni  dieses  Jahres  die  feierliche  Grundsteinlegung 
zum  ersten  Siedlerhaus  der  jüdischen  gärtneri- 
schen und  landwirtschaftlichen  Kolonie  stattge- 
funden hat,  deren  Errichtung  auf  dem  Gelände 
des  Gutes  geplant  ist.  Wir  brauchen  nicht  be- 
sonders zu  betonen,  wie  sehr  wir  mit  den  Be- 
strebungen der  Jüdischen  Landarbeits-G.  m.  b.  H. 
und  des  Reichsbundes  für  jüdische  Siedlung  sym- 
pathisieren, handelt  es  sich  doch  um  Bestrebun- 
gen, die  denjenigen  analog  sind,  welche  der  ORl 
seit  Jahrzehnten  in  Osteuropa  verfolgt.  Um  der 


Verbundenheit  des  ORT  mit  der  jüdischen  Sied- 
lungsbewegung in  Deutschland  auch  nach  außen 
hin  Ausdruck  zu  verleihen,  waren  zu  der  feier- 
lichen Grundsteinlegung  in  Ciroß-Gaglow  mehrere 
Vertreter  vom  ORT  entsandt  worden.  Der  Vor- 
sitzende der  Gesellschaft  ,,ORT‘‘,  Abteilung 
Deutschland,  E.  V.,  Herr  Bankier  Wilhelm 
Graetz  und  für  die  Zentralverwaltung  des 
ORT-Verbandes  Herr  Professor  S.  F r a n k f ii  r t 
waren  zur  Grundsteinlegung  erschienen  uud  be- 
teiligten sich  namens  des  ORT  mit  Festanspra- 
chen und  Hammersprüchen  an  der  wohlgclun- 
genen  und  eindrucksvollen  Feier,  an  der  im 
übrigen  auch  Vertreter  der  deutschen  Reichs-, 
der  preußischen  Laiideshehörden,  des  Kreises  und 
der  Stadtgemeinde  Cottbus,  sowie  Delegierte  idler 
offiziellen  jüdischen  Stellen  in  Preußen  und  aller 
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Der  jüdische  Aufbau 


großen  jüdischen  Organisationen,  teilmahmen.  Die 
Besiedlung  von  Groß-Gaglovv  stellt  die  erste  Etappe 
in  der  Durchführung  des  vom  Reichsbund  für 
jüdische  Siedlung  in  Deutschland  propagierten 
Programms  der  Seßhaftmachung  deutscher  Juden 
auf  deutschem  Boden  mit  staatlicher  Siedlungs- 
hilfe und  damit  einen  Versuch  dar,  dem  von 
führenden  Kreisen  der  deutschen  Judenheit  aller 
Richtungen  besondere  Bedeutung  im  Hinblick  auf 
die  künftige  Gestaltung  des  Schicksals  der  deut- 
schen Judenheit  beigemessen  wird. 

Lieber  das  Gut  Groß-Gaglow  entnehmen  wir 
einem  Bericht  des  Reichsbundes  für  jüdische 
Siedlung  folgende  Angaben: 

„Das  Gut  Groß-Gaglow  ist  ca.  820  Morgen 
groß,  liegt  etwa  3 Kilometer  von  der  Industrie- 
stadt Cottbus  entfernt,  ist  mit  dieser  durch 
Chaussee  verbunden  und  eignet  sich  vornehm- 
lich für  gärtnerische  Siedlung.  Das  Gut  be- 
findet sich  in  bestem  Kulturzustand,  totes  ,und 
lebendes  Inventar  sind  komplett  vorhanden. 
Es  wird  bereits  seit  längerer  Zeit  von  einem 
jüdischen  Inspektor  geleitet,  der  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  vorläufig  in  alter  Weise 
weiterführt. 

Wir  haben  in  Groß-Gaglow  eine  Lehrwirt- 
schaft aufgezogen  und  sofort  mit  der  Vorarbeit 
für  die  Siedlung  begonnen.  Da  der  größte 
Teil  der  bei  uns  vorgemerkten  Anwärter  Gärt- 
ner sind,  wird  eine  Gutsgärtnerei  errichtet, 
die  die  Gärtnerstellen  mit  unseren  eigenen  Kid- 
turen  versorgen  soll. 

Für  die  Gutsgärtnerei  und  Gärtnersiedlung 
werden  nach  und  nach  die  in  Betracht  kom- 
menden Ackerschläge  dem  landwirtschaftlichen 
Betrieb  entzogen  und  in  gärtnerische  Kultur 
genommen.  Zur  Zeit  wird  die  Gutsgärtnerei 
in  Größe  von  15  Morgen  angelegt,  außerdem 
die  Kulturen  für  die  ersten  6 Siedlerstellen 
ä 8 Morgen.  Die  Gärtnerei  und  die  Siedlung 
beschäftigt  einen  verheirateten  jüdischen  Ober- 
gärtner  und  18  bis  20  jüdische  Gärtnerprakti- 


kanten, unter  denen  sich  bereits  die  Anwärter 
für  die  ersten  6 Gärtnersiedlerstellen  befinden. 

Es  können  in  Gaglow'  der  Besiedlung  zuge- 
führt werden: 

ca.  300  Morgen  für  reine  Gärtnersiedlung, 
ca.  250  Morgen  für  Geflügelfarmen, 
ca.  180  Morgen  für  bäuerliche  Siedlungen. 

Bei  einer  Siedlungsgröße  von  8 Morgen  für  die 
Gärtnerstellen,  10  Morgen  für  die  Geflügel- 
farmen und  öO  Morgen  für  die  Bauernstellen 
können  mithin 
etwa  38  Gärtnerstellen, 

25  Geflügelfarmen 

und  3 Bauernstellen  errichtet  werden. 

Neben  der  Beschäftigung  von  bereits  im  Beruf 
stehenden  jüdischen  Landwirten  und  Gärtnern 
soll  sofort  auch  eine  gewisse  Anzahl  von  Gärt- 
nerlehrlingen und  ungelernten  Landarbeitern 
aufgenommen  werden.  Sobald  wir  unsere  eige- 
nen jüdischen  Gärtner,  Geflügelzüchter  und 
Bauern  angesiedelt  haben,  werden  ihre  Betriebe 
selbst  die  Möglichkeit  der  Ausbildung  junger, 
jüdischer  Landwirte  und  Gärtner  geben.  Der 
Siedlungsplan  in  Groß-Gaglow  geht  also  darauf 
hinaus,  vornehmlich  Gärtnersiedlungen  zu  schaf- 
fen, die,  wie  übrigens  auch  die  anderen  Siedl^^ 
stellen,  durch  Rentengutsverfahren  finanzi^^ 
werden  sollen.  Die  Gestehungskosten  einer 
Gärtnerstelle  von  etwa  8 Morgen  inkl.  mas- 
sivem Haus  von  etwa  5 Zimmern  und  Bereg- 
nungsanlage etc.  dürften  sich  in  Gaglow  auf 
etwa  20  000  RM  belaufen,  von  denen  etwa 
17  0(X)  RM  in  Rentengutsverfahren  (d.  h.  durch 
Hauszinssteuer  und  Rentenbanikkredit)  umge- 
legt werden,  während  der  Betrag  von  3000  RM 
als  Anzahlung  von  dem  Siedler  aufgebracht 
werden  muß.“ 

♦ 

Die  Grundsteinlegung  für  die  jüdische  Sied- 
lung in  Groß-Gaglow  hat  inzwischen  auch  Anlaß 
zu  einer  antisemitischen  Anfrage  des  Abg.  Kube 
im  Preußischen  Landtag  gegeben,  die  aber  von 
dem  zuständigen  Minister  in  zufriedenstellender 
Weise  beantwortet  worden  ist. 


: .....  

Für  den  Inhalt  verantwortlich : Qeorfre  Qoetz,  Berlin  SW  61  und  Dr.  Michael  T r a u b , Berlin  W 30 
Druck;  Hermann  Wigner  & Co.,  Berlin-Mariendorl 
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ESSEN,  den  18.*  Septejcaber  1931  -■ 

Akten -Notiz 

Betrifft: ^ y...n  a g O g e n g .6  m.  e .1  s..e..n..^ 


Die  Synagogengemeinde  ist  mit  ca,  EM  29.000.-  im  Debet, 
was  sich  unter  normalen  Kursverhältnissen  durch  Verkauf  von  Effekten 
hätte  abdecken  lassen,  um  einen  Ausgleich  für  die  verminderten  Steuer- 
einnahmen zu  schaffen.  Da  aber  die  Kurse  für  die  im  Depot  Synagogen- 
gemeinde befindlichen  Effekten  so  niedrig  sind,  dass  gegenüber  den 
Anschaffungskursen  ein  wesentlicher  Verlust  entstehen  würde,  habe  ich 
zunächst  den  Verkauf  der  relativ  im  Kurs  wenig  zurückgegangenea 

EM  10.000.-  Hamburger  Hypothekenbank  Ooldpfandbrief e 

Emission  0 

veranlasst,  die  im  Depot  der  Johanna  und  Helene  Cosmann  - Stiftung 
ruhen.  Für  diese  Wertpapiere,  die  ein  Zinserträgnis  von  EM. 800.-  ge- 
bracht haben,  habe  ich 

EM  16.000.-  6^  Pfor?heimer  Stadtanleihe  von  1927,. 
die  ein  Zinserträgnis  von  EM  900.-  ergeben,,  von  dem  Depot  der  Syna- 
gogengemeinde in  das  Depot  vorerwähnter  Stiftung  hineinlegen  lassen. 

Hierdurch  soll  die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  bei  einem 

etwaigen  späteren  Verkauf,  der  mehr  als  HM  10.000.-  erbringen  würde, 

hinaus 

A einen  Kursgewinn  über  diese  Summe  der  Synagogengemeinde  gutzuschreiben. 


S.  0.  10.  29  SOOO 


Ich  halt 


JirspamasgKlnden  die  SrHägmig  f'ir  angebracht, 
ein  Spar-3renn-System  eingebaut  weiiien  ooll.  bvt 
rr  Nassau  aber  den  V/ort  einer  sdchen  Einrichtung 
e um  Ihre  Rückclusseme:. 


Justizrat  Di:  Rosenberg 
Dl  jur.  Westfeld 

Rechtsanwälte  — Notare 


Fernsprecher  Nummer  35905 
Bürostunden: 

8I'2— 12*/2  vorm,  und  3—7  nachm. 


Essen,  den  3epLeml)er  ^93  l 


Lichtburg  (Eingang  Burgplafe) 

Zimmer  Nr.  201 — 205 


Sprechstunden  der  Anwälte  22  fl  GH 
4—6  nachmittags 
An  Samstag-Nachmittagen  • 4.  i 

sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen  VOfS  it  Z GHffGIl  clGr  Hclg  00  GHgGtllG  ill(lG 

geschlossen  z.  Hfl.  de s Herrn  ersten  Vorsitzenden 

— Lr.  deorg  ilirsciiland 

Postschedc-Konto ! Essen  9131 


H, 


Hasen 


Sehr  geenrter  Herr  Doktor  ! 

Unter  Bezugnaiiine  auf  unsere  Unterredung  vom  31. er.  Uetr. 
Israelitische  Uartenbauschule  khlem  erlaube  ich  mir  in  der 
tin]  ..ge  Ilinen  einen  Durchschlag  meines  4nt¥/ortschreibens  zur 
gefl.  -Kenntnisnaiime  zu  übermitteln. 


Hochachtungsvoll ! 


Justizrat  De:  Rosenberg 
Dl:  jur.  Westfeld 

Rechtsanwälie  — Notare 


Fernsprecher  Nummer  35905 
Bürostunden; 

8*  2-1 2' '2  vorm,  und  3—7  nachm. 


Essen,  den  4, September 

Lichtburg  (Eingang  Burgpla^) 

Zimmer  Nr.  201 — 205 


1931 


Sprechstunden  der  Anwälte:  ^ i ^ 

4-6  nachmittags 
An  Samstag-Nachmittagen 

sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen  -i-SraelitisCjlie  '^är'töIlbS'U.SGil'Ule 

geschlossen 

Postscheck-Konto:  Essen  9131  A ll  1 6 Dl 


H. 


Xm  Verrolg  Hires  gefl.  ^jchreibens  vom  2o.ü.31,  dessen 
sehr  emater  iniialL  micii  ausserordentlioh  betreibt  iiat,  habe  ich 
mich  an  den  ersten  Vorsitzenden  der  hiesigen  ö^iiag  ogen  gern  einde, 
Herrn  Dr.  Georg  liirschlond,  gewandt,  um  mit  ihm  eine  Möglichkeit 
der  Hilfeleistung  zu  erörtemv  ^llerr  Dr.  Georg  Hiracliland  regte  an, 
da.s  die  zur  AufrecHterhaltung  der  Anstalt  erforderlichen  Beträge 
aul’  diejenigen  Gemeinden  umgelegt  werden  müssen,  und  zwar  ent- 
sprechend der  Schülerzahl , welche  uie  Gartenbausohule  bisher  im 
V/esentlichen  in  Anspruch  genommen  haben, 

nachdem  man  indessen  den  jetzigen  V^eg  der  Umlage  auf 
die  Kuratoren  oder  sonstige  Preunde  der  Anstalt  beschritten  habe, 
so  werue  sich  auch  in  Sssen  ein  eg  finden  lassen,  den  Betrag  auf— 
zubringen,  jedoch  müsse  der  Bachweis  verlangt  werden,  dass  auch  die 
übrigen  Mitglieder  des  Kuratoriums  ein  jeaer  den  auf  sie  entfallen- 
den Betrag  zahlen  werden.  Mit  dieser  Massgabe  möge  ich  den  von  mir 
erbetenen  Betrag  von  5oo,-  HM  Zusagen, 

Palls  der  für  die  Portfüiirung  der  Anstalt  erforderli- 
che Betrag  niciit  absolut  sichergestellt  sei,  habe  es  kein  Zweck, dasj 


ein 


ein  Einzelner  oder  wenige  Einzelne  üirerselts  noch  Aufwendiingen 
machen,  die  sich  nachher  doch  als  zwecklos  erweisen  würden. 

Ich  bitten  hierüber  über  Ihre  gefl,  hückhusserung  und 
frage  insbesondere  an,  ob  eine  Garantie  für  die  hurchführung 


der  Hilfsaktion  gegeben  wervien  kann. 


Hochachtungsvoll ! 


gez  ,Dr.'^'‘eatfeld. 
Hechtsanwalt. 


; 


Herrn 


B.  Marguliee  , 


Essen 


Sohtitzenbahn  67 


Jhr  am  3.  September  an  die  Kultuskommission  gerichtetes  Schrei- 
ben ist  dem  Vorstand  der  Synagogengemeinde  vorgelegt  worden.  Die  Einbe- 
rufung der  Kultuskommission  mit  der  von  Jhnen  und  Herrn  A.  Rath  bean- 
tragten Tagesordnung  ist  nicht  möglioh.  Wir  erinnern  daran,  dass  die  Kul- 
tuskommission bereits  im  vorigen  Jahre  sioh  mit  der  Frage  des  Gottesdien- 
stes Jhrer  3etgemeinsohaft  zu  den  hohen  Feiertagen  befasst  hat,  sich  aber 
ausserstands  sa^,  die  Aufgabe  zu  lösen  und  deshalb  die  Angelegenheit 
in  die  Hand  des  Vorstandes  der  Synagogengemeinde  zurückgab.  Der  Vorstand 
der  Synagogengemeinde  hat  dann  im  vorigen  Jahre  den  Gottesdienst  unter 
eigener  Regie  einzuriohten  versucht,  ist  aber  dabei  auf  die  Jhnen  wohl 
bekannten  Schwierigkeiten  von  seiten  Jhrer  Betgemeinschaft  gestossen.  Der 
Vorstand  hat  darauf  im  Verein  mit  den  Herren  Gemeinderabbinern  einen  Be- 
schluss gefasst,  der  dann  auch  den  Repr-^äsentanten  zur  Kenntnis  gebracht 
wurde,  dass  er  sioh  ausserstande  sah,  auf  Grund  der  unliebsamen  Vorkomm- 
nisse im  vorigen  Jahre  weiterhin  sioh  dieser  afigabe  zu  unterzihene.  Br 
hat  es  vielmehr  den  interessierten  Kreisen  überlassen  müssen,  die  Frage 
von  sioh  aus  zu  lösen.  Die  Kult iskommission  ist  an  diesen  Beschluss  gebun- 
den und  kann  ihrerseits  keine  anderen  Beschlüsse  fassen.  Haohdem  Jhre 
Gemeinschaft  die  von  Herrn  Kooh  auf  Grund  eines  Schreibens  des  He  — n Mar- 
gulies  vom  31.8.  im  Einverständnis  mit  dem  Vorstand  getroffenen  Massnahmen 
ablehnt  und  ^err  Kooh  sich  mit  Schreiben  vom  3.9.  ausserstande  erklärt, 
die  Vorarbeiten  für  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes  zu  übernehmen,  müsse 

wir  die  Verantwortung  für  alle  aus  dieser  Sachlage  sioh  ergebenden  Wei- 
terungen ablehnen. 

Der  Vorstand  der  Synagogengemeinde. 


Georg  Jolles,  Essen 

KAPPEL“- SCHREIBMASCHINEN,  RECHENMASCHINEN,  BÜROMÖBEL,  ZUBEHÖR 
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Postscheckkonto  Essén  33252 
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Synagogengeme  i nd-e 


hlfredistraße 


J u AufiGrjlnd  Ihrer  gefälligen  Anfrage  betreffs 

Instandsetzung  derlistoeweriSchreibmaschine,  gehe  ich  Ihnen 
nacJmtehend  die  Kosten  aufl. 

Um  den  j nschiag  zu  erleichtern  ist  ein  Aus- 
vaschen  des  Segmentes  mit  Typenhebel  und  des  inneren 
Schal  tmechanisrmis  erforderlich.  Der  Preis  für  diese  Abbeit 
wobei  sich  ergebende  Nebenarbeiten  eingerechnet  sind, 
stellt  sich  auf  HM. 10.-. 

Ihrer  werten  Bestellung  sehe  ich  gern  ent- 
gegen und  zeichne. 

Hochachtungsvoll 

GTêorw  Jolles 

— ßujipjjeciarf 
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Dt.  Georg  Hirsch  land  , 


xj  s s 0 n » 


dehr  geehrter  Herr  Dr .Hirschland  ! 


Ich  beehre  tiiioh  Ihnen  anbei  das  gestern  versprochene 
Schreinen  zu  übersenden  und  bitte  Sie  freundlichst ,rnir  dasselbe  nach  Durch- 
sicht Y7ieder  zustellen  zu  wollen. 

Gleichzeitig  bitte  ich  Sie, davon  Vormerkung  zu  netimen, 

dass  ich  zum  rau  des  Jugendheims  einen  retrag  von  1 ».z  beisteuere, und 

bitte  ich  Sie  freundlicnst ,micn  wissen  zu  lassen, ob  ich  denselben  in 
vierteljährlichen  haten  bezahlen  Kann. 

.i-.it  freundlichem  urusse 


ihr  ergebener 


Abschrift  Begründung  meines  Austritts  aus  dem  ^ 

Repräsentantenkollegium  der  Synagogengemeinde  Essen 

Mein  Geschäft  wurde  im  Jahre  1885  von  meinem  Vater  von  Steele 
nach  Essen  verlegt.  Im  Jahre  1904  wurde  es  von  mir  übernommen,  nachdem 
ich  es  vorher  bereits  mehß^n^e  Jahre  selbständlich  geleitet  hatte.  Es 
ist  somit  der  älteste  von  einem  Juden  geleitete  Bauhandv/erksbetrieb. 
in  der  hiesigen  Gemeinde  und  ich  glaube,  dass  ich  nicht  nur  berechtigt, 
sondern  geradezu  verpflichtet  dazu  war,  mich  um  die  Ausführung  der  Klemp- 
ner“ und  Installationsarbeiten  an  dem  zu  erbauenden  Jüdischen  Jugend- 
heim zu  bewerben.  Vor  allem,  da  ich  durch  meine  langjährige  Tätigkeit 
das  Vertrauen  meiner  Glaubensb rüder  erworben  zu  haben  glaubte. 

Kurze  Zeit  nach  meiner  Bev/erbung  für  oben  angeführte  Arbeiten 
wurde  ich  von  der  Firma  S.  Hirschland  aus  von  dem  Architekten  Herrn 
Mendelsohn,  Berlin,  angerufen,  der  mich  fragte,  ob  ich  in  der  Lage 
wäre,  derartige  Arbeiten  auszuführen,  oder  ob  ich  nur  kleinere  Repara- 
turen ausführe.  Nachdem  ich  ihm  Referenzen  aufgegeben  hatte,  sicherte 
er  mir^ine  Beteiligung  an  der  submission  zu.  Es  berührte  mich  mit  Recht 
eigenartig,  dass  ein  auswärtiger  Architekt,  der  seine  Informationen  doch 
nur  von  der  Firma  Hirschland  erhalten  haben  konnte,  mir  eine  solche 

Frage  vorlegte: 

Nach  kurzer  Zeit  bekam  ich  die  Unterlagen  zugeschickt  und 
arbeitete  das  Projekt  sorgfältig  unter  Zugrundelegung  äusserster  Preis- 
notierungen für  erstklassige  Lïaterialien  und  Apparate  aus. 

Während  dieser  Zeit  rief  Herr  Hilgert,  der  Inhaber  der  Firma 
TYolfferts  bei  mir  an  und  machte  mir  den  Vorschlag,  das  Angebot  gemein- 
sam auszuarbeiten,  um  uns  nicht  gegenseitig  die  Preise  zu  verderben. 

Da  er  mit  der  Firma  S.  Hirschland  arbeite  , habe  er  gute  Aussicht,  einen 
Teil  der  Arbeiten  zu  erhalten.  Ich  lehnte  dieses  Angebot  jedoch  ab. 

Im  Laufe  der  Zeit  musste  ich  noch  verschiedene  Nachofferten 
machen.  Es  wurde  mir  von  der  örtlichen  Bauleitung  bedeutet,  dass  ich 
gute  Aussicht  hätte,  aber  noch  etwas  im  Preise  tun  müsste,  bis  ich  dann 
zwecks  Festlegung  dieser  Preisänderung  zum  Baubüro  bestellt  wurde.  Ich 

liess  darauf  3^  .meines  Angebotes  nach. 

Wenige  Tage  später  rief  mich  wieder  Herr  Hilgert  an  und  sagte 


1 


- 2 - 

mir,  dass  er  beauftragt  sei,  mich  zu  fragen,  ob  ich  die 
Arbeiten  mit  ihm  zusammen  ausführen  wolle. 

Da  ich  in  der  Lage  bin,  derartige  Arbeiten  alleine  auszuführen, 
und  ich  vor  allem  eine  gemeinsame  Ausführung  für  die  Güte  der  Arbeit 
für  nicht  erspriesslich  erachtete, lehnte  ich  auch  dieses  Angebot  des 
Herrn  Hilgert  ab. 

Dann  wurde  ich  einige  Tage  später  zur  Firma  Hirschland  bestellt, 
wo  in  Gegenwart  eines  Herrn  Dr.  Sagebiel  und  des  örtlichen  Bauleiters, 
Herrn  Schienemann,  verhandelt  wurde.  Im  Laufe  dieser  Verhandlungen  er- 
mässigte  ich  mein  Angebot  um  nochmals  2^^,  sodass  ich  also  im  ganzen 
meine  Offerte  um  5^  herabsetzte,  Herr  Dr,  Sagebiel  gab  mir  damals  schon 
zu  verstehen,  dass  ia  auch  noch  die  Zinkarbeiten  , sowie  die  Ausführung 


der  Waschküche  - diese  Arbeiten  waren  von  der  Offerte  im  Laufe  der 
bis  dahin  gepflogenen  Verhandlungen  bereits  abgetrennt  worden  - auch 
noch  zu  vergeben  seien 

Am  nächsten  Tage  wurde  mir  von  einem  Prokuristen  der  Firma 
Zander  & Co,,  Essen,  einem  Engros ge schüft  in  unseren  Artikeln  erzählt, 
dass  mir  die  Arbeiten  am  Jüdischen  Jugendheim  entgangen  seien.  Die  Firma 
Wolff erts  hätte  den  Auftrag  erhalten.  Er  wusste  das  von  einem  Mitsub- 
mittenten aus  Dortmund,  der  nach  seinen  Angaben  schon  oft  für  Architekt 
Mendelsohn  gearbeitet  habe.  Sr  vnisste  die  Endsumme  meines  Angebotes  ge- 
nau, während  ich  die  der  anderen  Submittenten  nicht  nachprüfen  konnte. 
Auch  mehrere  Vertreter  der  Lieferanten,  die  die  Firma  Wolfferts  sowohl 
V7ie  auch  mich  beliefern,  wuss tenvorher  bestimmt,  von  einer  Vergebung 
an  die  Firma  Wolfferts.  Trotzdem  hielt  ich  diese  Erzählungen  für  leeres 
Geschwätz  und  kümmerte  mich  nicht  darum. 

Wieder  mehrere  Tage  später  liess  mich  Herr  Dr.  Hahn  zu  sich 

kommen  und  bedeutete  mir,  dass  ich  nach  weiteren  Verhandlungen  mit  der 

Konkurrenz  noch  viel  zu  teuer  sei.  Da  er  Wert  darauf  lege,  dass  die 

Arbeiten  nach  Möglichkeit  an  Mitglieder  der  Gemeinde  vergeben  würden,  sol 

le  ich  nochmals  nachkalkulieren  und  ihm  in  einer  halben  Stunde  Bescheid 

geben.  Da  für  mich  eine  Nachkalkulation  zwecklos  war,  ging  ich  sofort 

zu  Hause  ans  Telefon  und  verständigte  Herrn  Dr.  Hahn  dahin,  dass  ich 
in  die  Konkurrenzpreise  - ohne  Rücksicht  auf  die  mir 
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entstehenden  Verluste  - eintreten  wolle.  - Für  mich  waren  die  Arbeiten 
eine  Angelegenheit  des  Prestiges  gev/orden  und  ich  habe  Herrn  Dr.  Hahn 
ausdrücklich  erklärt,  dass  ich  diese  Preissenkung  nur  so  verstanden  wis- 
sen wollte.  Er  sollte  dies  den  Herren  der  Kommission  mitteilen. 

Herr  Sohienemann  holte  sich  dann  kurze  Zeit  darauf  von 
mir  die  Bestätigung,  riet  mir  aber,  die  mir  von  Herrn  Dr.  Hahn  zuge- 
standenen  kleinen  Erhöhungen  beizubehalten,  was  ich  auch  dann  tat. 

Ich  hielt  mit  diesem  weitgehenden  Entgegenkommen  die  Ange- 
legenheit für  erledigt,  wunderte  mich, trotzdem  tagelang  keine  Auf- 
tragsbestätigung zu  erhalten. 

Gelegentlich  einer  Vorstandssitzung  im  C.V.  erkundigte  ich 
mich  bei  Herrn  Dr.  Hahn  nach  dem  Stand  der  Dinge.  Obwohl  Herr  Dr.Hahn 
an  dem  Abend  Bescheid  wissen  musste,  gab  er  mir  eine  vollständig  un- 
klare und  ausweichende  Antwort,  bis  ich  dann  nach  4 Tagen  von  Herrn 
Schienemann  telefonisch  den  Bescheid  erhielt,  dass  die  Baukommission 
- um  meinen  Geldbeutel  zu  schonen  - die  installationsarbeiten  ander- 
weitig vergeben  habe.  Die  Zjnkarbeiten  v/olle  man  mir  übertragen,  es 
kämen  dann  später  eventuell  die  Ausrüstung  der  Waschküche  dazu  - Ar- 

beiten,  auf  die  Herr  Dr.  Sagebiel  bereits  schon  im  Laufe  der  Verhand- 

jungen  hingewiesen  hatte. 

Ich  lehnte  die  Uebernahme  dieser  Arbeiten  dankend  ab. 

Die  Ausrede,  dass  man  mir  nicht  zumuten  könne,  bei  den  Arbei- 
ten Geld  mitzubringen,  ist  eine  Verdrehung  der  Tatsachen.  Wie  ist  es 
denn  getrieben  worden?  Man  hat  wochenlang  die  Submittenten  gegenein- 
ander ausgespielt,  um  die  Preise  zu  drücken  und  fragt  dann  zum  Schlüsse, 
ob  man  noch  dabei  verdiene.  Wenn  nun  von  der  Konkurrenz  die  letzte 
Frage  noch  bejaht  wird  - wie  Herr  Dr.  Hahn  sagte  - so  muss  diese  doch 
bei  ihren  ersten  Preisabgaben  viel  zu  hohe  Preise  verlangt  - also  über- 
fordert haben.  Herr  Dr.  Hahn  erklärte  mir  auch,  dass  Herr  Dr.  Sage- 
biel in  der  Hauptsache  für  derartige  Verhandlungen  bei  Herrn  Architekt 
Mendelsohn  angestellt  sei. 

Auch  der  Grund,  dass  man  nach  Anerkennung  der  Konkurrenz- 
preise meinerseits  kein  Vertrauen  mehr  zu  mir  haben  könnte,  ist  nicht 
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stichhaltig.  Die  Konkurrenz  ist  vor  mir  dauernd  mit  den  Preisen  her- 
untergegangen, ja  die  Konkurrenz  v/ollte  ja  bei  Uebertragung  v/eiterer 

Arbeiten  noch  v/eiter  heruntergehen  - warum  hat  man  da  Vertrauen? 

nicht 

Wenn  man  von  vomeherein/gewillt  war,  mir  die  Arbeiten  zu 
übertragen,  so  hätte  die  Kommission  den  Mut  aufbringen  müssen,  die 
wahren  G-ründe  anzugeben  und  sich  nicht  solcher  Machenschaften  zu  bedie- 
nen. 

Man  könnte  mir  nun  entgegenhalten,  was  diese  ganze  Angelegen- 
heit mit  der  Gemeindevertretung  zu  tun  habe. 

Ich  muss  darauf  erwidern,  dass  die  Baukommission  des  Vereins 
Jugendheim  aus  dem  ersten  Vorsitzenden,  dem  zweiten  Rabbiner  und  ein/^igen 
prominenten  Vertretern  der  Gemeinde  besteht. 

Wenn  der  erste  Vorsitzende  die  Belange  seiner  Gemeindemit- 
glieder, denn  meine  Ngte  sind  auch  die  der  mit  mir  fühlenden  und  denken- 
den Gemeindemitglieder,  so  wenig  zu  wahren  weiss,  dass  er  seine  oder 
seines  Geschäftes  Interessen  - wie  es  nach  allem  Vorherbeschriebenen 
doch  unbedingt  den  Anschein  hat  - den  Belangen  seiner  Gemeindeangehörigen 
vorzieht  und  es  dann  noch  versteht,  dass  bei  den  anderen  Kommissionmit- 
gliedern seinen  Willen  durchzusetzen,  weil  er  ja  in  der  Hauptsache  der 
Geldgeber  ist  - so  muss  ich  es  ablehnen,  weiter  der  Gemeindevertretung 
mit  einem  solchen  Vorsitzenden  anzugehören. 

Die  Tatsache,  dass  der  einzige  jüdische  Handwerksmeister  in 
Essen,  der  für  die  Ausführung  dieser  Arbeiten  infrage  kommt  und  rach- 
wcisbar  derartige  Installationsarbeiten  mit  besten  Erfolgen  und  zur 
vollsten  Zufriedenheit,  auch  nicht  jüdischer  Architekten,  ausgeführt 
hat,  bei  der  Vergebung  von  Arbeiten  an  dem  jüdischen  Jugendheim  über- 
gangen wird  - noch  dazu  nachdem  er  die  Konkurrenzpreise  anerkannt  hat,- 
muss  bei  allen  Glaubensgenossen  Entrüstung  und  Verständnislosigkeit 
hervorruf en. 


Nicht  jüdische  Kreise  stehen  der  Angelegenheit  ebenfalls  ver- 
ständnislos gegenüber.  Nach  ihren  eigenen  Aussagen  hätten  auch  sie 
Konkurrenzofferten  eingeholt,  aber  selbstverständlich  hätte  ihr  Mann 

den  Vorzug  erhalten.  - Ich  habe  den  Herren  Vertretern  der  Gemeinde  objek- 
tiv die  Angelegenheit  geschildert.  Ich  hoffe,  dass  diese  meinem  Verhalten 

Verständnis  entgegenbringen.  Hoch^achtungsvoll 

gez.A^.bert  Stern 

» 


Herr  Dr.  Hahn  rief  mich  soeben  an  und  bat  mich,  Herrn  Dr.  Hirschland 
in  Sachen  Pelsenthal  - Jüdische  Jugendvereine  Deutschlands  - folgendes 
aus zuricht en: 


Es  handelt  sich  um  den  neutralen  Verband  der  Jüdischen  Jugend- 
vereine  Deutschlands,  dessen  Vorsitzender  Herr  Dr.  Hahn  bis  vor  1 1/2 
Jahren  gewesen  ist.  Der  Landesverband  hat  in  den  vergan/genen  Jahren 
den  Betrag  von  RM  3.0C0.-  immer  an  den  Jugendverband  abgefülirt.  Es  wäre 
sehr  zu  begrüssen,  wenn  die  finanzielle  Lage  des  Landesverbandes  es  er- 
möglichen^rde , diesen  Beitrag  auch  weiterhin  dem  Jugendverband  zur 
Bewältigung  seiner  Arbeit  auf  dem  Lande  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dr. 

Hahn  hat  deshalb  keinerlei  Bedenken,  dass  Herr  Dr.  Hirschland  seine  Unte'- 
schrift  unter  die  Erklärung,  die  an  den  Rat  des  Landesverbandes  weiter- 


llach  kurzem,  schweren  Krankenlager  ist  der 
stellvertretende  Yorsitzende  der  Synagogeng  erne  inde 
Essen,  Herr 

RICHARD  HERZ 

aus  unserer  Mitte  gerissen  worden.  Die  Unterzeich- 
neten Körperschaften  verlieren  in  ihm  eines  ihrer 
tatkräftigsten  Mitglieder.  Alle  ihm  übertragenen 
Arbeiten  hat  er  mit  grosser  Sachkenntnis  und  edler 
Hingabe  geleitet.  Sein  aufrichtiges  Wesen  hat  ihm 
zahlreiche  Freundschaften  erworben,  ihn  zur  Führer- 
schaft berufen.  Er  war  allen  ein  Vorbild  treuer 
Pf 1 icht  er füllung . 

Wir  gedenken  seiner  in  aufrichtiger  Dank- 
barkeit und  werden  ihn  stets  zu  den  Männern  zählen, 
die  ihre  Kraft  dem  Wohl  der  G-esamtheit  gewidmet 
haben. 

Essen,  3-Ä.ugust  1931 

Vorstand  und  Repräsentanten 
der  Synagogengemeinde 


Die  Beerdigung  findet  Mittwoch,  den  5--^u.gust, 
15  Uhr  von  der  Leichenhalle  des  Friedliofes 
Hammerstrasse  88  aus  statt. 


r 


Uach  r schwerer  Kranklieit  ist  Herr 
RIGtl/LRH  HRRZ 

stellvertretender  Vorsitzender  des  Vorstandes 
der  Synago gengemeinde  Essen,  aus  unserer  Ivlitte 
gerissen  worden, 

\7ir  verlieren  mit  dem  Dahinge  schied  enen 
einen  Llensolien,  der  uns  in  unermüdlicher 
Schaffenskraft  stets  ein  leuchtendes  Vorbild 
treuester  Pflichterfüllung  gewesen  ist;  wir  haben 
durch  seinen  Heimgang  einen  treuen  Berater  und 
Helfer  verloren,  Tief  trauend^stehen  vjir  an  der 
Bahre  dieses  trefflichen  Hannes,  der  uns  unver- 
gesslich bleiben  wird. 

Rabbiner  und  Beamte  der 
Synagogengeme inde 


Essen,  5-A-ugust  1931 


f't  M'i  ■ 


■ u 


er  Vorstand 


Synagogengemeinde 


Postscheckkonto  Köln  Nr.  23701 
Bankkonto:  Siegfried  Falk,  Düsseldorf 
Telefon  Nr.  11860 


DÜSSELDORF,  den  ^0,  Juli  I93I 

Bilker  Straße  28 


Herrn 


Dr.jur  G-eorg  Hirschland 


E_s  s e n/Ruhr. 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 


Ich  hesitze  Ihr  G-eehrtes  vom  28,  Juli,  Es  handelt  sich  um 
einen  Zuschuss  für  den  Verhand  der  neutralen  jüdischen  Jugendvereine 
Deutschlands  in  Höhe  von  5000»**Hf'^,welch^'bei  den  letzten  Beratungen 
des  Preussischen  Landesverbandes  G-egenstand  lebhaftester  Erörterung  w^|«f 
was.  Sollten  Sie  sich  dieser  Angelegenheit  nicht  mehr  erinnern, so  \’mrde 
ich  Sie  bitten, sich  durch  Herrn  Rabbiner  Dr,  Hahn, der  auf  's  G-enaueste 
orientiert  ist, informieren  zu  lassen  und  hoffe,  dass  Sie  durch  Ihre 
Erklärung  denselben  Standpunkt  einnehmen  werden, welchej^die  übrigen  Ab- 
geordneten unserer  Liste  mir  bereits  durch  Unterschrift  zu  erkennen  ge- 
geben haben. 

Ich  darf  wohl  Ihrem  freundlichen  Bescheid  entgegen  sehen. 


Hochachtungsvoll! 


Der  Vorstand 

der 

Synagogengemeinde 

1^  Poslsdieckkonlo  Köln  Nr,  a3701 
Bankkonto:  Siegfried  Falk.  Düsseldorf 
Telefon  Nr.  11860 


DÜSSELDORF,  den  p-.?  T,,-,d 

Bilker  Srraüe  28 


Herrn 


Dr,  Greorg  Hirschlaim/ 


Esse  n/Ruhr, 


. -n  des  Verbandes  der  jüdischen  Jusend- 

vereine  Deut vschlands, Sitz  Düs seldorf, erlaube  ich  nii"^  auf  raein  An  cii#» 

^3.  Juli  zurückzukommen  mit  der  Bitte  mir 
Ihre  Einverstandniserklärung  baldigst  zukomraen  zu  lassen.  * 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung! 


Herrn  Dr«  Hirschlan  d . E s s e n « 


Auf  Grund  der  Notverordnung  vom  18.7*  sind  die  Monats- 
bezüge der  Beamten  ff.  zur  Hälfte  am  bisherigen  Auszahlungstage,  der 
Rest  10  Tage  später  auszuzahlen.  In  der  Durchführungsverordnung 
bleibt  es  ”den  öffentlich-rechtlichen  Religionsgemeinschaften 
überlassen"  entsprechende  Regelungen  zu  treffen.  ^ 

Sollen  wir  von  Pall  zu  Pall  bezw.  be i^'^ös seren  Yer- 
gütungen  gemäss  der  Verordnung  verfahren? 

Essen, /22. Juli  1931 


Der  Vorstand 


DÜSSELDORF,  den 


Synagogengemeinde 


Postscheckkonto  Köln  Nr.  23701 
Bankkonto:  Siegfried  Falk,  Düsseldorf 
Telefon  Nr.  11860 


Bilker  Straße  25 


Herrn 


Dr.  Oeorg  Hirschland 


/ß  . 


Esse  n/ïluhr. 


Ich  gestatte  mir.  Ihnen  heifolgend  den  Durchschlag  ei- 
nes Briefes  zu  übersenden, der  mir  durch  die  Leitung  des  Verbandes  der 
jüdischen  Jugendvereine  Deutschlands, Sitz  Düsseldorf, zugegangen  ist. 

Es  wird  Ihnen  bekannt  sein, dass  auf  dem  letzten  Ver- 
bandstag des  Landesverbandes  der  Betrag  von  RM  3000,-bereit  gestellt 
worden  ist, für  Jugendarbeit  in  Kleingemeinden. Es  wurde  dabei  zum  Aus- 
druck gebracht, dass  dieser  Betrag  dem  Verband  der  jüdischen  Jugendver- 
eine Deutschlands  zur  Verfügung  gestellt  werden  solle.  Wenn  auch  da- 
rüber kein  formaler  Beschluss  zustande  gekommen  ist, so  ging  doch  die 
Ansicht  der  Mehrheit  der  liberalen  Fraktion  dahin, den  Betrag  in  dem 
oben  genannten  Sinn  zu  verwenden.  Die  jüdische  Volkspartei  hatte  so- 
gar durch  ihren  Vertreter,  Herrn  Berger, einen  präzisen  Antrag  für  die 
Auszahlung  an  den  Verband  der  jüdischen  Jugendvereine  gestellt. 

Der  Verband  befindet  sich  in  einer  schwierigen  Situation 
und  ist  nicht  in  der  Lage, seine  von  uns  so  anerkannte  Tätigkeitlin  den 
kleinen  Gemeinden  aufrecht  zu  erhalten, wenn  ihm  der  vorgenannte  Be- 
trag nicht  ausgezahlt  wird. 

Ich  bitte  Sie  daher, die  inliegende  Erklärung  zu  unter- 
schreiben,um  auf  diese  Weise  dem  Rate  des  Verbandes  unsere  Stellung- 
nahme zu  dieser  Angelegenheit  nochmals  zu  präzisieren  und  eine  Aus- 
zahlung eventuell  zu  beschleunigen. 


1 Anlage. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung! 


Mit  der  Auszahlumg  der  auf  der  letzten  Verbands«* 
tagung  beschlossenen  RM  3000«-(dreitausendRM)  fttr  Jugendarbeit 
in  den  Kleingeine inden  an  den  Verband  der  jüdischen  Jugendvereine 
Deut schlandSj Sitz  Düsseldorf  bin  ich  einverstanden* 


Abschrift- 


Düsseldorf,  2.  Juli  I931 


Herrn 


Erich  Felsenthal 


D_t^3_8_e_l^d  o r f> 


Sehr  geehrter  Herr  Felsenthal I 


la  Anschluss  an  unsere  verschiedenen  Unterred\ingen  über  die  Fra- 
ge der  Unterstützung  unseres  Verbandes  durch  den  Preussischen  Landes- 
verband Jüdischer  Oemeinden  gestatten  wir  uns, Ihnen .davon  MitteilAn« 
zu  machen.dass  nach  der  dem  Unterzeichneten  anlässlich  Berliner 
suches  zuteil  gewordenen  Information  der  Rat  des  Preussischen  Landes- 
verbandes, entgegen  der  seinerzeitigen  Mitteilung  des  Herr  Dr#  Eschel- 
bacher,elne  Auszahlung  der  im  Etat  vorgesehenen  Mk  3, 000.-  Jugendhil- 
fe  für  peingemeinden  an  den  Verband  der  Jüdischen  Jugendvereine  Deutsa' 
lands  nicht  bewilligt. vielmehr  lediglich  die  Bereits^llung  dieser 
SuMe  gemäss  der  Resolution  der  Verbandstagung  ohne  nähere  Snezifi- 
kation  beschlossen  hat. 

Wie  dem  Unterzeichneten  ferner  in  Berlin  mitgeteilt  wurde. 1st 
der  Pinanzdezement  Dr,  Kareski  nicht  bereit, einem  von  uns  am  2§,Ai>ril 
ds.  Js,  gestalten  Antrgg  auf  Auszahlung  der  Summe  an  uns  nachzukom- 
men, wep  er  der  Ansicht  ist. eine  solche  Auszfihlung  entspreche  nicht 

klar  zum  Ausdruck  gekommenen  entgegenstehen 
den  Willen  der  Mehrheit  der  Versammlung, 

Der  Unterzeichnete  glaubt, dass  eine  Förderung  der  Angelegenheit 
nur  daprch  zu  erreichen  ist, dass  die  ständigen  Vertreter  der  Llbe- 
ralen  Frppon  im  engeren  Hai  einer  baldigen  Auszahlung  der  zur  Veiw 
mgj^  sppnden  Siimme  an  den  Verband  das  Wort  rede, da  von  Seiten  der 
den  haben*^  Bedenken  gegen  die  Auszahlung  von  Anfang  an  nicht  bestan- 

^ Ihnen  daher  ausserordentlich  verbunden, wenn  Sie  sich 

^®^  ^eainnungsgenossen  be- 

^en  ^rden.  Wir  dpf®n  bemerken, dass  eine  am  18.  Juni  da.  Ja,  an 

^«ï**ipgung  zu  Händen  res  Herrn  Rechtsanwalt  Stem.Ber- 
8*  rieht  eter  Bpef  mit  der  Bitte  um  Unterstützung  leider  unbeant- 
wortet geblieben  1st, 

begrüssen^wi^Sie^**^  Ibre  Bemühungen  im  Voraus  bestens  danken. 

Verban ïfigfefi8^^S¥Sfne 
Deutschlfinds 
gez,  Felsenthal 

1.  Vorsitzender, 


Gresellsohaft  zur  Förderung  des  Genos senschaftsgedankens 
unter  den  Juden  in  Deutschland. 

Anschrift:  Sekretariat  Dr.  h.c.  Wilhelm  Kleemann 

Dresdner  Bank,  Berlin  W. 56, Behrenstr. 35/39 


Am  Mittwoch,  den  25. März  1931  fand  im  Logenhaus  Kleiststr.lO 
unter  dem  Vorsitz  des  Herrn  Direktor  Dr.  Wilhelm  Kleemann  die  Gründungs- 
versammlung der 

Gesellschaft  zur  Förderung  des  Genossenschafts- 
gedankens unter  den  Juden  in  Deutschland 

statt.  Ausser  den  6 Unterzeichnern  der  Einladung,  den  Herren  Gustav 
Benario,  Willy  Dreyfus,  Georg  Kareski,  Wilhelm  Kleemann,  Heinrich  Stahl 
und  Oskar  Wassermann  waren  etwa  60  Herren  aus  allen  Kreisen  der  jüdi- 
schen Oeffentlichkeit  vertreten,  die  dadurch  ihre  Zustimmung  und  ihr 
Interesse  für  die  Idee  einer  produktiven  jüdischen  Wirtschaftshilfe 
zum  Ausdruck  gebracht  haben. 

Herr  Direktor  Dr.  Wilhelm  Kleemann  hatte  in  seinen  Begrüssungs- 
worten  klargelegt,  aus  welchen  Gründen  man  zur  Propagierung  der  genos- 
senschaftlichen Selbsthilfe  unter  den  Juden  Deutschlands  gekommen  ist, 
und  warum  die  Unterzeichner  der  Einladung  sich  dazu  entschlossen  haben, 
einen  Kreis  im  Wirtschaftsleben  stehender  führender  jüdischer  Persön- 
lichlcoiten  zur  Mitarbeit  aufzufordern.  Herr  Direktor  Kleemann  hat  in 
seinen  weiteren  Ausführimgen  das  Gebiet  der  zu  leistenden  Arbeit  umris-- 
sen  und  Herrn  Direktor  Kareski  gebeten,  über  den  Aufgabenkreis  der  jü-  ' 
dischen  genossenschaftlichen  Arbeit  zu  sprechen.  ] 

Herr  Direktor  Kareski  hat  eine  Darstellung  der  wirtschaftliche! 
Situation  des  jüdischen  Mittelstandes  iin  Zusammenhang  mit  der  gesamten 
wirtschaftlichen  >iitwicklung  gegeben  und  diejenigen  Gedankengänge  weite! 
entwickelt,  die  im  Einladungs exposé  enthalten  v/aren.  Als  Hauptarbeits- 
gebiet der  zu  gründenden  Gesellschaft  fixierte  Herr  Direktor  Kareski 
die  Verbreitung  des  kreditgonossenschaftlichen  Gedankens  unter  den  Jude! 
in  Deutschland  sowie  die  Untersuchung  der  wirtschaftlichen  Voraussetzun- 
gen für  die  Gründung  von  jüdischen  Genossenschaftsbanken  in  denjenigen 
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Grrossg6inöind0ii,  in  d6ii©n  ©in  ausdriickliohes  Bsdtirfnis  hlemaoh  in 
Erscheinung  tritt.  Gleichzeitig  habe  die  Gesellschaft,  so  bald  die 

1 

Bedürfnis frage  geklärt  sei,  die  organisatorische  und  propagandistische  ' 
Arbeit  für  den  Aufbau  der  zu  gründenden  Banken  zu  leisten. 

E±e  rege  Diskussion,  in  welcher  auch  Bedenken  gegen  die  Grün- 
dung konfessioneller  Genossenschaften  geäussert  wurden,  schloss  sich 
diesen  Ausführungen  an.  Von  einigen  Seiten  wurde  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, dass,  falls  die  Arbeit  fruchtbar  sein  soll,  man  sich  klare  und 
genau  begrenzte  Ziele  stecken  muss.  In  diesem  Sinne  trat  Herr  Direktor 
Oskar  Wassermann  für  eine  Festlegung  des  Arbeitsgebiet  es ’^ein  und  beton- 
te die  unbedingte  Notwendigkeit  einer  schnellen  Hilfe  für  den  jüdische] 

^ ^ + der  Gesellschaft  auf  die  Organisierung  der  Genossenschaft 

Mittelstand.  ^ sarbeit^ 

Die  Versammlung  nahm  zum  Schluss  folgende  Punkte  der  Statuten 
der  neuen  Gesellschaft  an: 

§ 1 

Die  Gesellschaft  trägt  den  Namen: 

” Gesellschaft  zur  Förderung  des  Genossenschofts- 
gedankens  unter  den  Juden  in  Deutschland.” 

§ 2 

Die  Gesellschaft  befasst  sich  mit  der  Propagierung  des  Genossenschafts; 
gedankens  unter  den  Juden  in  Deutschland.  Sie  v/111  auf  Grund  der  Erfah 
rungen  des  deutschen  Genossenschaftswesens  die  Juden  Deutschlands  stär 
ker  für  das  Genossenschaftswesen  interessieren  und  ihnen  den  Gedanken 
der  genossenschaftlichen  Selbsthilfe  nahebringen. 

§ 3 

Auf  dieser  Basis  erstrebt  die  Gesellschaft: 

a)  eine  ausgedehnte  Propaganda  unter  den  Juden  Deutschlands, 
die  darauf  abzielt,  sie  stärker  mit  dem  Wort  der  genossen- 
schaftlichen Arbeit  vertraut  zu  machen;  Aufklärung  der  jü- 


dischen Oeffentlichlceit  durch  Wort  und  Schrift; 
b)  den  Ausbau  bestehender  Kreditgenossenschaften  für  den  jü- 
dischen Mittelstand  nach  wirtschaftlichen  und  benkmässigen 

f Gesichts punkten  zu  fördern  und  ihnen  eine  grössere  Anzahl 

3 


^ ■ -e-/. 


) ^-->0^ 


J-1p-JZ^ 


^ a?)  ^ 


y 

YYt^  U >*t^  'Tt-'-l^-X/  — -vn-w- 

/ / / 


^ «7/^v-V 


^-y'A 


f?  « yi?' 

->r)Ci  vy/T^  ^j.. 


A--I — »--x^^^ 

'Z^'^y^L♦y^y/V^^x-'^-'^^^  Ax-w-/ 


t' 


• «^  ■ '*’  ^\yv  lAa-J^  t^yV*V-io 

*-a-x.-t— l^'y-AA  ''A^ 


^ W.A^  j. 

^(y^  ''-'~y'  txCyX.^ 

M-  ^ ax 


1^  xy'fy^^ 


«S’t-^^l.-t/’  -’T— é3>^ 


^.^., TyC-^.~a-x^ ^x. 


I c* 


'>*-*-«^  t--#  ' ' 


,;.v^ 


7^^£tr  \jèc-->^ 


A 


^5<7^V*c. 


y^uU^/C^  Z<>^  ^ 

^ é^^-'*^»- 


JPW  ^ ’I  » ^ 

n \ . 

Eßsen,  den  13.  Mai  1931 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Herafeld, 

Joh  bestätige  den  Empfang  Jhres  schätz- 
baren Sohreibene  vom  ll.d.Ü.  und  habe  den  Vertragsentwurf  sofort  mit 
Herrn  Rabbiner  Dr.  Hahn  durohgesproohen.  Joh  habe  Herrn  Rabbiner  Dr.Hahn 
gebeten,  mit  Jhnen  wegen  der  einzelnen  Punkte  noch  einmal  Fühlung  zu 
nehmen. 

Betreffend  der  Sohiedsgeriohtsklausel 
bin  ich  der  Auffassung,  man  solle  den  beiden  Parteien  es  nicht  so  leicht 
machen  sich  zu  streiten  und  deshalb  ziehe  ich  den  ordentliohen  Rechtsweg 
vor.  Joh  habe  den  Eindruck,  als  ob  Sie  sich  dem  ansohliessen  und  bin  mit 
besten  Grüssen 

Jhr  ergebener 


Herrn 

Reohteanwalt  Dr.  Herzfeld  I, 
Essen, 

Hanoahaus 


Essen,  den  12.  Mal  1931 


Herrn 

J • H a d e 8 , 

Essen, 

Kirohstraase  21. 

Auf  das  an  mich  persönlich  gerichtete  i^chreiben  vom  ll.d.M. 
erwidere  ich,  dass  der  von  mir  Unterzeichnete  Brief  ein  Brief  des  Vor- 
standes der  Synagogengemeinde  war,  der  nach  Prüfung  und  Berichterstattung 
durch  die  zuständigen  Dezernenten  aufgesetzt  wurde.  Jrgendwelcho  Beschwer- 
den gegen  diesen  Brief  sind  an  den  Vorstand  der  Synagogengemeinde  und 
nicht  an  mich  persönlih  zu  richten. 


Hochachtungsvoll 


11.-  Mai  1931, 


ESSEN,  den 

Hansahaus,  Fernsprecher  1207,  4675 
Schubertstraße  41,  Fernsprecher  7607 


Dr.  Georg  Hirschland, 


Essen. 


Sehr  geehrter  Herr  Hirschland  ! 

Endlich  bin  ich  dazu  gekomen,  den  Vertrag 
Levisohn  zu  entwerfen.  Bevor  ich  mich  mit  diesem 
^ Herrn  in  Verbindung  setze,  möchte  ich  von  Ihnen  hören,  ob 

Sie  einverstanden  sind  oder  ob  und  welche  Abänderungswün— 
sehe  Sie  haben. 

Die  Frage  der  "endgültigen”  Anstellung  habe  ich 
nicht  berührt,  und  zwar  aus  zwei  Gründen.  Einmal  ist  es 
wohl  richtig,  dieses  Zugeständnis  erst  im  Laufe  der  Ver- 
handlungen zu  machen.  Herr  Levisohn  wird  sicher  wenig  er- 
baut sein  und  Schwierigkeiten  machen,  die  wir  durch  ein 
Entgegenkommen  in  Bezug  auf  die  Dauer  der  Anstellung  am 
ehesten  überwinden  können.  Sodann  möchte  ich  das  Urteil  des 
^ Reichsgerichts  in  der  Sache  Goldsclimiat  abwarten,  weil  da- 

durch geklärt  werden  wird,  ob  wir  überhaupt  Beamte  im  Hechts- 
sinne haben.  Vüird  das  Reichsgericht  dem  Urteil  des  Ober- 
landesgerichts Hamm  beitreten,  dann  würde  ich  Herrn  Levi- 
sohn in  dem  ^/ertrage  als  Dauerangestellten  bezeieünen,  dem 
nur  beim  Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes  gekündigt  wer- 
den kann. 

Halten  Sie  es  für  ratsam,  eine  Schiedsgerichts- 
klausel aufzunehmen  ? Etwa  so,  dass  jade  Partei  einen 
Schiedsrichter  bestellt,  während  der  Obmann  vom  Präsidenten 
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Präsidenten  des  Rats  des  Preußischen  Landesverbandes  bestirnt  j 
wird.  Ich  bin  weder  erbaut  davon,  noch  habe  ich  besonderes 
Vertrauen  zu  einer  solchen  Instanz.  Ich  stelle  die  Anregung 
nur  zur  lilrwägung,  weil  eine  Austragung  von  Streitfragen  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  mir  nicht  sympathisch  ist. 

Mit  freundlichen  Grüssen 


Ihr  ergebener 


Anlage  ! 


ZwlSGhdn 

der  Syna^ogengeiB einde  iesHu,  rertroten  durcli  den  Gemeinde- 
vorotand 

and 


Herrn  Lehrer  >iax  Levlaohn  zsu  liaaen 
wird  folgender 


Vertrag 


geschlosaen: 


Herr  Leyiaohn  ist  Kantor  und  deligionslahrer  der 
J^^nagogengeme  inde  • 

1)  Als  Kantor  ist  er  verpflichtet , 

a)  an  den  hohen  Feiertagen  abwechselnd  eilt  Herrn  Ogutsch 
zu  amtiHren, 

b)  an  Pre it agah end en,  Sabbaten,  F-iottagen  und  deren  Voraben- 
den in  Dienstbare  it  schaft  au  steh^  um  «rforderliclien- 
falls  Herrn  Ogutsch  au  vertraten, 

o)  bei  allen  Jug^ndgottesdieneten  die  kontorfilen  Punktionen 
ausauüben, 

den  Gottesdiensten  ln  xrauerhUusem  teilauneiüsen, 

e)  im  rege luÉiö eigen  täglichen  »soch  mgott ‘bedienet  voraubetan, 

f)  den  iCinderchor  auszubildan  und  au  leiten. 

Der  öemainu ©vorstand  b^eti.jat,  inwieweit  Herr  Levisohn  heia 
täglichen  Vioohengot teedienst  au  aatiT^ron  Iiat.  Der  Vorstand 
beliiilt  sich  auch  bei  etwaigen  ‘iainun;  evr schied «nhei ten 
awiechan  den  Harren  Levisolin  inc  ü^^tsoh  dfirfib-r,  wer  na- 
tieren  soll,  die  »ntschoidung  vor. 

2)  Als  deligionslahr^ir  ist  Herr  Levieolin  v »rpf lichtet, 
a)  wöchentlich  bis  zu  0 dtundan  deligionsunterricht  an 

höheren  itohulen  nach  näJierer  IJestitüiun^,  das  üemainua- 


Bie  aul*  Weit«»r  wird  Harr  Ij*>vieohn,  wl*»  bisher,  d«n 
^•lii'ioncimtarricht  aa  dan  höheren  ^ishul«n  in  :Ibbbx^ 
liorback  ^rtailan, 

b)  diö  Köab'^tn  d^  b^ndtlt^lXs  ioö#»n?*»Borb^iok  aur  Bannlfmah 

vo  raub'*  ra  it  an. 

!!• 

ITerr  Iiovieolm  boal-^ht  von  dar  iiyiaa^io^entjanHinaa 
Jesan  ein  Gahrilt  in  Höhe  von  40^  der  die  ar  jeweils 

als  VolkoRchQllehrer  der  itadt  iesen  von  aieser  erapfdn^t. 
das  Gebfilt  wird  - wie  bisher  - faom.tlioh  ^^eacililt*  Herr 
I^evisolLn  erhält  fem.*r  einen  juïirlichan  Femaprechar  - ’iu- 
ßchuös  von  1X).~  llï. 


II  i. 

Die  .lyTyi^j^en^eneinde  .«sson  hat  Horm  Levioohn 
bei  der  duhegehfatfj-umi  ^^itwenkaage  der  üheinprovina 
kauft.  Sie  wird  auch  in  Sukunft  die  Beträte  fUr  ihn  an  dies« 
Katjas  entrichten,  ojs  iha  in  di^^s^r  i.eis«  auhe|;ehaltt4«uad 
fiitweapenßioasanapriiche,  die  sein  m au  XX  f es taten  ue* 
haltnbeail^en  entsprechen,  au  verecliaTfHn,  Sine  darüber  hinaus- 


gehende 7^  rpf  licht on^  a«r  Syafii^o^^en^tiweinde  ist  au8fc;eoohlo8- 
sen# 


IV. 

lb=*r  den  Dienet  währenu  der  .^c'.ulferien  v?*rfjtän- 
iifc;»n  sich  dis  Herren  Ogutsch  und  Levisohn#  Uini^j^^^a  sie  sioli 
nicht,  BO  trifft  der  Geffiniruisvorstansi  di«  ^ntacheiduni^,  ^s 
int  tunlicjist  so  au  hnlt-^n,  dass  in  a«n  gro.  sen  Ferien  jeder 
der  beiden  Herron  B hochen  hintwroinonr.er  dienstfrei  ist. 


*«sori,  dHQ 


Essen,  den  11.  5.  51, 

/ 

'< 


Herrn 


Dr.G-eorg  Hirsohland, 


E s s e n - R. 


_ Jlir  Schreiben  v, 8, ds .Mts, bet r. meines  angebl, unwürdigen 

Verhaltens  am  vergangenen  Samstag  den  2. or.  macht  mich  insofern  stutzig, daß  Sie 
als  Gemeindevorsteher  sich  dazu  hergeben  Briefe  zu  unterfertigen  ohne  den  Sach= 
verhalt  zu  pr^en  u. festzustellen  ob  der  aufgeführte  Inhalt  den  Tatsachen  ent  = 
ware  angebracht, daß  Sie  als  Vorsitzender  bevor  Sie  einen  ehrbaren 
Mitbürger  der  sich  noch  nie  was  zusohuldenkommen  ließ  u.zu  den  gemessenen  Steuer= 
Zahler  der  israelitischen  Gemeinde  zählt; solche  Briefe  einer  vorherigen  Prüfung 

liegt  mir  fern, Sie  als  Vorsitzenden  der  Gemeinde  zu  belehren: 
Objektivität  muß  man  sich  von  jedermann  belehren  lassen;  denn 
Objektivität  ist  der  Grundprinzip  für  die  Führung  jedes  Ehrenamtes. 


Abs. J .Hudes, 
Essen-  R. 
Kirchstr. 21 


„ ^ ^ 2u  Ihrer  Information  will  ich  in  kurzen  Worten  den  Grund  welcher 

Ursache  meiner  Empörung  am  genannten  Samstag  war, definieren: 

^it  der  Wahl  der  zuletzt  gewählten  Gaboim, welche  bis  zum  vorletzten  Samstag  am» 
i^®^J®?  während  des  ganzen  Jahres  in  allen  Hinsichten  schikniert  worden, 

rton  ^t  mich  vorwiegend  zurückgesetzt  u.getrietzt .Am  Tage  meiner  Jahrzeit  haben 
sie  die  Schikane  über  mich  ergehen  lassen  indem  sie  mich  von  den  religiösen  Ver» 
P^H®^tungen  welche  mir  an  solchen  Tagen  zuteil  werden  sollen, entzogen.  — . 

Im  IJebrigem  sind  noch  andere  Gründe  vorhaden, welche  zu  den  Takt= 
n ®^^®^  u. pedantischen  Gebaren  der  jetzt  amtierenden  Gaboimgehören  u.die  zu 
9ofo  der  bestehenden  Be t gerne ins chaft  anekeln  u. diese  Menschen  fü?  diesen  ehrbaren 
u.würdigen  Posten  als  nicht  geeignet  ansehen.Man  kann  die  Punktionen  der  z.Zt. 
amtierenden  Gaboim  nicht  hier  aufführe^jdenn  es  sind  viele  derer  . Daß  diese  Em= 
porung  gerade  in  den  letzten  2 Samstagen  sich  zu  Tätlichkeiten  steigerte, ist 
auch  ein  Verschilden  des  Herr  Koch. Er  hat  durch  verkehrte  Anordnungen  u. durch 
hinterlistigen  Aufrufen  zur  Thora  u.s.w. seitens  der  derzeitigen  Gaboim  die  un= 

^^^Sepeitscht;  trotzdem  es  di^h  einen  Komissionsbeschluß  der  Ge= 
meindferaufgegeben  wurde  2 würdige  Herrn  ausTflreise  der  Betgemeins chaft  mit  den 
Funktionen  zu  betrauen  u.er  diesen  Beschluß  aus  nichtigen  Gründen  hinterging. 

iß  sich  eine  Betgemeinschaft  von  oirka  300  Mann  solche  Zustände  für  die  Dauer 
nicht  gefallen  lassen  kannn  ist  nur  erklärlich; ebenso  ist  verzeihlich, wenn  ich 
'‘Is  Mitbetroffener  zu  einem  lauten  Ausruf  hinreißen  ließ. 

Anstatt  nun  diesen  ganzen  Vorkommnissen  auf  den  Grund  zu  gehen 
u.die  Urheber  zur  Verantwortung  zu  ziehen  übergehen  Sie  dazu  mich  mit  Briefe 
der  Verwarnung  zu  erziehen.  Da  ich  nun  großen  Wert  darauf  lege  den  Sachverhalt 
zu  klären  um  weitere  betrübende  Vorkommnisse  zu  verhindern, so  erachte  ich  eine 
pörsönl  .Aussprache  für  unerläßlich  u.bittf  ,miciyzu  diesem  Zweck  vorzuladen. 


züglichsten 


Jhrer  Antwort  entgegensehend, begrüße  ich  Sie  mit  aller  vor= 

Hochachtung  ! 


f 


Rabbiner  Dr.  Hahn 

Fernruf  23791 


Essen,  den  . 
Emilienstraße  59 


6.r.ïai  1931 


Sehr  geolirter  Doktor! 


Aiihoi  ühersende  ioh  Emen  Ausschnitt 
aus  der  Duisbur£;or  Dene indeseit ung . Dort 
sind  die  Herrschaften  so  weit,  dass  die 
rechts-  und  linksstehenden  Zionisten  sich 
vor  allem  bekämpfen.  Interessant  dürften 
weiterhin  die  'iteuersätse  sein,  die  jetzt 


dort  eingeführt  werden  sollen. 


,it  vorzüglicher  liocliachtung 


I 


HANOMAG 


der  neue  23  PS 


General-  r^.  ■ ^ 

Vertreter:  Dismarck-Oaragen 


Tiefrahmen 

Der  Wagen  für  Anspruchsvolle 

Pappenstrafje  80 

aragen  Telephon  32  667  32  277 


flai'cit  be§  i^bevbur^ermeifterê,  baft  bic  0tabt  für  ein  ©diäcbt» 
ücrbot  iiidjt  suftanbig  fei,  ein  foldjcê  abgele^nt.  Studj  in  Hirn 
ging  ber  tócmcmbevnt  über  ben  gleidjcn  Eintrag  Aitr  2agc§ütb= 
iiung  nber.  (fr  lieft  fid)  bei  ber  ïlblefjmtng  nor  allem  bon  bem 
03ebanfen  letten,  baft  bic  :>^nläffiafeit  bcsi  «■■hnrfiti'na  i», 


bef^augefe^  gercjjclt  x\i,  ortfidjc  ©ouberbcfliinniuugeu  alfo  gar 
nidjt  boin  (^cineinbcrat  befdüoffen  loeibcn  fönnen.  3n  tönbiq 
|ei  biclmcljr  in  biefcr  fyragc  nur  ba§  önnenininifterinm  (um.  ber 
yanbtag  (ber  befanntlidj  erft  bor  fnrsem  einen  äbnlidien  X>(ntraq 
abgele^nt  ^at). 

(fbenfo  mnrbcn  ©djädjtberbote  in  ben  @tabtberorbnctcnbcr= 
lainmlnncjen  in  (yranffnrt  a.  TO.  nnb  TOann^eiin  nenerbing^  ab» 
geleqiit.  vin  ber  iöegriinbnng  bc§  TOann(;cintcr  ©tabtratcê  mürbe 
ebenfalls  baranf  I;ingemic|cn,  „baft  ein  örtlid)cä  ©djaditberbot, 
511  bem  ber  Antrag  m ber  «prajiS  fiteren  innftte,  nnê  berfdjiebe* 
nen  (yrnnben  nidjt  angängig  ift,  baft  biefe  grage  nur  bon  OtcidiS 
tbcgcn  geregelt  mevben  (ann.  !iBitrben  bie  ©djäcbtnngen  bier 
berboten,  fo  märe  bic  golge,  baft  fie  anberémo  auêqcfübrt  miir» 
ben;  ber  Iticfigc  ©cüIad)t(;of  l)öttc  nnt  ben  @d}aben,  ^oftne  baft  an 
ber  2atfad)e,  baft  bic  Sicre  gefdmefttet  merben,  etma§  geönbert 
mnrbc".  " 

Kincm  in  3?iclcfelb  befdjloffencn  33ctönbnng§5mang  mnrbe 
bon  ber  ©d)Iad&tcrinniing,  bie  (figcntümcrin  be§  ©^la^t^ofê  ift 
M»nfaIIS  bie  3uitimnuing  berfagt,  mcit  bie  Onnnng  an§  bent 
-dmd}tbcrmot  eine  mirtfd)aftlidtc  ©djöbignng  cinsciner  TOitglicber 
iinb  bcê  todblad)tI)ofc§  befnrebtet. 

©cülieftlid)  ift  in  i^remen  ber  'Eintrag  ber  ®entfc^nntionaIcn 
auf  (f^tattnng  cincê  iPeriditeê  barnber,  „ob  bie  iyoranêfetmng 
eincê  <sd)ad)tberbotcê  int  iyretnifdjen  ©taate  gegeben  fei"  bon 
ben  Stntragftcncrn  felbft  an§  mirtfdmftlidicn  ' (Srünbcn  jnrütf» 
gebogen  morben.  t>(n  ber  «bmeljr  beê  ©cftädjtberbot^  in  SSremen 
Imt  |id)  and)  ber  „9i'orbbeiitfd)e  i'Iobb"  beffen  fofd)ere  Änd)en  an 
-t<orb  ber  9lmcrifa=Santpfcr  bon  bem  58crbote  betroffen  morben 
maren,  in  einer  mirtfainen  (fingabe  beteiligt. 

9liid)  in  53raitnfdöibeiu  nnb  j^nringen,  mo  bie  93Ienar=2(b» 
fttmmnngen  nod)  bcborftct)cn,  I)aben  bie  |)oteIier-  nnb  gleifc^er= 
organifationen  in  micberl^olten  (Sinqabcn  anf  bie  mirtfiaftê* 
lajabigeubcii  ?(uslinrfuugen  I;iiigelütefeii. 

6c0cn  rcltgionefemdlichc  Umtriebe, 

eine  .Tlitnbgcbiing  ber  Oïcligionëgcmcinfcbaftcn  in  grantfnrt. 

2)ic  ®cntfd)=cbange[ifd)e  ï^olfêbereinignitg,  ba§  .(ïatüofitcn^ 
fomitec  nnb  ber  Ccntrar  iu'rcin  bcntfd)cr  ©taatêbnrgcr  iübifd)cn 
(iilanbenê  I;atten  fid)  511  einer  gemeinfamen  ,(ïnnb  = 
g c b u n g gegen  bie  bon  ©omjetriiftlanb  aitsget)enbett  Söeftrcbiin» 
l^'it  ber  (Sottrofenfiroftaganba  bereinigt.  'fSfarrer  ©trnrfmcicr 
^ab  ber  i^erfammlnitg  ben  ©inn  cineS  gemeinfamen  3>^bfiniffc§ 
aller  bercr,  bie  — o()nc  9{nctfid)t  anf  bic  befonbere  .((onfeffion  -- 
'-Pinbiingen  onerfennen  moKten,  mcld)c  über  ba§®ie§fcitê  binanS 
gc[)cn.  .01)11011  gegenüber  ftebe  ber  nene  ïbfmti,  ber  in  Stiiftlnnb 
ge5iid)tet  ioerbe  nnb  beffen  3icl  itiir  'ber  matcricKc  9inbcn  ber 
eiii5clf)erfönlid)feit  nnb  ber  (.^efer(fd)aft  fci.  Gegenüber  bem  rnffi^ 
fd)cn  58ranbl)crb,  bem  abfolnten,  rabifalen  9ïi()ili§mn§,  ber  alle 
überfommenen  SBertc  bcrncinte,  fei  baä  Sclonfttfcin  gcmcinfantcr 
'i^crantmortnng  ber  abenbfönbifd)cn  iïnitnrmelt  bonnoten. 

Tie  ik’rfammriing  nal)m  511111  ©d)Inffe  eine  (fntfd)lieftnng  nn, 
in  ber  eé  l)eiftt:  „iriOO.im  ©aalbaii  511  granffnrt  berfammelte 
TOiinner  nnb  granen  ber  d)riftlicl)en  nnb  iübifd)en  Steligionê-- 
gemeinfd)aften  meiiben  fid)  mit  (fntrüffnng  gegen  ben  c r - 

n i d)  t tl  n g 5 f a m p f , ber  in  ïHiifttanb  gegen  bic  iK  c I i g i o n 
gcfül)rt  mirb.  ©ie  bitten  bie  tHegicriingen  beé  ;Kcid)c§  nnb  ber 
i.'iinberjn  Teiitfd)lanb,  ber  tKcIigion  ben  ipr  5iiftcbenben  gefeft 
Iid)en  ©d)iib  in  bollem  Umfange  511  erl)alten,  iiièbefonberc  mit 
allen  TOitteIn  nnb  aller  ©d)ärfe  gegen  bic  immer  breifter  anf» 
tretenben  reIigionêfcinblid)cn  il^eftrcbnngen  nnb  Umtriebe  in  " 
‘Xeiitfcblanb  ein3iifd)reiten." 


Bu0  órr  6cmcinór. 

Die  3>iten  deo  ©otteodicnflea. 

■.ibriil)  i';ur,\cn  ')i'acl)iniit.in 

J.ir.  llbi  (inouhr  .Sllbrr((l»fl’Bieiijl 

‘ lóUüi  11.00  Uijr  — 


S.)9,  'IVni 
lü./e3.  aVoi 


iU'Cnb 
>.  '4  niir 
f.0, i llbr 


Die  |üdird>cn  (Dcganifotioncn  in  Duisburg. 

1.  Oübifd)c  Otcmcinbc.  i^orfibenber:  TOaï  ©imon.  i>lbrcffe:  Min» 
benbnrgftraftc  (iii. 

1’.  TOad)fite  .v»abrtö.  'i'orfibenber:  ©di.  .'oaiifer,  'lr'aiil)eimerflr  u 
^JBriefabreffe : O.  ißnlbermeg  10. 

giibifd)c  ©djiilc.  rUiii  iUidienbaiim  ;59.  Leiter:  grilt  .Siaifer 
Vlaiibmebrftrafte  91,  ielepboii  198  77  9iorb. 

1.  giibiid)cr  .dinberbort.  93cgitinengaffc. 

- Seiteriii  gröitlein  ïoni  (äolbfd)mibt,  TOarieitftraftc  38. 

0.  laiinub  2bora.  Seitmig:  ©amnel  Ofterfeber,  gobannilcr» 

lofj. 

6 .«omitee  für  ©cbröifebc  Ätirfc,  9(brcffe:  (Sbmunb  Seob  TOa* 
rienftrafte  33. 

7.  gfracUtifeber  C‘>«Ifötocrctn.  33orfibenbcr:  TOaj;  Some,  itiiblen» 
mail  30. 

S.  »ititr  ISfjoIim.  9.?orfibenber:  91.  t^eïnif,  TitiSbnrg,  .fveëteii* 
Itrafte  45. 

0 gfraciuiftbcr  groiicitbcrcin.  üSorfibcnbc:  grait  31.  Silienfelb 
Viinbcnbitrgftrafte  33. 

10.  Ttiieibiirg»Sogc  U.  C.  41.  31.  iflrlifibent:  ©iegfrieb  Sömc 

9i'erfarftrafte  50. 

11  (£cn(rol»31ctcin  bcutltbcr  ©taotèbürflcr  |üb.  ÖUaubcnê  93or. 
ftbenber:  9{?d)têanmalt  Tr.  'Jiidbarb  fRofentbal,  iïönig. 
ftraftc  12.  ” 

12.  Sioniftiftbc  3lcrcinigitnfi.  31orfibenber:  3tedf)têanmalt  TOar 

ïsimon,  .lïönigftrafte  10. 

13  giibifd) » fojialbcmotratifdic  9lrbcitcrotgonifation  Ifloalc  gion 
aSorfiftenber:  O.  ©tüaper,  Äönigftrofte  46 

11.  güblf^=libcralcr  65cmcinbcbcrcin.  aiorfifteitber:  5Retbt§anmalt 

Tr.  ©alll)  .^aitfmann,  .Sönigftrafte  24. 

15  «Icrbonb  oftjübifcbcr  Organifotionen,  OrtSonibbc  Titièbitta 
_ aiiifdirift:  TO.  TO'iibIrab,  ibil  ftafte  99. 

15a.  Dftjübiftbc  Oiigcnbgcmcinftftoft.  Sßorfitoenber:  Scrr  O?  ÏBaife 
aballftrafte  90. 

16.  9tci(bêbunb  fübif^cr  grontfolbatcn.  ilorfifeenber:  ®r.  3Baltcr 
Oülid),  Älöbnenftrafte  6. 

It.  gübifdicr  groitcnbiinb.  aiorfitienbe;  grau  tKedite-aiimall 

miibcit,  ilïecfarftr.  52.  ©d)riftfübrcrin:  gran  ïritbc  Slot 
tenfteiii,  aiecücmftraftc  8. 

18.  3lcrbanb  Sü^ifeber  grotten  für  aSolöftinoorbcit.  93orfihenbe: 

gran  9(nnn  Bebt),  TOnrienfhafte  33. 

19.  gübifAcr  gtigcnbbitnb.  aSorfibenber:  ®mil  grant  9rn» 

fd)tiften  an  ®mil  grant,  ©cbarnftorftftrafte  25. 

90.  gitbifc^cr  Surn»  unb  ©portbcrcin  „gtuê",  Tuiêbnro.  93or- 

ftbciibd':  Tr.  ai.  .f^allciiftein,  3lnfd)rift:  Ctto  deibelberq 
TO'atnilrafte  58. 

91  .5>ctbaliij.  aiorfibeiiber:  g.  ©d)at)cr,  .Sïönigftrafte  16 

22.  gititflsgübif^cr  aöonbcrbunb.  aSritft  ^aolim  (gg'ffia3 ) 

aibreffe:  .fteini  .lïeuf^,  a9reiteftr.  38. 

23.  8circ='TOibrod)t.  aiiifdirift;  'Jlegiiia  (Merbarb,  Uiiioerfiti  toftr. 

91.  gübifd)cr  giigcnbring  (g.  g,  9J.).  3(nfd)rift:  (Merba  ban 

Scenmen,  ïonbaüeiiftrafte  66;  Xel.  216  61 
2,5.  (£dro.  9lnfd)rift:  TOaÜi  g§lcr,  Unibcrfitötêftrafte  20. 

26.  93or  .ffocbbo,  1.  aSorfibenber:  gbmnnb  Sebb.  9(nfd)riÜ:  Slata 

atofenbaiim,  ÏRubrorterftr.  37. 

27.  aiguboê  gifrocl.  ï^orfibenber:  gfibor  Sömin,  Unterftr.  78. 

98.  atotbon  liJltitger=.«offc.  gübifd)c  Tar(ebii§faffc.  ©pcirben  unb 

(»efnd)c  ftnb  311  rteftten  an  fieinrid)  ïcidincr,  ©oiincn» 

^ man  72.  ©barfaffentonto  9ïr.  1926. 

99.  «bnogogcndior.  geben  Xienêtag  8.30  U()r:  ©l)nagogeud)orpro&e. 

golfrsctt  (am  aiorabenb  be§  angegebenen  Tagc§  beqinitcnb): 

1.  TOoi:  TO'.  TOeüer,  aiedicmftr.  1. 

13.  TOai:  (sfebr.  .Uanfmanit,  a.lrin5»3(lbred)tflr.  17  unb  3iM(()cfmi 

bot)c  1. 

13.  TOai:  •'o.  Sebl),  TO'ün5ftr.  27. 

13.  91101:  91i.  (berber,  .'C'iobcftr.  23. 

aSer  gabrïcit  bat,  bfUflc  ben  fd)öncn  oltcn  airaud),  fieb  int 
©ebemeu  au  fctiic  Sieben  biird)  ©penben  au  mtfere  ©emcinb*’» 
beretrre  ftrsial  511  betätigen. 

' ' WcmrinUfucrfrctiiiig.  ©il.iungeu  oom  90.  TO'iir5.  9s.  unp 

90.  3loril  10.31.  'lliimeieiib  unter  bem  'llorfiti  uoti  :ö'erru  Xr. 

(fbfteiu  bic  .vveriTU  'llfvilH'rg,  (ial):ien,  Xr.  Do  lifter,'  Xannit 
OVrler.  MeUmaun,  bömiii,  'flfant,  aiMiibiuanu,  bie  Xamcu  bemi 
unb  TO'oier.  Xie  .wrreii  Dolmen  nnb  Xoppeft  maren  nirl)ram 
90.  TO'ar.’,,  .Verr  arUnbmann  mar  uur  in  biefer  ©iftniiq  anmefenb 
aim  90.  TOnr’,  febUc  entfdMtlbiqt  .wrr  Xoppelt,  mie  itfdmlbiqt 
.wrr  TOeiicr.  aiom  aunftanb  maren  anmefenb  bie  .sperren  OielU'-' 
anmalt  ©imon.  Oterlüctanmalt  Xr.  .Manfmann,  ©tern  nirf)tt  am 

90.  aiprib,  airobinger  unb  a.ifcnbel.  X-r.  Dpftein  bat  bie  O’.e 

meinbeoertreter  nnb  bie  5a()freirf)  anmefenbeit  iMfte  511  crmög- 
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nrfxu,  bah  bic  ilierhanbluiii-jeii  iiarf)  bcmofi-atijrfjcu  ffininbfntieu 
(•icnit'l'cn  fómitcn.  Sic  iiiühte.i  larljtliif)  giibc  O'-'füljrt  lucrbcn. 
Ter  'i^orhlu’iibc  ber  .\iiUiicr  jiibiidKii  óicmciiibcbcrtretiiiui  habe 
rüi'^lid)  2ri>iinuoli,\i’i  iti  beu  SUuiiifi'ófa^il  beorbert,  ciiic  )ür 
Uitben  eiitfchlifhc  'ivorftclliiniv  .wrr  'i'llciborh  banftc  jiic  bu'l'e 
Uhii  ihitU’<'il)i)dx  (S'rtlnniiirt  uiib  crfunbiiitc  iirlii  iiadt  bem 
tfiaiib  ber  '.'Irbcit  aii  ber  iVi  hüftvoirb.iiiiiiv  iS3  luiirbe  fofijciibe 
mt  bic  OieineiiibcDertretuiiii  nbridjtite  ISrUiiriiiin  uerlcini:  ,,Xie 
Crl'3sinihpe  riiiCiburn  ber  '|'oa(e  erflïirt  iii  au-Jbrii’lIicher 
llebereiiiftiniiiniiici  mit  beiii  ;h'iifral  Momitee  ber  'i-oale  ;{iüu 
ill  d^erliii,  bah  !öerr  .Vrfob  (i)erlcr  niiiit  mehr  bcfiuit  ift,'  ah? 

diepioieiitaiit  ber  'i'emle  ;iioii  in  bc;  •IfehrafciitaiiteiU'eriommliiiii'i 
lUifi^iijticlcii.  3>'>  i.*liiftraiie  bcj  ;h'ntrattomitee3  niib  al;’  '-herlretcr 
ber  Crt’jiinihbe  riii^jbiirn  ju'.v  'd’i.  Wiihlrab,  '.IV.  5iiiacr, 
.veimaiiii.  Stciiuu'l  ber  thniphe.'"  ,vraii  l'euh  nnb  foiiv.'nbe  ^ir 
Kinuiin  ab:  ,,3m  '.Viiï.hliih  ai  bie  tSrffäeuiin  ber  Ccna'iifatioii 
ber  'lïaale  ;^ii)ii  helft  ber  jiibüdx  liiiiheit'^blO'f  feft,  baf;  er 

mit  bem  bi'?heri(ieii  'Ivertretcr  ber  'i’oale  ;^iaii  1 1 ber  bH'meiiibe 
bertrclitiin  niemal’^  irgeiibioclrtie  'i'ieh''hiiiicic  i itehabt  haf-  ?ie 
^•ratlioii  bes?  ,'\iibi)rf)cn  (fiitheit’?bforrc’  i.'  m i.'em)." 

.V'err  (he, Ier  maiibte  fid)  iteiien  biefe  tSi'flannuieii,  heftritt  aiirt)i 
bie  bon  ber  'rrtvarubpe  ber  'ffaale  ;{  iy;i  behauptete  j^itflim 
miiiiti  be-y  ;K’  itral  .h  .Miiilee-y  in  'fferlin.  tSr  uerfa-’  ei  i 'ann  ’b 
lid'C'j  2rhi.eibe.i  ai  bic  diaiiiftiii-he  'ih' re  in  a mui  für  ? 'iitfdi'anb 
mtr  ben  Hnterfduiften  rr.  «ipffriit  n tb  ','fmia  ifeni),  ba?  'ivir 
mfirfe  iieiien  leiiie.  .herterö  Jatinfrit,  iMthalteii  habe.  Tr.  CSp 
ftein  erfldrte,  ba;  'cr  einci  foldten  'firi.f  nidiit  iinterfdiiriehe'i 

babe,  iei  aii'h  nidr  2aof>'  ber  (hemeinbeuertretniui,  fidi  mit 
lifiereiiAen  iniieTlialb  eine*'  'iMirtei  iii  befaffen.  .verr  ok'rler 

lei  orbnnn(V3iiuihiii  iienuihU  nnb  föipie  audii  nirW  bon  benjeninen, 
tie  ihn  nbö  .hanbibaten  anfpefte'tt  hätten,  ,inr  iVieberleiiniui  feineb 
'Jfnitevi  iieiUMiniien  merbe'i.  hiedhbanumft  Simo'i  berufiitete  über 
bie  'ifarciiïnne  aiii  (hniieinbeham’  nnb  aiif  bem  Sonnenmall  nnd’i 
einer  natiaiiaf)oiialihi|'.fen  'ivcrfanimfmui.  Lfiii  'ffriiber  einC'?  ini 
Miieiie  iieharteneii  Tni-jbiiriicr  fsnben  hiitte  iiehcten,  einiiie 
'Vamen  ini  .hrieie  iichorbener  aiif  ben  'Ifranietafef’i  in  ter 
ShnaaoïH'  u'ib  ten  .Xrieiirrbenfmaf  auf  tem  fs-riebhofe  nadv,n 
iiiuien.  Ter  üieidK'biinb  od'bifrfrr  fs-ro'itfofbaten  hätte  firh  bief'- 
'V.itle  ut  einen  nemadh.  'Wie  irhuii  in  ber  2ihnnii  bom  1.") 

• va'Miar  lii.'io  umrbe  briefer  'Vidran.  befien  'VnC’fiihrnnn  rnnb 
Ii’i  n h.Vav!  .M often  _ nernriirdi't  hätte  abiefehnt,  .unnal  bie  fs-a 
inilien  aube.er  nrfa'fe'ier  fsnben  fid’i  brm  'Vorfcbifane  iniber 
■ 'bt  Ijältc’.  _T_r.  Chphein  heriditete  fnri  über  b'n  «erbanb;’ 
'iTi  bob  'I' ren'’ iff;'' II  3’a'ite-'Perba"be«  iübu+e’'  ('iTmeinben,  nor 
altem  an:f<  über  bie  'Pffirhi'  vir  tVthfn'n  bc'  'i?erbanbbbeiträr|e. 
Tie_  hii’itväne  mütltei  bciah'ft  luerben,  ber  'JH'rba’tb'Jtan  inerbe 
enbiid'i  aiirh  eenen  bie  f'inniine  i t^meinbe  i tm  'W'nc  bé”  .sFaae 
bjraef’cn.  Tnbnrd'  mürben  bie  PfTirhttrenen  (hemeinben  nff 
niöl'fidi  eine  (fnttaftmin  erfabren.  Tr.  (furtetn  ipradii  fidii  nnn'ni 
hin  über  bie  Tannnn  bcö  ‘■’anbe  nTerbanbe-ï  auéi  nnb  f.irberte, 
bie  Chemeinte  Tni'ebmrn  doffe  mie  bibber  afte  'irnh'-e’uinnnip'i 
mad-cn,  ini  up’  Sdiiafninn  eiiuW  dfe'dii-'Perbanbe-J  be’-  bentfdien 
riiiben  (Pif  bcmofradfdxr  (rVrunbTa'-e  beiuitraacn.  'V  '>f  Tr 
.Manfnupin  heridhete  über  bie  umbÏÏ  (hemeinbehiftnnne'i,  bfe  biird;i 
tie  'fsiiflation  fah  nmif  uiiaininennefdïnvo'de'n  finb.  (5’  murbe 
beiefdoffen.  ben  ihe'amtbetrnn  bc^  üiehhennönetuO  anf  bie  .2tif 
(innen  ncnuih  ihrem  (hoTbinarfme'-f  ,ui  Perteifc’i.  2o  finbet 
eine  'Vnfmer'nnn  in  .d>öhe  non  rnnb  11"..  hatt.  l (fniannef 
döme-d^tiftniui  iiOf)  'ilVarf,  2.  Su'nmnnb  'fnftein 'Waifeiiftiftnnn 
l-i.ifi  dV..  Vaiiter  Stiftnnn  I f'O  W.,  1 t£-nia  f?enn-2tiftniin 
1]')0  'i’V.  .j.__  fsiifin^  .V'ömenthnf  Stiftniin  SO  dV.,  d.  .'öa  u?  .Sifein 
atifhinn  ü7t)  nv.  7 Utiin  (fohen  Stiftnnn  -üOr)  '1V  S ''ina 
inann  2tiftnnn  10  W.  o niVorih  dffeher  2tiftnnn  -T)  "'IV 
10.  ivrben  2PiTnier -atiftnnn  O,  II.  grben  (hcrfo’-'2tiftnnn  O 
Tar_nnf  trat  mankin  bie  'fferntiPin  biW  .'üamShaftönfanr’O ' ein. 
tV. '?(.  oimon:  TaS  2teiieranffommen  merbe  ini  fnnftincn  fsahr 
itni  niiiibehcné  ein  Tritt'Cif  niebPtner  fein  af-O  iiiv  nernannenen 
uixhr.  'Vnr  einudne  ('Vfd>nft’duneine  hätten  fiid’i  nüiiftin'r  afó 
im  'dforjafire  entmideft,  bie  übrinen  feien  ftarf  uirüdnenaiinen. 
dVaii  müffe  afin  Peffimiftiffh  fein.  Ter  'i?oriianb  habe  'bie 
i’Iuonnbeii  mnnfidift  einnefidiiränrt.  innerhalb  bei  'diorftanbeo 
u'i  man  firh  nidh  bei  nffen  'itofttinnc'i  einin  nemefen.  'Wie  hei 
ben  d’.rifl(iri-en  Velinioiu3neicTl)d’aften  nerla'uie  bie  tVenieninn 
midi  bei  ben  jübifdien  OVemeinben  '-lyerminbeninn  be-S  Cftnth  niii 
minbefteiU’  2.')  ('n.  .sTeine  neue  'dfemiffinnnn  ober  'irh'öhnnn  ohne 
entiprcdrciibe  (Srhnhnnn  ber  t?innal'men  ober  2tr''iihinnn  mi 
beier  'Vnónabepoften ! Tie  (dehäfter  feien  mie  bie  (delfälter  bet 
'■Hemiitciifdtaft  iim  O "’,i  nefiirh  inorben.  Ter  'dfnrftanb  bemitrane 
(frhbhnnn  beo  _ (finfomnienheiieruifddane-?  nnn  II  mif  IS  o,,^ 
baut  rillen  ;dnfdiifan  uir  'dterninncnOhencr  in  .fSolH'  hou  10  ii,,. 
Tr.  (iphein  hielt  bie  'Weredmiinaen  beO  'dtorftmibeO  für  ui  nh 
rinuitiid'.  Orr  brfürdiite  einen  ftärreren  tVndnmin  ber  (Tinnah 
men  alO  MMi <>„_  gr  >r  ^ie  anteifine  'iteriid 

fid-itiniinn  her  nnfihiebenen  'iliifnuben  ini  (ffat  beo  n-rffof. 
[enen  ftahreO.  Tie  'Vn-Onaben  für  .hiiftnO.unede  nähmen  einen 
nbermäpid  iit'of’cii  ïeif  her  (Sinnahmen  men,  mährenb  ber  2o 
uafetat  ini  (dciienfnh  ui  ajiheve’i  fortidi’-ittliffen  (deineinbcit 
iirin.i  (irriiijifüaia  fei.  TaO  iei  (tcrabe  i t biefer  deit  nidh  ,ur 
rcddfeitiiien.  Ter  .Morpev,  bie  2nbhmii  ber  dnbenheit,  miiffc 
eil'nlten  merben.  dint  bem  (debiet  ber  Fnltiireflei  '.'frbeit  fei 
man  meitertietommen.  Tie  (demeinbe  habe  bie  2d)ufc  neförbert, 
eine  'ihbliolhet  iinb  Teiehalfe  eiiiiiOaidytet.  Tie  Ixbrdifdxit 
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.diU|e  feien  erioeiterl  morben.  Tie  2h)tematifieriutci  her  'hèohJiA 
fahrtopflrnc  fei  por  allem  banf  ber  Por.u'iillirhien  'Vrbeit  bin^ 
2fhmeher  3lfe  Ve),U)noti  Pormärtoiierommeii.  Tie  'hernfooer 
mittlniui  fri  auf  bem  'Wene.  Tao  Tarlehnofaifenuicfeii  beruhe 
feibcr  no.-h  mif  rein  priPaler  (drnnblaive.  Tao  ^luieiibhano 
mubc  halb,  menn  and)  in  hefd'jieibenem  ;h(fta!ib,  eröffnet  mer 
ben.  dlnt  bem  (Siebiet  ber  dibmehr  beo  fsubnihaffeO  habe  be 
(demeinbe  nni  flearbeitet.  Tic  '.d.'meinbc  Tiiioburn  habe  unter 
ben  übrinen  (demeinben  einen  nuten  .stdmin-  2ie  habe  bic  (Sin 
heit  beo  ,diibentumO  neförbert.  Ter  nené  2tenerPorfd)ilan  beo 
'iHU'hmibeo  fei  fornimn  s»  prüfen.  'Beffer  alo  eine  .sSänfnn'n  ber 
otcuceqiiellcii  fei  eine  afternatipe  die,ielui>(l-  dVmt  foUe  bie' (Sin> 
lommenheucv  obre  bie  'itennönenoftencr  ,u*!irunbelenen  je  nad)- 
bem,  uu'ldje  tec  beiben  ^teiiernnellen  bei  ben  einzelnen  .jjenfiteu 
ben  höheren  'hetran  cenebe.  'Vatürfid)  milfite  ber  'ItermönenO« 
ftenerbetran  höher  afO  10  "o  fein,  bd  bie  'diermönenOfteiier  ja 
nnn.s  nrrinn  fei.  'Vuf  '.dntran  beo  'dtorftanbeo  iinirbe  befd)foffen, 
baii  am  1.).  dtfai  nnb  am  I.).  dfiinnft  bic  bioherinen  Wiener- 
beträne  alo  '-iHU-ano.iahlunnen  mcitcr  ,ut  feiften  feicii.  'itoii  ben 
(Statopofitionen  finb  ,ui  ermähnen:  ff^ür  orthobopc  .stuftnounerte 
2 iO(i  dVart.  Tie  meiternehenben  dfnträne  mürben  teifo  abnelehnt, 
U'ilO  ,uirüdne,voncn.  (So^oiirbe  eine  .stommiffio'n  ncmählt,  bie  bie 
(delber  ,ui  Perteilen  hat.  .'p-verr  iderfer  äufserte,  baO  (demeinbe= 
bfmt  fci  ein  reineo  'ffarteiblatt  unter  ber  ;fenfnr  ber  bürncr 
fidiicn  i^ionihen.  ;]ahlreid:e  fifäfe  feien  hunriträiibenb.  tSr  fö'nne 
btc  unnchenertidiftcii  '-ifeifpiele  mincben.  (Sr  beantrage  Streirinunn 
ödr  ^:ubPention  nnb  'd'ermenbiinn  beo  'ffetranco  für  fo.uafu^ 
•Uuedc.  ,fwrv  Tr.  (Soniher  bemännefte  bie  nad)  leiner  dtiifidiif^P 
unobieftiüc  tHebaftioiiofühninn  beo  'iffattcO,  ilbcr  ,iahlreid)e  'dier 
einopermihaltunnen  fei  nur  nid)t  ober  nipuireidrnb  berid)itet 
morben.  Tr.  (Spftein:  'ffei  ber  oorjährinen  (Statobcratnnn  habe 
th.  -dt.  Tr  .staufmmin  bie  CbjeftiPität  nnb  '-l^oflftänbinfrit  beO 
lolnlen  TeifeO  befonberO  herPornel)oben.  Tie  'itorrebiicr  hatten 
teinen  ein.uncn  'ffemeio  für  ihre  nun,^  allnenu'inen,  Pöflin 
unridiluien  'ffehmiptiinnen  iTbradh.  Heber  jebé  öffentfidje  'her- 
imnnilunn  fei  referierenb  nnb  objeftip  berid)tet  morben.  Tr. 
(Sphein  la-.’  ,Utni  hemeiO  'einen  anoführIid)en  'herid)it  über  einen 
ntarf  anti.’uonihifhii'.'n  'hortraii  Por.  'hefrhmerben  iilmr  ;{eitutp 
(Icn,  beionbero  jiibifdje,  feien  ja  übfii'h.  'IVan  müffc  eben  rc 
baftioneltc  dlrbeit  fennen.  hl.  dl.  2inion  hielt  bcio  (demeinbeblatt 
für  unenibehrlidii.  Tie  'Werid)te  über  '-ffccmaltnnii  nub  (demeinbe 
(eben  bräiiiien  fo  bio  inO  lebte  .'oaitO.  TaO  fei  ei  n 'JVeljr^ 
fadxo  beo  (lemährten  ;fufri)iiffco  mert.  ;^n  früherer  'V'it  fliniicn 
Drtiumib  bit'  uiilbcftCH  (^k'rüd)tc  über  bic  '■yc)(l)ilüf)€  ber  oVC' 
meinbc  um.  TaO  fei  jebt  banf  ber  'dfrbeit  beo  (SVineinbcjlVfatteo 
bcjjer  (lemorbcn.  3(-‘bc  jfienfur  fei  ab^nfehnen.  ^ui  ooriqen  uaiü^ 
tollte  ber  afliiemeine  Teil,  im  jc'bihen  Cvuhr  ber  fofale  Teil 
parteiifd)  ixmefcn  )ein._  (Sr-  marne  Por  faffdxr  Sparfmnfeif 
an  biefer  -^tcffc.  Tic  .SSerren  (Sohen  nnb  .'öehmmin  ftintmten 
bein  'herlmiiien  beo  ,'t>erm  .^iiuon  ,ui.  Tie  'hofition  mnrbc  mit 
tülen  denen  bie  Stimme  bcO  .tH'rrn  (derfer  bemiffuit.  Tie 
,vahrttohen  für  nnbemittclte  .Minber  ber  uübifdx'n  èrixile  iimr 
ben  bemilfidt-  Ter  'Wetrad  für  bie  hcbräifdxn  .dürfe  luiirbe  b'ci 
Ätimmendleiriiiheit  herabdefefit,  ber  'hetrad  für  ben  ,dinbcrl)iort 
etil  menid  erhöht.  Tahci  mnrbe  beffadt,  bau  meden  lleberfüh 
Iniid  beo  .«inberhorteo,  ber  mit  '.uinü  .\>ortncrinnen  arbeite. 
Hielen  .d’inbeni  bic  'Jlufnahmc  pcrmcidcrt  loerbcn  müffc.  Ter 
dfntrad  beo  .ijcrrn  .f.-vehmanii,  alle  '-hcrcinOfubPcntioneu  511  ftrei 
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Jamenmantei  oie 

orm  ist  sehr  elegant, 
fragen  und  Revers  mit 
Hermelin  (imit.)  eingerollt 
reinwollene  F eur  de  lai- 
le-Ware.  Ganz  'efüttert. 

Spoitmantel  Flotte 
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Eigene  Reparaturwerkftatt 

Nur  Handarbeit! 

Gut,  sauber  und  preiswert 


bill'd)  (iiiiaii.dpatioii  iiiib  ■'.'(ifiiiiilatioii  iiiib  iiuirix  bni 
(li'baiift'ii  mii'bi'i'  Icbeiibin.  "Jciir  babiird)  foi  bio  )?rl)altiiiui  bc-j 
^iiboiitiiiii":^  i)ciinïl)rlci|ti;t.  'Jialiittiiia  foi  bai?  ;U'iitriiiii,  lu'ii 
lueUtoiii  aUt'iii  bic  ISnioiicriiiiii  br;»  jübiidKii  :i!cl)ciiC'  aii-Mn-lu'ii 
Uiiiiu'.  Cf'iiu'ii  iiicfi’iitlidn'ii  nii  bii'ii'r  lynu’iii'ruiu)  bt'-J 

oiibi'iitiiiiic!  Iinlu'  bic  Arnii.  3tc  lialu'  biird)  bic  jübiidii'  (ir 
.Ui’hiiiin  bit’  Miiibcr  )o  ni’fi'ffiilt,  bafj  fit'  bt'ii  'diuiriffi’ii  non 
aiiftt'ii  i’iitrtci'ii'iitn'ten  tbinu'ii,  nl)!u’  in  iljrcr  D'iitundliiiu)  tu' 
lli’iiiiiit  ,yi_  iiH'rbcii.  iHibt'  luiin  'iici'iiini  bor  yiiiilmmirln'it  an 
in  iHn'bi'i'fti'r  iKoilif  lu'bon  boiii  Wann  ticftanbon,  nnUu'i  ilnc 
l'oiftnnn  iitii  )ü  liiilicr  ,yi  iH'iut’rtt'ii,  aló'  |it'  anfH'rlialb  ilircr 
bi‘öl!Ciii)cn  '.•(i'bfitid'pljiü'i'  ncrftanb  bie  jii'öfUt'n  5d)U>it'rit)tt’iti'n 
Ul  fövpi'rlidH’V  'Jlrbi’it  ,)n  iibt'miinbt'n.  Xnrd)  ninfii’rt'iiilticn' 
'3nflitnliaiu'n  iin  iS'r.vi'bniuid  nnb  Olt’lnnbln'iriMiH’fiin  btibc  jii' 
bio  y;otiin'nbintoit  iljror  iUiitarboit  ,yii'  (tViiiino  Inunofoti.  3» 
flinltiidxr  babc  üo  laiu-jo  iior  ('h'iinbntui  bor  3i'>i’i)l)  ’.HiU'iioi), 
alfo  bor  (iintritt  bor  'jiidrt.’donifton  in  bic  '.Hnfbanarboit  |idi 
luboii  bic  ;^ioniiiinncn  ocftcllt,  nin  bic  )o,)ialc  'drbcit  bcr  Aran 
ini  'Janbc  bnrdi,)nfiil)ron.  'Jiraftiid)  tiinno  ficii  bic  Acaii  bcfonbcrc^ 
bcliiliticn  biird)  Witarbcil  in  bcr  .Sieren  .siajoniotb  'drboii.  Tor 
.Siorcii  .Siajoinctl)  iiejifraof  fci  eine  io,^ialc  (frff[;cinniui.  inic  fis' 
fein  aiibcrc?  'inilf  ani,)niiH'i|cn  babc.  lïr  tiobc  bcr  'Aubonboii 
bon  iiobon,  auf  bcni  erff  bio  ^ciinib  VUioiici)  bio  iWöiilidiifoit 
babc,  ^,yi  arboilon.  Tor  '■ikibcii,  bon  or  onnirbt,  )ci  bat?  aiic; 
ben  Sparpfcnniiicn  bor  Anbonbcit  für  fid)  folbfi  onmu'bonc 
ISiilcntiiin,  alfa  oin  ein, dn  baftofioiibcr  (T-’nb  bcr  in  bor  iian,’,cn 
Welt  iH'rfircntcn  (''icfanitinbcidicil.  Tic  Vinronnnncn,  bic  bcr 
bicfcrent  nab,  unirbcn  non  ben  ;dibbrcrinncn  banfbar  anfno 
noiiiinen. 

sl^ar  .«pd;ba=Cftjiibiid;c  Aiiflciibflcmciiifdtaft.  ',>lin  1').  dpril 
■prad)  i?tbülf  'i'ühaf,  lid'rlin,  über  „Tic  ladalcn  (''H'iinblancn  bco' 
;i'ala|tinadHnfbany".  Tic  jiibifd)  iadnd'  ,cbcc  fci  niebts ' Picnci5, 
Ipiibcrn  ein  alter  tsiebaiife,  bor  Önrrt)  'ben  polit'fdtcn  ,;5iiini5ntnC’  in 
eine  iiiPbcrne  aiH'iii  aebradjt  luorb.n  fci.  bcin  Teil  boci  fadtil‘U 
iHiifbans  fci  bcr  'tübi'fdic  ■itatianalfimibtj,  bcr  bcni  jiibiiri)  n ‘inilf  in 
iciiicr  (sk'faiiUbcit  aebbre.  ,Snni_'-lkirtt?|iinb5  fci  'bics  Pon  Tbcobor 
•Sbcrd  (icfcbaffcnc  A’tltï'H'is’iit  btfonbers'  nad)  ben  crftcii  .Siolonifa 
.ionsocrfndK’ii  ncioorbcn.  deber  folie  loiffcn,  baft  and)  feine  fünf 
'i«:  en  nine  bayi  beitranen,  bom  iiibiü'b'’n  '-Ikilf  'Tkibcii  in  'dalo^ftina 
als  ''Jiationnleincntnin  ,pi  eriocrbcn.  bes  fci  al'fo  ’iiflid)t  eines  ieben, 
bic  ld  iif  füll  min  biefes  Ai’nbs  i^n  iiiuerflübcu.  - - '.Mm  Tonnorsta''. 
ben  I.  'JJiai,  finbet  ini  (skmoinbedmincr,  Ainifernftrafic  -J.  abeuïs 

Uljr,  cm  .sbeiinabenb  fta  1,  aiif  beiii  .sberr  dbicf  itkiib  über  , ui 
biU'bo  'Tiroblcine  in  d)rifllid)cr  Uk-lond)  nnn"  'pf^ben  loirb.  'Mm 
ld.  Wat,  .fbiininelfabrl,  finbet  tine  allneniciitc  Treffabrt  ftai:. 
'.Mdberes  loirb  atif  beni  .sbciinabenb  ain  7.  iUiai  befannt  ns'n'-'b^ti. 

5(iisfd)uf5  bei  HQtioiuiIjübifcbcn  Ciiinciib.  iMin  Jd.  iMpril  ipradi 
Tr.  Wcïiier  sjilodr,  'ikritn,  übor  bas  Tboina  „Tc  th'nf  'inilaftinas 
an  bic  jübifdjo  ^nnenb".  Ter  sHortranenbe  fdiloft  abfirbtlidi  bic 
lerorteriinn  aller  iinrtfrbaftlid’en  Ai'anon  aitS  feiner  Tarftellimn 
miS.  Tetn  'liortran  fotnte  eine  Tisinifion.  in  bcr  bic  .'öorron 
Tl'.  P'oeb,  rberbanfen,  biofontbal  nnb  Tr.  TPftoin  fprarben 

3tiiS.  Tnisbnrn  '.MIsbern  'dkanf.  Witten  :i;l  (():()'. 
Cbine  Wannfdwften  trafen  fidi  atn  11).  iMpril  in  Tnisbtirn  ’,n 
emeitt  Arennbfdmftsfpiol.  Tor  Cstns  trat  mit  folnonbor  iüiaitn 
fi'baft  an:  sKciitborS.  Mkirn.  P'eofor  II,  Stiofol,  '•Joofor  I,  3tern, 
.'öoUiïnber  I,  .Tolliïnber  II,  tiisnor,  '.Mntborn,  Stoinbern  Ter 
vttnS  fpielte  in  bcr  erften  .sralbteit  fobr  üborionon,  tonnte  jebod; 
bill'd»  bic  i)or,iünlid)e  '.Mrboit  bos  'Wittoner  '.Tdilnrbreiods  ,m 
feinem  Toretfoln  foinmon.  Tic  '•.Mnnriffe  beS  'Wittoner  TturmeS 
fdieiterlcn  mcift  nn  bcr  febr  nat  arbeitonben  Tnisbni'ner  itiinfor 
loibo.  .stni't  nad;  .'ü  a Urteil  miif-te  t'lmborn  toenon  'f'orlol'.nnn 
anSfi'bciben,  nnb  finb  babnrd)  bic  Tororfolno  imi  io  böbor 
.’iti  loerten.  Tic  Tore  fiolen  bnrd'  (iisnoo  nnb  .'■'olTönbor  I. 
Atns,  Tnisbnrn  '.'.M2.  b'Inb.  Tniobnrn  11:0  'C-u  . ;fn  bom  ant 
•-Mi.  '.Mpril^  anSnetraninen  Tpiol  trat  bor  ^tns  mit  fornonber 
'Vhiiiindirtfi  aii:  'Kciiibcrv,  If.  Vivfcr  II, 

'Jeefci  I,  Tteinboep,  tfisnor  II.  liisnor  I.  .smlKinhor  II  .sbol 
lanbci'  1.^  Tic  nofamte  mi'annfd;ait  hos  ;f\tns  fniolto  loio  ans 
oiiu'iii  (Mni;,  mobiird:  and»  bas  bobo  birnobnis  ni'non  bon 
t'iennei'.  nenen  bon  man  beim  erfton  Tpiol  1:.'!  uorloron  batte 
’,11  orfliiren  ift. _ Tic  Tore  fiolen  bnrd»:  tSisii.’r  ld,  tS'isnor  II  (.'Ir 
.Tolhïnber  11  f.!  , !f\faatiobn  1-.  llobnnnsabcnb  für  Tanten 
nnb  .vviron;  ;lMittii'Od)S  ooit  'Jd  '_>-j  llbr  in  bor  Tnrnballe  bes 
ilaiibferiiiannnbittnafiiimS.  Peitimn  fbi'  Tanien:  aiI  2aiier 
für  ivri-en:  Jriti  .sVaifcr.  Ctto  .wibelbern. 


ifflurMniitifl  einer  effener  .^ünftlerln.  Ön  „Stturßtf^c  nnb 
fafraineiitalc  tiriiciicrniui",  einem  0oiibcr^cft  bcr  „fbodjfircbc", 
bcraitsfiegebeit  rum  bent  bcfaiinteii  Tljcoloncii  Ai'icbrid)  •'oeitcr, 
befprid»!  iliceiitiat  Sdjorlcmmer  ein  'TBert  ber  li'ffciicr  Mitnftlerin 
(fpti  2anutcl,  bic  Wappe  „,'pttl)lababntb"  ('T^ilbcr  aiiS  bctii  rcli 
niöfcii  P'ebeit  ber  Tïitben).  (ü'r  fd)rcibt  tttiler  aitbcreiii;  „. . . Tiefe 
^Seid)nnnneit  itiiiß  man  felbft  febeii  nnb  auf  fid)  loirfeii  laffen. 
Wan  loirb  fie  nie  üerncffeit,  niib  loiinfd)cn,  es  iitone  einem  d)vifl- 
Itcben  Müiiftler  n'-’ns’beii  lucrbcit,  iil)tilid)e  Üklber  liits  bent  dirift 
lid)cii  .Uiiltns  t'i  fd)affen.  -saitblababittl)  bebeiitet  bas  l'obcrn 
aijbctenber  'iierebninn  Por  bent  .fieilinen  ...  Wiiiiberpoll  ift  cS, 

luie  es  ber  Müitftleriii  ne’iU'ben  ift,  in  bcr  ,'V’id)niinn  bcr  litnrnie 
l)altenben  ('’(cftaUen  bas  inbioibticll  lllationalc  Pcrfd)loinben  ,511 
laffen,  iim  ben  2trabl  bes  in  bic  'Wkit  l)incinbred)enben  rdriatio 
nalen  nm  fo  ftiirfer  _anflcitd)ten  ,yi  laffen.  Was  ben  ;feid)niinnen 
il)r  Wepräßc  gibt,  ift  bas  (Menenteil  raffinierter  Tcd)nif,  es  ift 

in  gnlnn  ed)_ten  Simt  priinitioe  Tdntiiition,  bie  l)icr  iin  Tienft 

bes  .'öcilinen  ftcf)t  . . ."  tês  ift  erfrenlid),  in  bontiflcr  ^^eit  einem 
fo  feinen  'Tkrftanbnis  für  ein  cd)t  jübifdicS  Mnnftloert  511  bc^ 

nennen. 

Creilinc  ,‘?al)lcn  — JpcUiflct  llMmbam.  ^n'mltd)  unter  '.Hits» 
fd)Iiift  bcr  Oeffentlidifcit  erfd)eint  in  iPremen  ein  WitteIftnnbS= 
'Wod)enbIatt  ,,T  e r Ar  a 11  f c a t".  TiefeS  'iMatt,  loelri)eS  baiiptfad)- 
lid)  Pont  „i){eid)S-'idürner='idunb"  netranen  loirb,  legte  bis()cr  'Wert 
baraitf,  fid)  üon  antifentitifd)en  '.Mitgriffen  fern  t’lt  jaulten.  TaS 
foil  jctit  anfdieitienb  anberS  loerben.  Tic  Dtr.  1(5  Pom  18.  '^Ipril 
enthält  einen  iencr  gan,t  biimmen  jiibenfeiiiMidien  'Ärtifcl,  bic 
bnrd)  bie  nefamte  nationaIfotiaIiftifd)e  'Tlrcffc  gepen.  0d)on  itiit 
iinferen  Oefent  in  bcr  fepigen  fcploercn  Seit  itod)  einmal  etloiS 
.yitmorOolleS  tu  bieten,  brilden  loir  biefc  geniale  '.Mrbeit  nadiftcpenb 
loortgetren  ab: 

„«oütc  bas  ^ufoll  feilt? 

(Siner,  ber  ,8eit  patte,  fap  fid)  einmal  unfere  fyniif»  nnb  3ep!t- 
pfennigftüdc  genau  an.  (Sr  mad)te  bobet  bie  folgenben  (Stib 
bedil  ngen: 

1.  Tie  Wertangabe  in  einciit  'TUcred.  TiefeS  bebeutet 
ben  .UiibiiS  pöd)ftcr  'Tlollfommenpcit,  äugleid)  einen  3tein  tuut 
Tempelban  TalonionS.  Ter  Tempelban  ift  bas  Spinbol  für  bie 
'.Mnfrid)tnng  ber  uiibcnperrfdtaft  über  bie  gaitte  'Wklt  (3.  Talniitb.) 

1’.  r’litS  bicfcin  .UiibitS  ragen  in  ainfSrid)tung  Pier  Cc  i d)  e n = 
b I ü 1 1 c r pcrauS.  3'i>  Tentfd)laitb  brept  fid)  alIcS  Pon  ber  iPor» 
loiiibe  bis  tur  .Staffecinüpk  nad)  rcd)t5.  CcS  bebeutet  biefeS  baS 
SiegcStcid)en,  benn  nid)t  ber  (?ran,tofe,  bcr  (£'uglönber  ober  ber 
iMmcrifaner  paben  ben  .UT'ieg  geloonitcit,  fonberit 'ber  ,^itbe.  Tlier 
Ccid)enblatter  bebenten  Pier  .Sh'iegSfaprc. 

:■!.  3iPifd)en  „Teittfd)eS  iKeici)"  nnb  „lKeid)Spfcnnig"  fiept  man 
loeitcr  rcd)t§  iiitb  liiifS  ben  Auöenftern. 

Tic  IH  ü d f e i t c j c i g t : 

4.  C>bcrfliid)ltd)  bctrad)tet  ben  Segen  ber  Sanbloirtfdmft.  Tic 
.Sïreit.tnngcn  ber  '.Mcprcttpalme  ttnb  ipre  Stüpcn  ein  glcid)feitige§ 
Treied.  TiefeS  ftellt  bic  fy  r e i m a n r e r f e 11  e bar.' 

5.  ;){ed)tS  Pon  biefcni  Treied  pat  jeber  tMeprcnpalm  cine  Stüpc, 

nlfo  inSgefamt  brei  SHtbcit,  bic  p eilige  bcr  .Jen  ben. 

().  Sinds  Pon  bent  Treied  pat  bic  obere  'Jlcprc  t'Pci  Stütien, 
bie  mittlere  feine,  bic  untere  eine,  baS  f r e i m a n r c r i f d)  e 
.St  I o p f 5 c i d)  e n. 

7.  Tic  .Sh'entiingen  ber  .fbalmc  iinb'  ber  Stüpen  bilben  W fT{pom= 
ben.  Tiefe  bebenten  baS  f ü b i f d)  c 51 1 p p a b c t mit  22  iPu^. 
ftabeii,  baS  beiitfd)e  bagegen  pat  25. 

8.  TaS  ^ïaro,  bas  bnrd)  bic  .H'retitungen  gefailbet  loirb,  ift  baS 
Wnftcr  bes  AiifibobenS,  baS  fid)  Por  jebem'  Sogen-  nnb  Tpnagogen 
altar  befinbet.'" 

(Mlanbt  loirflid)  ein  tMngcpöriger  bes  WittelftaiibeS,  bajf  ipm 
mit  foldten  Wötid)en  gepolfcn  loirb? 

©cf<t)oflHc^C0. 

Ter  itcii  gcgrilitbctc  ülcrcin  f^oiniliciifipup,  (Memeiiinütiigci 
'Tierein  für  .Siintcrbliebcnenfnrforgc  ber  Witglieber  jübifdier  (Me 
meiiiben  c._  'tk,  pat  fid)  bie  angefid)tS  bcr  fd)l'pierigcn  'Wirtfd)aftS 
lage  loeitefter  fübifeper  .Ureife  befonberS  loid)tigc  tMiifgabc  gcftcllt, 
and)  bcnjenigeii  bic  ''Jj;öglid)feit  einer  'iuirforge  für  'bic  Aamilic 
til  geben,  beren  loirtfd)aftlid)e  'Tierpöltniffe  gro'f,e  (vrfparniffe  nid)t 
geftatten. 

liicreitS  für  einen  'WonatSbeitrag  Pon  '2.—  M-Marf  loirb  ein 
crpcblid)cs  0tcrbcge(b  tnr  ilk’ifügnng  gcftcllt,  bas  geftattet.  Wit 
tel  für  bie  erften  gropen  'JlitSgaben,  bie  feber  Tranerfall  in  ber 
Aaniilie  t»  Pernifad)cn  pflegt,  bercittuftellen. 

Ter  Aamilieiifdinp  ift  alS  gcmcinitüpigcr  Therein  ba.tii  bc 
ftiinmt,  allen  iübifdicn  .streifen  als  ,4nftriiment  ber  Aamilicn 
fürforgc  t"  bictten  iiitb  ift  biirri)  bie  befonberS  fotial  loirfeiibcn 
Ccinriditiingen  (ToppelanStapInng  bei  Unfalltob,  .Minbcrftcrbegelb 
'tH’rfidiernng,  Ci'rpöpnng  beS  SterbegelbeS  bnrd)  bic  TiPibenbc)  in 
ber  Sage,  loeiteftgepenbe  linirteile  tn  bieten.  Teilte  rMrüiibitng 
gept  onf  bie  ,TnitiatiPe  maggebenber  Tkifönlidifeiten  ber  inbifd)cii 
Ceffentlidifeit  .ytrüd,  bie  and)  bent  'TkiloaltimgSrat  angepörcn. 
'Jlnfragen  Pon  Ctntercffcnten  finb  t»  ridpten  ait  Aamili'enfdmb, 
(Memeiitnüpigcr  'iicrctn  für  •{■'interbliebencnfürforgc  ber  'Witglie 
ber  iiibifd)er  (Mcutcinben,  Hkrliii  'W.  U,  Aiicbriri)  (£bcrt-3trage2/8, 
Telcppon  .Slurfürft  84(54.  ^laiipt  ober  iicbcnbernflid)c  Witarbeiter 
loerben  gefuept.  Wir  Pcrlöcifcn  auf  bic  pentige  2lnnoiice. 


Palästina-Centrale  der  Agudas  Jisroel 
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Fremkfurt  a.  71., 


193. i... 

tin  Ijar  56^1. 


Än  den 


Vorstand  der  Israelit  isc/ien  Kultasgeneinde 


deur  geehrte  Herren  ! 

I i'r  gestatten  ans  ^ Sie  im  NoMen  einer  Reihe  von  palästinen— 
.--uaviien  Kolonisten  jolgende  Angelegenheit  aufs  ujärnste  ans  Hers  sa 
legen.  Ize  Ihnen  sioherlich  bekannt  ist,  ist  das  Jetsige  jüdische 
Kalenderjahr  5o')l  ein  Aohmit  tohjahr , in  velchew.  auch  heute  noch  ent- 
sprechend der  göttlichen  Vorschrift  (Drittes  Buch  Moses,  Kap.  25), 
die  Erde  von  Eres  Disroel  ihren  Sabcath  feiert,  in  reichem  nichts 
ges.it  und  geerntet  verden  darf.  Eine  Reihe  von  Bo  denbesit  sern  be- 
■■-chrärint  sich  daher  in  diesem  Dahre  Bauarbeiten  und  dergl.  vorsuneh- 
t-n.  Die  J irt  schaj  t liehe  Lage  sringt  diese  Kolonisten  dasu,  unsere 
' in  Anspruch  su  nehmen.  Ein  Teil  rünscht  nur  ein  Darlehen,  das 

■ Li.'  'dan?i  später  surückerstatten  verden. 

Hir  haben  angesichts  der  allgemeinen  ivirtsoh^.ft  liehen  Lage 
■aion  abgesehen  eine  Aktion  grösseren  Stiles  su  unternehmen ,vohl 
oc r bitt  en  vir 

sämtliche  jüdischen  Gemeinden  am  Sabbath,  den  22. Idar. 

— ~ — ^ j — äen — Er  lös aus  Mzsvoth  und  Thorasrenden  für  den 

— Schm.it tohf ond  su  bestimmen. 

Sanaa  it  doch  der  an  diesem  Sabbath  vorgetragene  Ko  ohenab  schnitt  in 
erster  Linie  von  dem  Schmitt ohgebot  und  dürfte  es  auch  abgesehen  von 

at-,,  matt..' rial  len  Erfolg  sicherlich  nicht  unerwünscht  sein,  wenn  auf 
diese  Weise 

der  ^QhRttto.hOe<icinke  in  setneT*  tiefen  Bedeutung  .'-‘dass 

Gf.tt  der  Eigentümer  des  Landes  ist,  und  jüdische  Men- 
schen nur — darin  in  diesem  Lande  leben  können,  wenn  sie 
ßich  diese  Tatsache  sum.  Bewusstsein  bringen  - in  der 


2 


Diaspora  wieder  lecendig  wird.  Die  evtl,  an  den  Sahnit tohfond  su- 
rÜQkgc zahlten  sinslosen  Darlehen  werden  wir  für  das  nächste  Sohnit- 
tniijahr  einem  dauernden  Schnitt  oh  fond  gut  sehr  eihen  . 

iHr  hoffen  zuversichtlich,  dass  unsere  Anregung  in  Ihrer 
Gemeinde  zur  Ausführung  gelangt  und  hitten  Sie^  uns  von  dem  Resultat 
zu  verständigen ^ resp . die  eingehenden  Beträge  auf  unser  Postscheci.- 
kento  53900  Frankfurt/M.,  unter  der  Bezeichnung  ’^Schmitt ohfond’^  zu 
UL  er  weisen . 


Dir  hegrüssen  Sic 


mit  vorzügliche!^  Hochachtung 
PALÄSTIia  - CENTRALE 


AGUDAS  ÜISROEL. 

Dr . S.  Ehrmann f 
3 . Hol  lander  ^ 

S.  Mugdariy 

Dr . S.  Oppenheimer 

3.  Rosenheim.. 


■AS«:.' 


Essen,  den  23.  April  1931 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

Joh  möchte  nicht  verfehlen,  Jhnen  für  die  freund 
liohe  üebersendung  der  Abschrift  dés  besprochenen  Briefes  bestens  zu  dan- 
ken. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Herrn 

Rabbiner  Dr.  Hahn  , 
Essen, 


Emilienstrasse  59 


Essen,  den  21. April  1931 

Emilienstraße  59 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

Anbei  libersende  ich  Ihnen  Abschrift 
des  Briefes,  von  dem  wir  gestern  abend  gespro- 
chen haben. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 


Rabbiner  Dr. 

Fernruf  23791 


Pt-^.  A i.v_- 


Abschrift! 


Bredeney  am  I7.3.31 
Wolfsbachweg  15 


Sehr  geelirter  Herr  Doktor! 


In  der  C«V,  Zeitung  vom  Februar  dieses  Jahres  schliessen 
Sie  Ihren  Artikel  •* Jesus  der  Arier”  mit  der  Frage:  "Was  sagen  wohl  die 
Christen  dazu?" 

Ich  hoffe  zwar,  dass  Sie  wissen  wie  ernsthafte  Christen  - 
denn  nur  sie  tragen  mit  Recht  diesen  Hamen  - Machwerke,  die  gegen  die 
Wahrheit  derartig  verstossen,  beurteilen.  Ich  schreibe  Ihnen  trotzdem, 
um  Ihnen  zu  bestätigen,  dass  wir  Christen,  die  mit  derartigen  Büchern 
in  Berülirung  kommen,  sie  eindeutig  ablehnen  und  ausserordentlich  bedauern, 

dass  es  überhaupt  möglich  ist,  dass  solche  Bücher  geschrieben  - und 
genesen  werdenr 

Unsere  Zeit  ist  Jedem  religiösen  Leben  konträr.  Sport  und 
Film,  Schlagwort  und  nationalistische  Hetze  bewegen  die  Menschen,  aber 
allem  Denken  und  aller  Religion  ist  sie  feind.  Ich  vermute,  dass  auch 
Sie  in  Ihrer  Synagogeïigemeinde  dies  spüxen  und  sollte  es  bei  Ihnen  besser 
sein  als  bei  uns,  so"danken"  Sie  dies  der  besonderen  Hot,  in  der  Sie  als 
Juden  stehen.  Wir  Jedenfalls  spüren  diesen  Geist  stark  - und  kämpfen 
dagegen,  kämpfen  aus  dem  Glauben  heraus,  dass  das,  was  wir  heute  erleben, 
nicht  Gottes  letztes  Wort  sei  und  dass  seine  Kraft  auch  aus  dem  schwächsten 
und  kleinsten  Häuflein  Menschen  mächtig  sein  wird,  so  es  nur  im  Gehorsam 
zu  ihm  steht.  Zu  diesem  Gehorsam  gehört  selbstverständlich  der  Kampf  gegen 
Jede  Lüge  und  Hass  - um  nur  das  Allersimpelste  zu  nennen.  Sie  sehen  also, 
Herr  Doktor,  sie  stehen  in  diesem  Kampf  nicht  ganz  allein. 

Mit  freundlichem  Gruss 
(gez.)  Frau  Heia  Meyer. 


. ■ ' ...  ■'  .-•■•  ‘..T.’  ,,f  tf  ••:  ■>'  • ,v 


rntmtu 


21.  April  1931 


1.  ijeleuoiltunK. 

B31  der  Beleuchtung  1,:  dooeindohaue  lot  darauf  cu  achten 
daaa  alle  Lichter  in  den  Bälen  von  den  Kitgliedern  der  einzelnen  Ver- 
einigungen nach  Verlaasen  dea  Baumes  sofort  ausgedreht  worden,  her 
Bezernent  fto  die  Bhle  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  bei  Vergabe  der  ein- 
zelnen Hhume  dem  vorstand  der  betreffenden  Vereinigung  dieses  als  eine 
Verpflichtung  auferlegt  wird.  Ueberdies  muss  der  Hauswart  angehalten 
werden,  von  Zelt  zu  Zeit  während  des  Abends  nachzusehen,  ob  nach  diesr 
Vorschrift  gehandelt  wird.  Vor  allem  muss  er  darauf  achten,  dass,  bevor 
dashaustor  geschlossen  wird,  noch  einmal  alle  Zimmer  inspiziert  wer- 
den, ob  wirklich  auch  das  Licht  ausgedroht  1st.  Es  wäre  gut,  wenn  der 

Bezernent  für  die  Säle  von  Zeit  zu  Zelt  selbst  Stichproben  vornehmen 
Würde. 

2.  lioigxm^^. 

ES  1st  allgemein,  die  Auffassung  der  üynagogenbesucher,  dass 

er  Heum  der  „ynagoge  ln  diesem  Jaiire  fast  immer  überheizt  war.  Bas 

kommt  wohl  daher,  dass  der  besonders  angestellte  Heizer  zu  bestimmten 

Zeiten  kommt  und  ungeachtet  der  vorherrschenden  Aussentemperatur  den 

Ofen  einfach  auf  die  vorgeschriebene  Temperatur-Höhe  bringt.  Es  müsste 

sui.  mindesten  erreicht  werden,  dass  der  Hauswart  entsprechend  der 

Aussentemperatur  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Regulierung  des  Ofens,  die 

sicherlich  möglich  sein  muss,  vornimmt.  Auf  diese  Weise  könnte  bestimnt 
viel  Material  gespart  werden. 


ESSEN,  den  16. Aapril  1931 


Akten -Notiz 


Revisions-  imd  Treuhand-Aktiengesellschaft  Westdeutschland,  Essen. 


Dr.  Georg  Hirschland; 


Rücksprache  mit  Dr,  Schourp. 


S.  9.  10.  29.  6000 


Essen,  den  10,  April  1931 


I 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

Joh  bestätige  den  Empfang  Jhres  schätzbaren 
I Schreibens  vom  9*d»M.  undteile  Jhnen  höfliohst  mit,  Bass  ich  dur.'h  Um- 
frage beirnmeinen  Kollegen  bv4m  Vorstand  festgestellt  habe,  dass  der 
Vorstand  mit  Jhrer  Reise  einverstanden  ist  und  Jhnen  einen  Sonderurlaub 
von  4 Wochen  gewährt. 

Joh  wünsche  Jhnen  eine  recht  interessante  und 

angenehme  Zeit  und  zeichne 

in  vorzüglicher  Hochachtung 


Herrn 


Rabbiner  Dr.  Samuel  , 

E 8 8 en  , 


Steelerstrasse 


U i 

ß ' 


(,l  ,,  iHlkótépitXhc  Uhyf' 


Esaen,  den  2.  April  1931 


Sehr  geehrter  Herr  Weyl, 

Die  Einberufung  der  Versammlung  des  Kuratoriums 
für  die  Zentralstelle  für  Jüdische  Wohlfahrt  hat  sich  durch  die  mit  der 
Wahl  zur  Repräsentanz  verbundenen  Arbeiten  leider  etwas  gegen  meinen  Willen 
verzögert.  Joh  habe  nunmehr  den  Termin  vom  2o.  April  d.J.  in  Aussicht  | 

genommen  und  wäre  Jhnen  dankbar,  wenn  Sie  bereits  für  diesen  Aberid  sich  | 
freizuhalten  in  der  Lage  wären.  Besondere  Einladung  werde  ich  Jhnen  noch  | 
zugehen  lassen  und  bin  mit  freundlichen  Empfehlungen  1 

Jhr  ergebener  | 


Herrn 


Willy  W e ^ 1 , 

Essen, 


Kortumet rasse  5ß, 


ESSEN,  den 


24.  März  1931' 


Akten -Notiz 


Betrifft: 


für  Herrn  Dr.  Georg  Hirsciiland 


Auf  Grund  des  Telefongespräches  mit  Herrn  Dr.  G. Hirschland 
hat  Herr  Schumacher  die  Körbe  von  Herrn  Dr.G.H.  nachgesehen  und  ich 
im  Sekretariat  nachgesehen,  jedoch  eine  Einladung  für  eine  mor- 
gige Sitzung  nicht  gefunden.  Soweit  Herr  Hirschland  sich  entsinnen 
konnte,  hatte  auch  Herr  Willy  Dreyfus  die  Einladung  mit  unterschrie- 
ben und  er  riet  mir  daher,  Herrn  Willy  Dreyfus  anzurufen.  Herr  Dreyfus 
sag^te  mir,  er  wisse  nur  von  einer  Sitzung  betreffend 
Gründung  einer  Kreditgenossenschaft 
am  25. März  , die  im  Hause  des  Herrn  Kleemann  stattfände.  Diese  Ein- 
ladung sei  auch  von  Herrn  Wassermann  und  Herrn  Kleemann  unterschrieben, 
Aber  die  Sache  wäre  nicht  wichtig,  und  wenn  Herr  Dr.  G.  H.  nicht 
kommen  könne,  dann  wäre  es  ratsam,  ihn  telefonisch  bei  Herrn  Kleemann 
zu  entschuldigen. 

Ich  habe  um  12,20  Uhr  mit  Herrn  Direktor  Kleemann  von  der 
Dresdner  Bank  telefoniert  und  Herrn  Dr.  G.H..  entschuldigt  mit  dem 
Bemerken,  dass  er  verreist  sei* 


S.  9.  10.  29  5000 


Essen,'  Dalum  des  Poststempels. 


Die  F.rsnfzwahlen  zur  Kepräsenfant[en-Vesaminlnng.  finden 
Miltwo  ch,  den  25.  März  1951,  abends  6 — 9 Uh  r,  im  Detifsch- 
landhaus  Zimmer  301  statt. 

Sie  sind,  wie  umstehend  angegeben,  in  der  Wählerliste  einge- 
tragen. 

Jm  Interesse  einer  geordneten  Abwichtung  der  Wahl  ersuchen 
wir  diese  Karle  zur  Wahl  mitzubringen. 


Der  Vorstand  der  Synagogengemeinde 
Essen 


Drucksache 


r-ERI<S?RE(HER 
l=5PART= 
ZEITund  GELD 


errn 


^ s G hland 


Nr.  594 

der  Wahlliste 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschlandï  <s ^ 

Wir  laden  Sie  hierdurch  herzlich  zu  unserer  am 

um  ‘^Uhr  im  Rosenecksaal  des  städtischen 

Saalhaues  staifcti ineenaen  Generalversammlung  ein. 

fjfsrael.  f^rauenverein 
(S  s s e n 


Schriti'ührerin. 


Tlbfenöer: 


tDofinort:  

Straße,  Hausnummer, 
Gebäudeteil,  Gtotftceef 


Israel.  SFrauenverein 


s s en 


Mi  jI/^q 


Po/ï(ortt> 


I V:  Ó?^RT^ 
V -l  ^^ZEITundGElD 


'.S:r  :vHtK 


r^5  2. 


A1.Ca)\u%  Kt^lüilSxnjn? 

j in  Evw^.,... 

. U'ui€ce<tJ^  i\UuA0U|(^ 

I etraße,  Hausnummer,  { / • > % 

I Gebäudeteil, CtodisetI  ’ \l 


Abschrift 

H.  & L.Ereudenberg 


Essen,  den  171.  Pebr.1951 


Herrn 


Hr.  Georg  Hirschland 
i.Pa.  Simon  Hirschland, 


Essen 


Abt.  II/T. 

Sehr  geehrter  Herr  Doktor, 

Jch  erfahre  von  Herrn  Krähe,  dem  hiesigen  Ver~ 
treter  der  Firma  ü.  Winterhelt,  dass  die  Ausschreibungen  für  den  Werk- 
stein der  neuen  Leichenhalle  baldigst  vor^ enommen  werden  sollen.  Herr 
Krähe  bittet  mich,  da  er  uns  in  seiner  Beweiteing  auch  als  Referenz  ange- 
geben hat.  Sie  besonders  auf  seine  leistungsfähige  Arbeit  hinzuweisen. 
Unsere  ganzen  Werkstattarbeiten,  Aussenfassaden , Treppenhaus  etc.  wurden 
von  dieser  Firma  ausgeführt  und  kann  ich  nur  erklären,  dass  wir  mit  den 
Arbeiten  wie  auch  der  Materiallieferung  aufs  beste  zufrieden  sind.  Wenn 
Sie  die  Firma  Winterhelt  bei  angemessenen  Preisen  berücksichtigen  könn- 
ten, würde  ich  dieses  sehr  begrüssen. 

Mit  vorzüglicher  Hochachtung 
bestens  grüssend 
gez.  Walter  Freudenberg 


Herrn  Richard  Herz,  Essen 
urschriftlich  überreicht 
Essen,  den  18/2.31 


/ 


Eaeen,  den  5.  Februar  1931 


Lieber  Herr  Laiam, 

Ja  Ansohluss  an  «ein  Sohreiben  vom  2.d,M.  teile  loh 
Jhnen  höfliohst  mit,  dass  mir  heute  von  meinem  Freunde  aus  Aachen  folgende 
Naohrlohten  sugehens 

“Jn  Beantwortung  Deiner  gestrigen  Anfrage  beei  e ich  mioh,  Dir 
Über  den  Angefragten  eu  berichten,  was  ioh  aus  eigener  Kenntnis  weise 
und  was  ioh  über  ihn  erfahren  konnte. 

Joh  kenne  Herrn  A.  persdnlloh,  wenn  auch  nur  wenig  und  habe  den 
besten  Eindruck  von  ihm.  Er  hat  eine  schöne  klangvolle  Bar i tonst imme 
und  ist  anscheinend  musikalisch  sehr  gut  geschult.  Sehr  sympathisches,  I 
ruhiges  Auftreten;  auch  als  Redner  hat  er  mir  gut  gefallen. 

Um  über  seine  sonstigen  Eigenschaften  Genaueres  zu  erfahren, 
habe  ioh  bei  einem  Vorstandsmitglied  der  Gemeinde  angefragt  and  hörte, 
dass  er  die  allgem  inen  Sympathien  besitzt;  er  sei  ein  gebildeter, 
geistig  sehr  interessierter,  autoh  für  die  liberale  Bewegung  schrift— 
®^®llori8oh  tätiger  Hann,  über  den  nur  Günstiges  zu  berichten  sei.  Ruf 
und  Charakter  tadellos,  auch  in  seiner  Eigenschaft  als  Lehrer  sehr 
geschätzt. 

Er  soll  sich  vor  einigen  Woohen  in  Stockholm  vorgestellt  haben, 
wo  er  Aussicht  habe,  als  Kantor  angestellt  zu  werden.  Sein  Weggang 
würde  hier  allgemein  bedauert  worden." 

Mit  freundschaftlichen  Grüssen  wie  stets 

Jhr  ergebener 


Herrn 


Bankdirektor  Erik  Lamm, 

Stookholm 


Djurgärden 


Otto  & Rud.  Kaufmann 


Aachen  , den  4.  Fetr.  I93I 


Lieber  Georg  ! 

In  Beantwortung  Deiner  gestrigen  Anfrage  beeile  ich  mich,  Dir 
über  den  Angefragten  zu  berichten,  was  ich  aus  eigener  Kenntnis 
weiss  und  was  ich  über  ihn  erfahren  konnte. 

Ich  kenne  Herrn  A,.  persönlich,  wenn  auch  nur  wenig, und  habe 
den  besten  Eindruck  von  ihm.  kr  hat  eine  schöne  klangvolle  Bariton- 
stimme und  ist  anscheinend  musikalisch  sehr  gut  geschult.  Sehr  sym- 
pathisches, ruhiges  Auftreten;  auch  als  Redner  hat  er  mir  gut  gefal- 
len. 

Um  über  seine  sonstigen  Eigenschaften  Genaueres  zu  erfahren, 
habe  ich  bei  einem  Vorstandsmitglied  der  Gemeinde  angefragt  und 
hörte,  dass  er  die  allgemeinen  Sympathien  besitzt;  er  sei  ein  gebil- 
deter, geistig  sehr  interessierter,  auch  für  die  liberale  Bewegung 
schriftstellerisch  tätiger  Mann,  über  den  nur  Günstiges  zu  berichten 
sei.  Ruf  und  Charakter  tadellos,  auch  in  seiner  Eigenschaft  als  Leh- 
rer sehr  geschätzt.- 

Er  soll  sich  vor  einigen  Wochen  in  btocitholm 'vorgestellt  haben, 
wo  er  Aussicht  habe,  als  Kantor  angestellt  zu  werden.  Sein  Weggang 
würde  hier  allgemein  bedauert  werden.  . 

i 

Mit  den  besten  Grüssen  für  Dich  und  die  1.  Deinigen 


Herrn  Dr.  jur.  Georg  Hirschland 
i/Eirma  Simon  Hirschland 

Essen  - Ruhr 

I-indenallee  7/9 


}^sen,  den  2 «Februar  1931 


Lieber  Otto, 

Mit  Heutigem  gestatte  ioh  mir  Dich  im  Intercaoe  eineo  Pre 
des  zu  bitten,  mir  eine  Auskunft  über  den  Oberkantor  Alt,  dort,  zu 
verschaffen«  Es  interessiert  meinen  Freund,  insbesondere, zu  erfaliren 
was  für  eine  Persönlichkeit  der  Genannte  1st,  es  interessieren  ihn 
mehr  die  menschlichen  Eigenschaften  als  die  gesanglichen«  Solltest 
Du  selbst  Herrn  Alt  nicht  kennen,  dürfte  es  Dir  wohl  ein  leichtes 
sein,  etwas  über  ihn  zu  erfahren« 

Besten  Dank  für  Deine  Bemühungen  und  freundlichen  Gruss 

Dein 


/■ 

Herrn 

Otto  Dahl 

Aachen 

I Maria  Theresia  Allee  35 

I 


i 


1 


ERIK  KAMM 


Beh. 


th 


STOCKHOLM, den  31,  Januar 

DJUHGÄHDBN  Ö?  / '' 

Herrn  Br.  Georg  3.  Hirschland 
/ i .Fa .Simon  Hirschland, 

Essen. 


Lieber  Herr  Br^,  Hirschland, 


Ich  gestatte  mir,  Sie  in  einer  ausserbanklichen  Ange- 


legenheit zu  belästigen. 

Bie  hiesige  jüdische  Gemeinde  sucht  einen  neuen  Eantor, 
und  unter  den  Kandidaten  befindet  sich  ein  gewisser  Oberkantor  Alt  - der  Karne 
ist  tatsächlich  so,  obgleich  die  Stimme  bedeutend  tiefer  liegt  - aus  Aachen.  Im 
Umkreise  von  Aachen  habe  ich,  so  weit  ich  mich  erinnern  kann,  keinen  geeignete- 
ren Glaubensgenossenbekannten,  an  den  ich  mich  in  fraglicher  Angelegenheit  wen- 
den könnte,  als  Sie.  Würde  es  Ihnen  möglich  sein,  sich  bei  jemand  zu  erkundi- 
gen, was  für  eine  Persönlichkeit  der  Genannte  ist.  llich  interessieren  mehr  sei- 
ne  menschlichen  Eigenschaften  als  die  gesanglichen  be  zw.  kant  oralen  Fähigkei- 
ten, über  die  wir  seine  hervorragenden  Zeugnisse  haben.  Obgleich  ich  das  Gefühl 
habe,  dass  die  Stellung,  die  A.  gegenwärtig  innehat,  ökonomisch  viel  besser  ist 
als  die  wir  ihm  hier,  mit  Hinsicht  auf  bereits  vorhandene  Kräfte  und  andere  Um- 
stände eventuell  bieten  könnten,  kann  ich  doch  nicht  umhin,  eine  möglichst  aus- 
giebige Auskunft  über  den  Llann  heranzuholen  su  suchen.  Selbstverständlich  liegt 
I es  mir  daran,  dass  nicht  erwähnt  wird,  dass  die  Anfrage  von  hier  stammt.  Sollte 
es  Ihnen  direkt  Mühe  bereiten  oder  gar  schwer  fallen,  die  Auskunft  zu  beschaf- 
fen, so  ist  die  Angelegenheit  nicht  wichtiger,  als  dass  ich  Sie  bitte, mein 
Ersuchen  abschlägig  zu  behandeln. 

Hoffentlich  geht  es  Ihnen  gut  und  sehe  ich  Sie  bald 
wieder.  Es  wird  wohl  nicht  zu  lange  dauern  bis  ich  wieder  in  Berlin  bin,  und 
werde  ich  mir  dann  erlauben,  im  Bristol  nachzufragen,  ob  die  verehrten  Herren 

aus  Essen  dort  abgestiegen  sind. 

Mit  den  besten  Empfehlungen  an  Ihre  Frau  Gemahlin  und 


Ihren  Herrn  Bruder  nebst  Familie  bin  ich 


— ergebener 


lM. 


KEREN  KA7EMETH  LEJISRAEL 


JÜDISCHER  NATIONALFONDS  E.  V.  / ZENTRALE:  BERLIN  W 15,  MEINEKESTRASSE  10 
POSTSGHECK-KONTO:  BERLIN  NR.  28247  / FERNRSPRECHER:  BIS  MARK  7165/70 
BANKKONTO:  DARMSTÄDTER  UND  NATIONALBANK,  DEP.-K.  KURFÜRSTENDAMM  52 


Essen,  den  29.  Januar  1931. 


, Herrn 


Dr.  Georg  Hi  r s c h 1 and 

Essen 


7 ^ 

/ /^ 


Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirschlandl 


Im  Aufträge  der  Festhomission  für  das  Neujahrsfest  der 
Bäume  erlaube  ich  mir.  Sie  in  Ihrer  Eigenschaft  als  Vorsitzenden 

des  Gerne indeoorstandes  herzlichst  zu  unserer  Veranstaltung  ein- 

zuladen. 

Wir  sind  uns  wohl  bewusst,  dass  der  Gemeindeoorstand  be- 
strebt ist,  Neutralität  zu  wahren.  Aber  gerade  heute,  wo  die  Ge- 
gensätze zwischen  Ost  und  West,  zwischen  liberalen,  Zionisten  u. 
Orthodoxen  in  unserer  Gemeinde  immer  schärfer  zu  Tage  treten,  wür- 
de es  in  weiten  Kreisen  freudig  begrüsst  werden,  wenn  Sie  durói 
Ihre  Teilnahme  an  unserm  Fest  befunden  würden,  daas  der  Vorstand 
für  jede  Richtung  lebendiges  Interesse  besitzt. 

Wir  erlauben  uns.  Ihnen  eine  Ehrenharte  zu  übermitteln, 
und  hoffen.  Sie  Sonntag  Abend  bei  uns  begrüssen  zu  dürfen. 

Mit  Dorzüglicher  Hochachtung 
Ihr  sehr  ergebener 


I?n  1 für  den  Aufbau  des  jndisAeu  Palästina.  Er  erwirbt  Boden  in  Stadt 

2MiK)  Dun.‘^60^üdu“irs-^!fl  etne  soziale  Bodenpolitik.  Bisher  hat  der  Keren  Kajemeth  Lejisr.el  ein  Areal  ron 

290.0W  Dunam  60  judisAen  Siedlungen  in  Erbpadit  gegeben.  SOMillionen  Goldmark  wurden  seit  der  Gründung  (1901)  gespendet 

FpfenZ  r nr  f Gelegenheits-Spende  bei  allen  freudigen  und  ernsten  Anlässen,  die*  blaue  B^^ 

5 Pfennig  täglich  in  jede  Buchse  konnten  aus  den  Büchsen  in  Deutschland  allein  eine  halbe  Million  Mark  im  Jahre  ergeben. 


WIR  FEIERN  I 


DAS  NEUJAHKfEST  DEE  BÄUM# 

15,  SCHWATH  (CHAMISCHAH  ASSAR  BISCHWATH) 

am  Sonntag,  den  1 . Februar  1 931 , 
abends  8 Uhr,  in  der  Kaupenhöhe 
(kleiner  Saal),  Essen,  Kaupenstraße 


DER  JÜDISCHE  N A T I 0 N A L F 0 N D S / O R T S K 0 M M I S S I 0 N ESSEN 


AUS  DEM  PROGRAMM; 

Kinderspiele  • Hebräischer  Sprech-  und  Bewegungschor  • Tänze 
Aufführung;  Szenen  aus  der  goldenen  Kette  von  Perez 

Außerdem  : 

LIchtbllder-Vortrag  • Ausstellung  des  K.  K.  L. : Statistiken,  Bilder  • Tombola 
Verkauf  von  Palästina-Früchten  • Ausschank  v. Orangeade  aus  Jaffaorangen 


ntrittsprelse 
Erwachsene : 

Jugendliche : 


Vorverkauf  Mk,  0,75 
Abendkasse  Mk  1, 
Vorverkauf  Mk.  0,50 
Abendkasse  Mk.  0,75 


Vorverkauf: 

Buchhandlung  ..Jordan",  Turmstraße  6.  Tel.  351 
Speisehaus  Abraham,  HIndenburgstraße  79 

Anschrift  der  Ortskommission: 

Curt  Gerson,  Essen,  Johannastraße  24 


Druck;  S.  Rapp  ^ 
Witiorlngalr.  26  Toi 


Snt  '^arabentatft^ 
in  ben  69nago8engottesbienft. 

®te  '3lnfü^rer  befommen  fünf  unb  oier  iOlonatc  Cbcfangnis. 


(SS  tnar  eine  91  o 'b  e 1 1 unb  tßtetätlofigfeit  obne*  | ) 
oletcbcn,  bic  eine  Slotte  iunßct  Sutfcbcn,  bie  flcft-’m  bor  i 
Dent  ©(^öffengetitbt  ftanbcn,  nocb  burdbiecfetei  9locbt  an  I 
ben  lag  gJcgt  baiJeii-  Qunge  Scute,  fünf  on  ber  SaI)I,  : 
im  aitci  bon  einigen  20  Qol)!«'.  ftul^  motgeni  an 
einem  igonntag 

in  ben  SünagogengotteSbienft  eingebrungen  nnb  ^ben 
beratt  Sllloicia  gctiieben, 

^afi  ber  Qottesblenft  untetbroeften  unb  bie  Einbtinglinge 
mit  Sracijiolgcmalt  on  bie  ftifebe  Suft  gefegt  metben 
mußten.  ï:ic  üble  GJefebidbte  butte  (idb,  mie  au§  bet  9Set» 
nebtnung  bet  Büttgen  beiüotötttg,  fotgenbermafeen  abge» 
fbielt:  „ 

E§  toat  on  einem  Oftoberfonntag  lutj  nodb  7 ugr  ftug. 
J^n  bet  ©ntiogoge  am  ©teclei  ïot  butte  eben  ber  ©otttó» 
bienft  feinen  Slnfong  genommen,  alb  bie  Slnbä^tigen  plöb» 
üd)  butdb  lauten  ®pe!tafel  in  ihrer  SInboebt  g.ftbrt 
mürben.  Sonn  mürben  fie  3rugen  eineä  mobl  laum  fcmalê 
erlebten  fcitfamen  ©djnuftücfcè.  3“  bie  ©bnoguge  famen 
fünf  junge  Seute  in  militnriftbem  fßarobemarjeb  mar- 
iniert, bie  4>dnbe  an  ber  ©ofennabt  $ic  fonberboren 
Äirebenbefueber  morfdjierten  in  feftem  Sritt  btntereinanber 
burtb  bie  ©pnagoge  bi3  ^u  ben  oorberften  Sonfen,  in  benen 
fie  fidb  gcräufdmoH  niebecliej^en.  Qfnsmifcben  butten  fie 
murmcinbe  unb  brunrmenbe  Söne  bon  fi(b  gegeben.  Etn 
Orbner  ging  ju  ben  ©törenf rieben  bin  unb  beutele  ihnen 
an,  bafe  fte  ficb  in  ein  ©otteSbou«  Ocrirrt  butten,  unb 
bann  erfuebte  er  fie,  fid)  ju  entfernen.  Einer  ber  Ein* 
bringlinge  mürbe  nun  frech  unb 

fd^naujte  ben  ht  ttotgciüiftetn  fITtet  ftchenben  Cibnet 
mit  ben  fftoitcn  an: 

93a8  miÏÏft  bu,  buft  bu  oudi  nod)  maä  ju  fagen?  SKittler* 
mcilc  mor  bie  Störung  fo  ftatf  gemorben,  baft  bic  Seher 
bat  2Inbacbt  ihre  firdblidben  Slbseidjen  oblegen  unb  ben 
föottcêbicnft  unterbrechen  mußten.  2118  bie  Slubeftörer  ficb 
trog  cnergifd)er  ttufforberung  nidbt  bequemen  moüten,  ben 
©otteêbicnft  gu  öetloffen,  bietmehr  biq  Sleuftcrung  taten: 
fDlacbt  mit  eurer  Sache  nur  mciter!,  ba  griff  ber  Sebrer 
Suebborn  energifeh  ein  unb  podte  ficb  }mct  Einbringlinge 
an  ben  ©alä  unb  jerrte  fie  ou§  ber  95anl  berouê,  bem 
9lu8gange  gu.  Slun  fam  c8  gu  einem  aufregenben  unb 
banbgreifUd)cn  3ü>tfthcttfaII.  93u^born  mürbe 

bon  einem  ber  frechen  Slurfchen  angegriffen  nnb  mife» 
hanbelt 

Er  etbi''It  einen  mud)tigen  ©icb  über  bie  ftlufe,  ber  baä 
yiafenbein  Pcrle^te.  -Die  iBerlefäung  mar  fo  erheblich,  ba| 
ber  iDlonn  uier  'ffiochen  lang  Irunt  unb  in  Srgtlicher  Sc* 
banblung  mar.  2118  er  ftatf  hintetc,  fam  auch  bet  flantor 
Oqutfdb  qingu,  ber  einen,  mächtigen  ilintrhofen  begog  unb 
acht  ïage  gu  Sett  liegen  mufete  unb  Don  gmei  Spegialargten 
bcbunb-lt  mürbe,  ba  burch  ben  ©icb  feine  Stimme  in 
fIRitleibcnfcboft  gegogen  morben  mar.  Schließlich  gelang  e3, 
bie  Störenfriebe  bié  an  bie  2lu8floug8tür  gu  bringen,  ohne 
baß  fie  qrbeblichen  9Biberftanb  geleiftet  hätten.  21n  bet  Sür 
fam  eé  bann  nod)mal8  gu  einem  Ätriifdbcnfall.  Einer  ber 
jungen  Surften  gog  bo8  fUleifet,  büdte  fich  unb 


mefete  boS  SKcffct  on  ben  fteinernen  jteppenftufen,  mähtenb  ' 
mehrere  Seitet  unb  Sefud)er  bc8  @ottc8bicnfte8  in  einiger 
Entfernung  Dpt  ihm  im  Sorroum  bet  Spnagoge  ftanben. 
3bnen  tief  mqn,  mäbrenb  ba8  fDlcffet  gefchliffen  mürbe, 

bie  9S3orte  gu:  „3ubo,  Detrede!"  unb  „3ht  goligifihen 
Schnorrer!'' 

ïerfenige,  ber  ba8  TOeffct  fcbliff,  gab  glcichgchtg  Diclfagenbe 
©urgelmufif  Don  ficb-  Scoor  (ich  % Slubcftötct  entfernten, 
trot  einer  Don  ihnen  no6  mit  einem  blanicn  fUleffct  in 
bet  ©onb  hinter  bie  ïür.  ^^ngmilcfaen  buhe  mqn  telepbonifcb 
bie  ^riminalpoligei  olar  miert.  2il8  biefe 
erfhien,  maren  bie  föotte§bienflfreOler  über  alte  Serge. 
fHian  fonntc  ben  Scamten  aber  bie  Sltcbtung  ongeben,  tn 
bet  fie  fidb  entfernt  butten,  unb  biefe  3iicbtung  geigte  oft* 
märti  nach  bem  SSafferturm.  cn 

®ie  ilriminalbcomten  entbedten  bie  jungen  Sutfm^n 
bann  in  einer  ® a ft  m i r t f cb  u f t,  in  bie  fie  eingeftbrt 
maren,  angeblich,  um  einen  fyrübtrunf  gu  üebmen.  2ic 
3Birtf(baft  mar  aber  für  ©öfte  noch  nicht  geöffnet.  Diel* 
mehr  fanben  fte  Einlaß,  al8  bie  Snöfraucn  mit  2Iuf* 
röumungêarbett.'n  bcfchäftigt  maren.  2l£fobol  erhielten  fte 
nidbt.  Slößlid)  tlopfte  e8  an  bie  2ür.  Sie  iiriminotpoligei 
mar  bq. 

Sie  ®otte8MenftftöTer  oerTrochen  ficb  fchleuntgft  ht  bei 
jtiiehe,  mo  fie  feftgenommeu  mürben. 

11  ïage  faßen  fte  in  Unterfu^ungébgft.  Sann  mürben 
fie  micbet  auf  freien  f|uß  gefetit.  2118  bie  jungen  Surfchen 
g ftern  bot  bem  Strafrihtcr  ftanben,  molltcn  fie  Don  bet 
gangen  ©efebi^te  nur  ned)  menig  miffen.  Sie  ließen 
ben  2IIfoboI  allein  (cbulbtg  metben.  Sie 
Satgeugen,  bie  on  bet  2Inbad)t  in  ber  Spnagogc  teil* 
genommen  buben,  befunbeten  bemgegenüber,  baß  e§  m i t 
ber  Srunfenbeit  nicht  meit  gemefen  ift 


unb  meinten,  mon  bube  e8  ben  Senten  f a u m o n ge  • 
m e r f t,  baß  fte  unter  2nfobolmitfung  ftanben.  Sie  fcIJjft 
gaben  an,  baß  fie  .Itcgelfport  treiben  unb  bem  Soïfport 
bulbigen.  3n  ber  fraglichen  Sonutognaebt  Jinb  fie  Don 
bet  Äegerbcibn  qefomnten  itnb  buben  bi§  früh  um  6 Uhr 
mehrere  2Sirtfdjaften  am  Stcelcr  Sot  befuebt.  Sa8  ©cri^t 
mar  bet  2Inftcbt,  baß  ongefiebts  bet  beifpiellofen  Sietät* 
lofigfeit  unb  f^rcebbeit,  mit  ber  bie  Störung  ber  2tnbacbt 
burebgefübrt  morben  ift,  ©elbftrofcn  feine  au8reicbenbe 
Sühne  bilben.  S»  Dcrurteilte  ben  3lntmcrcr  »jerb.  i f cb  c t 
gu  Dier  unb  ben  Steiitfcbleifer  .Hurt  fUießenbadber  gu 
fünf  Monaten  ®efängni8.  Siefe  beiben  2lngcflagten  butten 
nämlich  bei  bet  üblen  Sat  bie  fübtenbe  9LlIe  gefpielt.  Sie 
brei  übrigem  2lngcflagtcn  fomen  mit  einer  ö q f ä n g n i § * 
ftrafe  Don  je  gmei  TOonaten  booon.  Sie  grage, 
ob  bm  2lngcflagtcn  StrafauSfetiung  gemährt  metben  fann, 
mürbe  in  bet  geftrigen  Serbunblung  nicht  entfdbieben. 

^ebenfalls  mfiffen  f«  einen  erheblichen  Seil  bet  Strafe 
Deibiißen, 

unb  ob  ber  Slcft  ihnen  etlaffcn  metben  Eann,  mirb  r*’ 
grage  ber  3eit  fein.  Ser  SlaotSonmalt  buhe  gegen 
beiben  erftgenonnten  Stng'flagten  je  fcch8  fplonotr 
gegen  bie  btei  übrigen  je  brei  ÏÖlonotc  ©efängnt* 


Intentional  Second  Exposure 


i 


Sot  ‘^acabemacf^ 
in  kn  6pagogengottesbienft. 

®ie  ^nfü^rer  bcfommen  fünf  unb  oier  iülonate  ©cfangnis. 


(Jg  toat  eine  tR o e 1 1 unb  ^ßietätloft^Ieit  o^ne* 
flietdben,  bic  cine  Slotte  junget  Surften,  bic  geftern  toot 
oem  Sdjöffctigetit^t  ftanben,  nocb  butebjeefetet  Slatbt  an 
ben  ïag  gJegt  haben.  Sungc  öeute,  fünf  an  bet  Sat)!, 
im  artet  Oon  einigen  20  $fohten,  finb  früh  motgeng  an 
einem  'Sonntag 

ln  ben  SbnagogengotteSblenfl  cingebtungen  unb  haben 
beratt  Staottio  gettieben, 

bafi  bet  Ootteêbienft  unterbrochen  unb  bie  Einbtingïinge 
mit  Sradbialgcmalt  an  bie  ftifche  ßuft  gefegt  metben 
mußten.  Sie  üble  Giefchitbte  batte  fidb,  wie  auS_  bet  S3et= 
nebmung  bet  haibotging,  folgenbermaBen  abge^ 

fpielt:  . 

toar  an  einem  Oftoberfonntag  lutj  nadp  7 uht  ftuh- 
3n  bet  ©hnagoge  am  ©tecict  Sot  hatte  eben  bet  ®otttó* 
bienft  feinen  Anfang  genommen,  als  bie  anbädbtigen  plöfe* 
li^  butcb  lauten  Spettafel  in  ihtet  anbacht  g-ftort 
toutben.  Sonn  mutben  fie  3^ngen  eineé  mohl  taum  jcmalê 
erlebten  fcltfamen  ©chnuftüefcè.  Qn  bie  ©hnagoge  tarnen 
fünf  funge  Scute  in  militnrifchem  ißatabematf^  mar« 
feiert,  bie  4>cinbe  an  bet  ©ofennaht.  Sie  _ fonbetboten 
ftirchenbefuéber  marf^ierten  in  feftein  Siitt  hinteteinanbet 
bur^  bie  ©pnngoge  big  ^u  ben  Potberften  fönten,  in  benen 
fie  fich  gcräufa)DolI  niebetliejem  Onjwifchen  hatten  fie 

muimuinue  uuo  Dtunniieia>e  jmiuc  ouu  |iu^ 

Dtbncr  ging  ju  ben  ©törenfricben  hin  unb  beutete  ihnen 
an,  bafi  fie  fich  in  ein  ©otteShauS  öerittt  hotten,  unb 
bann  etfuchte  er  fie,  fidh  ju  entfernen.  Einet  bet  Sin« 
bringlinge  mürbe  nun  frech  unb 

fchnaujte  ben  ln  potgcificftcm  Ultet  ftchewben  Otbnet 
mit  ben  Spotten  an: 

32a8  millft  bu,  hoft  bu  ourf)  noch  ma«  m fagen?  ÜRittler« 
mcile  mar  bie  ©törung  fo  ftatf  gemotben,  bafi  bie  Seitcr 
bet  anbacht  ihte  lirchlichen  abjeichen  oblegen  unb  ben 
©otteèbicnft  unterbrechen  mußten,  ai«  bie  Sluheftötet  fidh 
ttoh  cnetgifd)et  aufforbetung  nicht  bequemen  moüten,  ben 
©ottcêbicnft  ju  bctlaffen,  »ielmchr  biq  aeufterung  taten: 
•illadjt  mit  eurer  ©odhe  nur  »eitet!,  bo  griff  bet  ßehret 
Suchhotn  energifch  ein  unb  padtte  fich  jmei  Sinbringtinge 
an  ben  ©al§  unb  settle  fte  au8  bet  33onf  herauê,  bem 
aueiganqe’  s«-  *am  c8  su  einem  aufregenben  unb 

hanbgreiflidl)cn  3mifchcnfaII.  iöudhhotn  mürbe 

pon  einem  bet  fteejen  SUntfdhen  ongegtiffen  nnb  mlfe* 
honbelt 

St  ethi''It  einen  »udhtigen  ©ich  übet  bie  fRofe,  bet  baä 
yiafenbein  pcrlehte.  Sie  SBetlehung  »at  fo  erheblich,  bafe 
bet  ÜRonn  Pier  '©edhen  tang  front  unb  in  ärstli^er  33c' 
hanblung  mat.  ai8  er  ftotf  blutete,  tarn  aud)  bet  Äantor 
Ogutf^  hinsu,  bet  einen  mächtigen  Äinnhaten  besog  unb 
adpt  Soge  su  ®ett  liegen  mufete  unb  Pon  staei  ©pesialHrstcn 
behonb.tt  mürbe,  ba  butch  ben  ©icb  feine  ©timme  in 
'JRitleibcnfchoft  gesogen  motben  mot.  ©chtiefelich  gelang  eS, 
bie  ©tötenfriebe  bi8  on  bie  au8aang8tüt  s«  bringen,  ohne 
baff  fie  erheblichen  ffiiberftonb  geuiftet  hätten,  än  bet  ïüt 
fam  e8  bann  nod)moI8  S“  einem  ÄWifchenfoIl.  Sinet  bet 
jungen  Surften  s » 8 ^ a 8 2R  *]  f e t,  buchte  fich 


mefete  baS  SKcffet  an  ben  fteinernen  Steppenftufen,  mdhrenb 
mehrere  Seitet  unb  ®efuchet  bc8  ©otteöbicnfteä  in  einiger 
Entfetnung  not  ihm  im  Öottaum  bet  ©pnagoge  ftanben. 
3hnen  tief  man,  mährenb  ba8  ïïReffet  gefdhliffen  mutbe, 

bie  SBorte  su:  pertedc!"  unb  „3k  golisifdje» 

©(f)  notier!“ 

Setfentge,  bet  ba§  üRefTct  f^Iiff,  gab  gleichseitig  üielfogenbc 
©urgelmufif  pon  fidh-  33cPot  fi^  bie  aluheflötet  entfernten, 
trot  einer  pon  ihnen  noch  mi}  einem  hianicn  TOeffet  in 
bet  ©anb  hinter  bie  2üt.  ^aso^ifthen  hatte  man  telephonjfdh 
bie  iïrtminalpolisei  alarmie_tt.  ai8  biefe 
crfchien,  maren  bie  föottesbienflfrepler  übet  alle  ®etgc. 
ajjan  fonnte  ben  SBcamtcn  aber  bie  Slichtung  angeben,  tn 
bet  fte  fid^  entfernt  hatten,  unb  biefe  3iichtung  seigte  oft« 
märtö  na4  bem  SBafferturtn, 

Sie  Kriminalbeamten  cntbccftcn  bie  Üfngen  Surf&cn 
bann  in  einer  ©aftmirtfeheft,  in  oie  fie  eingefchtt 
moren,  angeblich,  um  einen  f^rühttjinf  s“  Itehmen.  Sie 
SBittfehaft  mar  ober  für  ©öfte  noch  nidht  geöffnet,  otel« 
mehr  fanben  fie  Sinlah,  al8  bie  ißuhftaucn  mit  auf« 
räumung8atbctt.'n  befebnftigt  maren,  aifohol  erhielten  fie 
nidht.  ijilöhlich  Köpfte  eä  an  bie  Süt.  Sie  Ktiminalpolisei 
mor  bo. 

Sie  ©Dtfcêbicnftfförer  perftodhe»  fidh  fcfileunigft  ln  bet 
Äü(he,  too  fie  feftgenommeu  tourben. 

11  Sage  fofeen  fte  in  IXnterfu^unq^hcift.  Sonn  tourben 
fte  micbet  auf  freien  3uf(  gcfeüt.  ai8  bie  jungen  Sutfehen 
g ftern  bor  bent  ©trafridbter  ftanben,  ttotltcn  fie  Pon  bet 
gansen  ©efchi^te  nur  nodh  toenig  toiffen.  @ie  fiefeen 
ben  aifohcjl  allein  fhalbtg  »erben.  Sie 
Satseugen,  bie  an  bet  anbad)t  in  Der  ©hnagogc  teil« 
genommen  haben,  befunbeten  bemgegenübet,  bofe  c8  m i t 
bet  Srunfenheit  nidht  »ett  h®r  ge  toefen  ift 
unb  meinten,  man  habe  e8  ben  Seuten  f a u m o n ge « 
m e r f t,  bah  fie  unter  aifoholiuirfung  ftonben.  Sie  feTbft 
gaben  an,  bah  fm  Kcgelfport  treiben  unb  bem  SScJïfport 
hulbiqcn.  3n  ber  fraglichen  ©onutaguadht  finb  fie  Pon 
bet  Kegelbahn  qefommen  nnb  hoben  bis  früh  um  6 Uhr 
mehrere  irSittfdjaften  am  ©tcelcr  Sot  befudbt.  Sa8  ©criht 
mor  ber  anfi^t,  bah  angefichtS  bet  beifpicUofcn  ißietät« 
lofigfeit  unb  itwdbhfit,  mit  ber  bie  Störung  bet  anbacht 
bur^geführt  toorben  ift,  ©elbftrafcn  feine  auSreidjenbe 
Sühne  hüben.  Sä  Pcrurteilte  ben  3iutmcrcr  Serb,  g i f ch  e t 
SU  Pier  unb  ben  ©teiufdhleifet  Kurt  ÜRehenbadhet  su 
fünf  ÜRonaten  ©efängniä.  Siefe  beiben  angcflagtcn  hotten 
nömlih  bei  bet  üblen  Sat  bie  fühtenbe  3l-  tle  gefpielt.  Sie 
btei  übrigem  Slngcflogtcn  famen  mit  einet  ©eföngntS« 
ftrafc  Pon  fè  stoei  ilRonaten  boPon.  Sie  grage, 
ob  bm  angcflagtcn  ©IrafauSfepung  getoährt  »erben  fann, 
toutbe  in  kr  geftrigen  53ethünbluug  ni^t  cntfdhieben. 

gebenfaDS  mfiffen  fie  einen  ctkblichen  Seil  bet  ©träfe 
Perbiihen, 

unb  ob  ber  3lcfl  ihnen  etlaffen  »erben  fann,  toitb  r*' 
gtoge  ber  3rit  fein.  Ser  ©taatäantoalt  hatte  gegen 
beiben  erftgenonnten  ang  flagten  je  fec^S  iDlonatf 
gegen  bie  Drei  übrigen  je  brei  ÏRonote  ©efängnt* 


Essen,  den  22.  Desember  193o 


Akademie  fUr  die  ^ïiesensohaft  des  Judentums, 

B e r 1 i n W.55 

Lützoestrasse  16. 

Joh  bestätige  den  Empfang  Jhres  schätzbaren  Schreibensvora 
le.d.M.  und  teile  Jhnen  mit,  dass  Jhr  Gesuch  vom  17.  Oktober  d.J.  Gegen- 
stand eingehender  Beratung  gewesen  ist.  Lie  sohwi  ^Tigen  Verhältnisse 
am  hiesigen  Platze  erlauben  es  dem  Vorstande  nicht,  über  den  Ihnen  ge- 
währten Betrag  hinauszugehen.  Wir  hoffen  bestimmt,  dass  im  nächsten  Jahre 
die  Verhältnisse  sich  bessern  werden  und  wir  durch  verstärkte  Bemühungen 
im  Kreise  unserer  Gemeinde  so  wichtigen  Institutionen  wie  dem  Jhren 
wieder  mit  grösseren  Mitteln  beispringen  können.  Jn  diesem  Jahre  ist  es 
leider  unmöglich. 

Hoohaohtungsvoll 


- ^ 


AKADEMIE  EÜR  DIE  WISSENSCHAFT  DES  JUDENTUMS 

VERWALTUNQSVORSTAND: 

Dr.h.c.  Aron  Hirsch,  Vorsitzender  / Oskar  Wassermann,  Direktor  der  Deutschen  Bank,  2.  Vorsitzender  / Prof.  Dr.  Albert  Einstein,  S.Vorsitzender 
Jakob  Qoldschmidt,  Qeschäftsinhaber  d.  Darmst.-  u.  N at.- Bank,  Schatzmeister  / Wilhelm  Kleemann,  Dir.  d.  Dresdener  Bank,  2.  Schatzmeister 
Prof.  Dr.  Carl  Lewin,  Schriftführer  / Prof  Dr.  Otto  Warburg,  2.  Schriftführer  j Kammergerichtsrat  Leo  Wolff,  Vorsitzender  des 
Preußischen  Landesverbandes  Jüd.  Gemeinden  / Robb.  Dr.  Leo  Baeck,  Präsident  der  Qroßloge  U.  0.  B.  B.für  Deutschland 

Bankdirektor  Berthold  Katz,  Beisitzer 


BERLIN  W35,  LÜTZOWSTRASSE  16 
den  18,  Dezember  1930, 


Herrn 


Dr.  Georg  Hirschland 
Vorsitzender  des  Vorstandes  der  Jüdischen  Gemeinde 

Essen 

Alfredistr,2 

Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Hirsch land  I 


/ 


Am  17, Oktober  1930  gestatteten  sich  unsere  Vorsitzenden 
Herr  Dr.Aron  Hirsch  und  Herr  Direktor  Wassermann, Ihrer  ver  - 
ehrlichen  Gemeinde  ein  eingehend  begründetes  Gesuch  um  eine 
Sondersubvention  für  das  laufende  «Jahr  einzureichen.  Zu  unserem 
lebhaften  Bedauern  ist  dieses  Schreiben  jedoch  nicht  vom  Ge  - 
me  inde vors tand  selbst  behandelt  worden, sondern  wurde  Ihrer  Zen- 
tralstelle für  Wohlfahrt  überwiesen, die  es  mit  einem  Beitrag 
von  Mk.  50.-  beschieden  hat. 

Wir  sind  über zeugt, dass  dieser  Gang  der  Angelegenheit  ei- 
nem Irrtum  zuzuschreiben  ist, und  wenden  uns  an  Sie  persönlich 
mit  der  ganz  ergebenen  Bitte,  eine  Wiederaufnahme  durch  direk- 
ten Beschluss  des  verehrlichen  Gerne inde Vorstandes  gütigst  ver  - 
anlassen  zu  wollen. 

Die  Akademie  für  die  Wissenschaft  des  «Judentums  ist  die 


Bank-Kon£o:  Darmstädter,  und  Nationalbank,  Berlin,  Depositen-Kasse  Unter  den  Linden  3 
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AKADE/AIE 


Fortsetzung  zum  Brief  vom  18, 12. 30 ^in 
Blatt  2 


Herrn  ^r. Georg  Hirschland- 

Essen 


einzige  Institution  für  systenffittische  jüdische  Forschung  in  Europa, 
sie  hat  in  den  11  Jahren  ihres  Bestehens  bereits  eine  glänzende  Rei- 
he ausserordentlich  wichtiger  wissenschaftlicher  Vi/erke  herausge  - 
bracht  und  beschäftigt  24  Gelehrte  von  Rai^,  denen  sie  damit  ihre 
Existenz  sichert.  Ihre  Herren  Rabbiner  Dr.  Samuel  und  Dr.  Hahn,  die 
sachverständigsten  Beurteiler  der  Leistungen  der  Akademie  werden 
Ihnen  deren  unvergleichliche  Bedeutung  bestätigen. 

Die  Lage  der  Akademie  ist  infolge  der  Wirtschaftsnot,  die 
auch  ihre  Mitglieder  nicht  unberührt  gelassen  hat,  so  kritisch  ge- 
worden, dass  wir  am  Jahresende  nicht  wissen,  wie  der  Fehlbetrag  zu 
decken  ist  und  die  weiteren  Gehälter  heranzuschaffen  sind. 

Wir  erneuern  daher  unser  Gesuch  um  eine  grössere  Unter  - 
Stützung,  die  dazu  helfen  soll,  über  die  Monate  tiefster  Depression 
hinweg  zu  kommen,  bis  die  regulären  Eingänge  des  neuen  Uahres  die 
weitere  normale  Fortarbeit  sichern.  Wir  wären  Ihnen  doppelt  dankbar, 
wenn  die  entsprechende  Beschlussfassung  Ihres  verehrlichen  Vorstan- 
des so  bald  erfolgen  könnte,  dass  sie  der  Akademie  noch  vor  Jahres- 
schluss zugute  kommt. 

In  ausgezeichneter  Hochachtung 
ergebenst 


y-»  • A % — M 

Generalsekretär 


LOUIS  EMVA 

ÜKS  BANKHAUSES  IKG^  ft 
DÜSsEc'iRP^fef-<J* 


DÜSSELDORF,  den  l5.Dez.l930 

STEINSTR.  20 


Dr.  a«org  SirsohlaDd 
fiase V Bahr« 


Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

Wie  ioh  Heisa»  siad  Sie  eur  Zeit 
Vorsitzender  der  jfidiaohen  Gemeinde  in  Saaen 
und  werden  sioh  in  dieser  Sigensohaft  auch 
den  Kopf  zerbrechen  mßssen  über  die  für  das 
nächste  Etatjahr  zu  veransohl agenden  Steuern« 
Is  lat  ja  zweifellos,  dass  das  Steuer-Ist 
far  1931,  das  auf  dem  Einkommen  von  1930  ba- 
siert, viel  geringer  ausfallen  wird,  als  für 
das  laufende  Jahr«  Ebenso  steht  auch  fest, 
dass  man,  wo  alle  Welt  mit  Hecht  nach  einem 
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St euer’abbau  sohreit,  nicht  mit  einer  Srhö- 
hung  der  Umlage  in  den  Kult  ua  gern  eind  en  kom- 
men darf« 

Nun  aind  feraohiedene  Gemeinden  dazu 
übergegangen, ^"einen  Zuaohlag  auf  die  Ve^ö- 
genaateuer'  einzuführen,  indem  aie  gleichzei- 
tig naturgemäsa  den  Zuachlag  auf  die  jSinkom- 

1 ..  . 

menet  euer  allgemein  ermäsaigt  haben« 

’ * Mir- liegt  ^daran,t  zu  erfahren, . eie  ^ 
Sie  in  Saaen  über  die  Sinführung  dieaer  Ver-r 
mbgenaateuer  denken«  Ich  ^peraüiüioh  Terapre.jj 
‘ che'  mir  eigentlich  nicht  viel  davon;  und 
zwar  aua  folgenden  ^ Öründenj  ’ " • ^ 

1«)  Die  Kreiae  mit  feat  ein  Sinkommen  ^Idet 
immerhin  einen  wesentlichen  Teil  der  Steuer- 
zahler im  allgemeinen;  deren  Sinkünfte  sind 
abeV  nur  unwesentlich  geringer«  Bei  einer 
Srmäsaiguhg  der  Bi nkommenat euer  würde  da- 
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L , durch  der  Ausfall  ganz  beträchtlich,  der  nur 

schwer  durch  die  Vermögenssteuer  wieder  ein- 

zuhol  en  . wäre«  ^ 

« 

. , * 2«)  Beim  Finanzamt  werden,  soviel  ich 

. weisa,«  Vermögensst  euer-Veransohlagungen  un- 

# 

* ter  RM.  20.000«-  .gar  nicht  registriert;  es 

• - * **^'  Y — 

bleiben  daher  nur  verhältnismässig  wenig  Zen- 
siten^mit  einem  grösseren  Vermögen,  übrig,  die 
^ 0%  aber  fast'  ausnahmslos  gleicheitlg  Binkommen- 


st eüer-^ahler  sind  und,  die  .sich  eine,  doppelte 
. Belaat.ung,^  wodurch  aie  wesentlich  mehr  zu  ent 
^ richten  haben  würden,,  wohl  achwerlioh  gefal- 
len lassen«  . , , 

3«J  steht  wohl  fest,  dass, die  grösseren 


Vermögen  zur  Hauptsache  in  Qe  aell  schaft  en  in- 
vestiert  sind,,  wo  jeder  Zensite  seinen  Anteil 


I 


an  den  Gresell schaft  en  nur  mit  50^  als  Vermö- 

. u • * 

gen  anzugeben  braucht , wodurch  der  einzelne 


Besitz  schon  auf  die  Hälfte  reduziert  wird« 
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« * 


9U 


4‘» ) Duroh.  die  doppelte  Besteuerung  wird 
dem  ?lnaneamt  mehr  Arbeitslast'  auferlegt; 

98  steht  dooh  alsdann  zu  erwarten,  dass  die 
Umlage  fßr  die  Aussohreibung  der*  Steuern 
seitens  des  Finanzamtes  auch  entspreche^ 
erhöht^  wird.  ^ ^ 

'Bas  sind  so  im  wesen tliohen  meine  Be. 
decAen,  die  ich  ge^^n  die  Sinfahrung  der 
Vermögenssteuer  bei  der  Aul  tue  gern  einde  ?or- 
zubringen.  hätte«  loh  bin  aber  durchaus  kein 
Gegner  dieser  Steuer,  sondern  würde  mioh 
gern  dazu  ent sohllessen,  wenn  ioh  sehe,  dass 
sie  tatsäohlioh  die  Gemeinde  über  die  befor- 
stehehden  bösen  ' finanziellen  Zeiten  hir^g. 
bringen  würde*.  ' 

t 

Bs  wäre  mir  deshalb  ausserordentlioh 
interessant,  sehr *?erehrt er  Herr  Doktor, 


’ t - 


e 
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LOUIS  ELKAN 

TEILHABER 

DES  BANKHAUSES  SIEOFRIED  FALK 
DÜSSELDORF  KÖLN 


DÜSSELDORF,  den 

STEINSTR.  20 


Herrn  Dr.  Georg  Hirsohland,  Sssen« 


- 5 • 

nenn  Sie  mir  mel  Ihre  Ansicht  hundgeben 
und  mir  sagen  würden/  wie  Sie  es  ln  Basen 
zu  machen  beabsichtigen« 

Hit  vielem  Danke  im  voraus  bin  ich 
mit  freundlichem  Grusse 
Ihr. /ergeh  ener 


6.  Nov. 1930 


An  die 


Synagoge  ngeme  Inde 
z.H.  des  Herrn  Hr,  Schweizer 

Essen. 


Betrifft;  Friedhof  Huttrop, 


Unter  Bezugnahme  auf  imsere  gestrige  Unterredung  überreiche 
loh  liinen  ln  der  Anlage  wunoohgemäss  Abschrift  der  Schreiben 
von  Herrn  Richard  Herz  vom  22.  April  1929 
an  Herrn  Oberbürgermeister  Bracht  vom  24,  April  1929 
von  Herrn  Oberbürgermeister  Bracht  vom  23.  Mai  1929 
von  Herrn  Oberbürgermeister  Bracht  vom  6.  Juni  1929 
ln  obiger  Angelegenheit  zur  gefälligen  Bedienung, 

Hochcohtungsvoll 


Copla  natli 
Hambum  OMCMi 


*J 


neanand  fUsf  sig 

^ unaoron  lataton  briaf  vom  oinundawanaigatcn  oktober  wegen  ^ 

vereinigte  elektriaitätawerke  an  doutaohbank  hat  deutachbank  noch  nicht  ^ 
beantwortet  punkt  wohl  war  boohtolf  neulich  am  tolefon  um  mir  mitauteileir 
daas  kehl  wieder  ein  paar  tage  verre iat  sei  und  er  möchte  doch  auf 
voranlaaaung  von  kohl  mal  unaere  atimmung  hören  punkt  boohtolf  erklärte 
Bich  bereit  una  am  Einagowinn  durch  einzahlung  partizipieren  zu  laasen 
aber  die  atücko  könnte  er  una  nicht  geben  daraufhin  bin  ich  Ihm  ziemlich 
grob  gekommen  ich  erklärte  mich  dann  am  telefon  bereit  falls  wir  die  ^ 
stücke  bekämen  alles  zu  finanzieren  jnankt  aber  wie  schon  oben  gesagt 
haben  wir  auch  heute  noch  keine  ontwort  ich  sagte  ihm  unter  anderem 
ich  wäre  über  die  cache  selbst  nicht  ao  orientiert  denn  du  hättest  ja 
die  Verhandlungen  geführt  ob  man  die  oaoho  nicht  bis  zu  deiner  rtickkehr 
* liegen  lassen  könnte  worauf  er  sagte  er  glaubte  kaum  dass  man  so  lange 

beteiligung  offen  halten  könnte  ich  sagte  dann  beohtolf  ich  wüsste  ' 
überhaupt  nicht  ob  mim  dann  die  beteiligung  accept ieren  sollte  denn 
«eoohäft  sei  von  ihnen  uns  gegenüber  nicht  nett  aufgezogen  es  wäre 

fv  synagogenselc^^är^^**  private  unter^ialtungpunkt  schweizer  mitteilt  dass 

'doktor  goldsohmidt  auch  zweite  inetanz  abgewiesen  ! 


- NLT  - Elsorgland 

N e w y o r k punkt  sooiete  genera  le 
paris  hat  einmonatedöllars  dreieinhalb  prolongiert 


SIMON  HIRSCHLAND,  BANKGESCHÄFT 


ESSEN,  den 20.?.0ktqb  er 


RECHNUNG 


für ® > Essen 


betr. lArbelten  ln  der  alten  Spar 
Xampen  ä-40 . Watt Al.. 

S.tück.  Kerns  è 

.?®.l.l.siI....J^.1.08..ö.t  tpapl  er  è 

Sohreiner  Mlohels  5 Std. 


Monteur  Herdes 


Monteur  d. Weatd . Telefonfabrik 


Lehrling 


«ur  „2^  Zus  qhljag  f , 2üeb ers t en 

33  .1/3^ " ?.?..3..  Haohtstui  den 

.265^ " f , 5 Uebsrs tu]|den 

^ 2 Std.  - 28  Stdl 

4 ” k A " - 16 " 1 


i;  :-i  ■ ^ 


1^.: 


10. Oktober 


An  das 


Polizeipräsidium 


Essen 


Pur  die  tatkräftige  Hilfe,  die  Sie  uns  bei  der  Verfolgung  und 
Feststellung  der  Täter  der  unliebsamen  Störung  des  Gottesdienstes  am 
vergangenen  Sonntag  geleistet  haben,  möchten  wir  nicht  verfehlen,  Jhnen 
unseren  ausdrüokliohen  Dank  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Jn  vorzüglicher  Hochachtung 
Der  Vorstand  der  Synagogengemeinde 


xn  einer  óe±Ti  soniiristen  Kampfes  innerhalb  des  deutschen  Volkes,  an 
dessen  Ausgang  die  ln  Deutschland  lebenden  Juden  und  Insbesondere  die  der 
ostjtidischen  Gemeinschaft  angehörenden  Juden  eine  besondere.  Rolle  spielen 
hat  sich  kurz  vor  den  hoheh  Feiertagen  in  unserer  Gemeinde  ein  Vorgang  ab- 
gespielt, der  zur  nachträglichen  Stellungnahme  des  Vorstandes  und  des  Rab- 
binates ziwingt* 

Auf  Vorschlag  der  Kultuskommission  und  unter  Zustimmung  der  Herren  Rabl 
ner  und  der  ln  diesem  Ausschuss  tätigen  Vertreter  der  ostjüdischen  GenöLn- 
schaft  war  das  Gesellenhaus,  Steelerstrasse  30  zweekR  Ahhni-i:nT^o- 


Der  Vorstand 


Das  Rabbinat 


Centralverein  deutscher  Staatsbürger 
;)üdischen  Glaubens, 


Wir  nehmen  höfl.  Bezug  auf  die  Eingabe  des  Centralver- 
eins deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens,  Essen,  und  der 
Ortsgruppe  des  Reichsbundes  jüdischer  Frontsoldaten  vom  26* 

August  und  teilen  Ihnen  höfl.  mit,  d^o  wir  Ihnen  für  den  uns 
geschilderten  Zweckv^ine  Zuwendung  von  RM  2.000, — bewilligt 
haben.  Vorstehenden  Betrag  werden  wir  Ilinen  auf  Ihr  Konto  bei 
der  Firma  Simon  Hirschland  überweisen  lassen. 

Gleichzeitig  bitten  wir  Sie,  davon  Vormerkung  zu  neh- 
men, dass  durch  diese  Zuwendung  auch  die  Eingabe  des  Reichstags- 
wahl-Ausschusses 1930  vom  28.  August,  unterzeichnet  von 

Vorstand  der  jüdischen  Gemeinde  zu  Berlin 

Br.  James  Ellenbogen  Dr.  Ismar  Freund 

Central-Verein  deutscher  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  E.V 

Dr.  Hermann  Berlak  Landgerichtsrat  Dr.  Seligsohn 

Syndikus  i)r.  Alfred  Wiener 

Grossloge  für  Deutscliland  U.O.B.B. 

Rabbiner  Dr.  Löwenstamm 

Zionistische  Vereinigung  für  Deutschland 

Dr.  Bileski  Dr.  Nahum  Goldmann 

Reichsbund  jüdischer  Frontsoldaten 

Justizrat  llax  diodziesner  Dr.  med.  S.  London, 

ilire  Erledigung  gefunden  hat,  v/ovon  Sie  den  in  Betracht  komr. enden 
Stellen  Mitteilmig  maclion  wollen. 

Der  Vorstand  der  Synagogengemeinde 


RICHARD  HERZ 


ESSEN,  den  29.  August  50 

HUYSSENALLEE  36 


Sslir  geeinter  Herr  Dr.  Hirscliland  1 


Zu  der  anbei  zurück  erfolgenden  Eingabe 
des  C.  V.  gestatte  ich  mir  folgendes  zu  bemerken. 

Da  es  sich  um  einen  Abwehrkampf,  nicht 
aber  um  eine  Wahlagitation  handelt,  bestehen  m.  E. 
keine  grundsätzlichen  Bedenken  gegen  die  Bewilli- 
gung eines  Betrages  aus  dem  Disposition^ond  des 
Vorstandes. 

Der  angeforderte  Betrag  erscheint  mir 
in  seiner  Höhe  undiscutabel . Die  Antragsteller 
mögen  Auskunft  erteilen  über  die  Höhe  der  bereits 
0 jjag@gangenen  und  voraussichtlich  noch  eingehenden 
Spenden  von  privater  Seite,  sowie  über  die  unbe- 
dingt erfoiü erlichen  Ausgaben  unter  Angabe  des 
Verwendungszweckes.  Alsdann  könnte  dem  Anträge 
näher  getreten  werden. 


Ich  begiüsse  Sie  bestens 

als  Ihr  sehr  ergebener 


REICHSTAGSWAHL-AUSSCHUSS  1930 

CENTRAL-VEREIN  DEUTSCHER  STAATSBÜRGER  JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.  V.  . VORSTAND  DER 
JÜDISCHEN  GEMEINDE  ZU  BERLIN  • GROSSLOGE  FÜR  DEUTSCHLAND  U.  O-  B.  B.  ■ REICHS- 
BUND JÜDISCHER  FRONTSOLDATEN  • ZIONISTISCHE  VEREINIGUNG  FÜR  DEUTSCHLAND 


Tagebudi-Nr.!  Hi./Sli. 


R.  W.  30  Bel, 


Befrilft:  Relchstagswahlkampf 


BERLIN  SW  48,  den  28.  August  1930, 
WILHELMSTR.  14/1 
TELEFON:  F5  BERGMANN  3005 


An  den 


Vorstand  der  Jüdischen  Gemeinde 


Sehr  geehrte  Herren! 

Der  Reichtagswahlausschuß  1930,  dem  Vertreter  des  Centralvereins 
deutscher  Staatsbürger  Jüdischen  Glaubens,  des  Vorstandes  der  Jüdischen 
Gemeinde  zu  Berlin,  der  Zionistischen  Vereinigung  für  Deutschland,  des 
Reichsbundes  Jüdischer  Frontsoldaten  und  der  Großloge  für  Deutschland 
U.  0.  B,  B.  angehören,  richtet  an  Sie  die  ergebene  Bitte,  ihm  die  Erfüllung 
seiner  Aufgaben  durch  Zuwendung  einer  namhaften  Spende  zu  ermöglichen. 

Der  Ernst  der  Lage  des  deutschen  Judentums,  in  erster  Linie  durch  das 
besorgniserregende  Anwachsen  der  nationalsozialistischen  Bewegung  bedingt, 
bedarf  keiner  Unterstreichung.  Die  wenigen  Wochen  bis  zum  Wahltage  werden 
eine  bisher  noch  nicht  erlebte  Schärfe  des  politischen  Kampfes  mit  sich 
bringen.  Der  Verteidigungswille  des  deutschen  Judentums,  der  sich  erfreu- 
licherweise nun  in  allen  Kreisen  regt,  muß  für  diese  politische  Entscheidung 
allgemein  nutzbar  gemacht  werden. 

Der  Reichstagswahlausschuß  1930  gibt  nun  die  sicherlich  Ihnen  selbst 
erwünschte  Möglichkeit,  die  Kampffront  des  deutschen  Judentums  zu 
verstärken. 

Der  Reichstagswahlausschuß  1930  ist  bereit,  von  den  durch  Sie  zur  Ver- 
fügung gestellten  Beträgen  50%  für  Zwecke  zu  verwenden,  die  Ihrem  Orte 
direkt  zugutekommen.  Er  bittet  aber,  bei  der  Bemessung  Ihres  Beitrages  zu 
berücksichtigen,  daß  der  zentrale  Ausschuß  außerordentlich  umfangreiche 
Aufgaben  zu  erfüllen  hat,  die  ebenso  beträchtliche  Geldmittel  erfordern, 
und  daß  die  zentrale  Arbeit  des  Ausschusses  allen  Teilen  Deutschlands  von 
Vorteil  sein  wird. 


Zusdirihen  sind  zu  ridifen  an  den  Vorsiljenden  des  Ausschusses:  Dr.  Allred  Wiener,  Berlin  SW  48,  Wilheimslr.  147 
Bankverbindung:  Dresdner  Bank  Deposilenkasse  G Berlin  SW  68  Lindensfra^e  7.  ,Dr.  Allred  Wiener  Sonderkonto" 
Postscheckkonto:  Berlin  141930  ,Dr.  Allred  Wiener-CharloHenburg  Sonderkonto' 


/ 


1 

i 


Wir  stellen  an  Sie  keinen  bestimmten  zahlenmäßigen  Antrag,  da  wir  der 
Ueberzeugung  sind,  daß  die  Einsicht  in  den  Ernst  der  Lage  in  den  führenden 
Kreisen  des  deutschen  Judentums  eine  erhebliche  finanzielle  Kraftanstrengung 
aus  eigenem  Entschluß  mit  Sicherheit  erwarten  läßt,  und  möchten  Sie  für  die 
Bemessung  Ihres  Beitrages  darauf  hinweisen,  daß  die  Jüdische  Gemeinde  zu 
Berlin  eine  erste  Bewilligung  von  RM  25.000, — bereits  vorgenommen  hat. 

Die  Kürze  des  Wahlkampfes  erfordert  raschestes_H^deln . Wij’^biJtJten 
deshalb,  mit  möglichster  Beschleunigung  die_^Jor(^rli(^e_Bes^hli^ßjfas^u_ng 
vorzunehmen,  uns  die  Höhe  Ihres  Beitrages  telegrafisch  mitzuteilen^ui^^d^ 

Betrag  selbst  sofort  zu  überweisen. 


Wir  sind  gewiß , an  Sie  nicht  vergeblich  appelliert  zu  haben,  und  zeichnen 


in  vorzüglicher  Hochachtung 


oi  U- 


Vorsitzender 


VORSTAND  DER  JÜDISCHEN  GEMEINDE 
ZU  BERLIN 

Dr.  James  Ellenbogen  Dr.  Ismar  Freund 

CENTRAL- VEREIN  DEUTSCHER  STAATSBÜRGER 
JÜDISCHEN  GLAUBENS  E.V. 

Dr.  Hermann  Berlak 
Landgerichtsrat  Dr.  Seligsohn 
Syndikus  Dr.  Alfred  Wiener 


GROSSLOGE  FÜR  DEUTSCHLAND 

U.O.B.B. 

Rabbiner  Dr.  Löwenstamm 

ZIONISTISCHE  VEREINIGUNG 
FÜR  DEUTSCHLAND 

Dr.  Bileski, 

Dr.  Nahum  Goldmann 


REICHSBUND  JÜDISCHER  FRONTSOLDATEN 


Justizrat  Max  Chodziesner 


Dr.  med.  S.  London 


•’TT?*’*  »o 


.è  . . ■ y i»  • 


Ortsgruppe  Essen 


Prau  Elly  Samson  und  Sohn  Kurt 
Alfred  Samson  für  Kegelklub 
S. Kornberg  für  Kegelklub 
Dr.  \yestf  eld 

Jüdischer  Frauenbund  (d.levl  Hirsohland) 
Mosberg 

Liste  von  Dr.Grundraann 
Firma  Grundmann 
Willy  Kuttner 

Scheck  bei  Grundmann  (Salm) 

Gustav  Blum  I.Rate 
Ungenannt 

Recht  sanv/alt  Margoninsky 

Max  Michel 

AlbertBär 

Simon  Hirschland 

Albert  Buchthal 

Liste  Grundmaiui 

Heumann  & Meyer 

R»A«Abel(^  Br  .Herzfeld  ,Dr  .Krombach 

A»G.  Stern 

Liste  Grundraann 

3 Listen  Br. Grundmann 

Liste  Hermann  Kann 

Liste  Frankenstein 

San. Hat  Dr .Cohen 


250.- 


100.- 


270.- 

400.- 


500.- 

200.- 


3.000.- 


213.- 

200.- 

600.- 

1.000.- 

58.- 

501.- 

240.- 

95.- 

20.- 


den  27-  August  193© 


Sehr  geehrter  Herr  Herz, 


Anlage 


Richard  Herz, 


I 

Essen,  den  26. August  1930. 


An  den 

Vorstand  der  Synagogengemeinde, 

Essen. 


Namens  des  Central-Vereins  deutscher  Staatsbürger 
jüdischen  Glaubens,  Ortsgruppe  Essen,  und  namens  der  Orts- 
gruppe des  Reichsbundes  jüdischer  Frontsoldaten  richten  wir 
als  die  Vorsitzenden  dieser  beiden  Organisationen  hierdurch 
an  den  Vorstand  der  Synagogengemeinde  Essen  die  Bitte  um 
Bewilligung  einer  ausserordentlichen  Zuwendimg  von  10.000  Kl. 
Diese  Zuwendung  soll  uns  instandsetzen,  den  Abwehrkampf 
gegen  die  besonders  bedrohlich  gewordene  eint i semitische 
Verhetzung,  vor  allem  in  diesen  Wochen  der  Wahlzeit,  mit 
aller  Energie  weiter  durchzuführen. 

Bereits  in  der  Gemeindeversammlung  vom  6. August  1930, 
die  ausser  von  unseren  beiden  Organisationen  noch  von  der 
Chewra  Kadi scha,  dem  Israelitischen  Frauenverein,  dem 
Jüdischen  Frauenbund,  dem  Jüdichen  Jugendverein  und  dem 
Verein  jüdischer  Handwerker  einberufen  war,  ist  in  den 
Ansprachen  der  Vertreter  aller  dieser  Organisationen  zum 
Ausdruck  gebracht  worden,  dass  es  in  dieser  entscheidunga- 
vollen  Stunde  gilt,  sich  der  gemeinsamen  dringenden  Gefahr 
bewusst  zu  werden,  die  der  jüdischen  Bevölkerung, namentlich 
des  Industriegebiets,  nicht  nur  hinsichtlich  ihrer  staats- 
bürgerlichen Stellung, sondern  auch  in  Ansehung  ihrer 

körperlichen  Sicherheit  droht,  und  alle  Kräfte  für  die 


2. 


- 2 - 

p^eraeinsame  Arbeit  mobil zumachen* 

Ein  #?rosser  Teil  der  aemeindemitglieder  ist  heute  in- 
folge der  schwierigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht 
mehr  in  der  Lage,  uns  in  der  Erfüllung  imserer  Aufgaben  in 
gleicher  Weise  zu  unterstützen,  wie  sie  dies  bisher  getan 
haben.  Dieser  Umstand  und  vor  allem  die  gewaltigen  Aufgaben 
des  gegenwl5rtigen  Abwehr kampf es  haben  dazu  geführt,  dass  wir 
mit  den  Mitteln,  die  uns  durch  private  SammlVungen  zur 
Verfügung  gestellt  werden,  nicht  in  der  Lage  sind,  das  grosse 
Programm  unserer  Aufklärungsarbeit,  über  das  wir  Ihnen  evtl, 
gern  mündlich  nähere  Mitteilung  machen,  durchzuführen. 

■^_y— stehen  deshalb  vor  der  verantwortungsvollen  Entscheidung, 
ob  wir  das  für  diese  Wochen  bereits  begonnene  Werk  in 
wichtigen  und  unentbehrlichen  Teilen  wieder  einstellen  und 
abbauen  sollen,  oder  ob  wir  durch  Ihren  Zuschuss  in  der  von 
^3  erbetenen  Höhe  iiistandgesetzt  werden,  den  .iudenfeindliohen 
Angriffen  während  des  Wahlkampfes  weiterhin  mit  energischer 
Aktivität  ent ge genzut raten« 

Es  braucht  wohl  nicht  erst  besonders  hervorgehoben  zu 
werden, dass  die  erbetene  Beihilfe  lediglich  zur  Bekämpfung 
der  judenfeindlichen  Propaganda,  also  im  Interesse  aller 
Gemeindemitglieder , Verwendung  finden  soll. 

Indem  wir  uns  noch  den  Hinweis  darauf  gestatten,  dass 
andere  Gemeinden  des  Bezirks  bereits  dieser  besonders 
dringenden  Sachlage  durch  beträchtliche  Zuwendungen  an  unsere 
örtlichen  Orteganisationen  Rechnimg  getragen  haben,  erlauben 
wir  uns  noch  die  Bitte  um  möglichst  umgehende  Ent sehlies sung, 
da  wir  wegen  der  dringenden  Entscheidung  über  die  weitere 


- 3 - .1 

Durchführung  unseres  Arbeitsprogramms  auf  Ihre  sofprtlp:e 
Antwort  angewiesen  sind» 

Eine  Abschrift  dieses  Briefes  gestatten  wir  uns 
dem  Vorsitzenden  der  Repräsentanz  zugehen  zu  lassen. 


Mit  vorzüglicher  Hochachtung  ! 
gez.  Dr. Krombach 

für  Dr.G-ott schalk 
S.  Würzburger  - Steele. 


Den  Bescheid  erbitten  wir  an  den 
central  - Verein,  Essen, 
Dreilindenstrasse  24  I. 


aUMMLM]r 


1»* 


’Vk  ' r.  ’j-:.- 


Essen,  den  16.  August  193o 


Sehr  geehrter  Herr  Justizrat, 

Joh  empfing  Jhr  geehrtes  Schreiben  vom  15. 
d.M.  nebst  den  mir  damit  übersandten  Steuerzetteln  der  Synagogengemeinde. 
Jch  habe  das  Nötige  veranlasst  und  wird  Jhnen  nach  Prüfung  Bescheid  von 

der  Rendantur  der  Synagogengemeinde  zugehen. 

Mit  freundlichem  Gruss 
Jhr 


Herrn 


Justizrat  Br.  jur.  Heinemann, 

Essen 


Zweigertstrasse  5o. 


t 


23.  Juli  1930 


■ 
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Herrn 


Ountav  B a s s a u 


?2  o n 0 n 


^elmanotraono  4 


lm  Bositze  Ihrer  nn  meinen  Horm  I>r,  leorg  FJ.rsohland 
gerichteten  Einladung  von  21. d. F.  zu  der  am  24. Juli  d.j.  stnttfin- 


dendon  AbaohluïiP-Sitzung  dec  Jubiinumsaunachusser  der  Israelit lechen 
Volksrchulo  teile  ich  Ihnen  hhfliohnt  mit,  dass  der  genannte  Herr 
zurzeit  verreist  ist  und  aus  diesem  Onmdo  der  Sitzung  nicht  bei- 
wohnen kann.  Ich  bitte,  sein  Pernbloibfni  freundlichst  zu  (mtsolml- 
digen  und  zeichne 

: lochr  chtun^'c.voll 


Hierdurch  lade  ich  Sie  zu  der  am  Domme rstag, 
dem  24,d.M,  abemds  8y2  Uhr  im  dem  Räumern  der 
Q-ese  11  schaf t Harmomie,  Uhlamdstr.  7 stattf imdemdem 
Abschluss  - Sitzumg  des  Jubiläumsausschusses  der 
israelit-ischem  Volksschule  eim  umd  bibte  drimgemd  um 
Ihr  Erscheimem. 

Hocha chtumgsvoli ! 

O-ustav  Nassau, 


Scliweii.  Telegraphen-  und  Telephonverwallung.  — Admlnistrallon  des  Idldgraphes  et  des  iélèphones  suisses.  — Ammln-slrazlone  del  telegrali  e del  leleioni  svizzerl. 

Telegpanini  — Télégramnie  — TeleäPamma  Wörter  — Mots 


i U - ',-^4 


Erhalten  von  - Recii  de 
Ricevuto  da 


Event.  Angaben  \ 
Indicutiviis  éven!  j 
indicazioni  event  J 


den  — le 
il 


will  

t ore 
Uhr  - heures 
ore 


Der  Telegraphlsl : — Le  lélégraphiste : 
II  telegralista; 


de  essen  2051  22/21  11/7  1045  = b - n «i 

v-zOnsüi^rit;  le  jy  um — a wui — iiiiii.  II  telegralista; 

° “ de„-le  'ifr  -°Lrcs  _ 


Contr.  No 


= hlps chLand  do Ld er  ho t e L zuerlch 


tadelt  Los  nichts  neues  punkt  ^Lueokwunsch  zu  richten  an 
f e s t au s s c hu s 3 zur  hunder tj ahr f eler  der  Isp ae LI tl s chen 
voLksschuLe  rlchard  herz  huyssenaLLee  36  + 


überteleqrapltiert  an  - Réexpédié  i den  ■ te 

RilrasmesJo  a il 

; um  — ä Uhr 

alle 

heures  min  Telegraphist:  - le  télégraphiste 

ore  11  telegralista: 

Intentional  Second  Exposure 


= tadeLLos  nichts  neues  punkt  gtueckwunsch  zu  richten  an 
f e s taus s chu s 3 zur  hund er tj ahr f e ier  der  i s r a e LI ti s chen 


voLksschuLe  rlchard  herz  huyssenaLLee  36  + 


Uberteleqraptiiert  an  - Réeipédié  ä 

den  le 

lim  — 5 

Uhr  - heu res 

min 

Der  Telegraphist;  - Le  télégraphiste : 

Ritrasniesso  a 

il 

alle 

ore 

II  telegraflsta: 

Wörter  — Mots 
Parole 


v-zonsigrie  ic 
Io  il 

/ den  — le 


Erhalten  von  - Recu  de 
Ricevuto  da 


Contr.  No 


Cvent.  Angaben 
Indicutidiii  éveril. 
indicaziüni  event 


Ssc>€n,  dan  26m6»30m 


Einladung* 

Sm  ist  notmndég,  dcMM  dar  gaaomta  Jubilätma^ 
cuMSGhuas  vor  dan  J'aßta  nooh  airmcï  si^iMQnnentrtttm  Sia 
wardan  dasnalb  *u  atnar  Sitzung  can  dX)nnarstag,  dan  3*  Juli, 

abends  9 Uhr  in  dan  3äuman  dar  Uasal  I schaft  Jarmnia, 

frdl* 

Uhlandatr,  aingeladan* 

Alle  Sommlar  und  a rinnen  laardan  gabatan,  die 

Listen  sim  Abschluss  au  bringen  xmd  an  den  Abend  abaul ia^ 
fern,  sowie  die  atngaganganen  Beträge  bis  aum  2,  Juli  auf 
den  Jubiläum,  fonds  dar  Jüdischen  Volksschule,  Bankhaus 
Si mon  H t rschland,  e inauaahl  an* 

Die  Mitglieder  des  Vergnügung sausschusses  wollen 
sich  gefl,  schon  unr  3*3  Uhr  au  einer  Vorbesprechung  ein^ 
finden* 

riochüchtungsvol  1 ! 
Lehrer  Leviso/m* 


Gustav  Nassau 

Essen 

Börsenhaus 

2^“ 


Vorstand 

f 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen. 


Einladung 


zu  der 

auf den M* . Juni 1 9 .30. 

Uhr  anberaumten  Sitzung. 

im  Bankhaua  Simon  Hirüohliind, 

TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Schriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

5*  (renehisigung  dar  Beschlüsse  der  Ropräsentanten- 
Sibzung  vom  22.5.I930. 

6.  Priedho f shalle 


Essen,  den 


Der  Vorsitzende 

I.  A.: 


Vorstand 

der  Synagogen -Gemeinde  Essen. 


Einladung 


ZU  der 

den  ^7*  Juni  19 

Sh 

® Uhr  anberaumten  Sitzung, 
im  Bankhaus  Simon  Hirschland. 


TAGES-ORDNUNG: 

1.  Verlesung  des  Protokolls  der  vorigen  Sitzung, 

2.  Anweisung  von  Rechnungen, 

3.  Erledigung  der  eingegangenen  Sdiriftstücke, 

4.  Verschiedene  Verwaltungsangelegenheiten, 

5.  Besprechung  über  das  Jugendheim. 


Essen,  den 


12.  Juni 


Der  Vorsitzende 


4 


Hilfa verein  der  deutschen  Juden, 

Berlin  W.35 

Steglitzeratrafjse  12. 


Jch  bestätige  den  Empfang  Jhrer  gefälligen  Schreiben  vom  10. 
Pebiuar  und  16.  April  d.J.  und  teile  Jhnen  höflicliat  mit,  dass  Vorstand 
und  Repräsentanten  der  Synagogengemeinde  Essen  beschlossen  haben,  Jhnen 
einen  Betrag  von 

RM  1.000.- 

zur  Verfügung  zu  stellen.  Jch  hoffe,  dass  damit  Jhren  Wünschen  entgegen- 
gekomrien  ist  und  zeichne 

hochachtungsvoll 


Jj 


11.  April 


Sehr  geehrte  Prau  Helneniann, 

^ heutigen  Ehrentage  über- 

senden wir  Ihnen  unsere  herzliohsten  emoi™-- 

erzxicnsten  Glückwünsche.  Möee 

vergünnt  sein,  noch  manches  Jahr  in  köruerUnh  . 

Frische  zu  erleben.  körperlicher  und  geistiger 

ItTsT.  Hepräsentanten 
cer  Synagogengemeinde 


Frau 


Heinemann 


Essen 


II.  Weberstr.27 


Ei  n 1 a d u n g» 

•m  **’•  “^d 


Essen,  den  22^3^  30a  if 


'/  ^ /O 


lah  hitte  Sie  hof liehst,  2u  einer  Sitzung  für  die 
100  jährige  Feier  der  israelitischen  Schule  am  Dienstag , 
den  25a  dmk\  abends  8 l/2  Uhr,  in  den  Räumen  der  Harmonie, 
ühlandstr,  9,  zu  erscheinen^ 


/|;|;  Griistav  N a s s a lu 


2o,  MJtrz  1930 


Herrn 


Rabbiner  Dr*  Hahn  , 

Essen, 


anilienstrasse  59 


Hierdurch  teile  ich  Jhnen  höf liehst  mit,  dass  ich  Jhnen  im 
Aufträge  des  Vorstandes  der  Synagogengemeinde  Essen 

RM  800.-  Wert  21.  März  193o 


gutgeschrieben  habe. 


Hochachtungsvoll 


Rabbiner  Dr.  Hahn 

Fernruf  23791 


Essen,  den 
Emilienstraße  59 


^ é4u^ 


did^a,A>  S-Ü  ' »/yf  - 


/TTdA-C.^ 


<i-ye. J 


Israelitische  Volksschule 

Essen 

Tgb.  Nr.,,  


Essen,  den 

SachsenstraSe  33 


•/ 


/. 


m 


JUdisclier  Jugendverein,  Essen 

(im  Verband  der  JUdisclien  Jugend-Vereine  Deulscblands) 


Ansctirill: 


Essen,  den  4. Februar  1930 


An  den 

Vorsitzenden  der  Synagogengemeinde 
z.Hd.des  Herrn  Dr.  Georg  Hirsctiag^d, 

Essen, 
Lindenallee  7/9. 


Gemeinsam  mit  den  auf  einliegender  Einladungskarte 
unterzeicimeten  Vereinen  veranstalten  wir  am  lO.ds.Mts.  eine 
Franz  Rosenzweig-  Gedenkfeier. 

".7ir  laden  Sie  erg.  hierzu  ein  und  bitten  Sie,  die  Herren  des 
Vorstandes  auf  diese  Veranstaltung  aufmerksam  zu  machen. 

Judisc^^^u^^^ve^y,  Essen 

Vorsitzender  ^ 


Essen»  den  3*  Februar  193o 


Herrn 


Rektor  Abraham  , 

Israelitische  Volksschule  Essen, 

Essen, 


Tagebuch  Kr.  396 


Sachs enst rasse  33. 


Aus  Jhreo  schätzbaren  Schreiben  vom  29.V.M.  entnahm  ich.dass 
in  der  ersten  Sitzung  des  Ausschusses  zur  Vorbereitung  des  Jubiläums 
der  israelitischen  Volksschule  dem  \;un8clie  Ausdruck  gegeben  wurde,  dass 
ich  dem  Ausschuss  beitreten  möchte.  Mit  RüOcsicht  auf  meine  starke  üeber- 
lastung  durch  geschäftliche  und  ehrenamtliche  Tätigkeit  bin  ich  zu  neinei 
lebhaften  Bedauern  nicht  in  der  Lage,  an  irgendwelchen  Arbeiten  innerliall 
des  genannten  Auaschussos  mich  zu  beteiligen.  Sie  werden  es  zu  würdigen 
wissen,  dass  ich  mir  hierin  eine  Beschränkung  auferlegen  muss.  Sollte 
dagegen  nach  aussen  hin  Jhrerseits  der  i.unsch  bestehen,  dass  ich  nomi- 
nell als  Mitglied  des  Ausschusses  fungiere,  so  würde  ich  keine  Bedenken 
sehen,  im  gegebenenj^alle  den  Ausschüsse  bei|uitreten. 

Hochachtungsvoll 


Israelitische  Volksschule 

Essen 


29.  Januar 

Essen,  den 193Ü.. 


SachsdnstraBe  33 


Tgb.  Nr i 


den  Vorsitzenden  des  Gemeinde-Vorst andet 


Herrn  Dr.  Georg  Hirschland 


Esse 


Jn  der  ersten  Sitzung  des  Ausschusses  zur  Vorbereitung  des 
Jubiläums  der  isr.  Volksschule  wurde  einstimmig  dem  Wunsche  Aus- 
druck gegeben,  dass  Sie,  sehr  geehrter  Herr  Dr.,als  Vorsitzender 
der  Gemeinde  dem  Ausschuss  beitreten  möchten. 

Jndem  ich  mich  beehre,  Jhnen  hiervon  Kenntnis  zu  gehen,  würde  es 
mich  ausserordentlich  freuen,  wenn  ich  dem  Ausschuss  Ihre  Zustimi^un 
mit  teilen  dürfte. 

Hochachtungsvoll 

für  den  Ausschuss  zur  Vorbereitung  des 

Jubiläums 


SIMON  HIRSCHLAND,  BANKGESCHÄFT 


ESSEN,  den.-lAJaß3ÄGX.. 19.3.0.* 


RECHNUNG  a 

Über  ' 


EM.i  2.10Ü loelsenkirchener, 


» ! 1.500.-  Kali-Chemie  Aktien  ij  ^ 'f^yo\ 
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